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“ I. P 
Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei an fämmeliche König. Regierungen, die. 
Verabreichung ber. Amtsblätter. an einige Behörben ; 
und Beamte betreffend... 





9. Köuigl. Regierung wird hierdurch bekannt gemacht, 
daß theils zur Erreichung eines gleihmäßigen Verfahrens, 
theild zur Befeitigung mehrerer von ber Königl. Dber-Redyr 
nungs⸗Kammer bei der Rechnungs⸗Reviſion gemachten Er⸗ 
innerungen, rücfichtlich der Verabreichung der Amtsblätter 
an einige Behörden und Beanıte, für die Zufunft Folgendes 
fefigefegt worden ift: 

H die Landraͤthe muͤſſen außer dem Exemplar des Amts⸗ 
blattes, welches dieſelben für ihre Regiſtraturen un⸗ 
entgeldlich erhalten, ein zweites Exemplat gegen Ber 
zahlung nehmen; 
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9) die Magifträte haben das Amtsblatt zu bezahlen, und 
es wird ihnen fein zweites Eremplar unentgeldlich ver 
abreicht; 

3) die Verabreichung eines Frei» Eremplard des Amts⸗ 
blattes an diejenigen Salzfaktoreien, welche felbftftändig 
verwalten, £ritt, fomweit dies nicht fchon gefchehen iſt, 
überall ein. na 2 SR. 

Dagegen muͤſſen ditjenigen Salz⸗ Falloreien, welche 
mit anderen Behörden, namentlich mit Steuer⸗Aemtern ver- 
bunden find, und deuem auf diefem Wege die Amtöbläster 
zugehen, von der freien Berabreihung ausgefchloffen werden. 

Hiernach bat die König). Regierung dad Weitere 
anjuorbuen. : 2» 4,3 I 
Berlin, pen 28. Auguſt 1830. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
3 Köhler. — “ 


u 4 


2. 
Cirfular» Reffript des Königl. Minifteriums der Geiſt⸗ 
lichen/ Unterrichts si und Medizinals Angelegenheiten) an 
fämmtliche Koͤnigl. Regierungens:der Rheinprovinz, Das 
Verfahren bei Kompetenz» Konflikten ‚ver Regierungen 
mit den Juſtizbehoͤrden berreffend. 





Es ift zur Kenntniß des Minifterii gelommen, daß von 

den Koͤnigl. Regierungen bei den Kompetenz⸗Konflikten mit 
dem Juſtijbehoͤrden, in den Provinzen, wo das ftanuzoͤſiſche 
Recht gilt, nicht uͤberall gleichmäßig verfahren wird. Um 
den ſich hieraus leicht ergebenden Schwierigleiten zu be 
gegnen, wird hiekdurch, nach genommener Ruͤckſprache mit 
dent Königl. Juſtizminiſterio feſtgeſetzt, daß die Koͤnigl. Ne 
gierung in jedem Falle, wo ſie ihre Kompetenz zu. reflamt- 
ren ſich verpflichtet ‚Hält, ihren Befchluß, welcher die Abficht, 
den Konflikt zu erheben, ausſprechen, und die Gründe mes: 
halb es geſchieht, kurz angeben mutz, dein berreffenden. 
Staatsprokurator mittheilen fol. Das Gericht wird füdann 
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auf ben Antrag des Staatsprokurators das weitere Ver, 
fahren bis zur. Entfcheidung über den Konflikt ausfegen, 
Sobald dies verfügt worden, berichtet ſowohl die Königl. 
Regierung, als der Staatöprofurator, an die; beiden Theis 
len vorgefegten Minifterien, von denen hienächft die Ent 
fheidung auch dann erfolgen wird, wenn, wegen Differeng 
der Anfichten der Minifterien, es noͤthig wird, die Allerhoͤchſte 
Beſtimmung Seiner Majeſtaͤt des Königs einzuholen. Hier⸗ 
nach bat die Koͤnigl. Regierung in allen kuͤnftigen Faͤllen 
zu verfahren, und durch Verabredung mit dem. Staatspro— 
furafor dafür zu forgen, daß gleichzeitig ‚die Berichte an die 
vorgefegten Minifterien abgehen. ‘ 

Berlin, den 16. Juli 1828. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medisinak 
“ Angelegenheiten. I 
In Abweſenheit und Auftrag des Miniſters 
Nicolovius eu 





3 
EirfularsKeffript ber Koͤnigl. Minifterien der Finanzen, 
fowie des Innern, an ſaͤmmtliche Königl, Regierungen, 
die Ausfertigung der Beſtallungen für Königt, 
Staatsdiener betreffend. 





Um bei der Ausfertigung der Beftallungen ein gleich. 
foͤrmiges Verfahren - herbeizuführen, iſt von dem Koͤnigl. 
Staatsminiſterium unterm 18. Juni d. J. Folgendes ber 
ſchloſſen worden: BEE AR ' 

1) Wenn die Beftallung ein beftimmtes Dienftverhältnig 
andeufet, in welchem der Beanite zu einer gewiſſen 
Behoͤrde ſtehen ſoll, wenn alſo Jemand zum Vorſtande 
"einer Behoͤrde oder eines gewiſſen Dienſtzweiges ers 
nannt wird u. ſ. w., fo muß die Behoͤrde genännt 
wetden, bei welcher die Anftelung erfolgt. In allen 

anderen Fällen dagegen wird in der Beſtallung hut 

Audgedruckt, daß der Anzuftellende, 3. B. zum Regie⸗ 

| ' Pp2 
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rungb⸗ oder: Kreis⸗Sekretair, zum Foͤrſter, zum Steuer⸗ 
auffeher u. ſoaaw. ernannt ſei. — Die, naͤhere Bezeich⸗ 


nung der Behoͤrde, bei welcher, oder des Orts, in wel⸗ 


chem die Anftellung erfolgt, fommt in die Verfügung, 
5: mit welcher die. Beftallung zugefertigt wird. ER 
: 2) Der Betrag des Gehaltd oder des Einfommend mird 
2 niemals in die. Beftalung aufgenommen. 2; 
Wie viel der Beamte nach dem Etat, ober falls Ab⸗ 
weichungen von demſelben eintreten, nach den deshalb beſon⸗ 
ders ergangenen Beflimmungen an Gehalt und Emolumen- 
. sen zu beziehen hat, wird demfelben ebenfalls durch die vor⸗ 
gedachte Zufertigungs Verfügung: oder durch abfchriftliche 
Mittheilung der an die betreffenden Kaſſen ober Behörden 
etgangenen Anweiſungen eroͤffnet. 5241 ——— 
Nach dieſem Beſchluſſe iſt ‚bei allen Anſtellungen, 
welche von der Koͤnigl. Regierung, oder von. deren Praͤſidio 
auögehen, zu verfahren. | 
Berlin, den 18. Auguft 1833. 


Finanzminifterium. Minifterium des Innern und der Polizei. 


Maaßen. In Abweſenheit des Herrn Minifters. 
— — Koͤhler. . 
Miniſterium des Innern für Handel und Gewerbe. 
IIn Abweſenheit des Heren Miniſters. 

* 4Beuth. ei 


Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniftetien der Finanzen, 
fowie des Innern, an fämmtliche Königl. Regierungs- 
Praͤſidien, die. Qualififarion zur bipfomatifchen 

Laufbahn betreffend. 





Ew. Hochwohlgeboren eröffnen, mir auf den Bericht vom 
6. v. M., daß das biöherige Verſahten, wonach junge Leute, 
die in der diplomatiſchen Laufbahn eine Anſtelluug ſuchen, 
gegen den bloßen Nachweis, daß ſie das Auskultator⸗Exa⸗ 
men beſtanden, und mindeſtens ein Jahr bei einer Juſtiz⸗ 


—— > 
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behdrde gearbeitet Haben, ohne Weiteres zu den Gefchäften 
beim dortigen Regierungs⸗-Kollegium zugelaffen worden fihid, 
in dem von dem — Miniſterium der auswaͤrtigen Ans 
gelegenheiten unterm 4. Mai. 1827. erlaffenen Regulative: 
feine Begruͤndung nicht finder, a 
Denn wenn diefes Regulativ auch die Vorſchrift ent⸗ 
haͤlt, daß Jeder, der die diplomatiſche Laufbahn betreten 
will, zuvor ein Jahr bei einer Laudes⸗Adminiſtrationsbe⸗ 
börde praftifch gearbeitet haben muß, fo wird dadurch Doch 
rücfichtlic der Bedingungen, unter welchen Pie Beſchaͤfti⸗ 
gung bei einer ſolchen Behörde erfolgen darf, Nichts geaͤn— 
dert, vielmehr in $. 5. ausdruͤcklich vorauögejeßt, daß der 
Kandidat niche-nur von einer Provinzial-Juſtiz, ſondern 
‘ au) von einer Landes-Adminijicationsbehörde geprüft wor⸗ 
den ſei. Hiernach find alſo diejenigen, welche ſich der. 
diplomatiſchen Laufbahn widmen wollen, zu den Arbeiten 
beim Kollegium nur ganz unter denſelben Bedingungen zus 
- zulaffen, welche ruͤckſichtlich der Kandidaten feftgehalten wers 
den, die in der innern Berwaltung eine Anſtellung zu fuchen 
beobfichtigen.. In welcher Art folhe Regierungd»MRefes 
rendarien, die fpäter die diplomatifcye Laufbahn verfolgen 
„ wollen, aim zwecmäßigften zu beſchaͤftigen find, um für die 
fpätere Stellung ausgebildet zu werden, und in wie weit 
dabei die eigenen Wünfche derfelben berückfichtigt werden 
können, bleibt fuͤglich Ew. Hochwohlgeboren Ermeffen an: 
beimgeftellt. 
Berlin, den 30. Auguſt 1839. 
Finanzminiſterium. Minifterium des Innern und der Polizei. 
Manßen. In Abweſenheit des Herrn Minifters. 
Köhler. 
Miniſterium des Innern für Handel und Gewerbe. 
In Abweſenheit des Herrn Minifters. 
Beuth. 


An 
den Khniel:, ——— 
Herr Rochow, 


— 
zu. Merſeburg. 


Abſchrift der vorſtehenden Verfuͤgung erfolgt zur Nach⸗ 


| 


bs2 24 
richt Ran Beachtung an- fammtliche übrige Königl. Begie 
vangbeBeÄf dien. 
© Berlin, den 30. YAuguft 1833. 
Sinanzminifterium.  Minifterium des Innern: und der Polizei. 
Maaßen. In Abweſenheit des Herrn Miniſters. 
oͤhl er. 
Min iſterium des Innern fuͤr Handel und Gewerbe. 
In Abweſenheit des Herrn Miniſters, 
Beuth. 


65. 

Auszug aus dem Reſkripte der Koͤnigl. Miniſterien des 

Innern und der Finanzen, an das Königl. Regierungss 

Praͤſidium zu Minden, daß Regierungs- Affefforen auf 
Umzugs; Enefchädigung. feinen Anfpruch haben. 





Da Regierungs-Affefforen überhaupt bei den Kollegien 
nicht bleibend angeftellt, fondern nur voruͤbergehend bes 
fhäftigt find, fo ‚haben fie bei dem Wechfel ihres Aufent⸗ 
halts auf: die durch das Negulativ vom 8. März 1826. ’ 
(Anl. a.) feftgefegten Umzugs: Entfhädigungen feinen Ans 
ſpruch zu machen. 

. Berlin, den 22. Auguſt 1833. 
nis Minifterium ded Innern und der Poli. 

Maaßen, In — Herrn Miniſters. 

Koͤhler. 

Miniſterium des Innern für Handel und Gewerbe. 

In Abmwefenheit ded Herrn Minifters. 
Beuth. 


Da ed bisher noch an Ausseichenten Beftimmungen 
gefehlt hat, nach welchen die Staatsbeamten bei an 
gen für die Umzugs; und Keifekoften zu enffchädigen find; 
fo finde Ich es fehr zweckmaͤßig, daß das Staatöminiftes 


rium nach dem. Bericht vom 18. v. M., zus Vermeidung 
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einzelner auf allgemeine kuͤnftig zur Richtſchnur zu 
nehmende Regeln bedacht geweſen iſt.“ Mit den darauf ges 
richteten Vorſchlaͤgen, daß naͤmlich fuͤr die allgemeinen Ko⸗ 
ſten, als Emballage und Beſchaͤdigung etc. der Mobilien, ein 
angemeſſener Betrag vorher abgerechnet, und die Steigerung 
nach Entfernungen nur auf den Transport und die Reiſe⸗ 
koſten der Familie gerichtet werde, bin Ich voͤllig einver⸗ 
ſtanden, und beſtimme demgemaͤß, daß bei Verſetzung der 
Beamten folgende Entſchaͤdigungen bewilligt werden koͤnnen: 
+ I. an Beamte mit Familien, und zwar: 
4) den Präfidenten, — 
a. auf allgemeine Koften . . 2...» 
b. an Transport: und Reifekoften für 10 
Meilen jedesmal 30 Rthlr., alfo bis 
100 Meilen 2 2.2. mu 2. MM: 5; 
2) den Bizepräfidenten: 
7 SO ar 
zu b. für 10 Meilen 18 Rthlr., alfo bis ; 
100 Meilen . . 2 2 2 200.480 u 
5) den Räthen: ; 
zu Per ee Er er Be 80.» 
zu b. für 10 Meilen 12 Rthlr., alfo bis 
100 Meilen... 2. 20. 420 
4) den Bureau:Borftehern: 


200 Rthlr. 


60 ⸗ 


URL ee ac BE 
zu b. für 10 Meilen I9-Rthlr., alfo bis. : i 
100 Meilen : na. were: Min 

5) den Subalternen: — 


zu 2 ee 
zu b. für 10 Meilen 4 Kehle, alfo bis 
200 Meilen - +. ee. Mi 
Bei etwaniger mweitern Entfernung kann die Verglis 
tigung nad) den Sägen zu b. und zu 10 Meilen ges 
fieigert, die dazwifchen liegende Meilenzahl aber fo abs 
geftuft werden, daß bis 5 Meilen nur die Hälfte, über 
5 Meilen aber das Ganze gewährt wird. 
IL Beamten; welche feine Familie haben, erhalten überall 
nur die Hälfte der obigen Saͤtze, und 
TII. folen die Entfchädigungen in der Regel nur dann 
ftattfinden, wenn mit: der, Verfegung Feine Verbefferung 
im Dienft-Einfommen verbunden ift, in dem. Falle jes 
doch bis zur Hälfte der obigen. Säge bewilligt werden 
Fönnen, wenn die Verbefferung nur geringe ift, und 
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; »bwech deten einjährigen Betrag die Verſetzungskoſten 
nicht ‘gedeckt werden: :. 
Dagegen dürfen :: 
IV. Bei Verſetzungen, welche auf eigenes Anfuchen der 
Beamten :gefchehen, ohne Meine ausdrädliche Geneh⸗ 
migung keine Entfchädigungen bewilligt werden. Nach 
Diefen Beſtimmungen find die Entfhädigungen der 
Beamten für Umzugs und Transportkoften, fowie fhe 
Reifefoften ihrer Familie bei Brei run künftig zu 
normiren, und aus dem. allgemeinen Ertraordinario ber 
General⸗Staatskaſſe zu zahlen. 
Berlin, den 8. März 1826. 


- Sriedrich Wilhelm. , 
das. Staaiiminißerium. . . . . - Ze 





+ 6. 
Cirkular⸗Reſkript der Könige. Minifterien der Finanzen, 
fowie des Innern und der Polizei, an fämmtliche Kö: 
nigl. Regierungen, die Anftellungsberehtigung der ches 
maligen freiwilligen Jäger betreffend. 





- Das König. Kriegsminifterium hat und eine Verfuͤ⸗ 
gung der Königl. Regierung vom 17. Juni d. J., mitger 
theilt, worin diefelbe dem ehemaligen freiwilligen Jäger N. 

“N. eröffnet, daß. fein Gefuch um Anftellung im Eivildienft 
. nicht berückfichtige werden könne. Diefer Befcheid ift nicht 
den beftehenden Vorfchriften entfprechend abgefaßt. Hatte 
der ic. N. eine beftimmte Art der Anftellung und zwar in 
einem derjenigen Poften nachgefucht, für welche die mit Eis 
vilh,-Berforgungsfcheinen verfehenen Invaliden qualifizirt und 
ausſchließlich berechtigt find; fo ift ed zwar richtig, daß 
fein Gefuch nicht berückfichtigt werden konnte: ed hätfe aber 
dann gefagt ‚werden müffen,. nicht, Daß feine Anjtellung im 
Allgemeinen, fondern nur, daß .fie in jenem Poften 
unzuläffig fei. War das Geſuch des sc. N. dagegen nur 
ganz allgemein auf eine Anftelung im Eivilfache gerichtet, 
fo ließ es fich keinesweges unbedingt zuruͤckweiſen. Denn 
in fofern die Anſpruͤche eines Wartegeld-Empfängers. oder 


Yun 
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eined mit dem Eivil-Verforgungsfcheine verfehenen Invali⸗ 
den für gewiſſe Fälle nicht entgegen ftehen, kann jeder Frei⸗ 
vwilige aus den Kriegen 183., Bei fonft nachgewieſener 
Qualifitation, immer vorzugsweiſe vor den Civil-Supernus 
meratien, welche ‚diefelbe Dualififation befigen, und - wenn 
er die Prüfung für: die übrigen 'geringen Poſten beſtanden 
hat, bei der Befegung diefer Stellen nicht nur vorzugsweiſe 
vor gleich qualifizirten Individuen, die gar nicht gedient 
haben, fondern auch vorzugsweiſẽ vor gleih qualifizirten 
ausgedienten Unteroffizieren, Feldwebeln u. f. w. beruůchſich⸗ 
tigt werden. 

Sollte der ıc. N. daher fein Geſuch erneuern, ſo iſt es 
der Koͤnigl. Regierung zwar unbenommen, demſelben zu er⸗ 
oͤffnen, daß er, wenn er in der Hoffnung auf Anſtellung 
laͤngere Zeit gearbeitet, oder ſein Examen fuͤr die geringern 
Poſten gemacht habe, dann immer nicht bloß den Warte⸗ 
geld-Empfängern nachftehe, und mit den auf Civil-Verſor⸗ 
gungsfcheinen entlaffenen Invaliden Eonfurrire, fondern, 
auch beziehungsweiſe den in “höherem Grade qualifizirten 
Civil» Supernumerarien oder ausgedienten Unteroffizieren. 
nachftehe, daher bei dem großen Andrange folder Aumwärz. 
ter geringe Ausfiht habe, und beffet thun werde, eine ans 
derweitige Beichäftigung fortzufegen, oder zu ergreifen. 
Sollte der ꝛc. N. aber, diefer Belehrung ungeachtet, bei 
feinem Antrage verbleiben, fo läßt es ſich, falls nicht bes 
fondere perfönliche Verhältniffe entgegen ſtehen, nicht ablchs 
nen, denfelben entweder ald Anwärter zu den Gefchäften zu: 
zulaffen, oder nach Art der ausgedienten Untergffiziere zu 
prüfen, und zur Anftellung zu notiren. 


Berlin, den 30. September 1833. . 0 
Finanzminifterium. Minifterium des Innern und der Polizei. 
a v. Brenn, — 


die König, Resiauns zu Düfeldorf: 
Abſchrift zur Nachricht an nn übrige Königl. 
Megierungen. 
j Berlin, den 30. September 1833. 
Binanzminifterium. nenn des Innern und der Polizei. 
Maaßen ae N v. Brenn. 
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. 7. * 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien der Finanzen, ſowie 
des Innern und der Polizei, an das Koͤnigl. Regierungs⸗ 
Praͤſidium zu Marienwerder, und abſchriftlich an die 
Koͤnigl. Provinzial Steuer⸗Direktion in Danzig, bie 

ana ber ehemaligen ati. 
Säger- betreffend. in 





-. Den von Ew. ꝛc. in dem Berichte vom 2. Juli d. J. 

aus Beranlaffung einer Eingabe des Lieutenantd a. D. N. 
N. über die Anftellungsberechtigung der ehemaligen freiwil⸗ 
ligen Jäger entwickelten Anfichten ift dahin ganz beizutre- 
ten, daß auch die ehemaligen Freimilligen auf ſolche Stels 
len, welche den allgemeinen Grundfägen nach, ausfchlieglich 
fir Militair-Invaliden refervirt find, nur in fofern Ans 
ſpruch machen koͤnnen, als fie fich über die Erlangung eines 
Eivil-Berforgungsfcheined ausmweifen Fünnen. 

Die Werfügung vom 8. Juni c. ift Übrigens dadurch 
veranlaßt worden, daß die von dem Lieutenant N. einge: 
reichte Abfchrift des Präfidial- Befcheides vom 23. Oktober 
pr.’ dahin lautet, als ſtehe den freimilligen Jaͤgern ohne 
Invalidenfchein ein Anfpruh auf Anftellung im Allge 
meinen nicht zu, während die jeßt eingereichte Abfchrift 
in den Worten: „auf eine dergleichen Anftellung” jene 
Aeußerung nur auf die vorgedachten reſervirten Stellen bes 
ſwiartt 

Berlin, den 31. Auguſt 1833. 
Der Finanminiſter. In Abweſenheit des Herrn Miniſters 
Maaßen. des Innern und der Polizei. 

Köhler. 
In Abweſenheit des Herrn Miniſters des Innern für Handel 
und Gewerbe, 

Beuth. 
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Reffripe der Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 

Finanzen, ‚an die Königl. Regierung zu Stettin, das 

Verfahren bei unfreiwilliger Entlafung der auf Küng 
digung angeſtellten Unterbeamgen betreffend. 





Um die in. dem Bericht der adnigl. Regierung vom 
4. d. M., 
betreffend die Form, in welcher auf Kündigung: aus 
geſtellte Unterbeamte im Sale ihrer Unbrauchbasteit , 
unfreiwillig zu entlaffen find, - 
vorgeftagenen Zweifel und Bedenken zu löfen, kommt: es se 
im Allgemeinen eigentlich bloß ‚auf eine Beſtimmung dars 
über an, was unter der „foͤrmlichen Inftruftion” zw 
verftehen ift, twelche .der Befchlußnahme im Pleno der Res 
gierungen. über Fälle der bezeichnegen Art nach Borfchrift 
der Gefhäftsanmeifung vom 31. Dezember 1825. vorhers 
sehen muß. mn der befonderen Natur .eben diefer Fälle, 
wobei es fich nicht von einer Amtäcntfegung, ſondern blog 
von der Verwirklichung der ausdrüclich vorbehaltenen Küns 
digung eines nicht definitiven Amtäverhältniffes handelt, ift 
ed begründet, daß. unter der beruͤhrten förmlichen Inſtruk⸗ 
tion, nach Analogie des für. unfreiwilliige Penfionirungen 
“duch die Allerhöchfte Kabinets-Drdre vom 16. Yuguft 1826, 
Anl. a.) vorgefchriebenen Verfahrens, bloß die Wernehs 
mung ded auf Kündigung angeftellten Beamten über die 
ihm volftändig bekannt zu machenden VBeranlaffungen der 
Kündigung zu verftehen if, oder mit anderen Worten, daß 
er (in welcher Form folches auch übrigens geſchehe) voll⸗ 
ſtaͤndig gehoͤrt werde, damit die Regierung bei dem in pleno 
zu faſſenden Beſchluſſe darüber, ob Kuͤndigung ſtattfinden 
ſoll, oder nicht, auch dasjenige beruͤckſichtigen kann, was 
der Betheiligte in ſeinem Intereſſe zur Sache anzufuͤhren 
hat. Im Uebrigen haben die Regierungen ihre Beſchluͤſſe 
in dergleichen Faͤllen auf ihre moraliſche Ueberzeugung zu 
begründen. In welcher. Form dieſe letztere erlangt iſt, dar⸗ 
auf kann es nicht ankommen, und von Beobachtung. der 
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‚Außeren Formen des KriminalProgeffes, ſowie von Anwen⸗ 
dung der im gerichtlichen Verfahren hergebeachten Beweis⸗ 
Prinzipien, überall nicht die Rede fein. 
Auch iſt nicht zu überfehen, daß es Bälle giebt, wo 
don dem Vorbehalte der Kündigung aus folhen Gründen 
Gebrauch gemacht werden muß, worauf die perfünlichen 
Eigenfhaften und die Amtsführung ded Betheiligten gar 
keinen. Einfluß aͤußern koͤnnen; z. B. wenn die Funftion, 
welche auf Kündigung übertragen ift, aufhört, oder die Us 
bertragung an einen beftinmten Zeitabfehnitt gebunden ift. 
Daß in. foichen.- Fällen, gar Feine eigentliche Inftruftion, fons 
‚dern nur die rechtzeitige Benachrichtigung des Betheiligten 
von dem Eintritt der Kündigung erforderlic) :ift, und daß 
der Beſchluß der Kollegien fih nur allein mit der Beur⸗ 
theilung zu befchäftigen hat, ob der Fall, welcher die Küne 
digung nothwendig macht, wirklich vorhanden ift, hierüber 
kann fein. Zweifel beftehen. 

Berlin, den 30, Auguft 1833. 
Einanzminifterium. : Minifteriam des Innern und der Polizei, 
Maaßen. In Abweſenheit des Herrn Miniſters. 

Koͤhler. 
Miniſterium des Innern fuͤr Handel und Gewerbe. 
Ju Abweſenheit des Herru Miniſters. 
fi Beuth. 


\ a. 

Ich finde Mich veranlaßt, dem Staatsminifterium 
Meine Beftimmungen Aber das Verfahren zu eröffnen, wel; 
ches in folchen Ballen zu beobachten if, wenn ein Staats; 
beamter nicht wegen phyſiſcher oder geiftigee Untüchtigfeit 
zur Verwaltung feines Dienftes, fondern wegen nrangelhafs 
ter. Dienftführung und moralifcher Gebrechen, die jedoch den 
Antrag auf feine Dienftentfegung oder Dienftentlaffung nach 
den Gefegen nicht begründen, zur Penfionicung in Vorfchlag 
gebracht werden fol. In einem folchen Falle fol daffelbe 
Berfahren, welches bei Dienftentlaffungen im adminiftratis 
ven Wege durch Meine Drdre vom 21. Kebruar 1823. *) vors 
geſchrieben iſt, doch mit der Maßgabe eintreten, dag ed 
einer protokollatiſchen Inſtruktion der Thatfacyen nicht be- 

*) Hefeb-Samml. Zahrg. 1823. ©. 25. j 
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ef, vielmehr hinteicht, daß von Seiten der anfragenden 
ehörde dem zu penfionirenden Beamten der Antrag felbft 

. unbe die ihn weranlaffenden Gründe »beftimmt id. 

wunben befanfit, gemacht werden, Er ‚wird. daruͤber mit ſei⸗ 

her — ausführlich gehört, und die Berpandlun 
bienächft dem Staatöminiftertum eingereicht, welches, Bi 
maß Meiner Ordte vom 21.- Februar 1628. ſchriftiich von 
zween Raͤthen referiren laͤßt, und, dem Beſchluß nach der 

Mehrheit der, Stimmen abfaßt. Wird der Beſchluß auf 
Benfionirung gerichtet, fo muß er zugleich über den Betrag : 
derfelben erfolgen. Gehört der zu penfionirendesBgamte 
zur lafle derkenigen,, deren Patente von. Mir Holjogen 
werden, [0 wird der Beſchluß des Staate miniſterinns Vic 
unmittelbar zur Beftätigung eingereicht, indem 68 der bei 

unfreiwilligen Dienftentlaffungen vorgefchriebenen Einſen— 
dung der andlungen an den: Stäatsrath Behufs seines 
Mit zu erftatfenden Gutachtens in ſolchen Fällen nicht be; 
duͤrfen ſoll. Gehört er nicht. zur Klaſſe der Beamten, de, 
zen: —X ch ſelbſt vollziehe, ſo wird der Beſchluß dem 
betreffenden Miniſterium zugeſtellt, welches die weiteren Wer: 
fügungen darauf erlaͤßt. Wenn ein folcher Beamter nach 

dem Befchluffe des Mehtheit zur Penſivnieung nicht quali- 
fisiet gefunden wird, fo bat eö dabei fein Bewenden, und 
etisänige Disziplingr⸗Maßregeln werden! dem vorgefegten 

— — en. —— die Mehrheit dafuͤr, 

daß er." en, ermittelten Thatſachen ohne Penfion zu 

entlaffen fei, Jo ift die Sache, gemäß Meiner Ordre vom 

21. Februar 1823. weiter "einzuleiten. " Das Staatöminifte- 

rium hat im vorkommenden Fällen biernach zu verfahren. 

Es iſt jedoch nicht erforderlich, daß: dieſe Beſtimmungen 
duch die Geſetzſammlung oder die, Anttöblätter bekannt _ 

gemacht werden, vielmehr genügt.ed, dag Meine Drdre je- 

vinzialb Regierung zugefertigt, und in jedem einzelnen 

alle dem Beamten, wider den ein folhes Verfahren eröff, 

net wird, die Urſache deffelben auf den Grund Meiner all, 
gemeinen Beſtimmung bekaunt gemacht werde. 

N Berlin, Den 16. Auguſt 1826. 

ONE SIE. BIST Friedrich Wilhelm. 
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Eirfular-Reffeipt des König. Minifteriums des Innern 

und, der Polizei, an. fämmtliche ‚Königt.” Regierungen, 

daß die Prüfungs-Protofolle der Landräthe. dem ordent⸗ 

ichen Verhandlungs⸗Sportelſatze (von 1Rthlr.) 
unterworfen ſeien. 


— — 


Die Frage: 
ob die Pruͤfungs-⸗Protokolle der Landraͤthe dem or⸗ 
bentlichen Berbandlunge-Gportelfoge unterworfen find 
oder nicht? 
ift, auf. Anlaß der beiden dieferhalb erlaffenen Cirkular⸗ 
Reſkripte vom 12. April und 24. Maid. J. *), bei dem 
Mangel An Uebereinftimmung zwifchen dem im $. 2. der 
Sporteltar- Ordnung vom 25. April. 1825. aufgeftellten 
Grundfaße: 
. daß die Stempelfreiheit auch die Sportelfreiheit nad 
ſich ziehet, 
und der ausdrädlichen Vorfchrift im $.:8. derfelben Ver⸗ 
ordnung: 
" daß die genannten Prüfungs Protokolle (obgleich laut 
des Stempeltarifd vom 7. März 1822, flempelfrei) 
dem. ordentlichen. Verhaudlungs⸗Sportelſatze unter⸗ 
‚worfen werben. follen, 
von Neuem in Berathung gezogen, und: zwar unter Mike. 
wirkung des Königl. Finanzminiſterii. 

In Erwägung der obmwaltenden befonderen Umflände 
ift zufolge diefer Berathung zwiſchen beiden Betheiligten Mis 
nifterien eine Einigung dahin zu Stande ‚gekommen : 

daß es zwar .bei der Stempelfreibeit der Pruͤfungs⸗ 
Protokolle. der Landräthe fein Bewenden behalten 
müffe, die Belegung diefer Protokolle mit dem ots 
dentlichen Verhandlungs-Sportelfaße (von 1Rthlri) 
gleichwohl unerläßlich fei, weil die ausdruͤckliche Vor⸗ 
fchrift im $. 8. der Sporteltar-Drdnung fo ange 


) Im 2ten Hefte, ©. 263—265. 
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fehen werden könne, als habe dadurch hinſichtlich der 
erwähnten Protokolle in die allgemeine Regel, welche : 
der $. 2. aufftelle, eine Mobdalität gelegt werden 
folen. 

- Die Königl. Regierung wird angewieſen, Sich hinfuͤhro 
un diefem Beſchluſſe zu achten, und die beiden oben 
angeführten Cirkular⸗Reſkripte als unwirkſam anzufehen. 

Berlin, den 23. Yuguft 1833. — 

Minifterium des Innern. und der Polizel, 4* 
oͤhler. ‚u 


10. 


Auszug aus dem Neffripte des Königl. Minifteriums 
des Innern und der ‚Polizei, an die Königl. Regierung ' 

zu N. N., das- Verfahren bei. ben. —— 
wahlen betreffend. = 


FT 





— ꝛc. Zugleich muß die Königl. Regierung auf einıbei 
der gedachten Landrathswahl begangenes Berfehen aufmert- 
fam gemacht werden, wodurch die Abftimmung über einen 
zweiten und dritten Kandidaten nothwendig hat vereitelt 
werden müffen. 

Laut des Protokoll vom 31. Januar c. iſt dieſe Abs 
ſtimmung nämlid durchaus zweck⸗ und vorfcriftstwidrig 
befchräntt worden auf die beiden. Rittergutsbefiger N: Ni, 
ald diejenigen Wählbaren, welche bei der Abftimmung für 
die erſte Kandidatur, neben dem Grafen N, N., für wel⸗ 
den fi) die Stimmenmehrheit entſchieden, und dem ꝛc. v. 
N. N., welcher zurückgetreten, Wahlſtimmen erhalten haben. 
Der Königl. Regierung darf nicht erft bemerkbar gemacht 
erden, daß eben ſowohl für die zweite und dritte Kandi- 
datur, als für die erſte, der Abftimmung die Lifte der 
fämmtlihen Wählbaren, ohne Befhränfung auf Ein- 
zelne und namentlich. auf diejenigen, welche Wahlftimmen 
für die erſte Kandidatur erhalten haben mit alleiniger Yuss 
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Schließung der zur erften und beziehungsteife zur zweiten 
Kandidatur- bereitd Erwählten, zum Grunde. zu legen — 
Berlin, den 12. Juli 1833. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. —— 


11. 


Reſtript der Koͤnigl. Miniſterien des —— ſowie der 

Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, be⸗ 

treffend die den Landraͤthen uͤber die Polizeiobrigkeiten 
ihrer Kreiſe zuſtehende Disziplinar-Befugniß. 





Der Königl, Regierung wird auf Ihre Anfrage in 
dem Bericht vom 24. v. M., 

betreffend‘ die den Bandräthen über die Polizeiobrig⸗ 

keiten ihrer Kreiſe zuſtehende Disziplinar⸗Befugniß 
eroͤffnet, wie es der beſtehenden Geſetzgebung nicht entgegen, 
vielmehr den allgemeinen Grundſaͤtzen wegen Unterordnung 
Der Verwaltungsbehoͤrden und Beamten entſprechend iſt, dag 
die Landräthe, vermöge der ihnen: obliegenden Aufficht und 
Kontrolle über die Drtöpoligei-Obrigkeiten im ihren Kreifen, 
diefen i in allen denjenigen Dienftangelegenheiten, welche‘ diefe 
Aufficht und Kontrolle umfaffen, Ordnungsftrafen androben, 
and, mit Verftattung des Mekurfes, auferlegen dürfen. Was 
insbefondere die Domainen - Rentbeamten. betrifft, fo find 
ſolche in Angelegenheiten der DrtspolizeisVerwaltuirg den 
Die Polizeigerichtöbarkeit ausübenden Kittergutöbefigern vöL- 
Jig gleich zu achten, weshalb: es denn in Anfehung ihrer gar 
keinem Zweifel unterliegt, daß die Landräthe von dem Ord⸗ 
nungs-Straftechte Gebrauch machen können. 

Berlin, den 16, Auguſt 1833. 
— Miniſterium des Innern und der Polijei 
— Maaßen. In Abweſenheit des Herrn — 

Koͤhler. 

Miiniſterium des Innern fuͤr Handel und —— 

In Abweſenheit des Herrn Miniſters. j 
Beuth. 


12. 


mdan.med.ärdnl® md Ant gggr mnlopzen — "1 bin 


Keffripe des Koͤnigl⸗ Hinifteriumg "Se —5 und. der 
—— an die „Rönigl.. Regierung, ‚zu rg bie 
Hi Sachins —— ————— 

IR Ariel — Era ern * 


_ elta TRUINDRSSEL TUE LT: art Han 


Cage ig Wk wird uf Ya Birk vom A 
* —— iebert 
— de Rreiß-Gektefaire zu den Befu 

eg ga ke R Regierungen und, wicht der BR 
gehört, fo’ kann der, den eher durch. den vorläufigen Ent, 
- würf einer ihnen beftimmten Dienft-Jnftruftion jugeftändene 
Vorſchlag für die Regierung, welche zu ernennen hat, War 
nicht bindend ſein; inzwiſchen gebuͤhrt demſelben do jebe 
zuläffige Beruͤckſichtigung, in Ha der Votſchlag auf nicht 
nur anſtelſungsbetechtigte ſondern auch Woßlquäliftzirte Kan⸗ 
didaten gerichtet wird. Das Beſtreben, vafante Kreis⸗Se⸗— 
fretair-Stellen vorzugsweife mit ſolchen Kreisfchreibern vder 
andern Privatgehülfen befegt, zu fehen, welche bie Lands 
räthe für den Dienft entweder felbft ausgebildet, oder deren 
Ausbiidung fie doch näher: kennen zu lernen "Gelegenheit 
gehabt haben, und, denen; neben der. Geſchaͤftskenntniß auch 
Lokalitaͤts⸗ und Perſonen⸗ Kunde eigen; ift, darf man ihnen 
nicht verargen, und in den meiften Fällen pflege der Dienft - 
auch gut dabei zu fahren, wenn den kondraͤthen — 
aachgeg eben wird. 14 

Dhnehin. läßt. fich nicht verfennen, daf ‚uber ſie das 
vocherrfchende Intereſſe zur, Sache haben, und daß die Ecx⸗ 
mittelung bildſamer Privatgehuͤlfen offenbar in demſelben 
Maße erſchwert werben muͤßte, nach welchem deuſelben die 
Ausſicht, in der Folge als Staatsbeamte angeftellt zu wege 
den, befchränkt wird.” Deſſenungeachtet find, e6 doch immer 
nur Ausnahmefaͤlle, in welchen nicht anftellungsbered 
tigt en landraͤthlichen Kreisfchreibern : und Privatgehuͤlfen 
anderer Art durch Koͤnigl. Gnade die Berechtigung zur Ans 
ſtellung beigelegt wird * ſind — * — 
einnalen. Het; 133. Qq 


— — 
nicht fo häufig — daß den Anſpruͤchen anderer 
fun &berenhfi dadurch e, auf eine, befo us 
Haha are Gt — —I — seh A 
Henn Die Koͤnigl Regierung Aber von der Beruickſtch⸗ 
tigung ſolcher in) den landraͤthlichen Bureaur beſchaͤftigter 
Privatgehuͤlfen, welche bie, Gnade Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt 
mit Anfprüchen auf eine Anftellung ausgeftattet hat, — mas 
in der Regel, auch nur unter, dem, a ückfichen Vorbehalte 
det Amtstüchtigkeit gefihieht, — Ya N Meieebefguns erle⸗ 
digfer Kreis, Sefretair;Otellen * ARSCH werden fann: 
— fe, folgt hierans von felbft, dag es unzulaͤſſig ift, die Land- 
räthe nach dem Anfrage der Konigl Negierung zu verpflich- 
ten, zu dergleichen Stellen nur allein Fndividuen aus der 
Zahl der in Ihren Buͤreaus ausgebildeien —— 
metarien vorzufchlagen. 
"Berlin, den 10. September. 1833. . 
Minifterium des Innern und der Polizei, 
— 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an das Koͤnigl. Regierungs⸗Praͤſidium, zu. 
um RR in — Angebegendei. Ze Se 
.: ni rd. G J— 
Ev. erwicdern wir auf den Bericht, vom 18. BR; n 
daß ed in Analogie mit der darin allegirten, unterm 16. 
Februar 1830. Nam die Regierung zu Frankfurt a. O. er: 
Haffenen Berfügung, keinem’ Bedenfen unterliegt, bei Bes 
fegung der Kreis⸗Sekretarien⸗Stellen auch die vorhandenen 
Etoil,Supernumiekatien, in fofern fie ie f 4 a eigenen, mit 
‚u beruͤckſichtigen. 
Berlin, den 24. Juli 1833. a 
Der Minifler wu. 


. 


D Fianſen⸗ des Janern und des Innern für Handel und 
Maaß en. der Polizei. ' &emerbe. 91311 
it re ur — 

wine, 


*) Jahrg. fs30. iſtes Heft, S. 2. 
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44 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Rönigl. Regierung zu Gumbin⸗ 
nen, an fämmtliche: Koͤnigl. Landrathsaͤmter, die Voll 
ziehung amelicher Ausfertigungen derſelben durch 
die Kreis⸗-Sekretarien betreffend. 

Es find uns in neuerer Zeit Ausfertigungen und felbft 
amtliche Attefte zugegangen, welche von den Koͤnigl. Kreis⸗ 
Sekretarien mit dem Beifügen: „in Abweſenheit des Lands 
rathsꝰ“ unterzeichnet waren. Höheren Beftimmungen jufolge, . 
find aber die Kreis⸗Sekretarien nicht befugt, im Namen der 
Landräthe, und noch viel weniger aus eigener Autorität, 
Berichte oder Ausfertigungen zu zeichnen, es fei denn, daß 
ihnen während eintretender Bakanzen die interimiftifche Vers 
waltung des Landrathsamts von uns ausdrüdlich uͤbertra⸗ 
gen ift, in welchem Falle fie mit der Bezeichnung: „im Aufs 
trage, oder vigore commissionis” zu unterſchreiben berechs 
tigt find. Wenn die Herren Landräthe nur abwefend find, 
und feine Vertretung durch Kreisdeputirte angeordnet ift, 
möffen die Ausfertigungen der Landrathsaͤmter mit dem lands 
räthlichen Dienftfiegel verfehen, und neben dem Siegel 
von den ‚Kreiß-Sefretarien mit. den Worten unterzeichnet 
werden: 

„In Abweſenheit (oder wegen Behinderung) des Lands 
vatbs . in fidem 
OIUN.N® | 
fo daß die Ausfertigungen in diefem Falle nur als vidimicte 
Abſchriften erfcheinen. Die Herren: Landräfhe haben auf 
die Befolgung diefer Beftimmung zu halten. 
Gumbinnen, den 17. September 1835. 
-Königl. Preuß. Regierung. 
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48°. 
Betanntmachung der Königl, Regierung zu Breslau, 
die Annahme und Verausgabung fremder Goldſorten 
bei der allgemeinen Wittwenkaſſe betreffend. 


Unſere, durch das Amtsblatt pro 1831., 10. Stüd, 
- Ne. 16. unterm 28. Februar 1831. erlaſſene Bekanntma⸗ 
chung beſtimmt das Verbot der Annahme fremder Goldfors 
ten auch bei Zahlungen der General-⸗Wittwenkaſſen-⸗Beitraͤge 
Da jedoch nach den jetzt ergangenen Beſtimmungen des 
Konigl. Miniſteriums des Innern für Handel und Gerwerbe 
don 29. Auguſt d. J. zwiſchen der allgemeinen Wittwen⸗ 
Berpflegungs-Anftalt und den Intereſſenten, auf Grund bes 
Reglements vom 28. Dezember 1775., ein Eontraftliches Ver⸗ 
haͤltniß befteht, welchem zufolge nach $. 24., die begeiäties 
ten Piftofen, *) ohne Unterſchied des Gepräges, in Zahlungen 
angenommen und ausgegeben werden folfen, und diefer Ver⸗ 
trag nicht ald aufgehoben betrachtet werden kann; ſo wird 
in Gemäßheit der erlaffenen Beftimmungen hiermit befannt 
gemacht, daß die, nach der Feftfeßung zu $. 24. des qu. 
Keglementd ausdgemünzten fremden Piftolen für Rechnung 
der General-:Wittwenfaffe werden eben ſowohl bei der Ads 
nigl. Inftituten » Haupffaffe angenonmen, als bei Auszah- 
fung der Penfionen angewendet werden, " 
‘ Breslau, den 11. September 1833. 
j Königl. Regierung. 
) Vollwichtige Friedrichsd’or oder andere vollwichtige Piftolen, 


deren 35.St:E. eine Mark enthalten, und zu 21 Karat, I Graͤu 
ausgemünt find, das Stuͤck a 5 Rthlr. gerechnet. ee 2 





16. i 
Girkulars Verfügung. der. Königl Regierung zu Pofen, 
an fämmtliche Königl. Landrarhsämter, die Ausfchlies 
fung der auf Kündigung angeftellten Beamten-— mits 
Hin auch der Königl. Woyts — vom Beitritte zur 
“allgemeinen Wittwenkaſſe betreffend. 


In der Angelegenheit, betreffend die Zulaffung der für 
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die hiefige Provinz Freicten Königl. Woyts zur Allgemeinen 
Wittwen⸗V rer ‚ benachrithtigen wir I auf 

r Ides Moͤnigl. iniſterii des ern 
N el und Gewerbe vom 17. ei r dag die auf 
Kindigung angeftellten Beomten niemals für verpflichtet 
Mehyet ‚rosben;fod Ins palt beieeen,Gaali haon 


ee a — iut Hl Fa 2 die Auf ß 


en, 12. — tember-1833. x 
ng — ng: ——— des, Inn" * 
sy Ins Und > Terz Re RG 
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irkul 8 dern —* Pen zu Gum: 
' binnen, ag ER -Königl. Kandrasheämter, bie Ein⸗ 
steihung von Nachweiſungen über ‚neu entſtandene 

— Etabliſſements, Mntogen ac. betreffend. ‚4 

Pr BROS GEBE: 

Es ift zur Vervbollſtaͤndigung de Ratten und Ort⸗ 
ſchafts⸗Verzeichniſſe erforderlich, dag wenn neue Vorwerke, 
Schäfereien, Korfthäufer, Biegeleien, Kalkbrennereien, Waſ⸗ 
fer und Windmühlen und andere Fabrikanlagen entftehen, 
‚wenn folche auch Feine befondere Namen erhalten, von ders. 
gleihen Anlagen jedesmal die bei neuen Etabliffements vor; 
geſchriebene ftatiftifch stopographifche Nachweifung nebft der 
erforderlichen Situationszeichnung eingereicht werde. 

Die Herren Landräthe. haben ſich — in vorkom⸗ 
menden Faͤllen zu achten. 

Gumbinnen, den 2. Juli 1833. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung des Innern. 
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en : "anf on X ans ana 2 ‚end A 


a,r 


— Berlin zu in Staaten, : 


—— des Fr ig Yöepräfbluind äh 
Coblenz, an fämimeliche Kdnigt. Regierungen der Rheins 


‚„ proving, den Transport von Verhafteten hr 
frembe Staaten. Kiste gie at su 


Es if © Ball, norgefommen, aß.ein dieffeig, derhaf. 
teter, nach Berlin ttansportirter. Ürreftat durch ein fremdes 
Gebiet geführt worden ift, ohne daß dem betreffenden Gou- 
vernement vorher Meldung dapon gefchehen war, was Bes 
ſchwerden zur olge gehabt hat. 

Ich ergreffe diefe Veranfafung, Eine Königt." Ye! Ri 
gierung für ähnliche Faͤlle darauf aufmerkſam j machen, 
und zu der Anordnung zu erſuchen, daß dann jedenfalls: die 
‚ darunter gebührende Ruͤckſicht gejommen werde. 

Eoblenz, den 24. Juli 1833. 

Der Ober⸗Praͤſident der Rheinproving, 
Aus Auftrag. ‚nT? 
Fritſche. — — 


u ".lghgr 


19. 
kirkuldecetewe der Koͤnigl. Miniſterien der — 
ſowie des Innern und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen und an das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium 
hieſelbſt, die ſtempelfreie Ausfertigung der Auswande⸗ 
rungs⸗Konſenſe nach den Bundesſtaaten betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird hierdurch bekannt ge⸗ 
macht, daß nach Allerhoͤchſter Kabinets⸗-Ordre vom 10. 
Juli d. J. die in Gemaͤßheit der Amneſtie des Bundes⸗ 


9 

Kartels zu — ESS ftempelfrei 
— ti fin K I4mM A L 
Br Klin, ia ra Zugup iR STR DIE IE PIO TAT IT 

sminiftetium. Ban — Junen Ihbdet holiſet 
ae a "PM Wlpefenhet bed DereiBfintitete 





E Köhler. 
258 —* JeinäR,. 38 mania zerid hu 
1: : 24 Kuno, 130 020 ydırapst: an tes 





Ina Snanfre, „ 


ins 


h om Königl. dauerie wird, an Barasc dom 
* 
die Erteilung den. — — "au die, " 
und nn der Schweiz xeiſenden Handwerksge N betreffend, 
eröffnet, daß von ber, algsmeinen Kegel,;daß Niemande 
fogenanute Heimathsſcheine ertheilt erden. follen, Zen 
und alein eine Ausnahme wegen ber diefleitigen Untertha⸗ 
nen, welche ſich auf, einige Zeit zur Ausuͤbung ihres Ge— 
werbes nach Frankreich begeben rollen, gemacht iſt, und 
zwar nur auf Grund einer deshalb abgefchloffenen Konven- 
tion. *) Eine folche ift aber hinfichtlich der Schweiz nicht 
vorhanden, und bleibt es daher in Baiing auf die Rei⸗ 
babakin bei der Regel. 

;: Berlin, den 13. Juli 1839. — 

— — des Innern und ber Selig 
3 uns : 8 Bernuth. 


5 —— Jahrg. 1827. ©. 81. 
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inhamn Sanchagnn n νναα u, Ae 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Mimſtermins 86 *5— 
und der Polizei, au ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberpraͤſidien, 
das Verfahren ‚gegen, Ausgewieſene aus, Krakau 
betreffend. 


2 





Nah einer Mittheilung des Koͤnigl. Miniſterii der 
auswärtigen Angelegenheiten hat der Senat der Stadt 
Krakau fi veranlaßt gefunden, , den dortigen Polizeibehoͤr⸗ 
ben. die Annahme jedes, mittelſt Schubpoſſes von den, Grenz 
ſtaaten ausgewicſenen Vagabonden ohne feine zuvor. ek 
folgte ausdrückliche Genehmigung zu unferfagen, und dies 
dem dortigen Herrn Reſidenten mittelft Nöte von 24. Juni 
d. I. mitgetheilt. 

2 Unter dieſen Umſtaͤnden veranlaffe ich das Königl. 
Dberpräfidium, das Landrathsamt zu Pleß anzumeifen, von 
jedem nach Krakau auszumeifenden Individuum der dorti⸗ 
gen PoligeisDirektion, zur weiteren Berichtöerftattung an den 
Senat, zuvor Nachticht zu geben," und daffelbe’ erft dann 
nach dem Gebiete diefes Freiftaats abgehen zu laffen, wenn 
der Senat die Qualifikation zu feiner Annahme anerkauut 
und die betreffende Behörde zu derfelben ermächtigt hat. 

" Das Königl. Oberpräfidium wolle auch die Negieruns 
gen des Dber- Präfidialbezirts demgemäß inſtruiren, ſowie 
ich die übrigen Koͤnigl. Oberpräfidien erfucht habe, in glei 
cher Dinficht zu verfahren. 

Das Königl. Oberpräfidium hat aber zugleich "anjus 
ordnen, daß gegenfeitig einem aus dem Gebiete der Stadt 
Krakau Ausgerviefenen, ohne vorherige ausdrückliche Genchs 
migung der dieffeitigen Behörde, der Eingang in das Ddiefs 
feitige Gebiet geftattet werde. 

. Berlin, den 29. Zuli 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
9 Brenn. 


das Königt,  Dberei dium 
zu Breslau. 
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Abſchrift; vorſtehenden Exrkafles: an! ſaͤmmtliche · Übrige 
Konisl. Ohe gur: Kenntnißnahme und weiteren Ver⸗ 
fügung an die. Pr IRRE der Per 

Mi Ro sus Br) 
* —— Juli 18833. — 
Detr Minifter des Innern und der wothen 
* wiss, uon p. Breun. 
dr 7 
ns vn u yo ! > 
In. 1 
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EEE Einktatte 
se Ri Er. u 


Be: Kaffens und Gain 


AR weſen im Allgemeinen. 


V— — — 
BER Te AAN I DE 7 ‚ 22. > 
—— — der Koͤnigl. Regierung zu Marien⸗ 
werder, an ſaͤmmtliche Kaſſen-Verwaltungen, die Auf— 
ae und — — Seitens der ra 
Kaſſen betreffend. 

Vom — Minifterio iſt ſchon früher amgaerhuet 
worden, daß die Regierungs⸗Hauptkaſſe beim Jahresſchluſſe 
die-Ablieferungen der Spezial⸗Kaſſen genau und vollftändig 
in dert Art, wie ſolche deklariert worden, quittiren und bus 
chen fol, — dag aber dabei ſolche in Anrechnung gebrachte 
Hoften, welche zur Annahme nicht geeignet erfcheinen, den 
betreffenden Kaffen zum Vorſchuß geftellt, und bei der näch- 
ften Uebetfhuß- Ablieferung des neuen Jahres ausgeglichen 
werden follen. 

Dieſe Vorſchrift fol nun ohne Unterfchieh bei allen 
Kaffen, welche einen fortlaufenden Abrechnungs⸗Verkehr mit 
einander haben, und / zwar nicht bloß für die Periode des - 





Jahres⸗Abſchluſſes, ſondern auch im Laufe des — zur 


Anwendung fommen.. \ 


602 


Behufs eined gleichinäßigen, das Kaſſen Insereffe ſichern⸗ 
———— —— werden daher — Vorſchriften 
in dieſer Beziehung ertheiltz den gpaugii 
1) Wenn die Ueberſchuß empfaugende Kaffe (alfo: die 
Regierungs-Hauptkaffe,: die Haupt Infitktenkaffe: und 
die Haupt⸗ Steuer⸗Aemter) gegen die Juſtifikation ein 
zelner der ihr aufgerechneten Poſten, Ausſtellungen zu 
machen hat, und die-Beläge darüber zu remittiren nd« 
thig findet, fo wird von der in Anrechnung — 
Summe Al 
a. uͤber denjenigen Betrag vollſtaͤndi Quittung er⸗ 
theile, "weicher baar oder in geh drig aurechnungs⸗ 
maͤßigen Belaͤgen geliefert iſt; — dagegen werden 
> die mangelhaften Aufrechnungen in eine Defigna; 
ition. zuſammengeſtellt, welche von der Uebe 
empfangenden ‚Kaffe zu uͤberſchreiben iſt: 
Interims-Beſcheinigung 
über nachſtehende remittirte Aufrechnungen der 


— Kaffe zu aus 
a dem Lieferzettel vom ten 18° 
auf Höhe von Rihlr. ſgr. “pf 


und die Schluß⸗Summe dieſer Defignation. wird als 
aufgerechnet beſcheinigt. Dieſe Interims⸗Beſcheinigung 
wird nach erfolgter Wieder Aufrechnung der vervolls 
fländigten Poſten gegen Ertheilung. ‚eine — 
Quittung zuruͤckgenommen. 

2) Bei der empfangenden Kaſſe wird war der anfges 
rechnete Hauptbetrag, mithin fowohl die. förmlich, als 
die einfiweilig quittirte Summe, als WeberfchußsLiefes 
rung vereinnahmt; der Betrag der Interims⸗Beſcheini⸗ 

. gung wird aber bei derfelben fofors als ein, der zah—⸗ 
Ienden Kaffe (SpezialsKaffe) zur Laft bleibender Bor: 
ſchuß gebucht, und danach dad Abrechnungs⸗Konto 
zwijchen beiden Kaffen bevichtigt, wobei der Lieferzettel 
nebft der Korrespondenz über die remittirten Poften als 
Beläge dienen. Daß die Iegtern, namentlich beim 
Jahresſchluſſe, jeden Baus bis zum Termine der Mech: 


er .. 608 
nungslegung vervollftändigt und aufgerechnet werden, 
darauf wird mit Nachdruck gehalten werden. 

3) Da bei; der Ueberſchuß gablenden Kaffe (Gpöfial- 
Kaffe) der als abgeführt aufgerechnete Betrag definitiv 


verausgabf wird, fo muß der von der empfangen . 


den Kaffe Regierungs⸗Hauptkaſſe, Haupi⸗ Inſtituten ⸗ 
kaſſe, Haupt⸗Steueramt) nach ber Interims Beſcheinl⸗ 
gung” remittirte Betrag Dei der zahlenden Kaffe 
ESbezial⸗ Kaffe): ſofort wieder in Einnahmegeſtelt, 
und der empfangenden Kaffe in dem Abrechnungs⸗ 
Konto gut geſchrieben werden. 
Dieſe Vereinnahmung kann nur am Depoſiten⸗Manual 
md zwar in einem beſondern Konto Statt finden, und 
bei der, Wieder⸗Aufrechnung der vervollſtaͤndigten Po⸗ 
ſten find dieſe hier wieder zu verausgaben, uud beſou⸗ 
ders auf: Vorſthuͤſſe zu dekllariren 


Dieſes vorausgeſchickt, werden die SpeziatsRaffen ange⸗ 


tiefen, den Abrechnungen mit den »auptaflen volftändige 
Beläge beizufügen. 


4 


Sollten oͤfters Fälle vorkömmen, wo die Bellimmurig 


ad 1. b. zue Anwendung gebracht werden muß, fo werden 
wir annehmen, daß der Herr Rendant den Gefchäften nicht 
gesvachfen iſt, und wir werden dann feine Eutfernung aus 
dem Kaffendienfte veranlaffen: 
Marienwerder, den 3. September 1833. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung, 


Abtheilung fuͤr direkte Steuern, Domainen und Forſten. 


Mebes. 


R:7). > 000 Be EUR are 


D 
4,.* 
FH 

te Be 

1 ..% 


— Forft ‚und Jagd ; Bekimg. 
en: 5 Baht 


Gin fie des" Königt. Strailminiferiumd an 
| fämmtliche Könige. Regierungen dieffeusg. der Wefer, die 
Kegulieung. ber, Abgaben bei Vereingelungen von Dos 
manial: Srbpahiageinnücen: — 

— B ip &° 

‚Die Allerhöchfte Habinetd /Ordre vom 22 Mai d. J. 
Ge 4435. der Geſetz⸗ Sammlung) beſtimmt: daß die: Vor⸗ 
ſchrift im F. 2. Lit. b. des Geſetzes zur Befoͤrderung der 
+ RandeKultur vom 14. September 1811,, der zufolge bei Vers 
- einzelungen von Erbpachtgeundftücen die: Abgabe an den 
‚Erbpäcdter um vier Prozent zu Laften des Erwerbers der 
abgezweigten Parzelle erhoͤhet werden darf, bei Domanial⸗ 
Erbpachtgeundftücken nicht angewendet werde. Da nun die 
gedachte Vorſchrift in. dem $. 29. der Ordnung wegen Ab: 
Iöfung der Dienfte ıc. vom 7. Juni 1821. auch auf andere 
zu Leiſtungen Verpflichtete, fie mögen Eigenthämer oder Erb- 
zinsleute fein, ausgedehnt worden, und kein Grund vorhan- 
den ift, bei Befolgung der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre 
ſolche zu Leiftungen verpflichtete ‚Eigenthämer oder Erbzins⸗ 
leute in den Domainen anders ald die Erbpächter zu bes 
handeln; fo hat es kein Bedenken, auch hiuſichtlich jener, 
dem Domainen⸗Fiskus Verpflichteten danach zu verfahren, 
wozu die Koͤnigl. Regierung angewieſen wird. 

den 31. Juli 1833. sro 

Der Finanzminifter. 
Maaßen. 
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24. \ 

Eirfulan Verfügung der Königl. Peaierung zu —— 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Forſt⸗Inſpektionen, Domainen⸗ 
und Rentaͤmter, die Benachrichtigung der Landraͤthe von 


‚den vorkommenden Veraͤußerungen ſiokaliſcher 
Grundſtuͤcke — 





Es erſcheint änfiendibeet, daß die landraͤthlichen 
Behoͤrden von allen Veraͤußerungen Konigl Domainen und 
Forſtgrundſtuͤcke Kenntniß erhalten, weil ſich dabei zu: 
weilen die Gelegenheit zu nuͤtzlichen polizeilichen Anlagen, 
z. B. Entwaͤſſerungen, Wege⸗Regulirungen und detgleichen, 
darbietet. Wir woͤllen daher die faͤmmtlichen Forſt⸗Inſpek⸗ 
tionen, Domainen⸗ und Rent⸗Aemter unſers Departements 
hierdurch anweiſen, von allen vorkommenden Veraͤußerungen 
fiskaliſcher Grundſtuͤcke, und zwar ſofort bei Einleitung ders 
felben und ehe bindende Erklärungen für den Königl. Fiskus 
abgegeben werden, den betreffenden Kreis⸗Landrath zü- bes 
nachrichtigen, damit dieſer die etwanigen — In⸗ 
tereſſen rechtzeitig wahrnehmen Pnne. 

Potsdam, den 27. Juli 1833. Er 

Körigl. Deglerung. f 
Abtheilung des Innern. Abtheilung für die Bertsältung 
Boettger. der direkten Steuern, Domai⸗ 
nen und Forften. 
Stelßer. *— ! 


26. 
— — der x Korigl Regierung zu Magde 
burg, an ſaͤmmtliche König: Bau⸗Inſpektoren, die 
Feuerverſicherung neuer Domanial- Gebaͤude 

+ ‚betreffend. u 
Nah, 9. des Kegulativs. wegen. Errichtung‘: eines 
befondern DomainensFeuerfhädens Fonds. darf die Einreis: 


x 
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hung und Ursel von abgeaͤnderten oder Nachtrags⸗ 
Kataftern. und die Nachtragung derfelben, in. die Lagerhuͤ⸗ 
über, bed Bonds in folgenden Fällen Statt finden: 

ne) wenn auf den befheiligten' Vormerken oder andern 
Eabliſſements neue, jetzt noch ‚nicht, vorhandene Ges 
baͤude ertichtet werden oder ſchon vorhandene, "nicht 

zum Kataſter gebrachte Gebaͤude ‚nachträglich kataſtrirt 
werden ſollen, 
gen ſchon vorhandene. und tataſtritte Gebäude: | 
, a entweder: ganz, eingehen, oder doch theilweiſe abges 
„brochen, ‚ober 

bi duch Neubauten oder Haupt- Reparaturen in ihren 
Umfange, ihrer Einrichtung und Yauart dergeftalt, 
daß auch der. künftige Neubauwerth ſich anders 
ſtellt, verändert werden; 

'® Wenn bei den, den SKataftern zum "Grunde Legenden 
** von dem Neubauwerthe der Gebaͤude nachtraͤg⸗ 
lich weſentliche Mängel oder Unrichtigkeiten bemerkt 

* werden, 

und ed ſollen dieſe abgeaͤnderten oder Nachtrags⸗Kata⸗ 
ſter, um fuͤr das naͤchſtfolgende Rechnungsjahr Guͤltig⸗ 
keit zu erhalten, und in das Lagerbuch nachgetragen zu 
werden, ‚mit den noͤthigen Taxen und ſonſtigen Beſchei⸗ 
nigungen verſehen, jedesmal ſpaͤteſtens bis zum 1. es 
hruar bei der betreffenden Regierung eingereicht werden. 

Durch das Miniſterial⸗Reſkript vom 22. September 

1829. iſt ferner beſtimmt, daß, wenn auf den betheiligten 
Vorwerken oder andern Etabliſſements neue, noch nicht 
vorhandene Gebaͤude errichtet werden, dieſelben gleich vom 
1. Mai desjenigen Rechnungsjahres, in welchem die Aus⸗ 
führung: ihres Baues erfolgen fol, auf den Grund. dev 
‚ Anfchläge mit dem. vollen Werthe verſichert werden follen, 
und dad Reſkript vom 24. September 1830. dehnt dieſe 
Beftimmung auf alle neue Gebäude und alle den Neubaus 
werth verändernde Vergrößerungen und Verbefferungen vor: 
handener Gebäude der Domainen aus. 

as Ugmıhlermitern nichts zu verſaͤumen, und den Domai- 

nen«Biöhus 00x‘ einer durch Säummig: möglichen Benach⸗ 
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theiligung zu ſichern, werden Sie un Meeloig⸗ der Eirkular⸗ 

Berfugung van44. Dftoberi4830. hietdurch angewieſen, 

Kofpetbeidero@inteitung: eines zu der vorſtehend be⸗ 

zeichuitens Kategorie gehoͤrigen Baues, it. deſſen Folge eine 

Ehhung des Meubauwerches cines bei dem Domainen- 

s verſicherten Sehaͤubes entfücht,; Die er⸗ 

ferhetlihe Taxe dem betreffenden Domainen⸗ oder Rentbe⸗ 

auiten oder dem ſonſtigen Juhaben des verſicherten Etabliſ⸗ 

ſements / Behufs der Anfertigung: über; — oder 

Nachtrags⸗Kataſter, zuzuſtellen. n 

n Fuͤr jeden aus der Unterlaſſung diefer — dem 

Domdinen⸗ Fiskus entſtehenden Soeden werden. Sie hier⸗ 

mit verantwortlich gentacht. tr 

ha Magdeburg; den; 23. Auguſt 1833. 

Koͤnigl. Regierung: Abtheilung für die Verwaltung der 
- "direkten Steuern, Demainen um; Sorfien.. 

hr ., u — — 

Bin dr . er 33 Can “s 


26. 


Eriter-Berfüßung‘ der Koͤnigl. Reierung 5 u Marien 
iberder an fämmitliche Königt. Der Foͤrſter und Forſt⸗ 
«Alaipefkeri die Vereidigung ber. Forftbeamten 
153 wu man ruhe; - — 

Te —* EN an nn 20) 

— Berfügung vom 30. uni ı v. J. 2. find Sie 
Berlils «her: das bei Webergabe von erledigten Forſtdienſt⸗ 
ſtellen zu beobachtende Verfahren belehrt worden. Zu den 
ir dieſer B hung aufzunehmenden Verhandlungen, gehört 

aber andy ‚noch! der naͤhere Nachweis, daß, 
und im weicher Art sieben den im Geſetz vom 7: Yum 1821. 
nn Holzdiebſtahls vorgeſchriebenen Ver: 
Üblgung,) der allgemeine Diewfr-Eid von dem Forſibeamten 
chenfalls abgeleiftet worden ift, und wir: beſtimmen daher 
sie Bervolift digunig der! Eingangs -Allegieten- Verfligung 
ehufs der genaueſten Beachtung, Folgendes: "'-.c 
M Jeder Unferforbeamte.scHörfter, en 
dabrg WELEHE SB an 
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Auſtellung deſinitiv Statt finder, moitd) fallsn ſolches 
nicht etwa ſchon in fruͤhern Verhaͤltniſſen geſchehen, 
als woruͤber genauer Nachweis gefordert und gefuͤhrt 
werden muß, bei Gelegenheit der Dienſt⸗Uebergabe von 
on. Phnen nach Anleitung des beiliegenden Formulars (Al, 
a. u. b.) fogleich.-in Eid und Pflicht genommen, nach⸗ 
Denn ihm vorher mit Ernft und Würde dieangefchloffene 
Worhaltung bei Dienf-Eiden deutlich-vorgelefen worden. 
" 2) Bei der. Verpflichtung: felbft,. find: die: Religions⸗Ge⸗ 
bräuche derjenigen Kirche, welcher der Schwoͤrende an⸗ 
5 gehört, gehörig zw. beobachten, und daher ‚namentlich 
ni dem Eides⸗Formular fuͤr ſolche, welche der Fatholifchen 
Konfeſſion zugethan find, am Schluſſe die Worte: ııc 
„Sp wahr mir Gott, die Jungfrau und: Mutter 
„Gottes Maria, ſammt allen lieben Heiligen helfe” 
hinzuzufügen. 

Die Katholiken legen die brei erften Finger der 
techten Hand auf ein Kruzifir, und leiften den Eid 
fnieend ab. 

3) Die "erfolgte : Eidesleiftung wird. von dem. Beamten 
‚am Schluffe des Dienft-Eides, mit ben Worten. ‚ber 
fcheinigt: 
„diefen Eid habe idy heute Eörperlich abgeleijter” 
und diefe Befcheinigung mit Vor: und Zunamen, des⸗ 
gleichen unter Bezeichnung des Bereidigungs-Driß, uns 
terſchrieben. 
u Ueber den Bereidigungss Att nehmen Sie eine beſon⸗ 
dere Verhandlung auf einem Stempelbogen von 
* Sgr., welche der vereidigte Beamte bezahlt, auf, u 
"zeichen folche, nachdem. fie von dem gedachten. Beame 
ten mit Bor und Zunamen ebenfalls ‚unterfchrieben, 
und ‚ihr. das darin. zu allegirende Eides-Formular ‚beis 
gefuͤgt worden, mit den übrigen Dienfpllebergabe iape 
handlungen ein. 
65) Iſt was jedoch jegt nur in ſehr ſeltenen gau⸗ 
vorkommen kann, — der. zu. Vereidigende des Leſeus 
\nandı Schreibens unkundig, ſo um ‚ein unbeſcholtener 
— Beuge bei dem BereidigungdsAft, augapgen. werben; amd 
iſt 
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·iſt deffen — ſowohl te: dem Formular als - 
„ander Verhandlung erforderlich, i 

Im andern ‚Bel: if ' Zeuge bei der Bereiigung 


uvthwendig. 

9 Die auf Mindigung und verfügen fingiteiben Un- 
5 terforfibeamten, werden, was den. allgemeinen Dienft- 
»,.Eib anbelangt, in der Regel nur mittelft Handfchlags 
» verpflichtet, und ihre förmliche Vereidigung bis zur de 
” finitiven Anftellung : vorbehalten. s . 
Indem wir Sie. num hiermit. verpflichten, ſich in 
vorkommenden Fällen die obigen Anordnungen jur genauen 
Richtſchnur dienen zu laſſen, beauftragen wir Sie zugleich, 
fofort fpegiel zu präfen, ob fämmtliche definitiv angeftellte 
Unterforfibeamte Ihres Verwaltungsbezirks den allgemeinen 
Dienft-Eid wirklich ſchon abgeleiftet-haben, und haben Sie 
da; wo folches noch nicht gefchehen, dad Erforderliche fofort. 
nachzuholen, in welchen Fällen die nachträglich aufgenoms 
mene Vereidigungs⸗Rezeſſe und einzureichen find. 

Marienmwerder, den 17. September 1833, 

N Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für direkte — Domainen und Forſten. 


a. 


Vorhaltung bei Dienſt⸗Eiden. 


Der Dienſt⸗Eid iſt beſtimmt, den Schwoͤrenden feierlich 
angeloben zu laſſen, daß er in treuer Wahrnehmung ſeines 
Amtes und firengfter Erfüllung der ihm obliegenden Pflich⸗ 
ten nicht allein den Vorfchriften der Gefege, fondern auch 
der innern Stimme feines Gewiſſens überall Folge leiften 
wolle. Die Erinnerung, diefen Eid geleiftet zu haben, foll 
und wird jeden rechtfchaffenen Dann bewegen, die übers 
wommenen Berbindlichkeiten nicht allein fo zu erfüllen, wie . 
er eb vor feinem Landeöheren und. den er. Behoͤr⸗ 
den, fondern auch wie er ed vor dem hoͤchſten Richter vers 
antworten kann. Wer feiner eidlichen Zufage en einges 
denf bleibt, wird auch: dann, wenn Fein anderer Zeuge, als 
fein eigenes Sam gegen ihn auftreten Könnte, jeder 
Gelegenheit zur Berfuchung widerftehen, — ſich vurch 
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Menſchenfurcht, Parkeilſchkeit, Gewinnſucht oder andere un- 
lautere Adfichten nicht abhalten Iaffen, uͤberall mit uner⸗ 
ſchuͤttetlicher Mechtfchaffenheit zu handeln: 

Bei jeder Eidesleiftung wird Gott angerufen, . den 
Meineid zu .firafen, und. die genaue Befolgung.der uͤber⸗ 
aommenen Verpflichtung zu belohnen. Die fefte Ueberzeus 
gung von der göftlihen Allwiſſenheit, Allgegenwart, Ges 
Teihtigfeit und Ällmacht muß 2 abhalten, ſich Bernach- 
laͤſſigungen feiner angelobten Dienftpflicht zu erlauben, viel 
mebr auch die Fleinfte Abweichung ‘von der erhaltenen In⸗ 
ſtruktlon auf das forgfältigfte zu verhuͤten. 

Wer ſich ſolchexgeſtait als ein gewiſſenhafter redlicher 
Diener des Königs beträgt, ‚und we unmandelbarer- Treue 
unermüdeten Dienfteifer verbindet, fann ſich des göttlichen 
Seegens und unaudbleiblicher Belohnung in diefer oder 
jener Welt verfichert halten, wird auch bei jeder Gefahr 
oder Widertwärtigfeit den Troft und die Beruhigung genie⸗ 
Ken, die nur-allein ein unverlegtes Gewiſſen gersähren fann. 
Auf. gleibe Art. wird aud von Seiten der vorgefegten Be- 
hörden derjenige. ſtets rühmlichft ausgezeichnet werden, defr 
fen Dienftführung zeigt, daß er fich bei jeder Gelegenheit 
feinem eidlihen AUngelöbniffe gemäß beträgt, und fich da=- 
duch würdig macht, dem Landesheren zur mweitern Befdr- 
derung oder fonft zu erwartenden Gnadenbezeugung empfoh- 
len zu werden. Dabingegen haben diejenigen, welche die 
feierlich befchwornen Dienftpflichten vernachläffigen, oder fich 
fo weit vergehen, der ihnen ertheilten Inſtruktion frevent- 
lich entgegen zu handeln, außer der allgemeinen Verachtung, 
auch die im den Gefegen dem pflichtvergeffenen Dffizianten 
Ina eplieten harten Strafen, zu getvärtigen, welche nach Vers 
jr tniß des befrächtlicheren oder geringeren Verſchuldens 
ohne Nachficht und Anfehen der Perfon an ihnen unaus⸗ 
bleiblich werden vollzogen werden. 


b. 
Dienft- Eid, 





——— | 
fehwöre gu Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden einen 
leiblichen Eid, daß, nachdem ich zum 


beftellt worden. bin, Sr, Königl. Majeſtaͤt von Preußen, 
meinem allergnädigften Herrn, ich ‚treu und gehorfam fein, 
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und nicht nur alle meine Pflichten, die mir vermidge meines 
fjegt.übernommcenen Amts obliegen, oder künftig vorgefchrieben 
werden möchten, fondern auch, wenn ich, in eim anderes Amt 
verfegt werden follte, alle die DObliegenheiten, welche damit 
verbunden find, oder verbunden werden möchten, gemiffens 


baft, genau und getreulich erfüllen, und mich davon durch 
nichts abhalten Taffen, auch mich in allen Stücken fo bettas 


gen will, wie ed einem techtfhaffenen König. Diener in, 


meinem gegenwärtigen und in jedem meiner künftigen; Ver⸗ 
bältniffe wohl anfiehet und gebühret. So wahr mir Gott 
helfe burg Jefum Chriſtum. Gei Katholiten: „So 
wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evangelium.” *) 


22: 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Finanzminifteriums an 
fümmtliche Königl. Regierungen, die Verrechnung - der 
aus ben Hofzverfäufen bei den Königl. Forflfaffen eins 
gehenden Gelder, die Anfertigung der Kaffen: Eptrafte 
über felbige und bie Abführung der Ueberfchüffe aus 
denfelben betreffend. _ 





Nach. der von der Koͤnigl. Ober-⸗-Rechnungs⸗Kammer, 
im Einverſtaͤndniß mit dem Kinanzminifterio erlaffenen Cir⸗ 
EularBerfügung vom 28. Juni d. J., find bei der Forſt⸗ 
verwaltung die aus Holzverkfäufen, welche dem nach der 
Eirkular-Verfügung vom. 19. April 1851. mit dem 1. Okto⸗ 
ber. jeden Jahres beginnenden neuen Wirthſchaftsjahre ans 
gehdren, von gedachten Tage ab flattfindenden Geldeinnahs 
nahmen in die Rechnungen des einfchlägigen Wirthfchafts- 
jahres zu übernehmen. Diefe Einrichtung macht ed nöthig,, 
dag die SpezialsKaffen mit den Eintragungen der von dem 
1. Dftober jeden Jahres ab bis zu dem nächften Final-Ab- 
fchluffe auf das neue Wirthſchaftsjahr flattfindenden Ein- 
nahmen für Holz, die, neben den Büchern für das laufende 
Kalenderjahr zu führenden befondern Bücher für das neue 
Wirthſchaftsjahr anfangen, und einen daraus geferkigten 


2) Vergl. Jahrg. 1829. 1iſtes Heft, ©: 3. 
Rr2 


* 
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Extrakt mit den Final⸗Extrakten fuͤr das abgewichene Rech⸗ 
nungsjahr der Koͤnigl. Regierung einreichen. Insbeſondere 
aber iſt darauf zu halten, daß die aus den neuen Einnah— 
"men fich bildenden Weberfchäffe ebenfalls prompt zur Negies 
rungs⸗Hauptkaſſe abgeführt, und, bei etwanigem Zuruͤckbe⸗ 
halten von Beftänden zur Beſtreitung von Ausgaben, ein 
volftändiger Nachweis darüber, ‚bei Einreichung der Extrakte 
von den SpezialsKaffen geliefert werde. Auch find die Re— 
viforen der Forſtkaſſen dahin zu inftruicen, daß fie bei dem 
Repiſionen, die fie auf den Grund der Final-Abfchlüffe ab⸗ 
haften, Bornemlich auch die bis dahin für das neue Wirth⸗ 
fchaftsjahr flattgefundenen Einnahmen und Ausgaben, er= 
ftere insbefondere nach Ertraften aus den Soll-⸗Einnahme⸗ 
Büchern der DOberförfter, und, mo Unterrezepturen vorhans 
den, auch nach deren Abfchlüffen einer forgfältigen Prüfung 
zu unterwerfen haben. 

Bei der Regierungs-Hauptkaffe find die in der Zeit 
vom 1. Dftober bid Ende des Jahres auf das neue Wirth⸗ 
ſchaftsjahr einfommenden Forſtkaſſen⸗Ueberſchuͤſſe, bis folche 
in die mit dem Kalenderjahre eintretenden neuen Kaffenbüs 
cher eingetragen werden, einſtweilen ald Depofita zu buchen. 

In den FinalErtraften, welche die Königl. Regierung 
von der kurrenten Forftverwaltung bieher einreicht, find am 
Schluffe nachrichtlich bloß fummarifch die für das neue 
Wirthfchaftsjahr bereitd vorgefommenen Einnahmen und Yusı 
gaben nebft Ueberfhuß anzugeben. 

Der Extrakt von der Eurrenten Verwaltung, nach dem 
Abfchluffe des erften Quartals des Jahres, umfaßt fonach 
auch die in dem Zeitraum vom 1. Dftober bis ultimo 
Dezember des vorhergegangenen Jahres ftattgefundenen zum | 
neuen Wirthſchaftsjahr gehörenden Einnahmen und Yus- 
gaben, wonach denn die Ueberſchriften dieſer Epicokte, eins 
zurichten find. 

Berlin, den 29. September 1833. 

Der Finanzminifter. 
Maaßen. 


— —— — 


613 
N ee 
Reſkript der Könige, Minifterien der Finanzen, ſowie 
des Innern und ber Polizei, an die Könige. Regierung, 
zu Stettin, die. Rekurs⸗Inſtanz für Forſt- und Jagd⸗ 
Polizei⸗Kontraventionen betreffend. 





Diefelbe Frage, wie die Königl. Regierung mittelft Ber 
richts vom 31. v. M. vorgelegt hat, und die dahin geſtellt 
iftz welche von Fhren Abtheilungen — die Abtheilung des 
Innern oder die.für die Verwaltung der direften Steuern, 
Domainen und Forften — die Rekurs⸗Inſtanz für Forfes, 
und Jagd⸗Polizei⸗Kontraventionen bilde? ift fehon früher bei 
der Regierung zu Arnsberg zuc Diskuffion. gekommen, und 
auf deren Bericht in der Art entfchieden worden, wie die 
abſchriftlich angefchloffene Verfügung vom 14. Yuguft 1828; *) ı 
befagt, nady welcher die Königl. Regierung in vorkommen 
den Fällen Sich ebenfalls zu richten hat, PN 

Berlin, den 31. Yuguft 1833. — 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern und der Polizei. 

Maaßen. —— v. Brenn. - 





29. 

Eirfular-Verfügung der Königl. Regierung zu Marien⸗ 
werder, an fänmtliche Königl. Landrathg, Domainens' 
und Domainen-RenvAemter, die Tilgung der Forft- 
frafrefte durch Arbeit betreffend, 


Die Tilgung der Korfiftrafrefte durch Arbeit bedarf 
einer unausgeſetzten Kontrolle von Seiten der Poligeiber 
börden, und es ift deren Pflicht eben fo für die Befchleuni- 
gung folcher Arbeiten Sorge zu tragen, wie diefelben zur 
Beitreibung der Ruͤckſtaͤnde von bemittelten Schuldner der 
Forfiverwaltung verbunden find. Sobald eine Requifition 
der Zorfibehörde wegen Aufforderung der Schuldner zur 


*) Jahrg. 1828. 8tes Heft, S. 664. 
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Arbeit eingeht, iſt jedem der letztern der Termin, in welchem 
ſie ſich auf den Arbeitsplaͤtzen einfinden ſollen, mittelſt Aus⸗ 
haͤndigung eines die Strafſumme enthaltenden Auszugs der 
Reſt⸗Nachweiſung, bekannt zu machen, und eine der Höhe 
des. Strafbetraged angemeffene Friſt zur Beendigung dev 
eiftungen zu beftimmen: i 
Auf dem vorerwähnten Reſt⸗Extrakt vermerkt der Forft- 
Schußbeamte, welchem der Straͤfling zugemiefen worden, 
am Schluſſe jeder Woche die erfolgten Leiftungen; dem Orts⸗ 
Vorſtande aber liegt die Pflicht ob, fich wöchentlich bei Ein⸗ 
ſicht des Extrakts zu überzeugen, ob mit der Arbeit genü« 
gend vorgefchritten worden ift. 
In Folge diefer Pruͤfung find. Fäffige Arbeiter zwangs—⸗ 
weiſe auf die Arbeitspläge zu geftellen, und wenn auch dieſe 
Maßregel fruchtlos bleibt, in befonderen, nach Haupt⸗Ab⸗ 
theilungen für jede Gerichtsbehoͤrde, und nach den Rubriken 
24) faufende Nummer, 
2) Jahrgang / — $ 
3) Nr. der Forftfrevelstifte, 
4) Name des Schuldners, 
5) Wohnort deffelben, 
6) Betrag des Ruͤckſtandes 
anzulegenden VBerzeichniffe namhaft zu machen, deffen Ein- 
fendung wir am Schluſſe des betreffenden Monats erwar—⸗ 
ten, um alsdann fogleich die Volſſtreckung der ſubſidiariſch 
feſtſtehenden Gefängnißftrofen veranlaffen zu Finnen. 
Die Polizeibehoͤrden des dieſſeitigen Berwaltungsbejtrfs 
haben ſich nach vorfichenden Beſtimmungen genau zuach⸗ 
ten, und jede bei der Kontrolle der Forft-Strafarbeiten den 
Unterbeamten zur Laft fallende Nachläffigfeit durch ange: 
“ meffene Ordnüngdffrafen im Betrage von 10,Ögr. bis 15 
Sgr. zu rügen, auch bei jeder Berihts-Erftattung in Forſt⸗ 
Reſt⸗Angelegenheiten ausdruͤcklich zu, bemerken, ob ſich Ver⸗ 
anlaſfung gefunden hat, ſolche Maßregeln wider einzelue, 
desfalls namhaft zu machende Unterbeamte eintreten zu 
laſfen. — J * 
Die Königl.' Dberfdrfter find angewieſen worden, im 
den Monats-Berichten über die Strafarbeiten jedesmal au⸗ 
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wweigen⸗ ob auf deren Beſchleunigung von Seiten den. Po⸗ 
ligeibehörben mit: dem; — Mahhrud; eingemiukt; 
worden iſt. 
Barienwerber, den 22. PEÄEER 1833, 
5 Königl- Preuß: Megierung. 
dekung für direkte — Domainen und Forſten. 
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30, 
—— — des * Binaizmitnffehume‘ an 
ſemntliche Koͤnigl. Regierungen, die Lieferung und Der: 
gätung der Druckſachen fuͤr die Kreis (direkten Struck) 
Ben betreffen. 





umn bei der en und 3 Beräfiing der Druckſachen 
fuͤr die Kreis⸗ (diröffen Steuer-) Kaffen ein gleichmäßiges 
Verfahren herzuftellen, beſtimme ich hierdurch, daß in fo- 
weit viefen Kaſſen gedruckte oder lithographirte Fotmuͤlare 
zu den Erfrakten, Abſchluͤſſen und anderen der Regierung 
terminlich einzureichenden Nachmeifungen geliefert werden, 
die Koſten hiefuͤr aus dem Extraordinatio det direkten 
Steuer Verwaltuug beſtritten werden können. 
Hingegen muͤſſen dig Kaffenbeamten die Yusgaben für 
ſaͤmmtliche von ihnen zu führende Kaſſenbuͤcher und zu ler 
gende Rechnungen aus ihren Amts- Unföften- Fonds auch 
dann felbft beftreiten, wenn fie fich für leßtere zu ihrer Bes 
quemlichfeit gedruckter, Sder lithographirter Formulare bes 
bienen wollen. 
Mit der Befchaffung von Formularen der letzteren Art 
hat ſich dann auch die Koͤnigl. Regierung nicht zu befaſſen, 
dies vielmehr den Aal felbft zu überlaffen. 
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Hiernach hat die‘ Königl. Regierung das Weitere abs. 
zuordnen und die Kaſſen zu infiruirem + °- 
Berlin, den 15. Juli 1833. 
Der Finanzminiſter. 
Maaßen. 





31. 
Cirkular⸗Verfůgung der Koͤnigl. Regierung zu Breslau, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Landrathsaͤmter, die Kontrolle 
der Klaſſenſteuer Ab⸗ und Zugaͤnge betreffend. 





Auf unſere Anfrage uͤber die Kontrolle der Ab⸗ und 
Zugaͤnge bei der Klaſſenſteuer, namentlich in der letzten 
Steuerſtufe, hat das Khnisl. Finanzminiſterium entſchieden, 
daß: 

1) kuͤnftig alles und jedes Geſinde, welches im Laufe des 
Jahres wechſelt, in die Ab⸗ und Zugangsliſten nament⸗ 
lich aufgenommen werden muß, und daß folglich die 
hievon abweichende Beſtimmung in der Verorduung 
vom 7. Mai 1822. aufgehoben worden; 

2) die Brotherrſchaft und reſp. die Familienhaͤupter den 
Ortsbehoͤrden den bevorſtehenden Abzug des Geſindes 
und der reſp. Perſonen unter Angabe des künftigen, 
neuen Wohnorfes und Kreiſes anzeigen muͤſſiez 

3) daß die Ortsbehoͤrden in den Abgaugsliſten, bei jeder, 
fortgegogenen ‚Perfon den neuen Wohnort, unter An⸗ 
gabe des Kreifes und e 

4) bei jeder zugezogenen Perfon den frühern Aufenthaltz- 
ort angeben follen; j 

5) daß diejenigen Perfonen, welche in einen andern Kreis 
gezogen. find, der Kreisbehörde des neuen Wohnorts 
von dem Königl. landraͤthlichen Amte, Behufs der 
Kontrolle, angezeigt werden follen, daß dagegen 

6) bei denjenigen Perfonen und Familien, welche in dem⸗ 
felben Kreiſe bleiben, und nur den Ort wechfeln, die 

ı unmittelbare Anzeige Seitens der Behdrde des bisher 


6179 


gen Wohnortes an die Oertsbehdede bes neuen zo 
orses erfolgen muß, und daß 
7) die Borauserhebung der Klaffenftener vom: Dein de 
henden Gefinde, fobald nur der neue Wohnort glaub⸗ 
haft angezeigt wird, unterbleiben muß, wogegen dieje⸗ 
nigen Abgänge geftrichen werden, ‚welche nicht die An⸗ 
gabe des neuen Wohnorts enthalten. 
Das Königl. Iandräthliche Amt Hat diefe Beftim⸗ 
mungen ſaͤmmtlichen Ortsbehoͤrden, inclusive der klaſſen⸗ 
ſteuerpflichtigen Staͤdte, bekannt zu machen, ſie anzuweiſen, 
bei Vermeidung der geſetzlichen Strafen jede zugezogene 
Perſon in die Zugangsliſte aufzunehmen, dagegen ſelbſt bei 
Reviſion der Ab⸗ und Zugangsliſten die Ueberzeugung zu 
nehmen, ob die in Abgang gebrachten Perſonen bei dem 
neuen Wohnorte (in fofern diefer in demfelben Kreife: beles 
gen ift) in Zugang aufgeführt ftehen, bei efwanigen Unter⸗ 
laffungen aber die .erforderlichen Recherchen anzuſtellen, und 
das Ergebniß zur weitern Beranlaffung und —“ “ 
Breslau, den 8. Juli 1833. 
Koͤnigl. Regierung. 





32. * 
Eirkular⸗Reſkript des‘ Koͤnigl. General⸗Direktors der 
Steuern an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Be⸗ 
rechnung der von Bädern und Schlaͤchtern zu ent⸗ 
richtenden Gewerbeſteuer betreffend. 





In mehreren Städten der beiden erften Gewerbefteuer- 
Abtheilungen, werden Bäder oder Schlächter, welche das 
Gewerbe im Laufe des Jahres beginnen, bis zum Eintritte 
einer neuen Kollenperiode unbejteuert gelaffen, demnächft 
aber mit Küdficht auf dieſe zeitweife Gteuerfreiheit im fol⸗ 
genden Jahre verhältnigmäßig höher veranlagt, 

Wenn gleich diefes Verfahren dem .$. 1466, der In⸗ 
firuftion vom 10. November 1820. gemäß ift, fo entſteht 
daraus doc) in dem Falle, wo ein folcher neu zugetretener 
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Baͤcker oder Schlaͤchter das: Gewerbe noch jm Laufe deſſel⸗ 

ben Jahres wieder abmeldet, entweder eine ſchwierigere 
ichung oder ein Nachtheil fuͤr die betreffende Steuer⸗ 

geſellſchaft, zumal wenn ein ſolcher bloß zeitweiſer Betrieb 


jaͤhrlich wiederkehren ſollte. Sowohl um dieſer Inkonve⸗ 


nienz vorzubeugen, als zur Erzielung eines uͤbereinſtimmen⸗ 
den Verfahrens, wird hierdurch im Verfolg des $. 11. der 
Beilage B. des Gemwerbefiener-Gefeges wie ded $. 1466. 


der Yuftruktion. vom 10. November 1820. für Källe der ges - 


dachten Art, Rachfichendes fefigefegt: 


ge Wenn in Städten der beiden erſten Gewerbeſteuer⸗ 


‚ : Abtheilungen, bei den Steuer-Gefellfchaften der Bäcker: 
oder Schlaͤchter ein im Borjahre noch nicht .beftandener 
n . Gewerböbetrieb angemeldet wird, fo iſt derfelbe für- 

das laufende Jahr pro rata temporis mit dem Mittels 


»i..faße der dritten Abtheilung, alfo für einen Bäcker. mit. 


2015 Sgr., für einen Schlächter mit 20 Sgr. monatlich 
alsbald zur Steuer zu ziehen. 

2) Iſt von dem Zutretenden das Gewerbe bereits. im 
nächft vorhergegangenen Jahte gehbt und abgemeldet 
worden, fo haben die Abgeordneten der Steuer-Gefell: 
{haft den Steuerfag zu ermitteln, welcher, bei der Fort: 
dauer des früheren Betriebes, auf denfelben in der 
Rolle des laufenden Jahres zu veranlagen geweſen fein 
mwürbe. 


Auf den hiernach beftimmten Steuerſatz richtet ſich 


dann die pro rata temporis für. ‚das laufende’ Jahr 
eintretende Steuerhebung. 
>) In jedem diefer beiden Fälle wird das betreffende 
Individuum auf die Zugangslifte übernommen, und 
Dadurch deffen Zugangsfteuer zum Soll gezogen. 

Da jedoch in dem vorliegenden Falle die Staatöfaffe 
nur auf' den rollenmäßigen Sollbetrag, nicht aber auf 
pie Zugangsſteuer Anſpruch hat, legtere vielmehr der 

betreffenden Steuer-Gefellfehaft gebührt, fo muß derfel- 
ben diefer zur Staatskaſſe gefloffene Betrag dadurch 
vergütet werben, daß folcher bei der nächftjährigen 


⸗ t 
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Veranlagung auf: bad zu repartirende Steuer⸗Quan⸗ 
tum in Abzug kommt. Bei 
9 Aule aus Abmeldüngen' herruͤhrenden Abgänge dieſetr 
beiden Steuerllaſſen der zwei erſten Abtheilungen/ kom⸗ 
men. dann, wie bisher, zur Abgaugsliſte und; Wieder, 
umlage ohne Unterfepied, ob, der Abgang auf einen 

Rollenfag oder auf eine Zugangs⸗Steuer trifft. 

Wenn daher beifpielöreife die Schlächter einer Stadt 
mirber 2en: Abtheilmig · fü 1898. zwei Bulgänge haͤtten/ 
«nA Deren Stewerfäge: für 1833: uach innder 3; zufammen: ' 
ar 20 Rs befkimme wuͤrden und wenn: von dieſen 
' Rthlr. durch Wiederabmeldung im Laufe dei Jah⸗ 

red 6 Rthlr. wieden gun: Abgang kaͤmen, fo: müßte bei 
der Berankagüng son 18345 falls! der nach der Kopf⸗ 
zahl aufzubringende Steuenbetragi sfich rauf 250 Riyes 
+ fiehkte, die EEE ee in m. 
et: gefchehens iı: ART EREE 
—— fuͤr 1834. 6 der: sabl:o= IF ‚980: — * 
Abgang aus Baum von: at: Na > Wie: 
SEITE: 34 * uns. rare 9 Gr Y 
Sr ud” „I oman 3 ee 256 Rwir 
dis Büganpe tur fat für 1833, — — — 
bereits zum Soll geſtellt; es bleiben. — 230, Rtblr,, 
er Sol 9 4834. d.h. die urfpftuglichen — BAR 
nad) Abzug der, 14. Rthlt., welche die Staatslaſſe für. 
4832. bereits, über das ihr uföndige, Rollen⸗Soll be; 
zogen hat. 
Dies Berfabgen, halt fid. genau am bie Beträge der, 
Rolle, und. Semefter-Liften,;- macht. die Führung. von, 
.. Afferuasen „entbehshie, und. wird Mißgriffen ſowohl 
als einer Beeintraͤchtigung der Steuer⸗ Gefellſchaflen 
oder einer ſpatern Hoherbeſterang der Zainer Ban“ 
beugen. · er 

Berlin, den.tO. Juli 1833: — 

Des General: + Direktor „der Sirenen. ; 

* * deſſen N Jin f 

v. Beguelin was . 2 ld 
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Cirkular⸗Reſkript des: Königl. General Direftors "der 
Steuern an ſaͤmmitliche Koͤnigl. Regierungen :c;, ‚bie 
‚Seftfegung ber Gewerbeſteuer für Braiereien 
‚ betreffend. RAR 


un — — 


Bei der Behfegung der Gewerbefeuer für — 
wird nicht nach. dem! für die Schiffögefäße Anwendung‘ fin 
denden Grundfage verfahren, nady welchem der naͤchſthoͤhere 
Steuerfaß fofort eintritt, wenn die: Tragbarfeit des Schif⸗ 
fes den: Steigefaß : von Sechs Laſten um' eine volle :Laft 
überfleigt, weil: bei’ ven Brauereien: die Gemwerbefteuer nach 
der ‚Braumalzfteuer abgemeſſen wird. - Da jedoch auch; hier 
ein billiger Steigeraum flattfinden: muß, fo ift als allge⸗ 
meine Regel angenommen, daß der naͤchſt hoͤhere Steuerfag 
etſt zur Anwendung gelangen fol, wenn "der Betrag: dei) 
Braumalzfkeuer die Mitte zwiſchen dem: naͤchſtniedrigeren 
Gewerbeſteuerſatze uͤberſchreitet. Demzufolge kann ein Brauer, 
welchet fuͤr das Jahr vom 1. Oltober 1833. an Braumalz⸗ 
ſteuer 592 Rthlr. entrichtet hat, für das Jahr 1833, nicht 
höhet- als zu 18-Rthlr. Gewerbefteuer veranlagt werden, 
welche einem Braumalzftenerbetrage von 578% Rthlr. ent⸗ 
fptechen; der folgende Gewerbefteuerfag von 24 Kehle. ann 
erft eintreten, wenn die in dem genannten Termine erlegte 
Braumalzſtener einen Gewerbeſteuerſatz von mehr als 21 
Rthlr. (als Mitte zwiſchen 18 Rthlr. und 24 Rthlr.) bes 
dingte. Hiernach wird daher eine Steigetabelle der Gewer⸗ 
beſteuer fuͤr Brauereien leicht aufzuſtellen ſein, da ſie nur 
auf die Braumalzſteuerſaͤtze gerichtet zu werden braucht, 
welche bis zu 2 Rthlr. Gewerbeſteuer als Minimum, dem⸗ 
naͤchſt auf die, welche 3Rthlr., b Rehle., 7 Rthlr., 10 Rthlr., 
15 Rthlr., 21 Rthlr., 27 Rthlr., 33 Rthlr. ꝛc. ꝛc. Gewerbe⸗ 
ſteuer fordern würden. Je nachdem dann einer dieſe Säge 
‚bloß ereicht, oder uͤberſtiegen wird, tritt im orſten Kalle der 
naͤchſtniedrige, im andern der naͤchſthoͤhete Sag der Gewer⸗ 
beſteuer ein, ſo daß —— bei einem Braumalz⸗ 
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fieuerbetrage von 3213 Rthlr. (für 720 Scheffel Braumal;). 
ftatt der darauf nach ‚fcharfer Rechnung treffenden 10 Rthir. 
nur 8Rthlr. als Gewerbefteuer, bei 3214 Rthlr. aber ſchon 
der nächfthöhere Sag von 12 Rthlr. anzuwenden wäre. 

Berlin, den 11. Yuguft 1833. ‘ 
Der General:Direktor der Steuern. 
In deſſen Abweſenheit. 
v. Beguelin. 





34. ——— 

Cirkular⸗Verfuͤgung ber Koͤnigl. Regierung zu Trier, an 
ſaͤmmtliche Königl. Landraͤthe, in derfelben Ange 

legenheit. 





Abfchrift des vorſtehenden Reſkripts des Herrn Gene 
ral-Direktors der Steuern vom 11. d. M., dem wir zugleich 
zu Ihrer Bequemlichkeit einen Tarif (Anl. a.) beifügen, er⸗ 
halten Sie zur künftigen Beachtung. _ 

Auch überfenden wir Ihnen von diefer Verfügung noch 
4 Exemplar, um foldyes der dortigen Kommunalbehörde zus 
zuftellen. 

Trier, den ‚29. Yuguft 1833. 

Königl. Regierung. Abtheilung für die Verwaltung der 
direkten Steuern und der Domainen und Forften. 


. 


> a 

Ta et 
über die bon den Bierbrauern zu entrichtende Gewerbes 
feuer, unter Anwendung des Satzes, daß von 144 Schefs 


feln, oder 965 Eentner Braumak;, oder 64% Rthlr. Brau⸗ 


maleuen eine Gemwerbefteuer von 2 Kehle entrichtet 
wird. 





Von 









Gezahlter Braus 
malzſteuer. 
Rthlr. 


Centnern 
Braumalz · 


Scheffeln 
Braumalz · 
















bis 216 bis 144% Bu 963 
"705 1. 129.105 Pf. 
über 216— 360 uͤber 144. — 24175 über 963 - 160% 4 
75 8b. 91 „UHR 
über 360— 6504 uͤber ZU; 33775 er 1605 - ‚6 
55 
Über 504 720 uͤber 337 4822; lüber 225 - 3213 8 
2 — — 10 pf- 
über 720 1080 uͤber 482. 723uͤber 3215 - 4825 12 
. 23% Ib: Afar. H Pl, 
über 1080—1512lüber 72375-101255 |über Asp 675 18 


55». 


Über 1512-194 uͤber 101255130144 |über 615 - Muh 24 


] 863 4b: AH 7 zpf. 
ber 19442376ſuͤber 130145— 159175; über 8675 - 2 53 30 
| 75%. 219.55 Pf 
uͤber 2376— 3024) über 159175 —2025 über 1065$-1350 » | 36 
uͤber 3024—3888lüber 2025 — 2603; lüber 1350 - 17355 48 
625 46 21 9.54 pf. 
über 3888 4752 uͤber 2603; —31827% jüber 17355 - 21214 60 
uͤ uͤ 4 über 212 * en 12 
ber 4752 56 16 uͤber 3182, —376048 r 2121 5 
733 8. - 419. 33>pf. u. er 
N jedes 
mal 
um 12 
7 Rthlr. 


Trier, den 29. Auguſt 1833. 
Steuer⸗Sekretariat der Königl Regierung. 
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Citkular⸗Verfuͤgung der Königl. Regierung zu Potsdam, 
an fämmeliche Landrärhe und Magifteäte, die Gewerbes 
fteuer vom Handelsbetriebe der Frachtſchiffer 
betreffend. 





Der Fall, daß Frachtfchiffer, weldhe den Transport von, 
Kaufmannsmwaaren übernehmen, zugleih auch dergleichen. 
Waaren für eigene Rechnung anfaufen, und damit Handel 
treiben, giebt uns Veranlaffung, die Herren Landräche und , 
Magifiräte darauf aufmerffam zu maden, in ſolchen Fäl- 
len genau darauf fehen zu Jaffen, ob dergleichen Schiffer. 
auch zum Handelöbetriebe berechtigt find, und menn dies 
nicht ift, fie als GemwerbefteuersKontravenienten zur Unters 
fuhung zu ziehen. 

Potödam, den 30. September 1833. 

Königl. Regierung. 
Abtheilung des Innern. Abtheilung für die Verwaltung 


Böttger. der direkten Steuern, Domais 
nen und Forften. 
Stelzer, i 
36. 


Cirfular» Verfügung der Königl. Regierung zu eier, 
an ſaͤmmtliche König. Landrathsaͤmter, den Stempel zu 
den Bereidigungs-Prorofollen der Schullehrer 
betreffend. 





Zur naͤheren Deklarirung der Schlußbeſtimmung unſe⸗ 
ter Verfügung vom 20. Mai pr. eröffnen wir Ihnen, daß 
in Gemäßheit der Entfcheidung des hohen Finanzminifterii 
vom 20. Mai 1829, *) auc bei Anftellungen von Schul⸗ 
lehrern, wenn ſolche nicht bloß auf die Dauer eines Jahres, 

*) Jahrg. 1829. 3ted Heft, S. 500. * \ 


⸗ 


F 
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fondern auf längere Zeit erfolgen, auch in denjenigen Fäl- 
len, wo. die Einjährige Befoldung unter 50 Rthl. fteht, zu 
‘dem’ Bereidigungs,Protofolle ein Stempel von 15 Sgr. ver- 
‘wendet werden muß. ie. 

Trier, den 24. Auguſt 1833, 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


. 





— 37. 
Cirkular⸗ Verfügung der Koͤnigl. Regierung zu Trier, 
an fämmeliche Koͤnigl. Landrärhe, die Stempelpflichtig- 
feit der Atteſte der Buͤrgermeiſter ‚für den Beitritt zu 
ausländifchen Feuers Berficherungs» Öefellfchaften 
= betreffend. | 





Es war. unter Bezugnahme auf den $. 19. der Brand» 
Affefuranz- Ordnung zur Sprache gekommen, ob die durch ” 
die bieffeitigen Cirkular- Verfügungen vom 12. März und 
26. April d. J. vorgefchriebenen Attefte der Bürgermeifter 
darüber: 

ob die vorfchriftsmäßig von den Agenten der auslän- 

difchen Seuer-Verficherungs-Gefellfchaften vorzulegende 

Taxe der verfichernden Gebäude ıc. dem Werthe derfel: 

ben entfpreche und feine Anreisung durch übertriebene 

Abſchaͤtzung zu böslicher Feueranlegung zu beforgen fei? 
auch flempelfrei fein oder der Stempelpflichtigkeit unterlie⸗ 

‚gen ſollten? 
Da; nun in Folge einer mit dem Heren Provinzial 
Steuer⸗Direktor zu Coͤln deshalb gepflogenen Korrefpons 
denz für die zweite Alternative entfchieden iſt; fo beauftras 
gen wir Sie, hiernach die Bürgermeifter Ihres Kreifes ans 
zumeifen, ſich von nun ab bei Ausſtellung jener Atteſte des 
tarifmäßigen Stempels zu bedienen. — 

Trier, den 7. September 1833, 

Königl. Regierung, 


38. 


Yr 


. > — 
war sr 5 Beranlinid 3 

Bekanntmachung der König. —— zu N den 
Gewerbebetrieb der Sufänder im. Unibergichen betreffend. 





Nach „dem Allerhoͤchſt genehmtäfen Haufir:Regulativ 
dom 28. April 1824., iſt der"umherziehende Gewerbebetrieb 
"im Gtenzjollbezirt nur Ausnahmemeife geftattel, Bei dies 
fer Ausnahme hat es auch fernerhin fein Beenden; allein 
im Einverf änduig ı mit dem Herrn Prodinzial-Steuet-Direk 
tor, Geheimen Dbet-Finarzrath dv. Bigeledeh Bringen 
wir hiermit die Waaren und Gegenſtaͤnde zur oͤffentlichen 
Kenntniß, mit denen Inlaͤndern ein Gewerbebetrieb im Uns 
hetziehen zu geſtatten iſt, welchen Kontrollen die Gewerb⸗ 
treibenden dabei unterworfen find, und fie genau zu een 


haben, ars ih En * J IH notiert 
Im Grenzzollbe ie Kr der ee Sn —2* 
Bea oe A eb het Der St de, ii deei Pb 
nm dor iin Bu WEL SID 
* eeſten Abtheilug 3 —* 2 1 
a Seat Maaeeumatgn Mh rfhungen 


u das. 8 9 E umihet bee base nk, uhdple übris 
eg 6434 Sep Regufativ pe kon 28. April 
ei 1824 Et toß ‚Scyaüfteluns 


gen zum an a — 
c der Handel mit in fei ie Bilden, u n, 
ſchen Gatten: gersächt emäfe, Kabtoffe Ei 
— —— lei ‚Befen, ae, Fir P 
Flachs, Hanf, Theer, ch, — kleint —** 
„aller Art, Bögen ar "mit Tehendigen bieten, für 
welche Fein Steuer-Lariffüg"auldgelsorfen if; 
„e bie ‚Gewerbe:, —— 
Aſchenſammler /;/ u 2 
er ——— ee I —— 


"; A. } 3 Amadalgıter. seen 173 
— een mL 191 ur Te in 3506 


4) der Leinklapperer; 
2 0,5) der Tepfbinder; 
2.26) der Zie —— ns ; 
BRETT, pet Refeipicter und ” > 


je) 
u 


8) der Zinngießer. ; 

"Die in diefer Abtbeilung benannten Bewerbe find kei⸗ 
ner Sseuer- Kontrolle, antet worfen Slie koͤnnen alfo, wenn 
die, Erlaubniß dazu im Gewerbfchein ausdräclich ertheilt 
worden if, aud in dem Srengbegirf unter. denfelben Bes 
dingungen. wie an andern Orten betrieben werden. 

$. 3. 

"Zur zweiten Abtheilung gehört bei, Handel im ‚Umber- 
ie mit: 
4 Sämereien und Hliſenfrůchten z 
"2 tohem Reinen-Garn; 

c. irdenen Pfeifen, Schleiffteinen und — 

de Kohlen und See 

e. Baſt, Ströhmatten und Bettfe ern; 

F.“ * m Holzwaaren, ald grobe Böttchers, Drecheler⸗ 
Tiſchler⸗, Korbflechter⸗ und alle rohen oder bloß ne: 
— Holzwaaren, Wagenarbeiten uud Berkjeugen 

u E en 2 Eiern, Soräibfeern, Kuodhen, 
Lederabfällen und gemeinen Töpfermaaren; ... 
ee sieben, Hecheln uud. Maufefalen, pa⸗ 

‚piernen Schachteln, Fri AuManren Gips 

und Kalt; i 
i. tik ‚und, Stei infoblen; * .. 
4 umpen, Brlen, 3 örften und — 
Ye, dpfeln, gemeinen Seiler und andern. Nefnpaten; 
eu! SR 9, Wachs und Wallrath; 
zachholderſatt und. Hatſchwamm ; 

o. . mit oͤptiſchen Änfrumensen, Barometern und, Thers 
mometern. 

Die Perfonen, welche mit, diefen. Waaren, berg der 
ihnen im Gemwerbfchein errheilten ar? im Grenzbe⸗ 
zirk unnherziehend handeln wollen, a % id; fogleich bei 
oder kurz yot ihrem Eintritt in den Grenzbezirf bei dem 


44 


62% 
nächften Zoll⸗ ——— oder außerhalb des Grenz⸗ 
bezitks bei der zur Ertheilung von Legitimations⸗Scheinen 
vorhandenen Stelle mit einem Legitimations⸗Schein verſe⸗ 
bes; in welchem die Menge und Gattung: Der Waaren, der 
Wig, welchen: die Gewerbtreibenden — wolle, und bie 
Zet des Aufenthalts bemerkt wird. 

Mit dieſen Begitimotiot6 Seinen subffen fie fi über 
den Transport der Waaren bei jedem zur Nachfrage befug⸗ 
ten Beamten oder Gendarmen ausweiſen, und bie im $..8. 
det — — Tuanspotiſtunden genau ein⸗ 


—— — find in den Rovakn Yanuar, Februar, 
Dktöber, November und Degeniber von 7 Uhr Morgens bis 
6 Uhr Abends, in den Monaten: März: April, Auguft und 
Septeinber :von 5. Uhe Morgens bis 8 Uhr Abends, und 
in den onaten Mil, Junis Juli von 4 Uhr: ER NS 
10 Uht Abends: 

Bon Eingaltung Diefer Tagesſtunden findet nur ci 
Yaönahme Statt, wenn in »außerordentlichen Fällen bie 
Eilaubuig des betreffenden : Hauptzolls : oder. Steueramts 
erſter Klaffe, ſoweit dies zur Anfertigung ber Waaren⸗Trans⸗ 
porte befugt ift, vor der eeae der Binnen-Linie 
ettheilt wirnd. 

In dieſer Erläubnig nf der Waarenführer, die Waa⸗ 
von ſelbſt, Die BR und, die Zeit, * —— lolche * 
— werden. — 


Die Händler zeit es, Fein, —— und Lum⸗ 
pen muͤſſen uͤberdies die Gegenſtaͤnde ihres Handels, welche 
ſie bei ſich fuͤhren, nebſt dem Legitimations⸗Schein, bei je⸗ 
dem Zölle oder Steueramte im Greuzbezirk zur Aufſicht 
ſtellen, auch im Fall des Minderbefundes gegen den Inhalt 
des Cegitimations · Scheins/ ſich uͤber den Abgang gehörig 
auweiſen, damit ſich das Amt von der Uebereinſtimmuug 
mit bein Legitimations⸗Schein uͤberzeugen und Aare die 
vothandene Quantitaͤt der Waaren bemerken kann. 

er 
In die: dritte Abtheilung: gehört ben SAN mit 
; Ss 
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a, Meinen Band — und: Srränißten;" Ma ns Mbhe 
m mb& wollenen Sarnz! ’ 7 Er * 104 3hi 
850 groben) Blech und inlaͤndiſchen mit \gabei Kyeichem dere 
»;° ferenen Eifenwaaren aus geſchiniedetem Eifen, Eiſen⸗ 
39 Ichlech,': Stable und Eifendrath, «die nicht: zw den. Ab⸗ 
ttheilungen IL. Nr. 6 d?, Mr. 19° und Nr. 20. der Er⸗ 
ti Yebungs: Rolle vom. 30. N — Waa⸗ 
ren gehoͤren tt nad 
sd. Steingut; Fayence und: groben wien Porelan, 
tie. mit Butter, Kaͤſe und Wolfen ic‘ dauu ELIA 
Die Perfonen, welche in ihrem Sewerbfehein die: —* 
laubniß erhalten/ mit dieſen Gegenſtaͤnden auch) im Grenz⸗ 
beßzirk hauſitend zu handeln, haben nicht nur die oben '$. 132 
enthaltenen Vorſchriften zu: befolgen, Rondern es muͤſſen 
duch die Waaren vor dem Eintritt in den Grenzbezirk durch 
ein Zoll⸗ oder: Steueramt unter vollſtaͤndig ſichern Blei⸗ 
oder Siegelverſchluß gelegt werden. Sie duͤrfen ferner im 
Gienzbezirk nur in ſolchen verſchloſſenen Paketenugefuͤhrt, 
und die Pakete nur durch ein Zollamt geoͤffnet und zerlegt 
werden, alsdann abet wird durch dieſes Aint das Paket fuͤr 
denupeitern Transport auf'is Reue, unser! — hit zu 
verſchluß geftelle: werden... md © 
Diejenigen Gegenftände, welche fich nah ifrecRefchafs 
fenheit nicht wohl in Pakete bringen daſſen, werde, z. B. 
Seuſen, Sicheln, Futterſchneiden, einzeln mit a. befes 
fligten Lad» oder Bleifiegeln verfehen. BR: ns 
Für die Verbleiung hat der? Haufirer die gefeblice Ge 
buͤhr, nämlich 1 Sgr.fuͤr das Blei. zu zahlen, — — ies 
rn aber das Material ſelbſt Fu Sefern — 
Hähgerte wu, A Sl ne 
Mit allen andern, als den in dem: PM 3. * Be 
—8* und:inshefondere mit den im 938. des Gewerbes 
ſteuer⸗Geſetzes sone 30.:Mai 4820: vom Hauſithandel übers 
Haupt sausgefchloffenen Gegenfländen, iſt der: Haudeldr une 
engen im Umbecgeben Gi — unbedingt 
verboten. pr u N9IAD I: 32 10 
$. 1 
Im Wer! die indem ß. h. 3. 40 und 5. vorgeſchriebenen Steuer- 
S AA) ; 
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Kentroßl Bedingungen wicht oehbrig erfüllt; verfaͤllt gemaͤß 
den $.$. 17. und 125, Der Zollotrdnung vom 26. Mai 1818. 
entweder im: die, Durch dem $. 111. der Iegtern und folgen 
de’ beflimmten Steafen dher weun der durch dem $..124. 
ver Zollortnung nachselaſſene Beweis gefuͤhre wird, in die 
———— — — 40M Ehe. 
rent Mi Need 
uch ie EN — Vorſchriften der 
dollerdauug etneuert in Erinnerung: zu bringen, (haben, wir 
dieſelben ü hierunter abdrucken laſſen, und weiſen die Zandr - 
raͤthe und . Die betteffenden Magiſtraͤte Any: diefelben'sgüt 
gticciglichſien Deffenzlichkeit zu, beingen, (und! insbefon; 
dere Diejenigen Perſonen, welche ein umherziehendes Ge⸗ 
werbe betreiben, oder einen Gewerbſchein mit Einfehluf, des 
Grengbegiels: nachſuchen, dom. | — zu ver⸗ 


weiſen. Er 
Bopein den 5. Sopran 1833, m; 
Koͤnigl. —J 
— — N 
eun ubiher. PL Or) A Te 3: VER Be 
Inu AT: se KR — D. r 
"i Möblar Bol; Barmaltung.. —WR 
.wogjassoR. seinminid Tun Fr miss Mamaisı®d du un) 
nad ch! “rs mtr aid sr 1,139, . ontr I: „3 ih af 


sg aus dem· GenerabCirfulare des Königt. Behk 

fü bp hg au ‚fümpiefithe Poftanffäften, % neh 
108, ee uhß 48, Anordnungen, te Rd, 

u. er tofreip H % — Kuno ur Ofnani— n Wiltw⸗ Klage. 1 

* — —* n Ai Fa A iſters ai 

al-Eirfulare Kr. 14,.pro 

hr Als 1 der Depof Hu / eher zum. - 
der” Bone — lanten · WBlum htaffen bis zur 
8.20, Rrhle,, auch g uf Sendungen. Äber 20Rthlt. 

edehnt, und die “ilelihe ortofreiheit feibogt ber, an jene 

Sale eingehenden, Sendungen 34 mlahnin ’ 
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=. ber Gelber, welche in den — ———— 


landesgerichte geſammelt werden, 
fowie = B Er > 
b. der Gelder für verfanfte tten, 4 
als auch der Korcefpondenz ver Kaſſen — on 
Jaſtiz⸗ Offizi 
bewilligt worden. 


ſewie die gedachte Korrefpenden;, portofrei zu befördern 
Diefe letztere wird mit dem Rubro: 

„Angelegenheiten der FuligDffpianten-Bittwenfaffe” 
bezeichnet fein, die Gelvjendangen werden dagegen: Die be 
treffenden Rubriken: 

De poſiten⸗ Selder zum Nie btarh der Jutir Off 
zianten⸗Wittwenkaſſe, 
„Armen-⸗Kaſſenbeitraͤge,“ 
„Akten-Verkaufsgeldet 
führen. 
vortofteiheit der aldi für — Geſchichts- und 
2) Der Gefelfchaft für — Geſchichts⸗ und 
Alterthumskunde, deren Drgade die beiden Ausſchuͤſſe in 
Stettin und Greifswald bilden, ift auf diejenige Korrefpon, 
den; und Paketſendungen, keßtere bis zum Gewichte von 
10 Pfund an jedem Pofitage, melde das allgemeine Fa 
tereffe der Geſellſchaft, wicht aber das Privat-Fntereffe. einer 
einzelnen Individui betreffen, die Porfofreiheit auf Wider 
ruf und unter der Bedingung ertheilt worden, dag die Kor 
refponden; und die Adteſſen zu ten Paketen entweder offer 
oder unter Krenjband zur Poſt geliefert, und mit den 


Rubro: 
Angelegenheiten der Geſellſchaft für —— 
GSeſchichts⸗ und Alterthumskunde 
bezeichnet werden muͤſſen. 
Auf Geldſendungen findet die mcatgeloiüge Balihe 
nicht Statt. 
Die Poftanftalten, bei welchen Sendungen der vorge⸗ 


- - € 


dachten — nee blanc zu a 
ten; Sugleich aber: auch darauf, zu wachen, daß von biefer 
Bortöfreiheit. nur in den Grenzen det — RR 
willigung Gebrauch gennacht werde ⸗· 
Wortöfreihett Ver Zůchtlings⸗ Birblentelder a 
3) Den Verdieuſtgeldern, welche den aus —E 
anftalten chtfaffenen Zuͤchtlingen von Ben Verwaltuntzsbe⸗ 
hoͤrden an die Ortsobrigkeiten nachgefendet "werden, iſt bie 
Portofreiheit bewilligt worden: 
Die Poſtanftalſen werden hletbon mie dem Bemerten 
benachrichtigt, daß diefe Geldſendungen mit der Rubrik⸗ 
„Verdienſtgelder entkafſener Steafgefän 
— genen and Korrigenden* 
verfehen, und tif den Dienftfiegel Ker‘ Bernsiktängebehät, 
den der betteffenden Sttafauſtalten vetſehen fein wetden 


Yortofreibeit auf ein Werk des Profeſſors ‚Dr. Grakf in Berl, 
4) Dem Schriftwechfel des Regierungs-Rathöy; Pro⸗ 

feſſor Dr. Graff in Berlin, in den Anarleaguhsiten, des ac 

demfelber hetaußzugebenden Werkesh: — —— 

„der Althochdeutſche Srraäfing,” — 

iſt die Portofreiheit auf Widerruf und unter 

bewilligt worden, daß die mit der Kubi; 
„Ungelegenheiten des Althochdeutſchen prachfchages” n 

zu verfehenden Briefe an und von dem Heirn Dr. Greg 

entweder offen oder unter Kreusband zut Poſt gegeben wer- 

den müffen. Auf Gelds und Petegervinaca —* dieſt 

Bewilligung nicht. Statt. — 


Legitimation der mit den Poſten as Perſonen. 
5) Die in der Cirkular⸗Verfuͤgung Nr. 2. vom 13. Jar 


auar 1831. euthaltenen Vorſchriften über die Paß⸗Verpflich. 


tung und die erforderliche Legitimation der mit den Poſten 
reiſenden Perſonen werden von mebreren Poſtanſtalten mans 
gelhaft befolgs, wodurch häufige Befchwerben: des Koͤnigl. 


Minifterii des Juneru und de Volipei herbeigeführt wor⸗ 


den find. 
Den fämmelichen im Yafande beegenen Yofanfeite 


gt Bedingung 
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wird: daher die genaue Beachtung jener Borfchriften,meldje 
hinfichtlich der im Paland anſaͤſſigen⸗ midadeni Poften im 
AMlande reiſenden Perfonen: durch die: Cirkular⸗Verfugung 
vom 13. Juni d. J. deklarist worden find; wiederholt und 
mit dem Bemerken zur licht - gemacht, daß jede fernere 
Eusgegenbandlung, mit einer Ordnungsſtrafe von Einem 
Shaler ‚belegt, ‚im Wiederholungsfalle aber noch ſchaͤtfe 
geahndet werden. wied 
Paßpflichtigkeit der Oftnere. 
ua MDR, Bolge, oprgefpmmener. Weigerungen ‚Preußifcher 
Dffigiere,;bei Reifen, mit, der, Poſt den durch die Eirkulap | 
Perfügung, vom 13. Januar 1831, ergangenen, in paßpos 
lizeilicher Hinficht erforderlichen ‚allgemeinen Beftimmungen 
‚für Poftegifende „gu, genfigen, hat das, Königl. Kriegesmi⸗ 
nifterium, diefe „Deftimmungen den. fammtlihen Offizieren 
des Königl. Heeres mitgetheilt, und ihnen die Beachtung 
derfelben zur Pflticht "gemacht. Hiervon’ twerden die Poſt— 
anftalten mit der Anweiſung in Kenntniß geſetzt, die er— 
wahnten! Beſtimmungen bei den mit der Poſt reiſenden 
Offizieren in derſelben Art, wie bei‘ andern Poſtreiſeuden, 
in Anwendung zu bringen. 
de ſollen ohne Führer nicht jur Pol angenommen werden 
40) Obgleich durch die Cirfular- Verfügungen. vom 22. - 
Gtme 1874, und vom 26. Yugü 1826. dereits angeord⸗ 
fee worden iſt, daß Kranken und olchen Petfonen, ‚melde 
andern auf det Poft befindlichen Reifenden zur Unzufrieden, 
heit Veranlaffung geben, die Benußung der, Pofteh" nidge 
geftattet werden fol: fo find doch einzelne Falk vorgekom⸗ 
men, in welchen eiblindete Perſonen, ohne von einem Fuͤh— 
WE begleitet zu: Fein, zur Reiſe mir der Poſt angenommen 
worden find, welche durch ihre’ Unbehuͤlflichkeit die Mit 
vorfenden befäftigt, und zw Klagen 'derfelben Anlaß gegeben 
Haben; Um dieſen "vorzubeugen, wird hiermit beſtimmt, 
daßı erbiindere Petfonen nur dann zur Keife mit der Poft 
eingefchrieben werden ſollen, wenn ihr Aeußeres Feinen Ans - 
ſtoß bei anderen Mitreifenden - erregen kann, daß fie aber 
jedenfalls: Yow einem Beaufſichtiger begleitet ſein muͤſſen. 
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Die Poſtamts ⸗Vorſtehet werden‘ für die genaue Beachtung 
diefer Beſtimmung verantwortlich gemacht. 7 


us 





Frankfurt a. M. den A3. Auguſt 483..." 0.0 
Der Senetal⸗Poſtmeiſter. 
v. Maglern 
40. 


Eikulare des Koͤnigl General⸗Poſtamts an “fährt 
Preußiſche Poſtanſtalten, (mit Ausnahme der in der Pros 
vinz Sachſen belegenen) bie Befdeberung der Dienſi⸗ 
Korrefpondenz der Chauſſeegeld⸗Hebeſtellen durch die 
— —— Poſt berreffend. Be yo 125, 


¶ Die Ehauſſeegelt⸗ Hebeſtellen llegen groͤtteutheits ganz 
iſoſict wodurch den Erhebern die Gelegenheit entzogen witd 
ihbe ODinſt⸗Korreſpondenz durch die Poſt zu befördern, 
Aus’ diefer Ruͤckſicht ift auf Antrag der Öteuerbehörde nach⸗ 
gegeben tuotden, daß die Dienſt⸗ Korreſpondenz der Chauffee: 
geld-Einnehmer durch die Schirrmeiſter und Poftillone det 
vorbeifähreiiden "Worten an den Bartieren beftelle' werde. 
Die‘ Poftanflalten, in deren Bereiche, ifolikte Ehauſſetgeld⸗ 
Hebeſtellen — demnach hierduůtch angeriefen, "DI 
fürdie Chauffee ⸗ Einnehmer beftimpmte Dienſt⸗Korreſpon eh, 
jur Aushändigung an 'diefllben, den Schiermeifterh oder 
Poſtillonen· mitzugeben, “und die. letzteren anzumeifen, die 
von den Einmehntern abjufendende Dienſt⸗Korreſpondem jur 
Abgabe an Bir bölefläl naar? De änftalt in Empfang 
zu nehmen. Ein’’Yufentpalt Ver’ Poſten darf durch diefe 
Beftellungsweife, welche übrigens nur für Korrefpondenz, 
nicht aber für Geldſendungen nachgegeben wird, nicht ent, 
fichen. Die Einnehmer muͤſſen bei Ankunft der Poften an 
den Barrieren die Korrefpondenz vor der Thuͤre fogleich in 
Empfang nehmen, und reſp. abgeben, fo dag Schirrmeiſter 
und Poſtillone nicht gendthigt find, zu warten, oder gar 
den Poſtwagen zu verlaflen. Die Poftanftalten der Pro: 
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vinz Sachſen find durch die Eirfular- Verfügung vom S. 
Mai 1852. *) in gleicher Art bereits inſtruirt worden ⸗ 
Frankfurt a. M., dem 20, Auguſt 1833 
Der General, Poftmeifter, 
v. NRaglen 





44, Paz 
Cirkulare des Koͤnigl. General-Poftamts an ſaͤmmtliche 
Poſtaͤmter, (excl. der im Auslande belegenen und der Poſt⸗ 
aͤmter zu Cottbus, Guben; Hoyerswerda, Lieberoſe, Lübben, 
Luckau, Sorau und Spremberg) die Portofreiheit 
fuͤr die erhobene Grundſteuer betreffend. 





gewiefenen Kreislaſſen ditelt abetͤütrt.— 
Da hiernach die Gemeinde-Kaffen als erſt e Rezeptu⸗ 
ren zu ‚betrachten: find, fo. kann den Sendungen, der Grunde 
feuer, Eeitens der ‚Gemeinde Kaffen an die Kreiskaffen, 
die Nortofreiheit nicht verfagt werden, Die Pofiämter mer 
Den, daher angewiefen, bie vorgedachten Sendungen- von 
jetzt au portofrei zu befördern, und die ihnen untergeordues 
ten Poftanftalten in gleicher Art zu inſtruͤren. — 

FVrankfurt a. M., den 20. Auguft 1833, . 

Der General» Poſtmeiſter. 
.- 8. Ragler, op! 


») Jahrg. 1832. etes Het, ©. 381. 
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Ber 5 Brage; welche Behörde bie ricfländigen 
EL 1 2 


Sag 34) in 


— Man im weiten Vibfariendg eöatene 


— bom 6. Man 
Ber t des irchen⸗ S chul⸗ A 


—* eng, za dep, 5 — fer, 

th. allgemeine — 

De a u ® ati nähere Borfgriften 
tat ilt fein, sperden, verhfeiben fol... 

— — — mit Untecht auf die, Borligente: 


* * ci biefe, Borbehalig, ir erſt vor burger Zeit in 
8 ug eines Sihreibeng des Konigl. Miu iſt eriums 
der FR „Mnfereichtös und, Medisinal-Ungelegenheiten 
vom: 18. in d. J. von ‚beiden Juſtizminiſtern einer 
genauen — ſerworten worden. Das Reſultat der⸗ 
felben geht aus den,. | in dem abſchriftlich anliegenden Ant⸗ 
wortſchteiben eider Juſtizminiſter vom 13. Mai d. J, 
omgegeben: runden dahin: 
daß —3 jeuer Vorbehalt lediglich auf diejenigen An⸗ 
Br Dr das Kirchen und Sana hal 


‚welche... 
die Dien ſtoerfaſſung, 
nicht — —— HELLE NINE — und mit⸗ 
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bin ganz eigentlidy reglementarifcher Natur find, und 
fhon deshalb nicht in ein Geſetz buch gehören. 
Die Trage: 
ob ein Gegenftand, welcher nach allgemeinen Grund» 
fügen an die Juftigbehdrde gewiefen iſt, ausnahms⸗ 
weife derfelben zu entziehen ſei? — ob insbefondere die 
}u::. Borbennngen; welche Mfgtter und | Schulbedisuteiiner- 
gi. mbge,ibred Amts an ‚Privatperfonen machen | ohne 
Weiteres von den Bermaltungabepörden bush Epekus 
Non beigetricben werden können ?' 
betrifft nicht bloß die Dienftverfaffung, fondern Rechts ver⸗ 
waltniſſe, und kann wicht durch Reglemente, Sondern‘ ledig, 
lich duch Geſetze entfchieden werden. - 
Jeuner Vorbehalt des Publikations⸗Patents tann daher 
die vorliegende Frage nicht angemendät" werden. 
2, Der Juſtizminiſter tann ſich aber noch nicht davon 
ben rzeugen:; 
en es wirtlich wie von dem Koͤntgl Sberlandedge 
chie behauptet‘ wird, “in Littauen Obferdang geweſen 
ſei, daß die thekfländigen Leiſtungen, welche die Beift- 
lichen zu fordern haben, mit Ausfchiuß der Stolgebuh⸗ 
ten, in Betreff welcher der $. 428. Tit. 41. She HM. 
des Allgem. Landrechts gilt, durch die Landrtathsaͤmter 
7; eingezogen werden mußten, in ſofern ſik ſich nicht ads 
einem älteren als zweijährigen Zeitrgucue her rieben, 
* der Debent feine"Verpflihting, dergleichen Ah⸗ 
Pi gaben überhaupt zu enftichten, nicht in Abrede ſtelle 
Das Kollegium hat nichts angeführt, wodutch eine foldye 
für Littauen beſtehende Spezidl-Dbfervang datgelhan würde; 
dagegen hat Daffelbe in den Berichten vom 17 Jali und 
2%: Dezember 1812. die Behauptung Ver Beiſtlichen⸗ an 
ee der Pittauifchen Regierun —— 
daß die von den Verwaltungsbehoͤrde —E in ein⸗ 
2; uch genommene Befuͤgniß zur Beitreibung verwei⸗ 
— Kirchen⸗, Pfart: und Schul⸗Abgaben ohne Kon⸗ 
kutrenz der Juſtizbehoͤtden in der —— — 
gegründet fei, ’ s 
zu widerlegen geſucht. 


— — 


RR 


nßnarıbetefie bade Beuan ma nk sin duo 
—— — Bee re 
Mlbgaben; N. 3; uaanı.?oa ter das ra m 
— Gefeben Werochmungen: and; Reffcipte, a 
de ſich ſowohl Die Megierung, abs das Koͤnigl. Oberlan ⸗ 
MWeericht/ jene zum Rachweis, dieſes zur Widerlegung der 
Obfervanz berufen, paſſen indeß — auf Anne 
Mvwerweigerte, Mi inmniad Ind; 7» nis} is = 
Min: 54 Hu Adi murref — 3—8 iirkurin 
vegen Saͤumniß nicht entrichteie Vgehen 
3. Es kann dehet lediglich darauf ankommen oh die 


Beitreihung von dergleichen Leiſtungen nach allgemeinew 


Geſehen ‚den Bermaltungsbe base: eh, den Gerich⸗ 
seh zuftchet <= Tony | ke «8 MET 4t mE nero als 
Diefe Frage ift ſchon in ber deshalb, ‚awwifchen ;$ 

Depantemünt1fhn dem Rulkufı Bud: ben; Öffentlichen Unterricht 


imMinifepisung des Innern und, dem Juftigminifkerium in 


be Fahren 1010. und. 181 ho. und / hiernaͤchſt. zwiſchen 
dem Miwifterium ; der. Geiftlichen, Unterrichts und Medizi- 
—— dem Zufkigmiwifterium , im; Jahre 
1694 flatigefundenen Rorzefpendeng fpezieß ‚erörtert worden. 
mc Die, Geikliche und Schul Drputation der Neumaͤrki⸗ 
fheni Regierung; hatte den Antras gemacht/ 
nigubiei dem landeshettlichen · und »DemainenBiöfus; zufter 
MNſhende Befugnißz des Privatzwanges uoch auf folgende 
«6 Objekte, gu erſtrecken, naͤmlich auf ‚si 
A) Rüdfkätide vom -Behuten and anderen beftimunfen; Pa 
Tochial⸗Abgaben an. Pfarren. Kicche und Küfen,, wie 
arauch von Schüilgeldern: und ‚Stolgebühren,, ur ini 
Minor Holz an Pfarrer und Schulen, 
«B) vom Erbpachigeldern für. Kirchen‘ Bossraund. 20 
erſpital⸗Aecker, auch Ruͤekſtaͤnde an Biuspacht, wenn ber 
den Konteaft won der: Geiftlichen. Prooingialbehörde seſchloſ 
fen, oder beſtaͤtigt worden iſt, ui .Ü . 
—* roſtaͤndige Sinfen von Kapitalien der Küchen, ‚Sti 
pendien⸗Fonds und Hoſpitaͤler / — 
5 vertweigerten Beittag der Materialien, ooen Hand und 
way ii ideas a ds drit. raned 
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Epannbirnfie zu den Bauten und Reparaturen Ber 
Lichem, Sen; are: und KüftereiBobnungen. 
Diefer Antrag ift jedoch, nad) vergängiger Kommmmilation 
mit dem Juſtizminiſterium, von dem Departement für den 
Kultus und Iffentlichen Unterricht im Minifierium des ns 
nern Durch das Reſttipt vom 5. März 1811: mit aus dent 

Srunde zurückgewieſen werden: 
weil fein einziger Fall befannt iR, mo das — 
Kurwmaͤtliſche Konſiſtorium ſelbſt bei den klarſten 
Abgaben, ſofott ohne rem —* Richters die 
eekativiſche Beitreibubg verfügt bätte. 
Ya ven beiden Ehr:iben des Yafimisifers an des Herrn 
Minifters der Seiſtlichen, Unterrie und MedizinalAu⸗ 
2 Ercellenz, dom 9. April und 7. Mii:182& ik 
——— worden: © 
daß der $. 78. Tir-4& TH. dee Allgem. Landrechts 
"Mfentlihe Abgaben boranzfege, icga der vom Pfarren 
geforderte Dezem nicht geboͤte; der $. 41. der Verord⸗ 
' mung vom 26. Diyember 1808. finde feine Anwendung; 
— weil es bei Seiftungen an dem Pfarter ſich nicht vom 
- dem -Anfprudhe einer der untergeordneten 
moraliſchen Petſen handle, fondern lediglich von dem 
= Intereſſe eines einzelnen Pfarrers die Rede ſei⸗ zu 
deſſen Wahrnehnsng von Seiten der Regierungen 
durch exelutiviſche Verfügungen alle die Gründe fehl⸗ 
ten, welche die Seſetz gebung bewogen: hätten, den Ads 
: + minifiretionsbehörden eine fo mwirffam: Gewalt beijus 
zulegen. Dieſe Gründe fonzentrirten ſich in der Ber 
meidung jeder Stodung, in der Vermoͤgens⸗Verwal⸗ 
fung und insbeſendere der Erfüllung der vorgeſchriebe⸗ 
- ueh“Eratd. Dazu fomme, daß unter den in dem älles 
—— F. 4. erwahuten motaliſchen Perſonen wohl 
ſolche verſtanden werden konuten, "deren Vermö⸗ 
= wie 53. in Abſicht des Joachimsihalſchen Gym⸗ 
Snaſiums geſchehe vom dew Megierungen verwältet 


©. om Vermdgensverwaltung von den Regierungen bg 
beaufſichtigt werde, föunten dahin nicht gerechnet 
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"werben. Crfcheine aber —* in Anſehung bee an Kir⸗ 
open und Schulen zu leiſtenden Präftationen das exe— 
kutivifche' Verfahren der Regierungen als unzulaͤſſig, 
z Fönme folches noch weniger Statt finden, wenn es 
rauf anktomme, einzelnen Pfarrern und Schulbediens 
J ans ‚Einziehung ihrer am Privatperſonen vermdge 
ihres Amts habenden Forderungen zw Hhlfe zu kom⸗ 
0 men. Die Verfolgung folder Anſpruͤche und die Prü- 
ns * dee dagegen etwa zw machenden Einwendungen 
"gehöre unſtreitig vor die Gerichte, und hiernach fe . 
| auch den in Littauen vorgekommenen Kalendeſtrei⸗ 
tigfeiten im Einverftändniffe mit dem Minifterium 
der Seiftlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Angelegen⸗ 
0 Heiten'flets verfügt worden. 

Iu ſofern der Zehnte auf die Grundftüce der Ver 
ſſichteten eingetragen worden, trete das im $, 15. Tit. 
EBENEN. TI der Allgem. Gerichtsordnung vorgefchries 

‚bene Verfahren ein; es könne alſo auch nicht einmal 
ur or anerkannt werden, daß der Zweck der bals 
vigen Einziehung ſolcher dem Pfarrer zu: leiſtenden Zah⸗ 
lungen nur auf dem vom der Regierung eingeſchlage ⸗ 
nen Wege erteicht werden koͤnnte. 
In Gemaͤßheit dieſer beiden Schreiben iſt von dem win⸗ 
ſterium der Seiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal-Angele 
genheiten an die Diegierung zu Piegnig das «Reffeipt vom 
24. Mai 1824. ergangen, welches das Koͤnigl. Dberlandesi 
gericht mit dern Verichte vom 17. N vg’ * Abſchrift 
uͤberreicht hat 
Am Schiuſſe deſſelben ertlact ſich — Minkfterium 
init der von dei Juſtizminifter ausgefuͤhrten Anſicht ein⸗ 
verffanden, und weifet die Megierung au, in kuͤnftigen aͤhn⸗ 
lichen Faͤllen die Einpiehäng — — 
* uͤberlaſſen · Zen a 4 
denfelben —— iſt in —— vos 
Ref —* e der Dorfſchaft La auf oden ⸗Bericht des Koͤnigl. 
—— vorm’ "2. Sepreinber 1831. von beiden 
iſterlenn augendinmen bordein,t 0 na 
daß vie Regikrung zu Gumbinnen mit — die 
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kleine. Kalende exekutiviſch babe einziehen Iaffen, wegen 

« Einziehung dieſer Kalende vielmehr den Weg Rechtens 

1. beisden Gerichten eingefchlagen werden: muͤſſe 

Das; Schreiben‘ des: Herrn Staatöminifters Freiherrn von 
Aıltonftein, Excellenz, vom 14. Rovember 1831. ift dem 
Kollegium: mittelft Verfügung vom 25. Bde 103. zus 
gefertigt worden: : 

1’ As: Der Unterſchied zwiſchen matgitiem und 


wicht werweigerten, fireitigen, und nicht ſtreitigen 


Par Abgaben kann nicht gemacht werden. Entweder ſind 
dieſe Abgaben den landesherrlichen und Kommungal⸗Abga⸗ 
ben e gleichzuſtellen, oder nicht. Im erſten Falle muß den 


Verwahtungsbehörben Die. Befugniß zugeſtanden werden, ver⸗ 


weigerte, ja ſelbſt ſtreitige Abgaben einzuziehen, und nur 
fuͤr dem Fall, wo: jemand aus einem beſondern Titel die 
Befteiung won der Abgabe behauptet, und feit. wenigftens 
zwei Jahren rim Befige. der Freiheit, würde, wabrend des 
Prozeſſes die Exekulion wegfallen. ia 1:.. 

ld Wenn. dagegen die Beiftungen, "noehche Aarser, Räftet 
uni: Schulbediente zwiforbern . haben, mie ‚beide Minis 
ferien. angenommen ıhaben, nit den landeöherrlichen 
und KommunalAbgaben gleichzuftellen find, fo. fehlt, «8 an 
jedem geefe tz lichen Grunde, den Regierungen die, egekur 
tidiſche Beitreibüng der. ihrem Rechtsgrunde mach nicht. ber 
ſtrittenen und auch ſonſt nicht verweigerten media 
Beißungen nachzulaſſen . 

5. Wenn das Koͤnigt. Oberlandesgericht — * 
Praͤſtationen, welche aus den letzten zwei Jahren und aus 
einem ;älteten : als zweijaͤhrigen Zeitraume ſich herſchreiben, 
einem Alnterfchied acht, .fo beruht dieſer wahrſcheinlich auf 
bau in; den Anlagen des Berichts vom 17. April, d. J 
allegirten und ihm ‚abfcheiftl ich beigefügten, allerhöciten 
—* vom 20, Juli 1811. und vom 30. Dezems 
er 1812 

eſe beiden allehhſten Befehle find. jedoch auf Die 
—— Frage: deshalb micht anwendbar⸗ weil fie ledigr 
lich ſolche Gebühren betreffen, welche den Pfatr⸗ und | 


bedienten im ı Wege, Rechtens zuetkanut worden, * 


| 
i 
\ 
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Bloß in der Mückficht, weil die Berechtigten durch ihre 
eigene Schuld diefe Gebühren fo lange Zeit haben aufs 
ſchwellen faffen, if bei den damaligen Beitumftänden feſt⸗ 
gefegt worden, daß die Exekution in Betreff der mehr als 
smeijährigen Nückftände nicht zuläffig fein, fondern ein mit 
den Kräften der Beitragspflichtigen im. Gleichgewichte ſte⸗ 
hendes allgemeines Arrangement getroffen werden ſolle. 

Bas übrigens die Stolgebühren der Pfarrer anlangt, 
fo verbleibt e& bis zum 1. Dftober d. J. bei der Beſtim⸗ 
mung des $. 423. Tit. 11. Thl. II. des Allgem, Landrechts 
und ded Refkripts vom 11. September 1820. (Jahrbücher; 
Band 16. S. 26.) Bom 1. Dftober d. J. tritt nach $. 1. 
Re. 4. der Verordnung vom 1. v. M. über den Mandats- 
fummarifchen und Bagatell⸗Prozeß, in Abficht der Stolges 
bühren, fobald fie durch die vorgefegte Behörde feſtgeſetzt, 
und das Feſtſetzungs-Dekret zugleich mit der Klage beiges 
beat worden, der Mandats⸗Prozeß ein. In Beziehung 
auf das Schulgeld und die, auf einem allgemeinen Schule 
plan beruhenden Abgaben bewendet es bei dem Reſtripte 
vom 23. Yuguft 1814. (Jahrbücher, Bd. 3. &.258) wonach 
den Berwaltungsbehörden die erekutivifche Beitreibung der 
Ruͤckſtaͤnde zufteht. mL 

Das Königl. Dberlandesgericht wird angewieſen, biers 
nach zu verfahren, die Untergerichte anjumeifen, und fidy 
gegen die Regierung zu Gumbinnen auf dad Schreiben 
vom 16. März d. J. zu äußern. 

Berlin, den 5. Juli 1833, 

Der Juſtizminiſter. 
Mühler. 


Malen, Heft un. 133z33. RR. 4 ER 


.. 
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di ! Au PT ES EIN ; daln: 
Cirkular⸗Reſkript des: Rönigl. Minifteriums der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Aufbringung ber 
bei Gemeinheits⸗ Theilungen und Abldſungen für ſach⸗ 
verſtaͤndige Beiſtaͤnde der Kirchen, Pfarren und Schulen 
— eeforderlichen Koften. — 
Her Kdnigl. Regierung wird anliegend eine Abſchrift 
der am die Kdnigl. General⸗Kommiſſionen zur Regulirung 
der gutshertlichen und baͤuetlichen Verhaͤltniſſe unter dem 
16. Auguſt d. J. erlaſſenen Verfügung, im Betreff der Ue⸗ 
bertragung der Koſten, welche bei Separatidus- und Abld⸗ 
ſuugsgeſchaͤften Auf die dabei betheiligten Pfarr⸗, Kuͤſter⸗ 
und Schul⸗Laͤndereien ausgeſchtieben werden, und dutch die 
in einzelnen Fällen nothwendige Zuziehung von ſachverſtaͤu⸗ 
digen Beiſtaͤnden entſtehen, zur Nachricht und Nacdjachtuiig 
zugefertigt. Anl. a). FE 
Berlin, den 19. Oktober 183z33. m 
Mitifterium der Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal⸗ 


in: pp £ 





Lirip Fr 


v Altenfeim ee 
a. V 
Es iſt in Frage gekommen, ob die Kirchen⸗ und Schul⸗ 
verbaͤnde, denen nach Maßgabe des Reſkripts vom 25. Juni 
v. J. *) die Uebertragung der Koſten obliegen, welche bei 
Separationds und Abloͤſungs⸗Geſchaͤften auf die dabei bes 
theiligten Pfarr⸗, Küfters und Schul:Ländereien auögefchries 
ben worden, auch den SKoftenbetrag zu berichtigen haben, 
welcher in einzelnen Fällen dadurch entfteht, daß ed noth- 
. wendig erfcheint, den’ gedachten Inſtituten fachverftändige 
Beiftände zuzuordnen. 
In Beziehung hierauf wird der. Königl. General⸗Kom⸗ 
miffion bemerflich gemacht, daß zwar ein ſolcher Koftenaufs 
wand möglichft zu vermeiden ift, indem die den Kirchen- 
und Sculverbänden obliegende VertretungdsBerbindlichkeit 


Jahrg. 1832. 2tes Heft, ©. 397. | 
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ohnedies ſchon ſehr belickend: ift. Es iſt jedoch nicht zu ver 
kennen, daß in einzelnen Fällen befonderer Anlaß dazu vor⸗ 
handen fein Fam, und daß alddann die den fachverftändiz 
en Beiftänden zu zahlenden Koften in die Kategorie der 
brigen nothivendig für die mehrerwähnten Inſtitute zu ver 
mwendenden Koften treten, mithin auch wegen deren Ueber, 
fragung dasjenige gilt, was in dem obengedachten Reſkripte 
wm 25. Juni v.J. ausgefprochen: ift. 
Db eine: Rothiwendigkeit zur Beſtellung eines fachvers 
ſtaͤndigen Beiftandes vorhanden iſt ? hat nach 
FS. 17. und 44. der Verordnung vom 20. Juni 1817. 
die Königl. General⸗Kommiſſion zu beurtheileh, wobei Ihr 
jedoch bemerklich gemacht wird, daß Sie nad) $. 17.1. c. 
nicht zu unterlaffen hat, in den geeigneten Fällen mit der 
ordentlichen Berwaltungsbehörde zu Eonferiren. 
‘ Berlin, den 16. Auguft 1833. 
Minifterium der Geiftl., Unter⸗ Miniſterium des Innern für 


richts⸗ und Medizinal: Uns - Handel und Gewerbe. 
— In Abweſenheit des Herrn 
v. Altenſtein. Chefs, Excellenz, 
Beuth. 


An _ 
mielihe Köntgl. General 
m ans 


— 


Ad, 
Reffripe des Koͤnigl. Minifteriums der Geiftfichen, Uns 
terrichts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten, an die Königl, 
Regierung zu Arnsberg, die Erbverpachtingen von Pfarr 
Kuͤſterei⸗ und Schul-Örundflüden und die Austhuung 
derfeiben in Erbzins betreffend. - 





Das Minifterium ecwiedert der Königl. Regierung auf 
den Bericht vom 26. v. M., daß nach der Anficht des Mis 
nifteriumsd den landrechtlichen Beftimmungen zufolge ruͤck⸗ 
ſichtlich der Pfarr, Küftereis und Schul⸗Grundſtuͤcke die 
Zuziehung von GemeinesRepräfentanten bei den Erbver⸗ 
pabtungen nicht erfonderlich ift, wohl aber beider Aus⸗ 
thunng in Erbzins, „weil. legtere, —— die erftere, 

t 2 
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- eine Veräußerung, ;d. hi "eine i Eigenthums⸗Uebertragung im - 

 fich: ſchließt. Es iſt naͤmlich im $.649. Tit. 11. Thl. I. des 
Allgem. Landrechts nur feftgefegt, daß zu Erbverpachfungen 
und Austhuung gegen Erbzind die Konkurrenz der geiftlis 
hen. Öbern hinreiche, und bei dem geiftlichen Departement 
fein Konfend einzuholen. fei, mithin bleibt die Beſtimmung 
des $. 647.1. c., daß bei Veräußerungen die Gemeine zw 
konkurriren habe, beftehen, wodurch indirekt auögefprochen ift, 
daß zu den nach landrechtlichem Begriffe nicht in die Ka— 
tegotte det Veraͤußerungen fallenden Erbverpachfungen die 
Konkurrenz der Gemeine nicht nöthig fei. 
- „ Berlin, den 22. Auguſt 1839. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts; und Medizinaf ı 

Angelegenheiten. 
vo Altenſtein. - 


45. 
h Befanntmächung der Könige. Regierung, zu Erfurt, die, 
Ausleihung der Kirchen⸗Kapitalien betreffend. 





Es ift in einigen vorgefommenen Fällen wahrgenoms- 
men worden, daß bei den Kirchenkaffen und milden Stifs 
tungen, baare Gelder längere Zeit über unbenugt Tiegen ger 
blieben find, ohne dag der Vorſtaud fofort zur Ausleihung 
geſchritten, und dag dieſes damit entſchuldigt worden iſt, 
daß fich Feine Gelegenheit zur Ausleihung Auf eine ſichete 
Hypothek dargeboten habe. — TE 

Das Allgem. Landrecht beſtimmt jedoch im 2ten Theil, 
Alten Titel $.$. 634. und 635., daß, fobald aus den Ein- 
fünften der Kirchenkaſſen ein Beſtand von fünfzig Thalern 
oder, mehr erübrigt werden kann, derſelbe ‘bei der Koͤnigl. 
Bank belegt werden muͤſſe, fofern ſich keine Gelegenheit 
finde, ſolchen gegen höhere Zinſen unter gefegmäßiger Si⸗ 
cherheit unterzubringen. Die Ausleihung. der Kirchen⸗Kapi⸗ 
talien iſt dadurch ſeht -erleichtert, daß nach der Beftimmung 
in der Allerhoͤchſten KabinetsOrdre vom 3, Mai 1821, die 
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Staatsſchuldſcheine für ſolche Obligationen -erflärt worden’ 
find, in welchen Kapitalien der Kirchen, Schulen, mild 
Stiftungen und den unter Vormundſchaft ftehenden Perfo- 
nen ausgeliehen werden koͤnnen, indem diefe A Prozent Zins 
fen fragen, und zu jeder Zeit angefauft werden können. 

Ueberdied hat fich die Ausleipung in Staatsfchuldfcheis 
nen durch eine Reihe von Jahren, indem die Zinfen“regel- 
mäßig bei jeder Königl. Kaffe erhoben werden können, ' als 
vortheilpaft bewaͤhrt, wogegen bei Ausleihungen auf Hypo— 
thefen nicht nur fortwährend wegen unregelmäßiger Zah— 
lung der Zinfen gerichtliche Hülfe gefucht werden muß, fo- 
dann aber, wenn e3 zur Kündigung des Kapitals und Sub: 
baftation der Hypothek kommt, nach) den gemachten Erfah: 
tungen die erfolgenden Gebote fo fehr gegen die urfprüng- 
fihen Taren zuruͤckſtehen, daß die Kirchen und milden Stif- 
tungen bei aller Vorficht nicht gegen Verluft an Zinfen und 
Kapital gefichert find. . 

Bir meifen daher alle Presbyterien und fonftige Bor: 
fieher von Kirchen, Schuls und milden Stiftungsfaffen an, ' 
alle eingehende Kapitalien und Beftände Über funfjig Tha— 
ber, fofort, wenn fich feine fichere Gelegenheit zur hypothe⸗ 
farifchen Ausleihung darbietet, in Staatsfchuldfcheinen zu 
belegen, widrigenfalls fie, wenn ein folder Beſtand vier 
Bogen unbenugt in der Kaffe gelegen hat, verbunden find, 
der Kaffe die Zinfen mit 4 Prozent aus ihren eignen Mit: 
teln zu erſetzeun. 

Die Herrn Superintendenten und die übrigen Aufſichts— 
behörden Aber Kitchen und milde Stiftungen haben bei 
eigener Berantwortung genau auf die Befolgung diefer Vor: 
fhrift zu machen, und die Mitglieder‘ der Presbyterien und 
die fonftigen Vorſteher milder Stiftungen anzuhalten, die 
Zinſen der länger als vier Wochen unbelegt” gebliebenen 
Gelder der Kaffe zu erftarten. — 

Erfurt, den 11. Mai 1833. 

RKoͤnigl. Preuß Regierung. | 
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— der Koͤnigl. Regierung zu ia 
an fümmtliche evangeliſche Kirchenvorſtaͤnde, bie — 
tigung von Repertorien fuͤr die — 
betreffend. 


tn 
— e 


Zufolge Auftrages des Königl. ꝛc. Oberpräfidiums 
hat das Könige. Rheinifche Provinzial-Konfiftorium zu Eos 
blenz und zu erkennen gegeben, daß Daffelbe die Anfer« 
figung von Mepertorien der Kirchen⸗Archive fordere, nad 
darüber ſich unter dem 5, Sebruar d. J. folgendermaßen 
gegen uns geaͤußert: 

„Dieſe Unterſuchung der airchen⸗Archive iſt im Ins 

„tereffe der Wiffenfchaft, der vaterländifchen Ges,. 

‚ „fbichte insbefondere und der Staatsarchive fehr zw 

„wuͤnſchen, ganz vorzüglich aber wird diefelbe für 

„die Kirchen felbit von großem Nugen. fein, meil 

„gewiß mande bisher unbekannte Rechtstitel ent 

„deckt, jedenfall die vorhandenen Urkunden von neuem, 

„geordnet werden. 

„Da die Aufficht über die Kicchen-Archive zunächft 

„den Regierungen zuſieht, auch der größte Theil der 

„Urkunden fich auf die zu ihrem Reſſort gehörenden, 

„Angelegenheiten beziehen wird, nämlid auf ‘das 

„Vermögen der Kirchen, die bei denfelben befindlis 

„hen Stiftungen, die Befeßung und Dotirung dev 

„Pfarrftellen, das Verhältnig zuc bürgerlichen Ges 

„meinde, dad Schulweſen :c., fo erfuchen wir Eine 
-  „Rönigl. ⁊c. Regierung ergebenft, ein Regulativ 

„für die Anfertigung von Nepertorien der Kitchen⸗ 

„Archive gefälligft enrtmerfen, und daffelbe auch 

„auf diejenigen Gegenftände, melde nach $. 2. der 

„Dienft-Sufteuftion vom 23. Oktober 1817. 7 zu 

„unſerm Reſſort gehören, ausdehnen zu wollen.” 

Was die hier allegirte Dienſt-Inſtruktion vom 23. Ob 


*) Gefeg.Samml. Jahrg. 1817. ©. 237. . 


— 647 
tober 16817. betrifft/ fo beziehen wir nus· des falls auf den 
ui unſer Amtsblatte vom Fahre 1618. S. 40. ff. euthal⸗ 
serien Auszug daraus und bemerken hinſichtlich der. anzu⸗ 
ferugenden Repertorien noch naͤher Folgendes: un 

RE ſind diefelbenhberhaupt — Sche⸗ 
Pr anzufertigen (Aul. a) Meib: 
2 Sie ſind moͤglichſt — gu ordnen, und‘ u 
Agleich iſt dabei moͤglichſte Aufeinanderfolge und Zu⸗ 
* fammenſtellung derjenigen Attenſtuͤcke, welche auf hie 
ar: denfelben Geger ftand Bezug haben, zu berückſich⸗ 
Meitigen, um ** die — beins ——— 
ER zu erleichtern. n 
Aus dieſen ene iſt * Musi, ehgufeitgen? 

Mwelcher diejenigen Gegenſtaͤnde ubifapt, die ein fitetas 
“ tifpes, hiſtoriſches oder artiſtiſches titereffe haben. 
Bahin gehbren z.’ B. Urkunden Ad gchrichten "Über 

"> Yie- Eiitftehung der Kitche, Heberegifter,” Laherbucher 
** Ag or er Tauf⸗ ne und Tod 
"ten,Regifter re en 

*H In der 2ien rolbune! Inhalt if, Diefer ziwar, kürk 
jedoch moͤglichſt genau hinſichtlich der Hauptperſonen 
des Gegenſtandes und des Zweckes der‘ Urkunde !c. zu 
verzeichnen, auch ift wo möglich das Datum derfelben 
anzugeben. 

5) Die Zte Kolonne: „Bemerfungen” ift befonders zur 
Angabe des etwa an dem angeführten Aktenftüce 
Merkwürdigen zu benußen, ob z. B. die Urfunde auf 
Pergament oder Papier ausgefertigt, Driginal oder 
Kopie, beglaubigt oder nicht, in lateiniſcher oder. deut⸗ 
ſcher Sprache abgefaßt ift ıc. 

6) Ju dem „Anhang” find merkwürdige gefchichtliche Mo: 
nunente, welche ficy bei der Kirche, oder im Kirch⸗ 
fprengel befinden, z. B. Grabmäler, Grabfchriften, 
Kicchenverzierungen, Bildhauerarbeiten u. dergl. zu vers 
zeichnen und in gedrängter Kürze zu befchreiben. 

Dem Kirchenvorftande geftatten wir zu Belörgung 
diefer Angelegenheit eine Zrift von 6 Monaten, und zwei 
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feln nicht, es werde derſelbe um fo mehr Sorgfalt auf die 
Anfertigung der Repertorien verwenden, als das Jutereſſe 
der Gemeinde ſelbſt, hinſichtlich der Orduung und Siche⸗ 
rung ihrer Altenſtuͤcke, ſowie der Sicherung, Begruͤndung 
oder Entdefung mancher Gerechtfame ‚und der Aufftellung 
manchet gefchichtlichen Umftände, dabei in Betrachtung 
fommt. ’ 


Sofern die Thätigfeit der Pfarrer dabei beſonders 
wird im Anſpruch zu nehmen fein, und da befonders auch 
die Sache ſelbſt aber weientlich nicht ſowohl das perfön- 
liche Jntereffe des jegigen Pfarrers, als Das bleibende Iu⸗ 
terefie der Gemeinde betrifft; fo auforifiren wir den Kits 
Genvorfand, und erwarten von demſelben, daß er dem 
Pfarrer für die etwa noͤthige Huͤlfleiſtung bei der Arbeit 
eine angemeffene Remuneration aus den Kitchenmitteln zus 
“ erkenne, und bleibt an uns zu berichten, falls man ſich des⸗⸗ 
balb nicht follte einigen können. Don dem unter 2, ers 
mwähnten Auszuge ifi und, nach Berlauf der oben angeges 
benen Frift eine Ausfertigung einzureichen, um derfelben 
durch das Königl. Rheiniſche Konfiftorium an das Königlıc. 
Dberpräfidium gelangen zu laffen. 

Acchen, den 18. April 1333. 


Könige. Megierung. Abtheilung des Innern, 


* 





— F 
| R a. 
‚Repertorium 
Pe 399 Kinumtiinieaden dj” ) 
die 


| en, Nachr richten, welche in dem Yrdive der 
liche zu N. bvbothanden find, nebſt beigefügtem re 
a WERTET HEIL e an 
der — 


———— fonftigen gefehichichen Monuniente, wel⸗ 
che aus dem — a re in hen Pfarre N: N; ee * 
erhalten haben. 





Yngefertigt. - 
von 








Bemer⸗ 


die Beſchrelbung mertwůr⸗ 
kungen. diger geſchichtlicher Monus 


mente enthaltend. 






3 Verbanblun: Abſchrift 
‚IgenderSynode, ſehr be= 
BE geh ſchaͤdigt 





Ein Monument auf bug 


=] Anbang, 
Grabe des erſten ebange⸗ 


und unle⸗ liſchen (ref.⸗luth.) Par: 
ſerlich, be⸗ ters; der Gemeinde vom 
glaubigt Sabre 1562. mit der ne, 
von dem fchrift? ze. (fernere Be: 
bei derSy⸗ ſchreibung.) 
node an= 
weſenden In der Kirche befindet fi ch 
* an der Oſtſeite eine In— 
ſchrift, die Namen der 


N. zuN. 
2... .Eine Perga- 3 — Stifter derſelben enthals 
— — 


mentrolle, ent⸗ fcheinlich — ernere Beſchrei—⸗ 
haltend —** u dem ung.) 4 ” 


46 Grafen N. Nitpier wohl 
März für die Kiechelerpalten. 


4.1 1707. Po General. In bol- 
Staaten von (ändi fcher 
Holland erken⸗S Sa 

jnen der Kirche 

‘ zuN. N. in ihrer 

dürftigen Lage) - 

einen jährli- 
chen Zuſchuß 
zur Befoldung] 
des Pfarrers 
und Schulleh- 
vers zu .. 
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irn . 
Eirfular-Reffript des Koͤnigl. Minifteriums ber Geiſtli⸗ 
eh, "Unterrichts nd“ Wedininat⸗ Angeltgenpeitet,, din 
ſaͤmmtliche Königl.Konfiftorien, die zeitigen Meldungen 
zur erften theologifchen ‚Prüfung betreffend. 
Klum eins 2: FR — 27 rear rad 
Ci Das Miniſterium finder ſich veranlagt, die Beſtini⸗ 
mung des $. 1. der Inſtruktion fuͤr die Konſiſtorien über’ 
die eheöfogifchen Prüfungen vom 12. Februar 1799. *), hier- 
durch in Erinnerung zu. bringen, „und. das Konigl. Konſi- 
forium anzuweiſen, darauf zu halten, daß die Studirenden; 
. der Theologie ſich innerhalb eines Jahres, nachden fie. ihre- 
Univerſitaͤts⸗Studien vollendet haben; bei demjenigen Konſiſto⸗ 
tium,in’delfen Bezirke ſie geboren ſind, oder ihr Domiziltum 
Haben, zur erſten theologiſchen Prüfung melden. Die Eu 
perintendenten find von dieſer ‚Verfügung in Kenntniß zu 
fegen, um die von der Univerſitaͤt abgegangenen Studenten 
ver Theologie, welche ſich in der Didzes aufhalten, mit der 
bejteheuden Verordnung bei Zeiten befgnnt zu machen. 
Berlin, dew 80. Mai 1833. x = | 
Mivifierium-der Geifilichen, Unterrichts⸗ und Medizinal; 
RL > :' "Angelegenheiten, j 
—2*— v. Aut en ſtee i n 


Preuß. Laͤndern zum Predigtamte befbrdert werden Wil, m 
fih innerhalb eines Jabres, nachdem er ſeine univerſitätß- 
Studien voendet bat, ſchriftlich in einer Vorgelung adı 
regem bei dem biefigen DpersKonfitteris, oder bei dem Kon⸗ 
fißorio der Provünz, in welcher er ſich aufzuhatten gedentt / gm 
Tentamine melden. (Annal. Jahrg. 1827. 4tes Heft, ©. 935 

—B — 


= F any? i rt — — Brite j 
») 6.1. 1. c. Jeder Studiosus Theologiae, : der‘ in den Be 
ß 


Pr 
han Bel til | N 
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Cickular⸗KReſkript bes Konigl Pr N der Gift 
lichen, Unterrichtss und Medizinal-Angelegenheiten, an 


fünmtliche König, außerordentliche —— 


maͤchtigte an den Univerſitaͤten, in derſelben 
Angelegenheit. 





Euer rc. werden hierdurch beauftragt, zu veranlaſſen/ 


daß ſaͤmmtliche Studirende der Theblogie bei ihrem Abs 
gange von der Univerſitaͤt und bei Aushaͤndigung ihres 
Zeugniſſes mit der. Beſtimmung des .AI. der Inſtruktion 
für die Konſiſtorien wegen der theologiſchen Prüfungen vom 
12. Februar 1799. gehörig befannt gemacht werden, wo⸗ 
nach diefelben fich, wenn fie in den Königl. Preuß. Läns 
dern zum Predigtamte befördert zu werden wünfchen, in- 
nechalb eines Jahres nach beendigten Univerfitätd-Stus 
dien, zur erften theologifhen Prüfung bei demjenigen Kd⸗ 
nigl. Konfiftorium, in deffen Bezirke fie geboren fi ind, oder 
iht Domizilium haben, mit Beifügung der erforderlichen 
Zeugniffe, fchriftlich melden müffen. 
Berlin, den 30. Mai 1833. 
Ninifterium der Geiftlihen, Unterrichts ‚ "und RN, 
Angelegenheiten. 
v. Alten ſt ei n.. 


49. nr 

Cirfular » Verfügung des Königl. Konfifforiums zu Koͤ⸗ 

nigeberg, in Pr, an faͤmmtliche evangelifche Superin⸗ 

tendenten, inwieweit ben Kandidaten des Predigtamts 
das Halten der Liturgie geſtattet iſt. 





PZ j 
In Folge des Erlaffes des Könige. Minifteriums der 
Geiſtlichen, Unterrichts. und Medizinal- Angelegenheiten vom 


3.9. M. machen’ wir Ihnen bekannt, daß nach der, am 


das gedachte Königl. Minifterium ergangenen Allerhoͤchſten 


- 
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Kabinets⸗Ordre vom 20. Juli d. J. den Kandidaten des 
Predigtamts in den Faͤllen, wo ſie die Geiftlichen im Pre— 
digen vertreten, auch das Halten der Liturgie, jedoch nur 
nach dem Auszuge ohne Saͤngerchor, geſtattet fein fol. 

Wir Fragen Fhnen auf, Ihre Synodalen von diefer 
Allerhöchften Beſtimmung in Kenntniß zu fegen, -und bes 
merken dabei, daß, wo den Kandidaten bisher die Betres 
tung des Altars nicht geftattet worden, die Derlefung der 
Liturgie in der beflimmten Art keine Veranlaſſung a 


den bisherigen Gebrauch zu aͤndern. 


Kdnissbers den 25. September 1833. 
" König]. Preuß. Konſiſtorium. 
v. Schön. Kählen. 


50. 


Eialar Verfügung ver Königl. Regierung zu Porsdam, 
an ſaͤmmtliche Königl. Landräthe, Magifträte und Su⸗ 
‚perintendenten, die Ausſchließung der Geiſtlichen von 

der Wahl zu Schiedsmännern betreffend. 





Das Königl. Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: 
und MedizinalsAngelegenheiten hat mittelft Verfügung vom 
3. d. M. die Wahl der Geiſtlichen zu Schieddmännern für 
unzuläffig erklärt, weil außerdem, daß ihr Prediger: und 
GSeclforger- Beruf und die ihnen obliegende forgfältige Bes 
auffichtigung und Förderung des Orts⸗Schulweſens, nächft 
dem KonficmandensUnterrichke, die Kraft, den Eifer und die 
Zeit derfelben ſchon hinreichend in- Anfpruch nimmt, auch 


zu beforgen ift, daß fie in meltliche Geſchaͤfte zu tief hinein, 


gezogen wetden, und in Verwickelungen gerathen koͤnnen, 
die eine nachtheilige Ruͤckwirkung auf ihr Verhaͤltniß zu 
ihren Gemeinen’ und einzelnen Mitgliedern derſelben und 
auf ihre ‚ganze Amtöwirkfamkeit äußern würden. 

(An die Landräthe:) Wir machen Ihnen diefes bekannt, 
um nicht allein in dem Falle, dag in dem Ihnen anders 
trauien Kreiſe ein Geiftlicher zu dem. Schiedbömannsamfe 
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gewählt worden, fofort eine andere Wahl: zu veranlaffen, 
fondern auch für die Zukunft, fich hiernach zu achten: 

An die Magifttäte:) Soweit daher in den Städten ' 
die Wahl eined Schiedsmannes auf einen Geiftlichen gefal- 
len if, muß fofort eine andere Wahl veranftaltet werden, 
aud dient obige Entfcheidung zur Achtung für künftige 


2 
(An die Superintendenten:) Wir beauftragen Sie, dies 

den Geiftlichen Ihrer Didzefe bekannt zu machen. 

Potsdam, den 15. September 1835, _ 
Königl. Regierung. a 
Abtheilung des Innern. Abtheilung für die Kicchen- Ber: 
Böttger. waltung und das Schulmefen. 

Meyer. 
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Cirfulars Verfügung des König: Rheinifchen: Konſiſto⸗ 
riums zu Koblenz, an fämmtliche Superintendenturen, 
dag Verfahren bei Beerdigung der Leichen evangelifcher 
Ölaubensgenoffen auf Kirchhöfen Farholifcher . 
Öemeinen betreffend. | 





Der Here Bifhof von Trier hat in Bezug auf das 
Verfahren, welches bei Beerdigung der Leichen evangelifcher 
Glaubensgenoffen auf Kirchhoͤfen kathbliſcher Gemeinen zu 
beobachten. fei, an die Geiftlichkeit feiner Diözefe folgende 
Vorſchrift erlaffen: j 

1) „Wenn an dem Orte eines evangelifchen Verftorbenen 
ein evangelifcher Kirchhof nicht. vorhanden ift, fo ift 
von Seiten: des Eathplifchen Pfarramted gegen die 

Aufnahme der Leiche auf.dem Fatholifchen Kirchhofe 

. eben fo wenig zu erinnern, als gegen die Beifegung 
derfelben, welche nach Ortsgewohnheit vorgenommen 
werden mag.” 

2) „Befindet fih an dem Drte des Verftorbenen ein evan- 
gelifcher Pfarrer, oder find die evangelifcpen Einwoh⸗ 


"Her des Orts zu einer benachbarten Kirche ihres Bes 
Eenntniffes eingepfäret, fo verſteht ſich von felbft, dag 
diefem die Vertichtung des Begräbniffes, ſowohl was 
die Führung des Leichenzugs als die Beifegung der 

Beide betrifft, ausſchließiich gebührt. Tritt aber ein 
folder Fall wicht ein, und fuchen die Angehörigen 
eines evangelifhen Berftorbenen die Erlaubnig nady, 

" ‚einen: evangelifchen Prediger zur Berrichtung des. Bes 
gräbwiffes auf dem Fatholifchen Kirchhofe herbeizuho⸗ 
len: fo fann diefe Erlaubnig unbedenklich ertheilt wers 
den, und ift, wenn nicht ganz befondere Berbältniffe 
Dagegen obmwalten, ‚einem ſolchen Geſuche zu willfah⸗ 
ren. Die friedliche Eintracht der verfihiedenen Glau⸗ 
bensgenoffen- an einem und demjelben Drfte, fowie der 
gegenfeitige Wunſch von Katholiken in ähnlichen Fäls 
len, werden jedem Pfarrer Unferer Diözefe ein genügen, 
gender Beweggrund fein, den Gefinnungen der chrift- 
lichen. Liebe ‚vor. deu Grundfägen hergebrachter Rechte 

zu buldigen.” 


‚3) „Wird die vorerwähnte Erlaubniß nicht nachgefucht, 


oder aus zureichenden Gründen verweigert: fo bes 
gleitet, wie bisher, fo auch kuͤnftighin, der katholiſche 
Pfarrer die Leiche zum Grabe.‘ Sn dem liebevollen 
chriſtlichen Benehmen bei der legten Ehrenbezeigung 
gegen einen Berftorbenen eines andern chriftlichen Bes 
fenntniffed fol er den Mitgliedern feiner Gemeine 
nicht machftehen. Kinder evangeliſcher Eltern, welche 
99€ erhaltenem Konfirmations-Unterrichte fterben, koͤn⸗ 
nen wie Kinder Eatholifher Eltern begraben werden. 
Bei der Beerdigung von Ermwachfenen nimmt der 
Pfarrer in Tafar und Baret, oder in ſchwarzem Rock 
und Mantel, feine gewöhnliche Stelle im Leichenzuge 
ein, uͤberlaͤßt es der Begleitung in der Stille zu bes 
ten, und befchließt die Handlung damit, daß er am 
Grabe ein allgemeines Gebet für alle Abgeftorbenen, 
und zu deffen Ende ein Bater-Unfer betet. Gegen die 
Gewährung des Grabgeläutes, ſowie gegen die Theils 
Anahme der Schuljugend, wo diefe Sitte iſt, und ohne 
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* Berletzung der beſtehenden ¶ Sch nng geſchehen 
tann —— eirien I pen Sebras nichts 


DE qu een 

Ybin 5* was Ran. —— die ebangelifaie Sei 
< Ghkeit? feines’ Bits hiervon in Kenniniß ſetzt, hegt daſſelbe 
die uverſichtliche Erwattung, dag fie ihrerſeits hinter dein, 
was der biſchofliche Etlaß vorſchreibt, nicht zuruͤckbleiben, 

fohdiekte überall in demfelben Geiſte echtchriſtlicher Toleran, 
det ſich in dem Etlaſſe ſo ehrenwerth ausfpricht, einem 

Geiſte/ welcher⸗ höher ſteht, als daß der Buchſtabe einet 
Vorſchrift ihn erreichen konnte, gegen die verſtorbenen Mit 
bilder des katholiſchen Slaubens und Gem —— 
te verfahren: werde. 

Da es der evangeliſchen Kirche wort auſteht⸗ je Mi 
ihn: Berufe gehoͤtt, in allen rühmlichen Dingen Horanzks 
gehen ſo erwartet das Koͤnigl. Konſiſtorium, dag auch ie 
Enangelifehen- Pfarrer’ in den Theilen der Rheinproving tn 
welchen für die katholifchen Pfarrer noch nicht ähnliche Er⸗ 
laffe, wie der des Herrn Bifchofs ‘von Trier, von ihren 
geiſtlichen Oberbehoͤtden ausgegangen find, dennoch ein gleis 
ches Verfahren beobachten werden. 

Die Königl. Superintendentur wird beauftragt, dem 
eangelifchen Pfarrern ihres Synodalbezirks dieſe Verfüs 
gung mitzutheilen, und erhält zu diefem Ende Epremplare 
zur Bertheilung. 

Koblenz, den 28. Juni 1833. 

Koniglich Bene Konſtſtot ium. 





52. 


—— bes Be Min ſierums ber Seit 
lichen, Unterrichtes und MedizinalAngelegenpeiten, das 
Verhaͤliniß der. Miffionarien zu Beförderung des 
‚ Sefiechüms unter den Juden betreffend, 





. Die Erfahrung "bat, geseigt, daß ‚die Belanntmadung 
deB, Königl. Konfiftoriums für vom 1, —— c 


te 


wegen der von des Koͤnigs Majeſtaͤt erlaſſenen Allerhoͤch⸗ 
ſten Ordre vom 31. Maͤtz c) *) die Miſſionarien zur Befoͤrde⸗ 
rung des Chriſtenthums unter den Juden betreffend, fo miß⸗ 
gebentet worden. ift, als ob diefer Allerhoͤchſte Erlaß nicht 
fowohl die Sicherung. der ungeftdrten Wirkfamkeit der Mifr 
fionarien “innerhalb der :gefeglichen ‚Grenze. ihres Berufs, 
als vielmehr die Öffentliche Rüge von einzelnen Miſſiona⸗ 
rien begangener Ungebührniffe und deren Abſtellung für bie 
> Sukunft bezwecke. Da diefe Auffaflung der Sache der obr 
erwähnten Kabinets⸗Ordre nicht entfpricht, die vorgefommer 
nen nur auf Mißverftändnig beruhenden Differenzen mit 
- einzelnen Miffionarien vielmehr im verfaffungsmäßigen Wege; 
nach gehoͤriger Unterfuhung der Sache, leicht zu erledigen 
find, fo wird dies hierdurch auf Allerhoͤchſten Befehl zur 
Bermeidung jedes ferneren Mißverftändniffes, welches Zweifel 
über: die Befugnig der Miflionarien erregen und Beein⸗ 
trächtigung. derfelben veranlaffen Fönnte, zur. Öffentlichen 
Kenntniß gebracht. * 5 
Berlin, den 27. Juli 1833. 

„Minifterium der-Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. : te 
v. Altenfigim 





* 


J 
Oeffentlicher Unterricht. 
53. 
Cirkular-Reſkript des Königl. Miniſteriums ber Geiſtli— 
An Unterrichts» und Medizinal- Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. atıßerordentliche Regierungs⸗Bevoll ⸗ 
maͤchtigte an den Univerſitaͤten, die Reifen ber 
— Stubirenden betreffend, 





Die Nachtheile, welche fuͤr den ordnungsmaͤßigen Be⸗ 
füch der Vorieſungen und der davon abhängigen gruͤndli⸗ 
Pr rer ii» 42030 * ent 


*) Im aten Hefte, ©. 387. : 


x 
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chen Bildung der Studirenden aus .dem immer mehr zuneh⸗ 
Bee die Studienzeit zu Reifen zu benugen, ers 
wachen, fonie der Mißbrauch, welcher zur Unterhaltung 
de6 gemeinfchädlichen VBerbindungstwefeng auf. den Yniverfis 
tülen um Verderben der Studireiiden davon geniacht Nor, 
denift, endlich die Verführung, welcher die: Studivenden, 
wie die Erfahrung gelehrt-hat, dadurch bloß geftellt wer: 
den; beranlaffen. dad Minifterium, folgende Anordnungen über 
dab Reifen der Studirenden zu:treffen, 

4) Keinem: Studirenden darf die Erlaubniß zu einer Reife 
außer den Ferienzeiten ertheilt werdeun.— 

2) Diefe: Erlaubnig ft nicht anders zu gewaͤhren, als 
wenn der Studirende nachmweifet, daß fein Water oder 
Vormund die Reife, welche ſowohl der Zeit, als den 

= zurbefüchenden' Gegenden nach beſtimmt anzugeben iſt, 

‚genehmigt, und die erforderlichen Geldmittel dazu bes 
willigt hat. 4 lei? 0yr 3:2, 12.30 

3) Zu Reifen nach ändern Univerſitaͤten iſt die Genchmis 
gung des Minifterii, unter beftimmter Angabe des 
Zwecks der Reife, nachzuſuchenn. 

4) Eine Ausnahme von den Feſtſetzungen sub Mabis 3, 
kann nur von dem Regierungs⸗Bevollmaͤchtigten in fol 
chen Faͤllen, wo Gefahr im Verzuge iſt, gemacht wet . 
den. Es iſt jedoch aisdann die Urfarhe der Bewiin⸗ 
gung in der legtern ausdruͤcklich anzugeben. / 

5) Die allgemeinen polizeilichen. Verordnungen ‚über das 
Reifen im In⸗ und Auslande werden durch vorftehende . 
Beftimmungen nicht ausgeſchloſſen, muͤſſen vielmehr 
neben denſelben genau beobachtet werden. 4 

Em. ꝛc. haben dieſe Anordnung dem Mektor und 
Senat der dortigen: Univerſitaͤt zur Beachtung und Bekannt⸗ 
machung an die Studirenden mittelſt Anſchlags am ſchwar⸗ 
iin Brette mitzutheilen, und uͤber deren Befolgung zu wachen. 

Berlin, den 7. Oktober 1833. . ‚ 
Dinifterium der Geiftlichen, Unterrichtss und Medizinal- 

Angelegenheiten. a! 
v. Altenſtein. 
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Keffript des Königl. Minifteriums der Geiftlichen, uns 

terrichts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten, an das Koͤnigl. 

Sdultollegium zu WMuͤnſter, die Ferien auf 
den Symnaſien der Provinz Weſtphalen betreffend. 


wi A = £ - . u 

1: Das Minifkerumm will: auf den Beticht des Königk 
Provinʒial⸗Schulkollegii vem 12.d: M,.die.Kerien auf den 
Symnañien der Provinz Weſtphalen betteffend, hierdurch 
genehmigen, dag für. Die «vangeliichen ſechs Gymunaſien zu 
Dortmund, Hamm, Sort, Bielefeld, Derford und Minden 
folgende Ferien feflgefegt. werden: 

:- 4) vom Weihnachts heiligen Abende bi zum 3. Januar, 

2: 2> ons Palmfonntag bis zum Sonntage nach dem Oſter⸗ 
3 :fefle, fo dab das Winterſemeſtet jedesmal am Sonn: 
abende vor dem Palmfonntage geſchloſſen wird; 

3) won heiligen. Abend vor dem Pfingftfefie bis zur Mit 

5.7 wecdhe nach dem Feſte; z 

4) vom 1. bis 21. Juli dreimöcdentliche Sommerferien; 
2 $)ivom 1. bis 15. Oltabet Herbſtferien. — 
3: Das Sommerſemeſter wird demnach jedesmal mit 
dem 50. September geſchloſſen. Ale andere Ferien hinge⸗ 
gen aäfer an den wirklichen Kirchfeñen (Bußtag, Himmels 
fahttsfeſt) ſollen ‚fortfallen, und uut an den Orten, wo 
erde Schägenfefte Statt finden, am erfien Tage deffelben 
der Schulunterricht ausgeſetzt werben Dürfen; 
4°... Die zwei’ freien Nachmittage in jeder Woche werden 
beibehalten. - 
- - Berlin, din 29 September 1533. on 
Minifteriun der Seiſtlichen, Untetrichts⸗ und Medizinal⸗ 
tg Angelegenheiten. * 

v.. YHtten fein. 
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aa haut rt sinn en Jenni oh, 
Reffr pe ber Könitgt. Miniſterlen der Geifklichen, Une 
ter 16 und Medisinal-Angelegenheiten, fowie des Sin» 
gern an die Rönigl. Regierung zu Gumbinnen, die Vers 
walung: der Schulangelegenheiten: und die dafür ‚beftes 
henden Schuldeputatidnen in; ben: Städten 
Ban md Sun 20 betreffend ba. BET GE TERN 
‚Der Koͤnigl. Regierung wird auf- Ihren Bericht vom 
See BF Betreff der darin vorgetragenen 
algemeinen Bedenklichkeiten, und der nach folchen in Bes - 
siehüng auf einen’ Speziaffälf Ihr beigegangenen Zweifel, 
Bolgendes zu Ihrer Nachachtung erdffuet·7 
1) Bei der Verfügung vom 26. Juni 1811. (Anlau. b.) 
die Zuſammenfetzung der Schuldeputationen in den 
Stadten betreffend, muß es lebdiglich bewenben. 
Ein Zweifel darüber, ob nicht durch dieſe Verfuͤgung 
den durch die Staͤdteordnung begruͤndeten Rechten der 
Stadtvero rdneten Eiutrag gefchehen ſei, würde‘ bloß 
dann eintreten koͤnuen, wenn die Stadtverotdneten dar, 
auf dringen follten; wach '$. 179. der Staͤdteordnung 
eine befondere Kommiſſion zur Beſorgung der äußern 
Schulangelegenheiten zu beſtellen, und nach den allges 
Meinen Prinzipien zn’ organiſiren. "Selbft -in dieſem 
Balle Aber wuͤrde bei der fpeziellen Einwirkung, welche: 
der übern geiſtlichen Behörde auf die Schulangelegen⸗ 
heiten zuſteht/ an dee Befugniß derſelben, die Erforder⸗ 
uig zur Qualifikation der Mitglieder zu beſtimmen, 
aum zu zweifeln / "und aͤußerſten Falls nur Veran⸗ 
laſſung zu einer Berichtserſtattung vorhanden ſein, da 
es überhaupt; ganz beſonders aber in kleinen Staͤdten, 
augenſcheinlich unzweckmaͤßig fein müde, die im ents 
ſchiedenſten Zufammenhange fichenden Annern und Aus 
fern Schulangelegenheiten von zwei verfchiedenen Bes 
hoͤtden beyandeln zu’ Faffen, 
Nachtraglich in die Annalen aufgenommen. 
IB ker. x 392 ei uu2 
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So lange aber die Stadtverordneten damit einder- 
find, daß die Kemmiffion für Die inner Sc | 
“ angelegenbeiten zugleich die äußern mit beiorge, fann 
gar kein Zweifel dagegen obwalien, dag dieſe 
fion nach dieſen im Gefege felbſt vorbehalteuen/ 
unterm 26. Juni 1811. ertheilten naͤhern Beſtimmun · 
gen organifirt bleiben mäffe: · and 
Wie fi) nun hieraus in Beziehung auf den vorlie⸗ 
genden Spgialfal ergiebt, daß die Weigerung des Ma⸗ 
giſttats zu Gumbinnen, den x. N. N. als Mitglied 
der SchulKommiffion zu befiätigen, wohl begruͤndet 
if; alio iſt and .. „ir 
+ 2) fein Bedenken dagegen, daß derfelbe nicht geswungen 
werden kann, wider feinen Willen die Schulfaffe zu 
verwalten: er ni 
. Denn die Führung einer Kaffe, welche jährlich, 2500 
bis 3000 Ribir. Einnahme und Ausgabe in Seinen 
Poſten hat, ‚erfordert, wenn dem Zwecke und den über 
- 4 dab Kaffenweien vorhandenen Borfchriften genuͤgt wer⸗ 
den fol, ‚unfireitig eine eigenthuͤmliche techniſche Bil⸗ 
dung, und gehört nad F. 30. unzweifelhaft zu denjeni⸗ 
gen kunſtmaͤßigen Dienſten, welche von den Bürgern 
unentgeldlich nicht gefordert werden fönnen. ! -;. . 
Auch muß die fortgefegte Führung einer ſolchen Kaffe 
bei den regelmäßig wiederkehrenden Gefhäften: und 
der damit ‚verbundenen. Bergutwortlichkeit nicht als 
ein einzelner Auftrag,. fondern als ein Stadtamt be 
trachtet werden, und ed wuͤrde daher auch der von 
dem ıc Ns; N. gemachte, und von ber Koͤnigl. Re 
gierung nicht beſtrittene Einwand, dag fein. Gefhäft 
‚ihn oͤfters zu Reifen und zu mochenlanger Abswefenheit 
nöthigen, nach -$. 499. der Städteordnung beräskfichs 
tigt werben muͤſſen. erg LEDER 
Siernach hat die Königl. Regierung die Sache Iju 
entfcheiden. 23 3} —J 28 
Im Uebrigen unterliegt es keinem Bedenken, die Ver⸗ 
waltung der Schulkaſſe dem. Kaͤmmeret oder einem andern 
Offizianten, der, nicht Mitglied der Schulfommiffion ift, zu 
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übertragen," wenn ne die Kaſſe wbgefondert von den 
en flädrifchen Kaſſen "gehalten, die Rechnung gleicher- 
geführt, und der Nechnungsführer im diefer Bezies 
5. befondern Aufſicht der, Schul-Rommiffion uͤbetge— 





aett. 

Serlin, dem 27. November 1823. 
Da Minifrer der Geiſtlichen Unter: " Der Miniſter des Junern. 
8 und Medtinap Angel  " v. Syudmdnn. 
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[Der Geiſtlichen und Schuldeputation Einer Königl. 
genen Regierung “werden auf den Beticht vom 1. 
im "betreffend Die Inſtruktion für die Schuldeputationen 
in Städten, folgende auf die Städteordnung ſich gruͤndende, 
und infonderheit jur Ergänzung des $.179;b. derfelben die: 
nende Feſtſetzungen mitgetheilt.] =... ° 2 
Die Behoͤrden für die innern und für die äußern Uns 
‚gelegenheiten des Schulweſens der Städte im Allgemeinen 
follen nicht abgeſondert von einander beftehen, ſondern ed 
fol, um das Ganze. unter. eine einfache. und harmonifcye 
kitung ju bringen,:in jeder Stadt nur eine einzige Behörde 
fit die innern ſowohl als für die aͤußern Berhältniffe ihr 
tes Schulweſens unter dem Namen der Schuldeputation 
errichtet: werden. —* 
Die Schuldeputationen ſollen nach Maßgabe der Größe 
. der Städte und ihtes Schulweſens beſtehen aus einem bis 
hihftens drei Mitgliedern des Magifttatd, eben ſoviel De⸗ 
putitten des Stadverordneten⸗Kollegii, einer gleichen Anzahl 
des Schul⸗ und Erziehungsweſens kundiger Männer, und 
einem beſondern Vertreter derjenigen Schulen, welche, ohn⸗ 
geachtet fie nicht ſtaͤdtiſchen Patronats find, den Schulde⸗ 
Nlationen werden untergeordnet werden. Außerdem ſollen 
M.den großen Städten die Superintendenten, in wiefern 
ſie nicht ſchon zu ordentlichen Mitgliedern der Schuldepus 
tafion gewählt find, das Recht haben, in denfelben die Schul; 
amgelegenheiten ihrer refpektiven Diözefen vorzutragen; und . 
darüber ihre Stimme :abzugeben. ! 23 
Bei Errichtung der Schuldeputatiomen treten in dem 
stoßen und mittlern Städten zuerſt Die vom Magiſtrat und 
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von den Stadtverordneten gewählten Deputirten zuſammen, 
und wählen zu jeder, mit: fachverftändigen Mitgliedern: zu 
befegenden ‚Stelle ‚drei Subjefte. . Diefe, werden. von dem 
Magiftrate der Beiftlichen und Schuldeputatiou der Pros - 
Ofmzials Regierung vorgeſchlagen, welche für jede Stelle 
Eins aushebt, und nebft den übrigen Mitgliedern Fur! ſtad⸗ 
tifhen Schuldeputation beſtaͤtigt. Inden kleinern Städten, 
die nicht uͤber 3500 Einwohner haben; "bedarf- es der Wahl 
eines ſachkundigen Mitgliedes nicht, ſondern der jedes ma⸗ 
lige Superintendent, wenn die Stadt der Sig einet Su—⸗ 
perintendentur ift, oder fonft der erfte Prediger des Orts, 
fol fhon von Amtswegen dazu beftimmt fein, und, fals 
irgendwo eine Abweichung bievon nöthig wäre, von dem 
Departement des Kultus und Öffentlichen Unterrichts, nad) 
Borlegung der Gründe, anders verfügt werden. Die Vers 
freter der Schulen, welche nicht Fädtifchen Patronatsı find, 
in den GSculdeputationen, werden ohne vochetgegangene 
Wahl der ftädtifhen Behörden von den Geiftlichen und 
Schuldepurafionen der Regierungen ernannt. | DE, 
‚3 Sowohl die ftädtifchen Behörden, ald auch die Geiſt⸗ 
lichen und Schuldeputationen, haben dahin: zu ſehen, daß 
zur rechtſchaffene, verftändige, für die gute Sache des Schuls 
und, Erziehungsweſens erwaͤrmte, und von ihren. Mitbürs 
gern ‚geachtete Männer in die Schuldeputationen gefegt wer⸗ 
den. In Städten, mo es Schulen verſchiedener Koufeſſio⸗ 
nen. giebt, die alle ſtaͤdtiſchen Pattonats find; iſt bei der 
Zufammenfegung der Schuideputation hierauf Rüuͤckſicht zu 
nehmen. Die mit: Sachverftändigen:zu befeßenden Stellen 
dürfen zwar nicht ausfchließlich Geiftlichen, . fondern können | 
auch andern: wuͤrdigen und einfichtövollen Maͤnnern übers 
tragen, muͤſſen jedoch ſoviel wie möglich mit Geiſtlichen 
befegt werden. In Städten, wo es nit der Schuldeputa- 
tion in Verbindung ftehende gelehrte Schulen giebt,; wird 
es zweckmaͤßig fein, dag unter den :fachkundigen Mitgliedern 
Be ein Rektor oder einer der erfien Lehrer derſelben ſich 
efinde. Hrsg 
Die Stellen in den Schuldeputationen werden; gleich 
ben Stellen. in den übrigen ftädtifchen Deputationen, nach 
$. 181. der Staͤdteordnung immer auf ſechs Jahre beſetzt. 
Nach Verlauf diefer Zeit werden die Deputationen auf die⸗ 
Felbe Art, wie zu Anfang; ertiewert, und: es können zwar 
die vorigen Mitglieder wieder deputirt und gewählt; muͤſſen 
aber ſaͤmmtlich den Geiftlichen imd-Schuldeputationen: aufs | 
neue zur Beſtaͤtigung vorgeſchlagen: werden: Andererfeihäifk, 


sufolge des angeführten $. der Städteordnung Fein Mitglied 
verpflichtet, feine Stelle länger, als drei Jahre zw behalten: 


hr 43 _ B-I4::;97 O4 PR ch ., ‘ Kr JR un 
 Yür- die ‚beiden ſtaͤdtiſchen Patronats. Gymmafien in 
1 macht das Verhäliniß, in welchem fie. zu. dem Der ' 
eut..des Öffentlichen Unterrichts, jbehen, in ihrer. Wars 
bung. mit der ſtaͤdtiſchen Schuldeputation Leine Aeude⸗ 


deren 
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ujmABerner "werden: ſaͤmmtliche Elementarſchulen in ‚dem 
& idteny welche nicht. ftödtifchen Patronats jind,; —** — 
dierKöniglihen ganz-uneingefhränft, die übrigen. mit, Bars 
ehalt. der Lehretwahlen und der Bermögenöverwalfung,, 
die Patronen, den ſtaͤdtiſchen Schuldeputationem unterge⸗ 
we ingleichen die. Schulen der, juͤdiſchen Gemeinen.. 
+, "Schulen gemifchten ‚ädtifchen und fremden, Watconaid, 
‚ Unterfehied, ihres Orades, werden -der Aufiicht, der 
übtiihen Sryuldeputationen ‚ebenfalls ‚übergeben, und. nur 
oder zwei Deputicte von Seiten des andern Patrous, 
Maßgabe der Wichtigkeit der Schulen, den, Depuig ⸗ 
-üpmen zugeordnet, - ii —— 
“> Weber ale Privatſchulen amd Jnſtitute führen. unter 
kitung. der ga die Schuldsputationen die Aufſicht, 
melhe der Staat, in-Alufehung. ‚derjelben ausübt. 5 
Siernoch kann: nun auch die a a des 
ftiner. Symnaſii mit ‚der, fiadtifchen Schuldeputation 
Buteinigt; wepden,; ‚mobucch, Iadogh dis: Verwaltung des Mas 
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nicht 


ßigſte und den Lokalverhaͤltniſſen angemaſſenſte Are fie aus 
zuführen: ſuchen, darauf ſehen, daß das Perſonale derer, De 
: am Schulmefen arbeiten,sfeine Pflicht thue, und 25 dazu 
anhalten, daß. fie das. Steeben' zum Belfeen in demſelben 
anzufachen, endlich daß fie regelmäßigen und ordentlichen 
Schulbefuch ſaͤmmtlicher ſchulfaͤhigen Kinder des Ra 
bewirken und zu beförden fuchen, Gie haben deswegen ni 
nur die Befugnig, den Prüfungen und Eenfuren der Schw 
beizuwbhnen / ſondern find auch verpflichtet, - diefe v 
zer ji Zeit außerordentlich zu befuchen, And fich aufs de 
nauefte in: ünunterbrochener Kenntniß ihres ganzen tim 
und äußern Zuftandes zu erhalten: Vorzuͤglich Liegt“ die 
den ſachkundigen Mitgliedern der Deputatiönen ob.  y— 
—2 — Se pe A die! Mektöcen der größern Schule 
en Aber die Depufationen deu —— — 
diefen innerhalb des durch die Gefege und Vorſchriften 
Staats gezogenen, oder noch zu beſtimmenden Gef 
kreiſes die freieſte Wirkſamkeit zu laſſen ſei. Obwohl 
daher berechtigt find, denſelben über Gegenſtaͤnde der S 
einrichtung und Verwaltung, worin Verbeſſerungen moͤglich 
oder noͤthig find, Vorſtellungen zu machen, auch erforder 
chenfalls ſie dazu, ſowie überhaupt zu ihrer Pflicht; ern 
lich zu erniuntern, fo ‘haben fie ſich doch einer pofitiden Ei 
miſchung in ihren amtlichen Wirkungsfreis. gänzlich zu eut⸗ 
halten. Jährlich, aber vor dem Jahresſchluſſe, erftatten 
einen ausführlichen Bericht über die in dem Schulw 
. Vorgegangenen Veränderungen und as ep 





innern und aͤußern Zuftand an die vorgefegfe Geiftliche‘t 
Schuldeputation der Regierung. Die Spezialaufſicht, we 
che Prediger- und Schuforfteher außer :den Schuldeputa⸗ 
tionen ausüben, wird übrigens‘ durch die Errichtung "DER. 
legtern nicht aufgehoben, fondern nur mit der allgemeinen 
Dberaufficht derfelben in Verbindung gefeßt..;. m". 209 
Bei der Aufficht uͤber die Toͤchterſchulen werden die 
Schuldeputätionen die verffändigften und achtbarften Frauen 
aus dem verfchiedenen Ständen zu Rathe ziehen; ihnen we⸗ 
‚ fentliden Antheil an — Brhfung,; Beuerheituh 
der Arbeiten, der Erziehung und: Unterweifung geben, und 


die Horghglih ‘Sinn undi-@ifer Für Vefdrberung 
en Erziehung); an den Tag legen, uͤbertragen / unß 
i eherinnen derſelben ernennenn oh 9 
o ſehr aber, wie auf die Thaͤtigkeit der Schul 
iR der Aufſicht uͤher das Schulweſen, wird 
— en in der Fuͤrſorge fuͤr daſſelbe, um es in gu⸗ 
Mand zu: bringen, und ‚darin zu erhalten, gerechnet. 

aben daher dafür.zu ſorgen, daß jeder Ort die ſeiner 
wblkerung und feiner Bedeutſamkeit angemeſſene Amahi 
d Brk:von Schulen erhalte, daß das Vermoͤgen, die: Ger 
und ſonſtige Pertinenzien der Schulen sungefchmälert 

ee Berfaflung, und in Berlegenheiten. ihrer. Städge 
ſt geſchont ehe aud Daß fie nach den Bed, 
en permehrt, verbeſſert, zweckmaͤßiger ‚eingerichtet und 
verwaltet werben. Nach den Bedürfniffen der Schulen it 


febuns des Auterriptä und feiner. Hüffsmittel haben fie 
forgfaltig zu erkundigen, und ſo oft fie, dergleichen tva, 
ER Hr 


=... &ben: 








e 
oder fie ihmen angezeigt werden, ibnen nach Mi 
eit. entweder felbft abzuhelfen, oder. deu Fompetenten 
daruͤber Anträge zu machen. Das. Unfehen der 
en und. ihrer Lehrer haben fie aufrecht zu erhals, 
Ind dahin zu ſtreben, daß diefen Durch eine fürgenfreie 2a 
— — —— und ſchweten Berus 
ige Hetekkeit"und Muße erhalten werde. Das I 
£ ihrer Mithuͤrger für das Schulweſen ſollen fie I 
en, und daſſelbe zu einem der twichtigffen Gegenftände 
ihrer Aufmerkfamteit und Pflege zu machen ſich bemuͤhen. 
r Mit der Kürforge für die Schulen hängt zuſammen die 
Lufſicht Über die Verwaltung ihres Vetmoͤgens welche den 
— ————— in Betreff der ihnen umeingeſchraͤnkt 
übergebenen Schulen zuſteht. Wo ein gemeinſchaftlicher 
Schulfonds in den“ Staͤdien ſchon exiſtirt, oder noch gebil⸗ 
det wird, da ſteht dieſer unter unmittelbarer Adminiſtration 
der Schuldeputationen. Sowie dieſe dad Maß des Schul⸗ 
geldes fuͤr die ihnen uneingeſchraͤnkt anvertrauten Anftalren 
nach den Lokalverhaͤltniſſen der Geiſtlichen und Schuldepu⸗ 
sation vorſchlagen "und darauf antragen konnen/ welchet 
Dheil deſſelben zum allgemeinen Schulfonds zu: ziehe, nd 
welcher den Lehrern einer jeden Schule zur Vertheilung 
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nach gewiſſen ‚Berbältuiffen zu laſſen fei, eben fo fongen fie . 
auch ondererfeits für die püuftlihe Ausführung der höbern 
Oris hierüber etwa ſchon getroffenen, oder noch zu treffen» 
den Feſtſetzungen. 
Wboo es irgend nicht: zu weitlaͤuftige Lokalverhaͤltniſſe ers 
lauben, wird das Schulgeld nicht durch die Lehrer, ſondern 
durch die Vorſteher der einzelnen Schulen erboben/ und der 
Schuldeputation nach den in jeder Stadt angenommenen 
Grundfägen berechnet. 
Jede Schule behält aber ihr eigened Vermögen, und 
nur die Etats ſaͤmmtlicher Schulen werden den Schuldes 
putationen jährlid) vorgelegt, von ihhen revidirt, und Den 
Beiftlihen und Sculdeputationen der Regierungen zur 
Vollziehung eingefandt. Auch die ſaͤmmtlichen Jahresrech⸗ 
nungen werden den Schuldeputationen vorgelegt, welche ſie 
nach $. 183. der Staͤdteordnung von den Stadtverordneten⸗ 
Kollegien dechargiren laffen. Im Allgemeinen aber finden 
auch in Abficht des von den Schuldeputationen zu verwal 
enden Schulvermögens die $.$. 2. 183. -184. und 186. der 
Staͤdteordnung Anwendung. 
Die Lehrerwahlen bleiben bei den Schulen, die rein 
ſtaͤdtiſchen Patronats find, noch bei den Magifträten, nur 
dag das Gutachten der fachverftändigen Mitglieder der 
Schuldeputation jedesmal eingezogen werden muß. 
. An Schulen gemifchten Patronats, (z.B. an dem Gym⸗ 
naſio in Stettin] werden die Lehrer für Stellen, zu denen 
die Wahl bisher der nicht ftädtifchen Behörde zuftand, fers 
ner von diefer gewählt, ohne Konkurrenz des Magiftrats 
und der Schuldeputation. 
-- Die Berhältniffe der Mitglieder der Schuldeputationen 
unter einander beſtimmen fi nach $. 176. der Städteords 
nung. Sie halten ihre ordentlihhen Zufammenkünfte alle 
vierzehn Tage auf dem Rathhauſe jedes Orts. Außerdem 
aber verfammeln fie fi fo oft es nöthig.ift. — 
Es ſteht ihnen frei, Geiſtliche oder andere ſachverſtaͤn⸗ 
dige Maͤnner außer den Deputationen in vorkommenden 
llen zuzuziehen, auch bei außerordentlichen Veranlaſſun⸗ 
gen größere Verſammlungen der Prediger, Lehrer ‚oder 
Scyulvorfieher eines Orts zu veranftalten. * 
Die Geiſtliche und Schuldeputation ıc. wird beauf⸗ 
fragt, den vorfiehenden Beftimmungen gemäß, die Kädtifchen 
Schuldeputationen in. ihrem - Departement: zu. organiſiren, 
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nach breiMonaten zu berichten, ob- und wie ſie daun 
er Städten fhom im Gange. find. . J 
Berlin, den 26. Juni 181 ** 
Departement für den Kultus PN offentlichen erging 
‘ im Minifterio des Innern. 
Ban an. ul «6; Schumann \ 


die Geiatt d Gchuldeputation. dee. 
as Regierung 





Dh, Gy rn 89* 
Die, nach g. 11. b. dm "Städteordnung 1 nod 
altenen Beſtimmungen Drganifation € — 
chulbehorden Bere be eiftlihen und N 
ee 5 Regierung im Folgenden zut Ausfuͤhrung mit⸗ 
get eilt. 
Die Behörden für die innern 2c, mie vorher an die 
Geiſtliche und: Schuldeputatiow der: Koͤnigl Pom⸗ 
merfchen Regierung .:zu Skettin, jedoch. mit den 
"darin vermerften Abänderungen,,. ; te 
Berlin, den 26. Juni 1811. ⸗ 
Departement für den Kultus und öffentlichen, Hi 
im ar des Innern, 
v. Syudmann, , 


die Seiftidien nd — der aa De 
K Regierung zu Votsdam, Könige=.... - ;. * 
berg in der Neumark, Königsverg in Pr, * 
—— —— Bretlan er rs 
Es : * 


56... 
Girfutar-Berfügung ber Koͤnigl. Regierung zu — an 


fimmtfihe Superintendenten und katholiſche Schul⸗In⸗ 
Ipeftoren, betreffend die ke von Te 





Es befinden, fi, — THRNITRN Ran 
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ſungen bon Befn Einkommen der Elementar⸗Schullehret Ih⸗ 
ter Superintendentur, ihbeffen hat fich der Zuſtand derfel- 
ben feit, ıafE Zeit. der, Einteichung dieſer Nachweiſungen zum 
Theil geändert, andetuth eis, fehlen auch noch manche Nach⸗ 
richten über den un der Schulen, welde nothiwendig 
find, um beurtheilen zu fünnen, ob und welche Mängel 
noch das Elementar /Schulweſen bat, "und vb und melde 
Mittel vorhanden find, um diefen Mängeln abzuhelfen.. 

In dieſer Ruͤckſicht werden "Sie beauftragt, über fol: 
gende Gegenflände, und zwar Über jeden befonders nach- 
wen Nachweiſungen binnen zwei Monaten einzureichen. 

Eine Nachweiſung der ‚Wegen Alter, ſonſtiger koͤrper⸗ 

Krankli ee "Öder ‚gänzfichet Unfähigteit, nder 

I MEgER, einer mangelhaften Dienftführung,, die zwar noch 

nicht zur Adfeung eignet, aber cine Enffernung, ‚von 

Amte wünfchenswerch ‚macht, - zut Penſionirung geeig⸗ 

neten Schullehrer nach folgenden —— 

* Namen des Schulortes; 
2) Namen des Schullehretsʒ 
3) Alter; 2 —— 
5 Familien⸗Verhaͤltniſſe; Ja] are" 
5) fonftige Urfache der Dieufnifäfigtei; 
6) Betrag des Dienfteinfommens; 
7) Höhe der nothwendig zu bewilligenben Henfion zir 
8) Mittel, durch welche dieſe VPenſion zu En 
alfo, »ob der Dieuſt Nachfolger einen. Theil 
Einkommens der Stelle, und welkhen zur Pens 
fionirung des zu emerifirenden Schullehrers abs 
geben, und doch mit dem übrig bleibenden Eins 
fommen noch beftehen fann, ob die Schul: Ge _ 
in an). meinde das, was der Machfolger nicht von dem 
Einkommen der Stelle ohne. ‚Gefährdung. feiner 
binreichenden Subfiftenz miffen kann, ohne Druck 
aufzubringen | ermag, oder welche andere Fonds 
zur Ausfegung de der notwendigen Penfion vorhans 
den find; 
fonftige etmanige : Bemerkungen. 


wel m ing'deb bli ſchon vorhandenen Schulen, 
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ui Pe anzuſtellenden Adjuvanten, indem, die eingehens 
dom den Schulberichte zeigen; Daß. ‚bei mehreren, Schu⸗ 
ia lem, wegen geſtiegener Bevölkerung. die. Anzahl der 
air fehulpflühtigen Kinder fo zugenommen hat, Daß der 
me Schullehret ‚allein, welcher geſetzlich nur ohne Gehuͤl⸗ 
fen hoͤchſtens 100 Kinder unterrichten kann ſelbige 
nuicht mehr zweckmaͤßig zu beſchaͤftigen und. zu unter, 
ixichten vermag, nach folgendem Rubriken ;; 
sa 2 — Namen) des Schuloxtes; Hl ) 
2) Namen und Alter des Sanlkiuri;. 
3) Aualififation deffelben; N 
wa 5A) inkommen deſſelben; —— 
dd 5) Anzahl der aufpfichtigen Rinder; 


wu 146) Höhe des dem ‚Adiwoanten, ‚onsgufegenten En 


gun kommend; 


n vorhandene Mittel, felbiges, Au, —— — Hier 


160 Ak, anzufühuen, . ob bei den Schulen, in welchen 

der Lehrer auf das Schulgeld, angewiefen ift, das 

2.90: nl amf die-geftiegene Bevölkerung, und.auf,die Bunahme 

der Schulkinder vermehrte Schulgeld binreicht, eis 

mol nen Adjuvanten nothduͤrftig (dad in dem katholi⸗ 

ſchen Schul⸗Reglement beſtimmte Adjuvanten⸗ Ein⸗ 

tonimen wird als Minimum betrachtet) zu unter 

halten, oder ob bei ‚Schulen, in welchen der Schul⸗ 

lehrer teglementömäßig; dotiti iſt, ‚Die Gemeinden 

taub) m im Stande, find, „das „reglementömäßige Binkpum 
lun= a. men, bed Upjupanten, aufzubringen... ‚n233d3) 

Wenn die Schul Gemeinden nicht ‚im, Stande 

240 Bi das Einkommen ——— 

nina durch Schulgeld, — — 
BITTE ..Dotation, ‚aufzubringen, „ft. Eunig 

no: * anzugeben, welchen ER ge ans, ‚andern; Bonds 

ringsum die Anſtellung des exforderli⸗ 

chen Adjuvanten möglich. 39 machenz ct 

9) Anmerkungen uud etwanige Erläuterungen: 

II. In wiehennGälenz sn Set er Anzahl der 
Schultkinder dien Anſtellung seines Adiuvauten zothwen⸗ 
dig macht, if ed zweckmaͤ iger, die zu großen Schul⸗ 


. 


etivanige Bemerlungen. 
n 
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“  Hegieke zu theilen, und neue Schulen zu errichten, ins 
-fonderheit gilt died an ſolchen Schulen, in welche meh⸗ 

rere Gemeinden ihte Kinder ſchicken: Es iſt daber eine 


Nachweiſung einzureichen, welche augiebt, wo neue 


Schüulen zu ertichten mwecmaßig wäre, bach folgenden 


1.0:” 5 


„Rubriten : 
“ 4% Ramıen des jetzigen Schulories 
2) Namen der Gemeinden, welche A: Rinder in 
diefe Schule ſchicken, und Auzahl der Kinder einer 
jeden BREMER, —— zu der — — 
tig ſind; 
3) Drt, an weichem die neue Sale F errichten 
wäre; 
4) ohngefaͤhrer Koſtenbetrag, velder die Beſchaffung 
des Schulgelaſſes und der —— — 
" erfordern würde; 
5 Mittel zu der Aufbriageng dieſet Koften, oder 
Eetwa noͤthig werdender Zuſchuß; "° 


46 Einfommen, welches dem neuen ampuftellenden Fi 


Lehrer zu gewaͤhten fein wärdez > 


x AR „2 Mittel, welche vorhanden fan, um dies Einkoms 


men aufjübtingen, oder * 
9) welcher Zuſchuß aus andern gone zu bewilligen 
nothwendig fein würde; - 
viele Mühe wir uns auch — allen Schul⸗ 
lehrern, mindeſtens ein dem in dem katholiſchen Schul⸗ 


Reglement vom 16Mai 1801. beſtimmten Minimum, 


entſptechende Einkormnien zu gewähren, jo iſt Died doch 
noch nicht überall’ ausgefuͤhrt wotden. Es ift daher 


eine Nachweiſung von allen’ denjenigen Schulen einzus 


=": geilhen, deren Lehter- dies reglementömägige Einkom⸗ 
"sen noch wicht beziehen, nach folgenden Rubrifen: 


1) Namen des Schulottes; 
2) Namen des Schullehrers; 


’ 1,3) Alter und Qualiſikation des’ Saulehters; Hr 


* deſſen — — > 
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5) Betrag deffen, was zu dem weglementömäßigen - 


Einfommen noch fehlt; ©. 
6) Mittel, welche vorhanden find, lm dem Schul: 
lehrer das Fehlende zu gewähren, oder welcher 
Zufchuß aus andern Fonds zur Erreichung 'diefes 

vl ua Bra 


‘ 


Einkommens nothwendig iſt; ! J 
7) ob und welche Einleitungen Tchon' getroffen tt) 
den, um dem, Schullehrer das reglementsmaͤßige⸗ 
sum Minimum fehlende Einfommen’zu gewähren; 
8) fonflige Bemerfüngen und Botfchläge. 


= 7r,) 


v. Auf die, mo irgend nothivendige Erbauung neuer, ober 


Reparatur und Vergrößerung der. einer, Ausbefferung 
oder Vergroͤßerung bebürftiger Schulhäufer, haben wir 
zwar ftetö unfer Augenmerk gerichtet, die Befchräufts 
heit der Fonds bei Königlichen, und. die Unvermögens 
heit der Beitragöpflichtigen bei, Privat Patronatsſteſfen 
bat es jedoch noch immer unrhöglich gemacht, Son 
allen desfallfigen Bedürfniffen zu genägen. 

Es iſt daher auch eine Nachweiſung der noch aus⸗ 


zufuͤhrenden baulichen Verbeſſerungen der Schulen eins _ 


zureichen, nach folgenden Rubriken: |” 0 
1) Namen’ des Schulortesz u m 129 


2) Bezeichnung der eines Neubaued oder einer Res - 


paratur, oder einer Vergrößerung bedürfenden Ges 
bäude, unter Angabe, ob „die Gebäude zugleich 
KüftersGebäude find; - ,.. ale I 

3) Urſache der Baulichkeit, ob felbige z. B. in vers 
mehrter Zahl’ der Schulkinder,‘ oder in Ueberweis 
ſung vergrößerter Kinderzahl.bei Bemeinheitötheilum 
... gem ihren Grund hab 00, 
4) Koftenbetrag, ‚bloß ohngefähr angegeben, ohne dag 
ed. deshalb, einer befonderen fachverftändigen mit 
Koften verbundenen, Berenfchlagung bedarf; ı: 

5): Mittel, welche vorhanden ı find; um dieſe Koften 

auu beſtreiten, oder etwa noͤthige Zuſchuͤſſe 
6) ob und welche Einleitungen ſchon zur Ausfuͤhrung 
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2,07 der mothwendigen Baulichkeit getroffen, oder welche 
Hinderniſſe ſich entgegengeſtellt haben; 
7) ſonſtige Bemerkungen. 

Die. Anfertigung der vorfiehend, «arbet⸗ Nachwei⸗ 
— wird ſowohl Ihnen als uns eine Ueberſicht der aͤu⸗ 
ern Mängel gewaͤhren, "welche, noch bei den Elementar- 
faulen beſtehen, und deffen was nothis iſt, um dieſen Maͤn⸗ 
geln abzuhelfen. 

Dieſe Abhuͤlfe kann, zwar felbfiredend nicht auf eins 
mal erfolgen, ‚aber eine genaue Kenntniß der vorhandenen 
Mängel giebt den Kichtpunft, zur Abhulfe derſelben und 
deren allgemeine Ueberficht, und etleichtert die am Ende 
eines jeden Jahres. zweckmaͤßig anzulegende Nachweifung 
deffen, was im Laufe deffelben zur Berbefferung des Schul: 
weſens geſchehen iſt, fowie die Necheuſchaft, welche die 
Bendtden ſich fabſt über ihre desfallſigen Beſtrebungen und 
den Erfolg detſelben zu geben haben. 

"Breslau, den 16. September 1833, 

Koͤnigl. Regierung. 
Abtheilung für‘ die Kirchen: Berwaltung und dad Schulwefen. 


Rirkulare 
an fämmtlihe Superintendenten und katholiſche 
Schule In ſpektoren des hieſigen ggg 


23532 X > zeugt 


FF} 


87. ce 
Eifer Berfüduing ber PR Regierung zu Koͤnigs⸗ 
ers an fämmtliche Superintendenten, Defane und Schub 
Inſpektoren, das, fhulpflichtige Alter betreffend. 


Wir haben theils mittelbar, theild durch eigene Yns 
r er die Uebergengung gewonnen, daß der Schulbefuch der 
8,518 Tjährigen Kinder von entfernten Ortken her, bei man⸗ 


delnder Nahrung und bei der leider noch immer ſchlechten 


Beſchaffenheit der Schullokale dem koͤrperlichen Gedeihen 
in vielen Faͤllen nachtheilig werden kaun. Da wir uͤber⸗ 
dem durch mehrere Berichte unſerer Schul⸗Departements⸗ 
raͤthe davon im, Kenutuiß geſetzt worden ſſind, daß es vielen 
Lehrern ſchwer falle, ja faſt ee werde, die Fleinen, 

koͤr⸗ 
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förperfich und geiſtig noch wenig atkten und entwickel⸗ 
ten Kinder zu beſchaͤftigen, und zweck aͤßig zu unterrichten, 
ſo etſcheint es billig, nicht dutch Stra en zu erzwingen, daß, 
die Rinder vor dem vollendeten Tten Lebensjahre, wenn fie‘ 
nicht an Schulorte wohnen, die Schule befuchen. i 

Bir beſtimmen daher zur nähern Erläuterung des $.2, 
unferer Verfügung vom 29; Februar c. hiermit, dag das 
Alter vom vollendeten Sten bis zum vollendeten 7ten Jahre 
bei den Kindern, welche niht am Schulorte woh—⸗ 
nen, als ein genägender Entſchuldigungsgrund der Schuls: 
verſaͤumniß angefehen, und. hiernach--in den vorfommenden 
Fällen Herfahren werden darf. . 

Judem wir den Herren Superintendenten, Dekanen und: 
Schul⸗Inſpektoren anheim geben, die Pfarrer: ihrer Kirch⸗ 
ſpiele hievon in Kenntniß zu ‚fegen, bemerken wir nur noch, 
daß den Landraths⸗ Domainen⸗ und. Domainen⸗Rentaͤm⸗ 
tern vom vorſtehender Beſtimmung —— Rachricht ag 
geben worden: ift. 

Königöberg, den 14: Juli 1833. 

Königl. Preuß. Regierung. ! 
Abtheilung für die Kirchen-Verwaltung und das Schulweſen. 
Dohna-⸗Wundlacken. ‚Heyne 


Girfular- Verfügung 
an fämmtliche Herren Eumeeinlandenten, 
Defane und Schul⸗Inſpektoren. 


Abſchrift fämmelichen Königl. Landraths⸗ — 
und Domainen⸗Rentaͤmtern zur Nachricht und — 
gen Nachachtung. 

Königsberg, den 11. Juli 1833. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchen-Verwaltung und dad Schulwefen. 
Dohna-Wundladen. Heyne. 


Amalen. Heft UI. 1833. Er 


\ 


694 Ber 
} Hin, “ 58: 1 3i 3 
elite Berge he Koͤnigl. — zu gdnigs⸗ 
berg, an ſaͤmmtli e "Superintendenten, Erzprieſtet und 
Defane, die Verbreitung populärer. landwirthſchaft -., 
licher Schriften bereeffend:: 





eu 

Bon. dem:- Königf. Provinzial Sehultoilegium. iſt auf 
— des Herrn Oberpraͤſidenten vu. Schön; Excel⸗ 
lenz auf die Nuͤtzlichkeit aufmerkſam gemacht worden, wel⸗ 
che⸗ die Verbreitung populaͤrer landwirthſchaftlicher Schrif⸗ 
ten für den Bauernſtand, namentlich bei-erfolgter Separar 
tion: der Ländereien, haben: würde, wenn diefe Schriften dem 
Bauernſtande Belehrung über die von der frähern — 
chenden Benugung feines Eigenthums' geben. 
ri Mm nun dieſe wohlthaͤtige Abficht zu erreichen, den 
wir und: die Errichtung von Lefezirkeln für die Deu Dre 
des platten Landes angelegen fein laffen. 

Zum Zwecke wird ed aber auch führen, wenn: Schrif 
ten der erwähnten Gattung, von welchen das Koͤnigl. Pro⸗ 
vinzial-Schulfollegium nachſtehende bezeichnet, ald: 7.0 

a. Der Preuß, Bauern-Freund, von W, N. Keeißig, 

b. Lehrbuch des Ackerbaues und der Viehzucht für Land⸗ 
fhulen, von Gotthilf Heinrich. Schnee, Halle. -- 

c. Der Pachter, von demfelben Berfaffer. u.‘ 

d. Lebens, Haus: umd Bermögensgefchichte des Schul⸗ 
u zen Lebrecht Feldmann, von G. H. Haumann, Ilmenau. 

e. Beitraͤge zur Verbeſſerung der Semeinheitstheilunas⸗ 
Methode, von Podlasly, Danzig. 

f. Ueber die Gemeinheitstheilungs-⸗Methode des Landes: 
Defonomieratbs Podlasly, aus den Verhandlungen 
des landwirthſchaftlichen Vereins zu Elbing, in Weft: 
preußen, 

.g! Simon Strät, von Fuͤrſt. 

h. Sebaſtian Kluge, von Salzmann. 

in den Sonntagsfchulen zum Vorleſen beuugt werden. 

Ew. Hochehrwuͤrden empfehlen wir alfo, dafür wirk— 

fam zu fein, daß dieſes gefchehe, und erwarten bis ‚sum 31. 
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Dezember c.. die Anzeige, welchen Erfolg. bie dies faͤlligen 

Bemühungen gehabt haben, welche Schriften. in Umlauf a 

gefommen, und welche Mittel dazu verwendet worden find, 
Königsberg, den 24. Yugujt 1833, e 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchen⸗Verwaltung und das Schulweſen. 
Reuſch. 





VI WIRT 
Kommunalwefen, 
| 59. Eu RL 
Reffripe des Königl, Miniſterlums bes Innern und der 
Polizei, an das Königt, Oberpräfidium zu Muͤnſter, die 
Birffamfeit der Oberpräfidenten Hinfichtlich der Einfühs 
rung ber revidirten Städteorbnung, betreffend. 





Aus Ei. Ercellenz Bericht vom 1. d.M. habe ich die 
Zweifel erfehen, welche Ihnen wegen mehrerer Beftimmuns 
gen ber Verordnung über die Einführung der revidirten ' 
Srädteordnung vom 17. März 1831., in Bezug auf die 
Wirkſamkeit der Herren Oberpräfidenten, heigegangen find. 
Da aber der $. 1. der Einfuͤhrungs⸗Ordnung ausdrücklich 
beſtimmt, daß der Dberpräfident alle zur Einführung erfors 
derlihe Anordnungen treffe und leite, fo verfteht es fich 
von felbft, dag die Regierungen in allen den Fällen, mo fie 
benannt find, nur nach. feiner Anordnung verfahren, und 
zunächft feine Genehmigung einholen müffen, in fofern er 
nicht etwa, nach einer denfelben zu ertheilenden allgemeinen 
Aumeifung, ihnen die Genehmigung felbft überlaTen will. 

Der Fall des $.20.*) ghört aber nicht hieher; da ſolcher 
ein Gefchäft betrifft, welches vielleicht erft ſehr ange Zeit 


Wegen ng und Grledigung der Gemeine-Rechnungeh bis 
. aus Schlafen letzten Jahres vor Einführung der Städte 


nung. 
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nach beendigtet Einführung zu Ende zu Bringen, und daher 


nach den gewoͤhnlichen Reſſortverhaͤltniſſen zu leiten ſein 


wird. 
Rerlin, den 10. Juli 1833. 


Der NE des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


60. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an das Koͤnigl. Dberpräfivium der Proving 

Brandenburg, und abfchriftlich zur gleichmäßigen Bes 

rücfichtigung an das Königl., Oberpräfidium der Pros 

vinz Sachfen, betreffend die Rechte und Verpflichtungen 

der Mebiat-Befiger in den Städten, in welchen 
die revidirte Städte» Ordnung gilt. 





Ew. Excellenz ermangele ich nicht, auf das geehrte 
Schreiben vom 12, 9. M., einige wegen der Rechte der Mes 
diat-Befiger in den Städten, in welchen die revidirte Städte: 
Drdnung gilt, vorgefommene Zweifel betreffend, unter Res 
miffion ſaͤmmtlicher Beilagen, Folgendes ergebenft zu er⸗ 
fviedern : j 

‚ 4) Was bie Deutung der $.$. 136. und 137. des Ges 
ſetzes anlangt, fo ſtimme ic) der Anfiht Em. Excellenz 
vollkommen darin bei, daß die Anficht der Koͤnigl. Mes 
gierung zu Frankfurt, nicht haltbar if. Hätte dem 

Gefeße die von der Tegtern vorausgefeßte Anwendung 

gegeben werden follen, fo wäre $. 137. beftimmt aus, 

zudrücden gewefen, daß die Gutsherren alle $. 136. 

aufgeführten Rechte auszuhben Haben follten, wenn fie 

auh im Jahre 1806. nur einzelne derfelben oder 
ähnliche Rechte ausgeuͤbt hätten: hiermit wäre dann 
eventuell die Ausdehnung früherer Rechte feftgeftelft 
gewefen. Ganz im Gegentheile ift aber nach dem An: 
* fange des $. 137. hierbei die Abficht des Geſetzgebers 
geweſen, in diefen Paragraphen Befhränfungen 
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und Ausnahmen von den, was $. 136. ald allge 
meine Regel den Mediatherren zugeftanden worden, fefts 
zufegen. Wenn daher unter a. vorgefchrieben ift, daß 
die Gutöherren die $. 136. aufgeführten Nechte nur . 
in fofern auszuüben haben follen, als diefe oder ähn- 
liche Rechte im Jahre 1806. beftanden haben, fo er- 
giebt fi aus dem Klaren Wortfinn, daß die Ausübung 
jedes einzelnen der gedachten Kechte durch die Aus⸗— 
übung deffelben oder eines ähnlichen Rechtes im Jahre 
1806. bedingt ift. Hiernach wird denn auch eventuell 
das eine diefer Rechte ohne das andere fernerhin aus⸗ 
zuüben fein, wenn die frühere Verfaffung dazu Vers 
anlaffung giebt. Namentlich werden die Gutöherren 
im Falle des F. 136.b. nur dann mit ihrem Gutach⸗ 
ten zu hören fein, wenn ihnen frühen eine Aufficht und 
Einrede bei der Verwaltung der dort bezeichneten. oder- 
ähnlichen Kommunal-⸗Angelegenheiten zuftand. 

Stand ihnen aber ein folhes Recht nicht zu, ob; 
gleich fie Magiftratöftellen befegten und die Polizei vers 
walteten, fo werden fie zwar die Nechte a. und c. fer⸗ 
ner ausüben; die Regierung wird aber nicht verpflich- 
tet fein, ihe Gutachten über die angegebenen Haus⸗ 
halts⸗Angelegenheiten vor Faſſung ihrer Entfchliegung 
zu erfordern. 

2) Da die Magifträte in N. und N. vor 1806. die Po: 
fizei verwaltet, und zwar die Früchte der Polizei⸗Ju⸗ 
risdiktion, eine weitere Entfhädigung vom Gutöheren 
aber nicht bezogen haben; fo hat die Adminiſtration 
fich Tediglih an diefen feit langen Fahren, faktifch be- 
ſtehenden Zuftand zu halten, die Magifträte in Ges 
mäßheit deffelben zu fernerer Verwaltung unfer den 
zeitherigen Bedingungen anzuhalten, und ihnen zu übers 
laffen, ob fie aus befonderen Rezeſſen oder andern 
Privatrechts⸗Verhaͤltniſſen einen Anſpruch auf fonftige 
Entfhädigung gegen den Grundberen, oder auch auf 
gänzliche Zurücdgabe des Mandatd vor dem Richter 
geltend machen können. 

5) Wern die Grundherten nach $. 136. den Magifträten 
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die Polizei übertragen, fo kann dies nicht unter belie⸗ 
biger Theilung oder Beſchraͤnkung diefes Geſchaͤfts, 
welches nur in Einer Hand mit Erfolg gefuͤhrt werden 
kann, geſchehen; am wenigſten find"fie berechtigt, ſich 
ſelbſt als Rekurs-Inſtanz zu konſtituiren, und dadurch 
den Inſtanzenzug zu aͤndern und die Juſtanzen zu vers 
mehren. 

Wenn Dagegen eine verfaſſungsmaͤßig Eonflituicte Ber 
hoͤrde befteht, welche ald Rekurs⸗Inſtanz landesherrlich 
anerkannt iſt; fo wird derfelben biefes Recht, - wenn 
nicht befondere Gründe flattfinden, u ferner nicht 
zu beftreiten fein. 

Berlin, den 3. Auguſt 1833, 

Der Minifter des Innern und dee Polizei. 
In deffen Abweſenheit. 
Koͤhler. 





61. 
Schreiben der Koͤnigl. Miniſterken der Geiſtlichen, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, ſowie des nz 
nern und der Polizei, an den Koͤnigl. Geheimen Staats⸗ 
miniſter, Herrn v. Klewitz, Excellenz, zu Magdeburg, 
die Konkurrenz der Stadtverordneten bei Ausuͤbung des 
ſtaͤdtiſchen Patronats betreffend, 


* 





Ew. Excellenz beehren wir uns auf die Anfrage vom 
22. Oktober pr. wegen der Konkurrenz der Stadtverordneten 
bei: Ausübung des ſtaͤdtiſchen Patronats, nachdem wir dieſe 
Angelegenheit einer genauen Pruͤfung unterzogen, ganz er⸗ 
gebenſt zu erwiedern, daß die revidirte Staͤdte-Ordnung 
auch nach unferem Dafürhalten den Stadtverordneten Feine - 
neuen Rechte in Betreff der Anftellung von Geiſtlichen und 
Schullehrern, welche den Magifträten, vermöge des Patro⸗ 
nats, zuftcht, beigelegt habe. 
. &8 kommt hierbei: allerdings überall zunaͤchſt auf die 
Verfaſſung oder BEN Dbfervanz jedes Drtes, und 
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wo eine ſolche nicht vorhanden ift, auf- die landrechtlichen 
Borjchriften an, Wenn nach diefen Normen der -bürgerli- 
Ken Gemeine durch deren Vertreter z. B. durch die Vier 
tels⸗ und Gaffenmeifter, früher eine Mitwirfung hiebei zu⸗ 
ſtand, ſo treten jetzt die Stadtverordneten an deren Stelle. 
Das Weſtphaͤliſche Dekret vom 28. Januar 1809. kann je⸗ 
doch, als lediglich der durch die revidirte Staͤdte-Ordnung 
aufgehobenen Weſtphaͤliſchen Munizipal⸗Verfaſſung angehoͤ⸗ 
rig, dabei nicht zum Maßſtabe dienen, ſondern es muß, wo 
bisher nach demſelben zu verfahren war, auf den ihrer Ein⸗ 
führung vorhergegangenen Rechtszuſtand zurücgegangen, 
und alsdann nad) dem obigen allgemeinen Grundſatze ver: 
fahren werben. 

Der $..112. der revidirten Städt» Dsdnung bezieht ſi ch 
nicht auf die fragliche Ausuͤbung des Patronats, ſondern 
in den darin angegebenen Fällen auf oͤkonomiſche Angeles 
genheiten der Kirchen und Schulen, auf welche Örtliche Ver⸗ 
bältniffe Einfluß haben. 

Ew. Ercellenz überlaffen wir ergebenft, demgemäß die 
betreffenden Königl, Regierungen mit der 5 esforberlichen 0 
weifung zu verfehen. N 

Berlin, den 2ten Juli 1835. 

Der Minifter der Geiftlihen, Un- Der Minifter des — 





tertichts⸗ und Medizinal⸗An⸗ und 
gelegenheiten. der Polizei. 
v. Alten ſtein. v. Brenn. 
62. 


Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung in Breslau, 
an ſaͤmmtliche Magiſtraͤte, die verbeſſerte Einrichtung des 
Haushaltes und des Kaffen- und a 
in den Städten betreffend. 





Da die feit Einführung der Städte-Drdnung vom 19. 
Dezember 1808. folgerecht fortgefährte Eutwidelung der 
Gemeinde-Zuftände in den Städten, in Berbindung mit den 


I) 


680 2 \ 


anderweiten Auſpruchen an die Gegenwart,’ die hoͤchſten 
Staatsbehörden dahin geleitet hat, auf möglichfte Verbeſſe⸗ 
fung der frädtifchen Haushaltungen, theild durch angemeſ⸗ 
fene Erfparniffe vermittelt Vereinfachung der Verwaltung, 
theild durch regelmäßige Tilgung der ftädtifchen Schulden, 
binzumirken, fo ift die Erreichung diefer mwohlthätigen Abs 
ſicht dadurch bisher an vielen Orten erfchwert worden, daß, 
die, einem früheren Zeitalter und feinen unvollfommenen 
Einfihten angehörende Zerlegung des ftädtifchen Finanz. 
weſens in verfchiedene, ganz feparat geführte Kaſſenverwal⸗ 
ungen, mit befonderen Etatd, Adminiftrationsplanen und 
Rechnungen, deren Ergebniffe fih nicht organifch in einem 
Haupt-Stadtetat „in einer Haupf-Stadtkaffenverwaltung” und 
in einer Hauptrechnung vereinigten, die klare Ueberficht des 
Stadthaushalts oft erſchwerten, oft unmöglich machten. Es 


. fanden und finden ſich noch in vielen Städten, nicht nur 


neben der Kämmereifaffe, welche nur die Einnahmen 
aus den Kämmerei-Domainen umfaßt, — eine Kommunak 
Eaffe, zu welcher die baaren Beiträge der Bürgerfchaft zu 
den Gemeindebedürfniffen, oft in Verbindung mit dem an 
die Staatskaſſe abzuführenden Servife, fließen, fondern auch 
befondere Ziegelei-, Forſt-,Holzhofs⸗ und ähnliche ans 
dere Kaſſen, die von befondern Rendanten verwaltet wer⸗ 
den, über die befondere Nechnung geführt wird, und- die 
ſich unter einander fo menig berühren, daß fie kaum der 
Berwaltung eines und des nämlichen Öffentlichen Eigenthums 
anzugehören fcheinen. Die Folgen diefer höchft fehlerhafs 


- ten Einrichtung find drücende, wie wohl oft, eingebildete 


Berlegenheiten, wenn die Kämmereikaffe 5. B. erfchöpft ift, 
und feine Gehalte zahlen kann, während eine Holzhofskaſſe 
etwa mit Beftande verfehen ift, fo daß ein verwirrendes 


Borgen und Rüczahlen von einer Kaffe zur andern die Ver⸗ 


waltung erſchwert; meitläuftige, unordentliche und unzuver⸗ 
läffige Kaffen-Revifionen; ein unnüger Aufwand für Vers 
waltungskraͤfte vermittelft Annahme und Befoldung einer 
Menge von Beamten, die enfiweder nicht zureichend, oder 
nicht zweckmäßig befchäftigt find; eine unrichtige Anſicht 
von dem Vermoͤgen und den Kraͤften der Kommune, die 
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das Eingehen in angemeffene Verbefferungspläne; wie fie 
die Zeit erfordert, verhindert, und die zur Amortifation der _ 
ſtaͤttiſchen Schulden erforderliche. Thatkraft in Muthlofig- 
keit welche an jeder befferen Zukunft verzweifelt, anflöft. 
Solhen Mängeln ift nicht länger nacyzufehen, und 
4 haben beſchloſſen, deren Abſtelluug, und die Herbeifüh- 
tung zweckmaͤßigerer Einrichtung in den Städten mit allem 
verfaffungsmäßigen Nachdrude. zu bewirken, wozu wir durch 
das Koͤnigl. Minifterium des Innern und der Polizei aus 
unferem Dberauffichtörechte befonders befehligt worden find. 
Wir fchreiben daher vor, dag vom 1. Januar k. I 
ab, alle vereingelten ftädtifhen Kaffen an jedem Drte in 
eine Stadt⸗Hauptkaſſe centralifict werden follen, deren 
Beforgung dem Kaͤmmerer, welcher dadurch der ihm in der 
Städte» Ordnung zugewieſenen Beſtimmung eines erften 
StadtsKaffenbeamten entfpricht, übergeben werden fol, wor _ 


gegen er von allen fonftigen Öffentlihen Gefchäften zu ent- -, 


binden ift, Die nicht zu diefem feinem Berufe gehören. Alle 
Kendanten der Spezialtaffen müffen dagegen in der Regel 
wegfallen. Die Anlegung der Etats, fowie der Kaffenbüs 
her, muß dieſer Verbefferung gemäß eingerichtet werden. 
Es ift ein Haupt-Stadtetat erforderlich, welcher in verfchier 
denen Titeln alle Einnahme: und Ausgabe-Rubrifen des ° 
Gemeinwefend umfaßt. Ein folcher fchließt, wo es in der 
otganiſchen Zufammenftellung des Haushaltes ſich als noth- 
wendig ergiebt, dad Dafein von Spezial⸗Etats und jährlis 
hen Berwaltungsplanen für einzelne Kämmerei-Pertinentien 
nicht aus, 5. B. nicht Ziegelei: und Forftetats, worin refp. 
der Umfang und die Zahl der Ziegelbrände und des Holz⸗ 
kinſchlags mit ihren muthmaßlichen oder fraftionsmäßig 
feftgetellten Erträgen beftimmt wird, jedoh das Haupt⸗ 
ergebniß folcher Spezial-Etatd muß in dem Hauptetat er 
fheinen, deffen dahin gehörende Titel fi) auf den Spezial 
Eat ſtuͤtzen. Eben fo werden nach mie vor über folche 
einzelne EinnahmesTitel Spezial-Rehnungen auf Grund 
det Iſaſſen⸗Manuale, von denen unten die Rede fein wird, 
geführt werden fönnen, welche Einnahmen und Ausgaben 
bei folchen einzelnen der ae nachweiſen. 


* 
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Die Hauptrechnung indeſſen wird bie Geſammt⸗Reſultate 


aller nachweiſen, wobei ihr die Epaiak Rebnungen zu Bes 


lägen dienen werden. 

Die Kaffenbuhführung erfordert "ein einziges Ha upt⸗ 
KaffensJournal, worin alle Einnahmen. und Ausgaben 
nach der Zeitfolge eingetragen werden, und für jeden einzel- 
nen ftädtifchen Fonds ein befonderes Manual, in welchem 


Diejenigen Einnahmen und Ausgaben, welche bei dem ſpe⸗ 


ziellen Fonds vorfommen, zu vermerken find, und das zus 
gleich gleihfam dad Konzept der Rechnung bildet. Muſter 
zu diefen beiden Klaffen von Büchern hier beizufügen, hat 
fich. die unterzeichnete Königl. Regierung deshalb verfagt, 
weil namentlich für das Haupt⸗Journal eine fefte, all 
gemein gültige Negel nicht füglich zu geben, daffelbe viek 
mehr nach der Eigenthümlichkeit zu modifiziren ift, welche 
faft jede Kämmerei für ſich darbietet. Es genügt zu bes 
merken, daß das Haupt-Journal, außer den Rubriken, weis 
be überall gleich fein müffen, nämlih: Bezeichnung des 
Einnahmes oder Ausgabe-Segenfiandes, Tag und Monat, 
fo viel Zahlen-Rubrifen neben - einander enthalten muß, als 
der Hauptetat Titel hat, und daß die Zapl jedes einzelnen 
EinnahmePoftens in diejenige diefer einzelnen Rubriken zu 
fegen ift, die dem betreffenden Titel gewidmet worden, 5. 
B. Domainen-Einnahme — Ziegelei — Zorfinugung — di 
relte Beiträge und dergleichen mehr. 

: Das Manual muß das jährliche Solleinfommen des 
Ziteld, die Bezeichnung der Einnahme pder Ausgabe, den 
Zag und Monat, das Iſt der Einnahme, das Folium des 
Sournals, auf welchen der Poſten dort eingetragen ift, und 
die Nummer des Betrages in feinen Rubriken enthalten. - 

Es werfteht fi) von felbft, daß num jeder einzelne Eins 
nahme, oder Ausgabe-Poften zuerft in's Haupt Journal, und 
dann in’d Manual einzutragen ift, fo daß beide Klaffen von 
Büchern fich gegenfeitig kontrolliren. 

In kleinern Städten kann ſolche Kaffen- und Buchfuͤh⸗ 
zung von dem, Kämmerer wohl allein ohne anderweite Bei⸗ 


huͤlfe beftritten werden. In mittleren wird dies nicht leicht, 


in großen keinesweges angehen, und dort find für die eins 
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zelnen Kaſſenfonds beſondere Buchhaltereien, deren mehrere 
aber auch oft von einem Beamten gu beſtreiten find, anzus 
ordnen, bei welcher der Kämmerer dann das: Haupt⸗Jour⸗ 
nal, die Buchhalter aber die verfchiedenen Manuale führen 
möffen. 

In einen Städten ferner kann -bie Berbindung der 
Servis⸗ und Kommunal-Beitragderhebung und Berechnuug 


mit dem allgemeinen Stadt-Kaffenwefet, unter Bearbeitung 


des Kämmerer, wenig -oder keine Schwierigkeit Haben. 


Ga mittleren und _größern wird eine ſolche fih aus der 


stoßen Zahl der Kontribuenten ergeben, welche die, unmits 
telbare Rezeptur und Berechnung. der Gefälle bei einer Ge 
fammthebeftelle unmöglich machen kann. Dann werden aber 
in dem einzelnen Bezirken eine Anzahl Spezial Hebeftellen 
errichtet-werden können, welchen von der Stadt-Hauptfaffe 
ein monatlicyed Erhebungsſoll überwiefen wird, das fie von 
den Kontribuenten einziehen, und an die Stadt-Hauptfaffe 
entweder vollftändig, oder doch mit genauem Verzeichniß der 
in diefem Zeitraume nicht beizutreiben gewefenen Reſte, woͤ⸗ 
chentlich abführen, fo daß diefe nur in größeren nach ganz, 
zen Bezirken normirten Beträgen, die diesfälligen Einnahr 
men bezieht. 

Wenn hiernach das Finanzweſen und die Kaffenfühs 
tung gehörig gegliedert und georbnet find, müffen die all 
monatlich an einem beftimmteneTage zu haltenden gewöhns 
lihen Kaflen-Revifionen wefentlich erleichtert erfcheinen. Es 
wird dann nur des Abfchluffes des Haupt-Journals und, 
der ſaͤmmtlichen Manuale bedürfen, der Prüfung der Geld» 
beftände nach einem zu diefem Behufe angefertigten Sor⸗ 
tengettel, und der Vergleichung der obenbenannten Kaflen- 
bücher mit einander, um zu entnehmen, ob die einzelnen Ein: 
nahme⸗ und Ausgabepoften, ſowohl im Haupt⸗Journal, als 
auch im Manual des einzelnen Kaſſen⸗Fonds oder Etats⸗ 
Titeld eingetragen fichen. | 

Bei ſolchen ordentlich gehaltenen Kaſſen⸗Reviſionen 
müffen fi) durch Vergleichung ded monatlichen: Sollauf: 
fommend mit demjenigen, was wirklich darauf eingefommen 
ift, bei jedem einzelnen Etats-Titel, nach den hierzu von 
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‚dem Haupt» Rendanten zu übergebenden Kaffen» Ertrakten, 
die noch ausſtehenden Reſte ergeben, auf deren Beitreibung 
dann fofort mit allem verfaffungsmäßigen Nachdrucke hin⸗ 
zuwirken if. \ 

Wo auch Königl. Kaffen am Orte find, müffen- die 
monatlichen Revifionen auch der ftädtifchen Kaffen mit je- 
nen an einem und dem nämlichen Tage erfolgen, und te- 
nigftens einmal im Jahre ift eine unvorhergefehene monat: 
lihe Kaffen-Revifion zu veranftalten. 

Alle Kaſſen-Reviſionen find von einer dazu beſtimmten 
befonderen Deputation, deren Präfes der Buͤrgermeiſter iſt, 
abzuhalten, und es ift Über das Ergebniß derfelben jedes- 
mal ein vollftändiges Protofoll aufzunehmen, und zu den 
Akten zu bringen. 

Die Befolgung diefer Vorfchriften wird überall bie er- 
forderlihe Ordnung und Deutlichfeit im Kaffen- und Rech⸗ 
nungöwefen der Stabfgemeinden begründen, und eine. volls 
ſtaͤndige Ueberficht ihres Haushaltes weſentlich erleichtern, 
nach welcher die Mittel deffelben richtig gewürdigt, und na- 
mentlich die Amortifation der ftädtifchen Schulden nach an- 

‚ gemeffenen Tilgungsplanen bewirkt, fowie die etwanigen 
Dperationen zur Verbefferung der Gemeindezuftände einer 
fejten Regel unterworfen werden fönnen. 

Bei Einreihung der Hauptverwaltungss Berichte im 
künftigen Jahre haben die Magifträte ſich darüber auszus 
weifen, wie fie vom 1. Jannar k. Jahres ab diefen Bor 
fohriften zu entjprechen begonnen haben. 

- Breslau, den 24. September 1833. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


63. 

Reffripe des Königl, Juſtizminiſteriums an dag Königl, 
Oberlandesgericht zu Breslau, die Verpflichtung der 
Stadtgemeinen zur Unterhaltung der Gerichts- 
£ofalien betreffend. 


Dem Königl, Dberlandesgerichte wird auf deffen Be- 
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richt vom 12. Juli d. J. unter Ruͤckſendung der Anlagen, 
ſoweit folche zu den dortigen Akten ‚gehdren, hierdurch er⸗ 
oͤffnet: = 
dag ſich die Anficht, wonach der Stadtgemeine zu. 

Brieg die Verpflichtung obliegen fol, die Reparaturen 

zu beforgen, welche in dem. Gefhäftslofal des: dorti⸗ 

gen Land» und Stadtgerichts — fomweit folhes von der . 

Stadt-Kommune unentgeldlich gewährt wird — nöthig 

werden, nicht rechtfertigen läßt. 

Nach S. 10. des Gefeßed vom 30. Mai 1820. haben alfe 
Beiträge der Stadtgemeinen zur Unterhaltung der Ge 
richtöbehörden vom 4.. Januar 1821. ab aufgehört, die Ge 
richte find nur im ungeſtoͤrten DBefig der Lokalien ges 
blieben, die fie bei Erlaß jenes Geſetzes inne hatten. 

Eine fortdauernde Verpflichtung der Stadfgemeine, die 
Lokalien der Juftizbehörden auch zu unterhalten, und die 
deshalb nöthig werdenden Baukoften aus dem Kämmereis 
vermögen zu beffreiten, ift nirgends ausgefprochen, viels 
mehr fhon in dem Reſkripte vom 24. November 1820, 
ZJahrb. Bd. 16. S. 245) beftimmt worden: 

dag die Magifträte vom 1. Januar 1821. ab feine 

Berpflihtung zur Unterhaltung der Gerichts⸗ 

Lokalien haben. 
Auch in der deklaratoriſchen Kabinets-Ordre vom 3. Okto⸗ 
ber 1821.*) (vergl, Reſkript vom 2. November 1821. in den 
Jahrbuͤchern Bd. 18. S. 280) ift nur angeordnet worden: 

daß die bisher benugten Lofalien den Gerichten unent- 

geldlich einzuräumen feien. 
Daffelbe beftimmt der durch die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 
vom 4. Juli 1832. genehmigte Zufag zu $.$. 167. u. 184, 
der alten Städteordnung. 
Geſetzſamml. für 1832. &. 189. 

Eben fo wenig kann jene Anfiht aus den allgemeinen ges 
feglichen Beftimmungen über den Nießbrauch gefolgert wer⸗ 
den, da der Niegbraucher, wenn durch Vertrag nicht etwas 
andetes beftimme worden, verpflichtet ift: _ 

die zu feinem Nußungsrechte gehörenden Gebäude wirths 

*) Annalen. Jahrg. 1830. ifes Heft, ©. 111. 
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ſchaftlich zu anteeänlten, und T OBauptreparatuten 
auf eigene Koſten zu beſorgen. 
Allgem. Landrecht, Thl. J. Tit. 21. 58 4. 49... 
Das Koͤnigl. Oberlandesgericht hat daher die eingereichten 
Rechnungen über bie im Kaffenlofal des Lande und Stadt: 
gerichtö zu Brieg vorgenommene Reparatur: durch die Kö: 


. ' High: Baubebienten revidiren zu laſſen, und zu Anfang des 


naͤchſten Jahres bei Einreichung derſelben auf Erſtattung 
der Koſten aus dem etaten gioe⸗ Su · Saufend⸗ anzu⸗ 
tragen. 
om den 4. September 1833. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 





64. 
Cirkular⸗ Verfügung der Koͤnigl. Ka zu achen, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Landraͤthe, die Anſtellung der 
Kommunal⸗Unterbeamten auf dreimonatliche Kuͤn⸗ 
digung betreffend. 





— einer hoͤhern Anordnung ſollen fortau ale Kom: 
munal⸗Unterbeamte, als Feldhüter, Gemeindes und Polizeis 
dieher, Rachtwächter, Briefboten, Kaftellane, und wie fie 
ſonſt Kamen haben mögen, nur mit ausdrädlichem Bow 
behalte einer dreimonatlichen Kündigung und demnäch- 
ſtiger Entlaſſung angeftellt werden. 

Sie wollen die Bärgermeijter hiernach inſtruiren, und 
auf firenge Befolgung halten. 

Der bezeichnete Vorbehalt muß ausdruͤcklich in die Ber 

ftallung oder die Kommiffion aufgenommen werden. 
; Achen, den 23, September 1833, 
Königl, Regierung. Abtheilung ded Jnnern. 
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Schreiben des König. Minifferitims des Innern und 
ber Polizei, an den Koͤnigl. Geheimen Staatsminifter,. 
Hrn 9, Klewitz, Excellenz, zu Magdeburg, die Hers 
anziehung ländlicher Örundbefiger zur Befoldung 
; ſtaͤdtiſcher Feldhuͤter betreffend. 





Ew. ꝛc. erwiedere ich auf das geehrte Schreiben von. 
3. d. M. etgebenſt, daß ich die. Beſchwerde des laͤndlichen 
Gtundbeſitzers zu N! über feine Heranziehung zur Beſol⸗ 
dung des von der Stadt angenommenen Feldhuͤters zuruͤck⸗ 
zuweiſen, aus mehreren Gruͤnden bedenklich finden muß. 
Wenn die Anftellung eines Feldhuͤters, als eines Pos 
lijei⸗ Offizianten, vom Magiſtrate zu N, für nothwendig ers 
kannt worden tft; fo muß auch die Beſoldung deſſelben aus 
den allgemeinen Mitteln dev Stadt, nöthigenfalls- durch Bei⸗ 
ttaͤge ſaͤmmtlicher Einwohner, gedeckt werden. Denn daß 
einzelne Klaſſen von Einwohnern Behufs ejnes allgemeinen 
Berfrfniffes arigegogen werden dürfen, geſtattet die Städte: 
ordnung nicht, fie fegt vielmehr $. 35. die Beitragspflich- 
tigkeit Aller voraus. Uebrigens -haben. von der Anrftelung 
eines Feldhüters auch nicht die Eigenthümer ber. Grund- 


fücke allein Vortheil, vielmehr theilen fie folchen. mit den . 


Pähtern und mit denjenigen, welchen, wie dies in Kleinen - 
Städten gebräuchlich, Kartoffelland gegen die Verbindlich 
keit der Düngung überlaffen wird, ja mit der ganzen Stadt, 
deren Sicherheit dadurch gefördert wird, wenn man durch 
Anſtellung von Wächtern Ungebührniffen auf der Feldmark 
vorbeugt. 

Hierdurch wird es uͤberhaupt zweifelhaft, ob itgend ein 
Feldbeſitzer, wenn auch feine Grundſtuͤcke unbezweifelt zur 
füdtifchen Feldmark gehören, wider feinen Willen angehal⸗ 
tem werden kann, zu einer bloß auf die Wecker gelegten 
Ötener Behufs der Befoldung des Feldhäters beizutragen. 

Noch zmweifelhafter ift ed aber, ob Ritterguts⸗Grund⸗ 
Rüde, welche nicht in der, $. 6. der Staͤdteordnung vorge: 
ſchtiebenen Weiſe dem ftädfifchen Bezirke förmlich Inforpos 
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rirt worden Ka, um deshalb, weil bie Befiger möglicher 
weiſe von ftädtifchen Anftalten Vortheil ziehen können, auch. 
wider ihren Willen, und wenn fie auf diefen Vortheil Ver⸗ 
zicht leiſten, dazu beitragen muͤſſen. Der $. 8. der Städte! 
ordnung ſpricht von Ritterguͤtern, welche innerhalb der 
Städte und Vorſtaͤdte liegen, und der $. 8. erklärt dieſe 
zu gewiſſen Anftalten:für beitragspflichtig, weil die Befiger 
der Güter mit ihren Angehörigen von den ftädtifchen Ans 
falten: zur Sicherheit und Bequemlichkeit, „spn dem Stra⸗ 
Benpflafter, der Erleuchtung, dem Feuergeräth,. der Polizei⸗ 
aufſicht ꝛc. Vortheil ziehen müffen, und es gar nicht in 
ihrer Gewalt ſteht, dieſen Vortheilen zu entſagen. Bon den 
Fluren der Ritterguͤter, die innerhalb der ſtaͤdtiſchen Feld⸗ 
mark liegen, ſpricht aber das Geſetz nicht, und wuͤrde da⸗ 
her kein Auhalten. geben, den Beſitzer ſelbſt einer vollkom⸗ 
men enklavirten Rittergutö-$lur wider . feinen. Willen zur: 
Mitbefoldung eines ftädtifchen Feldhuͤters zu noͤthigen. 

Em. x. ftelle ip daher ganz ergebenft anheim, in wie⸗ 
- fern Diefelben bei der Ihnen reffortmäßig zuftehenden Ent 
ſcheidung auf obige Auſichten gefaͤlligſt PAAR — 
wollen. 

Berlin, den 21. Juli 1833, : 

Der Minifter ded Innern und her Bol 
9. Brenn. 





66. 
cinkular Verfügung der Knigl. Reglerung zu Trier, an 
ſaͤmmtliche Landräthe, das Verfahren bei Dienftentlafe 
fungen der Feld⸗ und Mitwaldhürer betreffend. 





Es find und mehrmals Schöffenrathebefhläffe wegen 
Dienftentlaffung von Feldhütern und anderweiter Befegung, 
folcher Stellen zur Beftätigung vorgelegt, ohne daß jenen 
Befchlüffen eine nähere Unterfuchung vorausgegangen, und 
auf den von dem Entlaffenen etwa zu ergreifenden Rekurs 
Ruͤckſicht genommen worden wäre. Da ed einer vorgängis 

gen 
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gen Juſtruktion, und namentlich der Vernehmung des De 
nunziaten, bei jeder unfreimilligen Dienftentlaffung bedarf, 
um den Vorwurf der Willfünrlichkeit und Perfönlichkeit zu . 
vermeiden, und von und fo wenig der Schoͤffentathsbeſchluß 
regen Entlaffung, ald der Antrag auf anderweite Befeßung 
der Stelle genehmigt-werden Fann, ehe die Entlaffung rechtö- 
kräftig. feftfteht, weil. durch die Genehmigung der nachher 
etwa nöthigen ‚Entfcheidung auf die Rekursanmeldung vor- 
gegriffen werden würde; fo. verordnen wir hiermit zur naͤ⸗ 
heren Erkäuterung: des F. 9. der Inſtruktion für Feld» und 
Forfthüter vom 20. März v. I. (Beilage zum Amtsblatt 
Rr. 18.) wie folgt: 

1) In den Fällen, 100, auf den Grund des Gefeges vom 
6. Dftober 1791. Tit. 1. Sekt: 7. Art. 1. die Dienft- 
entfegung der Feld» und Mitwaldhuͤter auf den Bor: 
ſchlag des Bürgermeifterd durch den Schöffenrath aus- 
gefprochen werben kann, hat der Bürgermeifter die ge, 
gen den Zeldhüter vorgebrachten Beſchwerden vorher 
näher. zu unterfuchen, beftimmte einzelne Thatfachen, 
die. feine: Entfegung begründen, zu etmitteln und zu 
fonftatiren, und hierauf den Befchuldigten mit feiner - 
Rechtfertigung zu hören. Die Verhandlungen find for ' 
dann dem Schöffenrathe vorzulegen, und dieſer faßt 
auf den Vorſchlag des vorfigenden Bürgermeifters eis 
nen ‚förmlichen und gehörig motivitten Befchluß, mwel- 
her zunächft die Entlaffung des Denunziaten aus: 
fpriht, und dann die Gründe der Entfchliegung kurz 
und beſtimmt angiebt. 

2) In Besreff des dem Angefchuldigten dagegen frei 
fiehenden Rekurſes iſt demfelben zu deſſen Anmel: 
dung, nah Analogie der ruͤckſichtlich der unfreimwillis 

: gen Dienftentfegung der Staatöbeamten beftehenden 
Borfchriften, eine 10taͤgige Präflufivfrift, vom Tage 
der PYublifation des Schöffenrathöbefchluffes an, zu 
bewilligen, hierüber in der Verhandlung felbft, das 
Erforderliche zu vermerken, und der Denunziat vom 
Bürgermeifter bei Mittheilung derfelben näher zu ber 
lehren. . j 

Annalen. Het IL. 1833. - V y 
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by Der, Rekurs iſt entweder bei der Publitation ode dm 
Laufe der 10tägigen Friſt anzumelden, und die Rekurs⸗ 
ſchrift bei dem Buͤrgermeiſter oder dem Koͤnigl. Land⸗ 

rathe einzureichen, mit deſſen beigefuͤgtem Gutachten die⸗ 
ſelbe, ſammt allen Verhandlungen, uns hierauf zur 
Abfaſſung des Rekursbeſcheides vorgelegt werden: muß; 

4) Den Schöffenräthen bleibt ed unbenommen, bei Ent⸗ 
fegung eined Feldhuͤters gleichzeitig wegen anderweiter 
Beſetzung der Stelle einen Beſchluß zu faſſen. Indeſſen 
iſt dieſer uns vor Ablauf der Rekursfriſt zur Geneh⸗ 
migung nicht vorzulegen, da durch dieſe leicht eine 
Kolliſion mit dem nachherigen Rekursbeſcheide herbei⸗ 
gefuͤhrt werden koͤnnte, und inzwiſchen von dem Buͤr⸗ 
germeiſter für interimiſtiſche Wahrnehmung des Dien⸗ 
ſtes Sorge zu tragen; daſſelbe gilt, wenn Rekurs an: 
gemeldet wird, worauf unfere Entfcheidung abgemwartet 
werden muß. Findet dagegen eine Rekursergreifung 
nicht ftatt, fo bedarf die Entfegung als ſolche unferer 
Beftätigung nicht; die. betreffende Verhandlung ift in- 
deffen dem Antrage auf Genehmigung des Befchluffes 
“ wegen neuer Befegung beizufügen. 

5) Auf ſolche Feld» und Waldhuͤter, deren’ Ernennung auf 
Lebenszeit‘ von und audgegangen, 'refp. beſtaͤtigt ift, 
finden dieſe Beftimmungen felbftredend Feine Anmwen- 
dung, und ebenfo behält es binfichtlich der Dienſtverge⸗ 
ben derſelben als gerichtliche Polizeibeamte bei der des— 
fallſigen Vorſchrift des F. 9, 1. c. ſein Bewenden. — 
Wir veranlaſſen Sie, die Buͤrgermeiſter Ihres Kreiſes 
hiernach naͤher zu inſtruiren, und fuͤr die Befolgung 
dieſer Verfügung in vorkommenden Sällen Sorge zu 
tragen. 

Trier, den 7. Juni 1833. i 
7 Königl. Regierung. Wbtheilung des Innern. 
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67. er 
Reffript des Königl. Minifkeriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Potsdam, die 
Ertheilung des Buͤrgerrechts an auswärtige Handels 
treibende und bie Stellvertretung abweſender Bürger in 
Beziehung auf TION. le 





Auf den Bericht vom 12. vd. M., 
die Beſchwerde der Leinmwandshändler N. N. und 
Genoſſen zu N. N. wegen des ihnen verweigerten 
Bürgerrecht der Stadt Berlin betreffend, 

bin ich Mit der Königl. Regierung über die Verpflichtung 

des hiefigen Magiftrats, den Bittftelern das Buͤrgerrecht 

zu ertheilen, ſowie darüber ganz einverftanden, daß der Ma- 
giftrat nur die Beftellung eined Stellvertreters zu Erfüllung 
der den abmefenden Bürgern gegen die Kommune ob; 
liegenden DBerpflichtungen verlangen, keinesweges aber for, 
dern dürfe, daß ihm auch derjenige befannt gemacht mer, 
den folle, welcher die Bittfteller in Beziehung auf ihre, 

Handlungsgefchäfte vertritt. 

Was das von der Königl. Regierung angezogene, in 
Rumpf’ Srädteordnung angeführte Reſkript vom 29. 
April 1810. anlangt, nach welchem die Stellvertreter abıwes 
fender Bürger auch an den Wahlverfammlungen Theil neh⸗ 
men, und für fie ihre Stimmen abgeben follen, fo verfichert 
die Geheime Kegiftratur meines Miniſteriums, daß ein 
folches Refkript weder in den Akten aufzufinden, noch auch 
in den Regiftern bemerkt fei. Wäre es aber auch ergan- 
gen, fo würde doch das Minifterium fih veranlaßt finden, 
daffelbe twieder zurückzunehmen, da in der alten Städteord; 
nung fich feine Stelle findet, durch welche die Ausübung 
des Stimmenrechts: durch einen Bevollmächtigten geftattet 
wäre, vielmehr im $. 81. das Erfcheinen in Perfon aus«. 
drücklich geboten, und die Ausübung des Wahlrechts durch 
einen Bevollmächtigten ohne Ausnahme unterfagt ift. Eine 
entgegengefeßte Dispofi ition würde auch den Nachtheil ha⸗ 
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ben, daß ein Bürger, welcher von mehreren auswärtigen 
Haudbefigern etwa zum Stellvertreter ernannt worden wäre, 
ſich würde in den Befig vieler Stimmen fegen, und dadurch 
einen dem Zwecke bes Geſetzes zumwiderlaufenden Einfluß 
auf, die Wahlen ausüben können. 

Hiernach möge bie Koͤnigl. Regierung das Erforderlis 
he verfügen und die Bittſteller befcheiden, oder wenn fi 
in Beziehung auf die leßtgedachte Beſtimmung etwa erſe⸗ 
ben ließe, daß dad Reſkript vom 29. April 1810. auf eine 
Allerhöchfte Kabinets⸗Ordre ergangen wäre, ſolches anher 
“einreichen. Er 
Berlin, den 31. Juli 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Abmefenheit des Herrn Miniſters. 
Ai Köhler. 


68. 
Reffript des Kdnigl. Minifteriums, bes Innern und ber 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu Danzig, die Ger 
winnung bes ſtaͤdtiſchen Bürgerrechts Seitens auswärs 
' tiger Grundbefiger betreffend. 





Da; wie der Königl. Regierung auf die mittelft Bes 
richts vom 26. v. M., aus Anlaß eines in dortiger Stadt 
sorgefommenen Spezialfalled, vorgelegte Frage über die 
Deutung. ded $. 37. der Städteordnung erwiedert wird, 
auch Ausmärtige, Grundeigenthümer im Stadtbezirke fein 
innen, und deshalb das Bürgerrecht befigen müffen — mie 
dies namentlich in der Deklaration vom 14. Juli v. J. ad 
$. 56. vorausgeſetzt ift — fo ergiebt fi von ſelbſt, daß 
der $. 37. der Städfeordnung nur auf diejenigen Perfonen 
‚bezogen werden kann, welche bloß wegen ihres perfönlichen 
Berhältniffes Bürger find, und dag Grundbefiger, welche, 
ohne fi) das Bürgerrecht beſonders zu referviren, ihren 
Wohnfig an einen anderen Det verlegen, deshalb zur Vers 
äußerung ihrer Grundftüce nicht gezwungen werben koͤn⸗ 
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nen, vielmehr gleich anderen monarigen Grundbeſitzern zu 
behandeln ſind. 
Hiernach bleibt der Koͤnigl. Regierung das Weitere zu 
verfuͤgen uͤberlaſſen. 
Berlin, den 16. Juli 1833. 
Winiſterium des Inñern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


69. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums bes Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Potsdam, in wie: 
fern Juſtiz⸗Kommiſſarien, approbirte Aerzte und Chis 

rurgen zur Gewinnung des Bürgerrechte vers 


— ſeien. 


Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage vom 
10. d. M. überlaffen, der geäußerten Anficht gemäß, zu 
verfügen, daß auch in den Orten, im welchen. die revidirte 
Städteordnung gilt, Juſtiz-Kommiſſarien, approbirte Aerzte 
und Chirurgen nicht wegen ihrer in der gedachten Eigens 
{haft betriebenen Gefchäfte, fondern nur wegen des Bes 
figed eines bürgerlichen Grundftüdes, oder wegen eines nes 
ben ihrer juriftifchen oder medizinifhen Prarid zu betreis 
benden bürgerlichen Gewerbes, in fofern Grundſtuͤck und 
Gewerbe nach $. 15. der revidirten Städfeordnung zur Auf⸗ 
legung diefer Verpflichtung geeignet find, zur Gewinnung 
des Bürgerrechtd in den Städten angehalten werden fönnen. 

Berlin, den-27. Juli 1833. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Koͤhler. 


* 
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Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und ber 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Liegnig, die Bers 

hältniffe der Dominien zu den Gemeinden in Beziehung 
auf Kommunal£aften betreffend. 





Generalien, wie die Königl. Kegierung ein folches im 
Bericht vom 28, v. M. in Bezug auf die Heramziehung der 
Unterpächter der Dominien zu den Kommunal» Laften der 
Dorfgemeinde in Antrag bringt, gehören, in fofern die Ges 
feße daruͤber luͤckenhaft find, in das Gebiet. der Geſetzge⸗ 
bung, . und koͤnnen daher vom Minifterium nicht erlaffen 


“werden, weshalb denn der Königl. Regierung nur zu übers. 


laffen ift, in dem angezeigten. fpeziellen Falle nad) eigenem 
Ermeffen zu entſcheiden. Vorläufig, und ohne auf die Ents 
fiheidung des vorliegenden Falles einwirken zu wollen, muß 
jedoch das Minifterium die Königl. Regierung darauf auf- 
merffam machen, daß im Allgemeinen, und menn- nicht 
durch Vertrag oder Herkommen ein Anderes beftimmt ift, 
die Rittergäter als von den Gemeinden gefchiedene Korpos 
rationen zu behandeln find, und daß, wenn zwifchen einer 
folhen Korporation und der Gemeinde irgend etwas Ger 
meinfames ift, die legtere, in fofern nicht etwas Anderes 
hergebracht, fich nicht an die einzelnen auf dem Gute woh⸗ 
nenden Perſonen, fondern an das Dominium felbft wird 
halten mürffen. 
Berlin, den 13. Juli 1833, 
Minifterium ded Innern und der Polizei 
v. Bernuth. 
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, j 71. 

Reffripe des Königl.  Minifteriums bes Innern und der 
Polizei, an die Königl, Regierung zu Merfeburg, und 
abfchriftlih an das. Koͤnigl. Oberpräfivium der Provinz 
Sachſen zur gleihmäßigen Inſtruktion der Königl. Res 
gierungen in Magdeburg und Erfurt, die Befoldung 
der Schulzen oder Dorfrichter in den Ortſchaften der 

ehemal. a weftphälifchen Landestheile betreffend. 





Der Königl. Regierung wird. auf..den Bericht vom 
15. v. M., betreffend die Befoldung der. Schulzen oder 
Dorfeichtee in den Drtfchaften des ehemals weſtphaͤliſchen 
Theiles des dortigen Regierungsbezirks, hierdurch eröffnet, 
dag die Verordnung vom 31. März d. J., die Regulirung 
der während ber mweftphälifchen Zwiſchenherrſchaft entſtan⸗ 
denen DBerhältniffe zmifchen Dominien und Gemeinden be: 
treffend, nur diejenigen Leiftungen feftfegt, zu welchen die 
Dominien, in Berfolg ihrer Verbindung mit: den Gemein: 
den und als ehemalige Mitglieder derfelben, verpflichtet find. 

Was dagegen die Verpflichtungen der Dominien als 
folche anlangt; fo tritt die andere, unter demfelben Tage 
erfchienene Verordnung, betreffend die Gültigkeit des Allgem. 
Landrechts in Beziehung auf die VBerwaltungd-Angelegens 
heiten der Landgemeinden hierbei ein, und es unterliegt kei⸗ 
nem Bedenken, daß, fowie die Dominien die Schulzen wies 
der zu wählen haben, fie auch in Hinficht der Befoldung 
derfelben diejenigen Pflichten erfüllen müffen, welche duch 
dad Allgem. Landrecht felbft, oder durch die zu deffen Er» 
gänzung erlaffenen Iandeöherrlichen Erläuterungen und Ber: 
ordnungen, ihnen auferlegt fi find. 

Hiernach werden vorkommenden Falls die Landräthe zu 
infteuiren fein. 

Berlin, den 3. Yuguft 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


—* J J 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Magde⸗ 
burg, an ſaͤmmtliche Magiſtraͤte, die Verhaͤltniſſe der 

Judenſchaften betreffend. 





Es iſt bisher angenommen worden, daß mit der Auf⸗ 
loͤſung des für das Königreich Weftphalen errichteten jüdis 
ſchen Konfiftorii auch das ganze Dekret vom 31. März 
1808. außer Wirkſamkeit gefreten fei, die Judenfchaften 
daher nirgend als Korporationen, fondern nur ald erlaubte 
Privargefellfchaften zu betrachten wären, um .deren innere 
Angelegenheiten: fih die Staatsverwaltungsbehoͤrde nicht 
zu fümmern habe. 

Nachdem jedoch die Allerhöchfte KabinetssDrdre vom 
8. Auguſt 1830, (Gefeg- Sammlung Nr. 1261,) vorläufig in 
‚den ‚neuen und wiedererworbenen Provinzen die Aufrechter⸗ 
haltung der vorgefundenen Berfaffung befohlen hat, gewinnt 
die Sache eine andere Geftalt, und ed müflen die Bor 
fhriften vom 31. März 1808. unter den, nach ber jegigen: 
Einrichtung den Behörden nöthigen Modifikationen, zur Aus⸗ 
führung gebracht werden. 
Wir ſind nach höherer Anordnung an die Stelle des 
ehemaligen Konſiſtorii getreten, um die Aufſicht über die 
jüdifchen Gemeinden zu führen, und: ihnen ſowohl bei Auf 
bringung der Kultusfoften ald bei Abtragung ihrer Schul 
den die nöthige Affiftenz zu leiften, auch dahin zu fehen, dag 
die Schulden in Gemäßheit des mehrgedachten Detree 
ſobald als moͤglich abgetragen werden. 

Wenn unter dieſen Umſtaͤnden der dortige jüdifhe 
Kaufmann N. N. nah Maßgabe der in Abichrift. beilie- 


genden Vorftellung unfere und des Magiftratd Mitwirkung 


bei Reorganifation der dortigen jüdifchen Gemeindeverhältr 
niffe erbeten hat, fo kann diefe demfelben in Gemäßheit deti - 
Eingangs Gefagten nicht verweigert werden, 
Um- die Berhältniffe der dortigen ifraelitifhen Gemeinde 
feftzuftellen, wird es zuodrderft darauf anfommen: 
9» daß diefelbe fih ‚in der biöher. üblichen rn über 
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die Wahl eines Vorſtehers vereinige, da ed nach der 
Yeußerung des x. N. N. an einem folchen bis jeßt 
gänzlich fehlt. Als flimmberechtigt bei der deöfallfigen 
Wahl werden nach Analogie des $. 10. des weſtphaͤ⸗ 
lifchen Regulativs vom 10. November 1809. alle dort 
domizilirende ifraelitifche Familienhaͤupter, d. h. ale 
diejenigen Iſraeliten anzufehen fein, welche auf eigene 
Rechnung Gefchäfte treiben. 

Ueber das Ergebniß der Wahl ift und Anzeige zu 
leiften, und zugleich wegen der von uns zu ertheilenden ® 
Betätigung gutachtlich zu berichten. 

Hiernächft hat der Magiftrat 

2) den .zu erwählenden Vorſteher aufzufordern, den Etat 
der zu den Kultusbedürfniffen der jüdifchen Gemeinde 
nöthigen Einnahmen und Ausgaben, fowie den Etat 
ded Fonds zur Abtragung etwaniger auf der Gemeinde 
laftenden Schulden, anzufertigen und einzureichen. Wir 
werden denfelben demnächt beftätigen und für exeku⸗ 
torifch erklären. 

Es handelt. fich hierbei lediglich um die Ausgaben, 
welche die Orts⸗Gemeinde für ſich zu beftreiten hat, da 
ſolche, welche für einen größeren Difirift zur Zeit der 
Zwiſchenherrſchaft aufzubringen waren, z. B. Gehalte des 
‚Koufiftorit, des Departements: Syndikatd, mwegfällen. — 
Deshalb find nur unter den Ausgaben aufzunehmen : 

1) das Gehalt der Beamten des Kultus und der Schulen; 

2) des nöthigen Verwaltungs-Perfonals; 

3) die Koften der Unterhaltung der Synagogen, Schu: 


len ꝛc. 
4) die Beiträge zur Verzinfung und Abtragung der et: 
mwanigen Schulden; z 


5) zuc Armenunterſtuͤtzung; 
6) zu unbeftimmten Ausgaben, 
Daß hierbei mit aller möglichen Sparfamfeit vers 
fahren werden wird, fegen wir voraus, 
Die Fonds zu diefen Ausgaben müffen, wenn nicht 
— Stiftungen vorhanden ſind, deren Ertrag ſolche 
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gewaͤhrt, von ſaͤmmtlichen juͤdiſchen Einwohnern ‘des ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gemeinde⸗Verbandes aufgebracht werden. 

Das Dekret vom 23. Auguſt 1809. (erläutert durch das 
Regulativ vom 10. November 1809. f. d. Gefegbülfetin des 
vormaligen Königreichs Weftphalen) —, bezeichnet die Art 
und Weife, wie die Aufbringung gefchehen fol, und zwar: 

a. durch 1 Prozent der Auer von Eheleuten bei ih» 
rer Verheirathung; 
b. durch eine fire Steuer von % Ser. von jeder Famis 
©: ie wöchentlich; 
c) durch eine undeftimmte Steuer, welche von jeder Fa⸗ 
milie nach Verhaͤltniß ihres Vermögens erhoben wird. ‘ 

Die legtere Steuer wird die Hauptſchwierigkeit ma⸗ 
hen. Der Vorſteher hat nach Art. 4. des oben allegirten 
Defretes vom 23. Auguſt 1809. die würdigften Mitglieder 
der Gemeinde ald Vertheiler zu wählen, und mit diefen die 

‚ Repartition gemwiffenhaft zuzulegen. Hiernächft ift diefelbe 
dem Magiftrate "einzureichen, welcher alsdann die Beitäti- 
gung bei uns nachzufuchen hat. — Bon felbft verſteht fich, 
daß, wenn die. ad b. gedachte Steuer und die vorhandenen bes 
flimmten Fonds dad Bedürfnig decken, die Yufbringung der ' 

» unbeftimmten Steuer nicht nöthig. ift. 

Hiernach haf der Magiftrat dad Nöthige zu veranlafs 
fen, und erwarten wir binnen 6 Wochen den Bericht defr 
felben über die Lage der Sache. 

Magdeburg, den 28. Mai 1833. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
den Magiſtrat zu Salzwedel. 


Abfchrift zur Nachricht und ang an ſaͤmmtliche 
übrige Magiiträte. 
Magdeburg, den 28. Mai 1833. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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— 73. 
Reſtript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 


Polizei, an das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium hieſelbſt, die 


Niederlaffung mofaifcher Glaubensgenoffen aus der 
. Provinz. Pofen betreffend. 





Das Minifterium erwiedert dem Königl. or 
bium auf die Anfrage vom 25. d. M., daß auf vorkom⸗ 


mende Niederlaffangs:Gefuche mofaifher Glaubensgenoffen . 


aus dem Gräßherzogthum Pofen, der Bittfteller anzumeifen, 
iſt, ſich zunaͤchſt über die Gewinnung des Staatsbuͤrger⸗ 
rechts in gedachter Provinz und über die Auseinanderſetzung 
mit der jüdifchen Spnagogen-Korporation, gu. welcher er 
jeither gehört hat, auszumeifen. 

Solchen Pofenfchen Juden, welche dort zur Natura⸗ 
liſation ſich nicht eignen, wird das Staatsbuͤrgerrecht nach 
dem Edikte vom 11. März 1812. auch hier en nicht 
ertheilt werden koͤnnen. 

Berlin, den 28. Auguſt 1833. 

Miniſterium des Junern und der Polizei. 
Köhler. 


\ 2 vu. 


A. 
Sm Allgemeinen. 
74. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 


Polizei, an den Oberbuͤrgermeiſter zu N., die Tragung 


von PolizeisUniformen betreffend. 





Die früheren DMinifterials Verfügungen, worauf Euer 
Vohlgeboren Ihr Gefuch vom 7. d. M., um die Erlaubnig 
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zum Tragen der Uniform eines Polizeidirektors gründen, 
find ſaͤmmtlich vor Erlaß der Alerhöchften Kabinets⸗Ordre 
über die Uniformen der Eivilbeamten, größtentheil3 fogar 
‚vor Publikation des Rangreglements vom 7. Februar 1817. 
ergangen. Ich kann mich daher, da beide Allerhöchfte Vers 
srdnungen der Ober-Bürgermeifter und Bürgermeifter nicht 
erwähnen, nicht für ermächtigt halten, Beftimmungen der 
Art zu treffen, wie früher von Seiten des Minifterii erlafe 
fen worden find, und eben. fo. wenig finde ich eine genügenbe 
Beranlaffung zu einer diesfälligen Berichtöerftattung an des 
ı Königs Majeſtaͤt. 

Ey. Wohlgeboren können vielmehr nur auf den von 
der Regierung zu N. Ihnen ertheilten Befcheid zurückges 
wiefen werden. 
Berlin, den 14. Juli 1833. 

Der Dinifter ded Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


— 76. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
und der Polizei, an die Königl. Regierung zu Düffel 
dorf, daß der Öendarmerie für Verrichtungen innerhalb 
ihrer Stationsbezirfe Feine Vergütigung an 
= Diäten ıc. zuſtehe. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 6. 
v. M. bei Rückgabe der eingereichten Anlagen hierdurch er- 
Öffnet, daß Ihrem Antrage, mehrere Gendarmen für- Vers 
richtungen innerhalb ihrer Stationsbezirke eine Diaͤtenver⸗ 
gütung zu bemilligen, nicht Statt gegeben werden faun, da 
in anderen Departements, namentlich der Altern Provinzen, 
in ähnlichen Fällen bei der noch größern Ausdehnung der 
Kreife für die Gendarmen noch größere Beläftigungen her⸗ 
beigeführt werden, und das unterzeichuete Minifterium fich 
nicht autorifit ‚halten Tann, ausnahmsweiſe dergleichen 


Pie) rue 701 
Diäten ꝛc., oder ſtatt deren bei jeder kurzen Abweſenheit 
von: dem Wohnorte befondere Verguͤtungen zu: bewilligen. 
Berlin, den 7. Juli 4833. 
Minifterium des Innern und. der — 
Ko hier. 


— 3 Ä 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, 
an fämmtliche Landräthe, die Einleitung und Führung 

von.polizeilichen Unterfuchungen betreffend. 





Den auf Beranlaffung des Gefuchs des N..N. heute 
erlaffenen Rekursbefcheid erhalten Sie aulitgend in origi- 
nali zur. weitern VBeranlaflung. 


Sie wollen die Bürgermeifter; ſowie die Klsigen Lokal⸗ 
Polizeibehoͤrden Ihres Kreiſes, bei dieſer Gelegenheit auf 
die wegen Einleitung und Fuͤhrung von polizeilichen Unter⸗ 
ſuchungen beftehenden nachfolgenden Vorſchriften aufmetk⸗ 
ſam machen. 

In Faͤllen der Eile und bei Perſouen ganz geringen 
Standes iſt bloß eine muͤndliche Votladung erforderlich. 
Iſt keine Eile nothwendig, oder gehoͤrt der Kontravenient 
nicht zu der Klaſſe ſolcher Perſonen, ſo iſt ein Unterſchied 
zu machen: ob der Gegenſtand der polizeilichen Kontraven⸗ 
tion nur geringfügig, und die darauf gefeßte Strafe nur 
10 Thlr. Geld oder 14tägiges Gefängnig und darunter beträgt, 
oder ob eine höhere Strafe auf die Kontravention geſetzt 
it? Im erftern Falle, und wenn der Kontravenient nicht 
nach feinem Stande eine befondere Achtung verdient, iſt es 
hinreichend, wenn dem vorladenden Polizeis Offizianfen zu 
feiner Legitimation eine Abſchrift des polizeilichen Dekrets 
ertheilt wird, welches den Zweck der Borladung enthalten 
muß; diefe Art der VBorladung if indeffen zur Erhaltung 
der Drdnung und zur Vermeidung von Mißverftändniffen 
erforderlich. Im zweiten: Falle, oder. wenn der Borzulas 


702 : 3 er 

dende zu den Perfonen der höhere Klaffe gehört, iſt eine 
förmliche fchriftliche Vorladung auszufertigen, mit Ausnah⸗ 
me der Fälle dringender Eile, oder wenn die fchriftliche Vor⸗ 
ladung. dem Zweck nadjtheilig fein wärde, z. B. wenn zu 
beforgen ift, daß der Angefchulbigte ſich mit Theilnehmern 
berathen, und von ihnen zur Ubleugnung der That bewogen 
werden, oder wenn er Gegenftände, die zur Yusmittelung 
derfelben dienen koͤnnen, entfernen möchte. Minifterial-Re- 
ſtript vom 28. Januar 1820. (v. Kamptz Annalen, Bd. 4. 
Heft:1. S. 43) Im der Vorladung durch Abfchrift des 
Dekret kann dem Angefchuldigten angedroht werden, daß 
bei feinem Ausbleiben zur Strafe des Ungehorfamd, die 
Unterfuchung ‚fortgefegt und gefchloffen werden wuͤrde. An⸗ 
hang zur Allgem. Gerichtsorduung $. 256. (ſiehe El. 1. 
Tit. 35. $. 41.) 

In der zu erpedirenden Vorladung ift ihm aber die 
Art des Vergehens bekannt zu. machen, er ift zur. Einlaffung 
und Antwort auf die Befchuldigung, zur Ausführung der 
Bertheidigung dagegen und zur beftimmten Anzeige der über 
feine Vertheidigungsgruͤnde etwa vorhandenen Beweismittel 
aufjufordern; ed muß ihm das Geſetz, nach welchem er, 
wenn die Beſchuldigung gegruͤndet waͤre, zu beſtrafen ſein 
wuͤrde, angeführt, und er muß zu einem mit Tag und 
Stunde benannten Termin vorgeladen werden. Allgem. Ges 
zichtsordnung, Thl. I. Tit. 35, ’$.$. 42. und 43, 

Das Kontumazial:Verfahren, wegen ungehorfamen Aus⸗ 
bleibend, kann indeffen nur eintreten, wenn die Denunzias 
tion auf der. Angabe eines vereideten Beamten beruhet, wel⸗ 
cher in Gegenftänden feines Amtes die begangene Kontra- 
vention aus eigener Wiffenfchaft angezeigt hat, oder wenn 
diefelbe durch Urkunden unterfihgt wird. Soll die Denuns 
ziation erft durch Zeugen erwiefen werden, fo wird mit dis 
ren Vernehmung in Kontumaciam verfahren, und der Des 
nunziat verliert feine Einwendungen und Ausftellungen ges 
gen die Perfon und Glaubwürdigkeit der Zeugen. Conf. 
$.$. 48. und: 49. der gedachten Gefegftelle. > 

Wann die perfdnliche Arretirung eines Denunziaten 
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verfügt werben: tom, derbalb wird. auf s 4, vor 
wiefen. 
Arnsberg, * 5 Dear 1832. Fr 1 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des aneen, 
Wolfart.: v. ‚Merbid, ne 


An 
den Heren Santrath, Er Hl fing, 


Zur Mirtheilung an ſaͤmmtliche eotabpatgeihehrten 
Ihres Kreifes, erhalten Sie anliegend Abfiyrift einer. bei - 
einer fpeziellen Veranlaſſung ertheilten Inftruftion über Ein; 
kitung und Führung von polizeilichen Unterfuhungen, zur 
genaueſten Befolgung. 

Arnsberg, den 5. Dezember 1832. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
"MWolfart. © Porbid. Dad. 


anmilich — — Landraͤthe. 


77. 

Cirkular⸗Verfuͤgung des Koͤnigl. Oberpraͤſtdiums in Co⸗ 
blenz, an ſaͤmmtliche Rheiniſche Regierungen, die Vor⸗ 
ladung der Gendarmen vor die Zuchtpolizei⸗ ıc. 

Gerichte betreffend: 





Es ift Häufig. der Kal vorgefommen, daß Gendarmen 
in Unterfuchungsfachen gegen die von ihnen megen Bet 
telns ꝛc. verhafteten Individuen vor die oft fehr entfernten 
Zuchtpolizei⸗ ıc. Gerichte geladen, und’ dadurch dem Dienfte 
auf Fängete Zeit entzogen. wurden. 

Einige neuerdings vorgefommene Fälle dieſer Art, ver⸗ 
aulaßten eine Korreſpondenz mit dem Koͤnigl. General⸗Pro⸗ 
furator,. in Folge deren dieſer ſich an die Koͤnigl. Ober⸗ 
Profuratoren dahin ausgefprochen hat, daß, wenn in dem 
Prototole eines Gendarmen, namentlich wenn daffelbe 
über eine ea Bettelei aufgenommen worden, der 
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Fall genen Bunte, und ‚ber die — deh Veſchul⸗ 
digten kein Zweifel iſt, das perſoͤnliche Erſcheinen der Gen⸗ 
darmen um fo eher unterbleiben koͤnne, als vom Belchul 
digten ein Gegenbeweis nie oder doch’ felten verfücht wird, 
das bloße Abläugnen aber nicht hinreichend fein koͤnne, den 
Glauben. des Protokolls zu fchwächen. 

Eine Königl. Regierung erfuche ich, hievon die Königl. 
Landraͤthe mit dem Auftrage in Kenntniß zu ſetzen, Anzeige 
zu machen, wenn dergleichen nach den obigen Kriterien nicht 
nothwendige Vorladungen vorkommen ſollten. 

Coblenz, den 10. September 1833. 


Der Oberpraͤſident der Resch: 
v. Peſtel. 


78. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium hieſelbſt, die 
Mittheilung von Polizei⸗Akten und einzelnen Verhand⸗ 
lungen an Privatperſonen betreffend. 





Es iſt zwar allerdings richtig, daß Polizei-Akten oder 
vollſtaͤndige Abſchriften derſelben, Privatperſonen nicht mit⸗ 
getheilt werden duͤrfen, und deshalb kann der von Ew. Hoch⸗ 
wohlgeboren in der Unterfuchungsfache wider den N. N. dem 
N. N. untetm 19. v. M. ertheilte Befcheid im, Aggmeinen 
nur gebilligt. werden. 


Da ed; indeffen Feinesweges unzuläffig if, son ſolchen 


einzelnen polizeilichen Verhandlungen, bei deren Mitthei— 
lung an ſich kein Bedenken obwaltet, den betheiligten Per- 
ſonen auf ihr Verlangen und auf ihre Koſten Abſchriften 


verabfolgen zu laſſen, ſo werden Ew. ꝛc. in Folge einer 


von dem, N. N. hier eingereichten. Vorſtellung veranlaßt, 
demfelben. aus, den bierneben zuruͤckgehenden Alten die ein« 
zelnen, die Bernebwong des ‚N. N. und die ie Bengen-Mudfar 

/ gen 
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gen enthaltenden Verhandlungen, auf feine Koſten in Ab⸗ 
ſchrift zufertigen zu laſſen. 

Berlin, den 10. September 1833, 
Miniſtetium des Innern und der Polizei. 
Ki hler. 





te 79. 
Keffripe des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Königl, Polizeipräfidvium hieſelbſt, be⸗ 

treffend die, Strafvollfirefungen wegen voligeiligper 

Vergehen. 

Sowohl nad) $. 247. des — zur allgemeinen 
Gerichtsordnung, als nach $ 19. des Allerhoͤchſt vollzoge⸗ 
nen Polizei-Reglements für Berlin vom 18. September 
1622., fteht Jedem, welcher wegen eines Polizeivergehens 
zu einer Strafe verurtheilt worden, der Rekurs au die vors 
gefegte Behörde offen, und dieſer darf ihm nicht abgeſchnit⸗ 
ten werben. 

Der Antrag ded Koͤnigl. Polizeipraͤſi idiums dom 26. 
Juli d. J. auf Geſtattung der ſofortigen Sttafvollſtreckung 
ohne Rius gegen Geſellen, welche ſich über die ihnen 
geſetzte Friſt hier aufhalten, oder die Riederlegung ihres 
Arbeitsſcheines unterlaſſen, ſowie gegen. Fontravenirende 
Eckenſteher und am den Thoren haltende Fuhrknechte, iſt 
daher um fo weniger zu genehmigen, als ſich nicht abſehen 
laͤßt, warum bei den gedachten Kontravenienten, namentlich 
bei den Eckenſtehern und Fuhrknechten, die ſofortige 
Strafvollſtreckung, welche bei dem letzteren ohnehin gar 
nicht Statt findet, ſo unumgaͤnglich noͤthig ſei, um die 
Verordnungen, worauf die Strafen beruhen, aufrecht zu 
erhalten, und als fonft freilich uͤberall hinfichtlich aller’ 
Strafen eine größere Befchleunigung ihrer Vollſtreckung 
(melde hauptfaͤchlich durch eine gehoͤrig beförderte Vorle⸗ 
gung der Akten zu erreichen ſein en allerdings nes zu 
wuͤnſchen waͤre. 

Annalen. Heft iul. 13335. 3; 
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Alles, mas gefchehen Fann, beſteht darin, dag in Fäl- 
len der in Rede ftehenden Art gleich bei der Publikation. 
des Mefoluts eine Erklärung über die Einlegung des Re— 
kurſes erfordert, und eventuell fofert die Strafe vollfireckt, 
oder mit Vorlegung der Akten verfahren wird. 

Was aber die in der obengedachten Art Eontraveniren- 
den Geſellen insbefondere betrifft, fo wird bei diefen, fo 
lange fie auf freiem Fuße bleiben, allerdings der Fall ein- 
treten, daß fie ihr Vergehen fortfegen; und hieraus läßt 
\e8 ſich daher, in fofern fie davon nicht, auf andere Weiſe 
abgehalten werden koͤnnen, rechtfertigen, daß dergleichen Ge: 
fellen Bis zur Entſcheidung auf das Deturögelun. verhaftet 
bleiben. 

Berlin, den 13. September 1833. 

Minifterium des Innern und der Polipei. 
— 


Nor AR 80. id 

Keffripe des Königl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei, an das König. Polizeipräfidium hiefelbft, daß 
‚auch bei polizeilichen Gefaͤngnißſtrafen unter 
8 Tagen. eine Bode zu verſtehen ſei. 





Dem Koͤnigl. Polizeipraͤfi dio wird auf die Anfrage in 
dem Berichte vom 30. v. M. zu erkennen gegeben, wie es 
“kein Bedenken haben ann, daß auch Daffelbe Sich die 
Allerhoͤchſte Kabinets-Ocdre vom 26.. November 1832. *), 
nach. welcher in den Strafgefegen unter. einer Gefängnifs 
fcafe von 8 Tagen eine Woche zu verftchen, und daher in 
allen vorkommenden Fällen die Strafe auf fieben Mal 24 
Stunden zu vollſtrecken ift, bei den poligeibichen Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafen zur Richtſchnur dienen laſſen muß... 
Berlin, den 16. September 1833. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 
*) Jahrg. 1832. Ate8 Heft, ©. 855. 
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Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl, Juſtizminiſteriums, an’ 
ſaͤmmtliche Gerichtsbehoͤrden, die Verwendung der 
Polizei⸗Strafgelder betreffend. 





Soaͤmmtliche Gerichtsbehoͤrden in den. Landestheilen, 
in welchen das Allgem. Landrecht gilt, werden angewieſen, 
ſich nach den in der Cirkular-Verfuͤgung der Koͤnigl. Mir 
niſtetien des Innern und der Polizei vom 29. Jul d. J. ) 
enthaltenen Grundfägen, welche die durch, die. Nefkripte vom 
4; Auguft 1828. **) (Jahrbücher, Bd. 32. S. 91) und.21. 
Mai 1550.) ***) (Jahrbücher, Bd: 85. S. 283) ertheilten 
Anweifungen. erläutern, gleichfalls zu achten, 

Es gebühren hiernach die auffommenden Geldbußen 
bei. denjenigen Polizei-Kontrayentionen, welche. gefeglich der 
Kognition der Lokal» Polizeibehörde- entzogen, und der.der 
Bandes» Bolizeibehörden ‚vorbehalten find, nicht: den Inha- 
bern der Lokal Polizeigerichtöbarkeit, fondern. müffen zur 
Kaffe der Landes⸗Polizeibehoͤrde fließen. -, Darüber aber, 
welche Polizei» Kontvaventionen der Kompetenz der Lofal- 
Poligeibehörde :als entzogen zu betrachten find, entfcheiden 

entweder ......_ j . Le, 
a. fpezielle Gefeße, 5. B. $. 32. des Regulativs über den 
Gewerbebetrjeb im Umherziehen vom 28. April 1824., 
oder ni 
b. in deren Ermangelung die den Gerichtsbehörden durch 
das Eirfular-Kefkeipt vom 21. Mai 1830. bekannt ge⸗ 
machten Grundfäße. 
Berlin, den 12. Auguft 1853. 
Der Juſtizminiſter. 


Mühlen 
*) Annalen. Jahrg. 1833. 2te8 Heft, ©. 450. 
"= 5» 4828. 2tes Heft, ©. 449. 
wm). = x» = 4830. 2tes Heft, ©. 353. 
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B. 
Ceuſurweſen. 
ea 82. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an das Koͤnigl. Ober⸗ 
Cenſurkollegium hieſelbſt, die Cenſurgebuͤhren fuͤr 
ungedruckt gebliebene Manufklripte betreffend. 





7 Auf die Anfrage des Königl. Ober⸗Cenſurkollegiums 

vom: 6. d. M;, in Betreff der Verpflichtung der Verleger 
und Buchdrucker zur Zahlung der Cenſurgebuͤhren, ſind die 
umerzeichneten Miniſterien mit dem Koͤnigl. Ober⸗Cenſur⸗ 
kollegium daruͤber einverſtanden, daß es angemeſſen tft; die 
‘tin diefer Angelegenheit bisher befolgten, und in. der aus⸗ 
zugsweiſe eingereichten Verfügung des hiefigen Oberpräfidii 
som 17. v. M. an den’Buchhändler N. N. (Aul. a.) wies 
derholten Anfichten, nicht allein den Cenſoren des Berliner 
Ober⸗Praͤſidialbezirks „überhaupt zur Nachachtung "zu erdffe 
‘wen, fondern auch ſaͤmmtlichen übrigen. Dberpräfidien zu 
gleichmäßiger Anweifung der Eenfoten mitzutheilen. 

Dem Königl. Ober; Eenfurkollegium stellen wir anheirt, 
dieferhalb das Weitere nah Seinem Borfchlage zu veran⸗ 
Taffen. - ur . u : ' 

Berlin, den 29. Auguſt 1833. 

Die Minifterien 
der Geiftlichen, Untere des Innern und der der auswaͤrti⸗ 


richts⸗ und Medizinal⸗ Polizei. gen Angele⸗ 
Augelegenheiten. In Abweſenheit des genheiten. 
v. Altenſtein. - Heren- Chefs. Ancillon. 
Köhler. 
; = 


Die Allerhoͤchſte Kabinets⸗-Ordre vom 28. Dezember 
1824. (Seite 3 der Gefegfammlung des Jahres 1825.) bes 
ftimmt, daß die Eenfurgebühren, wie Dies feüber der 
Fall war, von dem Verleger oder Buchdrucker, und zwar 
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mit I fgr. für jeden gedruckten Bogen, entrichtet werden 
follen. Rirgend ift ausgefprochen, daß die Herren Eenforen 
für diejenigen Schriften,- welchen ‚fie das Imprimatur ganz), 
oder theilweife -verfagen, (und deren Cenfur oft und in: der 
Megel mit größerer Muͤhwaltung verbunden iſt, als die 
Cenſur derjenigen Schriften, welchen ſie das Imprimatur . 
ertheilen) Feine Cenfurgebühren erheben dürfen, und das 
Königl. Ober; Eenfurkollegium hat bereitd unterm 17. Sep» 
tember 1851, entſchieden, daß die Eenfurgebühren auch für 
die zum Druck nicht verftatteten Sariften entrichtet werden 
müflen. In dem Falle“ der verſagten Drucerlaubniß eines 
Manuffriprs muß die muthmaßliche Zahl der Druckbogen 
den Maßſtab abgeben, nach welchem die Nemuneration des. 
Cenſors abzumeffen ift, und‘ deren: Zahl wird nach billiger: 
Schägung des Herrn Cenſors angenommen. , Wird eine. 
Schrift gedruckt, welcher zum Theil: dad Imprimatur., vers 
fagt iſt, und werden demnächft die Cenfurgebühren nur nad) 
der Zahl der wirklich gedrucdten Bogen von dem Herrn 
Cenſor berechnet, fo gereicht ſolches allerdings zum Vor⸗ 
theil des Berlegevs. Welches Format u. f. w. der Druck⸗ 
bogen bei Berechnung der Cenfurgebähren zum Grunde ges 
lege werden ſoll, kann nicht füglich. beſtimmt werden, und 
ſchon Die, ältere Cenfur-Berordnung vom 19. Dezember 1788. 
fegte in dem Urt. IX. ausdruͤcklich feſt, daß. die Eenfurges 
bühren von jedem gedructen Bogen, ‚ohne Unterfchied 
bes Formats, entrichtet werden follen. Wenn daher der‘ 
Cenſor die Gebühren für die Eenfur der N. Nſchen Me- 
moires (deren Druck Sie fpäterhin aufgaben) nad) der’ 
Bogenzahl der ihm vorgelegten Parifer Ausgabe berechnete; - 
ſo mar yiergegen nichts zu erinnern. — 

Es mag unbillig erſcheinen, Cenſurgebuͤhren für die 
nicht zum Druck verfiatteten Schriften zu entrichten; eben 
fo unbilig würde es aber auch fein, wenn der Eenfor in fols 
ben Fällen ohne alle Remuneration für feine Mühmaltung 
bleiben ſollte. 

Berlin, den 17. Yuli 1833. ' 

Der Dberpräfident. 
v. Baſſewitz. 


Au 
den Buchhaͤndler, Herrn 
N. N, hiefelo 


— 


710: 


83. 

Ehtular⸗ ‚Verfiigung bes Koͤnigl. Oberpräfftums ı der 
Rheinprovinz an die Genforen der Gelegenheits-Schrifs 
‚tem, bie Erlaubniß zum Druck von ———— 
betreffend. 





Es 4 der Fall vorgekommen, daß ein Koͤnigl. Wege⸗ 
—— in betrügerifcher Abſicht ſich Chauſſeezettel 
drucken ließ, nachdem er dazu das Imprimatur der, mit 
der Eenfur der Gelegenheits-Schriften benufttagten Polis 
zeibehdtde nachgeſucht und erhalten hatte, 

Da die Kontrole der Ehauffeegelver - Einnahme. haupt- 
ſaͤchlich durch diefe Zettel gehandhabt wird, fo ift fhon fr. 
ber die Einrichtung ‚getroffen, dag fämmtliche Königl. Bars, 
tier: Empfänger und Pächter die erforderlichen Zettel vom 
den Königl. Steuerämtern geliefert erhalten, wogegen ihnen 
der eigenmächtige Druck derfelben unterfagt ift. Die Nothr 
wendigkeit, ſolche Zettel drucken zu laffen, kann daher’ bei’ 
den Wegegeldempfängern und Pächtern niemals vorhanden! 
fein, und e$ muß nicht yur das Imprimatur ſtets verwei— 
gert, fondern auch die Abſicht desjenigen, der fi) um die 


Erxlaubniß zum Dryde melden möchte, dem betreffenden 


Steueramte zur weiteren Veranlaffung angezeigt werben. 
Koblenz, den 20. September 1833. ° 
Der DOberpräfident der Rheinpraoing. 
v. Peſtel. 


. 1 
au Ä 

Reſkript des Koͤnigl. Suftigminifterigms an den Königl. 
General Profurator, Herrn Ruppenthal, zu Cöln, daß 
durch den mittelft Patents vom 25. September 1832. pu⸗ 
plizieten Bundesbefchluß vom 5. Juli 1832. die Vorſchrift 
der Verordnung vom 18. Oktober 1819. zu Nr. XI. — daß 
- alle außerhalb der deurfchen Bundesſtaaten in beutfcher 
Sprache gedructen Schriften ohne ausdrüdliche Erlaubs 
niß der Ober» Genfurbehörde nicht verfauft werben ' 

; - bürfen, — nicht aufgehoben fei. 2 

(ef. Geſetz Samml. von 1819. ©. 230, von 1832. S. 216 ) 





Es ift hin: und. wieder die Anſicht geäußert, daß durch 
die, mittelſt Allgchöchften Patents von 25. September v, 
J. erfolgte Bekanntmachung des Bundeöbefcyluffes vom 
5. Juli v. J. und insbefondere durch die dafelbft ad Rr. 1. 
fefigefegte Beftimmung, die beftebende Gefeggebung megen 
der außerhalb der deutſchen Bundeöftaaten in deutſcher Spra⸗ 
he erſchienenen Schriften für einen großen Theil der Mos 
narchie abgeändert worden fei, und bie Borfchrift der 
Allsrhöchften Verordnung vom 18. Dftober 1819. ad Nr. 
XL für die zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen alle 
Gültigkeit verloren habe, und ift daruͤber vom Königl. Ober: 
Eenfurkollegium an die betreffenden Minifterien Bericht ers 
frattet. Bei näherer Erwägung der, der Publikation vom 
25.'&eptember v. J. voraufgegangenen und übrigen Ber: 
bandlungen, hat fi ergeben, daß die obgedachte Anſicht 
keinesweges gegruͤndet iſt. 

Schon die Faſſung des Allerhoͤchſten Publikations⸗Pa⸗ 
tents vom 25: September v. 3. bei dem Har am Tage lies 
genden Zwede der dadurch bewirkten Bekanntmachung zeigt 
deutlih, dag eine Abanderung der feſtſtehenden Geſetzge⸗ 
bung nicht beabſichtigt worden iſt. 

Obwohl dur den Bundesbeſchluß vom 20. September. 
1819. veranfaßt, und. demſelben mit in ſich begreifend, iſt 
die. Verordnung vom 18. Dftöber 1819. keinesweges eine“ 
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nur für die zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen, fons 
dern vielmehr eine für die gefammte Monarchie gültige 
neue allgemeine Genfur-Borfhrift, indem fie das frühere 
Cenſur⸗Edikt vom 19. Dezember 1788., ſowie alle ſich dars 
auf beziehende oder daſſelbe erklärende Edikte und Neffripte, - 
auch eben fo in den neuen und wieder. erworbenen Provin⸗ 
gen die, das Cenfurmwefen betueffenden feöberen Verordnun⸗ 
gen ausdruͤcklich aufhebt. 

Zugleich behalten Se. Koͤnigl. Mejeſtat Sich ausdruͤck⸗ 
lich darin vor, nach Ablauf von 5 Jahren dasjenige weiter 
zu beftimmen, was die Umftände erfordern werden. 

Die Aufpebung und Abänderung der Verordnung vom 
18. Oktober 1819. ift aber bei dem Publikations-Patene 
vom 25. September v. J. weder für die gefammte Monars 
hie, noch für irgend einen Theil derfelben irgend beabfichs 
tigt, noch auögefprochen worden, und infonderheit gilt dies 
von dem, im Eingange jener Verordnung auögefprochenen 
über die Vorfchrift des Bundedbefchluffes vom 
20. September 1819. hinausgehenden Grundfage, 
wonach alle, auch mehr als 20 Bogen ſtarke Druckfchrifs 
ten, fo lange diefe Verordnung: in Kraft bleibt, 
der Eenfur, wie bisher, unterworfen bleiben follen. 

Ein fo mwefentliher und wichtiger Grundfaß, von wel⸗ 
chem nicht abgemwichen werden kann, würde, wie von felbft 
vorliegt, nur durch eine ausdrädlihe Beſtimmung des 
Allerhöchften Gefeßgebers, die aber nirgends vorliegt; außer 
Kraft gefegt werden Finnen. _ In Uebereinftiimmung mit 
diefem Grundfage, deffen unverändert fortdauernde Gültigs 
keit uͤberall nicht bezweifelt werden kann, fegt der Art. AI, 
der mehrgedachten Verordnung inöbefondere feft: 

daß Feine außerhalb der Staaten des deutfchen Bun⸗ 

des in deutſcher Sprache gedruckte Schrift ohne aus— 

drüdlihe Erlaubnig der Dbers Eenfurbehörde in den 

Königl. Staaten verfauft werden darf. 

Diefe Vorſchrift involvirt bei ihrer Allgemeinheit ſchon bie 
weniger umfaflende Beftimmung ; 

Keine, in ginem nicht zum deutfchen Bunde gehörigen 

Staafe in deutfcher Sprache im Drucke erfiheinende 
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Zeite ober nicht Aber 20 Bogen betragende fonftige 
Druckſchrift politifchen Inhalts darf in einem Bundes; 
fiaate; ohne vorgängige Genehmigung det Regierung 
beffelben, zugelaffen-und ausgegeben werben. 
Indem num die deutſche Bundesverfammlung diefe leg, . 
tere Beftimmung unter Mitwirkung des. dieffeitigen Koͤnigl. 
Bundestagd:Gefandten in ihren Beſchluß vom 5. Juli v, 
J. aufnahm, und dadurch dasjenige, was feit 1819. in der 
Preußiſchen Monarchie. gefeglih feſtſteht, zut geſetzlichen 
Norm fuͤr ſaͤmmtliche deutſche Bundesſtaaten machte, aͤn⸗ 
dert ſich hierbei für Preußen gar nichts, als der Ums 
fang feiner bundesvertragsmäßigen Berechtigung im 
Berhältniffe zu den übrigen Bundesftaaten. Nachdem die 
dieffeitige Regierung in Beziehung auf die Behandlung der 
außerhalb des deutſchen Bundes erfheinenden Druckſchrif⸗ 
ten bisher gar feine vertragsmaͤßige Anfprüche an die übris 
gen deutfchen Bundes Regierungen zu machen gehabt hatte, 
weil das proviforifhe Bundes-Preßgefeg vom 20. Septem⸗ 
ber 1819. feine diesfaͤlige Vorſchrift enthält; gewann fie 
durch den Bundesbefchlug vom 5. Juli v. 5. zuerft die 
Befugniß, von jedem. andern Bundesſtaate zu verlangen, 
daß in demfelben ebenfo, wie es in der Preugifchen Mos 
narchie bisher ſchon der Fall war, „feine in’ einem nicht 
zum deutfchen Bunde gehörigen Staate in deutſcher Spras 
che im Drucke erfcheinende Zeit oder nicht über 20 Bogen 
betzagende fonftige Druckſchrift politifhen Inhalts ohne 
vorgängige Genehmhaltung der betheiligten Regierung zus 
gelaffen ‚oder auögegeben werde” Was bisher nur für die 
gefammte Preußiſche Monarchie Iandesgefegfihe Norm 
war, iſt alſo eine für fämmtliche Bundesftaaten bundess. 
gefeglihe Norm geworden, und fol: hinführo auch in 
diefer zweiten und neuen Eigenfchaft für die, zum deut 
ſchen Bunde gehörigen Preußiſchen Provinzen gelten, 

- Diefes nicht fowohl vor den Königl. Behörden und 
Untertganen in den ebengenannten Provinzen, als vor den 
übrigen Bundes Regierungen und vor ganz Deutfchland in 
gefeglicher Form auszuſprechen, war der einzige Zweck des 
Allerhoͤchſten Patents vom 25. September v. J. ivie auch 
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am Schluſſe deſſelben ausdrückkich gefagt wird, indem es 
daſelbſt heißt: 
Wiewohl die bellagenswerthen Erſcheinungen, wider 
welche die Bundesgewalt geſetzgebend einzuſchreiten ſich 
genoͤthigt geſehen hat, Unſeren Staaten uͤberall fremd 
geblieben find; fo haben Wir doch in Unferer Ei 
genfhaft als Bundesfürft feinen Anfiand ges 
‚ nommen, die ‚vorftehenden Befchlüffe der Bundesvers | 
fammlung als gefegliche, Unfere ſaͤmmtlichen 
Untertbanen in den Bundesfiaaten verpflichs 
tende Berfügungen hierdurch affent lich be⸗ 
kannt zu machen. 
Es ergiebt ſich hieraus von ſelbſt, daß des Königs Ma- 
jeftät bei Publikation des Patent vom 25. September v. 
J. überall weder beabfichtigen konnten, noch beabfichtigt has 
ben, dadurch irgend eine Beftimmung der Verordnung vom 
18. Dftober 1819. abzuändern, oder «aufzuheben, infonders 
heit ‚aber, daß es nicht in Allerhöchftvero Willensmeinung 
gelegen haben kann, zu geftatten, daß man hinführo wider 
die Vorſchrift ded Art, XL. jewer Verordnung außerhalb der 
Staaten des deutfchen Bundes in deutfher Sprache ge 
druckte Schriften, wenn fie nur über 20 Bogen ftark. find, 
in die zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen der Mo: 
narchie, auch ohne die ausdrädlihe Erlaubniß der Ober 
Eenfurbehörde, zulaffe und bebitire, während der Verkauf 
foldyer Schriften in den micht zum deutfchen Bunde gehoͤ⸗ 
tigen Provinzen, ohne ausdrückliche Erlaubniß der Ober: . 
Eenfurbehdrde, nach wie vor verboten bleiben ſolle. 
Abgeſehen von der durch nichtd begründeten Willkührs 
lichkeit einer folchen Verfchiedenheit. in der Behandlung der 
zum deutfchen Bunde gehörigen und der nicht: dazu gehoͤri⸗ 
gen Provinzen der Monarchie, unser welchen in der Vers 
ordnung vom 18. Dftober 1819. gar Fein Unterfchied "ges 
macht. worden iſt; — märe ed auch unerflärliih, warum - 
in einem Momente, wo der deutfche Bund fich durch die 
freche Zügellofigkeit der Preffe, und befonderd durch die ders 
felben im Auslande zu Theil werdende Beguͤnſtigung, bes 
wogen fand, gegen die-Zulaffung der außerhalb Deutſch⸗ 
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lands in deutſcher Sprache erſcheinenden Schriften neue 
kraͤftige und nachdruͤckliche Maßregeln zu ergreifen, gerade 
Unſer Gouvernement ſich haͤtte bewogen finden koͤnnen, bei 
dieſer Gelegenheit und ausſchließlich fuͤr ſeine zum 
Bunde gehoͤrigen Provinzen von der Strenge nachzulaſſen, 
womit daffelbe diefen Gegenftand auf den Grund beſtehen⸗ 
der Geſetze biöher behandelte? 

Daß deffenungeachtet die Meinung. auffonimen ober 
Raum: gewinnen könnte, als ob nach dem Allethoͤchſten Pus 
blikatious⸗Patente vom 25. September v. 3. die außerhalb. 
der beutfchen Bundesſtaaten in deutfcher Sprache erſchei⸗ 
nenden Druckfchriften, welche über 20 Bogen ftark find, der: 
gefeglich angeordyeten befonderen Erlaubniß zu ihrem Debit 
in der Preußifchen Monarchie. für die. Zufunft nicht mehr 
bedürften, hat das Königl. Staatsminifterium, ald es den 
Erlaß jenes Patents. bei des Königs Majeftät in Antrag 
brachte, in Erwägung der oben dargeftellten und klar am 
Tage liegenden Umftände, fowie im Vertrauen auf das ge 
funde Uetheil der: betheiligten Behörden und det Unterthas 
nen, nit annehmen zu dürfen geglaubt, und deshalb auch 
bei Abfaffung feines diesfälligen Berichtö für überflüffig. ers 
achtet, die Hinzufügung einer ausdrädlichen Erklärung, we⸗ 
gen Fortdauer der’ allgemeinen Beftimmung ad Art. XI. der 
Verordnung vom 18. Dftober 1819. in Vorſchlag zu brins 
gen: Unter ähnlichen Verhältniffen hat es au die Kais 
ſerlich Defterrötchifche Regierung nicht für nöthig erachtet, 
bei Publikation des Bundesbefchluffes vom 5. Zuli v. J. 
die Fortdauer fammtlicher Beftimmungen der Defterreichi: 
ſchen EenfursGefeßgebung ausdräclich zu bevorworten. 

Die betreffenden Königl. Miniſterien haben das Königl. 
Dber-Eenfurfollegium- auf deffen Anfrage hiernach bereits 


unterm 11. Februar d. J. befchieden, und veranlaffe ih _ 


Em. Hochwohlgeboren zu verfügen, daß diefe Beftimmung 
zur Kenutnig und Nachachtung der Gerichtöhdfe und des 
Öffentlichen Minifteriumsd gebracht werde, 
Berlin, den 10. Oktober 1833, 
- Der Zuftigminifter. 
m Kampf. 
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Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und. der 

Polizei, an das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium hieſelbſt, das 
Verfahren mit verbotenen Büchern betreffend. 





Wenn gleich nach der wörtlihen Faſſung des Art. XU. 
und der Schlußbeftimmung ded Art. XVL des Cenſurge⸗ 
feges vom 18. Dftober 1819, die N. Nſche Schrift ꝛc. des⸗ 
halb, weil der Name ded Verlegers nicht: darauf angegeben. 
worden, allerdings als eine verbogene anzufchen gemefen iſt, 
und in ſofern auch die ſchon früher ‚erfolgte Beſchlagnahme 
derſelben gerechtfertigt erſcheint; ſo muß ich doch auf dem; 
Bericht vom. 8. v. M. dem Koͤnigl. Polizeipräfidio bemerk⸗ 
lich machen, daß Art. XVI. zu 5. des angeführten Geſetzes 
nur fuͤr den Verkauf und das Ausgeben verbotener 
Buͤcher die Konfiskation und, eine Polizeiſtrafe von 10 bis 
100 Rthlr. feſtgeſetzt, den bloßen Befitz verbotener Buͤcher 
aber nicht verpoͤnt hat. — 

Da nun Strafgeſetze Feine ausgedehnte Anwendung ge⸗ 
ſtatten, ſo kann die vom Geſetz angedrohete Konfiskation 
und Geldſtrafe, wie auch ſchon in vorgekommenen Fällen: 
gerichtlich entſchieden worden, gegen diejenigen Buchhaͤndler 
nicht. verhängt werden, die ſich weder des Verkaufes noch 
des Ausgebens verbotener Buͤcher ſchuldig gemacht haben. 

Eine Konfiskation der in Rede ſtehenden Schrift 
von N. N. iſt alſo nicht zu begruͤnden. 

Das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium hat Sich indeſſen unter 
den angezeigten Umſtaͤnden, wegen der Zuruͤckſendung der 
in Beſchlag genommenen‘ Eremplare feiner Schrift, mit der 
‚ Königl. Saͤchſiſchen Buͤcher-Kommiſſion zu Leipzig zu vers“ | 

nehmen. ne 

Berlin, den 14. September 1833, j 

Der Minifter des Innern und der Polizei, 
» Brenn, * 
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Drdnungds Polizei. 
| 86. — 
Bericht der Koͤnigl. Regierung in Stettin, die Reffore 
Verhaͤleniſſe in Geſinde⸗Sachen betraffenb, 


* 





Die Geſindeordnung vom 8. November 1810. beſtimmt 
in den $.$. 160—162., daß; wenn eine Herrſchaft das Ge⸗ 
finde aus anderen als gefegmäßigen Urfachen vor Ablauf 
der Dienftzeit entläßt, fie von der Obrigkeit angehalten 
werden fol, daffelbe nieder anzunehmen und den Dienfivers 
trag fortzüufegen, und daß, wenn fie fich deffen beharrlich 
töeigere, fie dem Dienftboten Lohn, Livree und Koftgeld auf 
die noch ruͤckſtaͤndige Dienfizeit entrichten müffe. 

Da diefe Unordnung das -Neffort unentſchieden ließ, 
welches sub titulo: „Obrigfeit,” gemeint: fei, fo" ift durch 
ein Neffeipt der Hohen Minifterien des ‚Innern und dee 
Juſtiz vom 17. April 1812,, *) welches die Befugniffe der 
Juſtiz⸗ und der Polizeibehötden in Gefindefachen gegen ein⸗ 
ander abgrenzte, beftimmt worden, daß, wenn von dem vers 
weigerten Behalte des Gefindes in Dienſten von Seiten 
- der Herrfchaft ($. 160. der Gefindeordnung) die Rede, es 
Sache‘ der Polizei fei, Die vorläufigen: Beflimmungen zu 
erlaffen und fie zu egefutiren; daß aber die Parteien, 
die ſich bei diefer Beftimmung nicht beruhigen wollten, auf 
Urtel und Recht provoziren könnten, aber verpflichtet feien, 
inzwiſchen und bis zur Entſcheidung ded Richters, der Bes 
fimmung der Polizei Folge zu leiſten. ' 

Ein Tifchler in N. N. hatte fein’ Dienfimädchen, weil 
fie einen Ausfchlag am Kopfe befam,: ihres Dienſtes ents 
laffen. Die dortige Polizeibehörde erfannte dieſen Grund 
nicht für ausreichend, das Dienftverhältnig aufzuheben, ſon⸗ 
dern verurtheilte den Tifchler, das Mädchen wieder in feis 
nen Dienft zu nehmen, event. ihr Lohn und Koftgeld zu 
zahlen. Dies gefchah zwar, allein der Tifchler mißhandelte 

*) Jahrg. 1821. Afles- Heft, ©. 104. 
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das Maͤdchen fo arg, daß fie nunmehr felbft auf ihre Ent» 
laſſung anttug, und die Polizeibehdrde, diefe für rechtmäßig 
erachtend, den Tifchler zur Zaylung von Lohn und Koftgeld 
verurtheilte. Der Tiſchler ergriff. den Weg Rechtend, und 
trug dahin an, das Nefolut der Polizeibehörde für nichtig 
zu erklären, da felbige nicht befugt geweſen fei, über Lohn 
und Koftgeld irgend etwas zu entfcheiden. Dad Königl. 
.  Stadtgericht zu Anclam, und hiernächft auf die gegenfeitig 
erhobene Befchwerde auch das Koͤnigl. Dberlandesgericht 
hierfelbft traten diefer Anſicht bei, und ſuchten den. Grand» 
ſatz durchzufuͤhren, 
daß die Polizeibehoͤrde lediglich uͤber die Verpflich⸗ 
tung zur Wiederannahme des Geſindes zu befinden, 
alſo das Geſinde Mit dem Anſpruch auf Lohn und 
Koftgeld jederzeit an das. Gericht zu vermweifen habe, 
denn meder die Gefindeordnung, noch das vorallegirte Res 
ffript vom 17. April 1812. dehnten die polizeilihde Wirk: 
famfeit auch auf. die Rechte und Folgen aus, welche aus 
der widerrechtlich verweigerten Erfüllung des Miethsver⸗ 
trags entfprängen, und wenn die Polizeibehörden in einzel 
nen Fällen ſich hiernach in der Lage -befänden, ihre interie 
miftifchen Verfügungen nicht erekutiren zu koͤnnen, ungcach- 
tet dies im Allgemeinen vorgefchrieben fei, fo folge hieraus 
weiter nichts, als daß diefelbe nur als vermittelnde Behörde 
wirken müffe. Finde man dieffeits in der möglicher Weife 
eintretenden. Berlegenheit des entlaffenen Gefindes Hinfichts 
feines fofortigen Unterfonmens, einen Grund- für die Pp- 
lizeibehörden, auch im diefer Hinficht einfiweilige Verfuͤgun— 
gen zu erlaffen und zu erefutiren, fo laſſe fih dem entge— 
genfegen, daß die Herrfchaft, welche in Folge der polizeilis 
chen Verfügung Lohn und Koftgeld dem. entlaffenen Dienft- 
boten zahlen muͤſſe, wenn fie demnaͤchſt durch die richter⸗ 
kiche Entfcheidung davon befreit würde, in den meiften Faͤl⸗ 
len wegen Unvermögens der Dienfiboten in die Seicht gr 
tathen werde, das Gezahlte einzubüßen. 
» Wir haben und mit diefer Anficht nicht einterflanden 
erklärt, und halten die allegirten Vorſchriften für. völlig 
ausreichend, die Polizeibehörden im dergleichen Fällen -zu 
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einer wicht. bloß theilmeifen. Einfchreitung zu legitimiren. 
Denn, wenn den Parteien der Weg Rechtens freigegeben: 
it, wenn, fie ſich bei der Entfcheidung der Poligeibehörde, 
nicht ‚beruhigen wollen, fo müffen fie fich dabei ‚beruhigen 
Eöunen,, d. 5. eine Entfcheidung ihres Streites in allen. - 
‘feinen Theilen befommen, nicht aber gezwungen fein, die, 
Frage, wegen des Lohns und Koftgeldes, die bei dergleichen 
Streitigkeiten immer die Hauptfache ift, jedesmal vor den. 
Richter zu bringen, was gegen Wort und Abſicht des Re— 
ſtripts fein dürfte, wonach der Streit definitiv durch die 
Polizei abgemacht wird, es wäre denn, daß bie Pärteien 
den Weg Rechtens beträten. Wenn die Polizei. im Falle 
des $. 160. seq. der Gefindeordnung, alfo wenn das Ge: 

ſinde ohne gefegmäßigen Grund von der Herrſchaft entlaf- 
fen iſt, niche über Lopn und Koftgeld follte entfcheiden kün- 
nen, ſo muß man. billig fragen: was denn eigentlich die, 
ihr ausdruͤcklich übermiefene Entſcheidung befreffen fol, da 
fie keinenfalls, wenn fih die, Herrfchaft beharrlich weigert, 
fie zwingen fann, das Gef nde aufzunehmen? Man fcheint 
mit. Recht den Geſichtspunkt fefthalten zu muͤſſen, daß der 
Dienfivertrag zwifchen Herrſchaft und Gefinde dadurch, daß 
letzteres eigenmächtig verjagt wird, oder fich entfernt, nicht 
aufgehoben, fondern nur faktifch geftört wird, mithin ein 
ſich über Lohn und Koſtgeld erhobener Streit während 

De Dienftes ſchwebt, alfo in die Kategorie‘ $. 4. des 
Reſtripts vom 17. April 1812. gehört; dag die Fragen 

über Lohn. und Koft nur accefforifch find, und rückjichtlich 

De Foriider Hauptfache, der Störung des Vertrages fol 

ge Waͤte dies nicht, ſo wuͤrde der eigenmaͤchtig eutlaſſe— 

iſibote wegen der Entlaffung zur Polizei gehen, wer 

Lohn und Koftgeld zum Nichter; beide würden viel 

k den judiziren, und der Dienftbote, möchte er 
dem evidenteften Unrechte feines Dienftes entlaf- 
gen feines Unterfommens, ja feiner ganzen Eris 










xim nich, iſt, und er vielleicht 20 Meilen veifen 


um = den. Dit des a zu gelangen, 
ne. 8 age anzubringen. Es fiheint bier recht 
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eigentlich Sache der Polizei, einzufchteiten, und fich Liner 
Klaffe von Menfchen anzunehmen, die faft in der Regel 
nicht im Befig der Geldmittel find, eine Zeitlang von dem 
Ihrigen zu leben, und fo, zumal junge weibliche Dienftbos 
ten in größeren Städten, der Verführung und der Schande 
anheimfallen. 
Wenn das Koͤnigi. Oberlandesgericht dabei das Beden⸗ 
ken erhebt, daß die Herrſchaft, wenn ſie der Richter € ex post 
von der Verpflichtung, Lohn und Koſtgeld zu zahlen, freis 
fpräche, felten wieder zu.ihrem Gelde fommen würde, fo ift 
und daffelbe nicht fonderlich gemwichtig erfchienen. „Ob es 
mand einen rechtlich begründeten Anfpruch wird erfüllen, 
koͤnnen, iſt nie Sorge des Richters, kann in thesi auch 
wohl uͤberall nicht beruͤckſichtigt werden, und es liege‘ im 
Weſen einer jeden interimifchen Entfcheidung- bei Alimenten, 
bei Baufachen, bei geiftlihen Bauten, felbft beim posses- 
sorio summariissimo, daß ‚die materielle Nichtigkeit der 
interimiſtiſch gefällten Entſcheidung nie vertreten, umd ‚Ih, 
che doch exekutirt wird. 


Wenn wir endlich der Ueberzeugung ſind, 9 ſaͤmmt⸗ x 
liche Polizeibehörden dad Reſkript vom 17. April 1812. nur 
in diefem Sinne auffaffen und befolgen, — mie ſchon die. 
verhältnigmäßig. fo-geringe Zahl der Gefindefachen bei den 
Gerichten, beftätigen dürfte, — fo würden mir uns damit 
‚begnügt haben, die in casu nachgefuchte Rektififation der. 
Polizeibehoͤrde zu N. N. abzulehnen, und. die Polizeiftellen 
unſers Departements im Befige diefer  unferd Erachtens 
wohl fundirten Befugniß zu laffen, wenn ‚nicht das Königl. , 
Dberlandesgericht zu. erkennen gegeben -hätte, daß. es ‚uns 
zwar dies fıberlaffen, aber in. den; zu. feiner Kognition kom⸗ 
menden Fällen auf. die dicsfälligen Schritte der Polizeibe⸗ 
hörde Feine Nückficht nehmen merde. 

In dieſer Lage dürfte die Sache nicht bleiben koͤnnen, 
fondern unfre ehrerbietigfte Bitte gerechfertigt fein?“ 

das Koͤnigl. Dberlandesgericht über feine unfers 


Dafärhaltens unrichtige Anſi cht zu —— 
: feine 
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Rolche der Koͤnigl. Miniſterien des Si und ber 
Juſtiz, an die Königl. Regierung zu Stettin, dies 
; felbe Angelegenheit Deus, — 





Die unterzeichneten Miniſterien können ſich mit den 
Anfichten über die Reſſort-Verhaͤltniſſe ‚bei Gefinde-Streis 
tigteiten, welche die Königl. Regierung in Ihrem Berichte: 
vom 2: v. M. vorgetragen hat, nicht einverftanden erklären, 
fondern ‚müffen die entgegenftehenden Grundfäße, welche das 
dortige Königl. DOberlandesgericht vertheidigt hat, als rich⸗ 
tig anerkennen. 

Durch die Befiimmung des gemeinfchaftlichen Reſtripts 

vom 17. April 1812. *) ad c. find nämlich die Polizeibe⸗ 
hörden zwar zu vorläufigen Beſtimmungen auch für. den 
Fall, daß eine Herefchaft ihr Gefinde nicht im Dienfte bes 
halten will, autorifirt; ed ift aber dabei nur auf den $.160, 
und - nicht zugleich auf die folgenden $.$. der allgemeinen, 
Gefindeordnung vom 8. November 1810. Bezug genommen, 
und dadurch hinreichend zu erkennen gegeben, daß die Kom⸗ 
' peteng-ber SPolizeibehörden in Fällen dieſer Art ſich Irbige: 
lich auf die Frage: 
ob die Weigerung der Herrſchaft, einen vor Ablauf 
| der Dienfizeit entlaſſenen Dienftbosen - wieder anzu⸗ 
nehmen, als begründet zu erachten ſei oder: nicht? 
| beſchraͤnken, und keinesweges auch auf die aus der — 
) Annalen. Jahrg. 1821. 1ſtes Heft, S. 104. 
Annalen. Heft IL. 1833. Yaa- 
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hen und: unbegränibeten Weigerung entſpringeuden, in den 
$.$. 161. sqq. näher. beftimmten Folgen, — Über welche 
nach allgemeinen Grundfägen nur der Richter au urtheis 
fen. hat, — beziehen Toll. 

Daß die vorläufige Entſcheidung der Boligeibehörden 
uͤber jene Frage nicht durch Zwangsmittel vollſtreckt wer⸗ 
den fann, ifl zwar richtig; indeß hat die Königl. Regierung 
überfehen, daß wegen der Fortſetzung des Dienfiven 
hältniffes gegen die Herrfchaften uͤberhaupt keine Zwangs⸗ 
mittel ftattfinden, vielmehr die beharrliche Weigerung ders 
felben nur die Verbindlichkeit nach fich zieht, dad ohne ger 
feßmäßigen Grund entlaffene Gefinde zu eutfchädigen. Auch 
ift deswegen das Einfchreiten der Polizeibehdrden nicht für 
unnüß zu erachten $ denn theild follen fie eine Vermittelung 
verfuchen ; theils aber wird nad) $. 161. der Sefindeordnung 
der Entfhädigungd-Anfpruch des Sefindes erft durch eine 
beharrliche Weigerung der Herrfchaft begründet, und eine 
ſolche iſt erſt alsdanıı anzunehmen, wenn die Herrſchaft 
von Seiten: der Obrigkeit vergeblich zur Wiederannahme 
aufgefordert worden, woraus: von: felbft-folgt, daß das Ges 
finde gar nicht eher eine Entſchaͤdigungs⸗Klage anſtellen 
Faun, als bis es ſich wegen feiner Wiederannahme ohne 
Erfolg an die Polizeibehörde gewandt hat. - 

Was aber den Fall betrifft, wenn das Gefinde die 
Herrfchaft vor Ablauf der Dienfizeit verlaffen hat, . fo: ift 
in dem Nefteipte'vom 17. April 1812, sub’ d, nur auf den | 
$.167. Bezug genommen; und die Polizeibehoͤrden find. das 
her nur alsdann zum Einſchreiten Defugt, wenn -die Hert⸗ } 
ſchaft das Gefinde zuruͤckverlangt, dieſes aber fich weigert, 
undnes darauf ankommt, ob die Weigerung des Geſindes 
fuͤr geſetzmaͤßig begründet zu erachten iſt, oder nicht? keines⸗ 
weges aber auch dann, wenn beide Theile daruͤber, daß das 
Dienſtverhaͤltniß ſelbſt nicht laͤnger fortdauere, einig Find; ' 
und der Streit nur den Einfluß der Aufhebüng “f den 
Betrag des zu zahlenden Lohns ꝛc. betrifft. 

Hiernach hat in dem angezeigten Spezialfalle die Po⸗ 
lizelbehoͤrde zu N: auf- doppelte Weiſe die Grenzen ihrer 
Befugniß —— nämlich: zuerſt dadurch; daß ſie, 
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ald der Tiſchler ſeine Dienſtmagd ohne zureichenden Grund 
entlaſſen, ſich nicht darauf beſchraͤnkte, dies auszuſprechen, 
und den Tiſchler zur Wiederannahme der Magd fuͤr ver⸗ 
bunden zu erklaͤren⸗ fondern auch über die eventuellen. Fol⸗ 
geh ‘der etwanigen Weigerung. entfchied; . fodann aber-da; : 
durch daß fie fpäterhin,. ald die Magd felbft mit:der Aufs 
bebung des Dienftverhältniffes einverfianden war, ‘und. es 
nur datauf ankam, ob ſie deffenungeachtet Lohn und Koſt⸗ 
geld. fordern koͤnne, ſich uͤberhaupt in Die Sache einmiſchte, 
ſtatt die Magd — an die Gerichtsbehoͤrde zu⸗ ver⸗ 
weiſen. 

Wenn die Königl. — zur Rechtfertigung: der. 
Polizeibehoͤrde anfuͤhrt, daß nach der Abſicht des Nefkripts 
vom 17. April 1812. der Polizeibehoͤrde die definitive Bes 
feitigung. der entfiehenden Streitigkeiten, wobei die Frage 
wegen des Lohns und “Koftgeldes die Hauptfache fei,.. für 
den Fall habe übertragen werden follen, daß die Parteien 
Den Rechtsweg nicht befchreisen- wollten s. ſo muß Ihe dar⸗ 
auf: bemerklich gemacht werden, daß eine folche Abficht: wies 
der ausgefprochen, noch. vorhanden geweſen iſt, vielmehr der 
Polizeibehoͤrde nur: die. vorläufige Surfepeitung über bie 
Grage: - 
' ob das Dienſtderhaͤltniß ſelbſt fortzufegen fe: oder 
nicht? 
bat eingeräumt werden ſollen. 

Wenn Dieſelbe Sich fetner auf die Beſtimmung des 
Reſkripts vom 17. April 1812. sub 4. beruft, und die Meis 
nung dußert, daß der- Dienftvertrag durch eigenmächtige 
Entfernung des Gefindes oder Verjagung deffelben von 
Seiten der Herrfchaft nicht aufgehoben, fondern nur fa 
tiſch geſtoͤtt werde; ſo muß hr bemerklich, gemacht werben, 
daß in dem gedachten Reſtript ausdruͤcklich gefagt ift: 

während des Dienfies, 
und —* tur der Fall verſtanden werden kann, weunn 
wirklich faktiſch ein Dienſtverhaͤltniß beſteht. Ganz uner⸗ 
heblich iſt endlich das, was die Koͤnigl. Regierung hinſicht⸗ 
lich der fuͤr das Geſinde aus der Verfolgung ihrer Entſchaͤ⸗ 
— bei den Gerichtsbehoͤrden etipmdim 
Aaa2 
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- Schwierigkeiten und Weiterungen, ſowie der den Polizeibe⸗ 
hoͤrden obliegenden Sorge für das Unterkommen entlaſſener 
Dienftboten, anfuͤhrt. Denn die rechtliche Verfolgung ber 
Lohn⸗ und Entfhädigungsforderungen des Sefindes ift kei⸗ 
neswegs mit. bedeutenderen, vielmehr. nach den gefeglichen 
Vorſchriften mit geringeren Schwierigkeiten verfnäpft, wie 
die Berfolgung anderer nicht minder begränbeten Anfprüche, 
und jene Fürforge beruht auf einem "ganz. anderen’ Fundas 
mente, befchränkt ſich auch keinesweges auf Geſinde, welches 
widerrechtlich entlaſſen, oder durch ſchlechte Behandlung von 
Seiten der Herrſchaft bewogen worden, den Dienſt zu ber 
laſſen. Ru 
Auch iſt Die Königl. Regierung im Irtthum, ment. fie 
«glaubt, daß dem Reſkripte vom. 17. April 1812. von ſaͤmmt⸗ 
lichen Polizeibehoͤrden diefelbe Deutung gegeben fei, wie 
"yon. Ihr; wenigſtens ift davon, daß die ‚gedachten Behoͤr⸗ 
den ſich auch in andern Departements nad Aufhebung des 
Dienftverhältniffes eine Entfcheidung über Lohn, und 
Koſtgeld angemaßt hätten, hier nichts befannt gemorben, 
»indem fonft ſchon fruͤher diefe irrige Meinung berichtigt fein 
:würde.. De indeß diefelbe nach der Aeußerung der Königl. 
Regierung bei den Ihr untergeordneten Behörden verbreis 
tet iſt, fo hat Sie. legtere nad) Maßgabe dieſet Berfügung 
zu belehren. 
Berlin, den 19. September 1833. — 
Miniſterium des Innern und der Polizei. Juſtizminiſterium. 
‚® v. Brenn Mühlen ;: 
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Ka 83. 
"Bericht der Rönigl. Regierung” zu Königsberg, in Pr., 
wegen Auslegung der $.$. 9. und 14. der Geſindeord⸗ 

‚nung vom 8. Modember 1810. in Beziehung auf Ges 

findemiethung und Gefinde-Entlaffungsfheine: 


.— 


Es hat fi bei Onferpretation der Vorſchriften der 6-8. 
:9: und 11. der Gefindenrönung;vem 8. ‚November 1810, 
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eine Börfchiedenheit des Verfahrens. im’, hiefigen und im 
Departement der Regierung zu Gumbinnen ‚ergeben, in :defs 
fen Beranlaffung uns das abfchriftlich anliegende Schrei 
ben derfelben vom 10. Zuli c. (Anl. a.) zugegangen ift. 


‚Am biefigen: Departement ift-biöher der. $. 9. dr. Ge 


findeordnung . dahin. ausgelegt, und. in: Folge deffen auch 
darauf gehalten worden: daß bei anderweitiger Bers. 
miethung ded Gefindes die Ertheilung des vorſchriftsmaͤ⸗ 
figen ftempelpflichtigen Dienſtſcheins erfordert, und unter⸗ 
laſſene Einforderung: deffelben ‚Seitens “der neuen Dienſt⸗ 
herrſchaft mit. dee F. 14. der Gefindeordnung bezeichneten 
Strafe geruͤgt worden iſt. Die Regierung: zu. Gumbinnen 
bat aber, geftüßt auf das hohe Reſkript vom 19. Aprik 
1850. (ergangen auf deu .Beritht der. gedachten Regierung 
vom 11. März 1830. v. Rampg Annalen ‚pio' 1850. Deftäe 
un 370) die Meinung adoptiet: 
daß es bei der Miethung. des. Gefindes keineswege der) 
Produktion eines. Dienftfcheins beduͤrfe, fondern es viel⸗ 
« mehr der Herrfchaft überlaffen bleibe, fih auf efrdere 
Weiſe Ueberzeugung zu vetfchaffen: daß der Dienftbote‘ 
- feinen früheren Dienft. rechtmäßig verlaffen werde, folglich 
auch im Fall von der Herrfchaft der eigentliche Geſinde⸗ 
Dienfifchein über Führung und Entlaffung des Geſindes 
nicht erfordert worden, deffenungeachtet von der Herr⸗ 
ſchaft die $. 12. der Geſindeordnung normirte Strafe nicht 
vetwirkt, fondern Seßtere nur dann zur Anwendung zw 
bringen fei, wenn fich die Herrfchaft, ber Befimmung des: 
$.9.1. c. entgegen, von dem Gefinde nicht die rechtmäßige‘ 
Verlaſſung des vorigen Dienftes gehörig hat nachweiſen 
* : Jaffen, gleichviel auf welche Weife diefer Rachweis geführf ’ 
worden fei. d. 
Mit dieſer Anſicht kann ſich ein Theil a⸗ Kolkegit: 
nicht einverfichen; denn obwohl nach: dem Juhalt des 8. 
171. ber Gefindeorbnung  gefolgert werden muß: daß die: 
Dienſtherrſchaft dem Gefinde erft bei feinem wirklichen Abs’ 
zuge den qu. Dienfiführungsfchein, oder Dienſtſchein zu ers 
theilen verpflichtet fei, ed auch in der Natur des Sachver⸗ 
hältniffes zu liegen fcheint, daß ein ſolches Zeugniß ganz 
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vollſtaͤndig erft beim Abzuge felbft ertheilt werden Fann, fo 
ſteht diefem andrerfeitö ſowohl die allgemeine weit verbreitete 
Praxis entgegen, wonach der Gefindefchein ftetd bei det 
Schliegung ded neuen Mierhökontrafts, mithin ſchon einige 
Wochen vor. deni wirklichen Abzuge erfordert werden ift, 
andrerfeitd auch der wichtige Unıftand, daß für die neue 
Dienftherrfchaft: gerade im Moment des Mietheris die Kenut⸗ 
niß. der bisherigen Führung des Gefinded am wichtigſten 
iſt, und dieſe nur vollftändig aus dem Inhalte des Gefinder 
ſcheins (oder des nad $. 171. der Gefindeordnung zu ertheis 
lenden Abzugsſcheins) hervorgehen kann, die neue Herrſchaft 
dadurch auch der umftändlichen und unſichern Erkundigun⸗ 
gen über die rechtmaͤßige Verlaffung des Dienftes von Geis 
ten des Gefindes theilmeife hberhoben wird. Eben fo dient 
allgemein das Zuruͤckbehalten des: Dienfifcheins von. Seiten 
der Herrfchaft, und die Annahme. des Handgeldes von Set 
ten bed Gefindes: ala das Haupt⸗Kriterium des muͤndlich 
abgeſchloſſenen Dienftverttages. Auch hat: ein Koͤnigl. Hoch: 
verotdnetes Minifterium: des Innern. und. der Polizei in 
dem hohen Refkripte vom 17. Dftober 1824. (v. Kampg 
Aunalen pro 1824, Heft 4. S. 1120) eine ähnliche. Inter— 
pretation der: :$.$..9: und 10. der’ Gefindeordnung vom 8, 

Movember 1810.3u bilfigen gefchienen, und mir tragen des⸗ 
halb um fo mehr. Bedenken, "und mit der im gedachten 
Schreiben “der Regierung: zu: Gumbinnen vom: 10. Juli c. 


, audgefprochenen Anſicht einzuverftehen,:ald. wir nur kürzlich 


nach der im Departement angenommenen Dbfervanz, - und 


‚in; Uebereiuftimmung mit allen frühern deshalb erlaffenen 


Anordnungen durch eine Amtsblarts:Berfügung vom 26. 
Apeih c. es für ein gefegliches Erforderniß nach $.$.9. und 
10. der Gefindeorduung erklärt haben, daß für denjenigen, 
welcher: Gefinde ohne Dienfifchein und: uͤberhaupt ohne 
Beachtung der allegirten: Vorfchriften annimmt, die $. 12, 
lc; augeordnete Geldftrafe in Anwendung komme, und daß 
das. Gefinde, welches fich ohne Vorzeigung und_Uebergabe 
eines geſtempelten Dienftfcheind vermiethet, in eine Geld- 
buße von 15 fgr. bis 5 Rthlr. Coder alternative Gefaͤngniß⸗ 
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Keafe) verfalle. In —* Sachlage clauben wir uns "ei 
Euer — ganz gehorſamſt anzufragen: 65 


welche von beiden hier entwickelten Anfichten — 
richtige iſt, und ob wir, eventualiter dem Verlangen 


der Regierung zu. Gumbinnen entſprechend, unfere 
J Amtsblatts/⸗Verfuͤgung vom 26, April c. nach ihrer 
durch das hohe erwähnte Nefkript. vom 19. April 

1850. fanktionitten Auslegung ' der $.$. 9. seq. der 


‘ Sefindeordrtung vom 8. Növember 1810. zu deffatl- 


ten haben, oder ob es bei derfelben. und def biehe⸗ 

tigen Obſervanz im Departement aus den dafür an⸗ 

geführten Gründen fein Bemwenden behalten kann. 

Königsberg, den 9. Auguſt 1833, — 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

Cüntetſchriften) — ah 


Ein Knigl. ——— Miniferiiin Fe 
des Innern und der wol \1: Au 
j m Be run 1. 25 


: Peer“ a. “r u 

Eine Känigf, Soclöhtide Kegtetiung hat in der Aare 
blatts⸗Bekanntmachung vom 26. April’d.Y. (Amtöblätt von 
1835. pag. 155) verordhet, daß Herrſcha en, welche einen 
Dienft oten, det ſchon anderweit in Dienſten geftanden bat, 
vot Produktion eines Dienſtſcheins miethin, oder Dienſtho— 
ten, woelche‘ ſich ohne einen ſolchen vermiethen, nad) '$. 12. 
ber Gefindeordnung befiraft werden ſollen. Dieſe Vorfchrift 
ſcheint uns in den Geſetzen nicht ganz begründet zu ſein, 
indem der $. 9. seg. der Geſindeordnung es der Herrfchaft 
nur zur Pflicht machen, fich davon zu Aberzeugen, daß das 
zu miethende Gefinde wirklich den Dienjt rechtmäßig vet: 
laffen babe, und es der Wahl derſelben überlaffen, ob fie 
diefe Ueberzeugung aus dem, dem Dienftboten zu ertheilenden 
Dienftfheine,"oder auf andere Weife, 5.8. durch Ruͤckſprache 
mit der fruͤhern Herrſchaft, gewinnen wolle. Außerdem ift 
aber auch Feine Herrfchaft verbunden, einen Dienftboten, 
welcher ſich andermweit —— will, einen Dienſtſchein zu 
geben, da der $. 171. lc. die Herrfchaft nur verpflichtet, 
diefen Dienftfchein Abzuge des Gefindes auszuftellen, 
fo daß das Gefinde in SIR Fällen außer Stande fein 
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wird, ſchon beim Vermiethen, welches in der Regel doch 
vor dem Abzuge geſchieht, einen Dienſtſchein zu preru ie 
Da Äberdied das Eirkular-Reftript vom 20, Oktober 1826. 
v. Kampf Annalen von 1826. pag. 1101) es lediglich von 
ber Willführ des Gefindes abhängig macht, ob es ſich einen 
Dienfifhein will geben Taffen oder nicht, fo werden die Herrs 
ſchaften Häufig’ ganz- ohne ihre Verfhulden in eine Strafe 
verfallen können: Das EirkulauRefkript des Könige, Mis- 
niſterii ded Innern und der Polizi vom 17. Oktober 1824, 
(u. Ramps Annalen, von 1824. pag. 1120) hat fih zwar 
- gleichfalls dahin ausgefprochen, daß die im $. 12, der Ges 
. —— Strafe verwirkt fei, wenn ein Ge— 
nde ohne Dienftfchein gemiethet wird; aber abgefehen 
dabon, daß dieſe Befcheidung nah unferm Dafürbalten - 
den gefeglichen Vorfchriften widerfpricht, ſcheint das Königl. 
Minifterium. feitdem auch feine Auficht geändert zu haben, - 
indem es in einem an und erlaffenen Reffripte vom 19. April. 
1830. (v. Kamp Annalen, von 1830. pag. 368—370.) ſich 
ausdrücklich dafıc erklärt hat, daß es beim Mierhen des 
Gefindes der Produktion eines Dienftfcheins nicht bedätfe, 
und es vielmehr der Herrfchaft überlaffen bleibe, ſich auf 
andere Weife Ueberzeugung davon zu verfchaffen, daß dee 
Dienftbote feinen frühern Dienft rechtmaͤßig verlaffen habe. 
Diefer letzteren Beftimmung gemäß, welche nad unferm 
Dafüchalten allein mit den gefeglichen Vorfchriften, übers 
einftimmt, haben mir vorfommenden Falls ſtets entfchiedenz 
da es und jedoch wünfchenswerth erfheint, daß in. benach- 
barten Regierungsbezirken, zwifhen welchen ein fo, haͤufi 
Verlehr und Gefindemechfel ftattfindet, nach gleichen Grund 
oben verfahren. werde, ſo ftellen wir Einer, Königl.. Ho 
dblichen Regierung ganz ergebenft anheim, gefaͤlligſt erw 
gen zu wollen, ob eö nicht angemeffen fei, die Amtsbla 
Bekanntmachung vom 26. April d..$. wieder aufzuheb 
event. die Entfheidung des Königl. Minifterii des, Innern 
und. der Polizei darüber zu ertrahiren. — 
Von dem Verfuͤgten bitten wir uns gefaͤlligſt in Keunt⸗ 






* 


niß zu ſetzen. 
Gumbinnen, den 10. Juli 1833. ar 
Königl., Preuß. Regierung. Abtheilung des. Iunern, 


gr 


* chirrmeiſter. ein 

n . ⸗ 4 

Eine Konigl Hochldbl. Regierung, a 
\ i des Innern, Hin 


” Abtheilung 
u⸗n zu —E 


— x 729 

h j 89. ! ni ; 1, 4 

Reffripe des Königl. —— des Fanern und * 

Polizei. an die Koͤnigl. Regierung zu Kdnigsbeig, if 
Pr., in ‚berfelben Angelegenheit. 


— 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht 5 dom 9: 


v. M. wegen Vorzeigung der. Geſindeſcheine, eröffnet: dag 
die Meinung der Königl. Regierung zu Gumbinnen die 


tichtige if, indem der $. 171. verordnet: daß der. ‚Schein 
der Herrfchaft bei der Entlaffung aud dem Dienfte..audges 


ſtellt werde, auch, wenn in dem Reſkripte vom 17. Oktober 


1824: von anziehendem Gefinde die Rede ift, darunter nur 
ſolches Gefinde verjianden werden kann, dad den früheren 


Dienft eben verlaffen hat, und den neuen antrift, nicht aber 


folches, welches erft gekündigt hat, oder welchem gekündigt 
worden ift, und welches vor völliger Beendigung feines 


Dienftzeit mit einer andern Brothertſchaft einen Miethorer 


trag abſchließt. er —— 
Berlin, den 6. September AB a 
Winiſieriun des ae und der Polizei. u 
Se] Köhler. ’ 





90. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der | 


Polizei, an das Koͤnigl. Polizeipräfivium hiefeldft, und 

abſchriftlich an die Königl. Oberpräfidien der Provinzen 

Brandenburg, Sachfen und. Pommern, fowie an den 

‚Magiftrat hiefelbft, wegen bes Verfahrens gegen — 
* hier eintreffendes Geſi inde. 





De die in der Verfuͤgung vom 6. September 1831. 
enthaltene Beſtimmung zu 2., wegen der Behufs der Vers 
miethung zum Gefindedienfte: nach. der. hiefigen Reſidenz 
kommenden, derfelben nicht angehörenden Perſonen, ebenfalls 
wie die in jener Verfügung zu 1. und 3. wegen der Hands 


* 
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und Fabrikarbeiter und wegen der Handmerkögefellen ge: 
tzoffenen Anordnungen, nur, mit Ruͤckſicht auf die ‚Cholera 
und auf den Grund der Allerhoͤchſten Kabinets- Ordre vom 
5. September 1831. erlaffen worden; fo ift.diefelbe, wie 
dem Königl. Polizeipräfidis auf den ‚Bericht vom 5. März d. 
J. eröffnet wird, nachdem ded Königs Majeftät diefen, Aller: 
höchften Befehl, und die nur mit Ruͤckſicht auf die Cholera 
ergangenen, das Einwandern fremder, Arbeit ſuchender Perſo 
nen beſchtaͤnkenden Beſtimmungen mittelſt Allerhoͤchſter Kir 
binets⸗Otdre vom 4. Juli 1832, aufzuheben gernht hat, eben⸗ 
falls‘ für aufgehoben zu erachten, wenn ſolches auch in det 
Verfuͤgung vom 18: Juli v. J. nicht ausdruͤcklith bemerkt iſt 
Dagegen aber findet ſich, da des Könige Majeſtaͤt bei 
Aufpebung jener Beftimmungen dem Minifterio ded Innern ' 
und der Polizei ausdruͤcklich zur Pflicht "gemacht hat, auf die 
Zuruͤckweiſung aller verdaͤchtigen Einwanderer ganz befondere 
Borforge' zu richten, und die Poligeibehörde dahin anzumelfen, 
dag fie die zum Müfftggange geneigten, oder fonjt die öffent 
lihe Sicherheit gefährdenden, der hiefigen Stadt nicht ange⸗ 
hdrenden Subjekte fofott entferne, gegen die in dem erwaͤhn⸗ 
ten Berichte von dem Koͤnigl. Polheipräfidio zu gleichem 
Zwecke vorgefchlagenen Befimmungen zu 1. und 2, etwas 
Mefentliches nicht zu erinnern. 
Es wird daher genehmigt, daß 
4) die Behufd der Vermiethung zum Gefindedienfte von 
; außerhalb hier eintreffenden Individuen nur; zugeläffen 
vwetden, nachdem fie fich, wenn. auch nicht gerade du 
vollſtaͤndige Paͤſſe, deren es in vielen Fällen gar niet 
bedatf, doc fonft genügend über ihre Perf nlichkeit, 
ſpwie daruͤber, daß nach den Votſchriften der —— 
opening vom 8 November 1810. 8. 5. ff. ihrer Vers 
miethung nichts eitgegenftehe, audgerdiefen, und ihre 
gute Führung für die leßten drei Jahre durch glaub: 
hafte Zeugniffe außer Zweifel geſetzt haben; daß aber 
- Diejenigen unter. ihnen, welche diefen Forderungen nicht 
genügen, zur fofortigen Wiederabreife angehalten, even⸗ 
tuell aufgehoben und fortgefchafft werden, und ein gleis 
ches Verfahren gegen die zur Vermiethung zugelaffenen 
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Individuen eintrete, in fofern fie nicht innerhalb acht 
‚Tagen die. Erlangung eines ‚wirklichen Dienftunterkoms 
mens nachweiſen; und daß 

2) die dem hieſigen Orte nicht angehoͤrenden Dienftbor 
ten, welche länger als vierzehn Tage dienſtlos blei⸗ 

"ben, zue fofortigen Entfernung von bier angehalten 
werden, in’ ſoferu nicht Kraukheit ſie daran verhindert, 
oder fie auf:irgend eine zulaͤſige Weiſe hier einen eige⸗ 
nen Wohnſitz gruͤnden. 

Die hiernach erforderliche weitere Anordnung wird 
dem Koͤnigl. Polizeipraͤſidid mit dem Bemerken uͤbetlaſſen, 
daß die vorſtehenden Beſtimmungen auch: den. Koͤuigl. Ober⸗ 
praͤſidien der Provinzen Brandenburg, Sachſen und Pom⸗ 
mern, um die Regierungen ihrer Bezirke, Behufs der weis 
tern Beranlaffüng, davon. in Kenutniß zu fegen, mitgetheilt, 
und dem hiefigen Megificate nachrichtlich .befannt gemacht 
worden find. „ 

Zu der von dem Königl. Polizeipraͤſi dio in Antrag ge 
brachten Mittheilung an die Landes:Megietungen benachbar- 
ter Staaten ift Fein; zureichender Grund vorhanden, da die 
nach den vorftehenden Vorfchriften zur Zulaffung nicht ge- 
eigneten Perfonen fhon von Seiten der dieffeitigen Grenz 
behörden, in Folge der denfelben von den Regierungen zu 
ertheilenden Anmeifung, bei: Borlegung oder Rachſuchung 
der Eingangspaͤſſe werden zuruͤckgewieſen werden. 

Dem Koͤnigl. Polizeipraͤſidio wird jedoch anheim ge⸗ 
ſtellt, diejenigen benachbarten auswaͤrtigen Polizeibehoͤrden, 
mir denen Daſſelbe in Mittheilung ſteht, in geeigneten Faͤllen 
auf das hier flaftfindende Verfahren aufmerkſam zu machen. 

Berlin, den 27. September 4833. 

Der Dinifter des Innern und der Polizei. 
v. Brent. 


Abſchrift hievon an die Königl. Dberpräfidien der Pros 
viuzen Brandenburg, Ponmern und Sachſen, zur gefälligen 
Kenntnignahme und weiteren Veranlaffung, mit Bezug auf 
die Erlaffe vom 6. Septbr. 1831. und: 18, Juli 1832, 

Berlin, den 27. September 1833 


Der Minifter des vo m der Polizei 
v. 


ee... . 
Eitkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der. Polizei,.an die Königl. Regierungen zu Könige 
berg in Pr, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Pos 
‚fen, Bromberg, Oppeln, Stettin, Köslin, Stralſund, 
Porsdam, Erfurt, Münfter, Koblenz, Trier und. Uchen, 
das Verbot der öffentlichen Worzeigung von * 
dern betreffend. 

u Aus Veranlaffung des neuerlich ——— Falles, 
daß einem Vater zur oͤffentlichen Schauſtellung ſeines acht⸗ 
jaͤhrigen Sohnes ein Gewerbſchein ertheilt, und von meh⸗ 
reren Regierungen auf ihre Bezirke ausgedehnt worden, wird 
der Koͤnigl. Regierung zur Verhuͤtung kuͤnftiger aͤhnlicher 
Verſtoͤße bemerklich gemacht, daß die Cirkular⸗Verfuͤgung 
vom 29. Nobor. 1829. *) auch dann Anwendung findet, wenn 
ein Vater ſeine eigenen Kinder oͤffentlich fuͤr Geld zeigen will. 

Berlin, den 19. Auguſt 1833. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. „18 
Köhler. J 
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Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Inner 

und der Polizei, :an dia Königl. Regierungen zu Köln, 

Koblenz, Achen und Düffeldorf, die Beſtrafung des 

—— Eindringens in die Feſtangowerle 1 x. 
betreffend. 


— 





Nach einer Mittheilung des Koͤnigl. Kriegsminiſterii 
haben die unterm 5. Juni 1821. der Koͤnigl. Regierung eroͤff⸗ 
neten Beſtimmungen, (Anl. a. u. b.) wegen Beſtrafung des ums 
befugten Eindringens in die Feſtungswerke ıc., in einem kuͤrz⸗ 
lich vorgekommenen Kontraventiousfalle außer Anwendung 
bleiben muͤſſen, weil dieſelben nicht gehoͤrig publizirt waren. 

Jahrg. 1829. Ates Heft, ©. 868. 


— 
733 
„Die König. Regierung wird deshalb, dem Wunſche 
des gedachten: Königl. Minifterii gemäß, veranlagt, die bes 
fegten Beffimmungen, nebft einem Auszuge aus der Aller 
hoͤchſten Kablnets-Ördre vom, 21. Januar 1812., mif der 
Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 9. Juni 1821., welche 
beide in v. Kamps Annalen der. innern Staatsverwaltung 
(Jahrg. 1821. ©. 698-700) abgedruckt find, in fofern 
ſolches noch nicht gefchehen fein möchte, durch das Amts⸗ 
blatt zur Öffentlichen Kenntnig zu bringen. 
Berlin,. den 13. Yuguft 1833. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
— Koͤhler. 





a 


.. Das Minifterium: des. Innern und. der Polizei iſt von 
dem Koͤnigl. Kriegsminiſterio unterrichtet worden, daß ſich 
bei der Königl. Regierung darhber Zweifel erhoben haben, 
ob und wie, diejenigen Perfonen zu beftrafen find, welche 
ohne eines fonftigen Verbrechens, 3. B. des Spionirens 
oder des Diebftapls, verdächtig zu fein, ſich in die Feſtungs— 
werfe einfchleichen, und fogar, wie der Fall dort vorgekom⸗ 
. men, darin übernachten. 

Gm Einverftändniffe mit dem Königl. Yuftigminifterio 
wird der Koͤnigl. Regierung daher eröffnet, daß es unbes 
denklich erfiheint, das Eindringen in die Feſtungswerke, ins, 
befondere aber das Uebernachten in denfelben, ohne Erlaub⸗ 
niß der fompetenten Militaicbehörde, nicht allein zu verbie⸗ 
ten, — auch mit einer angemeſſenen Polizeiſtrafe zu 
ve nen. Be x . “ 

/ 7 Die dortige DrtdsPolizeibehdrde wird, daher in‘ Ge⸗ 
meinſchaft mit der Königl. Kommandantur eine Öffentliche 
Bekanntmachung zu erlaffen haben, wonach ein foldhes Eins 
Singen in die. Feſtungswerke, befonders aber das eigens 
mächtige Pernoctiren in denfelben, mit 5 Rthlr. Geld» oder 
achttägiger Gefaͤngnißſtrafe geahndet werden fol, auch hat 
Diefelbe dafhırıza forgen, daß die fefigefegte Strafe, wenn 

ein ſolcher Kontraventionsfall. vorfomnit, in Anwendung 

gebracht wird. ni 

6Es verſteht ſich übrigens von felbft, daß in Kriegszei⸗ 
ten, den Umſtaͤnden nach, kraͤftigere Maßregeln genommen 
werden koͤnnen, auch wenn der. Verdacht. befonderer vers 
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brecheriſcher Abſichten eintritt, nach den Kriminal⸗Geſetzen 
zu verfahren iſt. Endlich, wird die Koͤnigl. Regierung ans 
Enſer der Koͤnigl. Kommandantur anheim zu ſtellen, das 
erbot auch noch durch Öffentlich aufzuſtellende Warnungs⸗ 
tafeln zut allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 24. Aprit 1821. 2 
Minifterium des Innern und der’ Polizei. 
u Schuckmann. «: 


An — 
die Königl. Regierung 
zu Diagdeburg. — — 

Abſchrift obiger Verfügung wegen Beſtrafung des uns 
' erlaubten Eindringend in die Feſtungswerke und des Ueber: 
nachtend darin, an die Koͤnigl. Regierungen zu Königsberg, 
Danzig, Marienwerder, Edslin, Stettin, Stralſund, Bres- 
lau, Liegnig, Oppeln, Merfeburg, Erfurt, Minden, Berlin, 
Frankfurt und Potsdam, zur Nachricht und um hiernach, 
wenn: die -Königl. Kommandaturen es wuͤnſchen follten, und 
nicht etwa ſchon dergleichen: Verbote  evlaffen worden, gleich⸗ 
mäßig zu verfahren, 


erlin, den 24. Ypril 1821. / ' 
Minifterium des Innern und der. Polizei. 
v. Syudmann. 2.34 
Des Herrn Kriegsminiſters Excellenz wuͤnſcht, daß die 
wegen Beſtrafuug des unerlaubten: Eindringens in Die 
Feſtungswerke und. des Uebernachtens darin unterne : 24. 
Äpril d. J. an die Regierung zu Magdeburg erlaffene Vers 
fügung, wovon seine: Übfchrift. hiebei erfolgt, in fofern die 
Königl. Kommandantur zu N. N. ſolches für angemeffen 
haften follte, und nicht eiwa ſchon ähnliche Verbote früher 
ergangen find, dort ebenfalls in Anwendung gebracht werde. 
Die Anwendung ift unbedenklich zulaͤſſig, jedoch mit. dein 
Durch die dort noch: befiehende franzöfifche Gerichts verfaſſung 
bedingten Unterfchiede,. daß ſtatt der Polizeiſtrafe von. .5 
Rthlr. oder Stägigem Gefängniffe nur. das.Maximuni, wel- 
«bed der-Code penal zuläßt, mit 15 Franken oder 5tägigem 
Gefaͤngniß als Strafe für den Kontraventiousfall beſtimmt 
werden kann. 
Die Koͤnigl. Regierung hat alſo hiernach die erforder⸗ 
liche: Einleitung: zu treffen, und edentualiter die oͤffentliche 
Bekanntmachung in. N. N. zu veranlaſſen. | mut.“ 
Es verfteht fich übrigens von felbft, daß die eventuelle 
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Feſtſetzung und: —— der en ** * Ge⸗ 
richtsbehoͤrden if. B h 
Berlin, den 5. Juni 1821. 
Minifterium des Innern und der Polis ei, 
In Abweſenheit Bi Herrn Chefs Ercellen, 


dv. Kampf. er 
Dies Königl. Ku ierungen zu. Achen, a 
Chin, Gchlene Srie und Cleve. * nn —— 
Re Ne 
Paß⸗Polizei. 
93. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des: Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, und 
abfchriftlic an das hiefige Polizeipräfidium, die Anfertis 
gung und Cinfendung von Duplifaten, aus den Paß— 
und Paß / Viſa⸗Journalen betreffend: * 


Aus den eingegangenen Duplikaten der Paß-Viſa⸗Jour⸗ 
nale der Grenz⸗Polizeibehoͤrden und den Duplikaten der Aus— 
und Eingangs⸗Paß⸗Journale habe ich entnommen, daß eins 
zelne Potizeibehördeh diefen Duplikaten "feit einiger Zeit nicht 
die gehörige Aufmerkſamkeit widmen, und Rubriken, welche 
für mich von befonderer Wichtigkeit find, theils gar nicht 
und theild unvolfftändig ausfüllen. 

Um diefem für die Zukunft vorzubeugen, und zugleich 
den Polizeibehörden unbefchadet des Zwecks eine Erleichtes 
tung zu verfchaffen, erhält die Königl. Regierung anliegend: 

1) ein Schema zu den einzureichenden Duplikaten des 

Paß-Bifa-Journals, 

2) ein bergleichen in Bezug auf dad einzureichende Dus 
plifat des Aus⸗ und Eingangö-Paß-Journals, 
mit der Anmweifung, 

foldye dem ‚betreffenden Poligeibehörden mitzutheilen, und 

ſelbige zu veranlaſſen, Fünftig darnach die Duplikate 





0 anjufertigen, and beiimiie; det bisherigen: Vorſchrift ges 
* maͤß, unmittelbar ohne Begleitungsbericht woͤchentlich 
einzureichen, 
wobei es bei meiner früheren Anordnung verbleibt, daß, 
wenn im Laufe einer Woche fein Aus⸗ und Eingangs⸗Paß, 
‘oder von einer Grenz⸗Polizeibehoͤrde kein Viſa ertheilt wor⸗ 
den iſt, ein Vakat⸗Scheinmicht eingereicht zu werden braucht, 
ſondern nur bri der naͤchſten Einreichung die Vakat⸗Bemer⸗ 
kung darunter zu ſetzen iſt. 
Hierbei bemerke ich jedoch, daß dies auf die nach der 
General⸗Inſtruktion vom 12. Juli 1817. von den Polizei⸗ 
behörden zu führenden ‚PaB-Tournale und PaßBifa-Jours 
nale keinen Bezug hat, diefe vielmehr nach wie vor fo voll 
ſtaͤndig wie die $. 22. und 34. diefer Inſtruktion vorfchreis 
ben, und; die dazu ‚gehörigen Formulare befagen, zu fuͤh⸗ 
ren find. ——— 
Da auch einzelne Polizeibehoͤrden ſich bisher zu den 
mir eingereichten Duplikaten gedruckter Formularien bedient 
haben, fo koͤnnen ſelbige, bis fie aufgebraucht find, zwar 
noch gebraucht werden; es ift aber dabei dahin zu fehen, 
dag. die, in den anliegenden Vorfchriften aufgeführten Rus 
beiten, darin ihre vollftändige Erledigung erhalten. 
Berlin, den 27. Dezember 1833. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
9 Brenn. 
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Annalen. Het 111. 1833. , - Bbb 


⸗ ETW | 
Auszug aus bem Meffripte des Könige. Minifteriums 
bes Innern -und der Polizei, an das Koͤnigl. Polizei 
präfl idium hiefelbft, das Verfahren mit 
Paͤſſen betreffend. 

— ꝛc. Zur Vermeidung ähnlicher Fälle wird ed zweck⸗ 
mäßig fein, daß, wenn abgelaufene und daher ungültige 
Paͤſſe den Reifenden zuruͤckgegeben worden, um fi neue 
Paͤſſe zu verfchaffen, unter dem betreffenden Paſſe vor der 
Ruͤckgabe bemerkt wird, daß derfelbe feine Gültigkeit verlos 
ren habe, und daß er zur Befchaffung eines neuen gültigen 
Paſſes zurückgegeben morden fei, wodurch dann jedem Miß⸗ 
brauche möglichft vorgebeugt wird. 

Berlin, den 16. November 1833. 


Der Minifter des Innern und ber Polizei. 
v Brenn 


95. 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an die Königl. Regierungs-Bevollmaͤch⸗ 
‚tigten ber Univerfitäien zu Berlin, Breslau, Königsberg 
in Pr. und Bonn, fowie an den Herrn Univerfitäts-Ranzler 
zu Öreifswald und an den Königl. wirflichen Geheimen 
Rath und Oberpräfidenten sc., Heren v. Binde, Excellenz, 
zu Münfter, die Päfle der Studirenden betreffend, 





Es find feit Kurzem einige Fälle zu meiner Kenntniß 
gelommen, wo Studiffnde auf Reife: Erlaubnißfcheine der 
Univerfitätd:Behörden fih in’s Ausland begeben, und bei 

den Königl. Sefandefchaften die Viſirung derfelben nachge⸗ 

fucht haben. Belanntli dienen die Reife-Erlaubnißfcheine 
nur als Legitimationen zu Reifen im Inlande, und müffen 
die Studirenden, wenn fie in's Ausland reifen wollen, dazu 
außerdem ſich noch im Befige eines Paſſes befinden. 


- 
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Das Kdnigl. Siniflertum ber auswaͤrtigen Angelegen⸗ 
heiten hat deshalb, in meinem Einverſtaͤndniſſe, die Koͤnigl. 
Geſandtſchaften angewieſen, Studirenden, welche ſich nur 
mit dem Reiſe⸗Erlaubnißſchein und nicht zugleich durch einen 
beſondern Paß legitimiren, erſteren nicht zu viſiren, vie- 
mehr darauf zu bemerken, daß die Inhaber die Ruͤckreiſe, 
wegen mangelnden Paſſes, ſofort anzutreten haben. 
Ich erſuche Ew. ıc. daher: 
bie Studirenden der hiefigen (dortigen) Univerfität hierauf 
aufmerkjam zu machen, und ihnen zu eröffnen, daß wenn 
fie obige Vorſchrift nicht befolgen, fie es fich. felbft beizus 
meffen haben, wenn fie ihre Reife im Auslande nicht forts _ 
fegen können, fondern zurücgemwiefen werden. 
Berlin, den 14. Dezember 1833. 
Der Ele des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


96. 
Reſkript des Königl. Minifteriums bes Innern und ber _ 
Polizei, an den König. Regierungs-Bevollmächtigten . 
ber. Univerſitaͤt zu Halle, in derfelben Angelegenheit. 





Em. ꝛc. überfende ich, im Verfolg meines Erlaffes vom 
4.8. M. die beiden Reife-Erlaubnißfcheine der Studenten 
N. unb N. zur Affervation mit dem Bernerfen, wie. das 
Königl. Minifterium der ausmärtigen Angelegenheiten, in 
‚meinem Einverftändniffe, die Königl. Gefandtfchaften anges 
wiefen hat, Studirenden, welche ſich nur durch Reife-Ere 
laubnißfcheine und nicht zugleich durch einen befonderen Paß 
legitimiren, erſtere nicht zu vifiren, vielmehr darauf zu bes 
merfen, daß der Inhaber wegen mangelnden Paſſes die Ruͤck⸗ 
reiſe ſofort auzutreten habe. 


In ſofern Ew. ꝛc., was ich vorausſetze, den dortigen 


Studirenden, nach meinem Erlaſſe vom 4. d. M. das Er- 
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forderliche bekannt gemacht haben, wirb. es einer. befondern 
Erwähnung diefer Maßregel nicht bedürfen. 
- Berlin, den 14. Dezember 1833. 
Der Minifter ded Innern und der Pollgel. 
v. Brenn. 


97. | 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an das Königl. Oberpräfivium zu N. N., das 
‚Berfahren mit Zmwangspäffen oder Reiferouten 
betreffend. 


Em. Ercellenz erwiedere icdy auf. das Schreiben vom 
1. d. M., wie ich nichts dagegen zu erinnern finde, daß 
denjenigen Perfonen, melde ‚mit Zwangs⸗-Paͤſſen verfehen 
werden, vor deren Aushändigung bekannt gemacht wird, daß 
fie von der vorgefchriebenen Route nicht abweichen dürfen, 
und daß fie zu der beffimmten Zeit in ihrem Heimathöorte 
eintreffen müffen, widrigenfalls ihre Transportirung an den 
Det ihrer Beftimmung erfolgen würde. Auch iſt eö ganz 
in der Drdnung, wenn die den Zwangspaß ausftellende Behörde, 
« wenn fie fi) zuvor von der Nichtigkeit des Heimathsorts 
die gehörige Gewißheit verfchafft hat, der Polizeibehörde des 
— von dem Noͤthigen Nachricht giebt. 

Dagegen aber ergeben ſich manche Bedenken, wenn die 
Heimathsbehdrde, fobald das betreffende Individuum nicht 
zur beftimmten Zeit eintrifft, Steckbriefe erläßt, denn. 

1) können, wie das in von Kamptz Annalen, Jahrg. 1828.: 
Aftes Heft, S.154 Rr.66. abgedruckte Miniſterial⸗Reſkript 
vom 12. Februar 1828, mäher ergiebt, Steckbriefe nur 
gegen Perfonen erlaffen werden, welche megen eines 
erheblichen Verbrechens zur Unterfuchung gezogen wers 
den ſollen. Diefes trifft aber in der Kegel Bagaboıs 
den und. Bettler nicht, ‚und ed würden daher nur fons 
fiige erhebliche Gründe ausuahmspeife Veranlaflung 
zum Erlaß von Stedbriefen geben Finnen. 
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2) Kahn der Fall eintreten, daß dergleichen Perſonen auf 

der Reife Frank werben, und unterweges liegen ‚bleiben 
möüffen, oder auf der Route Arbeitfinden, welche angunchs. ⸗ 
men, ihuen nach dem in v. Kamp Annalen; Jahrg. 1826, 
2te8 Heft, S.408 Nr. 85. abgedruckten Reſkripte vom 21. 
April 1826. unbenommen bleibt, und fo. abgehalten werden, 
zur beftimmten Zeit in ihrem Heimathöorte einzutreffen, 
wo es dann eine Haͤrte gegen dergleichen Perſonen ſein 
wuͤrde, wenn ſie ſofort mit Steckbriefen verfolgt, und, 
was die Folge davon iſt, auf den Transport geſetzt 
würden, abgeſehen davon, daß dadurch den Polizeibe⸗ 
hörden oft nicht unbedeutende Koften erwachfen. 

3) Schreiben die Erläuterungen zur General Transport 
Inſtruktion vom 23. Juli 1817. *) $. 2. zu $.4. vor, 
daß Perfonen, die für die Öffentliche Sicherheit nicht 
gefährlich. find, welche Gefahr in der Kegel bei Bett 
lern nicht eintritt, durch Transport nicht weiter beför- 
dert werden follen, was aber hier beim Erlaß der Steck⸗ 
briefe die Folge fein wuͤrde. 

Wenn die Polizeibehoͤrden beim Bificen der Imangss 
Paͤſſe die gehörige Aufmerkfamfeit anwenden, und Indivi⸗ 
duen, weldhe von der Tour abgewichen find, duch Ertheis 
lung des Viſas nur darum-auf den vorgefehriebenen Weg 
dirigiren, und bei Handwerköburfchen meine ‚Verordnung 
vom 24. April d. J. im Auge behalten, fo wird das zweck— 
lofe Umbertreiben von. Perfonen befeitigt und dahin gewirkt 
werden, daß auch ohne Erlaß won Steckbriefen, dergleichen 
mit Zwangs⸗Paͤſſen verfehene Individuen genoͤthigt werden, 
fih nach ihrem Heimathsorte zu begeben, und ed werden 
zugleich. Köften vermieden, welche bei. weiten Entfernungen. 
für die Ortsgemeinen fehr druͤckend werden können. 

Wenn nun die. Heimathsbehörde außerdem in geeigne- 
ten Fällen, ftatt förmliche Steckbriefe zu erlaffen, durch dfs 
fentliche Bekanutmachungen anzeigt, daß das betreffende, mit 
einem Zivangspaffe ‚verfehene. Fudividuum nicht. eingetroffen, 
fei, und dadurd die Polizeibehdrden auf ein folches Indie 
viduum aufmerkfom macht, fo wird. der. beabfichtigte Zweck 
jedenfalls erreicht werden, aud bleibt. daijn immer noch 

”) Jahrg. 1817. 3tes Heft, S. 152. ff. 
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übrig, in fofern die Behörde des Heimathsorts fich damit 
einverftanden erklärt, den Transport einzuleiten. 
> Em. ıc. Überlaffe ich, hiernach die von Ihnen erlaffene 
Verordnung zu deklariren, und bemerfe nur noch, daß ich 
gegen die von den Regierungen zu N. N. den Polieibe- 
hoͤrden, fvelche der Borfchrift entgegen handein, angedrohte 
Strafe von 1 bis 5 Rthlr., in, fofern folche ald Ordnungs⸗ 
ſtrafe anzufehen ift, nichtd zu eritmern finde, 
j Berlin, den 18. Dezember 1833. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


98. 


Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und ber Polizei, an fämmeliche. Königl. Oberpräjidien, 
und abſchriftlich an das hiefige Polizeipraͤſidium, vie 
- Paß-Bifirungen für Reifende aus Frankreich, England, 
Rußland und Defterreich betreffend. 


Em. Hochwohlgeboren erwiedere ich auf dad Schreiben 
vom 43. d. M., wie ich damit einverftanden bin, daß die 
von mie unter den 8. Mai 1831.*) wegen Vifirung der Päffe 
der Reifenden aus Frankreich, England, Rußland und Des 
fterreich erlaffenen Beftimmungen, unter jegigem Verhältnifs - 
fen dahin modifiziert werden, daß auch die unter pos. 1. und 
2. bemerkten Reifenden, nach pos. 3. und 4. gedachter Ver⸗ 
‚ordnung behandelt, und in fofern ihnen bei ihren Paͤſſen 
das Viſa einer dieſſeitigen Geſandtſchaft oder eines dieffeis 
tigen Konfulates abgeht, oder fie ſich fonft nicht näher le— 
gitimiren können, polizeilich beobachtet werden, und ihnem- 
die Meiterreife nur mit vorgefchriebener Reiſeroute zu ges 
ſtatten fei. . 
Was die polnifchen Flüchtlinge anlangt, fo bleibt es - 
hinfichtlich diefer bei den deshalb befonderd ergangenen 
Beftimmungen. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen hiernach die Königl. Re⸗ 
=) Zahrg. 1831. 2tes Heft, ©. 361. _ 





r 
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"gierungen Ihres Dberpräßbial,Beyirks jur weiteren Veran⸗ 
laffung an die Polizeibehdrden inftruiren, von einer Bekannt⸗ 
machung durch die Amtöblätter ift dagegen abzuftehen. 

Berlin, den 30. September 1833. 


Der Minifter des Innern und der Polizei, _ 
v. Brenn. 


a Femanan, zo 
zu Coblenz. 

Abſchrift fämmtlichen übrigen Königl. Oberpräfidien, 
um gleihmäßig demgemäß und mit Bezug auf die denfels‘ 
ben und den Regierungen zugegangene Verfügung vom 8. 
Mai 1831., leßtere zur weitern Beranlaffung an die Polis’ 
zeibehörden, mit Anweiſung gefälligft zu verjehen. . 

Berlin, den 30. September 1833. 

Der Dinifter des Innern und der Polizei. 
9. Brenn. 





99. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an fämmtliche Königl. Dberpräfidien, und ab: 
fehriftlih an das hiefige Königl. Polizeipräfidium, bie 
Paßverhaͤltniſſe mie dem Königreiche Baiern 
betreffend. 





Nach einer Verordnung des König. Baierſchen Mi⸗ 
nifterii an die Königl. Baierſchen Kreid-Regierungen vom 
15. September d. J. ift unter andern beſtimmt worden: 

9 daß jeder durch und nach Baiern reiſende Auslaͤnder 
dad Baierſche Geſandſchafts-Viſa an jepem von ihm 
„ auf feiner Reife berührten Sige einer Baierfchen Ge⸗ 
fandefchaft-erneuern laffen fol, und Ausnahmen. davon 
nur bei ganz- unverdächtigen Perfonen Statt finden, 
wenn die Dringlichkeit der Meife, 5. B. die Benugung 
der. Schnelpoſt oder die Tageszeit, zu welcher der Ges 
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ſandſchafts⸗Sitz durchreifet wurde, vermuthen läßt, daß 
das Viſa nicht zu erlangen war, und wenn nicht das 
Datum der uͤbrigen Viſa's, oder ein ſonſtiger Gegen⸗ 
beweis auf die Unwahrheit der Angaben ſchließen läßt. 

Aber auch unter den oben erwähnten Borausfeguns 

gen darf die Ausnahme nicht auf das Vifa jener Baier⸗ 
ſchen Gefandefchaft erftrecft werden, welche bei dem 
Gouvernement des Staates akfreditirt iſt, in welchem 
der Paß ausgeſtellt wurde. 

Ein Paß ohne Viſa der Baierſchen Geſandtſchaft 

zieht nur die Angehörigen der an das Baierſche Ges 
biet angrenzenden Bundeöftaaten und auch bei diefen 
nur in fofern die Eintritts-Bewilligung nad) ſich, als 

a. der Keifende fgine Reife von einem mit Feiner Baier⸗ 
fhen Gefandtfchaft verfehenen Drte angetreten hat, 
und nicht mit einem Minifterial:Paffe, fondern bloß 
mit einem fonftigen Neifepaffe verfehen ift; 

b. gegen den betreffenden Reifenden fonft Fein Anlaß 
zum Verdachte vprwaltet. 

2) Das Viſa einer Baierſchen Gefandtfchaft kann durch) 
dad Viſa eines andern an dem Sitze ber erftern be— 
findlichen Gefandten nur. dann erfegt werden, wenn 
der legtere Namens der Baierfchen Gefandtfhaft, ale 
von dieſer fubftituirt, vifirt, und biefe Subſtitution 
beim Viſa zugleich bemerkt hat, 

Außerdem ift 

3) von dem Koͤnigl. Baierſchen Minifterio angeordnet 
worden, daß jeder Lohnfuhrmann eine befondere polis 
zeiliche Legitimationd-Karte, beim Einttitte in Baiern 
zu nehmen, und diefe an. allen Drten, wo die Päffe 
vorgezeigt werden müffen, ebenfalld der Behörde vorzus 
legen hat, auch find die mit dergleichen Lohnfuhren 
nach und durch Baiern Reiſenden ebenfalls verbunden, 
wie jeder andere Meifende, fih durch die vorſchrifts⸗ 
mäßigen Päffe zu legitimiten. 

Mit Bezug auf die Eirfular-Berordnung vom 27. 
Septbr. d. J. *) erfuche ich das Königl. Dinpelfisinn: 
N) Im 2ꝛten Hefte, ©. 467. 
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die Koͤnigl. Regierungen des Oberpräfidial Bezirks 
biervon Mittheilung zu machen, und felbige-zu vers 
anlaffen, diefe Beftimmungen durch die Amtsblätter 
nachträglich zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, for 
wie die Behörden, welche fur Ausftellung von Aus- 
gangs-Päffen autorifirt worden find, anzumeifen,-auf 
den Päffen für Neifende nach) und durch Baiern aus— 
druͤcklich zu bemerken, daß. det Inhaber verbunden 
ſei, den Paß, wenn er einen Ort paffict, mo ein 
Baierfher Gefandte fich befindet, fein Aufenthalt 
fei fo kurz er wolle, von demfelben vifiren zu laffen, 
. damit der Paß-⸗Inhaber in. ſteter Kenntniß davon 
verbleibe; auch hat die den Paß audftellende Be: 
hörde dem Paß⸗Inhaber anzuempfehlen, daß, wenn 
er einen Drt berührt, wo fich gleichzeitig ein Koͤnigl. 
Preuß. Gefandte zc. und ein Königl. Baierfcher Ge- 
fandte befindet, er feinen Paß zuerft dem erſteren zur 
Ertheilung des Viſa's vorlegt, weil dies ihm um fo - 
leichter zu dem Zwede, dad Viſa ded Baierfchen 
Gefandten ꝛc. zu erhalten, führen wird. 
Berlin, den 30. November 1833. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. , 
v Brenn. 





* 


100. 


Reffripe des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberpraͤſidien, und ab⸗ 

ſchriftlich an das hieſige Koͤnigl. Polizeipraͤſidium, die 
Legitimationen der Lohnfuhrleute zu Reiſen in und 


durch Baiern betreffend. 





Nach den, dem Koͤnigl. Oberpraͤſidium unter dem 30. 


November v. J. mitgetheilten Beſtimmungen des Koͤnigl. 
Baierſchen Miniſterii uͤber die Legitimation der Reiſenden 
nach und durch Baiern, ift unter andern unter 3. bemerkt: 


daß jeder Lohnfuhrmann eine.befondere Legitimationd- 
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Karte in Baiern zu nehmen, und diefe an allen Or⸗ 
- son, wo die Paͤſſe vorgegeigt werden, mit feinem 
’ Paſſe der betreffenden Baierfchen Behörde vorzules 
x gen habe. 
Mit Bezug hierauf ift mir durch das Königl. Miniftes 
rium der auswaͤrtigen Ungelegenheiten eine neuere Verord⸗ 
nung des Koͤnigl. Baierſchen Miniſterii vom’ 6. Dezember 
v. J. mitgetheilt worden, wonach obige Beſtimmung dahin 
erlaͤutett wird, 
daß nur Baierſche Lohnkutſcher gehalten ſind, zu ih⸗ 
ren Reiſen dergleichen Legitimations⸗Karten zu loͤſen, 
dagegen auslaͤndiſche Lohnfuhrleute zu Reiſen in und 
durch Baiern dieſer Legitimations⸗Karten nicht bes 
duͤrfen, ſondern von ihnen nur verlangt werden ſoll, 
daß ſie ſich, abgeſehen von den Paͤſſen der Reiſenden, 
welche fie: führen, im Beſitze eines beſondern, vor⸗ 
ſchriftsmaͤßigen Paſſes befinden, auch ſollen ſelbige, wenn 
ſie aus dem Auslande kommen, und Meßguͤter nach 
Meßorten im Koͤnigreiche Baiern bringen, ſchon fuͤr 
legitimirt erachtet werden, wenn ſie ſich im Beſitze 
eiues Atteſtes der Polizeibehoͤrde ihres Wohnortes 
befinden, worin ihnen ihre Eigenſchaft als Lohnfuhr⸗ 
leute an dem Drte ihrer Anfälligkeit und ihre gute 
Yufführung bezeugt wird, j 
‚Indem ich das Königl. Oberpräfidium hiervon in Kennt 
niß fege, erfuche ich Daffelbe zugleich: 
die Königl. Regierungen des Oberpräfidial» Bezirks 
nachträglich davon zu unterrichten, und fie zu vers 
anlaffen, obige Beflimmungen ebenfalld durch die 
Amtöblätter zur Öffentlichen Kenntnig zu bringen, 
wobei ich nur noch bemerfe, daß nady der Anordnung des 
Königl. Baierfhen Miniſterii der firenge Vollzug obiger 
und der dem Königl. Oberpräfidium unter dem. 30. Novems 
ber v. 3. mitgetheilten Beflimmungen jedenfalls mit. dem 
4, Februar d. J. erfolgen wird, 
Berlin, den 8, Januar 1834, 
Der. Dinifter des Innern und ber — J 
ve Breun 
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101. & r 
Auszug aus dem Reffripte des Könige, Minifteriums 
bes Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung 
- zu M. N., die. Reifpäffe nach Italien betreffend. 





Indem ich der Koͤnigl. Regierung ruͤckſichtlich der Paß⸗ 
ertheilung an den N. N. nach Rom dies hierdurch zu er⸗ 
kennen gebe, veranlaſſe ich Dieſelbe: 
kuͤnftig ſich der Ausſtellung der Paͤſſe nach Italien 

zu enthalten, und in vorkommenden Faͤllen jederzeit 
die Anträge unter Anzeige des Reiſezwecks und det 
übrigen Verhältniffe des dem Paß nachſuchenden In⸗ 
dividui, und zwar unter Beifuͤgung deffen Signale 
ments, bei: mir zu machen und den Befcheid abzu- 
warten; auch find, in fofern es noch nicht gefchehen 
ift, die Polizeibehdrden des Negierungs- Departements, 
welche zur Ausftelung von Ausgangs-Päffen dur) 
die Königl. Regierung autorifict find, davon in Kennts 
niß zu ſetzeiu. 

Berlin, den 30. November 1833. - 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
? v. Brenn. 


102. 

Eirfular- Verfügung: der Königl. Regierung zu Achen, 
an ſaͤmmtliche Königl. Landräthe, die Paßvifirung für 
die über Frankreich nach Nordamerifa auswans 
dernden preuß. Unterthanen betreffend. 





Nah einer Mittheilung des Herrn Oberpräfidenten der 
Rheinprovinz hat das Königl. Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten unterm 17. 9. M., dem Bundestags-Ges 
fandten, Herren General-Poftmeifter v. Nagler, Ercellenz, 
in Frankfurt, die Befugnig übertragen, die Paͤſſe derjenigen 
nach Rordamerifa auswandernden preußifchen Unterthanen 
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zu viſiren, welche fich in franzoͤſichen Häfen einzufchiffen ges 
denken, indem fodann auch das Vifa zum Durchgange durch 
Frankreich von dem franzdfifchen Gefandten in Frankfurt 
ertheilt werden wird, vorausgefegt jedoch, dag der Nach 
weis der, zur Durchreife durch Frankreich und zu ihrer 
Weberkunft nach Amerika erforderlichen Geldmittel, nach 
der hierüber von der franzdfifchen Regierung erlaffenen Ver: 
fügung (in welcher Beziehung wir auf unfere Verfügung 
vom 21. Mai d.%. *) vermweifen) gehörig beigebracht wird. 

Andem wir Ihnen von diefer Einrichtung zur Nach⸗ 
achtung bei vorfommenden Fällen Kenntniß geben, bemer- 
"ten wir noch, daß folche ſich nur bloß auf preußifhe Um 
terthanen bezieht, und hinfichtlich fremdherrlicher Untertha> 
nen, welche den dieffeitigen Staat bei ihrer Auswanderung 
berühren, es bei den beftehenden Beftimmungen verbleibt. 

Achen, den 27. Auguſt 1833. 

Königl. Negierung. Abtheilung des Innern. 


Sicherheits» Polizei. 
103. 


Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Oberpräfidien, 

mit einer Empfehlung des Werfes: Amerifa’s Beſſe⸗ 
‚sungsfpflein und deſſen Anwendung auf ‚Europa x. 





In der hiefigen Enslinſchen Buchhandlung iſt fo eben 
erfchienen : J 
„Amerika's Beſſerungsſyſtem und deſſen Anwendung 
„auf Europa. Mit einem Anhange über, Strafan— 
„fiedelungen und 22 Beilagen. Aus dem Franzoͤſi⸗ 
„ſchen der Herren ©. v. Beaumont und A. v. Toc— 
queville, nebſt Erweiterungen und. Zuſaͤtzen von 


) Cont. Annal. Jahrg. 1833. etes Heft, S. 28sß8. dmu 
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„Dr. R. 9. Julius. Dit & Kupfertafeln. Berlin, 
„1833. 5.” x 
Da die Königl. Replecungen, unfer deren Verwaltung 
ſich Strafanſtalten befinden, von dem Inhalte dieſes Werks 
nuͤtzlichen Gebrauch zu machen, wohl Gelegenheit haben’ 
dürften, fo habe ich daffelbe dem Königl. Oberpraͤſidium 

biemit, Behufs weiterer Beranlaffung, empfehlen wollen. 

Berlin, den 2. Juli 1833. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


104. 


Cirfular-Berfügung der Königl. Regierung zu Breslau, 

an fämmtliche Königl. Landrathsaͤmter, die polizeiliche 

Beauffi iörigung unficherer und berbächtiger Perſonen 
betreffend. 

Einige in der neueſten Zeit veruͤbte Verbrechen muͤſſen, 
nach der Art, wie ſie begangen worden, unbedenklich von 
bedeutenden Vereinigungen von Verbrechern herruͤhren, die 
bisher der Aufmerkſamkeit der Behoͤrden ſich zu entziehen 
gewußt haben. 

Wiewohl wir, hierdurch veranlaßt, wie den Koͤnigl. 
landraͤthlichen Aemtern aus dem heute an Sie wegen die— 
ſes Gegenſtandes erlaſſenen Cirkulare bekannt, die uns zu 
Gebote ſtehende allgemeine Maßregel anzuordnen nicht uns 
terlaffen haben; fo bleibt die größte Bürgfchaft für die Auf- 
rechthaltung der vielfach und in ganz ungewöhnlicher Weife 
geftörten Öffentlichen Sicherheit in‘ der ſtets gefchärften Auf⸗ 
merkfamfeit der Drtö-Polizeibehörden, auf die am Drte bes 
findlichen verdächtigen Perfonen und auf umherfchweifendes 
Gefindel, und, wenn ein Verbrechen fchon begangen wor⸗ 
den, in der fchleunigfien und eifrigften Verfolgung der die 
Entdecfung der Thäter,- wenn auch zumeilen nur muthmaß⸗ 
lich verrathenden Spuren. 

Wir — es daher den Koͤuigl. landraͤthlichen Aem⸗ 
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tern insbeſondere zur angelegentlichſten Pflicht, und legen 
es Ihnen an das Herz, auch die Magiſtraͤte und ſonſtigen 
Orts⸗Polizeibehoͤrden gleihmäßig zu inftruiren, eine anges 
ſtrengte raftlofe Aufmerkfamfeit auf alle verdächtige, bereits 
befannte, oder nach ihrem Auftreten in der Gegend dafür 
zu erachtende Perfonen zu richten. " 

Solche Subjekte mäffen oft und unvermuthet in ihren 
Wohnungen zur Nachtzeit revidirt, und wenn fie nicht eins 
heimifch befunden werden follten, müffen fie Aber die Urfach 
ihrer Abweſenheit und mo fie fih befunden haben, vernom⸗ 
men, die Wahrheit ihrer Angaben erforfcht, und bei- befun- 
dener Unrichtigkeit denfelben nach Vorfchrift der deshalb 
vorhandenen polizeilichen Maßgaben behandelt, auch in ihrer 
Wohnung bald einige Erfundigung ohne Auffehen eingezos 
gen werden, um eine Vergleihung anftellen zu können mit 
‚ der Ausfage des Abmwefenden. Eben fo find verdächtige 
Orte, die ſchon als Schlupfwinkel Tiederlichen Gefindeld und 
Verbrecher berüchtigt find, oft unvermuthet zu verfchiedenen 
Tageözeiten zu revidiren. 

Wenn aber erhebliche Verbrechen vorfallen und fernere 
Störungen der Öffentlichen Sicherheit befürchten laffen, dann _ 
muß auf dad Schleunigfte und am Sicherften durch Kreis⸗ 
Bifitationen, oder nach Befund auch durch Lofal-Bifitatios 
nen Alles aufgeboten werden, um den Beforgniffen wirkfam 
durch Entdeckung der Thäter zu begegnen. Wie bei ders 
gleichen Vifitationen zu verfahren, fchreibt die Inſtruktion 
vom 9. Oktober 1817. *) das Verfahren bei ıc. Bifitationen 
F. 111. Nr. 3. und 4. und $. IV, vor. Doch ift zu bemerken, 
dag beim Eintritt derfelben die Landräthe der benachbarten 
Kreiſe ꝛc. davon mit gehöriger Umficht in Kenntniß gefege 
werden, um auf eftvanige Uebertreter zur beſtimmten Zeit 
vigiliren zu laſſen. 

Da von der Öffentlichen Sicherheit und der Sicherheit 

der Perſon und des Eigenthums, hauptſaͤchlich das Gedei⸗ 

hen des Staates und des Einzelnen, der Schuß von er 

ſterem zu erwarten hat, ungeftdrtes Leben und Wirken abs 

hängt; fo ift e8 dringende Pflicht eines jeden Staatsbeam⸗ 

ten und aller fonftigen Behörden, ihres Theiles mit raſtlo⸗ 
) Jahrg. 1817. Au, Heft, ©. 173 fi. 


* 
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fem Eifer dahin ju wirken, daß dieſer Seimeinfane Zweck 
erreicht werde. 

Die Koͤnigl. landraͤthlichen Aemter haben fich daher 
mit Nachdruck dieſen Gegenſtand angelegen ſein zu laſſen, 
auch die Magiſtraͤte und Lokal⸗Polizeibehoͤrden dazu anzu⸗ 
halten, ſowie auf puͤnktliche Befolgung zu halten, und wenn 
Viſitationen hier gedachter Art Statt gefunden haben, uns, 
daß ſolches geſchehen, und den Erfolg auzuzeigen, 
Breslau, den 30. YAuguft 1833. 

Königl, Regierung. Abtheilung ded Innern. 


105. 
Cirfular Verfügung der Königl. Regierung zu Trier, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Landrathsaͤmter, die Befleidung ber 
» : Ösfangenen auf Transporten betreffend. 





Es kommen nob immer Fälle vor, daß Gefangene, ' 
welche von einem Gefängniffe nad einem andern franspors 
tirt werden, und bei ihrer Abführung gehörig bekleidet find, 
fo mangelhaft bekleidet an dem Beftimmungsorte ankom⸗ 
men, daß fie hier wieder mit neuen Kleidungsſtuͤcken ver 
fehen werden müffen; wie dieſes namentlich noch Fürzlich 
bei dem, aus dem hiefigen Juſtiz-Arreſthauſe nach der Fe— 
fung Eoblenz abgefährten Landwehrmann N. N., flattges 
funden hat. Dabei ſteht zu vermuthen, daß bie Gefanger 
nen auf der Reife, befonders während des Aufenthaltes in . 
den Transpörk-Gefängniffen ihre guten Kleidungsftüce auf 
fehlechtere gegen Zahlung vertaufchen oder verkaufen. Ein 
folcher Unfug datf aber unfer feinen Umſtaͤnden geduldet 
werden, und beftimmen wir daher, wie folgt: 

41) Feder Gefangenauffeher hat, wenn ein Gefangener 
auf den Transport gegeben wird, auf dem Transport: 
zettel fpeziel zu vermerken, mit welchen Kleidungsſtuͤk— 
fen der Transportat verjehen ift, und in welchem Zus 
ftande diefelben ſich befinden. 

2) Der Tronsportführer bat bei Ueberuahme des Ge⸗ 
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fangenen fich dabon zu Überzengen, daß der Gefangene 
die vermerften Kleidungsftüce und zwar in der anges 
gebenen Qualität wirklich bei fich führt, und ‚bei Ues 
bergabe des Gefangenen an den naͤchſten Transports 
führer vefp. bet deffen Einfieferung in ein Transports 
Gefaͤngniß die Richtigkeit ded Vermerles ad 1. auf 
dem Transportzeftel zu afteftiren. 

3) In gleicher Weife ift bei Kortfegung des Transportes 
von dem Aufſeher des Transport⸗Gefaͤngniſſes und von 
dem ferneren Transportfuͤhrer bis zur Einlieferung in 
den Beſtimmungsort zu verfahren. 

4) Das Unterlaffen dieſer Atteſtirung zieht die perſoͤnliche 
Verantwortlichkeit und Erfagpflichtigfeit wegen jedes 
mit den Kleidungsftücen des Gefangenen, fei es wähs 
rend des Aufenthaltes im Gefängniffe, fei es. auf dem 
Transporte geftiebenen Unfuges nad) fich. 

Wir veranlaffen Sie daher, die Gefangenauffeher . 
dem gemäß mit Snfiruftion zu verfehen, und bdenfelben die 
Beachtung ernftlichft einzufihärfen. 

Trier, den 11. Yuguft 1833., 
Königl. Regierung. Abtheilung des Junern, 


106. er 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
‚ bie Verpflegung in den Kreis und Polizeigefängniffen . 
nad) ben. geringeren Sägen betreffend. 





Es ift bei der Königl. Regierung zu Achen zur Sprache 
gebracht worden, daß die Grfängnißftrafe für die Forftfrevs \ 
ler nicht abfchrecfend genug fei, und ihren Zwec nicht er⸗ 
fuͤlle, weil die Verpflegung der Gefangenen in ben Pos 
lizei-Gefängniffen zu gut und zu reichlich ſei. 

Bei dem neuen, von dem Miniſterio des Junern und 
der Polizei feſtgeſtellten Speiſe-Etat fuͤr die Straf⸗ und 
Gefangenanſtalten einer jeden Provinz⸗ welcher in Gemaͤß⸗ 

heit 
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heit ber. Eirfular Verfügung vom 17. Mat c. durch das. 
Dberpräfidium der König, Regierung : mitgetheilt. worden, 
iſt zwar nur dasfenige beruͤckſichtigt, was nach der zeitheris 
gen Erfahtung ald nothiwendig anerkannt worden; der ges 
dachte Etat ift indeſſen hauprfächlich für ſolche Anftalten 
berechnet, worin ein Arbeitsbetrieb ſtattfindet. 

Es unterliegt daher keinem Bedenken, daß in denjeni⸗ 
gen Gefangenanſtalten, wie in den Kreis⸗ und Polizei⸗Ge⸗ 
faͤngniſſen, wo die Gefangenen nur wenige Tage verweilen, 
und nicht zur Arbeit angehalten werden, noch eine gerin⸗ 
gere Bekoͤſtigung ſtattfinden kann. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher angewieſen, den 
Gegenſtand naͤher zu pruͤfen, und zugleich autoriſirt, in allen 
Kreiss und Polizei⸗Gefaͤngniſſen, bei welchen. die geringe. - 
Koſt nicht ſchon eingeführt ift, die Beköftigung der Sefans 
genen, unter Wegfall der warmen Morgenfuppe, nur auf 
die durch dem allgemeinen Speife-Erat nomitte Mittagskoſt 
und auf eine Brotportion von Einem Pfunde pro Kopf 
und Tag zu beſchraͤnken. 

Berlin, den 15. Auguſt 1833. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
In deſſen Abweſenheit. 
Köhler 





107. i 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die 
Portofreiheit für bie Ueberverdienſtgelder entlaſſener 
Zuͤchtlinge und Korrigenden betreffend. 





In Verfolg des Cirkulars vom 12. Februar b. J. 
(Anl. a) — wornach den Zuͤchtlingen und Korrigenden bei 
ihrer Entlaffung aus den-Gtrafr und Befferungsanftalten 
der durch ihte Beſchaͤftigung etwa erzielte Ueberverdienft 
nicht eingehaͤndigt, ſondern, nachdem dem zu Eutlaffenden 
ein angemeffenes Reifegeld gezahlt worden, der fernerweite 

Annalen. Heft IU. 1833. j Ere 
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Ueberverdienſt⸗Betrag der Obrigkeit des kuͤnftigen Aufent⸗ 
haltsortes uͤberſendet werden ſoll, — iſt es zur Sprache ger 
bracht worden, daß bei dieſer aus polizeilichen Ruͤckſichten 
eingeführten Einrichtung für die betreffenden Individuen 
der Nachtheil entftehe, dag fie nach Höhe des erwachfenden 
Poſtpotto's einen Abzug von dem Ueberverbienft erleiden 
müßten. i 

ge” Erwägung dev hierbei obmaltenden Ruͤckſichten if, 
wegen Bewilligung der Portofreiheit für die dem: entlaffes 
nen. Sträflingen ꝛc. von den Verwaltungsbehoͤrden der 
Straf und Befferungsanftalten an die Ortsobrigkeiten nach⸗ 
zufendenden Weberverdienftgelder, mit dem Herrn Generals 
Poftmeifter verhandelt worden, melcher ſich bereit erklärt 
bat, fuͤr jene Gelder die Portofreipeit zuzugeſtehen. - Die 
Poftanftalten werden duch das nächte General⸗Cirkulat 
von dem Königl. General⸗Poſtamte hievon mit dem Bemer⸗ 
ken in Kenntniß gefeßt werden, daß die in Rede ſtehenden 
Geldfendungen mit der Rubrik: 

„VBerdienftgelder entlaffener Strafgefangenen 

und Korrigenden” 

verfehen, und. mit den Dienfifiegeln der betreffenden. Bers 
"waltungsbehörden verfchloffen fein werden. 

Indem die Königl, Regierung hievon in Kenntniß ge⸗ 
fegt wird, erhält Sie, zugleich die Anmeifung, dem gemäß 
weitere Verfügung zu erlaffen. 

Berlin, den 9. September 1833. 
Miniſterium des. Innern und der Polizei. 
Köhler. F — 


Fr mehreren Zucht: und Korrektionshaͤuſern beſteht die 
Einrichtung, daß dem Züchtling bei. der Eutlaffung aus der 
Anftalt der durch feine Befchäftigung etwa: erzielte Ueber- 
verdienft nicht eingehaͤndigt, fondern, nachdem dem Entlaffe: 
nen ein angemeffenes Neifegeld gezahlt worden, der Obrig⸗ 
feit feines Fünftigen Aufenthaltsorkes überfendet wird, Diefe 
Einrichtung beftept in der Strafanftalt zu Werden nicht. 

Nach. $. 52. der Hausordnung für diefelbe wird viels 
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mehr die Hälfte des Ueberberdienftes zur Verbefferung ber 
Lage derjenigen Steäflinge, deren Betragen untadelhaft if, 
oder deren Arbeitöluft rege erhalten werden muß, während 
iheer Strafzeit verwendet, : die andere Hälfte erhalten. die 
Sträflinge bei der Entlaffung, wenn Ddiefe zweite Hälfte 
nicht etwa auch aus befonderen Gründen während der Strafs 
zeit verabfolge worden ift. ' 

Wenn auc) diefe Einrichtung im Wefentlichen beftehen 
bleiben mag, fo finde ich doch die Verabreichung des für 
den -Fhchtling: bei. der Entlaflung etwa. noch vorhandenen 
Leberverdienfted an. ihn felbft nicht. angemeffen, beftimme 
vielmehr, daß die Eingangs gedachte Einrichtung, 

wonarh nämlich dem Entlaffenen nur ein angemeffes 
ned Neifegeld, der Reſt ded Ueberverdienftes aber 
der Obrigkeit feines Fünftigen Wohnorts eingehän« 
auch ruͤckſichtlich der Strafanftalten: des dortigen Departes 
ments in Anwendung gebradyt werde, wonach die Königl. 
Regierung dad Weitere zu veranlaffen hat. 
Berlin, den 12. Februar 1833. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
9. Brenn. 
die König Me ierun 
su Düfeldoef. ’ 

Abfchrift zur Beachtung an die Koͤnigl. Regierungen 
zu Potsdam, Merfeburg, Achen, Koblenz, Köln, Trier, Mins 
den, Münfter, Marienmwerder, Bofen, Breslau, Lieguig, Gum⸗ 
binnen und Stettin, fofern nicht etwa ſchon eine Einrich- 
tung, wie die ‚angeordnete, im dortigen Bezirke beftcht. 

Berlin, den 12. Februar 1835. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


108. 5 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmeliche Königl. Dberpräfidien, 
die Immediat⸗Begnadigungs⸗Geſuche der. Sträflinge 
EI DANN) betreffend. 


Des Königs Majeftät haben in einer an den Herrn 
&cc 2 
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Juſtizminiſter v. Kamphz erlaſſenen, mir von demfelben 

mitgerheilten Allechöchften Kabinets-Drdre vom’ 20. v. M. 

Allerhoͤchſt ihr Mißfallen darüber, 
daß ein Straͤfling disziplinariſchen Strafen deshalb 
unterworfen worden war, weil er aus der Strafs 
anftalt wiederholentlich Beghadigunge-Befuche an Se. 

Majeftät gerichtet hatte, 

audzufprechen, und zu befehlen geruht, ' 
daß den Sträflingen das Anrufen der aduii Gnade 
nicht verwehrt, um fo weniger alſo deshalb Strafe 
über fie verhängt werden folle. 

Das Königl. Oberpräfidium wird hierdurd) beauftragt, 
zur genauen Befolgung dieſes Allerhöchften Befehls in der 
hiefigen (dortigen) Provinz dad Weitere zu veranlaffen. 

Berlin, den 2. Juli 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
dv, Brenn. 


Ä 109. 
Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, 
die Aufbringung des Reiſegeldes der aus den Straf⸗ 

anftalsen entlaffenen Züchtlinge betreffend. 





Der im Amtsblatt von 1824. pag. 127. befannt ges 
machte. Auszug aus dem neuen Neglement für die Straf 
und Bellerungsanftalten zu Spandau und Brandenburg 
enthält zwar im $. 1. unter Andern die Beflimmung, dag 
das, den entlaffenen Züchtlingen von der Strafanftalt mit 
zugebende Neifegeld, von den verpflichteten Privatperfonen 
und Gemeinden an die Anjtalt erftattet werden müffe. Das 
Königl. Minifterium des Innern und der Polizei hat aber 
mittelft Reffeiptd an uns vom 8. d. M. die vorgedachte 
Beftimmung dahin deklarirt, daß für den zur Erftattung 
Berpflichteten zunaͤchſt nur ber Jurisdiktionarius zu achten, 
und nur wo, wie in den dieſſeitigen Staͤdten, die Gemeinde 
ſelbſt als Zurisdiktionarius betrachtet wird, biefer die Er | 
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fattang aufzulegen ſei. Die Ruͤckreiſe iſt, wie die Abliefe⸗ 
rung in die Strafanſtalt, eine nothwendige Folge des Straf⸗ 
erkenntniſſes und der Vollſtreckung deſſelben, deren Koſten 
dem Inhaber der Gerichtsbarkeit, welcher die Fruͤchte der 
letzteren genießt, zur Laſt fallen. (Allgem. Landrecht, Thl. II. 
Lit. 17. $. 106. — Kriminal-Drdnung $.$. 563. 622. und 
623.) Die Polizeibehörde des Beſtimmungsorts eines ent 
- Saffenen Zuͤchtlings, an welche ſich die Strafanftalt wegen 
Erſtattung des befagten Meifegeldes zu twenden hat, wird 
daher ferner diefe Koften lediglich von dem Gerichtöbzlehn, 
ten einzufordern haben. i 

Potsdam, den 27. Juni 1833. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


410. 


Cirkular⸗ Verfügung ber Koͤnigl. Regierung zu. Breslau, 
an ſaͤmmtliche Königl. Landrachsämter, betreffend die 
Bildung von Vereinen zur Fürforge ıc. für die aus 
Straf und Befferungsanftalten zurücfchrenden 
Subjefee. 





Das heute von und an ſaͤmmtliche Königl. Landraths⸗ 
ämter und Magifträte erlaffene Eirfulare *) wegen Beauf⸗ 
fihtigung und Befchäftigung der aus Straf, und Belle . 
‚ tungsanftalten in die Heimath zurädkehtenden Gubjekte, 
bringt eigentlich nur die in diefer Hinficht ſchon angeordneten 
Maßregeln, unter Beifigung einiger zweckmaͤßigen Forde⸗ 
zungen, in Erinnerung, indem es die betreffenden Ortsbehoͤr⸗ 
den für die Folgen der Nichtbeachtung diefer Vorſchriften 
perfönfich verantwortlich macht, und ed bleibt mithin diefes 
Eirkulare, ungeachtet der gegenwärtigen Verfügung, in fei- 
ner vollen Kraft. 

Allein wir finden zur Erreichung unferes, durch jened 


v) Mit der von der Königl. Megierung gu Liegnitz unterm 30. 
I (83% erlaffenen Siefular- Berfügung gieichlautend. (im 
‚aften Hefte, ©. 167.) R 


158 ’ 
Cirkulare «benbfichtigten Zwecks Für das mirkfamfte Mittel, 
die entlaffenen Sträflinge und Koreigenden zu beffern, und 
für die bürgerliche Geſellſchaft nicht nur nuſchaͤdlich, fon 
dern auch nüßlich zu machen, in. der Bildung von Vereinen, -- 
‚ zur Befferung und Befchäftigung oben gedachter Subjekte. 
Die PerfonalsAkten, melde uns von. jedem in Das 
Korrektions haus zu Verurtheilenden vorgelegt werden. müf- 
fen, bemweifen unmwiderleglich, ‚daß zwar mande.aus Bos⸗ 
beit, oder unübertoindlicher Neigung zum Bagabordiren oder 
Nichtsthun fündigten; eine fehr große und die überwiegende 
Mehrzahl werden aber duch Mangel und Noth, namentlich 
durdy ihnen mangelnde Gelegenheit zu nuͤtzlicher Befchäfti- 
gung herbeigeführt, zur Ruͤckkehr zu ihrer früheren uners 
kaubten Lebensart verleitet. Ganz befonders bleibt es außer 
Zweifel, dag, wenn den, aus gedachten Anftalten Entlaffe- 
nen immer fogleich eine Gelegenheit zum ehrlichen Broter- 
werbe nachgemwiefen worden, fie auch gleichzeitig ſtrenge be 
wuffichtigt werden, ohne ihmen jedoch ihre frürhern Bergehen 
und erlittenen Strafen vorzurhden (indem dergleichen Vor⸗ 
wuͤrfe faſt immer nur nachtheilige Eindruͤcke machen muͤſſen) 
die meiſten einen ehrlichen Broterwerb dem. Müffiggange 
und Bagabondiren, Betteln ıc. vorziehen würden. 
Es erfordert daher nicht nur die Pflicht der Religion 
und Menfchlichkeit, ſich ſolcher Perfonen anzunehmen, fons _ 
dern auch dad eigene ntereffe der Kommunen, denen fie 
angehoͤren, eine ſolche Maßregel zu befördern, die dergleis 
hen Unheil vorbeugt. 
Bi Die Kommunen erfparen fi) nämlich dadurch Fünffig 
Koften der unentgeldlichen Armenpflege; die Berichtsobrig- 
feiten Die Koſten der Unterfuchung folcher Vergehen, zu wel⸗ 
chen bergleihen Perfonen oft aus Noth und Arbeitölofig- 
feit verleitet werden; und die ganze bürgerliche Geſellſchaft 
gewinnt an Ruhe und Sicherheit, wenn aus Berbrechern 
nügliche Arbeiter umgefchaffen werden. 

Ein dergleichen wohlthätiger Zweck kann jedoch erfäh- 
tungdmäßig nur am ficherften durch Vereine mohlgefinnter 
Perſonen erreicht werden, die aus Mitgliedern aller Stände 
beftehen. 
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Zuweilen werden allerdings Eleine Geldaufweudungen 
dazu erforderlich, um den entlaſſenen Straͤflingen, die fei- 
nen hinreichenden Rebenverdienft aus der: Straf: ıc.Anftalt 
mitbringen, : die Mittel zu verſchaffen, ſich Die noͤthigſten 
Borräthe, Werkzeuge ze. zur Betreibung ihrer Gewerbe ait- 
zukaufen. Indeflen fommt es in den. meiften Faͤllen weni⸗ 
ger auf. baate Gelbbeiträge,. ald darauf an, daß die Mit 
glieder eines ſolchen Vereins ſich anheiſchig ‘machen, ent; 
laſſene Straͤflinge sc, beſonders foldje, die in; den Straß 
anftaltew Rene, Fleiß und guten Willen, fi in Zukunft 
auf eine redliche Aut zu ermähren, gezeigt haben, Arbeit zu . 
verfchaffen, ober fie in Lohn oder Dienft zu nehmen. : 

Wir empfehlen daher den Königl.. landraͤthlichen Aem⸗ 
teen Dringend diefe Angelegenheit, durch welche in der Rück: 
wirfung nicht ‚bloß dad Intereſſe einzelner Individuen, de⸗ 
nen eine menſchenfreundliche Borforge gewidmet wird, fons 
dern auch das Intereſſe des ganzen Kreiſes felbft hervor: 
geht, den Ständen: auf den Kreis+Verfammlungen . und 
aud). den uͤbrigen Einfaffen auf geeignetem Wege an’d Herz 
zu legen; und wo möglich, einen Verein zur Befchäftigung 
der aus Straf⸗ und Beflerungeänftolsen entlaffenen Perſo⸗ 
ven zu errichten. 

Wir werden alödann, wenn ein fo wohlthätiger Verein 
zu Stande kommen follte, die Direktionen des Koͤnigl. Ar- 
beitöhanfes zu Brieg und des Königl. Korrektionshaufes zu 
Schweidnitz anweifen, ſich mit. diefen Vereinen in nähere 
Beziehung zu feßen und: dem betreffenden Vereine von jeder. _ 
Entlaffung eine möglichft genaue Charakteriſtik des zu Ent⸗ 
laffenden in Zeiten mitzutheilen, damit der Verein noch die 
erforderliche Zeit erhalten möge, vor der wirklichen Ankunft des 
zu Entlaffenden für deffen Unterfommen möglichft zu forgen. 

Wir find überzeugt, daß, wenn Sträflinge die fichere 
Ausſicht haben, daß, wenn fie fich gut und fleißig aufführ 
ren, alödann auch mach ihrer Entlaffung für ihren ehrlichen 
Broterwerb geforgt werden wird, dies fihon in den Straf 
anftalten felbft einen fehr wohlthätigen Einfluß auf ihr Bes 
tragen und dereinftige Befferung haben, und befonders dazu 
beitragen werde, zu verhindern, daß Beftrafte nicht mehr 


- 
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fo. häufig, wie jetzt wohl zu gefchehen pflegt; in ihre frühere 
after zuräckfallen werden. 

Wir werden aber auch zugleich einen ſolchen Verein 
dann auf jede in unſerer Macht ſtehende Art darin unter⸗ 
ſtuͤtzen, daß gegen ſolche Entlaſſene, die, der ihnen gewidme⸗ 
ten Vorſorge und gegebenen Gelegenheit zum ehelichen Brot⸗ 


erwerbe ungeachtet, in das Lafter des Vagabondirens, des 


Müffigganges sc. ‚wieder verfallen, mit ‚aller Strenge ver⸗ 
fahren werde, und fie, nach Befunde, wieder in das. Kor⸗ 
rektionshaus zuruͤckſchicken; wodurch denn alſo der Eins 


wand, den man dergleichen Vereinen bisweilen zu: machen 


pflegt, als begünftigten diefelben nur. das Laſter und. die 
Faulheit, hierdurch völlige Erledigung finden wird. 

In welcher Art fhon in einem Kreife Schlefiens, "im 
Piegnigfhen Regierungs-Departement, ‘ein dergleichen Verein 
mit gutem Erfolge zu Stande gefommen, wird. das: Königl. 
landräthliche Amt aus dem in Abfchrift mit folgenden Bei 
richte des Königl, Landraths Lübenfchen Kreifes vom 6; 
Juli 1833. erfehen, dem zugleich Abfchrift der Statuten des 
Vereines beiliegt. Sehr erfreulih würde ed uns fein, wenn 
zum wahren Nugen der Provinz auch in. unfern Departe⸗ 
ment in recht vielen Kreifen ſich dergleichen wohlthäfige 
Bereine bildeten. Und da wir Aberzeugt find, daß es hier; 
bei ſehr viel auf den Einfluß der Koͤnigl. landraͤthlichen 
Aemter ankommt; fo wollen wir hoffen, daß fämmtliche 
Königl. Iandräthliche Aemter ſich auch im diefer Hinficht 
recht wohlthaͤtig beweifen mögen, und: erwarten nach zwei 
Monaten Bericht vom Erfolg der Bemühungen. ' 
Breslau, den 16. Auguſt 1833. 

Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


111. 
Verordnung der Koͤnigl. Regierung zu Coͤslin, die Ein⸗ 
ſendung von Bettlern und Vagabonden in das Land⸗ 
Armenhaus zu Neuſtettin betreffend. 


In Folge hoͤhern Orts erlaſſenen Beſtimmung wird 
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hierdurch Folgendes den Polizeibehoͤrden und der Inſpektion 
des — zu Neaſettia zur Befolgung bekannt 
gemacht. 

Das bisher beobachtete Berfahren, : die muthwilligen 
Bettler und Bagabonden nad der Land-Armenanftalt in 
Neuſtettin per Transport: zu fenden, ift zwar das ficherfte 

und in" dem’ Gefeg durchaus. begründet; da daſſelbe indef- 

fen der Provinz bedeutende. Koften .verurfacht, und ſich der 
beabſichtigte Zweck: die Bagabonden der Anſtalt zu überlies 
fern, hoͤchſt wahrſcheinlich auch auf eine andere Art erreis 
hen läßt, fo ift befchloffen worden, verfuchsmweife die Bas 
gabonden. durch eine Reiſeroute nach Neuftettin dirigiren zu 
laſſen. 

Indem bei Ausführung diefee Mafregel auf die ums 
fichtigfte Mitwirkung : fämmtlicher Polizeibehörden gerechnet 
wird, wird hierdurch beftimmt, daß in diefem Zweige der 
Polizeiderwaltung nach — Grundſaͤtzen — ver⸗ 
—— werde. 
* :$. 1 

Alle auf Bettelei und auf. gtseetlofem Bagabondiren 
betroffenen Individuen merden vor ‚die. Polizeibehdrde des 


Orts zur fummarifhen Vernehmung geftellt. Iſt der Ort, 


in welchem fie ſich betreffen laffen, ein Dorf, fo find fie an 
die-nächfte, auf der Straße nad) Neuſtettin gelegene ftädti: 
ſche Poligeibehörde per — abzuliefern. 


Durch dieſe erfolgt, nad) ER ſummariſchet · Ber, 
nehmung des Inkulpaten, die Ausſtellung einer Reiſeroute 
nach dem Landarmenhauſe zu Neuſtettin, von welcher eine 
Abſchrift der dortigen — zu uͤberſenden iſt. 


Auf dieſer Reiſeroute fi 8* — die Orte anzugeben, 
in denen der Vagabonde Nachtquartier nehmen ſoll. Jedoch 
duͤrfen nur Staͤdte als ſolche bezeichnet werden, die in der 
Regel nicht weiter als 5 und nicht naͤher als 4Meilen von 
dem vorherigen. Nachtquastier entfernt fein. müffen. 


F g. 4. 
Auf dieſer Reiſeroute iſt zu bemerken, wid dem Vaga⸗ 
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bonden dieſe Kommination laut vorzuleſen, daß jede Abwei⸗ 
hung von der ihm vorgeſchriebenen Tour, feinen Transport 
nad) Neuftettin veranlaffen, und ihm dort eine Strafe von 
25 ——— zuziehen Werbe. 


8. 6 
Die Polijeibehdrde des Zito PR —— PR Bagn 

bonde ‚übernachtet, hat die. Reiſetonte zu viſiren, von der⸗ 
felben zu dem, im $: 7. angegebenen Zweck eine Abſchrift 
gu nehmen und forgfältig aufzubewahren, und endlich genau 
auf den Inhaber zu vigiliren, 

$. 6. 
Sobald ein Bagabonde won. der: ihm vorgeſchriebenen 
Neifetour abweicht, fo wird. derfelbe per Transport. nad) 
Meuftettia gefchafft, und bei feiner Ankunft in Meuſtettin, 
in Gemäßheit der ‚Kommination ad 4. serfehru. 
19. 


Die ‚Koften der Verpflegung werben in den — 
tieren von den Polizeibehoͤrden dem Vagabonden mit 2 Sgr; 
6 Pf. für den folgenden Tag vorgefchoffen, und bei ber 
Land⸗Armenhaus⸗Juſpektion vierteljährlich, mit der aDphpift: 
lich zuruͤckbehaltenen Reiferonte belegt, quiitt. 

8. 


g. 

Es ſoll von jetzt an dieſe Art, den Bogäbonted nah 
Neuftettin zu fchaffen, ald Megel angefehen, in den’ Fällen 
aber eine Ausnahme geftattet werden, mo augeuſcheinlich 
. der vorgefeßte Zweck durch eine einfache Keiferoute wicht 
erreicht twerdbn wuͤrde. 

Dahin wird gerechnet; wenn. der VBagabonde, wegen 
begangener Verbrechen, für die oͤffentliche Sicherheit ge⸗ 
fährlich ift, oder bereits verfolgt oder entfprungen, und übers | 
haupt eines Verbrechens dringend verdächtig ift. 

Sollte ‚der Bagabonde wegen körperlicher Gebrechen 
oder Krankheit, weiche ärztlich zu befcheinigen find, nicht 
gehen koͤnnen, ſo wird ihm, wie bisher, eine Fuhre gegeben. 
Die Beigebung eines befondern Teandporteurd außer dem 
Fuhrmann, iſt aber nur im den vorbemerkten Fallen erfor⸗ 
derlich. Die dadurch entfiandenen Koften werden gleichfalls 
wie ad $. 7. liquidirt. 
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Die-Tenbenz der bier näher entwickelten Maßregel iſt, 
ber Provinz jährlich eine bedeutende Erfparung zu: 'bemirfen, 
ohne die Sicyerheit des Landes zu fompromittiren, 

Die Iufpektion der Landarmen⸗Anſtalt hat am Schluffe 
jeden Monats eine Nachweiſung der mit Paͤſſen angekom⸗ 
menen und nicht angelommenen Bagabonden und Bettler 
einzureichen. say 

Ebslin, den 14. Mai 1833. 

- Königl. Megierung. 





412, 
—— des Koͤnigl. Oberpraͤſidiums zu Muͤn⸗ 
ſter, die Fuhrengeſtellung fuͤr Transportaten betreffend. 





Es iſt neulich der Fall vorgekommen, daß einem Va⸗ 
gabonden, der ſich böchft wahrfcheinlich verſtellt und einen 
hohen Grad von Schwäche angegeben hat, ‚bei der Abführ 
tung nach dem Land-Armenhaufe zu Benninghaufen auf ein 
oberflächliches und ganz unbegründetes aͤrztliches Zeugniß 
eine Fuhre geftellt, und diefe auf den ferneren Statipuen 
ohne miederholte Unterſuchung bis zur Ankunft gegeben if, 
Da hierdurch dem Land-Armenhauſe bedeutende. Transport 
foften zur Laft gefallen find, fo werden die Polizeibehörden 
aufgefordert, dergleichen angeblich Franke Bagabonden ‚nicht 
* bei der Abſendung, fondern auch auf jeder Station we⸗ 

m. Geſtellung einer Fuhre aufs Genaueſte, und 
ar eruͤckſichtigung einer. ihrerſeits möglichen Verftellung 
unterfuhen, und die Urfachen ihrer Transportunfaͤhigkeit 
jederzeit fpeziell. duch die Kreis⸗, oder Armenaͤrzte oder 
"Wundärzte angeben zu laffen, 

Bei Vernachlaͤſſigung diefer Vorfchriften | werden es fich 
diefelben, wenn nachher eine Verftellung von Seiten des 
Transportaten, oder die Unrichtigkeit des Zeugniffes darges 
than werden follte, felbft beizumeffen haben, wenn fie jur 
Wiedererftattung der dadurch veranlaßten Koften unnach- 
ſichtlich werden angehalten werden. Daß die genannten 
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Aerzte, weil fie befoldet find, dergleichen Unterfuchungen 
amd Scheine gratis auszuftellen nnd abzugeben haben, ifl 
felbftredend. 
Münfter, den 5. September 1833. 
Rinigl. Dberpräfident der Ale Weftphalen. 
v. Binde 


‚413. 


Sicfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Achen, 

an ſaͤmmtliche Königl. Landrarhsämter, die Aufftelung 

von Perſonal⸗Liſten über die in die Arbeits⸗Anſtalt zu 
Brauweiler abzuliefernden Individuen betreffend. 





Seitens des Herrn Oberpräfidenten, der Rheinprovinz 
iſt gegen und in einem Reſkripte vom 14. d. M. die Bes 
merfung ausgefpeochen, worden, daß zeither bei Ablieferung 
von Indgpiduen in die Arbeit-Anftalt zu Braumeiler, den 
beftehenden Vorfchriften zumider, der Direktion oft fehr uns 
volftändige Nachrichten über die zu Detinirenden zugefandt 
toorden find, und find uns zugleich die anliegenden 3 For⸗ 
mulare (a. b. u. c.) mit dem Bemerken zugefandt worden, 
daß künftig die Perfonal,Nacrichten nad) diefen Muſtern 
aufgeſtellt, und der gedachten Direktion übermacht werben 
ſollen. 

Wir weiſen Sie demgemaͤß hiermit an, bei der Ueber⸗ 
ſendung eines Individuums nad) Brauweiler jedesmal ſtrenge 
darauf zu halten, daß das betreffende Sormular ‚gehörig 
auzgefüllt der. Direktion zugehe. 

Achen, den 30. Juni 1833. 


Königl. Regierung. Abtheilung des uk 
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a· 
— Perſonal⸗Nachtichten 
über N. N. »s weldher abermals nach der Provinzlal⸗Arbeitsanſtalt 
4 Braumeiler transportirt. werden fol. 














Vor⸗ Geburts⸗ 
or Echtes Religion. Gewerbe. 
ae Domizil. 





Tamen der Was Seitens der Drrsdenörde geſchehen Bisberiger Te— 
Eltern; ob, n — um den flattgefundenen Ruͤckfall bensmandel, 
wo, in wel⸗ zu verbüten, und welche polizeiliche) vorzüglich aber 
hen Berbält-Zwangsmittel angewendet worden find,| dag Benehmen 
niften fie devor zur abermaligen Haft gefchritten) feit der letzten 
leben? | wurde. Entlaffun 





s -b. 
Perſonal⸗-Nachrichten 
über N. N... welcher als jugendlicher Arreſtling zur Provinzial- 
Arbeitsanftalt zu Brauweiler gebracht werden foll. 







Vor⸗ Geburts⸗ 
und | 7 Letztes —xeeligion. 
Zunamen. Jahr. Monat. fs Ort. Domiil. 


| 


| | 
(NB. Die Angabe des Geburtstages ift 
deshalb durchaus nöthig, weil die Ent⸗ 
laffung an dem urtheilsmäßig bes \ 
ſtimmten Tage ey muß.) 











EEE — — —————⏑[⏑⏑ 
Namen der Db die Nusfuͤbrli⸗ 
Eltern; der Knabe adchen | Schups |deNacriche 


wo und in Smulunter| Neligions:Unterricht | pocen= Item über den 
welchen Ver: richt erhals|erhalten, von wen; ob} Zmpfung |frühern Les 


hältniffen ſie ten, wo undjund warın er die erfte) Hattge- | benswan- 
leben? von wen? [Kommunion gebalten?| funden. del. 


x 
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Perſonal— ——æãe 
über N: N, . . welcher nach der Provinzial-Arbeitsanſtalt zu Brau⸗ 
weiler in Verwahr gebracht werden fol. 



















Vor⸗ Geburts⸗ 
. .. Religion. | Gewerbe. 
Zunamen. | Sahr. Ort. Domizil. 











PR ; Möglichit ausfünrliche 
Ob er (fie) verheira: < 

Eltern, wo tbet; ob Kinder vor- Nachrichten über den 

und in wel⸗ handen, wo Frau Vermoͤgens- bisherigen Febensmans 

chen Verhaͤlt⸗ (Mann) und Kinder) Umflände. del, undwelde Strafe 


— ſich aufhalten. 


Itamen der 


er (fie) bereits er⸗ 
litten ꝛc. 





114. 
Reſkript des Könige, Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an den Magiftrat zu Landsberg a. d. W., die 
Berpütung von Mißbraͤuchen bei Abtretung des Ver⸗ 
miöoͤgens unter Ehegatten betreffend. 


Die von dem Magiftrat zu Landsberg a. d. W. unterm 
22. Februar c. angezeigten, in dortiger Gegend oͤfter vors 
kommenden Mißbraͤuche bei Abtretung des Vermögens uns 
ter Ehegatten, werden auf Veranlaffung der an das. Königl. 
Juſtizminiſterium gerichteten desfallfigen Eingabe: des Mas 
giſtrats vom 25. November 1827. bei Revifien der Gefeß- 
gebung im nähere Erwägungıgezogem werden; inzwiſchen 
aber gebew.die in der Allgem. Gerichtsordnung Thl. L Tii. 
50. $.$.43. seq. enthaltenen Vorfchriften hinfichtlich der Vers 
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äußerungen in fraudem creditorum den Gläubigen, wel⸗ 
che durch dergleichen Berkäufe beeinträchtigt werden, die 
Mittel an die Hand, um fich gegen die daraus für fie her⸗ 
vorgehenden Nachtheile zu fihern, fowie ed auch unbedenk- - 
lich fcheint, daß der Verkäufer wegen folcyer: beträglichen 
Verkäufe zur KriminalUnterfuchung. zu ziehen und zu bes 
firafen if. Was aber die im Antrag gebrachte Öffentliche 
Bekanntmachung des Abſchluſſes von Verträgen der Art 
betrifft, fo kann eine folhe zur Warnung des Publikums 
zwar ganz angemeffen fcheinen; da indeffen in den Gefegen 
darüber nichts gefagt ift, fo kann das unterzeichnete Minis 
ſterium nur die abfchriftfich eingereichte Verfügung ber Res 
gierung. zu Frankfurt vom 10. Februar e, billigen. (Anl, a.) 
Berlin, den 3. April 1833, 
; Minifterium des Innern and. der Polizei. 
Kahle. 


— — — 


a 
' Dekfkret 
auf die Anfrage des Magiſtrats zu Landsberg a. d. W. 
vom .21. v. M. über die Befugniß, die Namen derjes 
nigen befannet zu machen, welche ihr Vermögen ihren 
. Frauen verfaufen, und ſich des Miefbrauches 
beffelben begeben. 





Da der Herr Landtagd-Deputirte den Gegenftand fchon 
zue Sprache gebradyt hat: fo wird die Befcheidung abzus 
warten fein, und ift von einer anderiyeiten Anregung durchs 
aus kein größerer Erfolg abzufehen, ſo fehe wir in der Sa, 
- de. felbft mit dem: Magiftrase einverftanden find, 

‚Zu den in Antrag gebrachten Bekanntmachungen uns 
fere Genehmigung zw ertheilen, "halten wir uns nicht etz 
mächtige; wir haben und aber auch nicht. veranlaßt gefuns 
den, die Bekanntmachungen, welche der hieſige Magiftrat 
feit dem: 17. Dfsober 1831. (conf. das hiefige Wochenblatt 
Seite 550) von Zeit zu Zeit erläßt, zu mißbilligen oder zu 
inhibiren; auch ift ed uns nicht befannt geworden, ob etwa 
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dagegen von den Intereſſenten oder fonft Beſchwerde ent⸗ 
ſtanden fein möchte. 


Stanffurt a. D., den 10. Sebruar 1833...” 
. Königl. Regierung. Abtheilung des Junern. 
/ Envell. : 


F. 
Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 
116. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums bes Innern 


und 


der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, bie 


Verleihung der Verdienſt⸗Denkmuͤnze oder der Erinne⸗ 


rungs⸗Medaille fuͤr Rettung aus Lebensgefahr 
betreffend. 


Mit Bezug auf die im Ahten Stück der Geſetz⸗-Samm⸗ 


lung abgedruckte Allerhoͤchſtvollzogene Urkunde wegen Stif⸗ 


tung eines Verdienſt⸗Ehrenzeichens fuͤr Rettung aus Gefahr, 
eroͤffne ich der Koͤnigl. Regierung Folgendes: 
4) Hinſichtlich der durch die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 


, 


vom 6. März 1802. angeordneten, nur zur Aufbewah⸗ 
tung beftimmten fogenannten KRettungs- Medaille, wel⸗ 
che künftig zur Unterfcheidung von der neugeftifteten. 
Denfmünze mit dem Ausdruck: „Erinnerungs-Mes 
daille” zu bezeichnen iſt, tritt keine weſentliche Ver⸗ 


aͤnderung ein. 


Die von jetzt ab außzugebenben Exemplare derfelben 
erhalten zwar daffelbe Geptäge, wie das neugeftiftete Eh⸗ 
renzeichen, behalten aber die bisherige Größe und Schwere, 
und umtserfcheiden fi) dadurch von der Denkmünze, 
welche bei weitem Kleiner, nur z Loth ſchwer und mit 
Defe und Sprengring verfehen ift. 

Im Uebrigen bleibt es bei der bisherigen Einrichtung, 
wonach die Erinnerungs: Medaille von dem Minifter 
des Innern und der Polizei auf desfallſige motivirte 

Ans 


Antraͤge der Noͤnigl. Regierung fuͤr unerſchrockne und 
aufopfernde Huͤlfsleiſtung bei Vorfaͤllen bewilligt wer; 
den, in denen das Leben, die Geſundheit, oder das 
Bermögen eines oder mehrerer Mirbürger und Neben, 
menfchen einererheblichen und dringenden Gefahr aus; 
gelegt war. ze 

“ Daraus, dag die neugeftiftere Verdienſt Dentmunze zur 
Belohnung. einer beſonders ausgezeichneien Hülfsleis . 
ſtung gereichen/ und als -eine höhere Stufe des ‚öffent 
lichen Anerkenntniſſes betrachtet werden fol, folgt ſchon 
von ſelbſt, daß die desfallfigen bei mir einzureichenden 
Borfchläge einer noch näheren und vollſtaͤndigeren Ber 
gründung bedürfen, ‚wie diejenigen ‘wegen der Erinnes 
rungss Medaille. Auf welche von beiden Gattungen 
des Anerkenntniſſes der Antrag in den einzelnen Faͤl⸗ 
Sen, wo verdienftliche Handlungen der in Rede ftehen« 
den Art zur Kenntnif der Königl. Regierung kommen, 

zu richten, muß. hauptfächlich dem verftändigen Er⸗ 
meſſen derſelben überlaffen werden, und. es Fann nur 
im Allgemeinen bemerkt werden, daß die Verleifung 
Der neugeftifteten Verdienſt⸗Denkmuͤnze durch eine ber . 
fonders : erhebliche, mit der Hülfsleiftung verbundene 
Gefahr, einen vorzäglichen Beweis von Entſchloſſenheit 

und Selbſtaufopferung oder einen: fehr wichtigen Er⸗ 
folg, außetdem aber. dadurch bedingt wird, daß der 
‚Hülfsleiftende nach feiner ganzen KPerfönlichkeit einer 
folhen Auszeichnung nicht unwuͤrdig fei, weswegen ‚bei 
desfallſigen Anträgen ‚die perfönlichen Verhältniffe naͤ⸗ 
her zu erwähnen find, 

3) Jede Verleihung der Berdienft ⸗Denkmuͤnze und der 
Erinnerungs⸗Medaille im Bezirk der Koͤnigl. Regierung 
iſt unter Angabe der verdienſtlichen Handlung, durch 
welche fie! veranlaßt worden, und des Tages, an wel⸗ 

chem ſie vorfiel, durch das! Awtsblatt zw öfferitfichen 
Kenutniß zu bringen. 

Für Empfänger, ‚der Verdienſt⸗ ‚Denkmuöne- werben 
von Seiten der Koͤnigl. General:Drdens:Kommiffion ' 


Beſitz⸗Zeugniſſe ausgefertigt werden; den ——— 
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‚der Erinnerungs⸗Medaille aber ift von Seiten: der Kod⸗ 
nigl: Regierung, oder der von Ihr zur Aushändigung 
beauftragten Behoͤrde eine Beſcheinigung uͤber Die Ver⸗ 
leihung und: deren Veranlaſſung zu erthejlen. 

5 Die Erinnerungs⸗Medaillen verbleiben auch ferner, wie 
bisher, beim Tode der Empfänger deren Erben als ein 
Andenken; die Verdienſt⸗Denkmuͤnzen aber find,_ gleich 

“ andern Ehrenzeichen, wieder einzuziehen, wenn ber Be- 
liehene ſtirbt, oder des Ehtenjeichens verluſtig erklaͤrt 
wird. 

Im erſteren Falle. iſt jedoch das BefigBeugnig der 

Familie zu belaffen. 

5 Die Koͤnigl. Regierung hat uͤber die innerhalb Shres 
Bezirks verliehenen Verdienft-Ehrenzeichen für Rettung 
aus Gefahr eine genaue Nachweifung zu führen, und 
darin die, vorfommenden -Erledigungen durch Todes⸗ 
fälle oder Verluftigfeits-Erklärungen forgfältig nachzu⸗ 
tragen, auch diefelben halbjährlich, und zwar im Ans 
fang des Juli und des Dezember, unter Beifigung der 
wieder eingegogenen Denkmuͤnzen, und in Fällen; wo 
auf den Verluſt des Ehtenzeichens erkannt worden, 
auch der Befi b⸗Zeugniſſe, der "tagt. Senetal Ordens 

Kommiſſion anzuzeigen. 

6) Die durch Anſchaffung der Medaillen —— 
Koſten werden kuͤnftig auf die Central-Fonds des Mi⸗ 
niſterii angewieſen werden. 

Berlin, den 23. September 1833.. 
Der Dale ded Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


” 


J 116. 

Auszug aus dem Reſkripte des Koͤnigl. Minifteriums 

bes Innern und der Polizei, an die Königt. Regierung 

zu Stettin, die’ polizeiliche Strafe für unterlaffene Be 
friedigung von Bodenlufen betreffend. 


Da bie — Königl. Fabinetb,Dröce ‚vom 15. 
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April 1826. wegen Befriedigung der Bodenluken zur Ver⸗ 

hätung von Unglucksfaͤlen, ſpeziell nur für die Provinz 
Weſtphalen etgangen iſt, fo würde die von der Königl, Re— 
gierung nach Ihrem Berichte vom 17. d. M. beabfichtigte 
Bekanntmachung derfelben den in einem Spezialfalle von - 
dem dortigen Stadtgerichte gegen ihre Anwendbarkeit ger 
imacpten Einwand nicht entträften. 

Der letztere fcheint aber, übrigens nicht hinreichend bes 

— zu fein. Nach $.10. Tit. 17. Thl. II. des Allgem. 
andrechtd gehört ed zum Amte der Polizei, die nöthigen, 
Hafkalten zur Abwendung der dem Publikum oder einzelnen 
Mitgliedern deffelben bevorftehenden Gefaht zu treffen, und 
$. 692. Tit. 20. Thl. II. des Algen. Landrechts fchreibt 
dusbruͤcklich vor, daß Alles dasjenige, wodurch Leben und 
Geſundheit Anderer einer erheblichen Gefahr ausgeſetzt wer⸗ 
den kann, durch ernſtliche Polizeiverbote moͤglichſt verhuͤtet 
werden foll; und deshalb ſcheint ed Behufs der Anwendung 
des F. 777. a. a. D. nicht eines befonderen Gefeges, fon, 
dern nur einer gehörig befannt gemachten polizeilichen Ber 
ordnung zu beduͤrfen. 

In ſofern nun auf Beranlaffung ber Königl. Regie⸗ 
rung, in Gemäßheit der Eirkular Verfügung vom 30. Ok 
tober 1810, wegen allgemeiner Anordnung einer Befriedis 
gung der Bodenlufen, von Seiten der dortigen Polizeibes 
börde eine diesfällige Bekanntmachung erlaffen worden, fo 
dürfte diefelbe genügen, um auf den Grund derfelben nicht 
allein die angedrohete Polizeiftrafe feftzufegen, fondern auch 

‚die Vorſchrift des $. 777. Tit. 20. Thl. IL des — 
Landrechts in Anwendung zu bringen. 

Berlin, den 30. Juli 1833. 

. Minifterium des a. und der. Polizei. 
Köhler. 


” Jahrg. 1825. eies Heft, S. 440. 
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117. 
ASPIRE SER der Koͤnigl. Regierung zu Achen, die 
— von Ungluͤcksfaͤllen bei Anlegung von 
Senkbrunnen betreffend. 





Mittelſt Erkenntniſſes des Koͤnigl. Landgerichts hieſelbſt 
vom 25. Juni c. iſt ein Mauermeiſter zu Amonatlicher Ges 
fängnißftrafe, zu einer Geldbuße und in die Koften verur⸗ 
theilt worden, weil er durch nachläffige und unvorfichtige 
Anlegung eined Brunnend den Einfturz deffelben und das 
durch den Tod eines dabei in der Tiefe arbeitenden Gefel 
len herbeigeführt hat. 

Aus den gerichtlichen Verhandlungen Fonftirt nämlich, 
daß Inkulpat, nach bereits gemachtem Mauerwerk von etwa 
40 Fuß Höhe, noch 40 Fuß tiefer unter dem neuen Maus 
erwerfe ausgraben ließ, ohne daffelbe‘ gehörig zu unter 
ftögen, und felbft‘daun, als legteres fchon geborften, und 
er von einen Zeugen auf die drohende Gefahr des Einfturs 
zes aufmerkfam gemacht war, nicht-Anftand nahm, den Ges 
fellen im Brunnen fortarbeiten zu laffen, ſich nur darauf 
befchränfend, einen Bündel Stroh zum vermeintlichen Yuf- 
halten ded herabriefelnden Sandes hinabzumwerfen, eine . 
Sorglofigkeit, welche dad Zufammenftürzen, wovon es fich 
handelt, zur Folge hatte, und dem unglüdlichen Arbeiter 
das Leben koſtete. 

Indem wir dieſes bedauernswerthe Ereigniß zur War⸗ 
nung oͤffentlich bekannt machen, empfehlen wir den betref—⸗ 
fenden Bauhandwerkern, behufs Vermeidung ähnlicher Uns 
gluͤcksfaͤlle, die groͤßte Vorſicht bei der Anlage und dem 
Ausgraben von Senkbrunnen. 

Achen, den 25. September 1833. 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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6. 

«Feuers Polizei. 
118. 


—E— der Kdnigl. Miniſterien · des — 


7* der Finanzen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
Nichter cheilung von Gewerbeſchelnen zum umbergier 
"Besen Veniche von eg 
Bi er. .s ‚betreffende. 
ar —— Söhn 43 
"Da eineefeirs bie vorhandenen ——— der * 
—— ins and. auslaͤndiſchen Feuer’; Berficherungs » Gefell- 
ſchaften dem Bebürfniffe des Publikums genügen, und: die 
fed dad Auffuchen und Entgegennehmen von Berficherungen 
durch befondere Agenten im. Umherziehen nicht "erfordert; 
andrerfeitd aber die nothwendige polizeiliche Kontrolle über, 
dieſes Gefhäft mit dem Betriebe deffelben im Umherziehen 


nicht wohl vereinbar ift, jedenfalls die Auffiche fehr er- - 
ſchwert, und in beiderlei Nückficht die fernere Geftattung 
bedenklich erfheint: fo wird die Königl. Regierung ange: - 


wiefen, nach Ablauf‘ der bereitd ertheilten Gewerbſcheine 
weiter feine Erlaubnig zum umbherziehenden Betriebe von 


Feuer» Affekuranz » Gefchäften Auszufertigen, mögen die Bes - 


werber Agenten — oder auslaͤndiſcher Soßietaͤten 
fein. * 
Berlin, den, 23. September 1533 
Minifterium des Innern für Handel und SGewerbe 
v. Schuckmann. 
Finanzminifterium. Biniferium ded Innern und der Polizei. 
Manen, v. Brenun. 
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Reſkript des Königl. Miniftertums des Innern und der 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu Gumbinnen, daß 
der Feuer⸗Sozietaͤt der Fleinen Städte in Litthauen 

bie, Sportelfreiheit wicht zuſtehe. 


Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 28, 
9. M. eröffnet; daß die von Ihr geaͤußerte Anficht wegen 
Sportelfreiheit der Feuers Sozietät der Heinen Staͤdte in 
Litthauen nicht als richtig anerkannt, und daher auch, nicht 
durchgeführt werden kann, indem der $. XI, des Feuers 
SozietaͤtsReglements vom 25. Juli 1723, - nur die Eoften- 
freie Verwaltung des Inſtituts duch die. Magifträte und 
Steuerräthe, nicht aber auch die Sportelfreiheit: begruͤndet. 
Berlin, den 21. September. 1833. 
Minifterium bes Innern und der Poliei, 
" Köhler. * 








H. 
Gewerbe: Polizei. 
A | Ra 
‚ Eirfulars Verfügung der Könige. Regierung in Pofen,: 
on ſaͤmmtliche Landrärhe, die Revifion und Verifizi⸗ 


rung der Maaße und Gewichte bet den König. 
Steuerämtern betreffend. 





Durch einen Erlag des Königl. Dinifterii des Innern 

fhr Handeld» und Gemierbe-Ungelegenheiten vom 21. Juni 
» 1852. *) ift zwar nachgelaffen worden, daß die $. 18. der 
Maaf- und Gemwichtsordnung vom 16. Mai 1816. vorges 
ſchriebene Revifion und PBerifijirung der Maaße und Ge 
wichte Seitens dee Steuerämter und Poftanftalten 


) Jahrg. 1832, etes Heft, ©. 456, 


nur. alle 3 Jahre veranlaßt werde; unterm 11,1 April e. iſt 
aber. Seitens des Herem Finanzminiſters, Excellenz, ange 
ordnet worden, daß die dreijährige Reviſion bei den Steuer⸗ 
ämtern auf diejenigen Drte befchränkt bleiben ſoll, wo es 
keine: Eichungsaͤmter giebt, dagegen ‚aber da, wo Eichungs⸗ 
aͤmter am Orte ſind, die Reviſion nach wie vor, alljaͤhrlich 
vorgenommen werde ⸗ 

; Indem tir Cie ‚hiervon in Kenntnig ſehen, wachen 
wir Ihnen. gleichzeitig zur Pflicht, hiernach bei der Ihnen 
obliegeuben; Kontrollitung/ Daß Seitens. der -gebachten Ad⸗ 
mini rations⸗Buͤreaus des ihnen gefeglich obliegenden Ver⸗ 
pflichtung nachgelommen" werde, ſich zu achten und darauf 
zu halten, daß Demgemäß verfahren werde.. 
MPoſen, den 1. Juni, 1835. . 


Sr ara 2 Det a N * 
igl. Regierung. Abtheiluug des Innern. 
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Refohution des Koͤnigl. Miniferiums bes Innern an dent 
Magiſtrat Hiefelbft, und abfchriftlich zur Nachricht am 
bie Königl, Regierung in Potsdam, foivie ah das Kir 
nigl. Poligeipräfidium hieſelbſt, die Rüge und Beſtrafung 
„von Handeln und Schlägereien in Herbergen und, . 
Gewerks⸗Verſammlungen betreffend. - 5 
, og — — STE, 
Aluf den erſt am 23, Auguſt c. eingegangenen Bericht 
vom 24. Juli c. gereicht dem Magiſtrate zum Beſcheide, daß 
Haͤndel und Schlaͤgereien, welche in der Herberge oder bei 
Gelegenheit von Gewerks⸗Verſammlungen unter Innungs⸗ 
mitgliedern oder Geſellen vorfallen, fo wenig, als ſonſtige 
Uebertretungen allgemeiner polizeilichen Vorſchriften / zu den’ 
innern Gewerkö-Angelegenheiten, gerechnet werden 
können, vielmehr zu den Gegenftänden der allgemeinen Drd- 
nungs⸗ und Sicherheits⸗Polizei gehören. Aus dem Aufſichts⸗ 
techte, welches dem Magiftrate in Betreff der innen Ge 
felfchaftöverhältniffe der Gewerke zufteht, kaun daher die 
Befugniß, den Zimmergefellen N. wegen veranlaßter Strei- 
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tigkeiten poligeilich zu beſttafen nicht hergeleitet Ben . 
wie denn auch von Ihm für Sein Verfahren Feine ſpezielle, 
‚auf die Innungsverhaͤltniſſe bezuͤgliche Beſtimmung, ſondern 
nur die allgemeine Vorſchrift des $. 190. Allgem. Landrecht, 
Thl. N. CTit⸗ 20. hat in Bezug genommen werde fönten, 
welche die Handhabung der Ordnung bei Zuſammenkuͤnften 
in Wirthshaͤuſern u. ſ. w. in Uebereinſtimmung mie giA10% 
des Allgem. Landrechts, Thl. EI SI.IRT, als Sache der 
Polizei bezeichnet.‘ Hiernach kann aber nur die oͤrtliche Pos 
ligeibehdrde; welcher im Allgemeinen die Handhabung dee 
polizeilichen. Otbnung zukommt/ zur Beſtrafuͤng won Konz 
ttaventionen, die bei Gewerks Verſammlungen gegen allge⸗ 
meine polizeiliche Anordnungen begangen werden, für komp eb; 
tent erachtet werden; fo daß in dem vorliegenden Fang Wwenn 
uͤberhaupte eine heeiche Sttef⸗ gerechtfertigt war, deren 
Feſtſetzung von dem Koͤnigl. Polizeipraͤſidio haͤtte erfolgen 
muͤſſen. — 

Uebrigens wird dem Magiſtrate zu erkennen gegeben, 
daß Uebertretüngen polizeilicher Vorſchriften, welche gar 
keine Strafandrohung für den Uebertretungsfall senthaltenz 
uͤberhaupt nicht mit Strafe belegt werden, daß AeeF, dage⸗ 
gen fuͤr ſolche . wo eine ‚Strafe zwar im au gemeinen 
ängebroht, dag Maß derfelben aber nicht beftuntemt iſt, in 
der Regei eine willkuͤhtliche Strafe wird eintreten koͤnnen. 
Ganz allgemeine Vorſchriften koͤnnen aber diefethalb nicht 
ertheilt werden, da ed zunaͤchſt auf die Faſſung des Ger 
ſetzes, auf die Beſchaffenheit des Falles und auf * Ana⸗ 
logie anderer Vorſchriften ankommt. * 


Berlin, den 157’September' 1883. Tu nam. 
Mimiſterium des Innern für Handel, Miniſtetium des Junern 
und Gewerbe. und 
In Abweſenheit des Herrn Chefs, der Polijzei. 

 Epeellen. v. Brenn" 
Beuth. — AN u nll 
| J I ha 3 be 1 4 
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"Reffeipt des Kdnigl. Suftizmipifkeriims an, dag.Känlgf, 

DOberlandesgericht zu, Glogau, daß die Entſcheidung über 

RKontraventionen gegen, Zwangs⸗ und Bannrechte 
den Gerichten zuſtehe. 





Auf Veranlaſſung einer Beſchwerde der Muͤhlenbeſitzer 
V. und Soſhatuͤber die bereits ine’ Jahre 1825, zurr Sprap 
ve getlommene Frage. in wiefern die; Mpgnisiom über. Roms 
Getpahna. denen Sunnate urh Bonnpehie:ben Pericig 
oder den Poligeibehdrden —52 ich eine Kotreſpon⸗ 
denz mir Bone Miniſterium des Sinnen für Handel und 
Gewerbe Statt! gefinden, im Folge deren der Juſtizminiſter 
in Uebereinftimmung mit demfefben der Anſicht beitritt: 
it? yagudie‘ Kompetenz der Gerichten eye Pülken | 
ri begriachet fe: 13 " hr; ER Enia3Frglı 
Denn die Erfkafireapee ſind fur den, welcher fie beſttzt, ein 
Segenſtand · der Privateigenthüngz und ft lediglich Sache, 
der Intereſſentene die: Maß kegelne in Antrag zu bringen 
um indieſen Befughiffen "gefepätt‘ zu werden "Diirdp-eihe 
Sthtung detfelben Fommt die’ öffentliche Ruhe, Sicheiheie 
und Ordnung nicht in Gefahr, und muß- mithin nach .8* 
10. 11. Tit. 17. Thl. I. des Allgem. Landrechts die Etnwir 
kung der Poligeihehdtde ausgeſchloſſen bleiben; "Die Aus⸗ 
ſchliehung des: gerichtlichen Verfahrens kann auch aus den 
$:$.229; veq. Tit 8Ehl. IE des Allgem. Landrechts nicht 
gefolgert Werden, dä dieſe Vorſchriften vor Zunftzwange 
handeln, und auf Zwangs⸗ und Bannrechte um ſo weniger 
ausgedehnt werden konnen, als der Grund, weshalb bei 
jenen ein amdered- Verfahren vorgeſchrieben iſt, darin fiegt, 
dag bei Entfheidung der Vorfrage, ob eine Störung vor⸗ 
handen ift, dad Technifche der einzelnen Gewerbe beruͤckſich⸗ 
tigt werben muß, und dies ein Gefchäft der Gewerbes Polizei 
if; ein Motiv, welches bei Beeinträchtigung der Imangs; 
und Bannrechte nicht eintreten Fan: . 

Das Koͤnigl. Oberlandeögericht hat daher für die Zu 
Funft hiernach felbft gu verfahren, und die Gerichte feines 
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ine Ic 3 EISEN ARSIE 
2159 
ielay es α, 123. u} 


GirkilarReffeipr des Konigl. Pinifetune'ses — 
‚ame faͤmmtliche Konigl. Re ierungen chließlich der 
Reine, berreffend die. — be don dnzefft ei 
oA ger von Winds und Wafermüpten,. in 

8 Beiiehuug auf Zeitbeftimmung,; Due 


— 
—— wird zur ——— der Bisher 
vorgefommenen Mißbraͤuche und Inkonvenienzen bei Erthei⸗ 
lung von Konzefiionen ohne Zeitbeſtimmuug zu, Ynlage: vor 
Winds und Waflermählen angeriefen, künftig jedesmal bei’dep 
Ausfertigung eine angemeſſene Friſt, wo dm Dee ‚Regek 
der Zeitraum eines Jahres, zu halten iſt :.feftzufegen,; wis 
drigenfalls die Konzeſſion eo ipso ihre ih Itigkeit verliert, 
und die Zuläffigfeit der Anlage einer Beun; Bells untere 
worfen werden muß. 

Iu Auſehung der ſeabet ohne Beitkefirumapg, jedod: 
in, ur Vorausſetzung ‚einer baldigen. Benugung: ersheilten, 
zeither „unbenugt gebliebenen, Konzeffionen muß. eine. made 
tzägliche Ergänzung. diefes Mangels durch die Anordnung, 
bewirkt werden, daß. vom ber Konzeſſion innerhalb Jahres⸗ 
frif, vom. Tage der zu erlaſſenden Aufforderung am, Gen 
braud) gemacht werde, wibrigenfalls.. darauf wicht — 
Ruͤckſicht gengmmen ‚werden koͤnue. 

Berlin, den 26. Juli 1833, 
Miniſterium ded Innern fuͤr Miniſterium des Innern und 


Handel und Gewerbe. ddetr Polizei. —— 
In Abweſenheit des Herrn Iu Abweſen heit des Hexen, 4 
Ehefö, Ezeelleng. . Chefs, Errellenz, 


Beuth. Köhler. 
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Cirtular Reſtript bes Kdnigl. Minifterhims des Ween 
für Handel und, Gewerbe, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Re 
gierungen, bie Prüfungen zur Ausübung des Steinhauers 
(Steinmeg, Steinfegers) Gewerbes’ betreffend. 





Zur Ausführung der in’ der Gefek-Gammlung serfcheis 
nenden Alleshöchften Kabinets⸗Ordre vom 11. Julirandıy 
wodurch der $.94. des Gewerbe⸗Polizeiedikts vom 7. Sep⸗ 
tember 1811. dahin bdeflarirt worden, daß kuͤnftighin die 
Ausuͤbung des Steinhauer⸗Gewerbes gleichfalls nur auf 
den Grund eines Pruͤfungs⸗Atteſtes der Provinzial⸗Regie⸗ 
zung zulaͤſſig fein ſoll, find über die Pruͤfung der Stein⸗ 
hauer die Beftimmungen gefroffen, welche die Königl. Rear 
gierung aus der beigefügten Inſtruktion erfehen wird: (Anl. a:) 

Da in mandyen Regierungsbezirken das Steinhauer⸗ 
Gewerbe in dem Umfange, dag vor deffen Beginn eine 
Pruͤfung fattfinden- muß, gar nicht, oder nur in einzelnen 
Difteikten betrieben wird, fo bedarf es der Drganifation 
von Prüfungs-Kommiffionen nicht in allen den Orten, wo 
dergleichen Kommiffionen für die fonftigen Bauhandwerker 
beftehen; es ift vielmehr auf deren Errichtung nur in ſoweit 
Bedacht zu nehmen, ald das wirkliche Beduͤrfniß fie erfordert. 

In der Regel werden dieſe Kommiffionen mit denjeni⸗ 
gen für die Prüfung der Maurer verbunden werden Eins 
nen, dod) bleibt es ber Koͤnigl. Regierung überlaffen, da, 
wo die befondern Verhaͤltniſſe ed erheifchen möchten, eigene ı 
Kommiffionen zu organificen. 

Nachdem die Kommiffionen eingefeßt fein werden, hat 
die König. Regierung die diesfällige Bekanntmachung, for 
wie die Publikation der Inſtruktion durch das Amtsblatt 
zu veranlaffen, über die Ausführung diefer Verfügung aber 
binnen 8 Wochen zu berichten. 

Berlin, den 14. Auguſt 1833. 

Minifterium ded Innern für Handelss und Gewerbe⸗ 
Angelegenheiten. 
In Abweſenheit des Sea Chefs, Ercellemn. 
Beuth. 
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Nachdem Dusch die Allerhoͤchſte Kabinets ⸗Ordre vom 
44, Juli d. J. der $.94. des Gefehes über die polizeilichen 
Verhältniffe der Gewerbe vom: 7. September 1811. dahin 
deklariet worden: 
daß kuͤnftighin die Ausübung des Steinhauer, Ges 
werbes gleichfalls nur auf den — eines Pruͤ⸗ 
3 a det Provinzigls Regierung ‚zufällig 
ſein ſoll, ae 
wird zut Ausfuͤhrung dieſer Vorfchrift hierdurch Folgendes 
beftiinmit. > =’ = Be * 
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Ein jeder Steinhauer, (Steinmeß,, Steinfeger) welcher 
fih mit. der felbfiftändigen Ausführung von Bauwerken aus, 
Werkſtuͤcken befaffen mil, muß feine Tüchtigkeit hierzu durch, 
Ablegung der in den nachfolgenden $.$. angeordneten Prü- 
fürng darthun, und darf Died Gewerbe wicht betreiben, bevor’ 
erswicht) das Düalififations:Atteft nach Vorfchrift des. 15. 
erlaugt hat. Die Berbindlichkeit, fich diefer Prüfung zu 
unterwerfen, befteht jedoch nur. für diejenigen, welche: ſeit 
Publikation der Allechöchften Kabinetd.Drdre vom 11, Juli 
d. J. den felbftftändigen Betrieb des gedachten Gewerbes 
anfangen wollen. Auch find diejenigen, weldhe das Stein⸗ 
bauer-Gemwerbe nicht in dem oben angegebenen Umfange 
betreiben, fondern in Steinbrühen oder Werkftätten nach 
gegebenen Modellen die Steine bearbeiten, nicht verbunden, 
eine Prüfung zu beftehen. * “ 
u. Duch diefe Vorſchrift in Betreff der Prüfung, wird in 
den fonftigen Beftimmungen, welche über die Berechtigung, 
zum Gemerböbetricbe fomohl im Allgemeinen als in befon=, | 
derer Beziehung auf dad Steinhauer: (Steinmetz⸗ Stein⸗ 
feßer:) Gewerbe DERIEH ALOE geändert. \ ’ 


Zur Pruͤfung iſt jeder zujulaſſen, der ſich ausweiſen 
kann, zwei Jahre hindurch als Steinhauer praktiſch gear— 
beitet zu haben, und ein Zeugniß ſeines Wohlverhaltens von 


ber über jene Befhäftigung vorzufegenden Zeugniffe, bleibe 


der Polizeibehörde feines Wohnorts en A Sn Betreff. 


ed der Beurtheilung der — ion uͤberlaſſen, 
in — dieſelben für zuverläffig und zulaͤnglich zu erach⸗ 
ten fein. 


3. . 
Jede Pröfungs,Kommiffion wird beftehen aus: 


a. * — Mi 
H dem: Voliget- Dirigenten ober einem geeigneten Mit⸗ 

gliede der. Polizeibehörde des Orts; * m. 
‚einem oder zweien Baubeamten; 4 
— oder dreien Steinhauermeiſtern, d. h. ſolchen 

teinhauern, welche, ſie ſeien zuͤnftig oder nicht, ſich 
mit der ſelbſtſtaͤndigen Ausfuͤhrung von Bauwerken aps 
Werkſtuͤcken beſchaͤftigen. * 1 
Zur Gültigkeit der Verhandlungen iſt die Gegenwart 
des von der Polizeibehörde depufirten Mitgliedes oder deffen 
Stelivertreters, menigftend eines Baubenmten, und zweier 
Meifter erforderlich. i Fa 

Wo und für welche Bezirke dergleichen Pruͤfungs⸗ 
Kommiffionen niedergefegt mworden find, wird durch die 
Amtöblätter bekannt gemacht — 


Das Geſuch um Prüfung wird ſchriftlich unter Eins 
—— des Lebenslaufs und der nach F. 2. erforderlichen 

ttefte-bei der Kommiſſion angebracht, bei welcher der- Bitte 
ſteller, nach der ihm.zuftehenden Wahl, die Prüfung abzu- 
legen wuͤnſcht, und cirkulirt bei den Mitgliedern der Kom⸗ 
miſſion; der Bittfteller wird, wenn er nicht ohne Weiteres 
zürhcfgemiefen werden muß, in möglichft kurzer Frift zu 
einem. Tentamen vorgeladen. er , 


2 
5) 


Im Tentamen uͤberzeugt die Kommiſſion ſich zuvoͤr⸗ 
derſt davon, ob der zu Pruͤfende mit gehoͤriger Gelaͤufigkeit 
ſchreiben, muͤndlich und ſchriftlich ſich deutlich ausdruͤcken, 
fertig rechnen, vorgelegte Zeichnungen erklaͤren, und ſoviel 
zeichnen kann, daß die Loͤſung der Probeaufgaben auch 
hiexin von ihm zu erwarten fei. — 

Findet bis dahin ſich Feine Veranlaſſung, dad Tentas 
men abzubrechen, ſo wird daſſelbe ſchriftlich und muͤndlich 
fortgeſetzt und uͤber folgende Materien ausgedehnt: 

a, Zeichnen der beim Lands und Bruͤckenbau vorkommen⸗ 
«,, ben. Bögen nach gegebenen Bedingungen, fowohl fol 
ur. Der, welche. aus mehreren Kreisftücken zufammenges 
“- *fegt find, als eliptifcher, parabolifcher und hyperbolis 
„fer, imgleichen der Schnedenlinie, der Verguͤngungs⸗ 
linie bei Säulen ; 

:.: . Angabe des Verfahrens beim Auftragen diefer Linien 

auf den Reißboden; 7 

b. Zeichnen. einzelner. Koͤrper und Gebäude, Theile nach 
der Projektion auf gegebene, Ebenenz 
c. Berechnen ded Inhalts und der Begraͤnzungs⸗Flaͤchen 
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"peismatifcher, pyramidaliſcher, tylinbrifcher, koniſcher 


und fphärifcher, imgleichen folcher Körper, welche aus 
den genannten zufammengefegt find, wobei darauf zu 
fehen ift, daß die Berechnung ohne Reduktion der Län; 
gen auf einerlei Einheiten, abgekürzt duch Einführung 
verfchiedener Einheiten für Flächen und Körper auss 

eführt werde, (alfo Berechnen nach Duadrat-Fußen, 
Riemen und Quadrat-Zollen, nach Kubik-, Schacht, und 
Balten-Fußen ıc.) 


. Kenntnig von dem verfchiedenen Haupfs und Berbins _ 


dungs: Material zur Steinmegarbeit und von den Eis 
genfchaften und dem Berhalten ‚deffelben unter ver- 


ſchiedenen Umftänden, unter Einwirkung von Wärme 


und Kälte, Trockenheit und Näffez von den Ruͤckſich⸗ 
ten, welche bei der Bearbeitung und dem Verfegen von 
Werkſtuͤcken aus gefchichteten Felsarten auf die urs 
fprüngliche Lage der Steine zu nehmen find; von den 
Fehlern einzelner Werkftüce aus fonft gutem Geftein, 
und den Mitteln, diefe Fehler zu entdecken und fie uns 
fhädlih zu machen; von der Zufammenfegung und 
Bereituug des Verbindungs: Materials. 

Zu zweckentſprechender Prüfung in diefer Materie 
wird bei jeder Kommiffion duch geringe Bemühung 


+ der Mitglieder und ohne Koftenaufmand eine kleine 
Sammlung von Handftücden der verfchiedenen Felsars 


ten und von Proben der Verbindungs- Materialien ans 
zulegen, und nach und nach zu vervollftändigen fein. 
Erflärung der, bei der Arbeit des Steinmetzen vors 


kommenden Kunftausdrücde, wobei wenigftend nach und 


m 


nach dahin zu wirken ift, daß provinzielle Bezeichnung 
der Begriffe vermidden, und die Terminologie guter 
Schriftftellee im techniſchen Fache immer allgemeiner 
beobachtet werde. j i 2 
Erklärung der, im der Lehre von den Saͤulen⸗Ord⸗ 
nungen vorfommenden Benennungen, imgleichen der 
Bauverzierungen, welche gemöhnlich von Steinmegen 
ausgeführt werden. 
Angabe ded Verfahrens bei dem Sprengen, Klöben, 
Schneiden, Bohren der Steine, bei der Bearbeitung 
aus dem Rohen bis zum Schleifen und Poliren mit 
Ruͤckſicht auf die Tertur der Felsarten, imgleichen bei 
dem Transport, dem Heben und Aufrichten großer 
Blöcke, bei dem Berfegen, Verklammern und Bergiegen 
der Werkftüde.  - . 
i 
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s · Kenntniß von den: bei allen: dieſen Arbeiten + erforder 
—— um Geräthen, Geräften und Mafchi« 
vrrnen; Schägung des Effektö ‚der letzteren im Verhaͤlt⸗ 
miſſe zu der zu verwendenden Kraft. und -deren Ge— 
ſchwindigkeit. ps 


BER 66% mc, N ya 
... „Die fcheiftlichen Aufgaben und deren Loͤſung, ſowie 
bie Zeichnungen, welche aus freier Hand oder mit Zirkel 
und Lineal. gefertigt find, werden von dem Eraminanden 
und den Kommiffions- Mitgliedern unterfchrieben, zu. den; 
Akten genommen und in einem Protokolle beurtheilt, wel⸗ 
des fih auch über dad Ergebniß des mündlichen Tentas 
mens ausdehnt, und die Beurtheilung der von dem Era, 
minanden gezeigten Kenntnifle in den $.5. genannten einzel- 
nen Moterien enthält. — 


NA $. 7. k : ü 

Fällt das Urtheil durch einmüthigen Beſchluß der ſach⸗ 
verftändigen Mitglieder günftig ans, fo, werden dem Exa⸗ 
minanden Probeaufgaben zur Bearbeitung unter fpezieller 
Aufficht. eines zur Kommiffion gehörenden Meifterd und 
Mitaufſicht der Baubeamten zugetheilt. 
— . Sind die Stimmen getheilt, und erklärt Examinand 
nicht felbft zu Protofoll, daß er von feinem Vorhaben vors. 
läufig abftehe, fo ift an die vorgsfente Regierung zu be: 
richten, . melche- entfcheiden wird: die Prüfung einzus 
fielen, oder auf Verlangen des Eraminanden fortzufegen 
fei.. Halten. ſaͤmmtliche gedachte Mitglieber dafür, daß 
wegen ſchon gezeigter Unzulänglichkeit der Kenntniffe ein 
meitered Verfahren zwecklos fein werde, fo wird dies dem 
Examinanden ſchriftlich eröffnet. Ihm bleibt im letztern 
Falle nur der Rekurs an die ——— Regierung. 


Wenn aus dem nach $. 4. eingereichten Lebenslaufe 
hervorgeht, daß Examinand noch nicht merkwuͤrdige, oder 
in Gegenftänden der Steinmegarbeit bedeutende Gebäude 

efehen, an Orten, wo vorzüglich gut gebaut wird, einige 
Brit gearbeitet und eine Bauhandwerks⸗Schule befucht ha⸗ 
be, oder aus dem Tentamen, daß dies nicht mit gehoͤriger 
Aufmerkfamkeit und mit Erfolg gefchehen fei, fo fol die Be⸗ 
nugung diefer Bildungsmittel vor der weiteren Prüfung 
ihm jedenfaßs. empfohlen werden, wenn aud fein Grund 
vorhanden fein follte, ihm zuruͤckzuweiſen. i \ 


.. Bei Beſtimmung der Er FRE ift genau zu ums 


= 


* 


1. — 
terſchelden, was Sache des Baumeiſters und des Werk 
meiſters iſt. 7 

Vom letztern kann nicht die Anordnung gar Ge⸗ 
baͤude oder Saͤulengaͤnge, der Entwurf großer Bruͤcken u. 
ſ. w. verlangt werden; eben ſo wenig Kenntniß von der 
Wirkung, weiche Gebaͤude oder einzelne Theile derſelben auf 

den Schoͤnheitsſinn des Beſchauers hervorbringen ſollen. 
Es genuͤgt, wenn er nach dem Entwurfe des Baumeiſters 
auch die ſchwierigern Arbeiten ſeines Handwerks auszufuͤh⸗ 
ren verſteht, als: 

die Bearbeitung einer Saͤule von gegebenem Verhaͤltniß, 
mit Kanelen, auch Kapital 

die Bearbeitung und Verbindung von Saͤulen⸗Gebaͤl⸗ 
ken mit Gefimfen. bei betraͤchtlicher Säulenweite, ſowohl 
aus großen Blöden, als aus Eleinern Werkſtuͤcken, deren 
Anwendung die Konjteuktion ſcheitrechter Bögen unvermeids 
lich macht, u > 

die Verbindung gerader und gewundener "Treppen, auch: 
folcher, welche: frei ſich felbft tragen, 

die Ueberwölbung von Räumen verfchiedener, auch uns 
regelmäßiger Grundfläche und nach verfhiedenem Profile, 

die Verbindung folder Gewölbe, welche ſich fchneiden, 
als Tonnen-Gemdlbe unter fih und mit Kuppel-Gemwölben, 

die Konftruftion von Bögen, deren Grundfläche ein vers 
ſchobenes Viereck oder ein Zrapez ift, imgleichen von Brüks 
kenbögen großer Spannung und geringer Höhe. 

Hiernach find die Probearbeiten zu wählen, dabei aber 
auch ſolche Bedingungen zu vermeiden, welche in der Wirk— 
lichkeit gar nicht oder in Außerft feltenen Fällen vorkoms 
men, und nur vom Eigenfinne erfunden zu werden pflegen. 

Für. die Ausführung ungewöhnlich ſchwieriger Ars 
beiten wird man fih nad Meiftern umfenen können, die 
andertveitig ſchon bemwiefen haben, daß fie ſolchen Arbeiten 
gewachfen find. Es ift nicht erforderlich, dag jeder Meis 
fter dergleichen zu fertigen — 


Die Probearbeiten beſtehen aus: 

a. einer Zeichnung nach der Anſicht und nach verſchiede⸗ 
nen horizontalen und vertikalen Durchſchnitten des 
gewaͤhlten Gegenſtandes 

b. einem. Modell in Gyps ober leicht zu bearbeitendem 
Stein, denſelben Gegenſtand darftellend, mit Bezeich⸗ 
nung des Fugenfchnitts ; imgleichen von einzelnen me 

i — - * ” 2* # en 
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Alen deſſelben nach größerm: Maßſtabe, der angemeſſen 
beſtimmt wird; ER 
4e. einem: Anfchlage‘ zur Ausführung: nach gegebenen drt 
» . lichen Berhältniffen, iu welchem der. Arbeitslohn nach 
üblichen; Preiſen für Einheiten des Flächen und Koͤr⸗ 
permaßes, ihn nach Tagewerken, das Hauptmaterial 
nach dem rohen und —— berechnet werden muß. 
252 ν dei san Th I, 

- Die Aüfertigung. der Probearbeiten durch. den. Exami⸗ 
nanden ohne Häülfe Anderer, wird; von ‚den Auffichtsführen« 
den Kommiffions: Mitgliedern unter denjelben befcheinigt; 
das Modell im Lokal —— aufgeſtellt, der Anz- 
ſchlag und die Zeichnung cirkulicen bei ſaͤmmtlichen Mit⸗ 
gliedern, deren ſchriftliche Etinnerungen in einer Konferenz 
etwogen werden, und in. diefer wird nach den Beftimmuns 
gen $. 7. befchloffen: ob die mündliche und fchriftfiche Prüs 
fung ſtattfinden koͤnne, oder Verbeflerung und Vexvollſtaͤn⸗ 
digung der Probearbeiten zu verlangen, fei; im erftern Kalle 
auch ein naher Termin AnSelche ne a ee 


Die Pruͤfung hat zum Hauptgegenftande: bie; Kenntniß 
von den Berbindungen bei der Steinmegarbeit im Lands, 
Bruͤcken⸗ und Mafferbau, vonder Art und Weife des Aus— 
tragens der Lehrbretter bei verfchiedenen Wölbungen, bei 
ſteinernen Gebälfen und Gefimfen, bei Treppen, von, dee 
Bekleidung folder Mauern, welche aus Bruchfteinen. oder 
Ziegeln aufgeführt werden, mit Haufteinen; von der Mits 
wirkung anderer Gewerföleute bei der Steinmegacbeit. Wenn 
der Eraminand aber im Tentamen zwar im. Allgemeinen 
beftanden ift, jedoch. im einigen der $. 5. genannten Mater 
rien nur nothdürftige Kenntniß gezeigt hat, muß außerdem 
erforfcht werden, mit welchem Erfolge er. bemüht gemwefen 
iſt, Die früher bemerften Lücken auszufüllen. , - — 

Auch werden die Erinnerungen gegen feine Probearbeiz 
ten. ihm vorgehalten, und es wird ihm überlaffen, diefe-Era 
innerungen zu beantworten, oder die bemerkten Fehler zu 
verbeffern. % . 21 

Beim Schluſſe der Pruͤfung wird nach Analogie des 
5. 6. und 7. verfahren und, entſchieden: ob dem Gepruͤften 
ein Meiſterbau aufzugeben Pi. ot nt 

Wenn die Kommiffion einen ſolchen Bau nicht: ber 
ſtimmt, iſt es Sache: des- angehenden Meifters, denfelben 


zu. ermitteln und vorzuſchlagen. In dieſem Kalle erwägt die; 
Annalen. Het II. 1833. Eee 


786 — 
Kommiffion die Angemeſſenheit bes Vorſchlags genehmigt 


oder verwirft ihn. BER j 

Der Mangel an Gelegenheit zu Ausführungen im Ye 
zirke kann nicht Veranlaffung geben, ; ven. Gepräften- von 
dem Meifterbaue zu dispenfiren, ſondern nut ihn damit an, 
eine andere Kommiſſion zu verweifen : Ju dergleichen Faͤl⸗ 
ken: ift an die vorgefegte: Regierung e berichten, auf deren 
Erfuchen die Kommiffion, in deren Bezirk der Bau audges 
führe werden fol, zur Beaufſichtigung and Beurtheilung 
— von der betreffenden Regierung augewieſen wer⸗ 
den wird. ie a 


‘ 


su.’ wi. . 

Es genügt, wenn bei dem aufzugebenden Baue nur 
eine fcheitrechte oder Bogenwölbung in Haufteinem, oder 
eine nicht ganz einfache Treppe, oder Aber eine Säulenftels 
kung vorkommt. BR :: —* * 
Neubaue oder bedeutende Wiederherſtellungen von gro⸗ 

Fer Ausdehnung Finnen deshalb auch fuͤr mehrere Stuͤck⸗ 
meiſter benutzt werden. wi { 


Bei Ausführung des Meiſterſtuͤcks führt ein zur Kom⸗ 
miffion gehörender Sreifter die Aufficht, und überzeugt fich, 
daß der Stüclmeifter die ihm aufgegebenen Arbeiten, felbft 
keitet, und nur mit Hälfe von Gefellen und gemeinen Au 
beitöleuten arbeitet. "Die übrigen Kommiffions» Ditgliedet 
unterftügen dabei jeried Deitglied. —— 
Nach Beendigung des Baues wird eine Beſichtigung 
deſſelben durch die ganze Kommiſſion abgehalten, die etwai⸗ 
gen Mängel werden: dem Stuͤckmeiſter bemerklich gemacht; 
und es wird deffen Erklärung darüber zu Protokoll ges 
nonimen. — 
Bei einer Entfernung des Meiſterbaues von mehr al 

einer Meile vom Sitze der Kommiffion wird die Beaufe 
fihtigung während der Ausführung dem Königl, Land: Bau: 
beamten des Bezirks unentgelvlich übertragen, und die; defis 
nitive Abnahme nur von 2 Mitgliedern’ der Kommiffion bes 
forgt, von welchen das eine, ein Königl. Baubeamter fein muß: 
Das andere Mitgkied und der Baubeanıte, letzterer in ſo⸗ 
fern der Meifterbau außerhalb feines Bejicks liegt; koͤnnen 
dafür die reglementömäßigen Gebühren fordern, im Fall 
der Geprüfte nach dem Urtheile der Königl. Regierung fie 
zu entrichten vernidgend ift. en EEE 
Nachdem die Befichrigung ſtattgefuüden / hat, wird von 

der Kommiſſion, unter Einſendung der Akten an: die Re⸗ 
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ea Sehnen: und von dieſer entiseder das. 
ualifikations⸗Atteſt ausgeftellt, oder die Vervollſtaͤndigung 
‚Prüfung: verfuͤgt. In Dem Atteſie iñ nach Lage: der 

erhandlungen, nach dem Gutachten der Kommiflion und  \ 
‚dem Samen der, Bauräthe, genau au chen: in we  \ 
hen Matetien der Geprüfte fi mehr oder Meniget unters 
richtet oder gefickt bewieſen hat: Bedingte aͤhigkeits⸗ 
Zeuguiſſe zu ertheilen, iſt nicht vecfkätlen, u 


Für die ganze Prüfung erlegt der Geprüfte Künf T a⸗ 
ler Gebuͤhren, welche fogleich beim Pd — 
‚Jedoch erft nach Beſichtigung des Meifterbaues, oder nach 
Einftelung der Prüfung unser: die Mitglieder der Kom 
miffion, nad) Berhältnig ihrer Theilnahme an den Verbands 
lungen, zu vertheilen find. Außerdem find in dem, 
— Falle die dort bezeichneten. Gebühren zu ent⸗ 
richten. er 

Berlin, den 14. Yuguft 1833. GE 

Minifteriung des Innern für Handels, und Gewerbes . 
Eh Angelegenheiten. 
In Abweſenheit ng en Chefs, Excellenʒ. 


Snfenttion, 
nach welcher in ſaͤmmtlichen Provinzen des 
Staats die grafung — erjenigen, welche dag 
Steinhauer- Gewerbe jelbfiftändig betreiben 
wollen, erfolgen fol. 232 





ee. | 
Cirkular⸗ Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
für Handel und Gewerbe, an ſaͤmmtliche Königl; Res 
gierungen, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 





In der, der Koͤnigl. Regierung unter dem 14 Yuguft 
d. J. zugefertigten Inftruftion zur Prüfung der Steinhauer, 
find diefe Gemwerbtreibenden $. 1. in der Parenthefe, auch : 
Steinfeger genannt. 000 © f 

Da in einigen Provinzen nur Steinpflafterer mit dem 
Namen Steinſetzer belegt werden, fo iſt bereits die Frage 
entfianden, ob jene einer Prüfung ebenfalls zu unterwerfen 

‚Eee 2. 
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ſind? Dieſe Frage —— soon dur den Inhalt: der 
Inſtruktion ſelbſt verne 
Uebrigens haben 7 * Abdenc ſetgende Byte 
/ eingefchlichen : ic — 
: (in: dem vorſtehenden Abbruch: ſeon a — 
"Berlin, den 21. September 1833. 
"Minifterium des en für Handel. und: Bewerbe; 
— —— 


1 * FE : he 18 Rt. 


* 





* Be Br: 3 | | Ar ea Bar 2 ap h 
| 126... 
if * Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, den Betrieb — 1a 
Schanf und Speifewirchfchaften betreffend. 





"Mit Bezug auf die inzwiſchen "unterm 21. ©, Pr er⸗ 
gangene Beſcheidung, erklaͤren die unterzeichneten Miniſte⸗ 
rien ſich auf den Bericht der Känigl. Regierung vom 4. 
v. M. 

das Geſuch des Speiſewirths N. — ® vom 4. Maͤrz 

d. J. wegen Erlheilung eines Gewerbſcheins zur⸗ 

Schankwirthſchaft betreffend .: 
damit einverſtanden, daß nach dem Delrete vom 4. Dezbr. 
1812. Niemanden die Bewirthung in einem Öffentlichen 
Lokale, ſei es mit Speiſen allein, oder auch mit Getraͤnken 
geſtattet iſt, ohne vorher die polizeiliche Erlaubniß in Ge; 
maͤßheit der Beſtimmungen des Dekrets erlangt zu haben, 
und überlaffen der Koͤnigl. Regierung, hiernach den Ma⸗ 
giſtrat zu N. megen feines unrichtigen Verfahrens zurecht 
zu weifen. 

Zugleich treten die Minifterien der Anfi cht der König, 
Regierung bei, daß den einmal zugelaffenen Speifewirthen 
die ertheilte Erlaubniß zur Bewirtung mit Speifen nicht 
entzogen werden Fann, auch auf diesfällige Anträge ihnen 
die Befugniß zum Ausfchanfe von Getränken zu gewähren 
if, Das Geſuch des N. erfolgt zur. Beſcheidung, da er, 


Una 
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ſich noch nicht an ‚die Kduigl. —* — bet 
wieder zuruͤck. ER 

Berlin, den, 13. Yugufl 1833. Mi 
Winifterium: des Innern, für Miniferium des Innern ar 





Handels; und Gehverbe Un: | und 
"‚gelegenheiten. 9 271 7 
In — des Miniſters. —** des miiſer. 
Beuth. m — BR 
427 


Ein Berfgung der Konigl. Regierung zu — 
an ſaͤinmtliche landraͤthliche Aemter und Magifträrg, 
wegen nicht. zu geſtattenden Schankbetriebs Seitens 

KRKonigl. Beamten oder deren Ehefrauen. 





Das Konigl. Miniſteium Innern fuͤr Handel, Er 
Gewerbe Hat ‚die Konzeſſionirung Koͤnigl. Beamten: oder 
deren Ehefrauen „zum; Schanfbetriebe, für unangemeffen zu 
erachten befunden, indem eim ſolcher Schanfgewerbebetrieb 
für Beamte des: Staats oder deren Frauen nicht wohl an- 
ſtaͤndig ſei, und derſelbe auch, fobald. der Beamte in ums 
‚mittelbare Berührung mit dem Publifum komme, zu man - 
cherlei Inkonvenienzen Beranlaffung gebe; fowie in der po⸗ 
lizeilichen Beſchraͤnkung gerade dieſes Gewerbes ebenfalls 
in: Grund liege, die Konkurrenz: der Staatsbeamten aud- 
zuſchließen. Dem ꝛc. wird: ſolches zur. Nachachtung ber, _ 
tanut gemacht, und. werde⸗ dergleichen mes nicht 
‚mehr: eetheilt. :. ar, 

is Breslau, den 2. Auguſt 1833.. 

Koͤnisl. — — des Innern. 





wo 


128, . 3 um u h, j 
SirfutarBerfügung ber Königl. Regierung —* Tode, an 
fämmtliche Landraͤthe, das Verbot des‘ Betriebes ber 
Gaͤſt⸗ und Schankwirthſchaft Seitens der Bürgermels 
fer, deren Ehefpauen und Dienftboren —52 





Auf den Glaud des Ionen unterm. 29, Auguſ 1821. 
abfchrifilich mitgetheilten Reſtripts der Königl. Minifterien 
des Innern und der Finanzen vom 19. Juli 1821. *), fos 
twie des ferneren Reſkripts des Koͤnigl. Juftizminifterii vom 
7. Dezember 1821. (Amtsblatt pro 1822. Re. 3. S. 23 und 
24) haben wir befchloffen, daß keinem Buͤrgermeiſter, ohne 
dazu die Erlaubniß nachgeſucht und von uns erhalten‘ zu 
haben, kuͤnftig geftattet werden foll, Gaft- und Schankwirth⸗ 
fhaft weder felbft; noch durch ihre! Ehefrauen oder Dienfts 
boten in ihrem Haufe zu betreiben; welches wir insbefons 
dere’ aud dem Grunde, weil diefe Beamten in ihrer Eigen 


ſchaft als Buͤrgermeiſtet die polizeiliche Aufſicht ber die 


Gaſt⸗ und Schaukwirthe zu führen haben, und dieſe Kon⸗ 
trolle nicht wohl: ausüben koͤnnen, wenn fie felbft dieſes 
‚Gewerbe betreiben, nicht angemeffen erachten; sweshalb wir 
und vorbehalten, die Erlaubniß zur Betreibung von Gaſt⸗ 
und: Schankwirthſchaft nur auf gehörig motivirten Antrag, 
ausnahmsweiſe unter: befonderen Verhaͤltniſſen, zu er⸗ 


theilen. Wir ſehen uns zugleich veranlaßt, Sie hierdurch 


aufzufordern, diejenigen Buͤrgermeiſter Ihtes Kreiſes, wel⸗ 
che ohne beſondere Erlaubniß Schankwirthſchaft in ihrem 
Hauſe treiben, namhaft zu machen, und ſich zugleich unter 
Anfuͤhrung der Zeit, ſeit welcher dieſes ſtattgefunden hat, 
gutachtlich daruͤber zu aͤußern, ob hinſichtlich des einen 
oder des andern der in dieſem Falle ſich befindenden Be⸗ 


amten eine Ausnahme von jener Regel zu bewilligen ſein 


moͤchte? 
Trier, den 3. Mai 1833. Zu: 
Königl. Regierung. 
) Annal. Jahrg. 1821. 3te$ Heft, ©. 517. 
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iei⸗ 2 
chtuler⸗V ung der Königl. — zu nei, 
an ſaͤmmlich dnigl. Landro wi Neu Verbot deg Be⸗ 


‚chen der Sal und, Schanfwirehfeh jaft, ſowie des Kraͤ⸗ 
eh Wosirene: der; Bürgermeifler betreffend. 


Fu Berfolg: der "SiofulanBerfügung dom. 3; Mai c. 
und den fpäter:an Sie gerichteten Mittheilung, benachrichti⸗ 
gen mir Sie, daß wir, in Betracht der daraus entfprin- 
‚genden Mißbraͤuche und Inkonvenienzen, befchloffen-haben, ' 
das Verbot des Betriebes der. Gaſt⸗ und Schankwirth⸗ 
ſchaft für die Buͤrgermeiſter unter denſelben Modifikationen 
auch auf den Betrieb des Kraͤmergewerbes auszudeh⸗ 
nen, indem daſſelbe ganz unter ben nämlichen Geſichtspunkt 
fallt, und hier gleiche Näckfihten obmwalten. . 

— Sie wollen unſern Befchluß den, Bärgermeiftern Ihres 
Kreifes, „welche fih etwa in jenem Falle befinden, mit det 
Weifung bekannt machen, daß gegenwaͤrtiges Verbot mit, 
dem 1. Januar Ef. 3. in Wirkfamkeit. treten. . j 

— den 8, September 1833. 

: Königl. — 





130. 

Eirfitan Verfügung. ver Koͤnigl. Regierung zu Stettin, 
an fänmeliche Landräthe, das: Werbot-des Betriebes der 
Gaſt, Schank⸗ und Krugwitthſchaft Seitens der 

Dorfſchulzen betreffend. 





Es iſt uns bekannt geworden, daß an einigen Orten, 
bie Schulzen zugleich Gaſtwirthe, Schenker oder Kruͤger 
ſind. Es leuchtet ein, daß hierbei die Pflichten des Schul⸗ 
zen, als Polizeigehuͤffen des Dominii und als Wahrnehmer 
der Paß-Polizei in Dörfern, die zu dem Dominio eines 
anderen Orts gehören, mit feinem Intereſſe als Krüger oder 

Schankwirth häufig collidiren mäffen, und wir beftimmen 
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daher, um biefem —— ſo viel als moͤglich abzu⸗ 
helfen: 
). daß. von. sup nd Rene Schaut, Wnfage, Krug, 
: net zw. auf dem A niemals dem Schul 
"zen des Dorfes geſtaltet werben darf, und umgekehrt, 
daß ein Kruͤger⸗/ Gaſiwirth st, wenn er nach dem Er⸗ 
laß dieſer Verfügung zum Schulzen ernannt wird und 
dies Amt annehmen will, ‚oder nach gefeglichen: Grund: 
fügen annehmen miuß, ‚feine Gaſt⸗ * —— 
ſchaft niederzulsgen gehalten iſt; 
2) waß die Domimia:unb rin Höherer Selle die Bandräthe, 
U die- Polizöiverwaltung folder Schulgen, welche be 
reits jet zugleich Kröger oder Schanfwirthe find, auf 
das Genanefte nzu kontrolliren, jeden Kontraventions- 
—— ſtreng zw ahnden, und nach erfolgter dritter Bes 
ſtrafung das Atteſt: zur Fortſetzung der: Schankwirth⸗ 
Ichaft Für! das nächfte Jahr und bie Golgegeit zu vers 
fagen haben; 
* daß, wenn die-Perfonen, we. jetzt das Schaut · 
gewerbe betreiben; und zugleich Schulzen find, erſteres 
niederlegen oder ſterben, die polizeiliche Erlaubniß zum 
Betrieb des Schaukgewerbes nie dem Nachfolger im 
Schulzenamte, und uͤberall nie ſo ertheilt werden darf, 
daß dadurch das Schulzenamte und die Krugwirthſchaft 
in Eine Hand kommen. 
Dieſe unſere Verfuͤgung if durch Cirkulation der an⸗ 
liegenden Exemplare zur Keuntniß aller Dominia der Kreiſe 
zu bringen, und auf deren ſtrenge Befolgung Seitens der 
Landraͤthe zu wachen. Jeder Verſtoß eines Dominii das 
gegen iſt von dem Landrathe mit einer fiskaliſchen Strafe 
von A—10 Rthlr. zu ahnden, und ſollte wider alles Er- 
warten ein Landrathsamt dagegen verſtoßen; fo merden 
mir gegen. folches die" angemeffene Rüge oder Strafe: eins 
freten zu laſſen, nicht Anſtand nehmen dürfen. 
. Sollte aber in einzelnen befouderen Fällen eine Aus⸗ 
nahme von vorfichenden Grundfägen nothwendig erfcheis 
nen; fo iſt an und zu berichten, indem wir allein uns 


| 48 
vorbehalten, erforderlichen Sales von obiger ee. — 


dispen are 
ee, Ver 18. Juli 1833. — Fi 


Königl. Regierung. ‚Abteilung des Intern. 


131. | 
* aus em Kefripe bes. Rai. Diners 
des. Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Metfeburs, 
EN bie —— von Zuckerſiedereien innerhalb der 
Staͤdte betreffend. 


— 





Wenn gleich das Zuckerſi eden mit mehrerer Beneräger 
fahr verbunden. if, wie viele andere Gewerbe, bei ‚deren 
Betrieb eutweder keine, oder doch fo bedeutende Fenerung 
erforderlich ift, daß daffelbe nach $. 2062. Tit. 8. Thi. U. 
des Allgem. Landrechts in Beziehung auf Berfi icherungs» 
Verträge zu den gefährlichen Gewerben gerechnet wird; fo. 
folgt doch daraus keineswegs die unbedingte Anwendung 
der Borfchrift des $. 1543. Tit. 20. Thl. II. des Allgem. 
Landrechts auf Zuckerſi tedereien, zumal hiernach eine befons 
dere,.das ift: eine durch Vorkehrungen und gehörige Vor⸗ 
ſicht nicht abzuwendende Feuersgefahr erfordert wird, um 
die Duldung eines Gewerbebetriebs innerhalb der Städte 
x. unzuläffig zu machen, eine folche aber bei dem Betriebe 
der Zuderfiederei im Allgemeinen nicht angenommen werden 
— und. bisher, auch micht angenommen worden iſt x 

Verue/ den 26. Auguſt 1833. 
Die Miniſterien hun 
ve Senn für Handel und des. Innern und der 
Gewerbe. Polizei. 
In Abweſ enheit des Miniſters. u Abmefnheitbe Minifters. 
u Kb hler. 


— 





« 
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A 
Befanntmadung ber Königl, Regierung zu — 
in — das Ein- und Ausklariren ber Ran 

dungen betreffend. 


In Folge des Erlaſſes des Königl. Minifterii des Ins 
mern für Handel und Gewerbe, vom. 4: d. M., wird das 
Handel und Schifffahrt treibende Publitum darauf auf 
merffam gemacht, daß nach dem Allgem. Landrecht, Thl. IL 
Tit. 8. $.5.1343—1346. das Ein: und Ausklariren der Schiffes 
ladungen zu den, den Schiffömäklern allein zuftehenden und 
vorbehaltenen Gefchäften gehört, und daß, wenn der Schif- 
‘fer oder fein Rehder dieſes nicht felbft beforgen will, fols 
ches nicht von Korreſpondenten, oder Kommiffionairs, ſou⸗ 
dern allein von dem angeſtellten Schiffsmaͤklern uͤbernom⸗ 
men werden darf. 

„Königsberg, den 18. April 1833, 
‚Königl. Regierung. 


133. 
Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Danzig, 
den — von Meth und Moſt il Jahr⸗ 
maͤtkten betreffend. 
Es iſt bisher auf den, in dem biefigen Begierungäbe: 
zirke fiattfindenden Jahrmärkten, Meth, entweder: allein, oder 
er Backwaaren, zum; fofortigen Genuß verkauft worden. 
Es ift ingwifchen. auf vorgängige Anfrage von dem 
Koͤnigl. General⸗Direktor der Steuern unter dem 9. v. M. 
feftgefegt worden: 
daf, da auf Saprmärkten den auswaͤrtigen Gewer⸗ 
betreibenden nur der eigentliche Handel, nicht aber 
der Verkauf zum Genuß auf der Stelle, freiſteht, 
als welcher nach $. 10. des Geſetzes vom 30. Mai 
1820. ale Schanfwirthfchaft zu betrachten, und über 


; haupt,;im Umhetziehen ichs beirichen merben darf, 
— u öl ————— weder Meth noch Moſt 


— 


ni, adum ſo Geuuß auf Inhrwörken don. ‚Brent 


ON) den vertau werden ‚Dürfen; IE mimn ist 
Hiernach wird denn jeder. der won: auswärts einen 
Gab ver beſucht, verwarut, Methy Moſt ober uͤberhaupt 
dit zum; fofortigen Genuß: zu verlaufen, indem er 


Beim; etreffen bee gefeßlichen Strafe — und dem⸗ 


nach ſofort egen en pexfahren werden wird · 
Einheimifchen ſteht ein ſolcher Verlauf I ‚gut: Ber 


meidung eines Irrthums bemerftwird) auch nur dann zu, 


— ſie zum Aueſchant von GSaraͤnten uͤberhaupt berech⸗ 
tigt ſind. 
Hiernach haben ſich die — Behoͤrden zu ae, 
Danzig, den 11. September 1833. 
Königl. Regierung. 
Abtheilung für direkte Seen Domaine und Forſten. 





— — ABER — * — 
Sirfular Verfügung ver Koͤnigl. * zu Marien 


werben, an jämmeliche Landrarhsämter und Magiſtraͤte, 


„ben Vertauf des für Juden eingeſchlachteten | 
„.Sleifches betreffend. —— 


Nach, einer von den Koͤnigl. Miniſterien der Finanzen 





und des Innern bereit. unterm 15. Januar 1822. an die - 


König. Megierung zu Stettin erlaffenen Verfügung, foll den 
üden bei dem Verkaufe des von ihnen eingefchlachteten, für 


€ aber! nicht genießbaren Fleifches eine Begänftigung in 


Hinſicht auf Gemwerbefteuer. nicht- geftattet werden, da ſie da, 


wo keine jüdifche Schlaͤchter find,. mit. andern Schlaͤchtern 


eine Einigung treffen können, daß das Abſchlachten durch 
einen ihrer Glaubensgenoffen nach vorgefchriebener Weife 
— und ſie nur die Stuͤcke Fleiſch nehmen, welche 

ik nießen mögen. Es dürfen daher die Juden, welche 
I ewerbe ſteuer als Fleiſcher nicht entrichten, von dem 


- 


— — — 
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gZeſchlachteten Fleiſche es moͤge rauſcher ſein oder nicht, 


durchaus nicht eri dotail ſelbſt nicht au Schlaͤchter ver: 
kaufen. Das ac,’ hat von dieſer Beſtimmung den im 
Kreiſe wohnenden Juden Kenniniß "zu "geben," und ſich 
ſelbſt genau darnach zu achten, deshalb auch gegen die 
Juden welche Fleiſch verkaufen, ohne den Betrieb‘ dis 
Schlaͤchtergewerbes zum Behuf ihrer Aufnahme in die Ge⸗ 
werbeſteuer⸗Rolle angemeldet zu haben, — ———— we⸗ 
gen Gewerbeſteuer⸗Kontraventionen zu verhaͤngen. 
Marienwerder, den 26. Juni 1838. 

Königl. Preuß. Regierung. 

—— m direkte Pie Domainen und gorfen. 
ebes. 
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Kefdtution “ Win dl. "Minifeteind des Innern und der 
Polizei, an ben Masiffat zu Brandenburg, die Ber 
— arbeitslos umherwandernder — 
main? 13 zmigffellen beer betreffend. AN. Ei BER 

*— Magifirat aelay auf auf den Ynrzag. ppm 2d.v. M. 
zur Refolution, ii von den Anfragen, die er früher in 
Bezug auf die Behandlung wandernder arbeitslofer Hand: 
werfögefellen gemacht, die erſtern: 

wie mit’ dergleichen Indivlduen ‚Wweldye wegen Ar⸗ 
beitsloſigkeit in ihre Heimarh getdiefen werden folen, 
= eine ſolche aber, bei erlangter Majorennität, wege 

"mehrjähriger Abweſenheit nicht mehr haben, zu ‚vor 
. fahren fi? 
ſich dadurch erledigt, dag’ nach dem Regulativ vom 24, 
April e. Handwerfögefellen, denen die Fortfegung der Wan: 
derſchaft nicht geftättet werden kann, nicht in ihre Heimath, 
fondern vorläufig an den Ort, wo der Wanderpaß ausge⸗ 
ſtellt worden, zuruͤckgewieſen find, welchem Orte ed dann 
uͤberlaſſen iſt, die Heimath zu ermitteln, wenn er ri di 
betreffenden Subjekts enfledigen will. 


\ 


2. SE, 297 7 
Was aber die zweite Frage betrifft? "ia misü »i4 
ATaAob bie Polizeibehoͤrde des Orts, wohin Die: Sucher 
aweiſung geſchehen, befugt ſei, den ihr — 

et Dee Landarmen⸗Anſtalt zuzuweiſen? * 
fo ergiebt das Patent vom 8. September 4804; ia — 
Faͤllen und unter welchen Vorausſetzungen emaud als 
Drtdr:odet als Landarmer zu betrachten iſt, und es kanu 
daher dieſerhalb, ſowie megen: des: dabei zu beobachtenden 
Verfahrens, nur auf die ragen —— a: 
genommen werden... ;; 

’ — den: 1. Auguſt 1833.; ; 

— des — und der re 
bi [2 Ar 


% Dr er Bere 4 rd 11 &l, 





HL AL“ 24 et el am 
—BR 136 BR 
Siefulars Berfägund. ber. Koͤnigl. — zu PA 
berg, in Pr., an ſaͤmmtliche Landrathsaͤmter, Magifträte 
und DomainenRentämter, fowie an das Königl, Por 
AUlizeipraͤſidium daſelbſt, die Zuruͤckweiſung wandernder 
Handwerksgeſellen — 





er Bolge dieſſeitiget Aufrage in Betreff ‚der in 2% i 
— vom 24. April c. wegen des Wanderns 
der: Gewerkö-Gehülfen: zu 8. enthaltenen Beſtimmung uͤben 

KRuͤckſendung des: Wandernden an den Ort; der Ausſtel⸗ 
fung feines Wandetpaffes, hat das Königl. Minifterium des 
Innern und. der Polizei -mittelft Befcheides vom 23: Mt) 
geäußert: daß jene Beftimmung, nicht allein zur. Vermei⸗ 
dung einer vorgängigen, ‚vielleicht weitläuftigen Verhandlung 
über die Heimath des Wandernden, ‚fondern "auch deshalb 
getroffen worden, damit die Ertheilung von Wanberpäffen 
nicht ferner als ein Mittel zur: Eutfernung laͤſtiger Sub⸗ 
jelte gemißbraucht werde. Sei der Ort der Ausftellung des 
Wanderpaſſes nicht zugleich die Heimath des Wandernden, 
ſo verſtehe es ſich von ſelbſt, daß der letztere SPAN: is 

Zn ꝛten Hefte, S. soßs. 1 Au. — Ze 
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die Heimath zuruͤckgewieſen werden koͤnne. Am Orte der 
Ausſtellung würde über diefe in der Regel fein echeblicher 
Zweifel obwalten können, wenn. nur: die Behbrde vor der 
Ausſtellung die perfönlichen Verhaͤltniſſe näher erdrtert hat, 
wojzu fie fo ‚befugt als verpflichtet ſei; habe fie ſolches aber 
‚ihrer Pflicht zuwider ‚bei Ausftellung des Wanderpaffes un⸗ 
terlaſſen, «fo: müßten die heimathlichen Vethaͤltniſſe zunaͤchſt 
nachtraͤglich feſtgeſtellt werden. 

Nach dem gewöhnlichen, mit dem: Ausdruck· „Heimath” 

im juridifchen Sinne übereinfommenden Sprachgebrauche, äft 
‚unter legterm bei einem Individuum, das noch. Feinen 
Wohnfig (Domizil) gewonnen: hat, der Wohnſitz feiner El 
tern zu verftehen, nach dem fich auch der Gerichtöftand fol- 
cher Perfonen ald forum_originis bildet. ($.$. 17. 18. Tit, 
2. Thl. I. Allgem. Gerichtöordnung). ft der Vater vers 
ftorben, fo ift, gleich, dem Gerichtsſtande, ($. 20. 1. c.) die 
Heimath des noch Eeinen eigenen feſten Wohnſitz habenden . 
Individuums der Drt, an welchem der. Vater zur Zeit 
des Ablebens feinen Wohnfig hatte. Es witd der Begriff der 
Heimath daher in der Regel nach den Domizilar⸗Verhaͤltniſſen 
feftgeftellt werden muͤſſen, und Heimath und Domizil wer⸗ 
den mithin in jener Tendenz meiſtens von gleicher Bedeu⸗ 
tung fein, wie auch das -Königl- Minifterium des Innera 
and, der’ Polizei in dem Reffript vom 7. Mai 1828: (v. 
Kampg Annalen, Jahrg. 1828. 2tes Heft, S. 478) ange 
nommen bat. Der: Geburtsort kann duch zufammens 
tteffende Umftände zuweilen auch die Heimat fein, doch 
wird-der Begriff der letztern niemals bloß nach dem Ges 
burtsort beſtimmt, und, im Fall der Hülfsbedhrftigkeit und 
Erwerbs unfaͤhigkeit des Wandernden. nur in Vereinbarung 
mit den geſetzlichen Vorſchriften über die Armenpflege (Des 
klaration zum L. A. R. vom 16. November 1805.) zur weis 
tern Beurtheilung: hber: Unterſtuͤtzungs-Verbindlichkeiten sum - 
Grunde gelegt werden können. 

Nach diefer zum richtigen Verſtaͤndniß über den Ber 
griff des Ausdrucks: „Deimath” zweckdienlich erachtetem 
Erdffnung, und in Gemaͤßheit ded Eingangs gedachten. Ks 
nigl. Minifterials Rerkripts, fehen ‚wir. uns gleichzeitig. vers 


anlaßt, die unten bezeichneten Behörden auf die Machtheile 
aufmerffans zu machen, melde aus einer unangemeffenen. 
und nicht gehörig nach den Beftimmungen der Verordnung 
vom 24. April c. geregelten Ertheilung von Wanderpäffen 
für die Behörden ſelbſt entftehen können, Namentlich) wets 
den dieſe Nachtheile, — abgefehen von dem verwirkten Did '. 
nungöftrafen, die mit unnachfichtlicheri Strenge, höherer Ber _ 
ſtimmung zufolge, feftgeftellt und eingezogen werden follen, — 
darin beſtehen: daß an den Drt der Ausftellung des unbe⸗ 
hoͤtig ertheilten Wanderpaffes die Handwerksgefellen entwe⸗ 
der mit. befchränkter Keiferoute und. Paß, oder nach Befit⸗ 
den der Umftände mittelft Transports auf Koſten der ge— 
dachten Behörde: zurückgefendet werden, und diefer Behörde 
alddann die Beauffichtigung, und in.geeigneten Fällen event. 
5 B. bei Kranfheiten, oder Mangel au Gelegenheit zur Er⸗ 
werböthätigfeit, noch eine, vermehrte Fuͤrſorge zur. Pflicht 
gemacht werden muß. Zwar wird. der ‚gedachten Behoͤrde 
unbenommen fein, wenn der Dre nicht’zugleich die Heimath 
(Domieilium) des Wandernden ift, folchen-an die Behörde 
der Heimath zurüczufenden, doch würden die heimathlichen 
Berhältniffe des Wandernden zuvor. fterd vollftändig, event; 
durch Korrefpondenz mit der Behörde, der: Heimath feſtge⸗ 
fiellt, und fo lange, bis dies geſchehen, der Wandernde ſtets 
am. Drte der Austellung des Wanderpaffes zuruͤckgehalten 
werden müffen,. und ‚dadurch häufig diefer Behörde eine Be⸗ 
läftigung und einen: Koſtenaufwand verurſachen, deſſentwe⸗ 
gen ſich Gelegenheit. zu einer Entſchaͤdigung und einem Re⸗ 
gteſſe ſchwerlich darbieten möchte. 2* 
Wir empfehlen daher ſaͤmmtlichen Behoͤrden, welche 
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187. — 
Kefotuto bis — Miniſteriums des — an 
den Magiſtrat zu Finſterwalde, und abſchriftlich ur 
Nachricht an die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. d. 
Dd., die Verabreichung von Unterſtuͤtzungen an wan⸗ 

dernde Handwerfsgefellen: betreffend. :u.. 

m a in ® i WuR:T? 

MNachdem durch die Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 1 
Auguſt 1831. die Verpflichtung der Handwerksgeſellen zur 
Wanderſchaft aufgehoben worden, in der Abſicht, dag kuͤnf⸗ 
tig nur ſolche Geſellen wandern, welche die Mittel zu ih⸗ 
rem Unterhalte beſitzen, und weder ihren Gewerbsgenoſſen 
noch Andern zur Laſt fallen, iſt auch, wie dem Magiſtrat 
auf den Bericht vom 31. v. M. zum Beſcheide dient, die 
mit dieſer Verpflichtung in Zuſammenhang ſtehende Ver⸗ 
bindlichkeit der Zuͤnfte zur Verabreichung von Unterſtuͤtzun⸗ 
gen an wandernde Geſellen außer Wirkſamkeit getreten. 
Die fernere Aufrechthaltung einer ſolchen zwangsweiſe gel⸗ 
tend zu machenden Verbindlichkeit wuͤrde zur Folge haben, 
daß auch ferner noch mittelloſe Geſellen zur Wanderſchaft 
angelöct wuͤrden, und ſo der Erreichung des wohlthaͤtigen 
Zwecks zum Nachtheile der Gewerbetreibenden ſtoͤrend ent 
gegenwirken. Es muß daher bei der Verfügung der Königl: 
Regierung zu Frankfurt vom 11. Auguſt c., fein Bewenden 
haben; und den Einzelnen überlaffen Bleiben, durch Ver⸗ 
ſchreibung der benoͤthigten Gefellen, amd auf fonftige geeig⸗ 
nete Weife in Zeiten dafür zu forgen, daß fie wegen Dans 
= an Arbeitern; nicht in Berlegenheit geraten. 





Berlin, den 30. September 1833, - IDEE 
1; —— ‚des. Innern für Miniſterium ron Seen‘ 
Handel und Gewerbe. . Er der —24 J 

v. Schuckmann. v. Breun 
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Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Kinigl, Regierung zu Stettin, in berfelben 
; “ugelegenpeis. 


— — 


Da ae ju_N, hat daruber Be. 
ſchwerde geführt, daß die Königl. Regierung in der- Der 
fügung ‚vom 17. Juni d. J. der aufgehobenen Wander⸗ 
pflicht der. Hanbwerksgeſellen ‚ungeachtet, dad Gewert zur 
fernern Gewährung der bisher fiafutens ‚oder obfervanzmäs 
fig denfelben au betoilligenden Reichniſſe ſchuldig erklaͤrt 
bat, und darauf angetragen, ed von der weiteren Berabreis. 
chung der Gefchente an wandernde Handmwerkögefellen zu 
entbinden. 

Wenn gleich die Allerhöchfte Kabinets-Drdre vom 1, 
Auguſt 4831. eine’ ausdrückliche Beſtimmung Hierhber nicht 
enthält, fo muͤſſen die unterzeichneten Miniſterien dody die. 
Weigerung. des Gewerkes, das ſogenannte Geſchenk an’ die 
wandernden Handwerkögefellen ‚ferner zu verabreichen, für 
gegründet erachten. Denn die Berpflichtung zu- dergleichen ° 
Unterftügungen, welche ſtatuten⸗ oder obſervanzmaͤßig bei 
manchen Zuͤnften hergebracht iſt, bildet ein Korrelat der 
Wanderpflicht der Geſellen. Sobald nun letztere aufgeho⸗ 
ben wotden, in der Abſicht, dag kuͤnftig nur ſolche Geſel⸗ 
len wandern, welche die Mittel zu ihrem Unterhalte beſitzen 
und Andern nicht zur Saft fallen, ift auch Fein Grund mehr \ 
vorhanden, jene Verpflichtung aufrecht zu erhalten, zumal 
da durch die Ausficht auf fremde Unterflügung mittellofe 
Geſellen noch immer zur Wanderfchaft wuͤrden angelodt 
werden, und fo der’Erreihung des Zweckes der obengedachs 
ten Allerhböchften Kabinets-Ordre nur enfgegengemwirkt würde. 
Demgemäß ift auch durch das Regulativ vom 24. April 
d. J. unter Nr. 8. lit. c. beteitd angeordnet, daß ſolchen 
Gefelten, melde Gewerbögenoffen oder Andere um Unter 
ffügung anfpredyen, die Fortfegung der Wanderfchaft nicht 
weiter geftattet werden dürfe, und durch die andermweitigen 

Annalen. Heft IU. 1833. 
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Beſtimmungen darauf hingetwirft worden, daß die Noth- 
wendigfeit einer Unterftügung der wandernden Gefellen durch 
die Gewerbögenoffen nicht weiter eintrete. Es iſt daher dem 
Schuhmacher⸗Gewerke zu N. zu erfetinen gegeben, daß nach 
erfolgter Aufhebung der Wanderpfliht der Handwerksge⸗ 
fellen der Verpflichtung des Gewerks zur Verabreichung der 
fogenannten, Gefhenfe an mandernde Geſellen nicht fernet 
werde Folge gegeben werden. TE * 
Berlin, den 30. September 1833. 
Minifterium des Junern für Hans. Miniſterlum des Aunern 


delds und Gewerbes Angele, j * * und 
genheiten. — Kar ‚der Polizei. | 
v. Syudmenn. — — 9 cen un. 
I nn y hs 
139. 


Cirkular Reſkript ber Königl, Minifierien, ber Finanzen, 
low des, Innern, an fümmeliche Koͤnigl. Regierungen, 
i Di Ausfertigung der Gemwerbefcheine für —— 

betreffend. un 


— 


Die unterzeichneten Minifterien haben befchloffen, von 
dem im Eirkular:Reffripte vom 2. April 1830. *) mit Bes 
zug auf $. 9. des Haufir-Kegulativs vom 28. April 1824. 

-aufgeftellten Grundfage: 
daß Inlaͤndern nur von der Regierung, in beren 
Bezirke fie wohnhaft find, Gemwerbfcheine ausgefer⸗ 
tigt werden dürfen, 
für diejenigen File eine Ausnahme zu geflatten, in denen 
der Nachfuchende fein Gewerbe im Regierungsbezirfe feines 
-Wohnortd aus irgend einem Grunde gar nicht betreiben will. 
Es wird daher hierdurch beftimmt,, daß von den Ne 
gierungen in folhen Fällen auch den. nicht im ihren Bezir⸗ 
fen wohnhaften Inlaͤndern Gemwerbfcheine zum umberjiehen- 
den Gewerböbetriebe ausgefertigt werden dürfen, jedoch 
nur dann, wenn die Gefuche durch die Regierung des 


u) Jabes 1830. 2te6 Heft, ©. 414. 
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Wohnorts mit deren ausdrücklichen Erklaͤrung an ſie 
gelangen, daß gegen die perſoͤnliche Qualifikation des Nach⸗ 
ſuchenden nichts zu. erinnern iſt. — hat die Königl. 
Regierung zu verfahren. 
Berlin, den 30. Auguſt 4833. » 
Finanzminiſterium. Minifteridm: vis — für Handel 
Maaßen. und Gewerbe. 
* In Abweſenheit des Herru Chefs, Excellenz. 
— Beuthö 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
In Abweſenheit * Herrn Chefs/ — 
Köhlet. °: 
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Eifer Berfigung der Rönigt. kibri zu Breslau, 

an ſaͤmmtliche Gewerbeſteuer⸗ Aufnahme: Behoͤrden, die 

Einſendung jaͤhrlicher Nachweiſungen von den fuͤr Ge⸗ 
werbetreibende im. Umherziehen unter 30 Jahren 
nachzuſuchenden Gewerbeſcheinen betreffend, 

Im Verfolge der Verfuͤgung vom 4. v. m. Hebeteeß 
fend die Ertheilung von Gewerbſcheinen an Perſonen unter 
30 Jahren, wird dem Königl. landtaͤthlichen Amte, (dem 
Magiſtrate ꝛc.) hiermit eröffnet, dag die Hönigl: Minifterien 
des Innern für Handel und Gewerbe und der Finanzen, 
mitteiſt Reſtripts vom 6. v. Mi, diejenigen Nubriken näher 


angeordnet haben, welche die Nachweiſung, der für Gewer⸗ 


betreibende im Umberziehen, unter 30 Jahren machzuſachen⸗ 
den Gewerbſcheine, enthalten ſollen. 

Mit, Bezug auf unſere vorſtehend angezogene Verfuͤ⸗— 
gung vom 4. d. Mi, und zur: Berichtigung derſelben be⸗ 
merken wir daher, daß die darin angeordnete, und bis zum 


1. November c. einzuſendende —— achſtehende 


Rubriken erhalten muß: 
*) Vergl. Annalen. Jahrg. 1832: 2tes Heft, ©. 470. NR 
: Fff2 
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. a laufende Nummer, F 
sb: Vor⸗ und Zunamen der —— 
0 Alter derſelben, nach Jahr; und Tag angegeben, 
d. Gewerbe, wofür der Gemerbfchein nachgefucht wird, 
e. Utfache, welche die Ausnahme von der Regel begründet. 
&. Borfchlag des Saverbeſtenerſates fuͤr das zukuͤnftige 
Jahr, 
ing. Vor⸗ und Zuname, ſowie Wohnort der Begleiter oder 
Gehuͤlfen, welche der Gewerbetreibende zuziehen will, 
nebſt Angabe der Berrichfung,‘ welche det Begleiter 
oder Gehuͤlfe bewirken ſoll/ 
h. Bezeichnung der zu dem Geſuche gehörigen Alteſte und 
Signalements, 
i. Anmerkungen. j 
Die Nachweiſung fol in 2 Abtheilungen zerfallen, von 
denen die eine diejenigen Perſonen begreift, für welche ſchon 
Biöher ein Gewerbſchein aus gefertigt worden, die andere 
- über die, welche sum erften Male ſ f ch um. einen ſolchen be⸗ 
werben. 
Die Abtheilüng'derjenigen Werfotii, fat welche zeither 
— ein Gewerbſchein ausgefertigt worden, erhaͤlt noch fol⸗ 
gende (zwiſchen vorſtehend mit F. und g. bemerften Kolon⸗ 
nen ER zwei Rubriken? 
rs Angabe des: Steuerfages, für welchen bie Gewerb⸗ 
treibenden im laufenden (oder betreffenden fruͤheren) 
naia Jahre einen Gewerbſchein erhalten haben: 
menu 179 ee 
Augabe der Regierüngs- Verfügung; durch ie 
der; Gewerbſchein im: lanfenden: (oder ‚betreffenden 
fruͤheren) Jahre. ertheilt worden ift.” ar Paar + 
Er denjenigen Faͤllen, wo in der Rubrik £. ein gerin⸗ 
gerer Steuerſatz als 12 Rthle. für: die Perſon vorgeſchlagen 
wird, iſt in Der Rubrik i. die Urſache anzugeben, ‚aus wels 
ar die Ermäßigung ‚nachgefucht: wird. 
Fuͤr die Begleiter und Gehuͤlfen müffen die Signale: 
a und die amtlichen Befcheinigungen Über das Bor 
bandenfein der im F. 41. des HauſixRegulativs ad-1. 2. 
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unb 3, —— Erforderniſſe beigebracht werden, 
und find dieſe Beläge auch in der Rubrik h.:zu ſpezifiziren. 

Mach dieſen Bemerkungen iſt die, bei Vermeidung der 
in unſerer Verfügung vom 4. d. M..mit 2 Kehle. feſtge⸗ 
festen Ordnungsftrafe, bis zum 1. November d. J. einzus 
fendende Nachweiſung der pro 1833. vorzufchlagenden Ges 


werbetreibenden im Umberziehen, — 30 Jahren, anm⸗ 


fertigen: | 
Die- Königl. Minifterien gaben. * dem. angegogenen 
Reſcript vom 6. v. M. voch bemerkt: 
„daß, da das 30jaͤhrige Alter zum Aufſuchen vom 
» . Waarenbeftellungen nicht erforderlich ſei, deögleichen 
nicht insdenjenigen Fällen, mo der Gewerbſchein 
nach der Allerhöchften Ordre vom 12. Februar 1831. 
unentgeldlich ertheilt wird, das Verzeichniß hierauf: 
wicht ausgedehnt zu werden brauche. Dagegen muͤſſe 
es alle übrigen Anträge umfaſſen, und folglich auch 
ſolche, für welche die Altersbeſchraͤnkung früher: all⸗ 
gemein aufgehoben worden, wie z. B. beim Bich 
‚handel, durch ‚die. am einige Regierungen ergangene 
„2: Berfügung: des: Königl: Minifterii des Innern vom 
12. April 1827.” 
——— iſt noch bemerkt: 
„daß; da die Minifteria Genehmigung fo lange Guͤl⸗ 
tttigkeit behalte, als fie. nicht ausdruͤcklich zuruͤckge⸗ 
nommin werde, es der Erneuerung derſelben nicht 
beduͤrfe, ſondern, daß nur bei der Ausfertigung des 
Gewerbſcheins fuͤr ein nachfolgendes Kalenderjahr, 
die Abſchrift davon wieder beizuheften fei.” 
Breslau, den 2. Dftober 1832. 
Koͤnigl. Regierung. 


..“ 2. J 4 ’ ’ * 
Bier —7 ı #5 * 
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Reſkript der Koͤnigl. Miniſterlen des Innern und, ber 


fi M 


‘ Finanzen, an das Königl. Polizeipräfidium hiefelbft, die 


Yusftellung von Gewerbefcheinen für ansländifche 
-Handelgreifende betreffend. 





Es kann, wie dem Königl, Polizeipräfidio. auf den Bes 
‚richt vom 20, Juli d. 3. eröffnet wird, keinem Bebenfen 
unterliegen, daß die auf ausdruͤcklichen Verträgeh und nach⸗ 
berigen weiteren. Berabredungen beruhenden ſpeziellen Bes 
fiimmungen der Cirkular⸗Reſkripte vom 30. September uud 
30. Dezember 1829., und vom 10. Januar 1830. hinfichts 


lich einer einzelnen Klaffe Von Handeldreifenden: aus den 


Königreihen Baiern und Würtemberg, fowie dem: Großs 
herzogthum Heſſen, durch die EirkularsVerfügung vom 22. 
März d. J. nicht haben aufgehoben oder modiſizirt werden 
ſolſen. Der Borfchlag ded Königl. Polizeipräfidii aber, die 
Ausftellung von Gemwerbfcheinen für ausländifche Handels, 
zeifende überhaupt, welche, ohne Waaren bei ſich zu'führen, 
nur, Beftellungen fuchen oder machen wollen, nicht ferner 
unbedingt von Beibringung obrigfeitlicher Zuverlaͤſſigkeits⸗ 
Zeugniffe abhängig zu machen, und dagegen außer der alls 
gemeinen Empfehlung durd einen ordnungsmaͤßigen Reiſe⸗ 
paß, die. Bürgfchaft angefehener und glaubwuͤrdiger Inlaͤn⸗ 
der zu verlangen, können bie unterzeichneten Miniſterien um 
fo. weniger genehmigen, als folche Buͤrgſchaften wieder zu 
der: bedenklichen Frage führen würden, wem die deſiderirten 
Eigenfchaften eined Buͤrgen beigelegt werden: därfen? und 
dergleichen Bürgen,- befonderd in Kleinen Orten und auf 
dem Lande, ſchwer zu finden. fein dürften. 

Daß die von ausländifchen Polizeibehdrden ausgeftell- 
ten Zeugniffe nicht immer vollen Glauben verdienen, und 
daß zumeilen fogar ihre Echtheit zweifelhaft fein kann, ift 
zwar nicht in Abrede zu ftellen; indeß find auch die dieffeis 
tigen Regierungen keinesweges verpflichtet, auf Grund 
ſolcher Zeugniffe Gewerbſcheine zu ertheilen; vielmehr fteht 
ihnen unbedenklich nicht bloß die Befugniß zu, fondern es 
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Jiegt ihnen fogat ob, diefelben zu vertdeigern, wenn f ie gute 
Gründe haben, die beigebrachten Zeugniffe nicht für genuͤ⸗ 
gend. zu halten. Die Anordnung aber, dag Ausländer, 
welche dieffeitige Gemedbfcheine nachfuchen, aljährlich ein 
noch nicht über ein Jahr altes Zeugniß ihter vaterländis 
ſchen Ortsbehoͤrde beibringen mäffen, hat, wie dies in dem 
Eirkulars Refkript vom 2. April 1830. ausdrücklich bemerkt 
iſt, zugleich noch den’ Zweck, daß folche Individuen jährlich 
von Nenem ihre Heimath befunden mäffen, und nicht ſpaͤ⸗ 
serhin als heimathliche Bagabonden dem dieffeitigen Staate 
zur Laſt fallen, und dieſer Zweck wuͤrde offenbar bei der 
vom  Königl. Polizeipraͤſidio worgefpingenen Modifikation 
nicht erreicht werden. 
Berlin, den 80. Scptember 1833. 
Dinifterium des Innern für Handel —— 





und Gewerbe. Maaßen. 
Miniſterium des Innern und der Polizei, 
v. Brenn 
4142. 


Refolutton des König. Minifteriums bes — an 
den Magiſtrat zu Halle, und abſchriftlich zur Nachricht 
an die Königl. Regierung zu Merfeburg, betreffend den : 
Befuch der den, Jahrmärften gleich zw achtenden ſtaͤd⸗ 
eifchen Märkte von Seiten ausmärtiger Berfäufer. 





Die Behaupfung des Magiftratd in Seinem Berichte 
vom 11. v. M., daß der in Halle übliche fogenannte Chriſt⸗ 
marft nichtd anders als ein verlängerter Wochenmarkt fei, 
und nicht die geriugſte Wehnlichkeit mit einem Jahrmarkte 
babe, kann nicht fuͤr gegründet anerkannt werden. 

Denn abgefehen davon, daß fehon der Name denfelben - 
als einen folhen Markt bezeichnet, der für den Verkehr mit 
den in der Weihnachtözeit gefuchten Artikeln beſtimmt iſt, 
ergiebt die eigene Bemerkung des Magiftratd, daß auf dem 
Ehriftmarkte vornaͤmlich Spielzeug, Drechölerwsaaren, Ku: 
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chen u, dgl. abgefeßt werben, daß alfo die darauf feilgebo⸗ 

tenen Gegenftände fi von den auf den gewöhnlichen Wo⸗ 

chenmaͤrkten zum Verkauf geftellten, zu den täglichen Lebens; 

bedürfniffen gehörigen Artikeln allerdings unterjcheiden, und 

zur Klaffe derjenigen Waaren gehören, welche Gegenftände 

des Jahrmarkts⸗Verkehrs bilden. Eben fo. harakterifict auch 

die zehntägige Dauer den Chriſtmarkt ald einen ſolchen, 

der‘ von dem gewoͤhnlichen Wochenmarkte wefentlich vers 

fchieden ift, indem der Iegtere feiner Natur nach auf eine; 
kurze Dauer befchränft, und ed mit dem Begriffe eines : 
Wochenmarkts unvereinbar ift, daß. er, flatt feiner regelmäs : 
ßigen Wiederkehr an beftimmten Wochentagen, eine Dauer 

von mehr als einer ganzen Woche annehme. Es fann das 

ber eine Befchränfung ded Befuchs des Ehriftmarktes von 

auswärtigen. Verkäufern, welche überhaupt auch für Wos - 
henmärkte immer. eine befondere Ausnahme bildet, nicht 

geftattet, und ein Mechs der Gemwerbtreibenden im Halle, 

fremde Verkäufer auszufchließen, bloß aus dem Grunde, weil 

‚ Iegtere bisher den Chriftmarkt nicht befucht haben, nicht 

anerkannt werden, 

Wenn die in Halle wohnhaften Berkäufer die "Konkurs 
renz ausmwärtiger Gemwerbetreibenden ungern fehen, fo wird , 
auf der andern Seite das Publikum, welches dadurch nur 
gerwinnen kann, deren Erfcheinen ald wuͤnſchenswerth aner: 
kennen müffen. 

Sofern übrigens die Kommune wuͤnſchen follte, dag 
der Chriſtmarkt aufgehoben, und binfichtlih des Dauer und 
der Gegenftände des Verkehrs, einem gewöhnlichen Wochen- 
markte gleichgeftellt werde, fo bleibt ed dem Magiftrat uns 
benommen, dieferhalb Seine weiteren Anträge zu machen, 

Berlin, den 20. Yuguft 1833, 
Miniſterium des Innern für Minifterium des Innern 

Handel und Gewerbe, ° und der Polizei. 
In Abwefenheit des Minifters. In Abweſenheit des Minifters, 
-Beuth, Köhler, 





5% . . 809 
443. ve ee 
Gin Verfügung der Königl. Regierung zu Breslau⸗ | 


‚an fämmtliche. Gewerbeſteuer⸗Aufnahme-Behoͤrden, die 
Gewerbſcheine für Siebmacher ‚betreffend. ., 


Ss am 





Die Königl. Hohen Minifterien des Funern für Home, 
dels⸗ und Gewerbe⸗Angelegenheiten und der Finanzen, has 
ben mittelft Berfügung vom 12. April e. entfchieden, daß 
das Siebmachergewerbe zu denjenigen. Gemwerben nicht ges; 
hört, für welche die im $. 11. des Haufi r⸗Regulativs vom, 
28. April 1824. ad 5. enthaltene Ausnahme in Betreff des 
Lebensalters nachgelaffen worden ift, 

"Hierauf hat das Königl. landräthlihe Amt (der Mas 
giftrat 2c.) Eünftig in vorfommenden Fällen zu achten, und 
daher Siebmacher, welche zeither noch nicht im Beſitz des 
Gewerbeſcheins 'gemefen find, und noch nicht das '30fte 
>’ Sabre erreicht haben, nicht zu Gewerbeſcheinen vorzufchlagen. * 

Für diejenigen Siebmacher unter 30 Jahren, welche 
einmal im Befige bed Gemwerbefcheins find, kann aber des 
mangelnden Alters ungeachtet, auch künftighin die Erneue⸗ 
rung ded Gewerbſcheins nachgefucht werben, fofern. wicht: 
etwa anderweite Bedenken entgegen fliehen. 

"Breslau, ben 9 9, Juni 1832. 

Koͤnigl. Regierung. 
Abtheiluns fuͤr Domainen, Steuern und Forſten. 


I. 
Polizei der Landſtraßen. 


144. 5* 

Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu den, 

an ſaͤmmtliche Landräthe, die Bepflanzung. der öffentlis 
chen Landſtraßen in der Rheinprovinz betreffend. 





In Gemaͤßheit einer Verfuͤgung des „Herrn Obetpraͤſi 
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denlen der Rheinprovinz vom 16. Juli d. 3. iſt hoͤhern Orts 
beſtimmt worden, die den auſchießenden Grundbeſitzern ge⸗ 
ſetzlich obliegende Berpflichtung zur Bepflanzung der öffents 
lichen Landſtraßen, künftig in der Art erfüllen zu laſſen, 
daß, in fomeit es ſich von dem Landſtraßen der Rheinpros 
vinz handelt, die Bepflanzung allgemein außerhalb der 
Gräb en von den Anliegern geſchehen muß. 

"Wir benachrichtigen Sie hievon mit dem Beiflgen, 
daß wir die betreffenden Wegebaubeamten angewiefen has’ 
ben, fürgfältig darauf zu machen, daß auf den im Neubau 
begriffenen Straßen nach diefer Beflimmung verfahren werde. 

Achen, den 28. Auguft 1833. 
Königl. Regierung. Abtheilung ded Innern. 


K. 
Armens Polizei. 


145. 
Cirkular⸗Reſkript des Könige Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, bag: 
Verfahren in Streitigfeiten über die Verpflichtung 
zur Armenverpflegung Kein: 





Der Koͤnigl. Regierung wird hierneben, auf den Ber 
richt vom 25. Mai d. J. 
betreffend die Zuläffigkeit ded Rechtsweges bei Streie 
tigfeiten über die Armenverpflegung, 
unter Remiſſion der Anlage deffelben, aus dem Entmwurfe 
zu einem neuen Armenverpflegungs⸗Geſetze, Abfchrift des 
F. 14. deffelben mit der Weifung zugefertigt, Sich denfel- 
„ben bis auf Weitengs. ſchon jegt zur Richtſchnur dienen zu 
Intten. 
Berlin, den 31. Yuguft 1833. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


An 
die PP Regierung ju Metfeburg.. 


Bit 
Abſchrift der vorflchenden Verfügung an die Königki 
Regierung zu Merfeburg, unter Zufertigung einer gleichen 
Abſchrift des $. 14. aus dem darin angezogenen. Entwurfs 
zu einem neuen Armenverpflegungsd-Gefege, an ſaͤmmtliche 
übrige Königl. Regierungen. - ER % 
Berlin, den 31. Auguft 1833.° 
DMinifterium ded Innern und der Polizei. 
—— Koͤhler. 





a. 
Ertrakt 
aus dem Entwurfe zu einem neuen Armenverpflegungs⸗ 
ee Geſetze. | | 


F. 14. Ber Streitigkeiten  zroifchen verfchledenen Kom- 
munen, oder zwiſchen einer Kommune und einer andern, in 
derfelben vorhandenen moralifchen Perfon ($. 1.), Über die 
Verpflichtung zur AUrmenpflege, eutfcheiden die Regierungen 
nach den Vorſchriften diefed Gefeges. - 

Den fireitenden Parteien fteht zwar der Rechtsweg ges 
gen dieſe Entſcheidungen frei, allein in dieſem Falle muß 
die Regierung ein Juterimiftifum feftfegen, welchet bis zug 
rechtskraͤftig entſchiedenen Sache beobachtet werden foll, 
Wenn aber die Verpflegung oder Unterküßung eines Armen 
Yon Jemand aus einem privatrechtlichen Verhältniffe (der 
Bermandefcehaft und dergl.) gefordert wird, fo muß dies im 
Falle: des: Widerſpruchs im Wege Rechtens gefchehen, und 
die oͤffentliche Armenpflege muß eimfimeiten und bis dahin, 
dag vom Richter, fei ed interimiftifch oder.definitiv, anders . 
wet emtfchieden wird, dem Armen unter. dem Borbehalt der 

tftattung die, ndthige Unterftüguug gewähren, . 
mE tung, wer 146. & HR: 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, die Vers 
ppflichtung zur Unterflügung armer heimathsloſer 


n Perſonen betreffend. 
Der Konigl. Regierung wird auf den Vortrag vom 1. 


‚812. a 


dv. M,, wegen Berhaltungs.Borfchriften über die Verpflich- 

tung zur Unterffügung armer heimathlofer Perfonen, hier⸗ 

mit: eröffnet, daß, in Ermangelung eines Provinzial-Armens 

verbandes, bei heimathloſen Armen, nach $ 15. Tit. 19, 

Thl. II. des Allgem. Landrechts, hinſichtlich deren Verpfles 

gung nur auf den Ort zutůckgegaugen werden kann, wo der 

Arme betroffen wird. 

Berlin, den 24. Auguſt 1833. 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 

Koͤhler. 
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147. 
Lickular⸗ Verfgung der Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigs⸗ 
berg, in Pr., an das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium daſelbſt, ſo⸗ 
wiesan fümmeliche Landraths⸗ und Domairen Rene 

Aemter, die Aufbringung der Kurkoften für arme " 
venerifche Kranfe betreffend, 





Hinfihts der Zahlung der Kurkoften für ſolche arme 
veneriſche Kranke, die nach dem Reglement vom 8. Februar 
1793. als Immediat-⸗-Einſaſſen bezeichnet find, hat bisher 
größtentheild das Verfahren obgewaltet, daB ſolche auf 
den Grund. diefes Reglements mit Webergehung der ſonſt 
im Armuthsfalle ‚verpflichteten: Verwandten, Oris⸗Kommu⸗ 

nen oder des — —— aus — 
Bonds geleifter wurde. 

Das Königl, Minifterium des Inners und der poine 
hat indeſſen erklaͤrt: daß, da die Urſachen, welche das ge⸗ 
dachte Lazareth⸗Reglement herbeifuͤhrten, nicht mehr obwal⸗ 
ten, indem das Verhaͤluniß der in demſelben genannten —* 


ments eine Umgeftaltung, namentlich durch die Eigenthumi 
Verleihung, erlitten hat; und wenn bisher die, durch di 
Heilung folher vencrifchen Kranken⸗Armen, die fruͤher zu 
den genannten Immediat-Einfaffen gezahlt worden, entflans 


‚denen Koften auf, die Staatöfaffen übernommen worden, 
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dies nur eine durch befondere Umſtaͤnde beranlaßte tempo⸗ 
raire Verwaltungs⸗Maßtregel geweſen fei, durch welche in 
den allgemeinen gefeglichen Verpflichtüngen der Verwandten 
der Kranken und der Kommunen, denen dieſelben angehö« 
ten, nichts geändert worden feiz die Uebernahme diefer Ko⸗ 
fien auf Staatd-Fonds' weiterhin nicht ſtattfinden, ſondern 
deren Aufbringung überall nach den —— der — 
erfolgen muͤſſe. At 
Anden wir dies zur Kenntnig Beiügen;. oitfen? Hole das 
Königl. Polizeipraͤſidium (das Koͤnigl. Landrathsamt) am, 
biernach "bei Aufbringung der Koften fuͤr die Heilung’ vene⸗ 
rifher Kranken Armen zu verfahren, und dieſe Koften af 
in der Regel nicht weiter bei und zus Zahlung aus Staats⸗ 
Fonds zu liquidiren, fondern ſolche nad: ‚den —— ir . 
Armenpflege aufbringen zu laſſen. — 
Königsberg, den 15. September: 1833, naar 
Königl. Preuß. — Abtheilung des vonen 
wald. — 


vum 
Medizinalmwefen. 





148. ö 
EirfularsReffript des Königl. Minifteriums ber Geiftlis 
‚hen, Unterrichts: und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, bie Einreichung von 
Beiträgen zu den allgemeinen Sanitätsberichten 
Seitens der Privatärzte betreffend. 





Das Minifterium, hat aus dem an werthvollen Mit: 
theilungen immer reicheren Inhalte der in der legtern Zeit- 
im Drude erfchienenen Ganitätöberichte .mit befonderem: 
Wohlgefallen von dem immer vegeren Eifer fib überzeugt, 
den die Medizinalperfonen im Allgemeinen der Förderung 
der eben fo fehr den Einzelnen A A als für das 
Ganze in swiffenfhaftliher und. adbminifirativer Beziehung 
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gleich wichtigen Zwecke widmen, welche an. bie gegenwärtig 
in das’ Leben eingeführte. Einrichtung? der zu, erftattenden 
Sanitätöberichte geknuͤpft ſind. Wenn ed hiernach nun auch 
einer befonderen-Aufforderung zur ferner thätigen Mitwir⸗ 
Eung - hierbei nicht weiten zu bedürfen fcheint, fo haͤlt es 
das Miniſterium doch für gerecht und. billig, daß denjeni⸗ 
gen Medizinalperfonen die ‚verdiente Auerkennung zu Theil 
morde, welche durch fleißige Einfendung intereffanter Mate⸗ 
rialien fuͤr die zur allgemeinen Kenntniß zu beingenden Sas 
vitaͤtsberichte eben ſowohl von ihren wiſſenſchaftlichen Be 
ſtrebungen eigen. ehrenvolſen Beweis abgelegt; als auch 
durch die loͤbliche Bereitwilligkeit, mit welcher fie den zur 
Erreichung eines allgemeinen Zweckes von Seiten des Staa 
tes an. fie ergangenen Anforderungen genügt, für die treue 
Erfüllung ihrer Pflichten im einem ihnen anzuvertrauenden 
Öffentlichen Amte eine ihnen zur befonderen Empfehlung ges 
reichende Gewähr ‚geleifter haben. Die Königl. Regierungen, 
werden daher hiermit aufgefordert, im Falle von Anmels 
dungen zur Zulaffung zu den Phyfifats-Prüfungen, ſowie 
überhaupt bei Anträgen auf die Anftelung oder Befdrdes 
tung einzelner Medizinalperfonen in irgend einer Kategorie, 
auf die Leiftungen dexfelben im der in Mede ftehenden Bes 
ziehung, vorzugsweiſe mit Nückficht zu nehmen. Diefe Eir- 
fular-Berfügung ift durch die Amtsblätter der Königl. Re 
‚gierungen zur Öffentlichen Kenntnig zu bringen. 

‚Berlin, den 25. September 1833. 
— der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Bil 
Angelegenheiten. 
v. Yltenfteim. 


149. 


Befanntmachung der König, Regierung zu Erfurt, we⸗ 
gen Beibringung des Abgangszeugniffes von der Univers 
‚fie bei Prüfung der Kandidaten der Pharmazie 

„ober der Chirurgie. . 


Das Königl. Miniſterinm der Medizinal⸗Angelegenhei⸗ 
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ten hat verordnet, daß Kandidaten der. Pharmazie oder der 
Ehirurgie, welche ſich zur Prüfung. als Apotheker oder Wund⸗ 
aͤrzte zweiter Klaſſe melden, wenn fie, behufs ihrer, Yusbil- 
dung auf Univerſitaͤten Vorleſungen gehoͤrt haben, ihren 
Sleiß und ihr ſittliches Benehmen nicht bloß dur; Zeug⸗ 
niffe einzelner Profefforen, fondern durch ein gehörig, aus⸗ 
gefertigtes Abgangszeugniß von. der, Univerfität, in: welchem 
iht Fleiß und ihre moraliſche Qualifikation ; bekundet wird, 
nachweiſen ſollen. Indem - wir dieſes den betheiligten Per⸗ 
fonen zur Rachachtung bekannt machen, bemerken, wir zus 
gleidh;: daß Wundärzte, welche irgend eine mediziniſch⸗ chi⸗ 
turgifche Lehranftalt der Monarchie befucht haben, und fich 
zur ‚Prüfung als Wundaͤrzte zweiten. Klaſſe melden, ein fol- 
ches Abgangszeugniß von der, Anſtalt ebenfalls beizubringen 
baben., vr: 7 
Erfurt, den 8. Auguſt 18383. 


Pe, 
5 ud Äh 


Königl. Preuß. Regierung. R $ Sen 


’ ! 
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Eirkular⸗ Verfügung des Koͤnigl.  Dberpräfibiums der 
Rheinproving; an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Rheiniſche Regie⸗ 
rungen, die Ausſtellung aͤrztlicher Gutachten uͤber die Le⸗ 
chalitaͤt ber Wunden behufs der Aüsfprüche der -" 

Geſchwornen betreffend. ; * 


Der Herr Juſtizminiſter v. Kampiz, Excellenz, hat auf den 
über den nachtheiligen Einfluß der in Folge der Inſtruktion 
der vormaligen Koͤnigl. Immediat⸗Juſtiz-Kommiſſion vom 4. 
Februar 1818. von den Sachverſtaͤndigen abzugebenden Gut⸗ 
achten uͤber die Lethalitaͤt der Wunden auf den Ausſpruch 
der Geſchwornen, erſtatteten Bericht vom 13. Januar d. 
J., an den erften Präfidenten des Rheinifhen Appellationss 
gerichtähofes, Herrn Schwarg, und den General-Profuras 
tor, Herrn Ruppenthal, zu Coͤln, unterm 15. März c.. 
verfügt, daß die im $. 14. der gedachten. Inſtruktion ges 
Rellten Fragen: ob die Verlegung abfolut und zwar; 


r 
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” 4) allgemein, oder 
2) individuell toͤdtlich geweſen, ob-diefed 

9 aus Mangel eines zur Heilung erforderlichen — 
des, oder 

29) duch’ den Zutritt einer äußerlichen Schaͤdlichteit ge 
worden fei? 
kuͤnftig in folgenden Fragen aufgeloͤſet werden ſollen: 

Mußte die Verlegung im Alter des Verletzten unbe: 
dinge ‘und unter allen Umftänden ben Tod zur Folge 
haben? 

9) Mußte fie dies nach deffen Individueller Bertafenpan 
für fih allein? 

E) Hatte fieiim Alter des Verlegten den Tod aus Mans 
gel eines zur Heilung erforderlichen: Gegenſtandes zur 
Folge? 

4) Entitand dieſe Folge nur durch den Zutritt einet aͤu⸗ 
ßerlichen Schädlichkeit? 

Auch ſoll darauf gehalten werben, daß fich die Sach: 
verftändigen in dem dritten Falle des weder durch den 
Sprachgebrauch noch durch das Geſetz gerechffertigten Aus⸗ 
druckes: „gufällig” nicht ferner bedienen. Die Sachver⸗ 
ſtaͤndigen ſollen uͤberhaupt bei der Redaktion des Gutach⸗ 
tens nicht vergeffen, daß es zunächft für Laien beſtimmt iſt, 
und daher mit möglichfter. Vermeidung diefer, den legtern 
unverftändlichen Runftausdrüde in einer allgemein faglichen 
Sprache abgefaßt fein müffe, ferner, daß es für den Zweck 
des Strafverfahrens bei Toͤdtungen hauptſaͤchlich darauf 
ankommt, 

ob der Tod als die Folge der dem Beſchüldigten 

zur Laft gelegten Handlung anzufehen fei oder nicht? . 

In dem Aten Kalle werde diefe Frage immer zu vers 
neinen, in dem erfteren immer, aber auch in dem zweiten 
und dritten Falle in der Regel zu bejahen fein. 

Nachdem alfo im Konterte des Gutachtens nicht Allein 
jene 4 Fragen, fondern auch noch die Übrigen, deren die 
8.8. 7. und 8. der mehrgedachten Inſtruktion erwähnen, 
oder wozu die Eigenthümlichkeit des ‚Falles Veranlaſſung 
giebt, erörtert tworden ſeien, muͤſſe am Schluffe cine beftimmte 
Ant 
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Antwort auf.bie obige. Hauptfrage als das Hauptreſultat 
des Gutachtens abgegeben, oder (beſonders im zweiten und 
beitten, Falle) die, Gründe. angegeben werden, warum dieſes 
ausnahmsweiſe nicht geſchehen koͤnne, damit ‚die Gefchwors 
nen, welche fich mehr an das Mefultat als an deſſen Mo- 
tive: haltem, eine. fichere- Baſis für ihr. Uctheil gewinnen. 
Eine Koͤnigl. Regierung fege ich- hievon auf Verfügung 
des Königl. Minifteriumd der Medizinal- Angelegenheiten 
vom 26. 9. Mi zug Berädfichtigung ‚in Kenntnig, mit dem 
Erfuchen, hiernach an die Medizinalbeamten zu verfuͤgen. 
Coblenz, den 23. Mai 1833. 
Der — dent der — 
A. A. 


— — 


Reſkript der Koͤnigl. Dinifrien ber Seiftichen, Unters 
richts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten, fowie des Innern 
und. der Polizei, an die, Rbnigl: Regierung: zu Gumbinnen, 
die Aufbringung ber Koften bei Menfchenblattern-Epidgs 
mien:und bei Zwangs⸗Impfungen der vn 
blattern betreffend a 


N | 





" Der ahnigl. Regierun⸗ wied in Beſcheidung auf den 
Bericht vom 24. Fanuatı:cı,. die. Koften „der: Zwangs/⸗Im⸗ 
pfungen ꝛtc. bei dem Ausbruche einer Pocken⸗Epidemie bes 
treffend, eroͤffnet, daß. bei der durch die Verfügung des 
Miniſterii des. Innern vom 13. Auguſt 1810;, als Mittel 
zus Unterbrüdung seiner bereits ausgebtochenen Menfchen- 
blattern:Epidemie angeordneten Zwangs⸗ Impfung, — auf wel⸗ 
che ſich die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom 830. Mai 1826. 
nicht. bezieht, und bei welchen es daher bis zur Emanirung 
andermweiter Beftimmungen fein: Beweuden haben kann, wenn 
ſolche gleih nur. mit großer Vorſicht anzuwenden find, — 
den Wiberfpenfligen nur die von ihnen ſelbſt veranlaften 
Koften, wie Häuferfperre und Zwangs⸗Impfungen, zur -Laft 
gelegt werden Finnen, nicht Aber die Koften für ſolche Maß- 
Annalen. Heft I. 1333, Ggsg 
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tegeln, bie dem falllemiciücn Beſten zu Statten kommen, 
woͤhin namenslich die Reiſekoſten der Impfaͤrzte zu rechnen, 
welche auf die Diären- und Suhrfoften- Bonds der Königk 
Regierungen ’ zu übernehmen find. 

Berlin, den 13. Juli 183% 
Miniſtetium der Geiftlichen, Uuter- Minſterium des Junern 


richts⸗ und Medizinal⸗Aungele⸗ und 
J genheiten. der Polizei. 
v. Altenſtein. veBrenun 
wi > Hit, — — * MER? 5* 
152. - 


Reſkript der Königl. Minifkerien der Geiftlichen, Un⸗ 
terrichtss und Medizinal-Angelegenheiten, forwie des In⸗ 
nern und der Polizei, an die Königl. Regierung zu 
Minden, das Verfahren bei den auf dem Lande vors 
kommenden —— berreffend 





Der Kduigl. DReglanıng etwiedern wir anf den Deeicht 
“som 5. d. M. 
das Berfahren bei von auf dem Rande: — 
den Blattern⸗Krankheitsfaͤllen betreffend, 
wie mwir ed für gang angemeffen halten, daß in noch zwei- 
felhaften derartigen Fällen auf die erſte Anzeige eine vor- 
laͤufige Unterfachung durch den naͤchſten Arzt, vorausgeſetzt, 
daß der Kreisphyſikus entfernt wohnt, veranlaßt werde. Zus 
gleich ermaͤchtigen wir die Königl.l Regierung, die desfallſi⸗ 
gen aͤrztlichen Liquidatiouen, wenn die veranlaſſende Requi⸗ 
ſition der nutern Behoͤrde nachgewieſen iſt, aus denz Diaͤten⸗ 
und Fuhrkoſten⸗Fonds Ihrer Hauptkaſſe berichtigen zu laſſen. 
Berlin, den 30. Auguſt 1833 
Miniſtetium der Geiſtlichen, Unter⸗ Miniſterium des Innern 


richts⸗ und Medizinal⸗Angele⸗ und der Polizei. 
genheiten. In Abwoſen heit des Herrn 
v. Alt ein ſtein . 0.0 Chefs. 
J Köhler. 


— 
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hl 4566. ng. qnt 1 — 
Beranntmagung ber öniat Hgtenunng zu Magdeburg, 
die Lymphe aus 'rebaccinirten Puftefn zum Weiter, 
impfen nicht zu verwenden. ° u 





Wir haben mit Bergnägen twahrgenommen, daß viele 
Medizinalperfonen unferd Departemend das Gefchäft der 
Revarcmation ſich befonders angelegen fein laſſen, und das 
durch nicht yur vielen Perfonen. die Beruhigung einer er⸗ 
neueten Sicherheit „gegen. bie Menichenblattern gewähren, 
ſondern auch zur, Beſchraͤnkung ‚der in yeuerer Zeit mehrfach 
hervorgetretenen natüclichen oder weſentlich beitragen. 
Durch diefe,; nach Verkauf: von mehreren Jahren wieder 
holte Fmpfung ift in einigen Fällen wirklich ein Eranthem 
hervorgerufen worden, welches. der wahren Baceinepuftel in 
Geſtalt und  Werlguf. völlig zu gleichen fchien, ſo daß sie 
Lymphe and ſolchen Puſteln hin ünd wiedet zum Impfen 
noch unvaccinirter Kinder benutzt wotden iſt, und angeblich 
denſelben Erfolg, wie der urſpruͤngliche Impfſtoff, gehabt 
hat. Wir wollen indeß die Herren Aerzte darauf aufmerl 
ſam machen, daß es bebenflich erſcheint, von den Pufteln 
revaccinirter Parfonen weiter zu impfen, indem es dem 
duch Nachiwmpfung hervorgebrachten Exanthem ſchwerlich 
mit Beſtimmtheit anzuſehen iſt, ob: daſſelbe bei der Weiter⸗ 
impfung in: noch gar. nicht -geimpften Individuen Die. ächte 
ſchuͤtzende Vaccine bewirken werde... | 

Bei den vielfach gehörten: "Klagen. Aber allmaͤhliche⸗ 
Aus artung des Impfſtoffes kann ed nicht raͤthlich fein, die 
Zweifel ander Aechtheit deſſelben, noch durch Benugung 
der ſo hoͤchſt ſelten zur Vollkommenheit gelangenden Puſtel 
eines Revaccinirten zur Weiterimpfung zu vermehren. 

Saͤmmtlichen Impfaͤrzten unſers Geſchaͤftsbezirks wi⸗ 
dertathen wir deshalb dringend, die Verſuche des Impfens 
mit der Lymphe reyvgecinirter Perſonen weiter fortzuſetzen, 
und: machen. es ihnen zur Gewiſſensſache, bei allen denje⸗ 
nigen Individuen, welche noch niemals geimpft worden; 
ſich nach, der geſetzlich vorgeſchriebenen ns ausſchließ⸗ 
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lich derjenigen Lymphe zu Höbicen, welche von zum en 
Male Geimpften- entnommen iſt. 193 . ©.‘ 
Magdeburg, den 18. ‚September, 4833. —* 
Koͤnigl. Regierung, Abtheilung , des Innern. 


BRETT " 

: 454. SrEE ee Tree ee 
Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums ber’ Geiftlichen, Uns 
terrichts⸗ und Medizina Angelegenheiten, an die Koͤnigl. 
Regierung zu Achen, die Befugniß det Wieraͤrzte zur 

Selbſtdiopenſi ren der zür Heilung kranker Thiere 
au verwendenden Arzeneien betreffend. 


— N m in neit. 

‚Auf Den Bericht, vom 4. d. M. das — von 
Mevitamenten von «Seiten der. Thierärgte betreffend, wird 
der Koͤnigl. Regierung hierauf eröffnet) daß die Arzeneis 
Verordnungen der Chieraͤrzte in’ der Geſetzgebung über das 
Apothekerweſen bisher noch nicht mit einbegriffen geweſen 
find, weil der Zweck dieſer ſtrengen Vorſchriften, die Si 
cherung des Lebens und der; Geſundheit der Menſchen vor 
Gefährdung, bei Viehkuren von ſelbſtwegfaͤllt. Es wuͤrde 
Daher 'euft: eined beſondern Geſetzes beduͤrfen, wenn Die 
Thieraͤrzte, deren Gewerbe auch bisher uͤbethaupt keinen fo 
gemeſſenen Beſchraͤnkungen in der Ausuͤbung unterlegen hat, 
als das Gewerbe der übrigen Medizinalperſonen, gezwun⸗— 
gen werden ſollten, alle ihre Arzeneien aus der Apotheke zu 
verſchreiben. Hiernach find auch die Beſtiumungen der Po⸗ 
fitionen-15.%. 17. und 18. pag. 15. Rei VI. der Medizinal⸗ 
Tare vom 21. Juni 1815. zu verftehen, bei denen es fein 
Bewenden um fo mehr behalten muß;: als hierdurch allein 
diejenige: Wohlfeilheit ’ der Arzeneien für "Franke Thiere er: 
zielt werden kaun, welche inothiwendig if, wenü die Beſitzer 
krauker Hausthiere nicht uͤberhaupt davon abgeſchreckt wer⸗ 
den ſollen, die Huͤlfe der Thieraͤrzte zu ſuchen Es ſteht 
daher. allen Thieraͤrzten frei, die von ihnen Fr" Heilung 
kranker Thiere zu verwendenden Arzeneien ſelbſt zu dispen⸗ 


” 


1 


i 821 
firen und refp. eingufammeln, ynd nur die Gifte müffen hier 
von audgefchloffen bleiben. 

Berlin, den 23. Juli 18335 ! 
Miniſterium der Geiftlichen, Untercicht3, und Medizinal- 

Angelegenheiten. 
viYlteufe im: 
Sa 7 > HER ERTIGT : , * 
19 155: ı53% 1 — 
Bekanntmachung ber Koͤnigl. Regierung zu Breslau, 
die bei der Behandlung des am Milzbrande gefallenen 
Viehes zu beobachtende Vorſicht betreffend. 








Unſeret mehtfäftigen Warnungen ungeachtet iſt den: 
noch wieder ein Menſch das Opfer ſeiner Unvorſichtigkeit 
bei dem Handhaben einer am Milzbrande gefallenen Kuh 
geworden. 

Dieſes Ungläg hat ſich zu Koſſowstky BVartenbergſchen 
Kreiſes, zugetragen. 

Es wird daher hiedurch nochmals Jedermann vor dem 
unvorſichtigen Berühren des Fleiſches, Blutes oder anderer 
Theile ſolcher Thiere gewarnt, welche am Milzbrande ums 
geftanden, mehr aber noch vor dem, noch immer hier und 
da vorkommenden Genuffe ſolchen Fleifhes. Dringend wird 
dagegen Feder aufgefordert, welcher fih der Theilnahme 
an dem Handhaben folcher Thierleichen nicht entziehen kann, 
feine Hände vorher forgfältig mit Del ‚einzureiben, und follte 
er das Erfcheinen einer fchwarzen Blatter an fich wahr⸗ 
nehmen, fchleunigft fich den Math eined erfahrnen Bunde - 
arzted oder Arzted zu erholen. ı 

Breslau, den 6. September 1833. 

Koͤnigl. Regierung. ' 





— 
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Militair-Sachen. 
66. a 
Reſkript des Koͤnigl Meintfteriums: des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Merfeburg,: die 
Geftattung der. von Gymnaſien abgegangenen jungen . 

Leute zum einjährigen freiwilligen Militairdienfte . - 


betreffend, 


Der Königl, Regierüng wird auf Ihre Anfrage vom 
. 22. v. M., wegen des Verfahrens hinfichtlich der fih zum 
einjährigen freimilligen Militairdienſte meldenden, von Gym; 
nafien abgegangenen jungen Leute, eröffnet, daß durch die 
in Abficht der Schule zu Röffel ergängene Sp ezial⸗Ver⸗ 
fuͤgung *) in den beſtehenden allgemein en Beſtimmungen 
wegen der Zulaſſung zum einjaͤhrigen freiwilligen Dieuſte 
nichts hat geändert werden ſollen. 
Wäre dies beabfichtigt worden, fo wuͤtde die Königl. 
Regierung danach inffruirt worden fein... F 
Es bleibt übrigens Sache der Departementd-Präfungss 
KRommiffion, in einzelnen Fällen zu erivägen und zu beſtim⸗ 
men, ob ein junger Menſch, welcher mit dem Gymnaſial⸗ 
Atteſte über feine twiffenfchaftlicye Qualififation veufehen ift, 
gleichwohl noch um deshalb, weil er ſchon eine Zeitlang 
das. Gymnaſium verlaffen hat, einer mündlichen Prüfung 
zu unterwerfen fein werde. er ’ 
Es fcheint jedoch nicht anräthlich, in diefer Bezichung 
zu ängftlich zu verfahren. 
Berlin, den 7. Auguſt 1833. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler.: 
*) m 2ten Hefte, S. 550. 





157. 
Fe des Könige, Minifteriumg des Innern und ber. 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu Breslau, die Ab⸗ 
fung der Militairdienftpflichte Seitens der in Semi⸗ 
narien ausgebildeten Schulamts ⸗ Kandidaten: 
betreffend. 
Der Bericht der Königl. Regierung vom 29. Mai’ d. 
J. wegen ber, Nichtannahme des Squl · Adjuvanten N. N 
zur Ableiſtuug feiner Milifairdienftpflicht in fechswöchentli: 
cher Ausbildung, ift dem Königl. Kriegs: Minifterio mit dem 
Erfuchen um Abhuͤlfe der Beſchwerde mitgetheilt worden. 
Daſſelbe hat hierauf dem Koͤnigl. General-.Rommandg 
des fechften Armee⸗Korps eröffnet; 
„daß binfichtlich der Schulants- Kandidaten die für 
ihren Beruf in Seminarien ausgebildet ‘worden, ‘ed _ 
fortdauernd bei den Anordnungen der Yllerhöchften 
Kabinets »Drdres vom 29. Dftober 1827. und 24. 
. Dezember 1829. verbleibe, nach welchen fie zur Er: 
fülung ihrer Militairdienftpflicht refp. zu einer ſechs⸗ 
oder viertwöchentlichen erſten Ausbildung, gleich den 
bisherigen . Kriegöreferves und Landwehr: Rekruten, 
eingezogen, zu jeder Zeit bei den Truppen zur Aus: 
bildung angenommen, und während deffen extraor⸗ 
dinair über den Etat verpflegt werden follen, indem 
des Königs Majeftät in diefen zur fchnelleren Bes 
fegung vakanter Elementar » Schullehrerftellen und 
zum Beften des Volksunterrichts getroffenen Aller 
höchften Beftimmungen noch feine Yenderung zu bes 
fehlen geruht hätten, folched auch nicht zu erwarten fei.” 
Auf diefe Eröffnung wird ohne Zweifel vom gedachten 
Königl. Generals Kommando die Annahme des N. N., wels 
her hiernach zu beſcheiden ift, verfügt, und dengeinäg auch 
in ferneren Faͤllen der Art verfahren werden. 
Berlin, den 2. Juli 1833. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Koͤhler. 
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158, — 
Reſkript des Kdnigl Miniſteriums des Innern uhb der, 
Polizei, . an, bie Königl. Regierung zu Magdeburg, bie 
Ausftellung. der, Looſungs⸗ und Geſtellungs⸗Atteſte fuͤr 
Militairpfichtige betreffend. 





Da die Looſung und Muſterung der Militairpflichtigen 
nicht uno actu erfolgt, und auf diefen Umftand das zu 
den Looſungs⸗ und Geſtellungs⸗Atteſten vorgeſchriebene Sche⸗ 
ma weſentlich mit gegruͤndet worden iſt, ſo kann das Mi⸗ 
nifterium des Innern und der Polizei auf den ‚Antrag der 
Kdnigl. Regierung im Bericht vom 20. v. M. wegen Ein- 
führung eines andern Schema’ um fo weniger eingehen, 
als dig gedachten Attefte nach gedruckten Schema's ausge⸗ 
. fertigt werden, und zur Yusfüllung nur eine geringfügige 
Mühe in Anfprud) genommen. wird. 

Die in Rede ſtehenden Attefte muͤſſen den Militair⸗ 
pflicptigen allerdings unmittelbar reſp. nach beendigter Loos 
fung und Mufterüng eingehändigt werden, damit fie fich 
‚ Überall über ihre erfolgte Geftellung aut Reviſion ausweis 
‘fen fönnen. Wenn es daher, wie die Königl, Regierung 
bemerkt, in dem dortigen Departement fhon häufig vorges 
fommen ift, daß diefe Attefte den Militairpflichtigen erſt 
lange nach ihrer Mufterung zugeſtellt worden, fo hätte Sie 
die betheiligten Landraͤthe dieſerhalb ſchon laͤngſt rektifiziren 
ſollen. 

Demjenigen, was die Koͤnigl. Regierung über die Ur: 
ſache der ſpaͤteren Ausfertigung jener Atteſte angefuͤhrt hat, 
daß naͤmlich dieſe Ausfertigung zu viel Zeit erfordere, fehlt 
es an aller Begruͤndung. Denn die Atteſte werden, wie 
ſchon oben bemerkt worden, nach der ausdruͤcklichen Bes 
ſtimmung des Refkripts vom 5. Juli 1827. nach gedruck⸗ 
ten Schema's bloß ausgefüllt. 

- Diefe Ausfüllung beſchraͤnkt ſich auf einige Zahlen und 
auf wenige Worte. 

Eine ſolche Ausfuͤllung würde aber ebenfalls‘ nofhivens 
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dig werden, weun man auch das von ber Koͤnigl. oz 
zung entworfene Schema annehmen wollte. 

Die ganze Zeitetſparniß wuͤtde ſich mithin ——8 Auf 
das Einruͤcken bon zwei oder drei Zahlen md Worten bi 
ſchraͤnken. Diefe Ruͤckſicht wuͤrde aber felbft im dem Falle) 
wenn das von der Koͤnigl. Regierung vorgefchlagene Sche 
ma ſich mit-dem Gange. des’ Gefchäfts: und dem Zwecke 
der: Ertheilung der: Attefte genhgend vereinigen ließe, was 
aber nicht. der Fall ift, doch noch immer Feine Abänderung 
des num ſchon feit vier Jahren in. der ganzen Monarchie 
zur Anwendung gekommenen Schema’s, welches bis: jegt 
noch von Feiner einzigen Behoͤrde angefochten worden iſt, 
begründen kbnnen. 

Berlin, den 3. Juli 1832. 

— des Innern und der Poltzen. 
Kahle. 5 


n 159. — 
Auszug aus dem Schreiben der Koͤnigl. Miniſterien des 
Innern und der Polizei, fowie des Krieges, an dag 
Königl. GenerakKommando des Sten Armee⸗Korps und 
an das Koͤnigl. Oberpräfidium der Rheinprovinz,: die 
Reflamation eingeftellter Militairpflichtigen in Bezie⸗ 

hung auf Familienverhaͤltniſſe berreffend. 





Em. ꝛc. fenden wir das unterm 11. Mai’ 1833. mitge⸗ 
theilte Aftenheft in Betreff des Artilferiften N. N,, welcher 
‚jur Unterftügung feiner Eltern reflamirt worden, nachdem 
der Ältere Bruder deffelben, welcher folche hätte gemähren 
Können, vom Tten Uhlanen-Regiment deſertirt ift, hiebei zuruͤck. 

Die dadurch veranlaßten Kragen über die Bewilligung 
einer Reklamation fowohl in diefem Falle, wie in ſolchen 
Sillen, wo zwar außer dem in Militairdienften fich befin- 
denden Sohne noch ein anderer vorhanden ift, der die Uns 
terflügung der Eltern übernehmen Könnte, diefen aber fie 
verfagt, können wir in Beziehung auf den allgemeinen 
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Grundfak nut dahin beantworten, daß die Reklamation 
nicht gefeglich begtänbet, und ihr mithin Feine Folge zu 
geben iſt, ohne daß jedoch hiebei die Befugniß der oberen 
Provinzialbehoͤrden, in. einzelnen befonders dringenden Faͤl⸗ 
leun eine ausnahmsweiſe Berücfichtigung. eintreten zu laffen, 
auögefchloffen. werde: Mach Lage der Umftände wuͤrden ger 
dachte Behdrden fich daher) hierhber zu einigen, oder an die 
Minifterien zum weitern Beſchluß zu berichten haben. 

Berlin, den 15. September 1833. 
Der: Minifter des Innern Zür den Kriegeminifter. 

und der Polizei. A. U. A. 

v. Breun. v. Schoͤler. 
— — ” 


f . 160. ; 

. Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Achen, wegen 
Michtanrechnung der Kapitulanten auf das von den 

Kreiſen zu geftellende Militairs Erfag » Kontingent. 





Das Minifterium des Innern und der Polizei nimmt 
Anſtand, auf den im Bericht vom 29. v. M. enthaltenen 
Antrag der Königl. Regierung wegen Anrechnung der Ka⸗ 
pitulanten auf dad von den Kreifen zu geftellende Militair⸗ 
Erfag- Kontingent einzugehen, weil einestheild bei.den Ka- 
pitulanten nicht diejenigen Ruͤckſichten ſtattfinden, welche bei 
der. Anordnung zur; Anrechnung ber freiwillig auf dreis 
jährige Dienftzeit eintretenden Individuen geleitet haben, 
- andererfeitd aber ed die Abſicht ift, dahin zu wirfen, daß 

"die Kapitulanten und länger ald drei Jahr dienenden Leute, 
foviel als der Dienſt irgend geſtattet, bei den u vers ' 
mindert werden. 

Berlin, den 19. Juli 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei, 
v. Bernuth, 
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Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums bes en und der. 
Polizel, an die Königt. Regierung zu Merfeburg, bie 
Berhältniffe der nach dem Amneftier- Patente vom 12, 
en: 1831. zuruͤckgelehrten Wnlkehpfüctigen 
betreffend. 

Auf den Bericht der Koͤnigl. —— vom 1. Mai 
d. 3. ift das Minifterium des Innern und der Polizei we⸗ 
gen dee Seitens des Königl. General Kommando’s ded Atem; 
Armee⸗Korps abgelehnten Entkaffung mehrerer vor Erfuͤl⸗ 
lung ihrer Militairdienſtpflicht in das Ausland ausgetrete⸗ 
ner, nach der Publikation des Amneſtie⸗ Patents vom 12. 
März 1831. aber innerhalb der beſtimmten Friſt in die Hei⸗ 
math zurückgefehrter, und demnaͤchſt zur Ableiftung der dreis 
jährigen Militaicpfliht in das fichende Heer vorzugsweiſe 
eingeſtellter Militairpflichtigen, mit den Königl. Minifterien 
der auswaͤrtigen Angelegenheiten und des arieges in Kom⸗ 
munikation getreten. 

Beigehend erhaͤlt die Königl. Regierung eine Abfchrife 
ber Verfügung, welche das Königl. Kriegsminifterium hier⸗ 
auf im Einverftändniß mit den beiden andern Minifterien 
unterm 24. v. M. an das gedachte General, Kommando erz 
haffen, und wodurd die Sache in der von der Königl, Re⸗ 
gierung gewuͤnſchten Art Erledigung gefunden hat, zur 
Nachricht und weitern Veranlaffung. (Anl. a.) 

Berlin, den 2. Juli 1833. 

Minikerium des Innern und der Polizei. 
Koͤ hler. 





Die von Einem Koͤnigl. — —— abgeehnte 


Entlaffung mehrerer Militaicpflichtigen, ‚welche vor der Er, 
füllung ihrer diefjeitigen Meilttairdienftpflicht in das Auss 
land  auögetreten, nach der Publikation des Amneftie-Par 
tents vom 12. März 1831. aber innerhalb der beflimmten 
Friſt in die Heimat) zurückgekehrt waren, uud demnädft 


” 


’ 


828 


zur Xbleiftung der dreijährigen Militairpflicht in das ſte⸗ 
hende Heer vorzugömweife eingeftellt morden find, hat die 
Königt. Regierung’ zu Merfeburg zu der Frage veranlaft: 
ob dergleichen «binnen der Amneſtie⸗Friſt zurückges 
>, „kehrte Militairpflichtige, ungeachtet des bereitö über: 
" foHrittenen, zum Dienfte im ſtehenden Heere verpflich- 
genden Bebensalters, dennoch. bei der Kahne, oder ob 
fie nur nach Maßgabe des Alters, in welchem fie 
ſich zur Zeit ihrer Ruͤckkehr in die Heimath befan- 
den, zur Erfüllung ihrer Militgirdienftpflicht noch 
“ heranzuziehen wären? 
r” Die Königl, Miniſterien des Innern und der auswaͤr⸗ 
figen Angelegenheiten find der übereinftimmenden Anſicht: 
daß die ausgetreten gemefenen. — — Militair⸗ 
„1 ppflichtigen, welche wirklich nur im Vertrauen auf die 
ahnen duch das Patent vom 12. März 1831. zuge⸗ 
ſtandene Amneftie innerhalb der darin feftgefegten. 
Friſt in die Heimath zurückgekehrt find, bloß nach 
der, nah Maßgabe ihres Alters für fie noch beftes 
qhenden Verpflichtung zum "Militairdienfte, für den- 
J ſelben in Auſpruch genommen werden koͤnnen. 
ae Diefer. Anſicht kann: ſich das Kriegsminiſterium nur, 
anſchließen. ae cz 
» . Denn die von. Einem Königl. General: Kommando, nach 
dem Berichte der Koͤnigl. Regierung zu Merfeburg, gegen 
den Antrag derfelben in Bezug genommene — 
des $. 58. der Inſtruktion vom 30. Juni 1817., iſt dutch 
die im Artikel 18. der Bundes-KartelsKonvention vom: 12; 
März 1831. bemwilligte Amneftie in den nach legterer zu bes 
urtheilenden Fällen außer Wirkfamkeit gefegt, und da aus 
der Bewilligung einer Amneſtie, welche die gaͤnzliche Ver⸗ 
zeihung einer unerlaubten Handlung bezeichnet, zu folgern ift, 
daß bei Beurtheilung der Militairpflichtigkeit der 
auf den Grund diefer Amneſtie zurückkehrenden In—⸗ 
dividuen, der unerlaubte Austritt und die unterlafs 
fene — von den Behoͤrden gänzlich zu ignos 
- riren fei, i 
laut $. 58. jener Inſtruktion aber die nachträgliche Einftel- 
lung der zuruͤckkehrenden Militairpflichtigen nur. wegen des 
fie treffenden Verdachts, ſich der Militairpflicht abſichtlich 
entzogen zu haben, gefchieht: fo muß die nachträgliche Eins 
fellung in allen den Fällen wegfallen, mo durch die Amne⸗ 
fie erklärt wird, daß diefe unerlaubte Handlung ungeruͤgt 
bleiben folle. 


ii Emd 
Die Worte des Artikels 18. der Bundes⸗Kartel⸗Kon⸗ 
ventioneꝛ;; TIER a ren Sürermuei 
„bag die Nückkehrenden in Stejehtge Berbindlichkeit 
zum Mikeaitdienft treten, welche daſelbſt noch ge⸗ 
J —— —— gu Ana A 
ud mithin nur ſo zu deuten, dag von dieſen Leuten Feine 
werden kann, als wozu fie 
ihr Alter auch in dem Kalle verpflichten würde, wenn fie 
ſich im den gefeglichen Friſten vorfchriftsmäßig gemeldet, 
und nicht in das Ausland begeben haͤtten 


3wiſchen zuruͤckkehrende Deſerteurs und ausgetreten 


geweſene Militairpflichtige findet auch der weſentliche Un— 
serfchied ſtatt, daß erſtere vor der Defertion ſchon zum Dienſt 
eingezogen, oder wenigſtens vereidet waren, letztere dagegen 
sicht wußten, ob der Staat von ihrer Verpflichtung 
jun Pilitairdienft wirklich Gebrauch machen würde. 

+4 Beide Klaffen können alfo bier: nicht gleichgeftellt wer⸗ 
den; und da nicht anzunehmen ift, daß der Staat. die auf 
Grund ‚der Bundes; Kartel- Konvention im Auslande ver: 
bleibenden Militairpflichtigen vor, den in das Vaterland 
zuräckkehrenden befonders begünftigen wolle, auch bei erfte- 
ten der Austritt nicht weiter gerügf wird, ‘fo fehlt es an 
einen binreichenden Grunde, die freiwillig zurückkehrenden 
als unſichere Militairpflichtige zu behandeln, und dem ihnen 
verjiehenen Austritt noch einer, durch. die Einftellung bei 
den Fahnen für, fie allerdiugs empfindlichen -AUhndung zu 
unterwerfen... , 5* 

Ein Koͤnigl, Genetal⸗Kommando erſuche ih demnach 
ergebenft, die Wiederentlaſſung der von der Koͤnigl. Regie 
rung zu Merſeburg dazu in Vorſchlag gebrachten, in der 
abſchriftlichen Anlage naͤher bezeichneten 7 Judividuen, ſowie 
derer, die ſich etwa ſonſt noch in dem naͤmlichen Falle bes 
finden, gefaͤlligſt gu verfügen. 

Berlin, den 24. Juni 1833. 

la? „Fur den Kriegsminifter. 
—* Im Allerhoͤchſten Auftrage. 
v. Witzleben.“ 
— 
Ein — Hochloͤbl. General⸗Kommando 
es Aten Armee-Korps, 
zu Magdeburg. 


830 — PERS 
. ’ ' 2462, Fu 
— aus dem Reſkripte des Koͤnigl. efRiniferhume 
des Innern und ‚ber. Polizei, an das KönigL Oberpraͤ⸗ 
f idium der Provinz Weftphalen, die Militairpflichtigkeit 
„bee aug ben Bundesſtaaten eingewanderten Indi⸗ 
‚ „bividuen betreffend. 





Ueber die Re Em. ꝛx. Bericht vom 21. uni d.:%. 
zwiſchen Ihnen: und der Regierung zu Arnsberg "darüber 
‚ntftandene Meinungsverfchiedenheit: Ben 
ob ein Fudividunm. in. dem Alter von 20-25 Jah⸗ 
ren, welches aus einem der deutſchen Bundesſtaaten 
in das Preußiſche eingewandert, nachdem daſſelbe in 
erſterem der Militairpflicht zwar genuͤgt habe,’ dabei 
aber nicht zum wirklichen: Dienfte aufgerufen wor: 
den, fondern disponibel geblieben, von allem Dienfte 
im ftehenden Deere im Preußifchen Staate enfbuns 
den fei, oder. ob daffelbe dazu noch in dem Kalle eis 
nes Ruͤckgriffs auf die Altersklaffe, zu welcher das 
Individuum gehöre, herangezogen werden koͤnne? 
habe ich mir die Anſicht des Koͤnigl. Kriegsminiſteriums er⸗ 
beten, und trete nunmehr, im: Einverſtaͤndniſſe deſſelben, und 
da für das Ganze die Entſcheidung nur von geringem Ein: 
- Hufe ift, der von Ener ıc. geäußerten Meinung dahin bei: 

. daß dergleichen Individuen im dieffeitigen Lande bloß 
noch als Iandmwehrpflichtig zu behandeln; find. 
R Hiernach wollen Euer: ıc. ‚die Regierung zu Arnsberg, 
behufs ihres Eünftigen Verhaltens, inſtruiren. og mm 
Berlin, den 11. Auguſt 1833. 
Der Miniſter des Innern und der Polijei. 
In deſſen Abweſenheit. 
Koͤhler. 
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Aeffipe bis Konigt. — * bes Junern und der 


Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die 
‚Befreiung der heruberwandernden Philipponen der, gele⸗ 


se Kirche vom — bepeliend. 


Dir. Aönigk: —— *— ef; die Auftuge vom 3 
d. M. eroͤffnet/ daßß da die Allerhoͤchſte Anbinetd:Dxrdre vom 
5; Dezember A182: die auf die erſte Generation bewilligte 
Befreiung vom Kriegsdienſte auf die zu der griechiſch⸗chriſt⸗ 
lichen "Sekte der: Philipponen gehoͤrigen Ziusbauern, welche 
ſich aufn unkaltivitten Grund und Boden in Litthauen oder 
Oſtpreußen anſiedeln, und dieſe nicht urbaren Grundſtuͤcke 
ankaufen, beſchraͤukt hat, ſolche nicht auf audere heruͤber⸗ 
wandernde, als Tageloͤhner ſich naͤhrende Ri ei in 
Anwendung gebracht werden: kann. 

Bertin⸗ deun22. Juli 1833. er 

Miniſterium des Junern und der Holy T 
salöh >. Bernuth. 





[2 , 
164. 
Schreiben vet Konigl. Miniſterien · des Innern und der 
Polizei, ſowie des Krieges, an Ddas König.’ Generab - 
Kommando des erſten Armee Korps und an das Königl. - 
Oberpraͤſibium der Provinz Preußen, den: Erſatz entwi⸗ 
chener und ausgebliebener Militairpflichtigen 
betreffend. 


— 
— ñ 


Inmn Beziehung auf die gefaͤllige Anfrage Eines Koͤnigl. 
General⸗Kommando's vom 14. Auguſt 1833. uͤber die Au— 
wendung der Allerhoͤchſten Kabingts-Drdre; vom 22. Okto⸗ 
ber 1821., wegen des Erſatzes der entwichenen und gusge⸗ 
bliebenen Miinaitpichſgen aus der betreffenden Kommune 
und ſonſtigem nähern heimathlichen Verbande, ‚auf die von 
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den Truppen befertirten Indibiduen, erdffuen wir Wohldem⸗ 
felben ‚und, Einem Königl,. Oberpraͤſidium ergebenſt, wie wir 
und für die gemeinfchaftliche Anficht der Königl. egierung 
zu „ Königöberg ‚und Eines’ Korisl. General; Kemmando s 
da alerdings unter dem in jeher‘ Allechbobtten Ra: 
binets⸗Ordre enthaltenen-Ausdrud: „alle Enttwiches 
„eroug? auch): diejenigen mit inbegriffen find, «die von 
den: Bahnen‘. defebtiten, und dahin der; in gedachter 
All erhoͤch ſter Kabinets · Ordre — — zu 
werſtehen iſt. 13 539 ‘ en 
Einem Moͤnigl. —— — und Eintm Königt. 
Dierpräpbtun ſtellen wie +hienach die. Anweiſung der in 
Bezug. kommenden Militair⸗ und Civilbehoͤrden, um abwei⸗ 
chenden Anſichten in der Saqhe zuvorzukommen, Feen 
anheim. 3 ln gar 
Berlin, den 12. Sepfember 133.0 
Der Minifter des Innern Fäaͤr den Kriegsminiſter 
und der Polizei. Yuf-- Allerböchften Befehl. 
v. Brenn. im: v. Schoͤler. 


165, 
Reſtript des. Koͤnigl. Minifteriums bes; Innern und: der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Trier, betreffend 
die Wiederentlaſſung der zum Erſatze entwichener Me 


— eingezogenen — der 
Ruͤckkehr des Deſertturch. RER N 





Nach der Benachrichtigung des Koͤnigl. Rriegsminiftes 
riums, welchem dad Minifterium des Innern und der Pos 
figet den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 25. Mai d. 
%., die Wiederentläffutig der zum Erſatze entwichener Mili⸗ 
tairpflichtigen eingezogenen Individuen nach der Ruͤckkehr 
des Deſerteurs betreffend, zut Aeußerung mitgetheilt, hat, 
if, auf Beranlaffung deffelben, Seitens des Kdnigl. Ges 


neral⸗Ronimando's des 8ten Armee⸗Korps die -foforfige 
Ent⸗ 


: — J Be J 833 
Entlaſſung des für, den vom Zoſten Infantetie⸗Regiment 
deſertirten N, eingeſtellten N, hachdem Erſterer freiwillig 
zur Fahne. zuruͤckgekehrt iſt, verfuͤgt worden, und . zugleich 
an ſaͤmmtliche Tcuppen-Römmando’s beö.8ten Armee⸗Korps 
Im Allgemeinen die Weifung ergangen: 
ner daß, wenn ‚der, Enfwichene zuruͤckkehrt, fodann der 
9 .ezu deſſen Erſatz, wie hier der Fall, aus der nämli- 
chen Kommune, oder fonft aus feinen näheren hei⸗ 
u. 1, mathlichen Verhältniffen ‚geftellte, fonft gar nicht von 
165 ber Aushebung. betroffene, und nur wegen der Yes 

: flimmüngen der, Allerhöchften Kabinets Ordre vom 
22. Oftober 1821. außer, feiner-Reihefolge zum Eins . 
tritt gerählte Rekrut wieder entlaffen werden foll. 
- Der Königl., Regierung wird dies zur Nachricht ers 
öffiet. 0... — 
Berlin, den 11. Juli 1833. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Köhler 


I 





Eirfular-Refkripe des Koͤnigl. Minifteriums bes Innern 
und der Polizei, an die Königl. Regierungen zu Co⸗ 
blenz, Coln, Achen, Düffeldorf, und in: ähnlicher Art 
an die Königl. Regierung zu Trier, das Verfahren ges 
gen. ausgerretene Militairpflichtige und Deferteurs in 
Beziehung Auf die Ertheilung von Auszügen aus den Ge 
burts⸗Regiſtern und das Aufgebot derfelben betreffend. 





Von der Regierung zu Trier iſt im Intereſſe der Mi⸗ 
Iitaiedienftpflichtigfeit "darauf angefragen worden, die von 
Angehörigen ausgetretener Milttaitpflichtigen und Defer, 
teurs verlangte Ertheilung von Auszügen aus den Geburts; 
Regiftern, ſowie die, Vornahme des. Yufgebots folcher In⸗ 
dividuen in deren Heimath, von dem; perfönlichen Anfuchen 
derfelben abhängig: zumachen, damit alddann zunächft gegen 
ſelbige die gefeglichen Maßregeln -tvegen verletzter Mifiraie, 

!innaten. Heft li. 1833. 2b5 
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dienftpflicht in Aiwentüng gebracht werden kduuten Die 
unferzeichneten Dinifterien find. Hierauf Behufs der Einlei⸗ 
tung einer ſolchen Befhräufung mit dem Herrn Juſtizmi⸗ 
nifter d. Kampg ih Kommunitation getreten. Anliegend 
wird der Königl, Negterüng eine Abfcprift des von gedach⸗ 
tem Herrn Yuftigntiniftet eingegangenen Autwortſchreibens 
vom 2T., v. Me Und der dabet mitgetheilten, von St. Er 
eellenz an demfelben Tage wegen der obigen Aigelegenheit 
an den Herrn General: Profurator 9. Ruppenthal, zu 
CEdlu, erlaffenen Verfügung nachrichtlich zugefertigt. (Anl. 
a. und b.) — 

Berlin, den 2. Juli 1888. er: 

Kriegsminifterium. — Mintfterium des Ynnern 


Im Allerhöchften Auftrage und ver Polizei 
v. Brenn am 


v. Wigleben. 


Any r 





„a 
Em. ıc. beehre ich mich, auf das gefällige Schreiben 

vom 31. v. M., 

die von Angehörigen ausgetretener Dilitairpflichtigen 

und ia verlangte Ertheilung von Auszügen 

ans den Geburts⸗Regiſtern ıc. ‚befreffend, : -... 
hiermit ganz ergebenft zu. exwiedern, daß ich, da der Civil⸗ 
fand unter meiner Aufſicht fteht, Feinen Anftand nehme 
werde, den rn Eivilftandsbeanten der Rheinptos 
vinz jedes Aufgebot eined rheinifchen Unterthanen, welcher 
fidy feiner Militaiepflicht durch Auswanderung ohne Erlaub⸗ 
niß entzogen, oder feine ‚Sahne verlaffen, zu unterfagen, da 
es fih von felbjt verfteht, und aus der Natur der Sache 
folgt, daß ein folcher pflichtvergeffener Unterthan keinen Ans 
ſpruch an das Minifterium eines preußifchen Eivilftandss 
beamten machen fanni,, ie Ten e.* 

Was ferner die Ausfertigung der Geburtöurfunden ‚fol: 

cher Individuen beseifft, fo kann man .diefelbe freilich nicht 
abſolut — weil auch dritte Perſonen dergleichen 
Auszuͤge zur Verfolgung oder Vertheidigung ihrer Rechte 
nöthig haben koͤnnen; allein man fann die Civilſtandsbe⸗ 
amten anweiſen, dergleichen Auszüge weder den. Auögetre: 
tenen oder Deferteurs ummittelbar «noch. mittelbar zukom⸗ 
men, und ſich von. dritten Perfonen ‚den Zweck nachweifen 


835 


zu Taffen, wozu fie dergleichen Auszuge im eigenen Yatereffe 
bedürfen. " Ein-foldher Auszug muß, um im Auslande gül 
fig zu fein, ohnehin mit der Legalifation der Landgerichtd« 
- Bräfidentem verſehen fein, und auch diefen kann man die 
Legaliſation unterſagen, wenn ein folcher Auszug in's: Aus⸗ 
land verfchickt-werden fol, um dort zür Legitimation eines 
Deferteurd oder Ausgetretenen zu dienen: ° 
Ich habe daher die beifolgende Anweiſung an die Eis 
vilftandebeamten erlaffen, da es hierzu eines neuen Gefeßes 
micht bedarf, vu nun» 000 © — 
Berlin, den 21.Juni 1833. — 
rl J og, Kamptz. 
den, Koͤnigl. wirllichen Geheimen Staats⸗ 
minifier x., Herrn ör im. dv. Brenn, 
un 
den Königl. mE rc., 


Herrn v. Witzleben, 
Erxcellengien. ' 
x 


t b. = 
Die Königl. Dinifterien des Krieges und des Innern 
und der Polizei haben darüber Befchmwerde geführt, daß die 
Rheinifhen Eivilftandsbeamten die ausgetretenen Militairs 
dienftpflichtigen und die eigentlichen Deferteurd nicht allein 
mit den Auszügen aus den Eivilftands:Regiftern zuns Bes 
huf ihrer Aufnahme, in der Fremde verfehen, fondern fie 
auch aufbieten, damit fie fich daſelbſt verheirathen koͤnnen. 
Ein ſolches Verfahren ift aber ganz unzuläffig, indem 
derjenige, welcher. den geleiſteten Eid gebrochen und feine 
Fahne verlaffen, und ohne Beobachtung der gefeglichen Vor⸗ 
ſchriften ausgewandert, um fich feiner Militairpflicht zu ent⸗ 
ziehen, unmoͤglich einem vechrlihen Anſpruch an das Minis 
ftertum eines preußifchett Civilftandsbeamfen machen kann. 
Em. ꝛc. veranlaffe ich daher, ſaͤmmtliche Civilſtandsbeamte 
* — die Ober⸗Prokuratoren baldmoͤglichſt anweiſen zu 
en? * er eg 
4) —— preußiſcher Unterthanen, welche im 
Auslande wohnen, um ſich zu vergewiſſern, daß diefels 
bein weder defertirt find, noch fich ihrer Militatepflicht 
“ entzogen haben, in fofern ſich nicht aus den Bürgers 
A meiſterei⸗Aklten ſchon ergiebt, daß diefes nicht der Kal 
ſei, die Beſcheinigung der Geſetzlichkeit des Aufenthalts 
im Auslande von denſelben zu An 
4 
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2) den gedachten: Ausgeftetenen und Deferteurd oder ihr 
reu Bevollmaͤchtigen feine Auszüge aus den Geburtd- 
Regiftern zuzuftellen, und, wenn ein Dritter einen fol 
4 chen Uft begehrt, fich von ihm das eigene Jutereſſe 
befcheinigen zu laſſen, und nach. befcheinigtem eigenen 
Intereſſe unter dem Akte zu bemerken, daß derfelbe nur 
in Ruͤckſicht auf dieſes Jutereſſe auögefertigt ſei. 
Endlich veranlaſſe ich Sie 
3) die Landgerichts⸗Praͤſidenten zu requiriren, den Urkuns 
‚den, welche dem Berbot zumider etwa audgefertigt und 
für das Ausland beftimmet werden 'möchten, in den ges 
eigneten Fällen die Legalifation durch ihre Unterfchrifs 
ten zu verfagen, fondern vielmehr an ſich zu behalten, 
und die Rüge gegen den betreffenden Civiſſtandsbeam⸗ 
ten zu veranlaffen. 3 
Berlin, den 21. Juni 1833. 
i Der Zuftigminifter. 
. v. Kamptz. 
n 
den Königl. General-Prokurator. ıc., 
Herrn v. Rupventbal, 
zu Chin. 
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167. 
⸗ Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die 
Erſtattung der Transports ꝛtc. Koſten für unſichere 
Militairpflichtige betreffend. 





= Auf den anderweiten Bericht vom 8. Maͤtz d. I, die 


Erſtattung der Transport: ıc. Koften für unfichere Militait- 


pflichtige ‚betreffend, wird zuvoͤrderſt der Königl. Regierung 
. bimerflih gemacht, daß beftimmungsmäßig' die unfichern 
Rekruten durch die Landräthe fofort zur Dispofition der 


Landwehr: Bataillond » Kommanbeurs zu’ ftelen find. Bon, 


bem Zeitpunfte ab, wo dies gefchehen, iſt die Sorge für 


dergleichen Militaicpflichtige, in Anfehuug ſowohl ihrer Vers 


" Pflegung als ihrer Ablieferung an die Truppentheile, wel⸗ 
chen fie von den Landwehrbehoͤrden gie Einſtellung uͤberge⸗ 
ET NN a ννναναα u 
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ben: worden, Sache der letern wie ſolches auch die von 
der Koͤnigl. Regierung abfebrifttich eingereichte Verfügung 
der Kaſſen⸗Abtheilung des Königl,; iait Oetonomi · De⸗ 
partements von 14. April 1828. beſagt. 

Wenn hiernach auch in dem Bereiche der Königk; Re 
gierung verfahren and darauf gehalten wird, baß dergleis 
chen Militairpflichtige nicht weiter an die betreffenden Trups 
pentheile abgeliefert, fondern fofort zur Dispofition der 
Laudwehrbehoͤrden geſtellt werden, fo können Civil-Trans⸗ 

portkoften für unfichere Rekruten, wie die Regierung zu 

Breslau. richtig. eingewendet hat, fuͤglich nicht weifen, KT 
kommen. In andern Regierungöbezirken iſt dies wenig⸗ 

ſt end nicht dei Ball. 

Sollten aber gleihmohl in dem dortigen Bezieket in 
einzelnen Fällen dergleichen Koften -entfiehen, melde nach 
der -Anficht der Königl. Regierung auf den PolizeisFonds 
zu übernehmen fein möchten, fo hat Diefelbe. folchenicht 
weiter Selbſt auf den ‚für polizeiliche Zwecke beftimmten, 
Founds Ihrer Hauptkaſſe anzumeifen, fondern ‚bei dem Mi— 
niflerio ded. Innern und der Polizei zu Hanibiren, und; Dies 
ſem die Anmweifüng zu überlaffen. * 
Berlin, den 12. Auguſt 1833. 
Miuiſterium des Innern und der Polizei . 
Koͤhler. uni oda mag 
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Reffript des Könige. Minifteriums des Innern und ber, -. | 


Polizei, an die König. Regierung zu Gumbinnen, die 
Beſtreitung der Koften für. die zur een er 
- : ‘gegriffenen — Deſerteura betreffeed 
Dee Korigl. —— — auf den Berichi vom, 
6. Jani c, zum Befcheide, daß die Koften, welche durch den 
Unterhalt und’ Transport der zur: Auslieferung. aufgegriffe- 
nen ausländifchen. Deferteurs verurſacht werden, nach. einer 
Anordnung des verewigten Herrn Staats⸗Kanzlers vom 22. 





\ 
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Juni IBIB, aus-den! Eriaoebinaren der Reglerungs ⸗ Haupt⸗ 
kaſſen beſtritten werden ſollen. 

Hiernach hat ſich die nee Regterimg für die ‚Bolge 
zu achten. 

Berlin, den 15. Juli 1833. sus 

‚ Pihiftertum des Annern und ver Pal 
’ # Bernuthr, © 


w RT} 
Elteinndieſte· des Koͤnigl. Piniftetiams des ——— 
und ber Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberpräfidien, 
WEB; de bei. ben ‚Pionier: Abtheilungen — 
GSeſoamage Maßreseln. J 
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Beikommend theile ich dem abnigl. — die 
unterm 9. d. M. ar das Koͤnigl. Kriegsminiſterium ergau⸗ 
gene Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, (Aullac) durch welche des 
Königs Majeſtaͤt in: Bug auf die bei dem Militair⸗Etat 
zu bewirkenden Erfparungen mehrere: Beftimmuägen bins 

fihtlic des Ingenieur⸗Korps zu tpeffen geruht ‚haben, zur 
Nachricht: und weiteren Bekanulmachuug am die Regieruns 
gen abfchriftlich mit. 

Berlin, den 20. $uli-1833: 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


— 
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Er * Weifelg Meiner Befinmutigen wegen der bei dem 
Militair⸗Etat anzuordnenden Erſparniſſe ſetze Ich in Bezug 
- auf das Ingenieur⸗Korps hiedurch feit: 
1) Bet den -8 Provinzial: Pionier⸗Abtheilungen wird der 
“  Erfag für die am 4. Dftober jeden Jahres im bie 
Kriegs⸗Reſerve Abergehenden, und "für die. an die Re⸗ 
— ———— Geſtungs⸗) Rompagnien abzugebenden 
Mannſchaften, erſt am 1. April des folgenden Jahres 
eingeſtellt, dergeſtalt, daß ce diefer Abtheilungen waͤh⸗ 
rend der 6 Wintermonate 90 Mann vakant hat. 
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ar * ey ftig ‚die Kapi- 
3 ra age 22 Unteroffiziere, „e KEN ive * ie 

— nd 32% Nioniete Fig agegen wi 2 
SL fiber aupt 48 — 
bet eintretender Mobilmachung die Mir 
ai Pu A Sa der dritten Kompagnien und zur Ver⸗ 
——— des —— eur zen 18, Pie) 
onier⸗Kompagnien mit 1.Dffisie —— zu 
an erlangen. —— denſelben ſind —— 2 
„heranzuziehen, und deren. Kompetenzen am, taken und. 
— Wan elder auf den Erat zu bringen. 
a beftimme Jh, daß die bet den Reſerve⸗ 
Artillerie aid @Referde-ABipnier- (Feftungss) Kompagnien er: 
fſorderlichen Dffiziere orefp, won: dem Brigaden und Abthei⸗ 
lungen; abfommandict,bei-diefen aber in der Zahl und deu; 
gleichen Ehargen (die Kapitains und Premier-Lientemants . 
‚oc nur ‚mie, dem Gehalte Zter,Klaffe) galt, werden fol- 
Ich trage Fhnen auf, darnad) das Weitere zu veran 
(ofen und babe dem General der Infanterie v. Rauch 
unmittelbar diefe ie befannt gemacht. 


Berlin, den 9. Juli 183 
Sriedrich ee 
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Reſkript des Königl. —— des Innern und der 
Poltgei,an das Koͤnigl. Oberpraͤftdiam der Provinz 
a Geſtellung der‘ Landwehr Uebungs⸗ 
in ie, pferde betreffend, Se 
"x. fende ‚ich die mittelft — vom 2. d. M. 
ar 5 — der Neuvorpommerſchen Kommu⸗ 
9 ſtaͤnde vom. RA [pril d. J., den Antrag enthaltend, die 
ngelegenheit gen, ‚der Seftellung der Landweht⸗ Uebungs⸗ 
Pi und det, dad 2) erwachfenden Koſten fuͤr die Folge 
Tediglich zur ER ung und Beſchlußnahme der Kreistage 
zu ftellen, ‚und, die, Beſchluͤſſe derſelben, auch wenn, folche 
für allgemeine —— aller Sit lägefeffenen 


840 
ausfallen follten, zu beftätigen, bierneben zurück, indem: ich 
Sie zugleich autorifice, dem gedachten, Ständen ‚nach Ihrem 
Borfhlage zu erfennen zugeben, daß in Abficht —3 Ge⸗ 
genftandes lediglich der F. 5. der Allerhd chſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 17. September 1831,, nad) «welchem „die: Auf⸗ 
bringung ‚der fraglichen Koſten als eine Kreis⸗Kommunal⸗ 
laſt behandelt werden, und wie diejenige der uͤbrigen Kreis⸗ 
Kommunalbeduͤrfniſſe geſchehen ſoile maßgebend ſei, und 
daß es, da jene. Allerhochſte Beſtimmung ſpaͤter erſchienen 
ſei, einer ausdruͤcklichen Aufhebung der fruͤher getroffenen 
Feſtſetzungen, mithin auch der Koͤnigl. Kabinets⸗Ordre vom 
15. September 1826. und des darauf gegruͤndeten Reſtripts 
des‘ Minifteriums des Innern vom 25. Br aa michf Berufe 
VBerlin, den 9: September 1883. — * 
Der Miniſter des Innern und de dätgzen er At 
v. Breun. af 
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Reffripe bes König. Minifteriums des Innern und, der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Achen, die von 
einzelnen Kreifen aufzubringenden Landwehrs 
Uebungspferde betreffend. 





Auf PER Bericht der Königl. Regierung. vom. 10... de 
MR. will das Minifterium des Innern und der. Polizei, nad) 
vorgaͤngiger Ruͤckſprache mit dem König. Kriegsminiftes 
rium und im Einverftändniffe deffelben, hierdurd) geftatten, 
daß ein Kreid die auf ihn tepartirten Landwehr⸗ Urs 
bungspferde nach dem Maßſtabe der Beudlkerung felbft 
beſchaffe, wenn ihn die durch die‘ Allechödyfte Kabinets⸗ 
Ordre vom 17. September 1831. beftimmte Geftellung ders _ 
felben aus anderen Kreifen zum Nachtheil gereichen ſollte. 

Hiernach hat die Königl. Reglerung das Beitere zu verfügen, 
Berlin, den 31. Juli 1833. 
‚ Rinifterium des — und der Polije. 
Köhler. * u 
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Kefkript des Rdn ſe Mniſteriums des Innen und der 


Polizei, an! die Koͤnigl⸗ Regierung zu Öranffurt 2a. Di 
D per, die Marfchwerpflegung: für. Die in die Heimarh 
 entlaffenen.. Soldaten; betreffend. 


Pa aduisl Regierung wire wird auf den Bericht von 24. 
® ' 


die’ Satangen ber in die ee —— EB | 


2er paen Abe erfhihiere Martichöcrpflegung Berreffend; 
binfichtlich hier —5 daß der einzeln niatfäjtrefibe 
Sofdat mehrere auf der Marſchroute angegebene Matſch⸗ 


quartiere überfepläge) gleichwohl aber. bei dem Dutchurid 


ſche in dem, ihm, ängerdiefewen' Marſchquattiere ſich die Ver⸗ 
pflegung mit 5 Sir.’ von dem Schülzen bejahlen Taffe, ber 
metflich gemacht, daß zu einer folchen Zahlung keine Ortes 
behoͤrde weder verpflichtet hoch’ ermaͤchtigt iſt . 


Dergleichen Militairperfonen haben‘ tür‘ Anfpruh auf - 


Marfcverpflegung in den durch die‘ Marſchroute be⸗ 


ſtimmten Marſchquartleren, keinesweges aber auf eine Baarı 


ablung. 
Hi Dis diesfädtge Bldenken der Königl. Regierung ae 
dige fi ſich alfo vor ſelbſt. 

Eben fo ift die Dirttrung nur'über erhaltene Racfä 
Verpflegung‘ ausjuftellen, dieſe· Ausftellung‘ und refp. deren 
Unterfchrife aber eine'fo einfache Sache, daß das Minifte 
rium des Innern und der Polizei ſich nicht veranlaßt finden 
kann/ wegen eines befonderen Formulars zu ſolchen Quit—⸗ 
tungen nach dem Antrage der Koͤnigl. Regierung mit der 
Konigl. Kriegsminiſterium zu verhandeln. 


Det Koͤnigl. Regierung bleibt jedoch TIEREN 588 


halb Ihrerſeits mit den Intendanturen Ruͤckſprache zunchmen. 

Marſchquarttere und Marſchverpfleguug werden uͤbrigens 

nur auf den Grund ordnungsmaͤßiger Marſchrouten, nicht aber 

auf bloße Keiegsreſerve⸗Puͤſſe oder ———— zu ver⸗ 

abfolgen ſein. 
Berlin, den 3. Auguſt 1833. 
° Minifterium des Innern und der Polizei. 

Köhler. 


— 
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‚A 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſtetiums des —— 
und.oder Polizei, san ſaͤmmtliche Koͤnigl. — — 
die Befreiung — echt * hi Ehauffece 
Hagen Kae: — ufft 


A einerfeite" verhüten, dag di N vom —— 
litairvorſpann —— * bei ‚den Hebeſtel⸗ 


fen. ‚zur, Eutricht —5— ‚augeholten, 4 — 
und anderſeits J ‚im a ber, eiani 
Erhebung abzumenden,, ‚hält ‚das, M 33 


und, der Polizei für jwecmäßig,, daß jede r Vor A = % 


‚ einem, von der. ‚Drtsbehörde nad) einem‘ —5 ten, Fotmu⸗ 


lar ausgeſtellten Legitimationsſcheine, di an, — 
fpannfuhre, mit Pferden 4 RN Een 

tun ı . — 7 — Bel hierdurch Hari, wird.” 

„(Den den 

aaO. "(Siegel oder, —S— —— ——— 

verfehen werde. 

Der Herr Finauzminiſter hat ſich Ha Re — 

einverſtanden erklärt, und die Fast ial⸗ Steuer: 


ü  angemiefen, , Den, von, geleiſte ieh, Milita Knie 
m Sa 


cenden, Au aͤunern ‚auf V Vorze kn iti 
je der, — At, Ber ee * 


— en. 8 Regler 20 Sau 


Der, Königl. Rogleru tung wit, demn „Rufgegeben,, ne 
des Drucks and: der — REN NR ‚Sormulare zu 
der Befcheinigung Ihrexſeits das, Erfor erliche zu veranlaj- 
— dabei, auch mu 53 u Jütung des 
Mißbrauchs mit jenen S einen EN 9 * Zeit 
sn. nn mit, den ausgegeb — Is md mr 
1. Berlin, dei, 18.. ‚Juli, 1833. nad au au 
„Dex Deinifige, —* AREA a * ce 
it mal 
— Ta Be 
PER 7, BR: 1.170] Pia PRPBBBESTRT: Bu; (11 PO . 
I ıı X 
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Run Abriß d vr Ralfertich Ruſſiſchen Gelehe aber die 
heimliche Weife über die Zolllinie aus dem Auslande 
eingeführte ‚und an 'derfelben angehaltene Rontrebande . 


„und über, bie ‚Rönkiebandier —* 
metnenh 


ER erden 


= Son den. — ——— — 
— nn WVerfahren mit ‚den Waaren. br Schilieigd 


y- ni: ii eiftgebrachte Wääre, deren Eifuht vet 
boteı en, oder gegen Erlegung der Zotgerthren eriaubt!liſt, 
wird konftszitt. Eee Waare aber, deren’ —58 
feiner Abgabe beſchwert iſt, wird nad Erhebung 'vo 
Pröfent von dem Werthe derfelben, zurlgfgegeben. 

Goll Reglewent, $.$. 384. 388 und 392)" © 


Berfabren mit den Herden, Magen np ka a welche aut 
de 


NE) Die Pferde, Wagen und Flußfahrzeuge, auf wei⸗ 
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‚ben die der Konfiskatlon untertvorfene Kontrebande heims 
lid) eingeführt worden, werden ebenfalls Eonfitzirt. 
(Ebend. $. 410.)  , 
Friſt, in welcher ſich die me beim Zoll amte zu melden 


3) Wenn die Waaren ohne Fuͤhrer oder Eigenthuͤmer 
angehalten werden, ſo iſt im Fall einer ungerechten Auhal⸗ 
tung derſelben, letzteren eine ſiebentaͤgige Friſt bewilligt, in⸗ 
nerhalb welcher fie ſich beim Zollamte mit ihren Beweiſen 
zu melden haben, nach Verlauf dieſer Friſt wird ihre Klage 
über ungerechte Anhaltung nicht mehr beruͤckſichtigt. 

(Allerhoͤchſt am 12. Februar 1824. beſtaͤtigte Regeln. $.9.) 


u. Bon den Strafen für die heimliche Einfuhr 
von Waaten. 
Welche Geldfirafe für die Kontrebande erhoben wird. 

Jd 4), Der -Eigenthümer oder Führer, wenn leßterer deu 

in Rußland ſich aufhaltenden Eigenthuͤmer nicht ausweiſen 
kann, iſt folgenden Geldſtrafen unterworfen: fuͤr verbotene 
Waaren das Doppelte der Summe, fuͤr welche dieſelbe ver⸗ 
kauft werden wird; fuͤr die zur Einfuhr erlaubte, aber mit 
einer Zollabgabe beſchwerte Waare, die fuͤnffache Zollab⸗ 
gabe; fuͤr die ohne Zollabgabe zur Einfuhr Fra — 
40: Prozent von dem Werthe derſelben. 

Goll⸗Reglement, $.$. 354. 388 und 392.) . 

(Allerhöchft am-12. Kebruar 1824. beftätigte Regeln. $.18.) 


Anderweitige Strafe, welcher der freimillig als Kontrebandier 
et färende, außer der Geldſtrafe unterworfen if. — 


— 5) Wenn der Eigenthuͤmer der Waare freiwillig die 
heimliche Einſchwaͤrzung der Waaren eingeſteht, ſo wird 
derſelbe das erftemal zur Entrichtung der Geldſtrafe anges 
halten, wie folches im vorhergehenden Punkte angegeben; 
zum zweiteumale wird derſelbe außerdem noch dem Krimi⸗ 
nalgericht uͤbergeben, und zufolge Urtheils deſſelben als fuͤr 
ein Verbrechen dritter Klaſſe beſtraft, d. h. mit einer leich— 
ten koͤrperlichen Strafe (im Fall derſelbe ſeinem Stande 
nach einer ſolchen unterworfen iſt) oder mit Einſperrung 
in's Zucht- oder Arbeitshaus; zum drittenmal jedoch wird 
derſelbe, außer der Geldſtrafe, noch, zufolge eines gerichtli⸗ 
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chen Urtheild, als fuͤr ein Verbrechen "zweiter Maffe beftraft; 


d. h. mit Verweifung zur Anfiedelung nach Siberien oder 
tüchtig fein ſollte. E ' 
(Dbgenannte Regeln $. 18. Allerhöchfter Ukas an den 
Generals Gouverneue von Nowogorod, Tiver und 
Jaroslaw, vom 5. Yuli 1811.) “ S 
Berfahren im Fall der Verläugnung der Waaren, von Seiten des 


vers oder des von demfelben als deren Eigenthuͤmer ange⸗ 
ug "5. gehenen Indibiduums an sr 


6) Wenn der Kührer, oder derjenige, welchen derſelbe als 


Cigenthlinier der Waare bezeichnet, ſich von derfelben los⸗ 


fagen will, fo fol eine Unterfuhung zur Enutdeckung des Schub 
digen angeordnet werden, hierauf werden die Unterſuchungs⸗ 
akten an das Kriminalgericht gefandt..  Unterdeffen bleibt 


durch Abgabe inıden Kriegsdienft, im Fall derfelbe dazu’ 


der Führer oder der von ihm als Eigenthuͤmer begeichnete, _ 


unter Aufſicht der Polizei, und ihr Bermögen haftet fuͤr die 


Strafgelder. 
CEbgenannte Regeln $.$. 18. 19. und 20.) 
Strafe des gerichtlich uͤberwieſenen Kontrebandiers. 

7) Das Kriminalgericht verurtheilt nach Einficht der 
Unterfuchungsakten außer der Geldftrafe, den gerichtlich als 
Kontrebandier uͤberwieſenen zum erflenmal zu der für ein 
Verbrechen dritter Klaffe beftimmten Strafe, zum zweitens 
mal zu der für ein Verbrechen ziveiter Klaffe beftimmten, 


- 


und zum drittenmal zu der für ein Verbrechen erfter Klaffe 


beftimmten Strafe, d. h. zum bürgerlichen Tode oder Zwangs⸗ 
arbeit: * 
CEbgenannte Regeln $. 20. — 

Allerhoͤchſter Ukas an den General⸗Gouverneur von Mo 
wogorod, Twer und Jaroslaw vom 5. Juli 1810.) 


“Bon der truppivelfe und mit bewafneter Hand unternommenen 

Einſchwaͤrzung der Kontrebande. N 

89) Diejenigen, welche die Kontrebande frupptoeife und 

mit bewaffneter Hand einführen, werden dem Gericht übers 

geben, und zufolge Urtheilsſpruch deffelben mit Deportation 
beſtraft. ——— 

BolfeReg’ement, $. 441) Ser 


HER ET PER 
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Die: e Rote, welche fie ‚der Grenzwache iniberfehen, werden 
dem Kriegesgericht uͤbergeben. 

9). Die Kontrebandiers, welche ſich der Grenzwache 
—* der Orts⸗Polizei widerſetzen, werden dem Kriegesgericht 
uͤbergeben, und nach der ganzen Strenge der Geſetze beſtraft. 
Cerordnung des Miniſter⸗Komitaͤts vom 17. November. 

1828. Gutachten des Reichsraths vom 20. März 
1829, Punkt 2.) 


1. Bon den zahlungsunfähigen Kontrebandiers, 
Verfahren mit den zablungsunfähigen. Kontrebandiers überhaupt. 
10) Wenn der Kontrebandier zur Entrichtung der Gelds 
ſtrafe als zahlungsunfähig ſich erweiſt, fo wird derfelbe in 
Arbeit vermiethet für hundert Rubel B.Aſſ. jährlich; follte 
ihn jedoch Niemand zu diefem Preife nehmen, fo wird ders 
felbe zum :Refeuten ‚oder in eine Arbeits Beſſerungs /Kom⸗ 
pagnie abgegeben, oder aber zur Anfiedelung -gefandt. 
(Gutachten des Reichſsraths vom 21: November 1829.) 


Verfahren mit den inblangömufäbigen Kontrebandiers in befonderen 


44) Ueberfteigt die. von. Seiten ded Kontrebandierd zu 
zahlende. Geidſtrafe 500 Rubel Banko: Aſſignation, und iſt 
derſelbe dieſe Summe zu zahlen nit im Stande, oder 
svenn, der Führer nicht gutwillig befennt, fondern der heims 
lichen Einfchwärzung der Waare überwiefen worden, follte 
die Geldficafe, auch weniger als 500 Rubel Banko⸗Aſſigna⸗ 
sion. betragen, fo fol in ſolchen Fällen mit ihm wie mit 
einem Diebe von Kronseigenthum verfahren werden, d. h. 
"er wird zum Rekruten abgegeben, oder nach Siberien zur 
Ynfiedelung verwiefen. 
 Allechöchft am 12. Februar 1829. beftätigte Kegeln, $. 
22. Gutachten . des Reichstaths vom 31. Oftober 
1828.) 


in, Bon dem Gebrauch der Waffen von Seiten 
der Zollwache und von den derſelben Wider⸗ 
ſtand Leiſtenden. 
Jeder muß auf Anrufen der Wache Reben bleiben. 
12) Da die Mannfchaft der Zollwache, wenn dieſelbe 


ſich auf ihrem often befindet, oder im Dienfte ihre Runde 
‚macht, die, Pflichten- einen Schildwache verſieht, ſo muß ſie 
‚auch «von allen einer ſolchen gleich Fate Werben, und 
jeder. auf Berlangen. derfelben ftehen bleiben 

(Gutachten des Reichsraths vom 20. März 1829. Sole ) 


Die ſich nicht Fuͤgen den bält die Wache, mit, Gewalt an. 
mei 7, Wenn Jemand, auf ungefeglighen Wegen oder, mit 
Beipälfe wwidergefeglicher Mittel aus. Rußland über, die 
‚Grenze ‚hinaus oder. hekein will, und auf jiveimaliges Au⸗ 
rufen der Grenzwache nicht ftehen bleibt, ſo wird derfelbe 
mit Gewalt von der Wade angehalten, und kann diefelbe, 
im Kal einer Widerfeglichkeit, von ihren Waffen Gebrauch 
machen, (Ebend.) 
Gegen die fich Widerfependen Aragei bie, Wache ihre Waffen. 
14) Wenn jemand von der Mannſchaft der Zollwache 

eine Bande erblickt, welche bewaffnet iſt, oder zur Berwuns 
dung fi) eignende Gegenftände. bei ſich hat, oder aber wenn 
diefelbe Leute erblickt, welche fih zum Heräberfommen über 
„bie Grenze anfchiden, fo kann die Wache, wenn legtere fih 
auf. ihren Anruf nicht, entfernen, einen Schuß. gegen fie 
hun, ohne erft deren Ueberfall abzumarten., Im Fall eines 
wirklichen Angriffs aber darf die. Mannfchaft von ihrem 
Feuergewehr ſowohl als von andern Waffen Gebtauch MAR: 
J (Ebend. Punkt 2.) 

Die Wache wird fuͤr die — ae ſich Widerſetzenden * 


15) Wenn die Zollmannſchaft in allen obgenannten Faͤl⸗ 
len Jemand ktoͤdtet oder verwundet, fo iſt dieſelbe keiner 
Strafe unterworfen. 

(Ebend. Punkt 2.) 
"Die der Wache Widerfand Leiſtenden werden ſtrenge befteaft. 

16) Diejenigen, welche fi) der Zollmannfchaft. wider: 
feßen, oder diefelbe überfallen , werden ' nach der ganzen 
Strenge der Geſetze beftraft. ' 

’ (Ebend. Punft 2.) 

(gez.) Direktor, D. Bibicoff. 
Abtheilungs-Ehef, Groſchopf. 
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Koͤnigl. Würtembergifche Verordnung über die von um⸗ 
— Perſonen gewerbmaͤßig betriebenen Schau⸗ 
ſtellungen und andere ſinnliche Darftellungen, = 





Hinfihtlih der von umberziehenden Perfonen mit der 
Schauftellung von Thieren, Kunftftücken, törperlihen Fer⸗ 
tigfeiten, mit mufifalifhen oder dramatifchen Aufführungen, 
oder andern derartigen finnlichen Darftellungen betriebenen 
Gewerbe werden die Polizeiftelfen, in Gemäßheit hoͤchſter 
Eutſchließung vom 29. d. M. zur Bewirkung eines gleich⸗ 
foͤrmigen und mit den beſtehenden allgemeinen geſetzlichen 
Grundfägen, ſowie mit der Verfchiedenheit der Formen und 
Stufen jener Gewerbe übereinftimmenden Verfahrens, fol 
‚gende Beflimmungen zur Nachachtung eröffnet: 

4) Ausländifchen Betreibern von Gemwerben ber be 
zeichneten Art kann, wenn ihr Gewerbe in die in F. 7: der 
Polizei: Verordnung vom 11. September 1807. aufgeführs 
ten, oder in andere mit diefen auf gleicher Stufe ſtehenden 
Kategorien fällt, die Ausübung deffelben im dieffeitigen 
Staatsgebiet nicht geftattet werden, vielmehr find fie nach 
Maßgabe der gedachten PolizeisBerordnung am der Grenze 
zuruͤckzuweiſen, oder, wenn fie ſich bereit innerhalb des 
Landes befinden, auf dem kürzeften Weg aus demfelben zu 
entfernen. 

2) Wenn dagegen eine höhere Stufe von Vollkommen⸗ 
heit in. dem zu betreibenden Gewerbe, oder dad höhere Ges 
biet des Wiffend oder der Kunft, dem daffelbe angehört, 
oder der dabei mitguführende umfänglichere Apparat bie 
Auffuhung größerer Orte für die Ausübung diefed Gewer⸗ 
bes bedingt, und eben damit die polizeiliche Beauffichtigung 
deffelben erleichtert, fo Eann auch Ausländern deffen Betrieb 
innerhalb Landes, und zwar je durch das betreffende Bezirks⸗ 
Polizeiamt für feinen Bezirk, unter genauer Beachtung der für 
die Fremdenpolizei beftehenden ‚allgemeinen Beſtimmungen, 
geſtattet werden. 5 

3) 
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beftehenden. allgemeinen Normen, 


handel und die im Umhetziehen betriebenen nie dern Gewerbe 


und der Sitte bei Ausübung des Gewerbes eintreten zu 
laffen hat. 

6) Sollen Menfchen als Gegenftände der Neugier oder 
Wißbegier, 5. B. wegen ungewöhnlicher Körper-Eigenfchaf: 
ten oder wegen der Fremdartigkeit ihrer Nationalität oder 
Rage, zu Öffentlicher Schau fich darftellen, fo hat nicht nur 
die DrtdPolizeibehdrde gegen jede Verlegung des Anftandes 
und der Menfchenwürde in der Art der Schauftellung forgs 
fam zu wachen, fondern es liegt auch insbefondere der , 
Bezirks-Polizeibehörde ob, ehe fie die Ermächtigung zu dem 
Gewerbebetriebe gibt, ſich gründlich zu Überzeugen, daß die 
‚Scauftellung mit dem freien Willen der Schaugeftellten 
gefchieht, und dieſe in feinerlei Zuftand des Zwangs gegen- 
über von ihren Begleitern oder Neifeführern ſich befinden. 

Bermögen die zur Schau zu ſtellenden Perfonen fich 
nicht in der Landesfprache oder in einer fonftigen dem Pos _ 
ligeibeamten oder einem auzumendenden zuverläffigen Dolls 
metſcher bekannten Sprache auszudrücden, fo kann die 
Ermächtigung zu der Gemwerbe-Ausäbung nur alddann ges 
geben werden, wenn der Schaufteller urkundlich nachweiſt, 
dag jene Perfonen in Beziehung auf die Schauftellung in 

Annalen. Heft II. 1833. Jii 
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einen den Rechken freier‘ en nicht zu * treienden 
Vettrags⸗Verhaͤltaiß gegen ihn ſich Befinden, und dag Ihr 
heh die Mittel in die Hand gegeben find, dieſes Verkäftnig 
und die in denfelben für fie begründeten Anfprüche, ſowie 
- aberhaupt die ihnen nach dieffeitigen Staatsgeſetzen zukom⸗ 
mende petſonliche Freiheit, zu wahren und geltend zu eher 
Ergiebt fi) gegen den Schaufteller ber Verdacht ein 
Berlegung der perſonlichen Freiheit der vorzuzeigendeg * 
er oder eines fonftigen am denfelben verhbten Berges 
ens, ſo liegt der Polizeiftelle ob, hievon die Gertichtsbe⸗ 
hoͤrde zur geeigneten Einſchreituug in Kenntniß zu ſetzen. 
Die Poligeibchötden haben ſich nach vorſtehenden Ber 
ſtinnmunsen gebuͤhrend zu achten. 
Stuttgart, den 31. Auguſt 1833. er 
4 Auf Seiner Koͤnigl. Majeſtaͤt Kern Befehl, ‚ans 
f Schlay exr. rs sv 
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Preugen und: Frankreich. Staatswirthſchaftlich und po⸗ 
Miſch, unter vorzuͤglicher Beruͤckſichtigung der Rhein⸗ 
provinz. Von David: Hanſemann. „Zweite: ver 
beſſerte und vermehrte Auflage. Leipzig, 1833. Rein⸗ 
ſche Buchhandlung, 8. 285 Seiten und. 10 Tabelen. 





Verra A) 1. Fr f » 
Di untichtigen Grundlagen diefer Schrift, die wicht ge⸗ 
gruͤndeten Berechnungen und die daraus gezogenen unzu⸗ 
ireffenden Schluͤſſe und Urtheile haben in der erſten Zeit 
der Bemerkung des Publitums fi) entzogen. Einer ſach 
fundigen und reifern Pruͤfung konnten jene unrichfigen Grund: 
lagen und Urtheile ſich indeffen nicht entziehen; die geb 
gene Widerlegung derfelben durch die ſchaͤtzbare Schrift des 
— Kaufmann in * und — 
ne Kritiken in der Staatszeitung haben dieſe JIrrthuͤmer 
theilmeife 3 —— * gruͤndliche ſachkun⸗ 
Be aktenmäßige Würdigung. derfelben. aus der Feder - 
3 Geheimen Ober⸗Regierungs⸗ und vortragenden Rath, 
een Diererich, vollendet die gänzliche Widerlegung jener 
chrift ſo erſchoͤpfend daß ihre möglichfte eg 
wimſchenswerth iſt. Sie iſt in den Berliner Jahrbn⸗ 
Gern fuͤr wiſſenſchaftliche Kritik, April 1834. Nr. 61. 
und 62. abgedruckt, und mit Genehmigung der Nedafrion 
derſelben hiet auch in bie Annalen aufgenommen. Er 
Colbert, Majarin's Schüler, hatte unter Ludwig XIV." in 
anfreich, durch eim vieleicht zw wi ——— 
nufakturen, Fabriken und Des Handels, die Induſtrie des Landes 
eutſchieden und” bedeutend gehoben; der Landbau war wenigſtens 
durch Reglerungs⸗Maßregeln nicht vorzugsweiſe von ihm unterfiägt 
worden. Jedenfalls hatte Colbert durch fein Verfahren möglich ge» 
macht, dag immer Geld vorhanden war, um die großen Beduͤrf⸗ 
niffe des Hofes und der ‚Kritge unter Eudmig XIV; zu deien. Mehr 
als ein halbes Jahrhundert hindurch we ren Fran kreich 
ii 
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nach denſelben Grundfägen weil der verſchwenderiſche Hof auch 
unter Ludwig XV. fortdauernd der größeften Geldmittel bedurfte. 
Da wandten denkende Männer Frankreichs in der Mitte des vorigen 
abrhunderts, meinend, die Landesnoth und der Steuerdruck babe 
einen alleitigen oder doch weſentlichſten Grund in den von Golbert 
aufgeftelten Negierungs- und Finanz-Grundfäben, — ihren Scharf⸗ 
finn auf Prüfung diefer Negierungs-Grundfäge, und bofften, dieſe 
verlaffend und verwerfend, vielleicht vom ‚sntgegengefehten Geſichts⸗ 
punkte aus, die Finanz Verwirrung zu ldſen, und Heil dem durch 
Steuern und die innere Verwaltung fo aͤußerſt bedrücdten Bater- 
land zu bereiten. Manufatturen, Sabriten, Handel und Gewerbe 
mögen beſtehen — fo lehrten fie — und frei betrieben werden; — 
aber fie find unproduktive Belchäftigungen; — der Landmann alein 
produzirt, nur was Gottes Natur bewvorbringt, iſt wirklich 
DL Grund und Boden befiebt das; Vermögen und 
Ku einer Nation; —' wie der Menfch in den Uranfängen den. Ge- 
haft, wenn er auf wuͤſter Inſel lebt, von Jagd und bau 
ebt, die Naturprodukte zu ſeiner Erhaltung ſchaffen PR ven 
muß; ſo tedupirenm auch im bevölterren Europa, im « teften 
Staate doch alle Verhaͤltniſſe ſich weſentlich auf den Adderban und 
feinen Gewinn. Hierauf richtet Euer Augenmerk, die Ihr regiert! 
Fort mit komplizirter Staatseinrihtung, fort mit einem verwickel⸗ 
‚ten | ben em! Wozu das Heer der Zöllner? u - 
tionsftenern? Wozu ade indirekte Abgaben? — — Der’ Grund und 
Boden 'altin if der Nation Wermögen !' Von ihm allein Lane nbink- 
Mich Abgabe geleitet werden.» Alſo erhebt: nur eine — 
Grundſteuer; — wer den Boden beſitzt, zahlt fie wi fe 
rſchuß von alen Übrigen ‚Bewohnern des Staa Ei et je 
Francois, Qucshay, Leibarzt Ludwig's XV., Tcht —— icen 
jeen Eingang, und ftellte fie 1758. in feinem Tableau&coniom 
“le avec son explication) und: 1767: im feiner Physiocrätieson 
eonstitutiom naturelle du gouvernement;le plus avantageus 
‚genre-humain als youfändiges Syſtem zufammen. Durch, J 
Da Sabellen machte er anfikaulich, wie feiner‘ 








as die Einnahme der produktiven Klaſſe, d. b: den Grumdeigen 
mer und Landwirthe, nachdem ſie die den andertoStants 
wohnern geleiſteten Vorſchuͤſſe wieder eingezogen, gleich..fei 2 
lichen Geſammt⸗Einnahme ‚der Nation, dieſe alſo wirk 4 d 
in der Einnahme, der Landeigenthumer und — ftebr ; 
und wie bei dem Gefehe der Orduung ale Steuern alıf die 
tige Grundſteuer veduzirt werden muͤßten. Diefe Tabellen wurden 
die Baſis des phyſidkratiſchen Syſtems, der Halt und gleich kam, di 
Glaubensfornael der Anhängen deſſelben, Pont’s, Baudeau's, 
Trosnes, Mirabeau's des Vaters und vieler anderer... r 
Unwillkuͤbrlich wurden wir beim Leſen des oben‘ be en 
Werkes an das phyſiokratiſche Syſtem und die: Zeit, im der es in 
‚Europa herrſchend war,serinnerti: ut de 
Nachdem der Verf. über die Abfaſſung der Geſetze das. Ber 
ſteuerungsrecht des Landesberrn, oder der Matiom anf. m. ſich Aug- 
gelaſſen/ führt derſelbe aus, daß er als Maßlab für, die Höbe.der 
Steuern, und: für andere ſtaatswirthſchaftliche Verbältnifje dem, 
ertrag der Grundgüter umd den Werth dieſer lesteren, ſowie 
jenigen des Viebes ermittele — Dleſen vereinigten Werth nenne, 
das Haupt: National-Bermögen. - KFuͤr Frankreich, kat der Bee 
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ka bei Der Fan 
nicht: mitberechtiet if, ſo —— Be no 


t: 
Mein Standpunkt iſt der des ruhigen Beobachters — — — Ich flede 
Thatfachen und Verhältnifie dar, ziehe Folgerungen u. f. w. Der⸗ 
felde Verf. nimmt an, daß im der Proving Sachſen der Reiner-, 
teag, dem Neinertrage: des: Regterungsbezirfs- Achen, mit Ausschluß. 
des unfruchtbaren Kreifes Malmedy, gleich feir.und auf 48 Sgr. pro; 
Morgen zu veranfchlagen fei.: Hieraus ergiebt fich eim Reinertrag 
nach dem real von 15,446, 140 Thlr. umd nach Abzug eines Vier— 
theils: 13,084,000 Thaler; welches mit Hinzurechnung des in der 
Zabelle U. ausgerechneten Viehbeſtandes von 21,657,380 Thlr. dag 
Haupt⸗ Nationalvermoͤgen der Provinz Sachſen berausfteht, auf 
283,337/000 Thlr. Der Verf. nimmt an, daß in Schleſien der 
Reinertrag pro Morgen 334 Sgr. betrage, dem Durchſchnitt Achen's 
leich, mit Ausſchluß der ergiebigſten Kreiſe, Landkreis Achen und 
ih. Das Haupt:Nationalvermögen von Schlefien iſt hiernach 

berechnet auf 331,595,000 Thlr. Der Berf. nimmt am, in Bran- 
denburg, das den Kreifen Eupen, Heinsberg, Malmedy, Montivie 
und Schleiden gleichgeachtet: wird, fei-dee Durchichnitts-Ertrag pro, 
Morgen 201 98, woraus das Haupt:Nationalvermögen für Bran⸗ 
denburg, mit Hingurechnung von Vieb und Gebduden, veranfchlagt 
wird. auf 262,845,000 Thlr. Mit Brandenburg gleidy wird der Guͤ— 
ter- Ertrag im Pommern angenommen; und'dasHaupt-Natipnals 
vermögen diefer Provinz veranfchlagt auf 147,299,000 Thir. Die 
Provinz Prengen wird angenommen im Meinertrag der Güter, 
gleich: den Kreifen Malmedy, Montjoie und Schleiden, der. Morgen, 
ju 132 Sgr. berechnet, :und das Haupt-Nationalvermdgen. der. Pro⸗ 
ping danach herauskalkulirt auf 225,148,000 Thlr. Bei der Provinz, 
Boten wird der Meinertrag nicht höher an genommen, als in den. 
Kreifen Malmedy und Montioie, und das Grund-Kapital dieſer 
Provimz danach berechnet auf 87,832,000 Thaler, Ans alen dieſen 
Annabmen wird dann geichloſſen, das das Haupt-Nationalver= 
mögen des Mreufifchen Staates 1,780,482,000 Thlr.. werth fei!! 

Ad. Smith fchlug : die Phyſiokraten mit. der Bibel in der 
Hand. „Im Schweiß ‚Deines Angefichts fo Du Dein Brot ejen,” 
fogt Moſes auf den erflen Blättern der heiligen Schrift. „0 
jemand nicht will arbeiten, der fol auch nicht eſſen,“ fchreibt 
Panlıs an die Theſſalonicher. Die jährliche Arbeit einer jeden 
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Nation iR der Funds, fagt Ad. Smith, der fie mit allen —25 
diafeiten und er ge og des Lebens: verforgt. — ———— 
die Nation erarbeitet 75 Feldbau, Fabriken, Manufakturen, 
del und Gewerbe, das iſt der Mahſtab, wenn ſich die Groͤße in 
3 an Kar Bike — Reichthum und Wohlſtand zweier 
vergleichen lie 
Nun fagt goar unfer Verf. felbft, daf die Höhe der Steuern 
nur nach dem Meichtbum und den an ah * —* 
eĩnes Staates oder einer Provinz geſchaͤtzt werden koͤn 
es boͤchſt — vieleicht unmdglich fei, die —— uns 
thums und der Ermerbsmittel seines Landes approgimativ zu ermit⸗ 
teln. Indeſſen Fähre er fort, in zwei Staaten, — —* bei 
gar Verbaͤltniſſe des Erwerbes aus dei u den 
ünber And, Veen „mwahrfcheinlich” nicht fehr erfchlehen von > 
—* r rar, lieferte ſchon die Ermittelung des: Reinertrages 
Be ſowie des MWerthes der letzieren, einen —— 
al für die Höhe der Steuern. — Alſo won einem Theile der 
—— io en ruhen m auf den Gefammt dere 
——u De dies gewagt fer, wird me umd für eins 
Erwerb aus den Grundguͤtern if auch leines⸗ 
— "in welt Ya —* Staate und namentlich im 
ſchen Staate nicht Üuberal die gleiche pars quota des Geſammter⸗ 
ns der Nation, auf deffen Vergleichung es doc) I ch an⸗ 
fommt. In den noch weniger dicht bewohnten, verhältnigm we= 
iger Zulfivirten Öftlichen Provinzen der Preufifchen Monarchie ift 
der Erwerb aus dem Grund und Boden: eine viel größere. pars 
* ota aller Erwerbsmittel, Als in den weſtlichen, in denen ganz 
it —* in den Fahriken, Manufalturen, 
ſtecken, wie eine nur — Beachtung der Ge⸗ 
een "Elberfeld, Solingen u. f. w- ergiebt: + Winl man mum die 
dhe der Steuern nach dem Reinerteng er Grundgüter beflimmen, 
— die oͤflichen Provinzen die, fchlimmer fort, als die weh- - 
; denn im jenen ift ein verhältnigmäßig viel größerer Theil der 
—3 zum Grande gelegt; als — diefen, bei wel⸗ 
chen der namentlich im Vergleich mit jenen viel erheblichere Theil 
ver Erwerbsmittel Aus Fabrikation, Manufatturen, Induſtrie aller 
Art unbeachtet geblieven it. — Aber uͤberal iſt der Reinertrag 2“ 
Hüter allein Tein richtiger Maßſtab, weder für das f 
— * für die Steuern. Nicht der re und Oder ih 
&, der regiert wird, fondern die Menichen, "die ihn bewohnen ; 
nicht Yet Grund und Boden, fondern die Menfchen, die den * 
heſttzen und bebauen, bezahlen die Steuern. Fragt man nach d 
Dermdgen einer Nation aus ibrem Grund und Hoden, fo —3 
es ſich nicht ſowohl darum, wie viel der Boden uͤberbaupt 
duzirt — — (denm was nüft die uͤppigſte Wieſe und 
Hanama) Fondern darum, wie viel Genuß, wie vielen 428 
aus dem Ertrage gewaͤhrt wird. Will man nach dem Ma 
Grundes und 84. Steuer exheben, ſo kann man nicht * 
"frage tt: wie viel bringt Daß Areal Rente, fondern wie viel d 
e dem Euipfänger wertb, und wie viel Menfchen arbeiten, 
en Mb befinden fh wohl, che die Rente erübrigt wird? en —* 
ut, das dem Eigenthuͤmer 1000 Thlr. Rente gewährt und 
enfchen ernährt, iſt Für den National Woblſtand mehr we 
kann mehr ſteuern, als wenn 500 Menfchen ins gleichen uud 


Ba Ang ann ———— —* oil ibm 
a ben os ce 


sin a. andern. — 
a o kommt «8 bei ————— der Frage 
— t der Abgaben, Über. die; fie me were. Bet 
—— auf den ganzen Zuſtand der S wohner u 
s Befinden im Ganzen an, und N At es )iefer He 
Höhe der Steuern — und die Beantwpriung dieſer Frage if 





ie nm Theil gauz auderen Bedii geh yund 
Berlin en alle ee erh ia n — um 


3* be. —* ya auf Ermittelung des B 
Bee Grund und Boden ur dem Ertrag deile —* ee 
me, ir ——— und dem Prinzip —— * —* 
* —2— Syftem, welches, Mk es 

5* fdunkel gu Bea —2* rl — ie 
#; ie dies Spfiem f feine en Tabı mm — Band 
nnig erdacht, orale — et und durch Maſſe 
er und Berechnungen blendend find; muͤſſen wir de Mebr- 
— des — fuͤr ſinnreiche Erfindungen und Dar» 
jet unge * ſowohl zur unbefangenen Ermittelung der -Wahr- 
als. vielmehr. um das zu beweifen, was A der vorgefaßten 

nun eben bewieſen werden follte, er 
z ber. wir mäffen. nogb: näher be ae EN ri wel, x Art * 

Verfe das —— des Preußiſchen Staates in SD und 


— will der Verf. —35— einmal, daß die Steuern im 
anzen-in Preußen beträchtlich höher, als in Frankreich find. .($- 
a A daß die Rheinprovinz gegen die oflichen Provinzen der 
n Monarchie eine Steuer⸗ Ueberbuͤrdung erduldet ($.322:) 

men wird der Bewels aus dem Vergleich der. Steuern 

ve -Nationalvermögen in Grund ; nd. Boden. Es ill 

— — bei Diefen Betrachtungen die Oteuer- erbältnifle Preußens 

rankreich unguͤnſtig erfchienen, ** bei Frankreich ein ber⸗ 

b äßig recht hobes, bei Preußen ein verhältnifmäßig recht 

es Haupt-Nationalvermögen —— wurde, Nun ſagt 
Ad, daß man für Frankreich wobl 1 —B 

t. als Reinertrag der Güter annebmen ‚fönne; .deuna if die 
och ſte Schäbung, die je von Schriftfiedern, wie Chaptal nnd 

Dupin angenommen iſt, nämlich 1,626 Milionen Franken Reiner- 

trag den — * des Verfs. zum Grunde t. Hr. H. führt 

es jehbhi ansdruͤclich an, daß von Undern Frankreich reſp. zu 4486, 

* 1324 Millionen Franfen an Werth abgeichd " fei; — mora 
geht, daß er die möglich höchfie Annabme, Die fich mit ed 

— vertreten ließ, feinen Betrachtungen zum Grunde legte; 

2 a er: das —— Frantreichs auf 5,967 Mil» 

en usrechnete. 

7900 Was. ne betrifft, ſo belehrt uns der MWerf., daß der Grund 
Ay Des - Preuß. Staates 1780,482,000 —* wertb ſei 
ve er 2000, 2500, 3000 Millionen Thlr. wert fo müßte Sich 

Der Geſammt — in Hreußen als pars quota des ie 
Der ndgüter ‚werbältnipmäßig Eleiner umd darum piel 
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Der Verfo berechnet in Tabelle TV Fhr'den Preutiſchen · Staat 
a) — Staat 
im Ganzen auf." . 


68, 184609 Thle. = Syr. — Pf. 
aufiden Kovf : u. 5 - I: — 
auf' die gar: Q.⸗ Meile 18,433 u — — —— 
anf eine — 


Ion des Haupt-⸗Na⸗ 2 
tionalvermögens !  .. . 38,26  — — ——— 
amd ferner eben da: j HR: ARaR: 
“+ b) die Summe der Stadtsr und Gemeindeſteuern, ſowie der Do— 
maitien und Ähnlichen Revenden: - leder 


im’ Ganzen auf °-. 7307,7139 [er — 
auf den Ropf »: + 0. ne rap 
auf die geogr. D.-Meile .45230 ae Eu EZ 
anf' eine Million des Haupt: Tas ze — 

tionalvermoͤgens. 43,426 :— Leihen 


Dagegen berechnet der Berf. in der -Tabelle-V. für Frankreich: 


dm Ganzen auf TINTE — — — — 
auf den Kopf. . Pe VID en 4 — 
anf die geogr. Meile R BT — — —— — 
auf eine Million des Haupt⸗-Na⸗ — 
tionalvermoͤgens ee TE — 
..b) Die Summe der fmmtlichen Steuer: und andern Revenuͤen: 
im Ganzen auf 027249490 ⸗ — — — — 
auf den Kopf . 5. . ET SB ——— 
auf die geogr. D.-Meile . AT · — ——— — 
auf eine Million des Haupt-Nar 
‚+ tionalvermbgeng —— 27,790 mie Tate m u 


a i «97, _ . 
Wenn gleich num hiernach die von dem Verf. felbit herausge⸗ 
„zechneten Zahlen augenfcheinlich beweifen, daß im Preußifchen Staat 
’auf den Kopf und auf die Quadratmeile viel weniger Steuern fallen, 
als in Frankreich; fo fchließt der Verf. doch, daß im Preußifchen Staate 
«der Steuerdruc erheblich größer ſei, als in Frankreich, weil nach 
dem von ihm berechneten erg auf eine Million 
deffelben in Frankreich refp. nur: 26,742 Thle. oder 27,790. Zhlr.; 
‚ aim Preußiſchen Staat aber tefp. 38,286 und 43,426 Thlr. fallen. 
Die bier zuletzt erwähnten Zablen find die Refultate der Exempel: 
'  8,967,000,000 '; '239,795,445 == 1,000,000 :'26,742. 
8,967,000,000°: 249,196,900 == 1,000,000 +'27,790. 
'1,780,482,000 ; 68,184,609' = 1,000,000 ı 38,296. 
0)  4,780,482,000 _ 77,307,739 = 1:000,000 :'43,426. 
Ware nun in Frankreich das Haupt-Nationdlvermögen 8,000,000,000 
Eblr. fiatt 8,967,000,000 Thlr., fo erhielten wir 29,975 flatt 26,742 
Thlr. und 31,149 Thlr. fatt 27,750 Thlr. — und wäre im Vreuß. 
Staate das Haupt-Nationalvermdgen 2,500,000,000 ſtatt 1,780,452/000, 
fo erbielten wir 27,274 Thie.’ fiat 38,296; und 30,923: Thlr, fatt 
43,426 Thlr. — Schon diernach fände Preußen — auch nach dem 
Haunpt-Nationalvermögen — beffer als Frankreich. — Laſſen wir aber 
das Haupt⸗Nationalvermogen Frankreichs auf 8,967,000,000; neh⸗ 
men Dagegen das des Preuß. Staates 41-3,000,000,000 Thir., fo 
ergeben fidy gegen 26,742 Thlr in Frankreich, 22,728 Thlr. und ges 
'gen 27,790 in — 25,769 in Preußen; — alfo in beiden 
Faͤllen ein vortheilhaftes Reſultat für den Preußiſchen Staat. 
Nun haben wir oben ausgefuͤhrt, daß der Verf. für Frankreich 
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das moͤglich groͤßeſte Haupt» Nationalverndgen angenommen - bat, 
w dag — wenn nach einer niedrigern Schähung gegangen wäre 
ſtatt 8967 Millionen’ wohl nur 8,000 Millionen umd weniger fich 
efient haben würden. Aber abgefehen hiervon hat der Verf. 
das t:Nationalvermidgen des Preuß: Staats im Vergleich zw 
inkreich gewiß zu gering‘ veranichlagt. — Weftpbalen und 
—J9 met eingerechnet, kann man das Haupt-Na- 
vermögen des gefammten Preuß. Staates, will man einmal 
der Darfielungsart und dem Ideenkreis unfers Verfs. vechnen 
— Frankreich zu 8967 Millionen Thlr. Haupt-Narionalvermds 
—— wird, gewiß auf 2500, ja voltommenwohl'nuf 
3000 Millionen Thlr. annehmen. — Frankreich hat auf 10,086 geo⸗ 
aphiſchen Duadrarmeilen in runder Summe 32 Millionen Ein- 
er, der Preuß. Staat auf 5062 geograpbifchen Quadratmeilen 
er Millionen Menfchen. Die Areale verhalten fich wie 1771/9923; 
die Bevdlterungen wie 1 :2,4615; Frankreich it febr nahe noch ein= 
mal ſo groß, und hat fehr nahe 25 mal ſo viel Einwohner’als der 
56 at: Hätten die Menſchen nach allen Verhaͤltniſſen und 
Abftufungen in Frankreich fo viel Lebensgenuͤſſe als im Preuß Staate⸗ 
und hatte Frankreich ſtatt 32—33 Millionen, nur 26 Millionen Men⸗ 
chen, alſo gerade noch einmal fo viel’ Einwohner als Preußen hat, 
ware man anzunehmen berechtigt, daß das grade noch einmal’fo 
große" und gleich bevölterte Land noch einmal fo viel Haupt-Natioral= 
vermögen haben müßte, als Preußen ; und wenn das Haupt-Rational- 
vermdgen Frankreichs wirklich in’s967 Millionen Thalern beſtaͤnde, 
jo müßte Preußen 4483 Millionen Thaler beſitzen. Frankreich bat 
aber 6—7 Millionen Menfchen mehr, als das Doppelte der Bevbl⸗ 
Ferung Preußens, 25 mal ſo viel Menfchen als Preußen, und — da 
er doch die Menſchen es find, die das Nationalvermögen beſitzen 
und davon leben — fo folte man nach dieſen Zahlen wohl anneh⸗ 
men können, daß Frankreich 24 mal fo viel Vermögen etwa babe, 
als’ Preußen; '— und’ wern alfo Frantreihs Haupt-Nationalpermoͤ⸗ 
en in 8967 Millionen Thalern befteht, der Preuß. Staat, 3587 
Millionen Thaler befikeit müßte. Angenommen aber, daß die Fran⸗ 
zoſen beſſer fich befinden, als die Bewohner im Preuß. Staat — 
was noch nirgend bewieſen ift — fo würde der Unterfchied doch micht 
© bedeutend fein, dag man nicht 2800-3000 Milionen Thaler für 
ußen rechnen Fönnte, Immer noch wäre dann für Preußen’ nicht 
eben günftig gerechnet. Denn hätte «8 2989 Millionen Nationals 
vermögen, fo verbielte fich_diefes gegen das Haupt-Nationalvermd- 
gen von Frankreich von 3967 Millionen wie 1:3, während die Po— 
pulations-Verbältniffe fiehen wie 2:5. Die Zahlen des Werfs. aber 
verhalten fich wie 90:18, d. b. wie 5:1; und daß Frankreich ſtatt 
+ 2#’/mal, fünf Mal fo reih an Haupt-Nationalvermögen wäre als 
eußen, fcheint nad) den Vopulations- und übrigen Verhaͤltniſſen 
beider Länder ſehr unmahrfcheinlich. ! 
” Mit’ aller. Belimmtheit glauben wir aus diefen allgemeinen 
ne von der Annahme des Verfs.: die Haupt⸗Na— 
nalvermögen von Frankreich und Preußen verhalten‘ ſich von 
8,967,000,000 :1,780,482,000, ausiprechen zu dürfen, ı daß fie nicht 
auf fiheren der nur einigermaßen wahrfcheinlichen Vorausſetzungen 
berube. Keinesweges möchten wir, gleich dem Verf, aus bloßen 
Annahmen, wie bereits oben angedeutet worden, in befiimmten Zah⸗ 
Ten zufammenzuftellen uns erlauben, wie groß das. Haupt⸗Natidnal⸗ 
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——— einer jeden der untatafeieten Provinzen des Preuß. Staa⸗ 


 Sacfen, fagt der Verf. fch fruchtbarer als der Regierungsbesirk 
bergenge man ſich, wenn An. * jean in meh» 
verein. Rimtungen durchreiſe. — Wer machte nei, 
drud einer Durchreife. den Neinertrag e ee —— 
durchreif’ten Gegend in beflimmten Zahlen angeben wollen! de 


ſen ſei zu meint der Verf, wie der —— Achen 





mit Ausſchluß des — Kreifes Daman, und heim 
pe Morgen anzuichlagen. An und für —— die An 
billig. — Ein Gut in der beſſeren G ad 

der ‚Schule Pforta — bringen pro Morgen mL vl 3 
Rente, und ſeibſt die Königl. Zorfen 785,258. Morgen bringen, 
der guten Gegend 20 Syr. pro Morgen... — Dagegen aber 


* fehr ſandige ünd unfruchtbare Altmark in der P 


Sachſen. Biete ſcheint der Verf. vergefien, zu haben. , Ste ent 
war ge che. Quadratmeilen, as die beiden ihr 
—— Kreiſe 51,22, 5 133,96, Quadratmeilen, * 
Sa 4. der —D Provinz Sachſen. Hierzu kommt noch, d 
das Kreiſe re und: Schweinig an der m 
—— Grenge Ar ſchlechten Boden haben und wenig —* 
d. br fchlechten Landfiriche mil erwogen, 
tein rund vorbanden, bei, Vergleichung des Sepierungsbeiieis 
Achen ‚mit. der Provinz. Sachfen,. den Kreis Malmedy, der er 
noch etwas Über 1500 Menſchen auf der Dundratmeile bat, wäh 
rend Die Altmark und die beiden Ferichomfchen Kreife n N ag 
über 1700 Menfchen auf der Duadratmeile haben, —* chl 


At hiernach der Regierungsbezirk Achen nach. Tabelle I — * 
ſen große 


nur zu 40 Sgr. pro Morgen anaufchlagen, ſo it Sad) 

Sitnarı mi —* erwogen. — nicht hd A anzunehmen... Fa, hatte der 
Gründe, Schleſten nur zu Sgr.— allerdings: ‚gleich 

hr "einer je oberlächlichen 83345 — pro. Morgen anzun 

men; ſo iſt gar nicht abzufchen, warum DR ſehr viel höber, 

warum folches mit Schlefien nicht im Ganzen,gleich 

— * * * Provinzen nach Fruchtbarkeit, Gemerastpätigkit, 

Yopulation in fehr gleichen Berhältniien jieben. 

oandenhntg ſchatzt dev Berf. 2048 Gar. hl, den M hassen, Au 
den erſten Blick fcheint, auch „die San —— — 
zulaͤſſig, dergleichen ——* ohne die beſtim 
len anzugeben — nicht BRD illig⸗ 

Sr der. Ukermark gi iebt das Vorwert 3. 2478 Morgen —— 
dratruthen € voß, 3357 er 7 Sgr. 6 Pf Pacht, alſo pro — 
a Thlr. 40 Sgr. 5 Pf. Im Amte B. dagegen werden für 864 Mor— 
gen 98 Quadratruthen 735 Thlr. 16 Sar. * Pacht gezahlt, alfe - 
pro Morgen durchichnittlich nur 25:Sgr. 6 Pf. Es ferner, zu 
— daß die Provinz —— or an Königl. Bord. 
4,744,645 Morgen enthält, d. rea 16,000,000 Morgen un= 
geführt 5 des ganzen Arcals, * dieſe bringen in der Mark 
10.Sgr. pro Morgen. Deſſenungeachtet *8 wir an und 
Dr den Be m —— pro —— 4 —— 

en, nur nicht in Vergleichung zu der des Verfs. nom 
Negierungsberirtichen. Der Verf. jagt, er fielle ae Benin Branden⸗ 


Burg ‚gleich ‚fünf unfruchtbaren Kreiſen des Me 


mlich Eupen, Heinsberg, Malmedy, alter Sihleiden. 7) 
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Euven Hat nach dem:Berf. 3,10 Preuß. Qundratmeilen; das 
Uderland if im Reinertrag ‚pro Morgen ‚angegeben. 82 Gge. und 

nady der Zählung ‚vom 1831. 19,958 Einwohner; — Heinsber 

nad) dem Verf. 4,23 Preuß. Quadratmeilen, das Aderland # 
im Reinertrage angegeben zu 72 Sge. und bat nach der. Zählung 
von 1831. 30,483 Einwohner. Malmedy bat nah dem Verf. 14,36 
Vreuß. Auadratmeilen, Das: Ackerland ift im Reinertrage angegeben 
zu Sgr. pro Morgen, und bat nad) der Zaͤhlung von 1831. 
26,827 Einwohner. Montivie bat nah dem Verf. 6,40 Preuß. Quar 
dratmeilen, das Aderland ifi berechnet zu 27 .Sgr. pro Morgen, 
und bat nach der Zählung von 1531. 17,764 Einwohner. Schleiden 
bat nach dem Verf. 14,50 Preuß. Quadratmeilen, der Reinertrag 
iſt berechnet zu 27 Sar., und Einwohner haste 1831. dieſer Areis 
33;002. — Bir . diefe Refultate zufammen : 

nertr 


bes Flaͤchen⸗ 
ro M raums der 5 
DM. Got. E. auf d. IM Kreiſe. 
Eupen 3,10 1,058 6,147 0,073 
Be 4,23 72 30,483 7,206 0,099 
almedy 14,36 24 26,827 4,368 0,337 
Montivie - 6,40 27 17,764 2,775 0,150 
Schleiden 14,50 27 33,002 2,275 _ 34 _ 
42,59 — 1,000 


Gewiß kann man nach Ähnlichen Verbaͤltnißzablen den Reinertrag 
d das Vermbgen der Provinz; Brandenburg nicht berechnen! Es 
kB in der fandigen Mark fo viel fchlechtes Ackerland, dag man nicht 
fe u 24 Sgr. als den fchlechteflen Theil des gefammten Aderlan- 
andes in Anrechnung bringen Tann. Schwerlich bringt & des Af- 
kerlandes in der Provinz Brandenburg 3 Thlr. Wenn wir dennoch 
2055 Sgr. pro Morgen an ſich als mbalicy zugeben, fo liegt dies 
in dem Ertrage des Nittelbodens, umd find dagegen dann wiederum 
Die oben bezeichneten Sreife des Megierungsbezirts Achen viel zu 
gering tagirt. Wo der Boden fo viel bringt, daß die Menſchen da- 
von feben koͤnnen, da fehen fich die Menfchen auch wohl an, und, 
roße Städte, ſehr dit bewohnte Bebirgs, oder font wenig Frucht: 
Bart Gegenden ausgenommen, erzielen die Menfchen, da wo fie 
leben, in der Regel auch ihren Bedarf im den erſten Nahrungsmit- 
keln. Man wird nicht nachweiſen koͤnnen, daß obige Kreife des Re- 
ierungsbeziets Achen viel Getreide oder gar Kartoffeln einführen, 
Banıtt ie dort lebenden Menfchen fich erhalten Finnen. Im fchlech- 
teften Kreife aber, in Malmedy, leben Doch mehr als 1800 Men- 
ſchen auf der Duadratmelle; ih der Provim, Brandenburg bat der 
Kreis Arnswalde 1214; Templin, Niederbarnim, zwiſchen 1300 und 
4400 Menſchen; die am meiften bewohnten find Prenzlow mit-2030, 
Oſt⸗ und Weflhavelland mit Potsdam 2101, Guben, Sorau 2043, 
Küfrin, Landsberg 2779; — Teiner fieigt auch nur entfernt zu 6000 
— 7,000 Menſchen. Die vom Verf. zum Veraleich zum Grund ge: 
fegten Kreife des Regierungsbeirt$ Achen müffen viel mehr er 
trag pen, als die Provinz Brandenburg, weil dort auf demſelben 
Areal bei weitem mehr Menfchen leben und leben Fönnen. 
mmern ſchaͤtzt der Vf. gleich mit Brandenburg zu 2045 ; 
‚pro Morgen. Gewiß iſt der Werth der Bodenflaͤche in Pommern 
aeringer arzufchlagen, als der Werth der Bodenflaͤche in der 


Marl. Eine Stadt, wie Berlin, ik in Pommern nicht; Stettin 


\ 


4 


860 
at nut 27,399 Einwohner; die ganze Provinz iſt viel menſchenleerer 
Se ſehr A Seife baben etwas über 2000 Men⸗ 
n, die meiſten 1200-1500; einige nur etwa 1000 Menjchen 
er Quadratmeile. Die Königl. Forften 834,837 Morgen, etwa 
der Bodenfläche, bringen wegen weiter Entfernung und Mangel an 


Abſaß kaum A Sgr. pro Morgen. Daß die ganze Ofifee- Küfte, wie 


Der Verf meint, zwei big vier Meilen breit fehr ergiebigen Bodens 
fei, iſt uns nicht bekannt; und die Oder, auf deren Ufer der Berf. 
ſo großen Werth legt, durchfließgt Pommern — das Haf abgerechnet 
— Faum 10 Meilen, während durch die Provinz Brandenburg fie 
mehr als 20 Meilen durchläuft. Auch iſt das Dperbruch in der 
Mark durch Friedrichs II. Vorkehrungen viel mehr als fruchtbar bes 
kannt, als die Dderufer in Pommern. an BEE ET 

‚Endlich ift es nicht wohl erflärlich, warum der Bf: die Pros 

5 Pofen geringer (zu 11%; Ser.) anfchlägt, als Preugen (jw 133 
Sgr). Polen hat durchſchnittlich mindefiens eben fo fruchtbaren 
Boden als Preußen; Pofen liegt ſuͤdlicher als Preußen, und es 
find 6-7 Monate dort zur Aderbeftelung Zeit, während in Preuz 
en Frühling, Sommer und Herbfi im Durchfchnitt nur S’Monate 
wäbren; Polen nährt auf der Quadratmeile 1952 Menfchen,' Preu= , 
Ken nur 1639. Hatte der Verf. Gründe, für Dofen'nur S 
Reinerirag pro Morgen, anzunehmen, fo war gar keine‘ Beranlaf 
fung, Preußen höher — zu 132 Sgr. — anzufeßen. f 
one Wir faflen-unfere Gedanken, wie folgt, zuſammen 1... 

S Armzablen enticheiden”, ‚darin bat, Wenzenberg Recht. , Abi 
Zablen enticheiden nur, wenn fie wichtig find, nur im foweit u 
nur innerhalb der Grenzen, innerhalb welcher die Vorausfeßungen, 
4 welchen ſie beruben, wahr find. Fuͤr ſtatiſtiſche Verhaͤltniſſe 
muͤſſen Zahlen auf beftimmten Zaͤblungen und moͤglich genau beob 
achteten und feſtgeſtellten Thatfachen beruhen. Bon diefen mu 
man für, jeden konkreten Fall ausgehen. In foweit und ſo genan 
die Zählung richtig if, wird man aus ihr nach Erfahrungen Fr 
den Regeln der Wahrſcheinlichkeitsrechnung Folgerungen ziehen fün- 
nen, die wenigftens innerhalb der Grenzen, ‚für welche die Wahr- 
fcheinlichkeitsrechnung reicht, approximativ richtige Zahlen geben. 
Wenn eine Bevölkerung nur von 3 zu 3 oder 5, zu 5 oder *— 
10 Jahren gezaͤhlt wird, fo kann man. die wahrſcheinliche Bevoͤlke— 
zung der Zwifchenjahre allerdings durch Rechnung finden; zum 
ſicheren Anhalt dienen dann Anfangs- und Endiabr. — Stärifife 
Zahlen aber, die auf gar feinen oder gang unbefiimmten Thatfache 
und Beobachtungen beruben, haben eben fo wenig Werth, als leh- 
tere, und fo verhält es fich auch mit den aus ſolchen ſtatiſtiſchen 
Zahlen, gefolgerten ſtaatswirthſchaftlichen Lehren und Säßen. 

Dies iſt der Fall mit unferm Verf.; den von ihm angegebenen 
Neinerträgen der Provinzen Sachſen, Schlefien, Brandenburg, Bont- 
mern, Preußen, Poſen, liegen gar feine beſtimmten Benbachtungei 
und- fefigeftelten Thatfachen ‚zum Grunde. Wuͤßte der Verf. no 
von einem beflimmten Theile jeder Proving — den fännmtlichen Do— 
mainen, den Forſten u. f. w..den Reinertrag, und fchlöfe dann 
vom Theile auf das; Ganzer, Oder wären "beitimmte Verbältuiffe 
angegeben, die es vechtfertigten, Die verichiedenen dfllichen Provinzen 
mit gewiffen Kreifen-des Regierungsbezirks Achen varallel zu fielen; 
z. Be der Boden des. Kreiſes Schleiden beſteht aus fo viel Theil 


Sand, Thon, Kalk u. f. w-; in gleicher Weiſe beficht der Boden 
“ 


6 


Prov Ba jen aus denfelben Beſtandtheilen; „beide, babe 
alihee Alma, je haben in gleicher Entfernung die und Die, se 
es Abfahes, der Verkehr macht fich auf den und den einander dhit 
Hchen Zlußgebisten u. fi w. Dder auch: Malmedy hat die Ei ſüm⸗ 
Hchfeit auf: den Ardennen kleine Eichen ‚zu gewinnen, die ‚vortrefflis ' 
chen Gerbehoff liefen, weshalb die. Einwohner viel von Gerberei 
ieben; — ein ähnliches Verbältniß ‚bat die und die Provinz. Oder; 
im Kreife Montivie leben auf der Quadratmeile 2775 Menfchenz 
——— Aderbau das 6te--Tte Korn; in gleicher Art leben 

Regierungsbezirk Magdeburg: eben fo viel Menfchen auf, der 
Sup cne. and wen gewinnt ebenfaNs das 6te—Tte; Korn, ode 
dergleichen. Aber nichts won alle dem! — Aus, freier Willtuͤhr, er 
dem. Eindrud- einer Durchreiſe, nach ganz algemeinen Notizen, ya, 

‚wohl. fangen, nach zum, Theil-dunteln Vorſtellungen von 
—* er zener entfernten, Provinz: ſeßt der Verf, dem Werth, des 
Re derfelben in Zahlen feſt. Welche Sicherheit in den 
ultaten ſol aus ſolchen Vorausſetzungen bervorgeben!. Ueberhaupt 

ein wi — — foll- und kann auf ſolchen Fun⸗ 
errichtet werden! a 

2, Wir baden verfucht, ‚einige Thatſachen anzuführen,. um ‚doch 

Zahlen zu haben, aus denen Schlüffe-fich ziehen ließen. Bene 
ein Gut in der. beſſern Gegend Sachfens 3 Thlr. Rente abwirft, felbft 
die Forſten dort 20 Sgr. bringen ;. wenn in Brandenburg die-angedeute- 
sen Güter vefp. 1 Thlr. 10 Sgr: 5 Pf. und 25 Sgr,oDf: pro, Morgen 
eintragen ;. wenn — wie wir bier hinzufügen — in Weſtpreußen feloft 
«in Sab von 15 Sgr. pro Morgen Yacht im Durchfchnitt beiden Ge- 
gr. angenommen wird ; jo folte man 48 — 2055133 Sar pro 

orgen im — —— Provinzen wohl als billig, vielleicht 
ſogar als zu niedrig annehmen. Nicht gerechtfertigt, ja zw boch er⸗ 
fcheinen aber dieſe Sähe gegen die Berechnungen Des Verfs für den 
Reinertrag des Kegierungsberirts Achen.. Es ift im der Welt fein Grund 
bei Bergleichung des Regierungsbezirks Achen gegen Sachfen, den Kreis 
dy bei der Vergleihung auszufchließen, der durch die Altmark 
wogen wird; — fein Kreis in der ‚Provinz Brandenburg. kaun 
‚Eupen und ‚Heinsberg verglichen. werden, ‚die 6000 bis 7009 
Menichen auf der Quadratmeile näbren. FHLIAE N 
3. Der Regierungsbezirk Achen aber umd die ganze Rheinprovinz 
erſcheint uns. vom Verf. im Veraͤltniß zu den Öftlichen Provinzen zu , 
gering, im Reinertrage tagirt. Achen bat nach Tabelle I. an Flaͤchen⸗ 
inhalt 1,624,252. Morgen im NReinertrag nach dem Kataſter berechnet 
-2,101,930 Tblt., d.h. pro Morgen 1 Thlr. 19 Gar. 10,8 Pf..Statt 
‚ber 2,701,930 Thle. vechnet der Verf, — weil vom Staatedie Rhein- 
provinz zu. boch kataſtrirt fei — ein Viertheil weniger-2,026,400, Thlr,, 
alid pro Morgen 1 Thlrs 7 Sgr. 5 Pf. — wobei wir jedoch anfuͤhren 
müfen, daß bei dieſen Berechnungen der Werth von Gebäuden mit; 
erechnet iſt — da nach Tabelle I. der. durchfchnittlich ‚berechnete 
einertrag des Flächeninhalts nach dem Katafter nur 40 Sgr.-pro 
Morgen ergieht, der reine Grund und Boden aljo mach Abzug von 
einem Vieriheil nur auf 30 Sgr. zu fieben fommen würde. — Den 
Reinertrag der ganzen, Rheinprovinz giebt der Verf. S.: 32, wie,er 
nach dem Katafter fich. ‚fielen wiirde, zu 46,661,308 Thlr. und nach 
Abzug ‚eines Viertheils ju_12,496,000 The. an. Rach den, Beiträgen 
zur Statiſtik der Königl. Preugifchen Rheinlande, — denen der Verf. 
nach $.21. folgt, enthält die Rheinprovinz 9,594,006. Morgen; me 


‘ 
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nach auf den Morgen refp. 1 Thlr. 22&gr. 14 oder 1 Thlr. Sr. 
Se; Be — even aber inel. des Berl vr Gebaͤude Ks berang« 


- flellen. E 
” Der Landrath des Solinger Kreifes, Hr. Freiherr von Hauer, 
weift in feinem — lediglich auf A Zablen und beobachte⸗ 
ten Thatfachen gegründeten Werke; Statiſtiſche Darftellung des Krei⸗ 
fes Solingen — nad), daß in diefem Kreife 3055 Familien lediglich vom 
Ackerbau Bon diefen befigen 770 Familien nur 10 Morgen und 
teriger; auf jede Familie fommen nach Seite 339 in diefem Keeife 
durchfehnittlich 210 Thir. jährlich. Es iſt im hoben Grade wabr- 
 fcheinlich, dag cine Familie mindeſtens 150 Thlr. bedarf, um erifi- 
ten zu können. Wenn 10 Morgen 150 Thlr. geben, fo trägt dee be» 
baute Morgen im Kreife Solingen 15 Thlr. ein. Da der bei weiten 
grögefte Theil alles — im Kreiſe Solingen in Land 
unter 25 Morgen beſteht; bei ſo kleinen Beſizungen der Ertrag 
der kleinſten Befigungen von 10 —2* ziemlich gleich kammen maß; 
ſo wird’ man — angenommen, daß die groͤßeren Beſitzungen, de 
nur eine 1200 Morgen hat, die Übrigen nur 300 oder wenig darüber 
baben — etwas weniger pro Morgen einbringen, doch jebr mäßig 
fchägen, wenn man 10—12 Thir. Ertrag pro Morgen des kultivirten 
Bandes im Kreife Solingen rechnet. Ein Drittheil aber des Mreifs 
Tiegt als Waldfläche, Haiden, Deden, Moräfte unbebaut. Der Durch⸗ 
fchnitrsertrag Fommt alfo im diefem Kreife mindeftens auf 6 bis 8 
Thir pro Morgen zu fteben, fellt ſich alfo auf 5 bis6 mal höher, 
als der Verf. den Reinertrag der Nheinprobing berechnet: 
Die Richtigkeit diefer Betrachtung ergivbt fich auch dadurch, da 
in der Mark Brandenburg der Heinfie Grundbefiper — wenn er bio 
vom Aderbau leben fon, 12 bis 2 Hufen, d.h. A5 bis 60 Morgen, 
alfo 5—6mal foviel Land beſitzen muf, als der Fleine Gramdbeiiber 
im Kreife Solingen, der von 10 Morgem fich und feine Familie erbält. 
Die Kreife Düfleldorf, Lennep, Elberfeld, find den Bevdlterum 
Verbältniffen nach, dem Kreife Solingen ziemlich gleich. Hier 
alfo äpnliche Erträge angenommen werden. Wenn auch bei den übri- 
en Kreifen der Provinz weniger Neinertrag fein mag, fo wird 
doch ſchwerlich anzunehmen fein, dag die Durhfchnitts- Summe 
der ganzen Rheinprovinz nur auf oder ‘$ deifen anzufehen -fei, was 
entfeyieden und machgeriefenermagen der Reinertrag des Grundes 
und Bodens in einem beſtimmten Kreife der Rbeinbrovinz iſt. We 
nigftens fcheine Fein durchgreifender Grund vorbanden zn fein, nach 
dem der Verf. I des nach dem Katafter ermittelten Neinertrags in 
Ubzug brachte. Denn wenn die Provinziakftände beharrlich 4 Herab⸗ 
fegung des Katafters verlangt haben, fo bat die Regierung, wie der 
BVerf. berausbebt, eben fo bebarrlich diefe Anträge abgewieſen, und fie 
muß dazu wohl ihre guten Gründe haben; denn der Preußiſchen Res 
gierung iſt das wenigſtens noch nicht nachgewieſen; daß fie nicht 
mit Milde — Anträgen der Eingeſeſſenen, wenn fie wohl be— 
gründet find, ae gäbe. — \ 
4. Wie gänzlich ——— die Vorausſetzungen und Berechnun " 
gen des Hauvt-Nationalvermdgens Seitens des Verfs find, und wie 
entfchieden begünftigt er bei feinen Annahmen die Rheinprovinz bat, 
ergiebt fich endlich aus folgender Betrachtung. ; 
Wir fielen zufammen, wie fich das angevliche Haupt-Nafional- 
vermögen der einzelnen acht Provinzen zu den Bodenflächen und der 
Boltszahl verhält. ‚ 
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Die Dichtbeit der Bevölkerung „Diefer n. verhält fi 
aber ganz anders. Es form n 2 ih a Bbtuing bält ı “ 
des Jahres 1831. auf Die geogranbifche Dundtatmelle mir usicluß 
des im aftiven 39 bernd ichen Siktakes.. 12] © i 
in ber Mbeinvrouing + 4 +. 4633 Eimmoßnke 
ehe. Be 





= * — 
2 Schleſien 358 — —— IE 
⸗ — J 
= randenbutg } Zul 022 4 — .--— 103. « ri 
z Polen a 2 — 
= Feuſfſßfßfen nahme mr men 4,689. =. = 
“sommer 2 ee ger 1,567!» = 
Demnach gefaltet ſich auch die Reihefolge aan; ahders/n 
das angebliche Hanpt-Nationalvermögen mit der Einwohnerzapt pri 
glichen wird. Es tommen nämlich alsdann auf den Kopf: 7 T. 
© en * Be u . . > 18T iv.“ Ser. ! i 
= Brandenburg 2 ou 0 470° 29 
= Pommern ia Te 465 — * 5 
Weſtphalen ra FE NEIrSE IE Er 
» Gchlefien I) 20 En 2 ne 
= der Rbeinproding => u De 7 
ren ee 
- 112 ss 270-4 


ofen : 3. £ — 
Mſo in Sachſen, ————— Schle— 
fien beſiht der Einzelne mehr Hanpt-Nationalver gem, if danach 
reicher als in der Rheinprovinz! Der Menſch in Brandenburg md 
Yonmern befigt mehr als der Menfch in der Rheinproving: 2 efe 
{ft nach ihrem: Vermögen: die drittleite aller s-Provin ze 
Menfcy, ericheint überal wohlhabend, wo Hr— nfemanit-ciner 
miftelmäßigen oder. felbft Schwachen Bevölkerung! ein anfebnliches 


Haupt-Nationalvermögen zugerheilt bat! Se 
evbrigens iſt ein viel Maßſtab für den Grund und 
Boden, defien Fruchtbarkeit und Ertrag-und-aljo des darin emtbal- 


tenen Nationalvermögens; — als alle Annahmen unfers B 
— der. Viebhand. Wo die Landwirthſchaft blüht, er güten 
Ertrag gewährt, da iſt viel Viebſtand, und umgekebt, Num batteı 
nach der Zählung am Ende, des Jahres 1831. auf der geographi- 


ſchen Quadratmeile 
er Ueberbaup 

Stuͤcke Groß⸗ 
Pferde‘ | Rindvieh | Schafe || _ vieb, zehn 

die Provinzen: und aller und? Schafe für Ans 
Füllen. F Gattung. | - Ziegen. - |) — 





Rbeinprovinz 222 = 1,482 1137, 8 ‚S18 
Weſtphalen — 329 | ‚1,265 4,064 | 1,700 
Sachſen . . 7 310 924 4,048 1,639 
Schleſien » 226 1,032 3,241 1,552 ® 
Bofen . .» - 216 718 3,1115 1,245 ' 
ommen . 223 698 2,787 1,200 
randenburg 223 699 2,674: 1,189 *) 
Preußen | 36/1 668 | 1,321 4,104, 
i ” Hier 


Hi ſich ſchlagend di Dichte 
R ce Ei ſich ſchlagend die Wirkung. der dichten Veuärkerung 


Ds und menfchli ! 

— en un * — rn na und de — ha⸗ 
4 roͤßere t 

mıche Menfcpen und Thiere, als mo Ri apital, da nahrt er 


b 
n 
abrhunderte hindurch gering war. Die vier füdwehlichen Provin- 
ne t Re phalen, Enchfen, Schleſten, mit zwifchen AR und 
Mage aben auch zwiſchen 1,818 und 1,5382 Stüde 
die bier nordöflichen Provinzen Brandenburg, Pom⸗ 
ußen und Poſen, mit nur ziwtichen 2,103 und 1,567 Eins 
mobnern, haben auch nur zwiſchen 1,245 und 1,164 Stüde Groß« 
der geographiſchen Qumdratmeile. 
„Diele Betrachtung würde noch viel bedeutehder hervortreten, 
wenn man meben der Diantität auch die Qualität des WViches in 
Bablen eftellen Zönnte. Am 








Rhein if es ganı gewöhnlich, daß 
m ausgefchlachteten Ochfen 800 Pfund % eig erhält, und 
Kuh 3 Duart Mi täglic, giebt; —- in Weſtpreußen, 
m; w. erhält man vom ausgefchlachteten Schfen in der 
Pfund Fleifch etwa, und die Kuh giebt 3 Quart Milch! 
Wie viel mehr Kapital muß auf der Duadratmeile am Rhein in 
1818, sin Pommern in 1200 Stüden Vieh enthälten fein? Wie 
iſt es denkbar, daß nach dem Werthe des Bodens in der Rhein⸗ 
provinz noch nicht gang 122 Chir. auf den Kopf kommen folen; 
w Hr Hanfemann den Kopf in Brandenburg mit faft 171 

id in Pommern mit nahe 1653 Thlr.-anfeht!! - 

_ Nachdem wir bietnach in Zahlen glauben bewiefen zu haben, 
dag die Berechnungen des Berfs, u SRüerficht auf das Haupt: Ia= 
tiomälvermdgen entichteden ganz und gar auf Zrriplimern und fals 
ie nabmen und Vorausſehungen beruhen, müren wir näher 

ie Stenern felbfi, und im Bezug darauf, daß der Verf. nach dem 

Grund und Boden und dem angeblichen danach berechneten Haupt⸗ 
Nationalvermdgen den Steuerdruck sarirt, namentlich die direkten 
Steuern betrachten. Der Berf. ſucht ausjuführen, und fagt $-300. 
ausdrüdlich, dag die weftlichen Provinzen, namentlich die Rhein⸗ 
proving, underhältnigmäßig hoch befieuert fein, und zivar vorzuͤg⸗ 
lich durch die Grundſteuer. 

Wir laſſen hiernach den Ertrag der direkten Steuern, welchem 
jedoch der Erting der Mahl und Schlachtfiener hat beigefügt were 
den möflen, da dieſe Steuer durchaus nichts Anders if, als das 
Surrogat der Kiekenfiuce an denjenigen Orten, wo diefe wegen 
der detlichen Verhaͤltniſſe nicht swedmäßig eingeführt werden konnte, 
10 folgen, wie fich derſelbe im Kalender-Kabre 1831. wirklich ge- 
fient dat, umd fügen den Durchfchnitt auf die Duadratmeile, den 
Kur * eine Million des angeblichen Haupt-Nationalvermögens 
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denburg feht ns ohenan. Im Algemelnen hatten die 
Provinzen: 44 * rs 
Einwobrer 58 fommen alio auf 
$ im den Städten. 
Drandetung 635.036 ‘1 142,05 
achſen . 503,830 ‚ : 923,967 100,000 | 183,388 
Bofen 281,056 " 765,424 | ° 100,000 | 272,339 
Dommern . 275,153 
Rheinproving 307,369, 
Draußen » 377,311 
Weſtphalen | 384,270 
Schleſien 1,966,885 429,374 


Hier Heben bloß mit zwei Ausnahmen die Provinzen in chen 
dee Reihefolge, wie vorber bei den et und Klaffenfleuern. 
Die eine Ausnahme macht Pofeh, das bier den dritten, dort dem 
echſten Plak rinnimmt, und diefe Ausnahme erklärt fich ſehr Leicht 
adurch, dag in diefer Mrovinz mehr, als in irgend einer andern, 
DOrtichaften den Namen der Städte tragen, worin Feine Spur von 
Kädeifcher Bildung und Wohlbabenpeit ift.. Die andere Ausnahme 
macht Schleften, welches bier den achten, dort den fünften Pla 
Inne hat. Wollte man diefe Erfcheinung auch meinen dadurch er⸗ 
Hären zu können, dag Schlefien viele Handwerker auf dem Lande 
bat; fo wäre dagegen doc, zu bemerken, daß Huch die Rheinprovinz 
fehr viele Gewerbe auf dem Lande hat, welche in. andern Provinzen 
nur in Städten vorfommen. Unter allen Umſtaͤnden bat aber biers 
nach) die Rheinproyinz feinen Grund in der Gewerbe: und Klaſſen⸗ 
ſteuer ſich uͤberbuͤrdet zu finden. 2 AR 

Der Berf. hebt aber auch bene, dag insbefondere durch die 
Grundfteuer die Rheinprobinz Überbürdet - ſei. — Wenn man die 
oben angegebenen Beträge der Grundfteuer nach der Duadratmeile, 
dem Kopf und dem von dem Verf. angenommenen Haupt: Nationale 
vermögen vertheilt, fo zahlen; . 













% 5 Ki 
Gen äuf die Qua] auf den 8 —8 
die Provinzen: dratmeile — 


Rthlr. 







Preußen 1805 
Poſen 28] A 
Brandenburg 10/14 
Pommern 13] 2 
Schleſien 18] 1 
Sadfen . 115 
Weftphalen 119 


‚ Die 7 Provinzen gufamme 
die Rheinproving - —- 
alle 8 Provinzen 


"N x / 
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Daß die Zahlen nach dem angeblichen Haupt-Nationalvermdgen 
keinen — zaßſtab geben, dürfen wir nicht weiter ausführen, 
da wir fen haben, wie gan; unbaltbar und aus gang falfchen 
Annahmen ‚hervorgegangen die desfalfigen Berechnungen des Verfs. 

nd. — Das Arsal fann eben fo wenig entfcheiden, da wir nachges 
wiefen baben, daß in der Rheinproving eine Familie von 10 More 
gen lebt, währen in den hand Provinzen. 30—50—60 Mor⸗ 
—— m. zu ihrer Erhaltung bedarf: Preußen, Pom⸗ 
mern, Po 1 
meile dort fo viel Grundfteuer zahle, als in der ſtark bewohnten 


in entichieden ärmeren Gegenden der Menfch nicht fo viel zahlen 
— 
fo zablen auch nach 


den te han Grynd zur Klage hätte; und wenn die entfchie= 


burg, Pommern in der Grundfiener übertrügen, fo würde fich Vie 
les zur Rechtfertigung einer ſolchen Steuerpertheilung fagen laſſen. 

Alerdings ergiebt fich übrigens, daß die Nbeinprovinz an den 
pe erwähnten direkten. Steuern pro Kopf mehr zahlt, als, die 


brigen fieben Provinzen im Durchfchnitt. Dies bat ader feinen ' 


natürlichen Grund darin, dag feine Ruͤckſicht auf den Ertrag der 
Domainen genommen if. Der Stant kann offenbar im zwiefacher 
Art aus dem Grund und Boden einer Provinz Einnahme beziehen, 
einmal, indem die Regierung einen Theil des Grundes und Bo— 
dens, der Erwerbsauelle, benußt, ferner, indem fie einen Theil 
des Erwerbeg der Einwohner aus Grund und Boden in Anfpruch 
nimmt; jenes gefchiebt durch den Beſitz van Domainen, dieſes durch 
Abgabenerbebung.: Die Prenstiche Regierung erhält Einnahmen 
aus Grund und Boden auf beiden Wegen, aber in fehr verſchiede⸗ 
nen Verbältniffen. In dev Rheinprobinz, wo fie einen fehr geringen 
‚Theil des Grundes und Bodens unmittelbar befipt, nimmt fie einen 
en Theil des Erwerbes in Anſpruch Durch aniehnliche Grund» 

aben. 

Wir laſſen hier neben den direkten Steuern den Reinertrag 
‘ der Landgüter, welche die Regierung befiht, folgen; den Neinertrag 
der Bergwerke und Forften — wie gihtis legtere auch für die dfl- 
lichen Provinzen find, da fie große Streden inne haben, laſſen wir 
unberücfichtigt. Denn jene — die Domainen — werden immer 
gang wie im Privarbefih verwaltet, lediglich um Einkommen daraus 
. zw giebei; wogegen bei diefen — Borken und Bergwerken — auch 
wohl andere (Negalitäts) gntereſſen die Verwaltung modifiziven. 
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‚Die Bodenflähe kann nichts entſchelden, da es nicht bloh auf 
Ausdehnung, ſondern auch auf Beſchaffenheit antommt. — 
Das angebliche Haupt- Nationalvermdgen giebt das Nefultat, daß. - 
Dofen fat eben fo ſtark uͤberhuͤrdet feh, als die Nheinprovinz, 

. Vonmern aber nur 4 dev jenen beiden obliegenden Laften trage. 
Brandenburg und Schlefien find danach faſt gleich belaitet, fo wie— 
der Sachſen und Preußen. — Solche Folgerungen zeigen, wie un= 
richtig Die Vorderfäge find, auf denen fie beruben- 


ach der Berechnung auf den Kopf, dem einzigen Überfichtlis 
en Map zur BVergleihung, kontribuiren Pofen 18 Sar. 8 Yf., 
rengen 9 Sgr. 5 Pf., Schleflen 5 Set. 8 a Pommern 29, - 
weniger als die Rhelnprovinz; dagegen Weſtp alen' A Ser. 2 Pr., 
Brandenburg 10 Sur. 3Pf., Sacfen 28 Sar. I Pf. mehr als die 
Mbeinprovinz. Lehtere Fontribuirt nach dem Durchfchnitt 11 Br wer, 
-niger, als die 7 übrigen Provinzen; und mil man einmal nach 
diefer Art die Schwere der Steuern und die Größe der Abgabeır 
und des Einkommens aus den verfchiedenen Provinzen abſchaͤhen, 
—2 — * 7 andern Provinzen praͤgravirt und die Rheinprovinz iſt 
egünftigt: 


Nun fogt zwar unfer Verf. ($. 190.), Benuzenbergs Meinung, 
man müfle, wenn man die Steuern einer Provinz gegen “die, dev 
andern vergliche, die Einkünfte aus den in einer Provinz befindli« 
den Domainen, diefer als Steuer-Erträge mit anrechıren, — ſei 
ierig.  „Märe fie es nicht, fährt er fort, fo müßten in einer Pros 
vinz die Steuern, wenn der Staat die Domainen verkauft, erhoͤhet 
werden, und vermindert, wenn derfelbe deren Fauft.” Der Verf. ift 
Daber der Anficht, -daf die. Domainen- Erträge den Staatseintuͤnf⸗ 
ten im Ganzen zu Gut gerechnet werden müßten, dergeflalt, daß — 

‚ einerlei in welcher Provinz fie liegen — der Ertrag den Steuern 
aller Provinzen abgejchrieben werden müßte, weshalb er denn auch 
für. die Rheinprovinz einen nambaften Antbeil am diefen Erträgen 
ven — Thlrn. zu Gunſten dieſer Provinz in Anrechnung 

ringt. 


2 obige Nachweifung ergiebt, wie unverhaͤltnißmaͤßig gering 
der Ertrag der Domainen in der Mbeinproving gegen die übrigen 
Provinzen tft : 161,038 Zhlr. gegen 4,937,262 — 6 Spt. 3 Df., 
ein Verpältniß wie 1 : 30. Es ift in der That eine fehr günftige 
Wendung, die der Verf. durch feine Anficht der Sache giebt, wenn  . 
er die Kheinproving fintt wie 1 : 30, — wie .die Zahlen wirklich . 

liegen — wie 1,557,373 : 9,123,130 Thle., d. bh. wie 1:6 partigipiren 
läßt. Da müfen denn doch die andern Provinzen mit ihrem Grund 
on Boden zu einem nambaften Theile der Rheinproving zu Hülfe 

mmen. 


In vielen der kleinen beutfchen Staaten würden die Unter 
thanen die udthigen Koften für den Fürften und feinen Hofſtaat 
nicht aufbringen -fhnnen, wenn der Fürft nicht zugleich Gutshere 
eines bedeutenden Theiles des Ländchens wäre. Wenn Preußen ein 
folches Land erbiehte, und die fürftlichen Güter, die Kammer Ne= 
venuͤen würden mit den Domainen vereinigt, wollte denn der Verf., 

- daß fogleich eine Verminderung der Grundfteuer in der Rheinpro⸗ 
vinz wegen ihres nunmehrigen Antheils an jenen Domainen einge⸗ 


872 ) r 
- führt, die armen Einwohner des neu erworbenen Ländcheng aber 
— der Steuergleichheit wegen — fogleich mir neuen Grundabga- 
ben belegt würden? Wenn die Einwohner eines folchen Ländchens 
oder einer Provinz eines größeren Staats fehe wenig oder gar feine 
Grundfieuer zahlten, die Erwerbsmittel des Ländchens oder der Pro= 
vinz aus dem Grund und Boden wären aber dieſen Einwohnern 
ganz oder ze alergrößeften Theile entzogen, der Grund und Bo— 
den des Ländchens oder diefer Provinz wäre ganz oder zum aller= 
größeien Theil Domaing, fo it febr wohl denkbar, fehr wohl mög- 
lich, daß diefe Einwohner viel übler daran, viel drmer wären, als. 
wenn diefee Grund und Boden des Ländchens oder der Provinz 
| gan ım freien Eigenthum den Bewohnern überlafien wären, und 
iefe hohe Grundſteuer zablten! - Wenn der. Staat Domainen ver 
Zauft, oder dergleichen ankauft, fü verwandelt er fein Grundfapita 
in Geldkapital und umgekehrt. Die Zinfen vom Gelde find dem 
Begriffe nach gleich, der Rente aus dem Grund und Boden, Hat 

der Staat bisher nicht genau gefchieden, aus welcher Provinz d 
Einnahme berkam, fo geichab, «8, weil er eine fo einfeitige und fols 
gereihe Gegenrechnung der einen Provinz gegen die andere deshalb 
nicht erwartete... Der Sache nach fünnen die Provinzen, aus derem 
umkreis Domainen verkauft werden, wenn von ſolchen Zolgerun- 
en, wie der Verf. fie zieht, die Nede ift, allerdings verlangen, daß 
ie Zinfen des aus den verkauften Domainen gewonnenen Kapitals 
auf ihr nen ty ihnen zu güt gerechnet werden. Wenn das 
von die Frage if, wie viel eine Provinz aus ihrem Kapital in Grund 
and Boden kontribuirt, wie biernach doch der Verf. rechnet, ja 
bierauf feine ganze Theorie und Deduktion bafirt, fo ift doch wohl 
unläugbar klar, daß eben ſowohl die aus einer Provinz zu dem 
Staatslaften ganz und in Natur bergeaebenen Grundftüde, als die 
von denienigen, welche Grundſtuͤcke befigen und davon Grundftener- 
aeblen) Provinzenmweis zur Berechnung zu ziehen find. Ueberdies bes 
eht eim ſehr erheblicher Theil der Einnabmen aus den Domainen 
in bearen Gefälen, mwabrbaften Grundabgaben der — 
Am Rbein hat man in Folge der ——— Revolution die Do— 
mainen- Grundftüde, als Erwerbsqueüen Privaten als Eigenthum 
überlaffen, alle jene Grundabgaben aufgeboben und an F Stelle 
und an Stelle der wegfallenden Staats-Einnahmen aus Benukung , 
der Domainen eine böhere Grundfiener aufgelegt; im den Bill er 
Provinzen find die Domainen und die baaren Gefälle geblichen, 
Soll min legteren außer diefen, die fintt ihrer am Rhein verlang- 
. ten böheren Grundfleuern auflegen, ſie doppelt. heranzieben, den. 

Grund und Boden der Domainen nicht zum Einentbum geben, d 
baaren Geföle einzichen, und außerdem Die gleiche Grundſteuer 

am Rhein erheben? " 


Die Domainen-Abaaben, die baaren ‚Gefälle find in den alten 
Provinzen fehe verfehieden, wie folche nach Zeit und nach und nach 
entftandenen Nechtsverbältniffen fich ausgebildet baben. In der 
Rheinprovin; kommt auf die Quadratmeile 5134 Thlr. 15 Sgrs 14 
Hr. Grundflener, alſo auf den Morgen 7 Sur. 2Pf. — Nach vor 
uns liegenden Praͤſtations-Tabell en zablt ein befiimmter Domainen- 
Bauer (wobei wir mar nicht befonders hervorſtecheude Fälle ausge⸗ 
fucyt haben) an Kontributign, Kavalleriegeld, Giebelſchoß, Hufen⸗ 


— 
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ſcho — — an Stelle der landesberrlichen Grumdfeuer — es 
1 Sgr. 8 Mi. jährlich, und an — — als Die 
geld, Eros * Spinngeld, Schweine⸗, Gänfe-Zehend, für a . 


Pr. — Ein anderer, ‚im einer beiieren Gegend, 
der nfen, d. b. 120 Morgen befigt, Dur an Kontribution, Kas 
valleriegeid, Hufenſchoß, Giebelſchoß 27 Thlr. 5 Eger. und an Do- 
mainenabgaben ähnlicher Art, als die oben bezeichneten, worunter 
allein 113 Thlr. 15 Sur. — zuſammen 117 Thlr. 25 Sgr. 
jährlich, d. b. mit obigen 27 Thlrn. 5 Sor. zufammen 145 Thlr. 
d. ro Morgen 1 Thlr. 6 Sar. 3Pf. — Welch eine ganz andere 
£a du diefe Zahlungen, als die Grundſteuer des Eleinen Landbe— 
fipers am Rhein? und follen jene Präftationen bei etwanigen Steuer= 
regulirungen nicht beruͤckſichtigt werden? l 


Wenn die Frage über Ausgleihung der Grundſteuer geſtellt 
wird, fo möchte gar wohl doch zundchfi davon die Frage fein, dem 
fonieibuablen Bauer und Kleinen Landbewohner im den äftlichen 
Provinzen zu erleichtern. Die Grundftener aber ift_darin wefentlich 
yon den meifen andern Steuern verfchieden, daß fir, je länger fie 
befiebt, nicht die Perfon trifft, die zahlt; fie wird eine Reallaft, 
fie wird gleich einer bypotbefarifchen Schuld. Wer ein Gut ohne 
eine ſolche La mit Grund und Beſtand Rechtens erworben bat, 
deſſen Eigentbum und Befig wird angegriffen, wenn von Staates 
Wegen ihm auf den flenerfreien Boden eine mambafte Abgabe aufs 


Bo wird. Mir Fönnen uns von der Nichtigkeit der aus dem 


ofratifchen Syflem bervorgegangenen Anficht nicht überzeugen, 
dag, went ein Gutsbefiger ein fieuerfreies Gut rechtlich erworben 
bat, das 5000 Thlr. einbringt, — und der Staat verlangt plöplich 
20 Prozent d. h. 1000 Thlr. jährlich von der Keineinnahme, dies 
ein gerechtes Verfahren gegen den Beſitzer, dies feine Laft für ihn 
fel, indem er diefe ihm abgenommenen 1000 Thlr. beim Abfat feis 
ner Produkte wieder einbrächte! — Keineswegeg wird er im Stande 
fein, den Werth der Produkte im Verkauf jo zu erhöben, dag ev 
feinen Schaden litte. Umgewandt, fo fehr wir dem belafleten Bauer 
Grleichterung wünfchen, fo iſt doch Klar, daß, wenn vom Vater. auf 
Sohn ein Bauergut mit gewifien Laften übergegangen if, und nur 
Sreiheit des Eigenthums und des Verkehrs befteht, die Staatsabga— 
en und Laſten des Bauerguts fo ganz Reallaſt geworden find, daß 
e bei jeder Erbregulivung und jedem Eigentbumswechfel in Anfchlag 


« gebracht worden, und. es daher, wie wohlthätig es fein mag, doc) 


* 


lediglich ein Geſchenk wird, wenn die Laſt dem Inhaber des Bruns 
des und Bodens abgenommen wird. — Diefe Betrachtung, die 
Sorge, das zu Recht Belichende zu erhalten, die Schen vor Rechts= 
verlehung und Eingriff in Eigenthumsverbältnifie if der Grund, 
wie wie dem Verf. auf feine Bemerkung $. 119. erwiedern, Mess 


ha da, wo Grundfieuer beftebt, fie belaffen und da, mo Steuer— 


eibeit der Güter vorhanden ift, die Grundfiewer nicht auferlegt 
wird. m man im bemwegteren Zeiten eine Steuerausgleihung von 
iten der Regierung für leichter gebalten, und daher vorläufig ſich 

© eine folche geneigt erklärt, fo if es doch nur als eine toeife 
igung zu ruͤhmen, wenn die Regierung in ruhiger Zeit, die 


Fe — — — — — 
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anerfennend, mit raſcher Aurfuͤhrung einer ſolchen, viele Rechtsver— 


haͤltniſſe ſo leicht verletzenden Maßregel zuruͤckhaͤlt. 


Ob Steuern für ein Land zu ſchwer find, oder nicht, läßt ſich 


aus Rechnungen, welchen Repartltlons Mahſtab man anlegen mag⸗ 


nie mir Bellimmebeit ermitteln, zumal immer auch die Gegenrech- 
nung gemacht werden muß, was und wie viel die Regierung für 
die empfangenen Steuern gewährt. Nur aus allgemeinen Zeichen 
Täot fi entnehmen,’ ob eine Nation mit Steuern überlaftet it oder 
nicht, — Wenn die Population fortdauernd im Steigen iſt, wenn 
Ackerbau, Handel und Gewerbe blühen, wenn der Wohlfand 17 
mebrt; bat man wohl keinen entfchiedenen Grund, auf unverbält 
nigmäßige und zu. bobe Befieuerung der Bewohner zu fchliegen. 
Nun jagt der Verf. felbft S. 298., daß die Bevdlkerung in Franks 
reich feit 15 Jahren weniger geftiegem ſei, als in Preußen, und dag 
in Frankreich mehr Klagen uͤber Steuerdruck laut werden, als in 
Preußen; ‚daß ($. 295.) eine algemeine Zunahme des; Wohlftandes 
im veuß. Staate nicht im mindeſten zu bezweifeln fei. — Uber er 
erklärt dieſe Erfcheinung dadurch, daß in Frankreich Preßfreibeit ſei, 
und daher in den Oppofitions-Journalen die: hohen Steuern ein 
fiebender Artikel feien; daß der Franzoſe weniger geduldig, weniger 
gemütblich ſei, als_der Deutſche; Diefer lchtere — find ipsissima 
verba. — gewöhnt fich an eine Saft, und trägt fie dann ohne Mur⸗ 


ven fo gut. er kann; endlich, daß die Urt, im welder die Steuern 


von Getränken entrichtet werden, und das Probibitiv-Zonfyften im 
Frankreich Die Pin w über Steuerdruck bervorrufe. — Die d 

ende Schrift felbft- beweif't,, daß alle Genfur,. gegen die der Verf, 

ch — erklärt, die Klagen eines Preuß. Unterthanen über zw 
an Steuern nicht — zund wenn von Steuern und vom 

ezahlen von Abgaben die Rede iſt, fo ſcheint ung, daß die Frau— 
zofen wohl berausfuͤhlen werden, was fie effektiv an Steuern ent⸗ 
richten, und. den baaren zu besablenden Betrag wohl von der Ark 
der Erhebung der. Steuern und dem Probibitiv-Zoliyitem ſehr be— 
fimmt zu unterfcheiden wiſſen dürften. 


Wie wir hlernach mit ‘dem Haupt⸗ und *— des Verfs. 
keinesweges einverſtanden find, ſo koͤnnen wir auch der beſchoͤnigen⸗ 
den Art, mit welcher er über das Beſteuerungsrecht des Monarchen 
fpricht, und der Ausführung, daß, die Mofaflung der Gefeße 

Hreugifchen im der deutfchen Sprache nicht deutlich fei, nicht bei- 
freten. Der Verf. hebt beraus, dag in einem übrigens gediegenen 


. Auffog in der Stantsieitung angegeben fet, wie oft die Voltszäh- - 


lung ‚nach der beficbenden Verfafjung” vorgenommen werde. Cr 
fcheint es forachunrichtig zu finden, daß ‚mach der befiebenden Were 
falung” gefagt worden, während im Preußifchen noch Feine ſchrift⸗ 
liche Konftitution, keine durch Kammern repräfentirte Vollsvertre⸗ 
tung und Otaatsverfafung gegeben ſei. Als ob es Feine andere 


größe Schwierigkeit einer dergleichen angeblichen Stewerausgleihung 


- 


Kerfafiung gäbe: als ob man nicht fagen Fünne, erwas geſchehe 


nach befiehender Verfaſſung, wenn eine von der Regierung gut ges 
beigene Einrichtung lange Jahre bindurch befteht, und objervange 
und daher verfafungsmäßig eingeführt if. — Man jagt ja von ei- 


nem Privatmann, ew befinde fich in guter VBerfafjung, wenn En 


in febend günftigen Verhaͤltniſſen befinden. — Als entſchie 


- 
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Beweis, wie zweidentig und umrichtig — dem Sprachgebrauch nach 

im Preußifchen die Abfafjung der Gefehe fei, bemerkt der Verf. fol- 

gende Stelle der neuen Städteordnung: ? 
„Berechtigte und zugleich verpflichtet zu Ermwerbung des Bürger- _ 
rechts find diejenigen, welche in dem Stadtbezirk ein Grundeigen- 
thum haben, deffen geringftier Werth in Fleinen Städten nicht un—⸗ 
is En Thlr., in größeren nicht über 2000 Thlr. beſtimmt wers 
en fol.” ’ 

* zu diefen Sat nicht anders konſtruiren und verfichen, als 

wie folgt: 
„diejenigen, welche in Eleinen Städten ein Grundeigenthum, 
deſſen geringfier Werth nicht unter 300 Thlr. (d. h. auf 300 
Thlr.) deſtimmt werden fol, im dem Stadtbezirk haben; — und 
Diejenigen, welche in größeren Städten ein Grundeigenthum, def 
fen geringſter Werth nicht über 2000 Thlr. (d. bh. alfo auf 2000 
Shlr.) beſtimmt werden jo, in dem Stadtbezirk haben,” 

2. zu Erwerbung des Bürgerrechts berechtigt und verpflichtet 

ein. 


Wer in einer kleinen Stadt ein Grundfiüd hat, das 295 Thlr. 
werth iſt, fol, nicht zum‘ Bürgerrecht berechtigt fein; — wer in. 
einer großen Stadt ein Grunditüc hat, das 1995 T ie. wertb if, 
fol nicht zur- Erwerbung des Bürgerrechts berechtigt fein; und man 
hat nicht unter 300 Thlr. und nicht über 2000 Shlr. gebraucht, 
um anzudeuten, daß in Bezug auf Bürgerwerden in einer kleinen 
Stadt 300 Thlr. Kapital gleich zu achten ſei 2000 Thlrn. in einer 

roßen ; und man hat nicht über. 2000 Thlr. gefagt, weil in einem 
ehr großen Ort ſchon ein Eigentbum von 3000—4000 Thlr. fo ges 
Hr if; dag man dies wohl 300 Thlen. in einer kleinen Stadt 
gleich zu achten verfucht fein koͤnne. 


. Der Verf. zieht aus obiger Gefegesitelle die Schlußfolge, daß 
danach im tleineren Städten der zur Qualität eines Bürgers erfor 
derliche Werth des Grundeigenthüms Uber 2000 Thlr. und in grb- 
ßeren Städten unter 300 Ehlr. feftgefegt werden dürfe; und cs ift 
uns vdllig unverfländlich, nach welcher Logik und Grammatik diefe 
Schlußfolge aus obiger Geſetzesſtelle heraus Interpretirt werden Fönne. 


Nicht nach einfeitigem Maßſtabe möge der billig denfende Be- 
wohner der Preuß. Rheinproving, wie Hr. H., eine Fünftliche Rech⸗ 
nung anlegen, um berauszubekommen, daß er gegen-andere Theile 
der Monarchie zu viel Steuern zahle. Wir glauben bemiefen zu 
baben, daß der Mafftab des Hrn. H. und eben deshalb feine ganze 
‚ Darftelung der WVerhältniffe unrichtig fei- Dies würde noch flärfer 
bervortreten, wenn bei Bergleihung des gefammten Steuerbetrags, 
der in aller Beziebung in. den verfchiedenen Provinzen auflommt, 
auf die ſehr erheblichen Kapitalien in Fabriken, Manufakturen, Han— 
del und Gewerbe in der Rheinyrovinz, die bei unfern Betrachtuns 
gen ganz unbeachtet geblieben find, in Zablen Rüdficht genommen 
werden könnte. Wenn ein unbefangener Rbeinpreuße fich die Frage 
rubig vorlegt, wie fein jegiger Zuſtand, feine Eriftenz in aler Be 
ziehung ſich zu der Zeit verhalte, da er dem franzdfifchen Gouverne- 
ment angehörte, fo glanben wir, daß derfelbe nicht bloß, wie der 
Verf. 5.332. bemerkt, weil er dem deutfchen Waterlande wieder- 


2 
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geneben fei, ſondern wahr und wirklich, weil er fich im feinen ma- 

“teriellen Intereſſen, mit Einfchluß der Steuern, verbefiert findet, 
mit der Preuß. Regierung zufrieden fein wird. Dies iſt ung auch 
oft und umnufgefordert von Rheinpreußen verfichert; — laute Stim⸗ 
men der Freude, der Zufriedenheit, der. berzlichften Anbänglichkeit 
an das Preuß. Königsbans find noch in jüngfier Vergangenheit von 
dort zu ung herübergefommen, B 


Dieteriel. 


Gedruckt bei Johann Friedrich Starcke. 





Ynnalen 


Preußiſchen 
innern Staats-Verwaltung. 


Herausgegeben 


von 


8 A von amp. 


Siebzehnter Band. Zahrgang 1833, 
Vierted Heft. Oktober bis Dezember. 





Berlin, 1833. 


In der Erpedition der Annalen, beim Hofrath Schmidt, 
im Königl. Minifterium des Innern und der Polizei. 


Sahbarle 


Erfter Abſchnitt. Einheimifhe Geſetzgebung. 


I. Allgemeine Verwaltungs- Sachen. == e 
II. Verpältniffe zu auswärtigen Staaten. ⸗22 
III. Staats-Einkuͤnfte. 


A. Finanz⸗Verwaltung, Kaſſen⸗ und —— 
weſen im Allgemeinen. ⸗ = = 


B. Domalten-, Forſt- und Zagd- Verwaltung. = 


C. Steuern. BE =2E ee Eee =. « 
D. Poft- Verwaltung. Pe 
IV. Sandfultur. = = = 2 =: e - 
V. Kultus. = = = = ⸗ = ee = 
VI Oeffentlicher Unterricht. Eee = - 


VII Rommunalndfh. = = = = =: e 


Seite 
877 — 881 
382 — 892 
892 — 899 
899 — 911 
911 — 921 
921 — 937 
937 — 938 
939 — 955 
956 — 966 
967 — 986 


VIII. Polizei. 


A. Im Allgemeinen. > DER? er er 
B. Eenfurwefen. EEE. — 
C. Polizei der erfien Lebensbedürfniffe.e = 
. D. DOrdnungs=- Polizei. PP 
E. Paß- und Fremden - Polizei. = = 
F. Sicherheits Poligi. = = = = 
G. Polizei gegen Unglüdsfäne. eo = 
H. Feuer = Polizei. Fr 
1. Gewerbe Poligi: «= = = = : 
K. Polizei der Landftragen. Pr 
L. Stroms. :. Poligel- Sachen. =» 
M. Bau-Poliel. = = - =. = 
N. Armen= Poli. = = = = = 
IX. Mediginalwefen. = = = = = 


x. Militiar- Sachen. - = 


Zweiter Abſchnitt. 


Auswärtige Gefegebung. = 


z = z 


——— — — 


Seite 


987 — 99 
992 — 994 
994 — 995 
996 — 1010 
1011 — 1014 
1014 — 1030 
1031 — 1036 
1037 — 1043 
1043 — 1065 
1065 — 1067 
1068 — 1070 
1071 — 1073 
1074 — 1082 
1082 :— 1096 
1097 — 1133 . 
1134 — 1136 


877 


Erfter Abſchnitt. 
Einheimifche 


Geſetzgebung. 


Bas en, 
| 1. Ä 
Allgemeine Verwaltungs: Sachen. 


1. 
CirfularsReffript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, die 
Verabreichung von Freieremplaren des Amtsblattes 
an die Regierung Büreaur betreffend. 





D. Könige. Regierung gereicht auf den Bericht vom 7. 
Juli d. J. 
den Amtöblattbedarf für Fhre Büreaur betreffend, 

zum Befcheide, daß das an die Regierung zu Eoblenz er; 
gangene Reſkript vom 24. Juli 1831. die Verabreichung 
der Freieremplare des Amtsblatts nad dem unumgängli- 
hen Bedarfe nicht hat einfchränfen ſollen. Ich genchmige 
und beftimme vielmehr, daß die Amtöblattö-Eremplare nach 


dem wirklichen dienftlichen Bedürfniffe der Königl. Negies 
Annalen. Heft IV. 1833. 21 
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rung, welches jedoch jährlich bei der Rechnungslegung aus- 
druͤcklich zu befcheinigen iſt, verabfolgt werden können. 
Berlin, den 7. Dftober 1833. 
Der Minifter ded Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


An 
die Königl. Regierung 
zu Liegnitz. 


Abſchrift zur Nachricht an ſaͤmmtliche uͤbrige König. 
Regierungen. 
Berlin, den 7. Dktober 1833. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


2. 


Cirkular⸗Reſkript der Könige. Minifterien des Innern 
und ber Finanzen, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
ausfchließlich derjenigen zu Cöln, Achen, Coblenz und 
Trier, ſowie an fämmtliche Königl. Provinzial⸗Steuer⸗ 
Direktionen, die Termin-Berlegung in Prozeffen 
gegen den Fisfus betreffend. 





Der Königl, Regierung ertheilm wir auf Ihren Ber 
richt vom 20. Juli d. J., nach der aus deffen Veranlaſſung 
mit dem Herren Juftizminifter Muͤhler Ercellenz gepfloge- 
nen Korrefpondenz, in Einverftändniß deffelben, zur Antwort, 
daß die Vorſchrift der Allgem. Gerichts-Ordnung, Thl. I. 
Sie. 35. $. 18, 

wonach bei Anberaumung der Termine in Prozeffen 
gegen dem Fisfus auf die Verfaffung der Behörden 
und beren Gefchäftsgang Nückficht genommen wer: 
den fol, 
in Bezug auf den fummarifchen Prozeß durch den $.9. ber 
Verordnung vom 4. Juni d. J., da dieſer $. Feine Aus— 
nahme macht, und die angeführte Vorſchrift nur eine Ans 
wendung der allgemeinen Beftimmung im $.2. Tit.8. Thl. 
I. der Allgem. Gerichts⸗Ordnung enthält, zwar für aufgehos 
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ben anzufehen, ed dagegen für eine befcheinigte Hinderniß⸗ 
Urfache, auf deren Grund eine angemeffene Termins⸗Proro⸗ 
gation nach $. 11. der ‚allegirten Verordnung nicht verfagt 
werden fann, zu erachten ift, wenn nach der Berfaffung der 
Behörden und deren Geſchaͤftsgang die Einlaffung auf die 
Klage, Litis-Denunziation u. f. w. Seitens des Fis- 
kus nicht innerhalb der verordneten vierzehntägigen Frift 
erfolgen Eann. 


Zur Abwendung des Kontumazial-Verfahrens ift dem⸗ 
nah in Fällen, in denen nicht binnen der gedachten Friſt 
auf die Klage u. f. w. die vollftändige Einlaffung Statt 
finden fann, ſogleich nach erfolgter Inſinuation von der 
Behörde die Termind-Verlegung bei den Gerichten nachzu⸗ 
fuchen, und dabei anzuzeigen, binnen welcher Zeit fie nach 
der Dienft-Berfaffung im Stande fein werde, die Klage u. 
f. w. zu beantworten. Die Gerichte werden von dem ges 
nannten Herrn Juſtizminiſter angemwiefen werden, ſich hie⸗ 
nach bei Anberaumung des andermeitigen Termind zu ach⸗ 
ten, auch bei Ermeffung der nach $. 2. der obigen Verord⸗ 
nung auf Mandats⸗Klagen gegen den Fisfus zu beſtimmen⸗ 
den Frift von acht Tagen bis zu ſechs Wochen auf die 
Berfaffung der Behörden und deren Gefchäftsgang die ers 
forderlihe Rückficht zu nehmen. 

Die Könige. Regierung hat diefem gemäß nicht nur 
Selbſt zu verfahren, fondern auch die Unterbehörden das 
nach mit Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 4. Dezember 1833. 

Minifterium ded Innern für Handel Finanzminiftertum. 
und Gewerbe. Maaßen. 
v. Schuckmann. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 
die König, "Regierung 

zu Potsdam. 

Abfchrift hiervon zur Nachricht und ——— Ach⸗ 
tung an ſaͤmmtliche uͤbrige Koͤnigl. re ausſchließ⸗ 

112 
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lich derjenigen zu Coͤln, Achen, Eoblenz und Trier, fowie 
an fämmtliche Königl. Provinzial-Steuer-Direktionen. 
Berlin, den 4. Dezember 1833. 

Minifterium ded Innern für Handel Finanzminifterium. 

und Gewerbe. Maaßen. 

v. Schuckmann. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


3. 

Reſkript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an das Königl. Regierungs-Praͤſidium zu 
Breslau, daß den Kanzlei» Hülfsarbeitern Feine 
Civil⸗Uniform zuftehe. 





Dem Königl. Regierungs: Präfidio erwiedern wir ‚auf 
den Bericht vom 23. v. M., daß den Hülfsarbeitern der 
Kanzlei, welche gar nicht zur Klaffe der wirklich angeftells 
ten Staatödiener gehören, wicht geftattet werden kann, Eis 
viluniform zu fragen. 

Berlin, den 23. Oktober 1835. 

Der Minifter des Innern für Handel Der Finanzminifter. 
und Gewerbe. Maaßen. 
v. Schuckmann. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


4. 

Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien der Finanzen, ſowie des 

Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu 

Potsdam, die Benutzung der Schnellpoſten auf Dienſt⸗ 
reiſen Koͤnigl. Beamten betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
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13. dieſes ertwiedert, wie ed Fein Bedenken hat, dag Sie 

‚den zur Ertrapoft nicht berechtigten Beamten verftatten kann, 

"auf deren Dienftreifen ſich der Schnellpoften zu bedienen. 
Berlin, den 29. November 1833. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern und der polue 
Maaßen. v. Brenn. 


5. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Minden, daß die landraͤthlichen 
Behoͤrden auf Diaͤten und Reiſekoſten bei Dienſtreiſen 
innerhalb ihrer Kreiſe keinen Anſpruch haben. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihre Auftage in dem 
Bericht vom 26. v. M. erwiedert, daß Seitens. der land» 
räthlihen Behörden ein Anſpruch auf Diäten. und Keifes 
Eoften-Bergütung für ihre Anmefenheit und Mitwirkung bei 
dem Gegen von Marktpfählen bei Waffermühlen,- zur Bes _ 
‚ zeichnung der Stauhdhe des Waſſers, nicht ftattfindet, ins 
dem jedes Geſchaͤft, welches einem Landrath von der Kegies 
rung übertragen wird, für ihn ein Dienftgefchäft ift, deffen 
Ausführung, fofern ed nicht mit Reifen außerhalb de3 Kreis 
ſes verbunden, ohne Entfhädigung für den Reiſekoſten⸗Auf⸗ 
wand bewirkt werden muß. Allerdings ift aber den Land: 
räthen zu geftatten, dergleichen Gefchäfte, Fälle von befon- 
derer Dringlichkeit allein ausgenommen, bei gelegentlichen 
Dienftreifen mit ihren gewöhnlichen Amtöverrichtungen in 
Berbindung zu bringen. 

Berlin, den 13. Dezember 1833. 

Minifterium des Innern für Minifterium des Innern 

Handel und Gewerbe. und der Polizei. 

v. Schuckmann. v. Brenn. 
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Ä 11. 
Verhaͤltniſſe zu auswärtigen Staaten, 


F 6. 

Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und ber Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen *), 
die Warnung vor leichtfinnig unternommenen Aus 
wanderungen betreffend. 





Um den Nachtheilen entgegen zu wirken, welche daraus 
entftehen, wenn Perfonen Teichtfinnig auswandern, und nach⸗ 
dem fie ihr Glück vergebens in einem andern Lande gefucht, 
dabei aber vielleicht das, twas fie etwa früher an Vermögen 
befeffen, eingebüßt haben, fpäter im hälflofen und verarm⸗ 
ten Zuftande zurückkehren, find nicht nur diejenigen, welche 
Emigrationd- Konfenfe nachfuchen, darauf befonders aufs 
merkfam zu machen, 

daß fie durch die wirkliche Auswanderung aus dem 

Preußiſchen Staate, das Recht verlieren, ihre Wies 
deraufnahme im denfelben, wenn folche aus irgend 
einem Grunde bedenklich gefunden wird, zu verlan- 
gen, und daß daher namentlich diejenigen, welche im 
verarmten Zuftande zurückzukehren verfuchen follten, 
an der Grenze unnachfichtlich zuruͤckgewieſen, und, 

wenn fie fich dennoch einfchleichen, ald fremde Lands 
ftreicher behandelt werden würden; fondern es ift 
auch diefe Belehrung und Warnung den Emigrationd- 
Konfenfen ausdruͤcklich zu inferiren. 

Die Königl. Regierung wird veranlagt, hiernach in 
Zukunft zu verfahren, auch Ihre Unterbehörden deshalb mit 
Anweifung zu verfehen. j 

Berlin, den 8. Auguſt 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 
) Ausfchliegli i an 
) nn —— 3 A jr be= 


fonderer Ruͤckſicht auf die Auswanderungen nach Polen, fepa= 
rat verfügt worden if. 
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CirfularsReffript des Könige. Mintfteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
in derſelben Angelegenheit. 





Auf Anlaß einer. hier zue Sprache gefommenen Ans 
frage, wegen ded Verfahrens Hinfichtlich der Aufnahme der 
früher angeordneten Belehrung und Warnung der die Aus: 
mwanderung beabfichtigenden Unterthanen in die Emigrationd- 
Konfenfe, wird der Königl. Regierung mit Bezug auf das 
Refkript vom 8. Auguft d. J. zur Nachricht und Nachach- 
tung bekannt gemacht, daß ed der Einruͤckung der ganzen 
Belehrung und Verwarnung in den Auswanderungs-Kon⸗ 
fens nicht bedarf, vielmehr ed genügt, wenn nur deffen, daß 
durch die wirkliche Auswanderung dad Recht verloren gehe, 
die Wiederaufnahme in den Preußiſchen Staat zu verlangen, 
wenn ſolche aus irgend einem Grunde bedenklich gefunden 
werden follte, in dem Konfenfe gedacht, und den Auswan⸗ 
derern, die einer weiteren Belehrung über die hieraus ent 
fpringenden Folgen bedürfen möchten, bei der Nachfuchung 
des Konfenfes ſolche ad protocollum ertheilt wird. 

Berlin, den 10. Dftober 1833. 

Minifterium ded Innern und der Polizei. 
Köhler. 


8 


Cirfulars Reffript der König. Minifterien des Innern 
und ber Polizei, fowie der auswärtigen Angelegenheiten, 
an bie Königl. Regierungen zu Potsdam, Frankfurt, 
Stettin, Köslin, Stralfund, Oppeln, Liegnig, Magdeburg, 
Merfeburg, Erfurt, Münfter, Minden, Arnsberg, Coͤln, 
Düffeldorf, Coblenz, Trier und Achen, die Abſchoßver⸗ 
haͤltniſſe mit den Kaiferl. Defterreichfchen, zum deutſchen 
Bunde gehörigen Staaten betreffend. 


Die unterzeichneten Minifterien finden fich durch eine 
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vorgefommene Anfrage veranlaßt, der Königl. Regierung den 
anliegenden Auszug aus einer Kaiferl. Defterreichichen Vers 
ordnung vom 2.März 1820. (Anl. a.) mitzutheilen, um daraus 
zu erfehen, daß die mit Gallizien in adminiftcativer Verbin— 
dung ftehenden Herzogthämer Auſchwitz und Zator zu denjeni- 
gen Defterreichfchen Landen gehören, auf welche die bundeöges 
fegmäßigen Vorfchriften wegen der Vermögens-Freizügigfeit 
Anwendung finden. 
Berlin, den 4. Dftober 1833. 
Die Minifterien 
des Innern und der Polizei. der auswärtigen Angelegenheiten. 
Köhler. Fuͤr den Minifter. 
Eichhorn. 


a 


Wir Franz der Erfte von Gottes Gnaden, Kaifer von 
Defterreih, König von Serufalem, Hungarn, Böhmen, der 
Lombardei und Venedig, von Dalmazien, Kroatien, Slavo⸗ 
nien, Galizien, Lodomirien und Illyrien; Erzherzog von 
Defterreih; Herzog von Lothringen, Salzburg, Steyer, 
Kärnthen, Krain, Ober: und Nieder» Schlefien;z Großfuͤrſt 
in Siebenbürgen; Markgraf in Mähren; gefürftetee Graf 
von Habsburg und Tyrol ꝛc. 

Nachdem unter Unferer Mitwirkung und Beftimmung 
als Mitglied des deutfchen Bundes durch die Bundesver- 
fammlung zu Sranffurt am Main, mit Beſchluß vom 23. 
Juni 1817. zur Vollziehung des Artikels XVII. Lit. C. 
der Bundesakte die näheren Beftimmungen in Betreff der 
den Unterthanen der deutfchen Bundeöftaaten dortfelbft zus 
geficherten Freiheit von allen Nachfteuern (jus detractus, 
gabella emigrationis) in fofern dad Vermögen in einen 
anderen Bundesftant übergeht, feftgefegt worden find, fo 
verordnen Wir; 

1) Bei jeder Art von Vermögen, welches aus einem von 
Unferen Ländern und Gebieten, womit Wir dem deuts 
fhen Bunde beigetreten, und welche in der von Unferer 
Bundestags⸗Geſandtſchaft in der funfzehnten Sitzung 
vom 6. April 1818. übergebenen Erklärung namentlich 
aufgeführt find, und weiter unten zur Wiffenfchaft fund 
gegeben werden, in einen anderen deuffchen Bundes, 
ſtaat, es fei aus Veranlaffung einer Auswanderung, 
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oder aus dem Grunde eined Erbfchafts-Anfalles, Ber; 
Faufes, Taufches, Schenkung, Mitgift, oder auf irgend 
eine andere Weife übergeht, fol eine vollfommene Freis 
zägigfeit in Anwendung gebracht werden. 

2) Diefe Vermoͤgens⸗Freizůgigkeit hat ſich in ſofern wirk— 
ſam zu aͤußern, daß diejenigen Abgaben, welche die 
Ausfuͤhr des Vermoͤgens in einen der zum deutſchen 
Bunde gehörigen Staaten, oder den Webergang des 
Vermögens-Eigenthums auf Angehörige eined anderen 
Bundesftaates befchränfen, fie mögen nun bisher in 
Unfere landesfürftliche Kaſſen gefloffen, oder etwa an 
Privat: Berechtigte und Kommunen zu entrichten gemes 
fen fein, aufjuhdren haben, wodurch demnach fomohl 
der Bezug der Iandesfürftlihen Nachſteuer und der 
Emigrationd-Tare, ald auch jener des. grundherrlichen 
und bürgerlichen Abfahrtsgeldes nicht mehr ftatt finder. 

3) Nachdem aber vermöge des obengedachten Befchluffes 
die in dem deutfchen, Bunde in Anwendung zu brins 
gende Vermögens-Freizügigfeit, auf dem Prinzip einer 
unter den deutfchen Bundesftaaten gegenfeitig geltenden 
Gleichftelung des Ausländers mit dem Inlaͤnder bes 
ruhet, und daher jede Abgabe noch fernerhin zu befte, 
ben bat, welche mit einem Erbfchafts:Unfalle, Legate, 
Berkaufe, einer Schenkung und dergleichen verbunden 
ift, wenn felbe ohne Unterfchied entrichtet werden muß, 
ob das Vermögen im Lande bleibt, oder hinausgezogen 
wird, und ob der neue Befiger ein Inländer oder Krems 
der ift; fo haben alle dergleichen in Unferen zu dem 
deutfchen Bunde gehörigen Ländern und Gebieten be> 
ftehenden Abzüge auch fernerhin bei dem in das übrige 
deutfche Bundeögebiet zu erportirenden Vermögen in 
Anwendung zu fommen. 

4) Da in dem Bundesbefhluffe der 1. Juli 1817. als 
Termin angenommen worden ift, von mo an die Vers 
mögens-Freizügigfeit von dem deutfchen Bundesftaaten 
wechfelfeitig beobachtet werden fol, fo wollen Wir: 

a. daß die von und nach diefem Termine ftatfgefundene 
Bermögend-Erportation und der Verzicht auf das 
Unterthansrecht bei der Frage der Zahlungspflichtig- 
keit oder Befreiung zur Richtſchnur anzunehmen. ift, 
und 

-b. daß in allen denjenigen Fällen, wo feit dem 1. Juli 
1817. eine Vermögend-Erporfation in einen andern 
deutfchen Bundesftant ftattgefunden hat, und etwa 
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die Iandesfürftliche Nachfteuer oder die Emigrations- 
Tare oder das grumdherrliche und bürgerliche Ab⸗ 
fahrtögeld bezogen worden fein follte, der außfallende 
Betrag am die betreffende Partei zurück zu erftatten 
ift, in fofern von derfelben gehörig nachgemwiefen wer⸗ 
den kann, daß in dem deutfchen Bundesfiaate, wo⸗ 
bin ein folches Vermögen erportirt ward, wirklich 
auch mit Ruͤckſicht auf den 1. Juli 1817. die Bers 
mögens-Freizügigfeit gegen Unfere zu dem bdeutfchen 
Bunde gehörigen Länder und Gebiete nach dem Prin- 
zip der Meziprozität in gleich vollfommene Ausfüh- 
tung gebracht wird. 


5) Die Länder und Gebiete der dfterreichfchen Monarchie, 


welche zu dem deutfchen Bunde gehören, find 


1) das Erzherzogthum Defterreich; 

2) dad Herzogthum Steyermark; 

3) das Herzogthum Kärnthen ; 

4) dad Herzogthum Krain; 

5) das Öfterreichfche Frivol oder der Goͤrzer Kreis 
(Görzer, Gradisca, Tolmein, Flitſch, Aquileja); 

6) das Gebiet der Stadt Trieft; 

7) die gefürftete Grafſchaft Tyrol, mit dem Gebiete 
von Trient und Briren, dann Voralberg, mit 
Ausſchluß von Wailer; 

8) dad Herzogthum Salzburg; 

9) das Königreich Böhmen; 

10) das Markgrafthum Mähren; 

11) der dfterreichfche Antheil an dem Herzogthume 
Schlefien, mit Inbegriff der böhmifch-fchlefifchen 
Herzogthümer Auſchwitz und Zalor. 


Gegeben in Unferer Haupt: und Refidenzftadt Wien, 


den zweiten März im Eintaufend Achthundert und Zwanzig⸗ 
ften, Unferer Regierung im neun und zwanzigften Jahre. 


5 


Stan 
(L.S.) 


Franz Graf v. Saurau, 
oberfter Kanzler. 


tocop. Graf v. Fazanzfi. Peter Graf v. Goes. 
ob. Step. Freiherr v. Geiszleun. 


Nah Sr. K. KR. apoft. Majeftär 
höchfteigenem Befehle. 
Johann Freiherr v. Megburg. 
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9. 
Cirkular⸗Reſkript der König. Minifterien, an die Koͤnigl. 
Regierungen zu Cöln, Düffelvorf, Coblenz, Trier, Achen, 
Münfter, Minden und Arnsberg, die von Unterthanen 
des Herzogthums Oldenburg und der Herrfchaft Jever 
außer Landes zu fchließenden Ehen betreffend. 





Die unterzeichneten Dinifterien haben von einer Groß- 
herzoglich Dldenburgfchen Verordnung vom 29. März d. J., 
die von Unterthanen ded Herzogthumd Dldenburg und der 
Herrſchaft Jever außer Landes zu fließenden Ehen betref⸗ 
fend, nähere Kenntniß genommen, und finden fich zur Vor⸗ 
beugung ber für bdieffeitige Unterthanen möglicher Weife 
daraus entftehenden Nachtheile bewogen, jene Verordnung, 
fomweit als nöthig, zur Kenntniß aller Einwohner der mit 
den Großherzoglich Dldenburgfchen Staaten grenzenden Kö: 
nigl. Preußifchen Landeötheile zu bringen. 

Die Königl. Regierung wird zu dieſem Zweck beauf- 
tragt, nach Maßgabe ded hier beigefchloffenen Auszuges 
($.$. 1.2. 4. 5. 7. 8. 9. u. 10.) aus der vorbezeichneten 
Berordnung (Anl. a.) eine Bekanntmachung in das dortige 
Amtöblatt, auch allenfalls in ein fonftiged Zeitungsblatt ein, 
rücken, nicht minder aber auch die Pfarrer durch ihre geift- 
lichen Vorgefegten anmeifen zu laffen, bei vorkommenden 
Proflamationen und Trauungen dieffeitiger mit Großhers 
zoglih Dldenburgfcben Unterthanen, die erfteren auf die 
Großherzoglich Dldenburgfche Verordnung vom 29, März 
d. J. aufmerkfam zu machen, und ihnen in den betreffenden 
Fällen die nachtheiligen Folgen einer ſolchen Ehe vorzuhalten. 

Berlin, den 12. Dezember 1833. 

Die Minifterien 
der Geiftlichen, Unters des Innern und der Juſtiz. 
richts⸗ und Medizinale der Polizei. 
Angelegenheiten. 
v. Ultenfiein v. Brenn v. Kamptz. Mühler. 
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Wir Paul Kriedrih Auguft von Gottes Gnaben, 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog von 
Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen und Ol⸗ 
denburg, Fürft von Lübef und Birkenfeld, Herr von Jever 
und Kniphaufen ꝛc. 

Thun fund hiemit: 

In Erwägung der Rachtheile, welche aus dem zu frü- 
ben Heirathen junger Mannsperfonen für fie felbft, ihre 
Familie und den Staat entftehen, ſowie mit Rüdficht auf 
das Sintereffe der Gemeinden bei den Ehen von Perfonen, 
die aus Armenmitteln unterftügt werden, finden Wir Uns 
bewogen, Folgendes zu verordnen: 

$. 1. 

Allen Unferen Unterthbanen des Herzogthums Olden⸗ 
burg und der Erbherrfchaft Jever männlichen Gefchlechts 
fol, von der Publikation diefer Verordnung an, nicht geſtat⸗ 
tet werden, vor dem völlig zurüdgelegten ein und zwanzigften 
Lebensjahre fich zu — 


Ein von einer Mannsperſon vor zuruͤckgelegtem ein und 
zwanzigſten Jahre eingegangenes Eheverfprechen ift gänzlich 
ungültig und ohne rechtliche Wirkung, dergeftalt, daß, felbft 
wenn der Beifchlaf hinzugefommen tft, daraus einige Ans 
fprüche, auch im Falle der Schmwängerung für das unehes 
liche Kind, überall nicht arg haben follen. 


Alle zur förmlichen Verlobung, zum Aufgebot und zur 
Trauung fich meldenden Mannsperfonen haben daher fich 
durch einen beizubringenden Geburtöfchein, oder auf andere 
glaubmwürdige Weife darüber, daf fie das ein und zwanzigſte 
Fahr bereits zurücgelegt haben, bei dem Geiftlichen, der 
die Verlobung verrichtet, zu EOS: 


Sollte ein hiefiger Unterthan, der Vorfchrift des $. 1. 
zumider, fich vor zurückgelegtem ein und zwanzigſten Jahre 
im Lande oder auswärts verheicathet haben, fo ift zwar 
die von ihm eingegangene Ehe nicht für ungültig zu achten, 
es verfällt derfelbe aber in eine, durch Öffentliche Bekannt 
machung zu fehärfende Gefängnißftrafe von 4 Wochen. Die 
Erkennung diefer Strafe fleht den Aemtern zu, unter Vor: 
behalt der Appellation an das betreffende Landgericht. 
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$. 5. 

Landesherrliche Dispenfationen werden nur ertheilt wer: 
den, wenn durch eine frühere Verbindung das Wohl der 
Familie weſentlich befördert werden fann, und rückfichtlich 
der Wehrpflichtigkeit Feine Hinderniffe obwalten, jedoch fol 
Die vorangegangene Schwängerung niemals ald ein Grund 
zur Dispenfation angefehen — 


$. 6. 

Auch bei dem gefeglihen Alter von ein und zwanzig 
Jahren find alle übrigen gefeglichen Erforderniffe zur Ein: 
gehung einer Ehe nach wie Dr zu befcyeinigen. 


Wil ein Mann fi verheirathen, welcher: 

1) in den letzten vier der Anmeldung beim Geiftlichen vor- 
angegangenen Jahren, eine, wenn auch nur vorüber: 
gehende Unterftügung aus einer hiefigen Kirchfpields 
Armenkaffe, oder in fofern der Unterftügte Feiner hieſi⸗ 
gen Gemeinde angehört, aus einem allgemeinen Armens 
fonds erhalten hat, oder 

2) deffen mit feiner Braut bereitd erzengtes uneheliches 
Kind auf Koften einer hiefigen Gemeinde oder aus 
einem Öffentlichen Fonds im Laufe des legten Jahres 
unterhalten ift, fo ift jede Verlobung, Proflamation 
und Trauung bis nach Beibringung einer befonderen 
Heirathserlaubniß zu verweigern. 


Db diefe Erlaubniß aus befondern Gründen zu ertheis 
len ift, darüber hat, wenn die Unterftägung aus Kirchſpiels⸗ 
Armennitteln gelcifter iſt ($. 7.), die Spezial-Direftion refp. 
Sinfpektion ded AUrmenmwefens desjenigen Kirchfpiels, in wel 
chem der Bräutigam Kirchfpield Mitglied ift, zu entfcheis 
den, vorbehaͤltlich des Rekurſes an die obere Behörde. In 
den Fällen aber, wo die Unterftügung aus einem andern 
Öffentlichen Fonds geleiftet worden ift, hat das General» 
Direktorium des Armenpefens, refp. die General» Armens 
Inſpektion, jene Entfoheidung abzugeben, und faun dagegen 
der Rekurs an Unfer Kabinet eingelegt werden. Die Ers 
laubniß zum Heirathen fol indeffen nie ertheilt werden, 
wenn der Mann eine dauernde Unterftügung aus Armen⸗ 
mitteln erhalten hat, oder noch erhält; es fei denn, daß 
derfelbe genügende Befcheinigung über fein ferneres befferes 
Fortkommen beizubringen vermöchte. 


$. 9. 
Aus übrigens rechtögültigem Eheverfprechen von Mänz 
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nern, auf welche die Beftimmungen des $. 7. Anwendung fins 
den, fol eine Klage auf Eingehung der Ehe nur zugelaffen 
werden, wenn bei Aunftellung derfelben genügend nachgewie⸗ 
fen wird, daß die beikommende Behörde in die Verehelis 
hung des Beklagten mit der Klägerin willigt. 

Die Gerichte werden demnad) angewieſen, eine Klage 
auf Eingehung der Ehe gegen einen Mann nur dann anzus 
nehmen, wenn derfelben die oben erwähnte Erlaubniß zum 
Heirathen oder ein Atteft des Amts des Wohnorts des 
Beklagten: daß auf leßteren die Vorſchriften des $. 7. Feine 
Anwendung finden, beigefügt R 


Sollten, diefen Vorfchriften zumider, dergleichen arme 
hiefige Unterthanen fi im Auslande verheirathen, fo iſt 
die Ehefrau zurückzumeifen, und der Ehemann mit einer drei 
bis ſechswoͤchigen Gefaͤngn aſteafe zu belegen. 


Diejenigen Geiſtlichen, welche den Vorſchriften dieſer 
Verordnung zuwider handeln, ſind fuͤr jeden daraus entſte⸗ 
henden Schaden den Gemeinden und Armenkaſſen verant⸗ 
wortlich. 

Die Entſcheidung der Frage: ob einen Geiſtlichen eine 
ſolche Schuld trifft, welche ihn zum Erſatze des einer Ges 
meinde oder Armenkaſſe verurfachten Schadens verpflichtet, 
ſieht bei proteftantifchen Geiſtlichen dem Konfiftorium, bei 
fatholifchen Geiftlihen dagegen der Kommiffion zur Wahrs 
nehmung der landeöherrlihen Rechte circa sacra zu; wo⸗ 
gegen die Liquidation folher Schadenftande-Anfprüche bei 
ven Eivilgerichten zu bewirken ift. 


Eheverfprechen, welche vor Publikation der gegenwaͤr⸗ 
tigen Verordnung von Männern gegeben find, die noch 
nicht das ein und zwanzigfte Jahr zurückgelegt oder in den 
legten vier Jahren aus Armenmitteln Unterflügung erhal- 
ten baben, bleiben zwar nach der bisherigen Gefeggebung 
gültig, die Anfprüche aus denfelben follen aber verloren 
gehen, wenn fie nicht binnen ſechs Wochen nach der Publis 
Eation diefer Verordnung durch Nachfuchung einer Vorlas 
dung zum Gühneverfuch bei dem kompetenten Amte, wel⸗ 
ches darüber ein Protofoll aufzunehmen, und ſolches bei der 
Borladung dem in Anſpruch Genommenen mitzutheilen hat, 
rechtlich verfolgt werden, es fei denn, daß bereits eine foͤrm⸗ 
liche Verlobung vor dem beikommenden Geiſtlichen Statt 
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gefunden: hat, oder die Unfpräche bei dem kompetenten Amte 
ober Gerichte angebracht find. 

Ale, die es angeht, haben nach diefer Berordnung fi) 
getreulich zu achten, die Behoͤrden aber darauf mit Rad: 
dru zu halten. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens » Unterfchrift 
und beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels 

ergehen suf dem Schloffe zu Didenburg, den 29. März 
1833. 


Augufl, 


v. Brandenftein. 
Starklof. 


(L.S.) 





10. 

Reffripe der Koͤnigl. Minifterien an das Koͤnigl. Oberpräs 
fivium der Provinz Weftphalen, wegen Anwendung ber 
Bundes» Rartels- Konvention auf das Königreich der 
Niederlande. 





Da bei der Beſtimmung im $. 1. des allgemeinen 
deutfchen Bundes⸗Kartels: 
daß alle von den Truppen eines Bundesftaates, ohne 
Unterfchied, ob felbige zu Provinzen gehören, welche 
im Bundeögebiete liegen oder nicht, unmittelbar 
oder mittelbar in die ſaͤmmtlichen Lande eines 
Bundesgliedes defertivende Militairperfonen an den 
Staat ausgeliefert werden follen, dem fie entwichen 
find, ein Gleiches aber auch in Anfehung derjenigen 
Deferteurs flattfinden ſolle, welche in nicht zum 
Bunde gehörende Provinzen entweichen, 
eine Nothwendigkeit zur ferneren Erneuerung der mit den 
verfchiedenen Gliedern des deutſchen Bundes in früherer 
Zeit dieſſeits abgefchloffenen Spezial⸗Kartels nicht mehr vors 
handen iſt; fo if, nach der mit der Königl. Riederländifchen 
Regierung getroffenen Verabredung, vom 1. Fanuar1834. 
ab, zu welchem Zeitpunfte nach der Deklaration vom 10, 
Juni 1828. das bis dahin sroifchen der diffeitigen und der 
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eben gedachten Regierung beftandene Spezial⸗Kartel abläuft, 
ztvifchen beiden Staaten nur bie unterm 10. Februar 1831. 
von der deutfchen Bundesverfammlung angenommene allge: 
meine KartelsKonvention zur Anwendung zu bringen. Das 
gegen behält ed in Anfehung der gegenfeitigen Auslieferungs⸗ 
orte und der dabei mwirkfamen Behörden bei den bisher 
zwifchen beiden Staaten ftattgehabten befonderen Berabres 
dungen auch fernerhin fein Beenden. 

Ew. Excellenz erfuchen mir, hiernady die Regierungen 
Ihres Dberpräfidials Bezickd zu infteuiren, und eine Bes 
fanntmachung diefer Beftimmung durch die Amtöblätter zu 
veranlaffen. 

Den Militairbehörden ift Seitens des mitunterzeichnes 
ten Kriegsminifterit das Erforderliche eröffnet worden. 

Berlin, den 28. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern Der Minifter der ausmärtigen 
und der Polizei. Angelegenheiten. 
v. Brenn. Ynecillon. 
Kriegsminifterium. 
Im Allerhöchften Auftrage. 
v. Wigleben. 


II. 
Staatd » Einfünfte 

A. 
Finanz Verwaltung, Kaſſen⸗ und Rechnungs 
wefen im Allgemeinen. 


11. 
Cirfulars Verfügung der Königl, Regierung zu Magde⸗ 
burg, an fämmtliche Landräthe, die Anwendung des Ger 
feges vom 17. Juni d. J, wegen Ausftellung von Pas 
pieren, welche eine Zahlungverpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten. 





Ein, über die Auslegung des Gefeged vom 17. Juni 
d. J. 


893 


d. 3. Geſetz⸗-Samml. S. 75) hinſichtlich der Ausftellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, zur Sprache gebrachter Zweifel, ift 
böhern Orts dahin entfchieden worden, 
„daß das gedachte Gefeg zwiſchen zins- und nicht 
zindtragenden Papieren feinen Unterfchied macht, und 
daher allgemein anwendbar ift, auch auf Schuld: 
fheine, die mit dem VBerfprechen der Zahlung einer 
beftimmten Geldfumme an jeden Inhaber zugleich 
die Verpflichtung zur Verzinſung derfelben enthalten,” 

Demnach gelten die Beftimmungen jenes Gefeges $.$. 
4. 5. 6. für alle Kommunen, Aftien-Sefellfhaften, Spaar- 
faffen, Inſtitute ꝛc., welche ohne unmittelbare Allerhoͤchſte 
Genehmigung vor der Publikation des Geſetzes Schuld: 
fheine, mit oder ohne Zinfen, an den Inhaber Iautend, 
auögeftellt haben. 

Indem wir Em. ıc. von diefer Entfcheidung Nachricht 
geben, veranlaffen mir Sie zu der Anzeige, in welchen 
Städten Ihres Kreifes Stadtobligationen oder Spaarfaffen- 
feine der erwähnten Art, d. h. auf jeden Inhaber 
und nicht auf eine beftimmte Perfon lautend, audgefertigt 
werden. 

Mit dieſer Anzeige find, wenn ſolche Papiere wirklich 
auögegeben, die Formulare, nach welchen die Ausfertigung 
erfolgt, zur Einficht einzureichen. 3 

Magdeburg, den 25. November 1833. 

Königl. Regierung. Wbtheilung des Junern. 





12. 
Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Trier, die 
Aufrechnung der von den Kreis und Steuer ıc. Kaffen 
geleifteten Zahlungen betreffend. 





Die bei der Königl. Regierungs-Hauptkaſſe zur Ber: 
rechnung kommenden, duch Vermittelung der Kreis: und 
Steuer: ıc. Kaffen geleiftet werdenden, periodifch wiederkeh— 

Annalen. Seit IV. 1833. Mmım 
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renden Zahlungen an Befoldüngen, Penfionen, Wartegels 
dern u. a. find zeither nur vierteljährig zur Anrechnung ges 
bracht, und deren Beträge in den Zwifchenmonaten, vorzuͤg⸗ 
lich bei den Kreiskaffen ald Beftände nachgemiefen worden. 

Diefes Verfahren ift den Prinzipien einer geregelten 
Kaffen- Verwaltung nicht angemeffen, und muß daher vom 
Anfange des nächften Jahres ab um fo mehr abgeftellt wer⸗ 
den, als folches bei der Kevifion der Haupt:Rechnung pro 
41832. ein Monitum der Königl. Ober-Rechnungstammer 
veranlaßt hat, wie der Hauptkaſſe aus einer ‚deöfallfigen 
befondern Mittheilung zu erfehen gegeben werden wird. — 
Wir verordnen demnac) hiermit, daß auch die vorbenannten 
und alle anderen für Rechnung derfelben von den Kreis: ıc. 
Kaffen zu bewirkenden Ausgaben — gleich denen, melde 
auf befondern Anmweifungen beruhen, — allmonatlic, fo 
tie fie geleiftet worden, der Hauptkafle in Aufrechnung zu 
bringen, und nur ſolche Poſten davon auszunehmen find, 
welche wegen Unvollftändigfeit der Yuftifitatorien fich zur 
Berrechnung bei der Hauptkaſſe noch nicht eigenen. Dies 
felbe wird zugleich angemiefen, bei. Anlegung der. Kaffens 
bücher für das nächfte Jahr auf diefe Abänderung gehörig 
KRücficht zu nehmen, und bleibt ed der Negierungd:Haupts 
kaffe überlaffen, die Fntermediär- Kaffen über die Art der 
Anrechnung jener Ausgaben mit befonderer. Berhaltungsds 
maße zu verfehen. Die Kreisfaffen und deren Kuratoren 
erhalten übrigens Mittheilung von diefer Verfügung mit 
dem Auftrage, für prompte und rechtzeitige Anrechnung der 
den Spezialfaffen übertragenen Zahlungen zu forgen, und 
Feine anrechnungsfähigen Beträge ferner unter den Beſtaͤn⸗ 
den zu dulden, worauf unferer Seits bei Prüfung der mo: 
natlichen Kaſſen-Reviſionsverhandlungen denn — ſtrenge 
geſehen und gehalten werden wird. 

Triet, den 9. Dezember 1838. 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung fuͤr die — der 

direkten Steuern und der Domainen und Forſten. 


un i 
die Reigierungs-Hauptlaffe 
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Abſchrift "hiervon erhält die Kreis-re. Kaffe zur Nach⸗ 
richt und genauen Beachtung, und wird. hinfichtlich des Schluß’ 
ſatzes noch befonders empfohlen, auf die Vorſchuͤſſe der 
Steuerkaffen Behufs der zu leiftenden Zahlungen ſtete Auf‘ 
merffamfeit: zu vertwenden, folche'nur bei erwieſener, von‘ 
der Kreis⸗rc. Kaffe anerkannter Nothwendigkeit zu gewaͤhren, 
und auf deren möglichft baldige Tilgung ducch Aufrechnung 
der betreffenden Ausgabe⸗Juſtifikatorien fitenge zu beftehen. 
, Trier, den 9. Dezember 1833, nun BEE an 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung fuͤr die Verwaltung der 
direkten Steuern und der Domainen und Forſten. 


An. 
fämmtliche Königl. Kreis- ıc. Kaffen 
und deren Kuratoren. 





13. ur 
CirfularsReffript des Koͤnigl. Sinanzminifteriums an 
ſaͤmmtliche Königl, Regierungen, die Ausftellung und 
den Austaufch der Fnterimsquittungen über die zur 
Ablöfung von Domanial-Präftationen beſtimmten 
Kapitalien betreffend. : nf 





Es wird dienfam erachtet, zu den Interims quittungen 
für Abloͤſungs⸗Kapitalien, welche die. Spezialkaſſen uͤber den 
Empfang ſolcher Gelder ausſtellen, ein beſtimmtes Formu⸗ 
lar vorzuſchreiben, ſowie auch jedesmal, wenn die von der 
Regierungs⸗Hauptkaſſe ausgeftellten desfallſigen Quittungen 
nach erfolgter Beſcheinigung von Seiten der Koͤnigl. Haupt: 
verwaltung der, Stagtöfhulden, , bei welcher nach: der Eir⸗ 
Eular-Berfügung vom 14. April 1827. H, am Schluffe jeden 
Quartals über die im Laufe deffelben eingegangenen Ber: 
aͤußerungs⸗ x. Gelder die gefeglich vorgeſchriebenen Beſchei⸗ 
nigungen nachzufuchen find, den Spezialkaſſen zur Aushän- 
digung an die Intereſſenten überfandt werden, dies kurz im 
Amtöblatte bekannt zu machen. Indem Formulare zu den 
Juterimöquittungen der Spezialkaffen wird insbefondere auszus 
drücken fein, daß diefe Quitfungen nur für 6 Monate gültig feien, 

*) Jahrg. 1827. 2tes Heft, S. 366 ff. 
Mmm 2 
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und daß der Inhaber gegen Zuruͤckgabe der Juterimdquittung 
die. von der Regierungs-Hauptkaſſe . ausgeftellte, und von 
der. Königl. Hauptverwaltung der Staatsfchulden. befiheis 
nigte Quittung vor Ablauf jener Friſt, fobald die desfall- 
fige Aufforderung in Bezug auf die in dem ten Quartale- 
eingezahlten Ablöfungs:Rapitalien in dem Amtöblatt erfolgt 
fei, ‚bei der Kaffe in Empfang zu nehmen habe. Die vor- 
erwähnte, periodiſch durch's Amtsblatt zu erlaffende Be⸗ 

—— wird etwa nachſtehend zu faſſen ſein: 
„Die von der Regierungs-Dauptlaffe audgeftellten 
Quittungen über die in dem Quartale vom Aften 
bis zur Ablöfung von Domanial- Prär 
fintionen eingegangenen Kapitalien find, nach erfolg- 
ter vorfchriftömäßiger Befcheinigung von Seiten der 
König. Hauptverwaltung der Staatöfchulden, den 
einſchlaͤgigen Spezialkaffen zur Yushändigung an die 
Abloͤſungs⸗Intereſſenten, welche ſich daher bei diefen 
Kaffen zur Empfangsnahme zu melden, und dabei 
die vorher erhaltenen Fnterimsquittungen zuruͤckzu⸗ 

- ‚geben haben, überfandt worden.” 

In wiefern diefe Maßregel auch auf die Quittungen 
über die Kauf und Erbitandögelder-Einnahmen für Domai- 
nen; Grundftüce auszudehnen fei, — der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung zu erwaͤgen gegeben. 

Uebrigens bewendet es bei der —* Vorſchrift (Cir⸗ 
kular⸗Verfuͤgung vom 19. März 1824.) wonach alle Ber 
aͤußerungs⸗ und Ablöfungs-Kapitalien bei Summen über 
500 Rthl. im Einzelnen nicht von den Spezialfaffen ange 
nommen werden dürfen, fondern direkt zur Regierungs⸗ 
Hauptkaffe eingezahlt werden müffen. 

Es wird zweckmaͤßig fein, über diefe Anordnung im 
Allgemeinen etwas durch's Amtsblatt bekannt zu machen. 
Berlin, den 2. Oktober 1833. 
Der Finanzminifter. 
Maaßen. 
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et elite Saereter 
Befanntmachung bes Koͤnigl. Finanzminiſteriums, die 
Annahme und Ausgabe der Pommerſchen Bankſcheine 
bei den Koͤnigl. Kaſſen betreffend. 


gIn Gemaͤßheit des mit der ritterſchaftlichen Ptivat⸗ 
bank in Pommern unterm 11. Januar d. J. getroffenen, 
„durch Die Geſetzſammlung für 1833. Seite 12 "publizierten 
re und nad) erfolgter Beftelung des Unterpfan- 
im Umlauf bleibenden Banffceine ju 5 Rthlr. das Stuͤck, 
wovon im Ganzen 100,000 Stuͤck zum Geſammlbetrage 
von 500,000 Rthlr. ausgefertigt find, mit dem im $. 4. 
des Abkommens befiimmten Stempel, der mit dem, Königl. 
Wappen:Adler und der Umfchrift: „Königliche Realifationd 
Kaffe zu Berlin,” verfehen ift, auf der Nückfeite in rother 
Farbe bedrucdt worden, und follen diefe fo geftempelten 
Bankſcheine von jegt an nicht allein bei allen Königl, Kaſſen 
in den Provinzen Brandenburg und Pommern, glei den 
Kaffenanmweifungen, in Zahlung angenommen und ausgege— 
ben, fondern auch bei der hiefigen Realiſations-Kaſſe auf 
Verlangen gegen baares Geld umgetaufcht werden, welches 
hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Berlin, den 7. Oktober 1833. 

Der Finanzminifter. 
Maaßen. 





15. 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Provinzial⸗Steuer-Direktionen, die 
Gewährung von Zuſchuͤſſen aus Penfionen und Warte: 
geldern für befchäftigee Civil- und Militair⸗ 
Penfionaire betreffend. 


Duch die Eirkular- Verfügung vom 26. Auguſt v. J. 
ift vorgefchrieben worden, wie in Bezug auf Tantieme, Pens 
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fion oder Wartegeld verfahren werden fol, wenn Penſions⸗ 
oder Wartegeld»Empfänger zur Wahrnehmung geringer Em⸗ 
pfangäftellen berufen werden. Bei diefen. Borfchriften bes 
hält e8 auch ferner fein Bewenden. Zur Vermeidung von 
Mißdeutungen "finde ich mich aber veranlaßt, zu bemerken, 
daß .dabei eine Abänderung des Staassminiferial Befäluf 
ſes vom 9. Maͤrz 1831. 9 
wonach der Zuſchuß, welcher den gegen Tantieme, 
Erxrekutions⸗Gebuͤhren, oder andere unbeſtaͤndige Emo: 
lumente im Civil angeſtellten Invaliden aus dem 
Militair-Gnadengehalte bis zu einer gewiſſen Höhe 
‚gewährt. werden darf, nach dem Durchſchnitte des 
Eivildienft-Einfommens in den abgelaufenen 3 Jah: 
ren fuͤr die nächftfolgenden 3 Jahre jedesmal im 
. Voraus fefigeftelt werden fol, 
nicht, beabfi chtigt iſt. Es ift vielmehr nach diefem Staats: 
minifterial-Befchluffe .nicht allein ferner zu verfahren, ſon⸗ 
dern es fol derfelbe auch bei allen übrigen in ähnlicher Art 
angeftellten Civil und Militair-Penfionaird, denen ein Zus 
ſchuß aus der Penfion oder den Wartegeldern gebührt oder 
bewilligt wird, dergeftalt Anwendung finden, daß der Zus 
ſchuß jedesmal auf längere Zeit im Voraus feftgeftelt wird, 
Sodann fol, zu noch mehrerer Vereinfachung, diefe Feſt⸗ 
ftelung mit der Etatd-Regulicung in Verbindung gebracht 
werden. Wenn daher einem Penfionair oder Wartegeld- 
Empfänger, aus dem Militairs oder Civilftande, eine, mit 
veränderlihem Einkommen verfehene Eivilftelle übertragen 
wird, in welcher er einen Zuſchuß aus der Penfion oder 
dem Wartegelde zu beziehen hat, fo ift diefer Zufchuß, nach 
Maßgabe der in den abgelaufenen 3 Jahren fraftionsmä- 
Fig frattgefundenen Dienfiftelle-Einnahme, im voraus bis zum 
Ablauf des gerade gültigen Etats feftzuftellen, demnächft 
aber, bei Entwerfung und Vollziehung eines neuen Etats 
für die dreijährige Dauer deſſelben, nach Maßgabe der Er- 
fahrung in den abgelaufenen, 3 Jahren, andermweit zu bes 
flimmen, und dies fortan in allen vorkommenden Fällen zu 
beachten, auch die wegen der Zufchüffe aufgeftellten Berech⸗ 


*) Jahrg. 1831. 2te8 Heft, ©. 260. 
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nungen den: Belägen zu der Rechnung fo fange beizufügen, 
als die Zufchüffe nicht bei den Etats regulirt ſind. 

Dabei verfteht ed fi) aber vom felbft, daß die Anwen⸗ 
dung dieſer Vorſchrift überall mir da Statt finden Fann; 
wo das Civil» Einkommen: nach einem dreijährigen Durch⸗ 
ſchnitte feftgeftellt: werden Tann, "bei neu: errichteten Stellen 
aber ausnahmsweiſe ſo lange am Schluffe jedes Jahres 
eine Yusgleichung, nach dem’ wirklich bezogenen Tantiemes 
Ertrage, Statt finden muß, als eine«dreijägtige‘ —— 
nicht vorliegt. 

Berlin, den 2. November 1833. 

Der Finanzminifter. 
Maaßen. 


B. 
Domainen⸗, Forſt⸗ und Jagd⸗ Verwaltung. 
nr 16... 
Cirfular- Verfügung der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, 
an fämmtliche Domainen-Pachtbeamte, und abfchriftlich 


an den Königl. Bau⸗Inſpektor, die Domainen- 
Bauten betreffend. 





Mir haben in neuerer Zeit häufig Gelegenheit gehabt, 
zu bemerken, daß die Herten DomainenPächter in Beier 
hung auf ihre kontraktlichen Bauverbindlichfeiten fi dar» 
auf befchränfen, nur diejenigen baulichen Maßregeln, die 
in den jährlichen Bereifungs-Protofollen ausdrädlich als 
nothmwendig bezeichnet werden, zur Ausführung zu bringen. 
Dies ftreitet aber eben fo ſehr gegen die Abficht, ald gegen 
den wöctlichen Inhalt der Pachtverträge, die jedem baulis 
chen Mangel in dem Augenblicke, two. er entfteht, abgehol⸗ 
fen wiffen wollen, und in den jährlichen Bereifungen der 
Departementsräthe und der Baubedienten nur eine Maßre—⸗ 
gel erblicen, die Herren Pächter in der Erfüllung diefer 
Verbindlichkeit zu Eontrolliren. Indem wir Sie hierauf im 
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Allgemeinen aufmerkſam machen, und Sie dringend auffor- 
dern, den Ihnen kontraktlich zuc Laft fallenden Bauten die 
größefte Sorgfamfeit zu widmen, und namentlich auch den 
außer der allgemeinen Departementsbereifung an fie erge⸗ 
henden diesfälligen Aufforderungen der Kreisbaubeamten, 
in fofern Sie fich nicht etrva dadurch gegen Ihren Kontrakt 
verlegt glauben, fchleunigft - Folge zu leiften; fegen wir 
hiermit. zugleich. ein für allemal feft, daß allen baulichen 
Mängeln; die deffen ungeachtet bei den jährlichen Bereifuns 
gen noch als vorhanden bemerkt werden, jedesmal inners 
halb 6 Wochen a dato des Protokolls abgeholfen fein muß, 
twidrigenfalld wir auf.die diesfällige Anzeige des Baubeams 
ten die Reparaturen fofort für Ihre Rechnung ausführen 
laffen werden. 

Daß Bauten, zu melchen Eontraktlich das Holz freiaus 
den Königl. Forften verabreicht werden muß, hiervon eine 
Ausnahme machen, verfteht fih von felbft. Inzwiſchen ift 
ed auch hier Ihre Pflicht, folche Bauten, fobald fie fi) als 
nöthig ergeben, unverzüglich zur Kenntniß des Baubedien- 
ten zu bringen, damit derfelbe das Holz veranfchlagen kann. 

Potsdam, den 26. November 1833, 

Königl. Regierung. 
Abtheilung fuͤr die Verwaltung der direkten Steuern, 
Domainen und Forften. 
Stelßer. 
An 
fämmtliche Herren Domainen⸗ 
Vachtbeamte. 

Abſchrift vorſtehender, an ſaͤmmtliche Domainen⸗Pacht⸗ 
beamte erlaſſene Verfuͤgung erhalten Sie zur Nachricht mit 
dem Auftrage, dieſelben hiernach in der Erfuͤllung ihrer 
Pachtverbindlichkeiten gehoͤrig zu kontrolliren. 

Potsdam, den 26. November 1833. 

Koͤnigl. Regierung. 
Abtheilung fuͤr die Verwaltung der direkten Steuern, 
Domainen und Forſten. 
Steltzer. 


Un 
den Herrn Bau⸗Inſpektor. 
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17. 


CirfularsReffripe des Königl. Finanzminiſteriums, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Prüfung und 
Anftellung der Forftbeamten betreffend. 





Die Klagen über phyſiſche und moraliſche Untächtigs 
keit vieler Forft: Schutzbeamten laſſen der Vermuthung Raum, 
daß die, wegen Pruͤfung und Auswahl dieſer Beamten aus 
den zur Verſorgung uͤberwieſenen invaliden Korps⸗Jaͤgern, 
erlaſſenen allgemeinen Beſtimmungen, nicht aller Orten puͤnkt⸗ 
lich befolgt werden, weshalb ſolche hierdurch ergaͤnzt, von 
Neuem in Erinnerung gebracht, und der Koͤnigl. Regierung 
zur genaueften Beachtung empfohlen werden. 

Alle wirklich erledigte Förfterftellen find, nach den des 
fallſigen Allerhoͤchſten Beſtimmungen, ausſchließlich aus den, 
der Koͤnigl. Regierung zur Forſtverſorgung uͤberwieſenen in⸗ 
validen Korps-Jaͤgern zu beſetzen. 

Bei der Anftellung derſelben iſt zwar die Anziennetaͤt, 
nad) welcher dieſelben Seitens der Militairbehoͤrde zur Ver: 
forgung übermwiefen find, zugleich aber die befondere Qualis 
fitation der Einzelnen für die zu befeßende Stelle zu bes 
ruͤckſichtigen, fo daß bei gleicher Qualifikation dem früber 
Ueberwiefenen der Vorzug gebührt, bei vorzüglicheren Eis 
genfchaften jedoch die Anziennetät zurücfteben muß. 

Vor der Anftellung ald Förfter find die zur Forfivers 
forgung Ueberwiefenen forgfältig zu prüfen, ob fie die, zur 
Verwaltung einer Förfterftelle erforderlichen Kenntniffe und 
Fähigkeiten befigen. Diefe Prüfung ift in der Kegel von 
dem DHberforfibeamten ded Kollegii, und nur mo dies. nicht 
möglidy, im befonderen Auftrage der Königl, Regierung von 
einem Forft-Infpektor abzuhalten. Sie ift nicht allein auf 
die erforderlichen ElementarsKenntniffe im Lefen, Schreiben 
und Rechnen, fondern auch auf die zur Wahrnehmung einer 
Foͤrſterſtelle nöthigen forftlichen und weidmännifchen Kennt 
niffe auszudehnen, auch vornämlich die fonftige phyſiſche 
und moralifche Tüchtigkeit des Eraminanden möglichft zu 
erforfchen. 
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Zu dem leßteren Ende find von den Verforgungs-Bes 

techtigten, neben den Militair-Atteften, Zeugniffe.über - ihr 
Berhalten, während fie beurlaubt geweſen, zu verlangen; 
ed ift auf ihre bisherigen Verhältniffe genau einzugehen, 
und wenn es noͤthig, daruͤber noch Befondere Erkundigung 
einzuziehen. Die Präfungs-Protokolle find der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung, ‘mit einem fpeziellen Gutachten des Eraminators 
begleitet, zur Entſcheidung einzureichen. 
“> Wenn die zu Prüäfenden fih in den Bezirken einer anz 
dern Regierung aufhalten, fo ift diefe wegen diefer Prü- 
fung zu requiriren, und in biefem Falle der betreffende 
Dberforftbeanite dafür verantwortlich, daß dergleichen Res 
quifitionen mit derfelben Sorgfalt genügt werden, ald wenn 
der Eraminand in feinem Gefchäftskreife zur Anftellung 
gelangen follte. 

Iſt der Eraminand nad) dem pflichtmäßigen Ermeffen 
der Königl. Regierung wegen feientivifcher, phyfifcher oder 
moralifher Mängel zur Verwaltung einer Förfterftelle nicht 
geeignet, fo hat Diefelbe dem Inſpekteur der Jäger hierz 
von alsbald Nachricht zu geben, damit felbiger von der 
Forft: Berforgungslifte geftrichen, und mit dem Militair- 
Gnadengehalte verabfchiedet werde. 

Wird der Eraminand dagegen qualifizict befunden, fo 
hat die Königl. Regierung ihn proviforifch auf ſechs Mo— 
nate, mit dem Vorbehalte der Entlaffung bei fich dennoch 
ergebender Untüchtigfeit, anzuftellen, und in diefer Zeit feine 
fittliche und dienftliche Führung, Gefundheit und Näftigkeit 
der forgfältigften Beobachtung zu unterwerfen. 

Ergiebt fich hierbei, daß der Angeftellte, wegen Mans 
gel an Thätigkeit und Eörperlicher Ausdauer zur Beauffich- 
tigung feines Schugdiftrifts, oder wegen Neigung zum 
Trunk und anderer moralifcher Gebrechen, zur Wahrneh⸗ 
mung feiner Stelle nicht ganz geeignet ift, fo hat die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung deffen Entlaffung fofort zu verfügen, und 
hiervon dem Kinanzminifterio und dem Inſpekteur der Jäger 
Behufs feiner Berabfchiedung, unter Darlegung der Gründe, 
alsbald Anzeige zu machen. In dem Falle, wo zwar die 
Unbraucpbarkeit des Verforgungs-Berechtigten für den Forſt⸗ 
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dienſt innerhalb der 6 monatlichen Probezeit ſich nicht ent- 
ſchieden herausſtellt, aber doch Zweifel gegen die Brauch⸗ 
barkeit beſtehen, Kann ‚die Probezeit verlaͤngert werben. Es 
iſt dies aber dann ebenfalls und zwar vor Ablauf der er⸗ 
ſten 6 Monate nach dem Dienſtantritte des Vetſorgungs⸗ 
Berechtigten dem Inſpektenr der Jaͤger anzuzeigen. 

Erfolgt die Entlaſſung des Angeſtellten aus feinem 
Poſten während der 6 monatlichen Probezeit, fo wird ‘das 
- ihm bei feiner VBerabfchiedung zu gerwährende Militair-Gnas 
dengehalt aus dem Militair-Penfionsfonds beftriften, findet 
die Entlaffung jedoch mach: diefem Zeitraum Statt, fo wird 
daffelbe, auf befonderen Antrag der Königl. Regierung, A 
den Civil⸗Penſionsſonds angewieſen. 

Die Uebernahme des Militaic-Gnadengehalts :auf den 
Civil⸗Penſionsfonds bei Entlaffung nach 6 monatlichen 
Dienfte, findet jedoch überhaupt nur bei ſolchen Stellen Ans 
wendung, die etatömäßig bleibend und nicht zur Einziehung 
beftimmt find, da enfgegengefegten Falls die Befegung ftets 
nur interimiftifh Statt findet, und der AUngeftellte, nad) 
etwa erfolgter Einziehung der Stelle, in fein Verhaͤltniß als 
Verſorgungs⸗Berechtigter zuruͤcktritt. 

Da dieſe Probezeit das weſentlichſte Mittel iſt, um die 
Anſtellung untuͤchtiger Subjekte zu verhuͤten, fo hat die Koͤ— 
nigl. Regierung beſonders darüber zu wachen, daß die in- 
ſpizirenden und verwaltenden Forſtbeamten den Zweck diefer 
Maßregel ſtets mit. ſtrenger Gewiſſenhaftigkeit und ohne 
Ruͤckſicht auf perſoͤnliche Verhaͤltniſſe im Auge behalten, was 
nicht immer geſchehen, wie die haͤufigen Penſionirungen von 
Schutzbeamten nach kurzer Civildienſtzeit beweiſen. 

Es ſoll deshalb jedenfalls vor Ablauf der Probezeit 
und zeitig genug, um allenfalls die noͤthigen Verfuͤgungen 
wegen deren Verlaͤngerung treffen zu koͤnnen, von dem Forſt⸗ 
inſpektor oder deſſen Stellvertreter der Bezirk des auf Probe 
angeſtellten Verſorgungs⸗-Berechtigten genau revidirt, und 
uͤber den Befund und das Urtheil des Oberfoͤrſters eine, 
von dieſem mit zu unterſchreibende Verhandlung aufgenom⸗ 
men, und der Koͤnigl. Regierung vorgelegt werden. Der 
Zeitpunkt dieſer Probezeit iſt übrigens thunlichſt fo zu waͤh⸗ 
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len, daß der größere Theil derfelben in den Winter fälle, 
da. die Tlichtigkeit der Forſtbeamten in der Zeit, wo die 
Holzſchlaͤge im Gange, und die Forften dem Holzdiebſtahl 
mehr ausgefegt find, beffer zu erproben ift. 

Hat fi) der proviforifch Angeftellte im Laufe der 6 mos 
natlichen Probezeit: als brauchbar und zuverläffig: bewährt, 
fo- ift-derfelbe, Falls das etatömäßige Gehalt: der Stelle 
hierzu disponible- ift, definitiv anzuftellen, und der Inſpek⸗ 
teur der Jäger hiervon ungefäumt zu benachrichtigen, 

Um die Ueberweifung der, im Alter bereits vorgeruͤck⸗ 
ten Individuen zur Borfiverforgung zu verhäten, ift, wie der 
Königl. Regierung bereits: unterm 18. Dezember 1830. mit⸗ 
getheilt worden, mit dem Königl. Kriegsminiſterio die Ue⸗ 
bereintunft getroffen worden, daß 

4) ferner keine Leute der Yäger-Bataillone in die Forfts 

Berforgungdlifte aufgenommen werden, welche dem Als 

ter von 50 Fahren nahe ftehen, außer wenn folche noch 

vollfommen rüftig find, und von ihnen zu erwarten üft, 
dag fie noch eine Reihe von Jahren dem Forftdienfte 
werden vorftehen können, und daß ferner 

2) die über 50 Sahre alten, jegt auf der Korft-Berfors 
gungslifte ftehenden Jäger fo lange in derfelben. fort 
geführt werben, ald fie durch ärztliche ‚Attefte darzu—⸗ 
thun vermögen, daß fie die zur Verwaltung einer Foͤr⸗ 
fterftelle ‚erforderlichen Körperfräfte befigen, ‚und wahr⸗ 
fcheinlich 'noch 40 und mehrere Fahre einem folchen 

Dienfte vorftehen können. 

Diefe Attefte find von den Betheiligten alljährlich bis 
zu ihrer erfolgenden Anftellung beizubringen, und merden 
der Königl. Regierung von dem Inſpekteur der Jäger zus 
gefertigt werden. 

Die Königl. Regierung hat aber auch über die Be- 
fchäftigung und moralifche Führung diefer und aller uͤbri— 
gen, zur Verforgung übermwiefenen Rorps-Fäger, deren Auf: 
nahme in den Forfidienft wegen Mangel an Vakanzen oft 
lange nach beftandener Prüfung erſt möglidy ift, von. Zeit 
zu Zeit forgfältige Erkundigung einzujiehen, und deren Erz 
gebniffe nicht außer. Acht zu laffen. 
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Was biernähft die Befegung der interimiftifchen und 
der Hülfsauffeherftellen. anbelangt, fo find dazu, wenn das 
mit eine den Verhältniffen der Korps-Jaͤger entfprechende 
Remuneration verbunden ift, vorzugsweiſe die in der Ber: 
“ forgungslifte notirten Jäger zu wählen, um: diefe dadurch 
vorläufig kennen zu lernen und zweckmäßig zu befchäftigen. 
In fofern Verforgungd: Berechtigte jedoch zur Annahme fol- 
her Stellen nicht ‚geneigt find, : oder andere Gruͤnde dawi⸗ 
der fprechen, fo find felbige thunlichft durch Kriegsreſerve⸗ 
Jäger oder halbinvalide Korps-Jäger zu befegen, da deren 
Ausfagen in. Forft- Defraudationsfällen gleichfalls gerichtlis 
che Glaubwürdigkeit haben. Nur in. Ermangelung von 
Berforgungss Berechtigten und Kriegsreferve-Jägern ift es 
zuläffig, Hülfsauffeber und interimiftifhe Stellen. durch ans 
dere geeignete. Subjekte verfehen zu laffen, 

Es ift zwar wünfchensmwerth, auch die Waldwaͤrterſtel⸗ 
len zu benußen, um die fpäter als Förfter eintretenden Ver⸗ 
forgungs: Berechtigten und Kriegöreferve- Jäger vorläufig 
kennen zu lernen, und zweckmaͤßig zu: befchäftigen; da 
das Gehalt der Waldwärterftellen aber fo gering iſt, daß 
damit in der Negel nur. Eingefeffene der Gegend beftes 
ben koͤnnen, fo dürfen Verforgungd- Berechtigte nur in 
den Fällen interimiftifch ald Waldwärter angeftellt werden,‘ 
wo ihre Verfegung auf eine beffer dotirte Stelle. bald mög- 
lich wird. 

Am Jahresfchluffe ift wie bisher eine Machweifung der 
im Laufe deffelben im Forftdienfte angeftellten Berforgungs» 
Berechtigten anher einzureichen. 

In diefe Nachmweifung find jedoch nicht, wie bisher 
häufig geſchehen, die interimiftifch, fondern:nur die definitiv 
angeftellten Verforgungs-Berechtigten aufzunehmen. 

Berlin, den 50. November 1833. 

Der Finanzminiſter. 
Maaßen. 
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I Be: 48. | 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Finanzminiſteriums, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Anwendung ‚mili- 
tairifchen Schuges für die durch Holzdiebe gefährberen 
0 2: nr Horften betreffend. 


Nach einer Mittheilung des Königl. Kriegeöminifterit 
vom 4. d. M. haben für den Fall der Nothwendigkeit aus 
erordentlicher Schugmaßregeln zur Abwehrung der Holz 
diebe durch militairifhe Hülfe die Königl. General» Koms 
mando’s von dem Königl. Kriegsminifterio allgemein die 
Anweiſung erhalten, den Requifitionen der Königl. Regier 
tungen wegen Geftellung von Infanterie-Detachements zum 
Schuß der gefährdeten Forften, zu entfprechen. 

Es bedarf demnach dieferhalb nicht weiter meiner Vers 
mittelung, fondern die König. Regierung hat. fi wegen 
der nöthigen Detachements am das betreffende Königl. Ges 
neral-Kommando, jedoch nicht an bie Truppen ſelbſt, zu 
wenden. 

Dagegen bleibt zu den, durch folche militairifche Unter 
ſtuͤtzung etwa entftehenden ertraordinairen Ausgaben meine 
Genehmigung ferner erforderlich. 

Berlin, den 19. Dezember 1833. 

Der Finanzminifter. 
Maaßen. 





— 19. 

Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Marien⸗ 
werder, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberfoͤrſter, das Verfah⸗ 
ren bei Weidevermiethungen in Koͤnigl. Forſten 
betreffend. 





Sie werden hiedurch angewieſen, zur Aufnahme der 
Konſignationen von den Weidemiethern alljaͤhrlich beſondere 
Termine feſtzuſtellen, und in denſelben den Miethsluſtigen 
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die Korftpoligeilichen Bedingungen, unter welchen ihnen die 
Nugung qu. gewährt werden koͤnne, deutlich zu Protofol 
zu eröffnen. 

In dem Protokolle darf dad Weidevieh jeder Drtfchaft 
nur ſummariſch aufgeführt, doch muß darin auf die fpeziell 
aufzunehmende Weide » Konfi —— Bezug genommen 
werden. 

Jede der letztern iſt mit einem Anerkennungsvermerk 
zu verſehen, welchen die Intereſſenten durch Unterzeichnung, 
unter Beglaubigung der Ortsſchulzen, vollziehen muͤſſen. 

Aus dieſen ſpeziellen Konſignationen haben Sie eine 
Hauptzuſammenſtellung zu fertigen, und dieſe, unter Beifh- 
gung der Speziel-Beläge und des Verpflichtungs-Protokolls, 
in dem geordneten Termine und einzureichen. 

Marienwerder, den 14. Dftober 1833. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für direfte Steuern, Domainen und Forſen. 


20. 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Königl. Regierung zu Achen, 
an fammtliche Landräthe, das Verbot der Unter⸗ 
verpachtung der Jagden betreffend. 





Es ift der Fall vorgefommen, daß Jagdanpächter die 
von ihnen angepachteten Fagden unterverpachtet haben, und 
da diefem Migbraudy nicht anders vorgebeugt werden kann, 
als dadurch, dag in. die Pacht-Kontrakte eine Bedingung 
aufgenommen werde, wonach jede Unterverpachtung foͤrm⸗ 
lich unterſagt wird, fo haben Sie dafür zu forgen, daß diefe 
Beftimmung in Zukunft bei jeder Jagdverpachtung beachtet 
werde. 

Achen, den 2. Dftober 1833, 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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21. 

Cirkular⸗Reſkript der Könige. Minifterien des Innern 
und der Finanzen an fümmtliche Königl. Regierungen, 
die Erlegung des Roth⸗ und Dammmildes auch) 
jur Schonzeit betreffend. 





Da die Aufrechthaltung der gefeglihen Schonzeit für 
das Roth: und Dammmwild mehrfah in Kollifion getreten 
ift mit der den Jagdberechtigten auferlegten Verpflichtung 
zuc Verminderung ded Wildftandes bis zur Unfchäpdlichkeit 
für den Keldbau, fo haben des Königs Majeftät auf uns 
fern Antrag zu beftimmen geruht: 

dag, bis zum Erlaf eines deöfallfigen in der Bera⸗ 

thung begriffenen Gefeges, die nach den Provinzial: 

und Landesgefegen vorgefchriebene Schonzeit für das 
Roth- und Dammmwild zwar nicht allgemein aufge 
hoben, ed den Regierungen jedoch geftattet fein folle, 
den Jagdberechtigten, der fich durch die Vermindes 
rung feines Wildftandes von der Vergütigung des 
Wildſchadens gegen die Berechfigten befreien will, 
auf feinen fpezielen Antrag zu ermächtigen,. das 
Roth und Dammwild auch während der Schonzeit 
in feinem Jagdbezirke zu ſchießen. 

Die Königl. Regierung wird hiervon zur Nachadhtung 
mit dem Bemerken in Kenntniß gefeßt, daß den Pächtern 
fisfalifcher hoher Jagden diefe Befugniß nur in dem Maße 
zuzugeftehen ‚fein wird, ald nach dem Ermeflen der Lokal⸗ 
Forſtbeamten der Abſchuß von Roth und Dammwild ins 
nerhalb der Schonzeit zur Verhütung von Wildfchaden noth⸗ 
wendig if, und die Königl. Regierung die Sicherheit zu 
haben glaubt, dag der Jagdpaͤchter diefe Befugniffe nicht. 
mißbrauchlich ausdehnen werde. 

Zugleih wird die Königl. Regierung autorifirt, Die 
Anſpruͤche niederzufchlagen, welche gegen die Fagdberechtig- 
ten, die Damm⸗ oder Rothwild in der Schengeit geſchoſſen 

haben, 
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haben, wegen Webertretung ber Jagdgeſetze vom ben Behoͤr⸗ 
den angeregt worden ſind. 

Berlin, den 15. Dezember 1833. 
Dinifterium des Innern für Handel Finanzminifterium. 
und Gewerbe. Maaßen. 
v. Schuckmann. 
Miniſterium des Innern und der Polizet, 
v. Brenn. 





22. 
Reſkript der Könige. Minifterien der Finanzen, ſowie 
bes Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung 
zu Öumbinnen, die Wolfsjagd-Prämien betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 8. 
September d. J. wegen einer zu erlaffenden Verordnung 
hinfichtlic des Eigenthums der Bälge von erlegten Wöl- 
fen und der für Tödfung der letzteren zu besahlenden Praͤ⸗ 
mien, Nachftehendes eröffnet: 
ad 1. erfcheint ed angemeffen, ed in Betreff der für die 

außerhalb der Königl. Jagden erlegten Wölfe zu be; 
willigenden Prämien bei der biöherigen Beftimmung, 
wonach ſolche demjenigen, welcher den Wolf erlegt, 
gebührt, zu belaffen, was auch dem $. 2. Tit. XI. 
der Forftordnung für Oſtpreußen und Litthauen vom 
3. Dezember 1775. entfpricht. 

Gegen die Ueberlaffung des Balges (welcher nady 
der Forſtordnung an die Oberförfterei abzuliefern) 
an denjenigen, welcher den Wolf getddtet hat, findet 
fein Bedenken Statt. 

ad 2. Wenn bei großen Wolfsjagden der Wolf von einem 

Königl. Fort: Schugbeamten erlegt worden, fo ſteht 

dem leßteren, in Webereinftimmung mit der in Ge 

mäßheit der Allerhöchften Kabinets-Drdre vom 31. 

Januar 1820. erlaffenen, den beftehenden Forſt⸗In⸗ 

fruftionen zum Grunde liegenden Cirkular-Verfuͤ⸗ 
Annalen. Heft IV, 1333. Nnun 
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gung ded Finangminiflerii vom 7. Februar 1820. der 
Balg zu; fonft aber kann er dem Dirigenten oder 
Adminiſtrator der Jagd zugefprochen werden. 


ad 3. Wenn ein Wolf bei einer vom Fagd-Adminiftrator 
in Königl. Forften angeftellten Jagd erlegt wird, fo 
gebührt die Prämie, ebenfalls in Uebereinftimmung 
mit der vorgedadhten Eirkular, Verfügung, demjenis 
gen Königl. Forf-Schußbeamten, welcher den Wolf 
gefchoffen hat; ift aber der Wolf von feinem Forfts 
Schutzbeamten erlegt, fo ift dem Jagd-Adminiftrator 
die Prämie zugufprechen. Wird der Wolf bei einer 
andern Gelegenheit und nicht bei einer vom Jagd» 
Adminiftrator angeordneten Jagd erlegt, fo behält 
es bei der bisherigen Beftimmung, wonach derjenige, 
welcher den Wolf erlegt, die Prämie erhält, fein 
Bewenden. Was den Vorfchlag 


ad A. betrifft, fo ſcheint ed angemeffener, für die bei gro, 
Gen Wolfsjagden erlegten Wölfe, wie ſchon früher 
gefhehen und jegt wieder gefchehen kann, die feftges 
fegten Prämien zu bemwilligen, und den Betrag ders 
felben, welcher gleich nach Beendigung der Jagd von 
dem Dirigenten derfelben vorfhußmweife gezahlt wer: 
den kann, unter die zur Wolfsjagd aufgebotenen 
Treiber zu vertheilen, jedoch nicht zu gleichen Theis 
len, fondern nah Maßgabe der bewieſenen Thaͤtig⸗ 
keit und Verdienftlichkeit; wogegen die Wolfsbälge 
in den Fällen ad 3. und 4. immer, wie ad 2. bes 
merkt, dem Jagd-Dirigenten oder dem Königl. Forſt⸗ 
Schugbeamten verbleiben Eönnen. 


Die den Treibern zu bemilligenden Prämien dürften 
nämlich ein befferes Mittel abgeben, felbige für das Ges 
lingen der Jagd zu intereffiren, und fie eben dadurch zur 
Drdnung, Ruhe und Folgfamfeit zu veranlaffen, ald wenn 
überhaupt für jede’ dergleichen Jagd, diefelbe miag von ers 
beblichem oder geringem Erfolge fein, 10 Rthlr. bewilligt 
werben. 
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Hiernach bleibt der Königl. Regierung die’ — 
einer diesfaͤlligen Verordnung überlaffen. 
Berlin, den 15. Dezember 1833. 
Finanzminifterium. Deinifterium des Innern und der Polizei. 
Maaßen. v. Brenn. 


C. 
Steuern. 


23. 


Cirfular»Reffripe des Könige. General- Direftors der 
Steuern, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Kaſ— 
fen»Revifionen Fombinirter Pofts und Steuer 

Stellen betreffend. 





Es ift zur Frage gekommen: mie fich die Kaffen: Res 
viforen fombinirter Poſt- und Steuer-Stellen auf die leich« 
tefte und fchnellfte Weife von dem Zuftande der Poftkaffe 
Kenntniß, und von der Richtigkeit derfelben Weberzeugung 
verfchaffen können. 

Nah Vernehmung mit dem Königl. General⸗Poſtamte 
wird bemerkt: daß ſich auf allen Poſtaͤmtern eine gedruckte 
Darſtellung des Poft-, Kaſſen- und Rechnungsweſens befin⸗ 
det, welche die Reviſoren einfehen koͤnnen. Die $.$. 61. und 
62. enthalten die Vorſchriften über die Zahl und Einrich— 
fung der zu führenden Kaffenbücher, und die $.$. 703. f. 
die Vorfchriften über das Verfahren bei ‚ver Mevifion .der 
Poſtkaſſen. Nach demfelben ergiebt fich, dag durd; Zuſam⸗ 
menftellung des Debit und Kredit aus den zu haltenden 
neuen Büchern ohne Schwierigkeit und. Zeitverluft der Zur 
ftand der Poftkaffen jederzeit ſich leicht ermitteln läßt. 

Hiernach find die betreffenden UA mit: 
näherer Anmeifung zu verfehen. 

Eine tägliche Uebernahme ſammtlichet Poſt⸗Einnah⸗ 

Tun 2 
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men. in, dad Steuerkaffenbuch iſt nicht angemeffen gefunden 

worden. — 

Berlin, den 19. November 1833. 

Der General⸗Direktor der Steuern. 
Kuhlmeyer. 


24. 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die den Verſendungen 
der Grundſteuer beigelegte Portofreiheit betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung mache ich zur Nachricht und 
weiteren Verfuͤgung bekannt, daß fuͤr Verſendungen der 
Grundſteuer aus den Gemeinekaſſen an die Staatskaſſen, 
die Portofreiheit zugeſtanden iſt. 

Berlin, den 19. Oktober 1833. 

Der Finanzminiſter. 
Maaßen. 


25. 

Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums an 
die Koͤnigl. Regierungen der Provinz Weſtphalen und der 
Rheinprovinz, die Ertheilung von Auszügen aus 
den Katafterbüchern betreffend. 





Der Königl. Regierung erwiedere ich auf den Bericht 
vom 21. Oktober d. J., daß von den Bürgermeiftern Aus⸗ 
zuͤge aus dem Katafterbüchern außer den Öffentlichen Behoͤr⸗ 
den und den Grundeigenthämern nur denjenigen Perfonen 
gegeben werden dürfen, welche ſich durch die Verfügung 
einer ‚Öffentlichen Behörde worin fie zur Beibringung eines 
ſolchen Auszuges aufgefordert worden find, ausweifen, oder 
für welche die Erlaubniß dazu von der Regierung befonders 
ertheilt worden if. 
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Die Königl. Regterung hat dieſe Erlaubnig nur dann 
zu ertheilen,' wenn ein Intereſſe von dem Nachſuchenden 
befcheinigt, und nad) den Umftänden kein —. der 
Auszuͤge zu beſorgen ift. 

. Berlin, den 14. November 1833. 

Der Finanzminiſter. 
Manfen. 


die Königl. — zu Arnsberg. 

Abſchrift zur Nachricht und Achtung an die abrigen 
Koͤnigl. Regierungen der Provinz Weſtphalens und der 
Rheinprovinz. 

Berlin, den 14. November 1833. 

Der Finanzminiſter. 
Maaßen. 





26. 


Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, die Veranlagung und Er: 
hebung der Rauchfangsſteuer in der Provinz Voſen 
betreffend. 

ei Befeitigung der in der Grundbefteuerung im Groß 
herzogthum Poſen flattfindenden Ungleichheit, welche ſich 
aus der mangelhaften Ausführung der, während der Her: 
zoglih Warſchauiſchen Verwaltung ergangenen Steuerge⸗ 
fee herleitet, genehmige Ich auf Ihren Bericht vom 9. 
d. M., daf die Rauchfangsſteuer im Großherzogthum Por 
fen auch in denjenigen Kreifen, in welchen das frühere des⸗ 
fallfige Gefeg vom 23. Dezember 1811. biöher noch nicht 
oder nur unvollftändig zur Ausführung gekommen ift, fortan 
nach den Vorfchriften jenes Gefeßes, jedocdy mit der Maß: 
gabe veranlagt und erhoben werden fol, dag dabei von 
einem Zufchlage zu der Steuer in den Städten an Stelle 
der von legtern ehemals zu entrichtenden Hyberuien⸗Gelder 
überall und gleichmäßig Abftand zu nehmen if. Zugleich 
beftimme Ich, daß die aus diefer Gleichftelung für die lans 
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deöherrlihe Kaffe erwachſende Dehreinnahme vorzugsweiſe 
denjenigen Ausgaben gewidmet bleiben foll, welche durch 
die zur Verbefferung des gewerblichen Zuftandes der Pros 
vinz angeordneten Ablöfungen der Gewerbsabgaben erfors 
derlich werden. . 

Berlin, den 30. Juni 1833. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ und Finanzminifter 
Maaßen. 


27. 


Auszug aus dem Reſkripte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern und ber Polizei, an das Koͤnigl. Polizei⸗ 
präfibium Hierfelbft, den Anfpruch der Polizeibeamten 
auf Denunzianten-Antheile von Stempelſtrafen 
betreffend. 

Dem. Königl, Polizeipraͤſidium wird auf die Anfrage 
vom 23. v. M., tvegen Berechtigung der Polizeibeamten zu 
Denunzianten» Antheilen von Stempelftrafen, hierdurch ers 
wiedert, daß dergleichen DenunziantensAntheile, welche im: 
mer demjenigen, der die Kontravention angezeigt hat, ohne 
Ruͤckſicht auf ein gewiſſes Beamten s»Verhältniß, auch felbft 
Privatperfonen, mit einem Drittheile der Strafe bewilligt 
werden, unbedenklich auch den Polizeibeamten gezahlt wer⸗ 
den Eönnen. 

Berlin, den 25. November 1833. 

Minifterium ded Innern und der Peliei. 
Köhler. 
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28. 

Bekanntmachung ber Koͤnigl. Generals Rommiffion der 
Provinz Sachen, die Stempelfreiheit gewiffer Verhand⸗ 
lungen in Gemeinheitstheilungss und Ablöfungss 

fachen betreffend. 


* 





Da wir in Erfahrung bringen, daß bei einigen Ge 
richten und Notarien noch Zweifel über die Stempelfreiheit 
von Berhandlungen obmwalten, die in Gemäßheit der Ge, 
meinheitötheilungd» Ordnung vom 7. Juni 1821. und der 
Abloͤſungs⸗Ordnungen vom 7. Juni 1821. und 13. Juli 1829, 
nad) der freien Vereinigung der Parteien aufgenommen 
werden, und und zur Prüfung und Beftätigung einzureichen 
find, fo bringen wir nachfiehend die unterm 20. Oktober 
1832. deöhalb an den Herrn Provinzial:Direltor Sad er: 
gangene Entfcheidung des Heren Finanzminifters Ercellenz 
gut allgemeinen Kenntniß. (Anl. a.) 

Stendal, den 19. Dftober 1833. 

Königl. Generals Kommiffion der Provinz. Sachfen. 


In der, durch den Em. Hochwohlgeboren unterm 18. 
Yuguft c. mitgetheilten Bericht der Königl. GeneralKoms 
miffion der Provinz Sachſen vom 8. Juli c. begründeten 
Borausfegung, daß die vorgelegten Monita fi) auf folche 
Gemeinbeitötheilungss und Ablöfungsverhandlungen bezies 
ben, welche der gedachten Kommiffion zur Betätigung vor 
gelegt worden, werden Sie auf den Bericht vom 25. Sep⸗ 
tember c. autorifirt, von den monitis abzuftehen, und die 
Stempelfeiheit jener Verhandlungen anzuerkennen, biefelbe 
auch auf Quittungen auszudehnen, welche über Zahlungen 
zuc Erfüllung der zu Stande gekommenen Gemeinheitötheis- 
lung oder Abldfung ausgeftcllt werden. 

Berlin, den 20. Dftober 1832. 

Der — 
aaßen. 


An 
den Koͤnigl. Geheimen Finanzrath und 
Provinzial·Steuer⸗Direltor, Herrn Sack, 
Hochwohlgeboren, gun Magdeburg. 
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29. 


Cirkular⸗Reſkript des Königl. Sinanzminifteriums, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die Erhebung der Ges 
werbefteuer von Lohn und Frachtfuhrleuten betreffend. _ 





Yuf den Bericht vom 27. Auguft c., wird der Königl. 
Regierung eröffnet, daß die unter dem 17. Mai c. *) we 
gen der Gemerbefteuer der Schiffer erlaffene Eirkular-Bers 
fügung zu ‘einer Modifikation der unter dem 26. April 
1828. **) wegen ber Gemwerbefteuer, der Lohn: und Fracht 
fuhrleute erlaffenen Verfügung nur in Bezug auf die unter 
Nr. 2. der letztgedachten Verfügung gegebene Regel Vers 
anlaffung geben kann, der zufolge von den Lohn und Fracht⸗ 
fuhrleuten, ohne Rückficht auf den Zeitpunkt der Anmeldung 
oder Abmeldung ihres Gewerbes jeder Zeit die Steuer des 
ganzen Jahres eingezogen werden foll. Es wird daher hier» 
durch fefigefeßt, daß auch bei den Lohns und Frachtfuhr⸗ 
leuten die Steuer, wenn fie ihe Gewerbe erft anfangen, 
nut von dem Monate ab, wo das beabfichtigte Gewerbe 
angemeldet werden mußte, und wenn fie ihr Gewerbe völs 
lig aufgeben, bis zum Ende des Monats, in welchem die 
Abmeldung erfolgt ift, erhoben werden fol. Es ift jedoch 
forgfältig darauf zu achten, daß nicht Gewerbs-Abmelduns 
gen mißbraͤuchlich und zur Verkürzung der Steuer für den 
Zeitraum, wo das Gewerbe der Lohn, und Frachtfuhrleute 
zu ruhen pflegt, zugelaffen werden. Wo fich daraus, dag 
dergleichen Gewerbtreibende demnächft wieder in Zugang 
geftellt werden, ergiebt, daß ber Gemwerböbetrieb nicht gänz- 
lih aufgegeben war, ift die Gemwerbefteuer für die ganze 
Zmwifchenzeit von der Abmeldung bis zur Wiederanmeldung 
nachträglich einzuziehen. Bei allen andern Beftimmungen 
der Verfügung vom 26. April 1828. muß ed bleiben. 

Berlin, den 26. Oftober 1833. 

Der Finanzminifter. 
aaßen. 


An 
die Königl. Regierung zu Trier. 


) Im 2ten Hefte, ©. 334 ff. 
ee — — ne. 326. 
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Abfchrift zur Nachricht und Achtung an fämmtliche 
übrige Königl. Regierungen. 
Berlin, den 26. Oktober 1833. 
Der Finanzminifter, 
Maaßen. 


30. 


Reſkript des Koͤnigl. General⸗Direktors der Steuern, 
an. die. Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die Gewerbe 
fteuer vom Bretterhandel betreffend. 





Der Königl. Regierung gebe ich die unterm 18. v. M. 
eingereichten Denunziations> Akten in Sachen gegen den 
Zimmermeifter N. N. zu Trebbin- hierbei zurück, mit dem 
Bemerken: daß ein Zimmermann, welcher Bretter ſchneiden 
läßt und verkauft, dadurch die Grenzen feines Handwerks 
nicht überfchreitet, und für diefen Handel Feine befondere 
Gewerbefteuer zu entrichten hat, fofern er bereitd die Hand⸗ 
mwerföfteuer zahlt. Es verfteht ſich aber von felbft, dag 
bei der Veranlagung eines ſolchen Zimmermanns in der 
Klaſſe H. der Bretterhandel mit in Betracht kommen muß. 

Berlin, den 3. November 1833. 

Der General⸗Direktor der Steuern. 
Kuhlmeyer. 


31. 


Bekanntmachung des Koͤnigl. Finanzminiſteriums, die 
Aufhebung des Blaſenzinſes fuͤr die Liqueur⸗ 
Fabrikation betreffend. 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſter Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 14. Dezember c. genehmigt, daß der für 
die Liqueurbereitung neben der Maifchfteuer bisher entrichs 
tete Blafenzind vom 1. Januar k. J. fernerhin nicht erhos 
ben," und die im $. 9. des Regulativs vom 1. Dezember 
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1820. hierüber, enthaltene VBorfchrift in Anſehung folcher 
Gemwerbetreibenden, welche neben der Branntwein-Fabrika- 
tion, oder auch ohne diefelbe, Branntwein über Ingredien⸗ 
zien abziehen, oder überhaupt durch weitere Deftillation von 
Branntwein, Liqueur bereiten, nicht weiter in Anwendung 
gebracht werde, 

Indem ich diefe Allerhöchfte Beftimmung hierdurch zur 
Öffentlichen Kenntniß bringe, bemerke ich, daß Deftillirges 
räthe die nicht zur BranntweinsFabrifation aus Maifche 
‘oder andern Subftanzen, fondern lediglich jur Liqueurbereis 
tung benutzt merden, und deren Inhaber nicht im Beſitz 
von Maifchgefäßen find, ferner der allgemeinen Aufſicht der 
Steuerbehörde, gleich mie Deftillirgeräthe, welche ausfchließs 
lich zu anderem Gebrauche, als zur Branntmeinbereitung, 
gehalten werden, unterworfen bleiben. 

Berlin, den 23. Dezember 1833. 
Der Finanzminifter. 
Manfen. 


32. 


Bekanntmachung der Königl. Provinzial⸗Steuer⸗Direk⸗ 
tion zu Stettin, die Einmauerung der Maifch 
bottiche betreffend. 





Es ift in neuefter Zeit verfchiedentlih für vortheilhaft 
erachtet worden, die Maifchbottiche in den Branntweins 
brennereien mit Mauerwerk zu umgeben. 

Eine ſolche Vorrichtung gehört nicht nur zu denjenigen 
Veränderungen des Brennereisfofald und der Brennerei 
geräthe, welche nach $. 11. des Maifchfteuer-Negulativs vom 
1. Dezember 1820. der Steuerbehörbe recht zeitig und mit 
Einreichung eined neuen Grundriffes der Brennerei anges 
zeigt werden müffen, fondern es muß auch, da ein ſolches 
Einmauern der Bottiche die $. 5. ded Regulativs ange: 
‚ordnete Schiefftellung unthunlich macht, die Einwilligung 
zu folyer Vorrichtung dem Hauptamte des Bezirks vorbe⸗ 
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halten, und an die von demſelben fuͤr jeden einzelnen Fall 
vorzuſchreibenden Bedingungen geknuͤpft werden. 

Jeder Brennerei⸗Inhaber, der eine ſolche Einmauerung 
beabſichtigt, hat daher dem Hauptamte davon Anzeige zu 
machen, und deſſen Beſcheid uͤber die Bedingungen, unter 
denen ihm die quaest. Anlage geftattet werden kann, abzus 
warten; andernfalld aber die aus Unterlaffung der Anzeige, 
event. aus der nöthig erachteten Abänderung der ohne Eins 
willigung der Steuerbehörde ‚gemachten Vorrichtung entſte⸗ 
henden Nachtheile lediglich fich felbft zugufchreiben. 

Stettin, den 2. Dezember 1833. 

Der Geheime Ober-Finanzrath und Provinzial-Steuers 
Direktor. 
Bochlendorff. 


33. 

Eirfulars Verfügung der Könige. Regierung zu chen, 
an fämmtliche Landräthe, ven Mißbrauch des Waaren⸗ 
verfehrs auf Beftellungen zum verbotenen Hauſir⸗ 
handel betreffend, 





Sehr häufig wird bei Inftruftion von Gewerbe⸗Steuer⸗ 
Prozeſſen Seitens der Kontravenienten die Ausrede ge 
macht, daß die Waaren, welche fie bei fich führen, ihnen 
von Kunden früher beftellt worden feien, was die legtern 
gewöhnlich im Allgemeinen bejahen. 

Die duch Waarenverfendung zuc Auswahl auf unbes 
ſtimmte Beftellungen gefriebene Art des Verkehrs giebt jes 
doch lediglich einen Deckmantel für den verbotenen Haufirs 
handel mit Ellen und Kolonialmaaren ab, welcher nicht 
ferner geduldet werden Fann. 

Wir theilen Ihnen daher in der Anlage (a.) einen Aus⸗ 
zug aus dem Mefktipte des Heren General» Direktors der 
Steuern vom 5. Februar 1829, mit dem Auftrage mit, hier⸗ 
nach die Veranlagungds und Polizeibehoͤrden näher gu ins 


920 


firuiren, und bei vorfommenden Kontraventionen die Unter: 
ſuchung demgemäß einzuleiten. 
Achen, den 30. Dftober 1833. 
RKoͤnigl. Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung ‘der Steuern, Domainen 
und Forften. 


Wenn das Regulativ vom 28. April 1824. im $. 2, 
einen Gewerböbetrieb im Umherziehen nur dann annimmt, 
falls die Waaren, ohne Beftellung, an einen Ort außer 
halb des Wohnortd gebracht worden, fo ſchließt es daducch 
nur die Fälle, ald zum Haufichandel nicht gehörend, aus, 
wo nicht etwa bloß der Verkäufer beftellt worden, um, bei 
feinem Eintreffen, beliebige Waaren von ihm auszunehmen, 
fondern wo auch die Beichaffenheit und Menge der Waare 
und der dafür zu erlegende Preis ſchon vor der Ueberfen- 
dung feft verabredet waren, mithin der Weberbringer nur 
den Transport der fchon verhandelten Waaren bewirkt. Der 
allgemeine Auftrag fogenannter Kunden, bei dem naͤchſten 
Eintreffen an ihrem Wohnorte bei ihnen anzufragen, ob 
und melde Waaren fie bedürfen, kann alfo für eine Be 
ffelung, durch welche der Feilbietende die Anfchuldigung 
des Haufichandels von ſich ablehnen Fann, nicht anerkannt 
werden. 

Hiernächft fcheint ed aber auch, daß dem Einwande, die 
überbrachten Waaren feien beftellt gewefen, auch in der 
Beziehung zuviel Gewicht beigelegt wird, daß dadurch nicht 
bloß der Mangel eines Gewerbſcheins für gerechtfertigt, 
fondern der ganze Verkehr felbft für gefeglich gehalten wird, 
da es doch! vielmehr, auch bei dem wirklichen Nachweiſe der 
Beftellung, immer noch darauf anfommt, welches Gewerbe 
dann der Ueberbringer überhaupt treibt. 

‚Sollte derfelbe behaupten, bloß als Bote dabei betheis 
ligt zu fein, fo muß man doch auf einen Handeltreibenden, 
als Abfender, zurückkommen, gegen welchen dann die in der 
Berordnung vom 29. November 1824. angeführten Kontrolls 
Maßregeln mit Erfolg in Anwendung zu bringen find. 
Kann aber der Ueberbringer nicht nachweifen, dag er felbit 
nur Bote fei, fo fällt er felbit in die Klaffe der gewerb⸗ 
fteuerpflichtigen Handeltreibenden, und es kommt dann dar⸗ 
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auf an, an welchem Drte er den ſtehenden Handel treibt, 
und ob er dafelbft in die Steuerrolle eingetragen ift. Mehr 
oder weniger wird er felbft dann den in der Verordnung 
so 19. November 1524. angeordneten Kontrollen unters 
iegen. 
® Berlin, den 5. Bebruar 1829. 
Der General» Direktor der Steuern, 
J Maaßen. 





D. 
Poſt-Verwaltung. 


34. 
Auszug aus dem General⸗Cirkulare des Koͤnigl. Gene 
ralpoftamts, an fämmeliche Poftanftalten, verfchiedene 
Poftvorfchriften und Anordnungen betreffend. 





Geldfendungen mit Privatgelegenheit. 
- 9 In dem Eirkulare vom 18. Mai 1830. Nr. 16. ift 
den Poftanftalten bekannt gemacht worden, daß zur Erleich⸗ 
terung des Verkehrs die Verfendung von baaren Geldern 
durch Erpreffe nachgelaffen worden fei. Diefe dem Publiko 
zugeftandene Vergünftigung wird, mit Vorbehalt des Wis 
derrufs, hierdurch noch weiter dahin ausgedehnt, dag auch 
alle aus dem Auslande mit Privatgelegenheit anfommende, 
nach einem Orte des Auslandes beftimmte Geldfendungen, 
wenn fie durch das Preußifche Gebiet, ohne Umladung und 
ohne Wechfel der Transportmittel, nur franfiticen, dem Poft- 
zwange nicht unterworfen fein follen. Dagegen bleiben alle 
Geldfendungen, welche, mit Privafgelegenheit aus dem Aus⸗ 
lande Eommend, nach einem Drte des Inlandes beftimmt 
find, oder, aus dem Inlande herruͤhrend, mit Privatgeles 
genheit nach dem Auslande befördert werden follen, nad 
wie vor, auch in dem Falle dem Poſtzwange unterworfen, 
wenn die Fäffer, Kiften oder fonftige Behältniffe, in wel⸗ 
chen das Geld verpackt ift, ein höheres Gewicht haben, als 
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dasjenige iſt, welches die Gefege für die Annahme von 
Geldfäffern zur Poſt beſtimmen. Werden folhe unverhälts 
nißmaͤßig große oder ſchwere Fäffer und Behältniffe mit 
baaren Geldern, in Folge der durch ihre gelegentliche Bes 
förderung verübten Poft-Kontravention, in Beichlag genoms 
men, fo hat die betreffende Poftanftalt, von welcher die fos 
fortige Weiterfendung derfelben mit der Poft zu bewirken 
ift, anzuordnen, daß die Fäffer ꝛc. unterwegs auf dem Pofts 
wagen liegen bleiben, und erft an dem Beflimmungsorte, 
oder da, mo ein Wechfel des Poſtwagens ſtattfindet, abs 
und umgeladen werden. Auch muß die abfendende Poftans 
ftalt in dem Falle, daß der Betrag des verpackten Geldes 
aus den Papieren ded Fuhrmanns, Schiffers oder Boten 
nicht hervorgehen follte, die Poftanftalt des Beſtimmungs⸗ 
ortes von der Entftehung des Geldtransports in Kenntniß 
fegen, und diefelbe veranlaffen, unter Zuziehung des Em⸗ 
pfängerd den Betrag feftzuftellen, und danach das Porto 
zu erheben. Die Poftanftalten haben fi) nach diefen Bes 
fimmungen auf das Genauefte zu achten, und von denfels 
ben auch den Grenz- Zollbeamten Mitteilung zu machen, 
damit diefe alle mit Privargelegenheit anfommende Geld: 
fendungen, wenn fie nach einem Drte ded Inlandes bes 
fiimmt find, oder aus dem Inlande herrühren, fie mögen 
ein Gewicht haben, welches fie wollen, von jetzt an unbe, 
dinge in Befchlag nehmen, und der Poft zur Weiterbefärdes 
rung und zur Verfolgung der verübten Kontravention übers 
weifen. 
Tranſit verfchledener Artikel durch Deflerreich. 

2) Den Artikeln: Tabad, Sal; und Salniter wird 
der Durchgang durch die Kaiferl. Königl. Defterreichifchen 
Staaten nur dann geftattet, wenn die Sendungen außer 
den vorgefchriebenen Deflarationen auch mit einem Paſſe 
verfehen find. Diefer muß zuvor bei der betreffenden Bes 
hörde der Provinz nachgefucht werden, in welche die ges 
nannten Artikel zur Durchfuhr eintreten folen. Sendungen 
jener Art, die auf Dejterreihifhen Gebiete ohne Paß ans 
kommen, werden mit Befchlag belegt und Fonfidzirt, Die 
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Poſtanſtalten haben die Aufgeber yolcher Sendungen hiers 
von in Kenntniß zu feen, um ſich vor Schaden zu hüten. 
Vortofreipeit des Kuratorii für die Krankenhaus: Angelegenheiten 
in Berlin. 


5) Dem durch die Allerhöchfte Kabinets:Ordre vom 7. 
September 1830. errichteten Kuratorium für die Kranken, 
haus⸗Angelegenheiten in Berlin ift auf die unter der Rubrif: 

Herrſchaftliche KrankfenhaussAngelegenheiten 
zu führende dienftliche Korrefpondenz die Portofreiheit, uns 
ter Vorbehalt der allgemein angeordneten Kontrolle über 
die Anmendung der portofreien Rubriken, bewilligt worden. 

Fortdauer der Portofreibeit des Apotheker-Vereins. 

6) Die dem Apotheker Verein im nördlichen Deutſch— 
land zeither bewilligt geweſene Portofreiheit auf Bücher; 
und Fournalfendungen findet unter den bisherigen Bedins 
gungen auch pro 1834. Anwendung. 

Attefte Über refervirtes Porto. 

7) Nach einem im Einverfiändniffe der König. Ober 
Rechnungs⸗Kammer mit dem Königl. Zuftizminifterio ges 
troffenen Uebereinfommen koͤnnen von jegt an die Attefte 
der Gerichtbehdrden über abgeliefertes refervirtes Porto das 
hin audgeftellt werden, 

dag das vom A. Sjanuar 1828. an refervirte, von 
den Parteien eingezogene Porto mit den von dem- 
Poftämtern auf den Kouverten und in den Portos 
liften verzeichneten Portobeträgen, fowie ſolche nach 
dem Reglement vom 9. April 1804. notict worden 
find, — nach Ausmeis der probemweife vorg« 
nommenen Bergleichungen — übereinftimme. : 
Die Poftanftalten haben demnach die in diefer Urt außs 
geftellten Atteſte für gültig anzunehmen. 
Verhalten bei Vorfchußpricfen. 

8) In Betreff der Feftftellung der wegen Ruͤckſendung 
von Borfchußbriefen und der Auszahlung der Borfchäffe im 
$. 72. des Porto-Regulativs fipulirten 10taͤgigen Frift, 
wird Kolgendes beftimmt: 
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a. die bisherigen diesfaͤlligen Beftimmungen in: der neues 
ften Ausgabe ‚des Porto-Negulativs ad $. 72. Litt. 
A. und B., ſowie in der Eirkular-Berfügung vom 25. 
April 1827. $. 23. werden hierdurch aufgehoben ; da⸗ 
gegen wird 

b. feftgefeßt, daß die Eolligirenden Poftanftalten in dem 
Kalle, wo fie Vorſchuͤſſe auf eigene Gefahr zu leiften 
Anftand nehmen, unfehlbar dem Borfchußbriefe eine 
fchriftliche, in die Karte feparat einzutragende Requi⸗ 
fition beizufügen haben, in welcher die diftribuirende 
Poſtanſtalt erfucht wird, zu bemerken: ob der Vor⸗ 
ſchuß angenommen worden ift oder nicht ? 


In einem fomohl, wie in dem andern Falle, ift dieſe 
Requifitior nebft darunter gefegter Antwort und Ruͤckmel⸗ 
dung fofort an das Eolligirende Poftamt zu remittiren, und 
zwar ebenfalld wieder mittelft Eintragung in die Poftfarte. 
Das kolligirende Poftamt verfährt dann in Beziehung auf 
die Auszahlung des Vorfchuffes nach Maßgabe diefer Ruͤck⸗ 
meldung. Diejenigen Poftanftalten, welche diefe Beftins 
mungen in Zukunft unbeachtet laffen, haben es fich felbft 
beizumeffen, wenn fie der daraus entftehende Nachtheil trifft. 


Das Hauptmagazin ift angemiefen worden, Formulare 
zu diefen, den Vorfchußbriefen beizufügenden Requifitionen 
drucken zu laffen, und den Poftämtern auf Erfordern zu 
verabfolgen. 

Da übrigens Fälle vorgekommen find, daß der Anrech⸗ 
nung eined Poftvorfchuffes eine betrügerifhe Abſicht des 
Abfenders zum Grunde gelegen hat, und der Vorfchußbrief 
vom Mdreffaten in gutem Glauben angenommen und er 
Öffnet worden ift, fo wird zugleich beftimmt, daß fünftig in 
ſolchen Fällen, auch wenn der Vorſchußbrief eingelöft und 
eröffnet worden, der Auszahlung des Vorſchuſſes an den 
Abfender des Vorſchußbriefes auf Benachrichtigung des Dir 
ftribuirenden Poſtamts bis zur Aufklärung der Sache Ans 
ftand gegeben werden fol, in fofern die Auszahlung nicht 
ſchon auf die oben angeordnete Ruͤckmeldung gefchehen ift. 

Reiſe⸗ 


925 

7. Reifeloften-Biqnidatioten: 
41).Zur Erleichterung der Prüfung und Feſtſtellung 
der Reiſekoſten⸗Liquidationen iſt die ſpezielle Angabe der 
Meilenzahl- von Station zu Station in den Fällen erfor 
derlih, wo Reifen auf Ummegen flattfinden, oder wo ſie 
von ber direkten Route eines Poſtkourſes abweichen. .. -. 

Die. Brüd:, Damm; und Fährgelder müffen dagegen 
in den Reifekoften- Liquidationen von jegt ab in allen Faͤl⸗ 
len von Station zu Station. fpeziel angegeben werden. 

Zuläffigfeit der Emballage aus Packpapier. 

12) Ungeachtet der bisher ergangenen Beſtimmungen 
über die Verpackung und Emballage der mit den Poften zu 
verfendenden- Päckereien find hierhbee und namentlich über 
die Zuläffigfeit. der Emballage aus Padpapier bei Heinen. 
Pädereien und Aktenverfendungen, doch noch mehrfache Dif⸗ 
ferenzen vorgekommen, zu deren gänzlicher Befeitigung Nach: 
fiehendes feftgefegt wird: 

a) Pakete bis zum Gewichte von + Pfund, mit Aus nah⸗ 
me der Werthſtuͤcke, der Geldpakete und derjenigen 
mit zerbrechlichem, fettigen und Feuchtigkeit von ſich 
gebenden Inhalte, koͤnnen, ohne Ruͤckficht auf die 
Entfernung, in Packpapier verpackt, verſiegelt und 
beſchnuͤrt angenommen werden; 

b. auf Entfernungen bis zu 10 Meilen ſollen ordinaire 
Pakete bis zum Gewichte von 5 Pfund, mit Yusnabs 
der sub 1. begeichneten, in Packpapier verpackt, mit 
Bindfaden beſchnuͤrt, und verfiegelt, ebenfalls ange 
nommen werden; 

c. Pakete, von ſchwererem Gewichte, oder auf teitere 
Entfernungen, werden nur dann in Padpapier anges 
nommen, wenn der Abfender es auf feine Gefahr ver; 
langt, und wenn derſelbe diefes auf der Adreffe felbft 
bemerft. 

Behufs des zweckmaͤßigen und fichern Transports ber Hleis 

nen, in Packpapier verpackten Pakete, welche in den Brief⸗ 

beuteln nicht Raum finden, werden fuͤr die bedeutenderen 

Kourſe nach und nach Felleiſen von angemeſſener Groͤße 
Annalen. Heft IV. 1833. Do0 _ 
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und Einrichtung angefchafft und in Gebrauch gegeben wer; 
den, welche auf einzelnen Kourfen . — — 
— worden ſind. 

‚WVertheilung der Plaͤtze der: Samölyop-Käfendin. 

Br, 43) Nach den iiden'$$. Mund 3." der Cirkular-⸗Ver— 
fügung vom 22: April 1828, enthaltenen Beſtimmungen 
über die Plaͤtze der Schnelipoſt⸗Reiſenden iſt den im Haupt: 
wagen befindlichen Reiſenden die Befugniß zugeſtanden wot⸗ 
den, bei einem unterwegs einttetenden Wechſel in den Plägen 
auf das Vorrüden zu ven, und die innehabenden Pläge 
zu behalten. 

Dieſe Befugnig fol auch auf — Reiſenden, wel⸗ 
che in Bei⸗Chaiſen Befoͤrderung erhalten, ausgedehnt wer⸗ 
den, jedoch mit der Maßgabe, daß die Plaͤtze im Haupt⸗ 
wagen ſowie in den Bei⸗Chaiſen, bis zur vorletzten eins 
ſchließlich, vollſtaͤndig beſetzt bleiben müffen, und dag mit- 
hin denjenigen Reiſenden, welche der Poſt zuletzt zugegan— 
gen ſind, und welche alſo die hoͤchſten Nummern haben, die 
Verpflichtung obliegt, die unbeſetzten Plaͤtze einzunehmen, 
wenn ihre Vorderleute darauf verzichten. 

Ein Reifender, welcher von. der. eben erwähnten Be 
faguiß Gebrauch gemacht, und auf daB Vorrüden verzich- 
tet hat, kann bei einer: fpäteren Veränderung in der Perfos 
nenzahl und namentlich wenn die Anzahl der Bei-Ehaifen- fich 
veimindert,. oder wenn diefelben ganz eingehen, auf die früs 
here Reibefolge Feinen Anfpruch machen, fonderm nur nach 
der. freiwillig beibehaltenen Nummer vorruͤcken. 

Ueber eine folhe Verzichtung auf das Vorruͤcken ba- 
ben die Poftanftalten in den Perfonenzetteln’ jedesmal die 
erforderliche Bemerkung zu machen, auch bei denjenigen 
Schnellpoften, welche von Kondukteuren begleitet: werden, 
diefe demgemaͤß zu infteuiren. -Auf denjenigen Schnellpoft: 
Kourfen, auf welchen fogenannte Kours-Beichaiſen, d. h. 
folche, ‘welche im der ganzen Ausdehnung des Kourfes, oder 
doch anf mehreren Stationen durchgehett, im Gebrauch find, 
werden die ſaͤmmtlichen Pläße in diefen Rours-Beichaifen in 
detſelben Meihefolge, welche für den Hauptwagen vorge 

ſchrieben iſt, vertheilt, und folgen unmittelbar hinter‘ den 
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Plägen ded Hauptwagens. Erft nach vollftändiger Füllung 
des Hauptwagens und der Kours-Beichaife tritt die Vers 
theilung der Pläke in den außerdem erforderlichen Stations⸗ 
Beichaifen nach den ergangenen allgemeinen Beftimmun- 
gen ein, 

Behandlung des Paſſagier⸗Gepaͤcks. 

14) Die Poftanftalten werden, mit Bezugnahme auf 
die in den $.$. 837.838. und 839. der Darftellung des Poſt⸗ 
kaſſen⸗ und Rechnungsweſens, wegen Behandlung des Paſ⸗ 
ſagier⸗Gepaͤcks, enthaltenen Vorſchriften hiermit angewieſen, 
diejenigen Reiſenden, welche im Verfolg ihrer Reiſe auf 
einen anderen, oder auf einen dritten und vierten Kours 
übergehen, darauf aufmerffam zu machen, daß das Franko⸗ 
Porto für das deklarirte Paflagier-Gepäk nicht, wie bei 
den gewöhnlichen Pofiftücken, nach der direkten Tare vom 
Anfangs bis zum Endpunkte der Reife erhoben werden 
kann, fondern daß die Portoerhebung nur nah Maßgabe 
der Lokal⸗Taxen ftattfindet, welche für die Poftanftalten ver 
Anfangs- und Endpunkt der verfhiedenen Kourfe bes 


ſtehen. 
Vereidung der Privat⸗Unterbedienten. 

19) Der in der Poſtordnung, Abſchnitt II. $.1. be 
fimmte Grundfag, daß ohne Ausnahme alle beim Poſtwe⸗ 
ſen beſchaͤftigte Unterbeamten vereidigt ſein muͤſſen, muß 
auch auf die Privat-Briefträger der Poſt-Epeditionen und 
DBrieffammlungen, und überhaupt auf alle im Privatdienft 
der Pofibeamten ftehende Unterbedienten Anwendung finden. 

Frankfurt a. M., den 26. November 1833; 

Der Generals Poftmeifter. 
v. Nagler. 
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35. 

Cirkulare des Königl. Oeneralpoftamts an fämmtliche 
Poftanftalten in Schlefien, wegen ber dem Königl. 
Provinzial Archive in Breslau bewilligten 

Portofreiheit. 

Ich habe mid) veranlagt gefunden, dem Königl. Pro: 
vinzial⸗Archiv in Breslau auf diejenige Korrespondenz und 
Sendungen einzelner Urkunden und Aktenftücke, welche die 
innere Verwaltung des Archivs felbjt, nicht aber 
das Privatintereffe einer Korporation oder eined einzelnen 
Individuii zum Gegenftande haben, die Portofreiheit inner 
halb Schleſien zu bewilligen. Die Poftanftalten in Schle- 
fien werden daher angewieſen, die von den Provinzial⸗ und 
Hrtöbehdrden, fowie von Gerichten und einzelnen Privat⸗ 
perfonen an das vorgedachte Archiv gerichtete Korrespon⸗ 
denz und Sendung et vice versa, wenn fie mit der Rubrik: 

„innere Archiv⸗Verwaltungs-Sachen“ 
verſehen ſind, portofrei zu befoͤrdern. 

Frankfurt a. M., den 10. Oktober 1833. 

Der General-Poſtmeiſter. 
v. Nagler. 


36. 


Cirkulare des Koͤnigl. Generalpoſtamts an ſaͤmmtliche 
Poſtanſtalten, ausſchlirßlich der zu Hamburg, Bremen 
und Boitzenburg, die Feſtſetzung der Poſtillon⸗ 
Trinkgelder betreffend. 





Zur Beſeitigung der Verſchiedenheiten, welche gegen⸗ 
waͤrtig in den Saͤtzen des für die Fahr- und Schnellpoften 
bewilligten Poſtillon⸗Trinkgeldes beſtehen, ſoll letzteres vom 
1. Januar f. J. ab im ganzen Umfange ber Monardie für 
Fahr⸗ und Schnellpoften, und für die Bei-Ehaifen der 
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Schnellpoſten, ohne Unterſchied mir 1 Silbergroſchen 
pro Pferd und Meile bewilligt werden. 

Bei den 2ſpaͤnnigen Fahrpoſten tritt jedoch eine Trink: 
geld-Zahlung nur in den Fällen ein, wo folche bereit frü- 
ber durch befondere Verfügungen bemilligt worden ift. 

Bei den BeisEhaifen der Schnellpoften wird eine 
zwoͤlfſitzige Chaiſe (mit incl. 10 bis 12 Perfonen)zu6 Pferden, 
neunfißige ss (sv se Te I es )sh = 
fehöfißige sr (ss 5:6 5 )s3 W 
vierfigige s (bib > s hs. )s2 

gerechnet. Einzelne unterweged abs» und zugehende Perfo-- 
nen bleiben unberückichtigt, das Trinkgeld wird vielmehr’ 
für jede Ehaife bis zum nächften Stationsorte gezahlt, au⸗ 
Ger wenn die Ehaife unterweges ganz leer wird, in welchem 
Falle dad Trinkgeld, nah Analogie des im $. 650. der 
Darftellung des Poftkaffen- und Rechnungdwefens für die 
Bergütung der Beiwagen vorgefchriebenen Grundfages, nur 
bis zu dem Zwifchenorte gezahlt wird, an welchem Die Souife 
leer wird. 

In Betreff des Poſtillon⸗Trinkgeld-Auszahlungs⸗ und 
Liquidirungs- Modus werden binnen Kurzem befondere Be 
flimmungen ergehen. 

Frankfurt a. M., den 17. Oktober 1833. 

Der General Poftmeifter. 
v. Nagler. 


37. 
Eirfulare des Könige. General-Poftamts an fämmtliche 
Poftanftalten, die Beförderung des Reiſegepaͤckes 
der Schnellpoft-Reifenden betreffend. 





Um den Schnellpoft-Reifenden hinfichtlich der mitzuneh— 
menden Effekten die möglichfte Bequemlichkeit zu gemähren, 
und den bisherigen Differenzen und Befchwerden über die 
durch die Eirfular- Verfügungen vom 22. Januar 1829. und 
2. Dftober 1831. zur Vermeidung einer Ueberfrachtung der 
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Schnellpoſtwagen angeordnete Befchränfung des Neifege 
paͤcks foviel als thunlic vorzubeugen, follen vom 1. Jas 
nsar.f. 3. ab in diefer Beziehung nachftehende Beftimmun- 
gen zur Ausführung: kommen. 

Jedem Schnellpoft-Reifenden ift die Mitnahme von 
Reifegepäc bis zum Gewichte von Achtzig Pfund mit der 
Beſchraͤnkung geftattet, daß daffelbe nicht in hölzernen Kof- 
fern oder Kiften verpadt fein darf, fondern aus Mantels 
fäcken, Iedernen Koffern oder Kollis beftehen muß, von des 
nen in der. Regel keines das Gewicht von 50 Pfd. über: 
fhreiten darf. Bei diefem Gewichts-Marimo der einzelnen 
Gegenftände kann jedoch, Falls der Umfang des Kollis ıc. 
nicht bedeutend ift, eine Abweichung bis zu 10 Pfd. nach⸗ 
geſehen werden, dieſe Nachficht audy bei höherem Gewichte, 
in einzelnen Fällen felbft bis zu 80 Pfd., dann eintreten, 
wenn der Umfang ded Kollis und der Pacdraum des Was 
gend. diefed geftattet. In Faͤllen, wo fich zu einer Reife 
bereitö ein: oder mehrere Paffagiere gemeldet haben, welche 
weniger ald 80 Pfd. Gepäd bei ſich führen, foll den fol- 
genden Jaffagieren, bis zur Ausgleichung der am Normal: 
gewichte fehlenden Pfundezahl, erlaubt werden, noch 10—15 
Pd. Gepäck mehr, ald obigen Sag, mit ſich zu führen, 
deffen Mitnahme denfelben fodann auch auf jedem weitern 
Amte, fo lange fie ihre Reife nuunterbrodhen per Schnells 
poft fortfegen, erlaubt bleibt. 

Bei Heinen Keifebedürfniffen, Nachtſaͤcken, Hutfchach- 
ten ıc., die die Meifenden unter eigener Aufficht mit 
fi führen, fol, fo lange fie von geringem Gewichte find, 
und nicht zur Verpadung ſchwerer Gegenftände benugt wer⸗ 
den, ‚einige Nachſicht ftattfinden. 

Die Amtövorfteher und die betreffenden Beamten blei- 
ben dafür verantwortlich, daß hiermit Fein Mißbrauch ges 
trieben wird. Das Freigewicht für Schnellpoft-Reifende 
bleibt ferner zu 30 Pfd. pro Perfon feftgeftell. Für die 
Ueberfracht foll, ohne Ruͤckſicht auf deren Gefammtgewicht, 
bis zu 20 Pfd. einfchließlich, das gewöhnliche Päcerei- 
Porto, für diejenige Weberfracht aber, welche über das 
Gewicht von 20 Pfd. vorhanden ift, neben dem gewoͤhn⸗ 
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lichen Bäckerei: Porto, noch ‚der für Paketſendungen per 
Schnellpoſt feftgefegte Zufhlag von 50 Prozent erhoben wer⸗ 
ven. Zur Aberfichtlicheren Konttolfe iſt die mit dem Zuſchlag⸗ 
Porto austaritte Ueberfracht in’den Perfonenzetteln abge⸗ 
ſondert aufzuführen. - el BIETE Dean nel 

Hinſichtlich der Werfendung von Bäckereien mit den 
Schnellpoſten bleiben die ergangenen Beſtimmungen vor⸗ 
laͤufig in Kraft. Von dieſer Verſendung werden jedoch 
Auſternfaͤſſer, Fiſchkoͤrbe, Wildpret und uͤbelriechende oder 
Feuchtigkeit ‚von ſich gebende Gegenſtaͤnde hiermit wieder— 
holt. ausdruͤcklich ausgeſchloſſen. Dieſe Beſtimmungen koͤn⸗ 
nen, hinſichtlich der wit dem Auslande in Verbindung ſte— 
henden Schnellpoft-Rourfe, vorläufig nut fo. weit, ald die 
beftehenden DVerabredungen mit den fremden Poftbehörden 
denfelben nicht entgegen freten, zur Ausführung gebracht 
werden. Sobald auch dad Einverftändniß diefer Behörden 
bewirkt fein wird, follen die betheiligten Poftanftalten da- 
von benachrichtigt werden. 
Im April und September jeden Jahres haben die Poſt⸗ 
anftalten. des Anfangs und Endpunftes der Schnellpoft: 
Kourfe, ſowie die auf diefen Kourfen belegenen Ober⸗Poſt—⸗ 
ämter, nach vochergegangener gründlicyer Erörterung, dar⸗ 
über ausführlichen Bericht zu erflatten, in welcher Art die 
Ausführung der vorgedachten Beflimmungen vortheilhaft 
oder nachtheilig auf das Schnellpoft-Inftitut eingemirkt hat? 
— Den fämmtlihen Poftanftalten mache ich die genaue und 
umfichtige Ausführung der hier gegebenen Borfchriften zur 
ſtrengſten Pflicht. 
- . Sollten auf einzelnen Kourfen bie jegt in Gebrauch 
befindlichen Schnellpoftwagen den zur Aufnahme der nad) 
gegebenen Reife-Effekten erforderlichen Packraum nicht dar» 
bieten, jo haben diejenigen Poſtaͤmter, auf deren Etat diefe 
Wagen ftchen, wegen deren Abänderung dem General⸗Poſt⸗ 
amte ſofort geeignete Vorſchlaͤge zu machen. 

Frankfurt a. M., den 8. Dezember 1859. 

Der General:Poftmeifter. 
v. Nagler. 
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38. 
Cirfulare des Königl. Generalpoftamts an fämmtliche 
Poftanftalten der Monarchie, excl. derjenigen in Ham⸗ 
burg, Bremen, Krakau und im Meclenburgifchen geles 
genen, die Verhältniffe mit den durch Zollvereine 
verbundenen Staaten betreffend. 





Den Poftanftalten ift bereits aus Nr. 21. der Gefeß- 
Sammlung diefed Jahres bekannt, daß mit den König» 
reihen Sachſen, Baiern und Würtemberg, fomwie 
mit den zu einem Thäringfchen Zoll. und Handels: 
vereine verbundenen Regierungen, naͤmlich: den Res 
gierungen von Sachſen⸗Weimar⸗-Eiſenach, Sach—⸗ 
fen» Meiningen, Sahfen- Altenburg, Sadfens 
Koburg-Gotha, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Schmwarzburg:-Rudolftadt, Reuß-Schleitz, Neuß 
Greig, und ReußsLobenftein und Ebersdorf, Zoll 
vereinigungs- Verträge abgefchloffen worden find, welche mit 
dem 1. Januar k. F. zur Ausführung kommen werden. 

Bon diefem Termine an, werden die vorgedachten Län, 
der, fowie der zum Thüringfchen Zollvereine gehörende Kurs 
fürftlih Heffifhe Kreis Schmalkalden, in Beziehung auf 
das Zoll; und Steuerwefen ald Preufifches Inland behans 
belt, und es treten deshalb, wie aus dem Zollvereinigungss 
Bertrage, auf welben die Poftanftalten hiermit vermwiefen 
werden, mit Mebrerem zu erfehen ift, Hinfichts der fteuers 
amtlichen Behandlung der Poftgäter ganz diefelben Grund: 
fäge ein, mie fie für den Poftverkehr der Preußifchen Pro: 
dinzen untereinander mit oder ohne Berührung des 
Auslandes beftchen. Da Preußifcher Seitd die Städte 
Erfurt, Suhl, Schleufingen und Gefell in den 
Thüringifchen Zollverein aufgenommen find, fo bört für 
diefelben die bisherige Beftimmung, nach welcher fie in 
fteuerliher Beziehung, wie im Auslande gelegen, betrachtet 
werden, mit dem 1. Januar k. J. auf, und find fie nun 
auch in diefer Hinfiche wie die übrigen Preußifchen Ort⸗ 
{haften zu behandeln. 
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Die Poftanftalten haben ſich nach diefen Beſtimmun⸗ 
gen’ und dem meitern Inhalte der Bollverträge genau zu 
achten. ' 

"Zugleich wird den’ Poftanftalten noch befannt gemacht, 
dag den zum Thäringifchen Zollverbande vereinigten Regie⸗ 
rungen Die portofreie Beförderung der Korreſpon— 
denz in Zolls und Steuerfachen, in fofern diefelbe mit eis 
nem Öffentlichen Siegel verfchloffen, und mit dem Rubro: 

„Thuͤringſche Zollvereinds Sachen” 
verfehen if, auf den Preußifchen Poften zugeſtanden wor⸗ 
den iſt. 
Wegen Bewilligung gleicher Portofreiheit auf den Fuͤrſt⸗ 
lich Taxiſchen Poſten ſind die erforderlichen Antraͤge for⸗ 
mirt worden. 

Berlin, den 20. Dezember 1833. 

General⸗Poſtamt. 

In Abweſenheit des General-Poftmeifters. 

Piſtor. Ballhorn. Schmuͤckert. Naumann. 

Seidel. Timme. 


39. 
Cirkulare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts, an ſaͤmmtliche 
Poſtanſtalten, die portofreie Befoͤrderung der dienſtlichen 
Korreſpondenz zwiſchen den Preußiſchen und den Meck⸗ 
lenburg⸗Schwerinſchen Behoͤrden betreffend. 





In Folge einer mit der Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Ober⸗Poſtbehoͤrde getroffenen Uebereinkunft, 
fol vom 1. Januar k. J. an, vorläufig auf einen Zeitraum 
von 5 Jahren eine portofreie Befdrderung der dienftlichen 
Korrefpondenz zwifchen den Preußifhen und den Medlen- 
burg-Schwerinfchen Behdrden unter nachfichenden Bedin⸗ 
gungen eintreten: 

a. die Portofreiheit findet nur fuͤt Korreſpondenz Statt. 

Geld» und Paͤckereiſendungen find davon ganz ausge⸗ 
ſchloſſen. 
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b. Zur Erlangung. der Portofreiheit muß die Korreſpon⸗ 
denz mit einem oͤffentlichen Siegel verſchloſſeu und 
von einer Preußiſchen Landesbehoͤrde an eine Mech 
lenburg⸗ Schwerinſche Behoͤrde, oder an ‚einen. Mech 
lenburg⸗ Schwerinſchen "Staatsbeamten, ‚oder umge⸗ 
kehrt, von einer Mecklenburg⸗Schwerinſchen Landes⸗ 

behoͤrde an eine Preußiſche Behoͤrde, oder. an einen 

Preußiſchen Staatsbeamten, gerichtet. fein: 
_ preufifcher Seits wird diefe Portofreiheit ehr. folgende 


Behörden in Anwendung kommen: 


1) die Königl. SMAE EI und obere Verwaltungs · 
behoͤrden; 


2) die Koͤnigl. Regierungen; 


3) die landraͤthlichen Behoͤden 
4) die ſtaͤdtiſchen Polizeibehoͤrden; 
5) die ſaͤmmtlichen Juſtizbehoͤrden; 


Mecklenburgiſcher Seits dagegen fuͤr nachſtehende Behoͤrden: 


1) das Geheime Staatsminiſterium; 

2) die Regierung und Lehnkammer; 

3) dad Kammer⸗ und Forſt⸗Kollegium und die Reluitions⸗ 

Kommiſſion; 

4) bie ſaͤmmtlichen Juſtizbehoͤrden; 

5) das Hofmarſchallamt; 

6) das Kriminal⸗Kollegium zu Bügon; |" 

7) das Landarbeitshaus zu Guͤſtrow; 

8) der Gendarmerie⸗Chef; 

9) der Zuchthaus⸗ oder a ene Doemiß; 
40) die Domanial-Amtöbehörden; 
11) die ftädtifchen Polizeibehörden. 

c. Die allgemeine Bezeichnung: Herrſchaftliche Dienſt⸗ 
Sache” iſt zur Begründung der Portofreiheit nicht 
ausreichend, vielmehr muß die Korrefpondenz mit 
einer genauen Rubrizirung des Inhalts auf der 
Adreſſe verfehen fein; 

d. die OelasbiihefobaDeneGEn unterliegen der Porto, 
Zahlung. 
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Nach diefen Beftimmungen haben die Boftanftalten genau 
zu verfchren. 
Frankfurt a. M., den 22. Dezember 1835. 
Der GeneralPoftmeifter. 
v. Rasler. 


40. . 
Cirkulare des Königl. Generalpoftamts an fämmeliche 
Poftanftalten, das Berfahren mit den Fahrpoſt⸗Sen⸗ 
dungen nach Rußland betreffend. 





Mit Bezugnahme auf die Eirfular-Verfügung Nr. 8 
vom 6. Juni d. J. werden die Poftanftalten davon in 
Kenntniß gefeßt, daß die Fabrpofts Verbindung mit Ruß: 
land, auf dem Wege über Tilfit und Tauroggen, mit dem 
41. November c. in Gang fommen wird. 

Bei den Fahrpoft-Sendungen nah Rußland ift Fols 
gendes zu beobachten: 

1) Das Gewicht eined jeden einzelnen Pakets ıc., ohne 
Kückfiht auf den Inhalt, darf 40 Pfund nicht über, 
ſchreiten. 

2) Jede Sendung muß von einer genauen Deklaration 
über Inhalt, Anzahl und Werth der Waaren ıc. bes 
gleitet fein. Diefe Deklaration, welche in zweifacher 
Ausfertigung erforderlih ift, kann in deutfcher Spras 
che abgefaßt fein. 

3) Waaren, deren Einfuhr in Rußland durch den Ruſſi— 
fhen Zoll-Tarif unterfagt iſt, dürfen in den Paketen 
nicht. enthalten fein, widrigenfalls fie an der Grenze 
zuruͤckgewieſen werden. 

4) Eben fo wenig dürfen den deklarirten, zur Einfuhr erlaub- 
ten Waaren, Geld, Briefe, Flüffigkeiten, Pulver oder 
andere brennbare Materialien beigepackt werden, 

Selbft die Beipackung oder die Mitnahme un ver—⸗ 
fiegelter Briefe wird in Rußland als eine Kontra: 
vention betrachtet. 
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5) Die Paͤckerelen nad) Rußland koͤnnen unfrankirt abs 
gehen. 

Die Adreffirung derfelben an einen Spediteur in 
einem Preußifchen oder Ruffifchen Grenzorte ift in dem 
Falle, daß die Sendungen mit der Poſt fogleich weiter 
gehen follen, nicht mehr erforderlich; dagegen bleibe 
diefelbe nothmwendig, wenn diefelben von der Preußi- 
ſchen oder Ruffifhen Grenze ab auf andere Weife be 

- fördert werden follen. 

6) Unverfiegelte Begleit:Adreffen zahlen Fein Porto. 

Es können auch verfiegelte Adreffen und Begleitbriefe 
mitgehen, wofür aber das Briefporto befonders be- 
rechnet wird. 

7) Zur Perfonenbeförderung dienen in Rußland die Di- 
ligenzen, deren eine zwifchen Tauroggen, Riga und St. 
Petersburg befteht. 

Mit den PäcereisPoften findet in Rußland eine 
Perfonenbeförderung nicht Statt. 

8) Bei der Portoberechnung für Päckereien wird in Kuf- 
land die Brieftare in der Art in Anwendung gebracht, 
dag für jedes Pfund das einfache Briefporto in Anfag 
kommt. Die Briefporto-Tare von Tauroggen nad) den 
verfchiedenen Gouvernementd und Hauptflädten ift hier 
beigefügt. 

Sie ift noch in fogenannten Preußiſchen Grofchen 
auögefertigt, von denen drei einen Silbergrofchen aus; 
machen. 

Diefem Porto tritt die Affekuranz- Gebühr Hinzu, 
welche nach dem deflarirten Werthe der Sendung, für 
die Entfernung von weniger ald 500 Werfte zu einem 
halben Prozent und für Entfernungen über 500 Werfte zu 
einem ganzen Prozent berechnet wird. 

Die Entfernungen von Tauroggen bis zu fämmtli- 
hen Ruſſiſchen Städten find dem Poft- Departement 
bis jegt nicht vollftändig befannt geworden. Bis zu 
deren Mittheilung kann die Affefuranz-Gebühr daher 
in Sranfofällen nicht vom Abfender erhoben, fondern 
muß vom Empfänger gezahlt. werden. 
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9) Mit der Fahrpoſt kann in Rußland auch baared Geld 
oder Elingende Münze verfandt werden. 

Bei der Erhebung ded Porto und der Affekuranz- 
Gebühr dafür wird in derfelben Art verfahren, wie bei 
Päckereien, mit der Ausnahme, daß, wenn die Münzen 
in einem Papier-Kouvert verfandt werden, und menis 
ger als ein Pfund wiegen, das Porto für jedes Loth, 
wie für einen einfachen Brief berechnet wird. 

10) Beim Preußifchen Porto für die Sendungen nach und 
von Rußland wird die den Poftanftalten unterm 6. 
Juni c. mitgetheilte Tare für Laugszargen, unter Ans 
wendung der Beftimmungen des Tar-Regulativs vom 
15. Dezember 1824., zum Grunde gelegt. 

Nach diefen Vorfchriften haben die Poſtanſtalten 
genau zu verfahren, auch diejenigen ausländifchen Poftans 
ftalten, von denen Fahrpoft-Sendungen nach Rußland ein? 
gehen, von denfelben in Kenntniß zu fegen. 

Frankfurt a. M., den 4. Oktober 1839. 
Der General: Poftmeifter. 
v. Ragler. 


IV. 
Landkultur. 


41. 

Schreiben des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern fuͤr 
Handel und Gewerbe an das Koͤnigl. Juſtizminiſterium, 
die Diäten der Feldmeſſer in Separations⸗ und 
Regulirungsgefchäften betreffend. 





Indem ich mich beehre, den Bericht des Landgerichts 
zu Gnefen vom 26. v. M. nebft Anlage bier wieder beizu⸗ 
fügen, welchen Ew. Epcelleng mir mittelft Signatur vom 
10. d. M. zur Yeußerung über die danach ftreitige Frage 
wegen der Diäten der Feldmeffer, gefäligft haben vorlegen 
laffen, muß. ich die Anſicht ded Landgericht für die richtige 
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bezeichnen, indem die Eirkular- Verfügung vom 19. Zunt 
1821. *) lediglich die Diäten der Feldmeſſer in Separations- 
und Regulirungdgefchäften **) gemeint hat, ſowie fie dann 
auch aus der betreffenden Abtheilung meines Minifteriums 
nur an die General:Kommiffionen ergangen ift. 

Berlin, den 29. Oktober 1833. 
v. Shudmann. 

des genigl. — Geheimen Staats⸗ 


und Juſi ee Herrn Mühler, 
Excellenz. 


42. 
CirfularsReffripe des Koͤnigl. Juſtizminiſteriums, an 
ſaͤmmtliche Königl. Landes-Fuftizbehörden und Unterger 


richte, die Belaſtung der Bauergüter mit hypothe⸗ 
kariſchen Schulden betreffend. 





Zur Befeitigung der Zweifel über die Anwendbarkeit 
des $. 29. des Edikts vom 14, September 1811., wonach 
Bauergüter über ein Viertel ihres Werths mit hypothefari- 
fhen Schulden nicht belaftet werden follen, haben Se. Mas 
jeftät der König mittelft Allerhöchfter Kabinet3:Ordre vom 
9. Dftober d. J. auszufprechen geruhet: 

daß diefe Vorſchrift nur auf diejenigen bäuerlichen 
Stellen ſich befchränft, welche erft in Folge der nach 
dem Edikte vom 14. September 1811. ſtattgefunde— 
nen Regulicung erworben worden find. 

Es verfteht ſich daher von felbft, daß bei der Ber 
ſchuldung anderer bäuerlichen Nahrungen die Dispofitions- 
fähigkeit des DBefigers, ohne Ruͤckſicht auf die Vorfchrift 
des $. 29. des Edikts vom 14. September 1811., geprüft 


werden muß. 
Berlin, den 15. November 1833, 
Der Juftizminifter. 
Mühler.. 


» Jabrg. 1821. 2te8 Heft, ©. 326, { —— 
**) Nicht auch im gerichtlichen Angelegenheiten, in welchen der» 
gleichen Beamte als Sachverfiändige zugezogen werden. 
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Allerhoͤchſte Kabinets-⸗Ordre, wegen der vor ber Anſtel⸗ 
lung oder Befoͤrderung von Geiſtlichen und oͤffentlichen 
Lehrern zu haltenden Nachfragen in Beziehung auf 
etwaige frühere‘ Theilnahme an verbrecheriſchen 
Verbindungen. 





Aus den im ‚anliegenden Berichte, der Miniſterial⸗Kom⸗ 
miſſion ‚angeführten Gründen finde Ich ed etforderlich, daß 
Sie, wie es früher durtch Meine DOrdre vom 12, April 1822.*), 
für. die Jahre 183%. bereits beſtimmt gemefen äft, vor jeder 
Anſtellung oder Befdrderung eines Geiftlichen.und Öffentlichen 
Lehrers, ber die Univerfität'in Oftern 1827. noch nicht verlaffen 
hatte, fiber deffen Anftellungsfähigkeit mit der Minifterial- 
Kommiflion (conf. Aul. a.) fommuniziren, um Gewißheit zu 
erlangen, daß derfelbe nicht zu den Studirenden gehört habe, 
denen die Verwaltung eines ‚geiftlichen ‚oder Lehramts in 
Betracht ihrer Theilnahme an verbrecherifchen Verbindungen 
verſagt ‘werden muß, da die hierüber ermittelten Thatfachen 
in Ihrem Minifterium nicht fo vollftändig vorhanden fein 
fönnen, als bei der Minifterial-Kommiffiot. Cine gleiche 
Beftimmung foll auch bei den aus dem Auslande zu berüs 
fenden Lehrern und Seelforgern ftattfinden. Was die Aus⸗ 
länder betrifft, ſo überlaffe Ich Ihrer nähern Erwägung, 
ob es nicht am zweckmaͤßigſten fein werde, deren Anftellung 
ganz zu uͤntetlaſſen, wenn ſie nicht bereits beſondere Ans 
fpruͤche erworben habei, und dieſe Beſtimmung auch auf 
die Privat⸗Patronatſtellen auszudehnen, zumal über ihre 
fruͤhern Verhaͤltniſſe aus. hiefigen Verhandlungen in der 
Kegel eine vollfiändige Auskunft nicht zu erhalten fein 
wird. Hierunter ſind jedoch Berufungen ausländifcher Got 
teögelehrter und Schulmänner von anerkannten perfönlis 


*) Gefeh-Samml. Jahrg. 1822. ©. 105. 
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chen und literarifchen Rufe nicht zu verfiehen, da es in 
Anfehung diefer Ihnen und der Minifterials Rommiffion 
leichter werden wird, fich die zuverläffigften Nachrichten 
über ihren fleckenlofen Wandel und ihre lautern Gefinnun- 


gen zu verfchaffen. 
Berlin, den 17. Mai 1834 


Friedrich Wilhelm, 


An 
den Staatsminiſter, Freiherrn v. Altenſt ein. 


Auf den Bericht vom 4. d. M., betreffend die erfolgte 
Verhaftung der Auskultatoren N. N., und die bei diefer 
Beranlaffung gemachte Anfrage über die Beſtimmung und 
die Befugniffe der Miniſterial-Kommiſſion eröffne, ich dem 
Kriminal-Senat ded Königl. Oberlandesgerichtö, daß nach 
der Ernennung der durch den Befchluß der deutfchen Bun— 
deöverfammlung vom 20. Juni pr. eingefeßten Eentralbes 
börde zur Unterfuhung der politifhen Umtriebe, des Kös 
nigd Majeftät unterm 23. Juli pr. jene Kommiffion einzus 
fegen geruht haben. 

Die Beſtimmung derfelben ift, die Kommunikation mit 
der nur erwähnten Eentralbehörde zu unterhalten und das 
für zu forgen, daß die hier in dem Preußifchen Staate ans 
hängig werdenden, nad) dem allegirten Bundeäbefchluffe 
einzuleitenden Unterfuchungen, deren Führung nach Seiner 
Majeftät Befehle vom 6. Juli pr. dem Koͤnigl. Kammer⸗ 
gerichte übertragen worden tft, mit Gründlichkeit und Voll⸗ 
ftändigfeit, audy mit der möglichften Befchleunigung geführt 
werden. Was die Befugniffe diefer Kommiffion. betrifft, fo 
haben Seine Majeftät ausdrücdlich zu befehlen geruht, daß 
diefelbe überall einzugreifen habe, mo es deffen nach ihrer 
pflichtmäßigen Einficht für die Zwecke der Unterfuchung bes 
dürfen, und wo nach ihrem getwiffenhaften Ermeffen zu. bes 
forgen fein möchte, daß eine buchftäbliche Anwendung der 
dieffeitigen Gefege und der Kriminalordnung diefe Zwecke 
ganz oder theilmeife vereiteln würde. Seine Majeftät haben 
dabei ausdrücklich angeordnet, daß die Miniſterial⸗Kom⸗ 
miffion darüber entfcheiden foll: 3 — 

1) ob und gegen wen die Kriminalunterſuchung einzu— 

leiten ? R 

. 2) 
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2) welchem richterlichen Beamten die Führung derfelben 
unter der Leitung des Kammergerichts zu übertragen 
fein möchte? und 

3) ob ein hinreichender Grund zur Verhaftung und eben 
fo zue Entlaffung eines Angeſchuldigten oder zur: Yus, 
lieferung an eine fremde Behörde vorhanden hie 

und das Königl. Kammergericht ift angemiefen worden, meis 
nen, in Beziehung auf diefe drei Gegenftände, Namens der 
Miniſterial⸗ Kommiffion ergebenden Verfügungen, unanges 
fehen, ob und worin die Kriminalordnung hiervon abmeiche, 
Folge zu leiften. 

Ich bemerke noch, daß die von der Kommiffion auss 
gegangenen Verhaftöbefehle ohne Ausnahme auf den Ans 
trägen des Königl. Kammergerichtö beruhen. 

Berlin, den 14. Juli 1834. 

Der ayefüumtuifter, 


übler. 


An 
den Kriminal Senat des Königl. Ober- 
Iandesgerihts zu Frankfurt a. D., und 
abſchriftlich zur Nachricht an das Königl: 
Dberlandesgericht zu Magdeburg, fonte 
am das Präfidvium des Dber-Appel- 
Iationsgerichts zu Dofen. 





” 44. — 
Cirkular⸗ Verfügung des Koͤnigl. Konſiſtoriums und 
Schulkollegiums der Provinz Brandenburg, an ſaͤmm— 
liche Direktoren der Gymnaſien, daß Studirende ber 
Theologie, mit dem Zeugniffe Nr. III. zur Prüfung 
pro licentia concionandi nicht zugelaffen wers 
den follen. 
Das Königl. Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts 
und Medizinal-Angelegenheiten hat mittelft Reſtripts vom 
31. 9. M. feftgefegt, daß diejenigen Theologen, welche bei 
der Abiturienten⸗Pruͤfung nicht das Zeugnig der unbeding⸗ 
ten oder bedingten Tüchtigfeit — Nr. I. oder Nr. I. — erhal 


ten, oder, falls fie mit dem Zeugniffe der Untächtigkeit — Nr. 
Annalen. Heft IV. 1833. P pp ‘€ 
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1. — zur Univerfität abgegangen find, fih nachher Fein 
beffered Zeugniß bei einer wiffenfchaftlichen Pruͤfungs-Kom⸗ 
miffion erworben haben, zur Prüfung pro licentia concio- 
nandi nicht zugelaffen werden follen. 

Wir beauftragen Sie, obige Beftimmung des Königl. 
Minifterii nicht nur jegt in den oberen Klaffen der Ihrer 
Leitung anvertrauten Anſtalt befannt zu machen, fondern 
diefelbe auch in der Folge von Zeit zu Zeit auf geeignete 
Weiſe in Erinnerung zu bringen. 

Berlin, den 22. November 1833. 


Königl. Konfiftorium und Schulfollegium der Provinz 
Braubdenburg. 


45. 
Girfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Achen, an 
ſaͤmmtliche Landrärhe, die Vereidung ber evange⸗ 
lifchen Geiftlichen betreffend. 





Nah einem Mefkripte des Herrn Dberpräfidenten vom 
28.0. M. hat das Königl. Minifterium der Geiftlichen, Uns 
terrichtds und MedizinalsUngelegenheiten in einer unfer dem 
22. Mai 1823. an die Regierung zu -Coblenz gerichteten 
Verfügung. beftimmt, daß die Vereidung der evangelifchen 
Geiftlihen nach dem umftehenden Formular (Anl. a.) und 
zwar nicht bei der Drdinatiön, fondern bei der Introduk—⸗ 
tion und nach beendigtem Einfuͤhrungs⸗Akt, entweder in ber 
Kirche oder in der Saktiftei, im Beifein des Superinten⸗ 
denten, des Kirchenvorftandes und ber etwa am Orte am 


swefenden obrigkeitlichen Perfonen, erfolgen foll.- Der Herr | 


Dberpräfident hat und aufgefragen, von jet an auch nad 
diefen Beftimmungen im hiefigen Regierungsbezirke zu vers 
fahren, und follen die Protokolle über die bewirkte Eides- 
leiftung an und eingereicht erden. 

Indem wir Sie davon in Kenntniß feßen, veranlaffen 
wie Sie, bei der Vereidung der evangelifchen Geiftlichen 
für die Folge danach zu verfahren, wobei wir jedoch bes 


043 
merken: daß, mach der hier noch beſtehenden Kirchenverfaſ⸗ 
fung, bei der Introduktion, ſtatt des Superintendenten, der 
betreffende Lokal⸗Konſiſtorial⸗Praͤſident fungiert, und alfo 
auch bei der Vereidung zuzuziehen iſt. Im Verhinderungss 
falle dürften Sie den betreffenden Bürgermeifter mit der 
Bereidung beauftragen. 

Die Protokolle über die bewirkten Eidesleiftungen find 
und jedesmal vorzulegen. 
Achen, den 15. November 183. j 
König. Regierung. Abtheilung des Innern. 


a .» 
Sormular 
zum Dienfteide für die evangelifche Geiftlichkeit. 





ch N. N. ſchwoͤre einen Eid zu Gott, dem Allwiffen- 
den und Heiligen, daß, nachdem ich zum evangelifchen Pre 
diger bei der Gemeinde N. berufen worden bin, in diefem 
und in jedem andern geiftlichen Amte, zu welchem ich fünf- 
tig berufen werden möchte, ich, fowie ed einem Diener der 
chriſtlichen Kirche und des Staats geziemt, Sr. Königl. 
Majeftat von Preußen (Name des Königs), meinem aller 
gnädigften Könige und Herrn, und dem Königl. Haufe treu 
und gehorfam fein, das Wohl des Landes in dem mir an 
geroiefenen oder noch anzumeifenden Wirkungskreiſe, foviel 
in meinen Kräften fteht, befördern, die mie wohl befannten 
—5* des mir anvertrauten Amtes mit Gewiſſenhaftig⸗ 
eit erfüllen, und in meiner Gemeine als ein treuer Seel⸗ 
forger mit allem Ernft und Eifer bemüht fein will, durch 
Lehre und Wandel dad Meich Gottes und meined Herrn 
und Meiſters Jeſu Ehrifti zu bauen. 
Alles, fo wahr mir Gott helfe durch Jeſum Chriſtum. 


Ppp2 
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— 46. 

Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigs⸗ 
“berg in Pr., an ſaͤmmtliche Superintendenten ıc., bie 
urlaubs⸗Bewilligungen fuͤr Geiftliche. betreffend. 





Nach Vorſchrift des Allgem. Landrechtö, Thl. II. Fit. 
11. $.$. 413. 414. dürfen die Geiftlihen ohne Vorwiſſen 
und Erlaubniß des Superintendenten ſich niemals von den 
ihnen anvertraufen Gemeinen entfernen und verreifen. Die 
unbedingte Anwendung diefer Borfchrift dürfte indeß in der 
Praxis nicht immer ausführbar fein, da es bei unvollfom- 
menen Poftverbindungen auf dem Lande in fchleunigen und 
dringenden Fällen den Geiftlichen oft unmöglich fein würde, 
zuvor die. Erlaubniß des bisweilen ziemlich fern mwohnenden 
Superintendenten einzuholen. Deshalb wurde von dem vor⸗ 
maligen hieſigen Königl. Konfiftorium mit Bezug auf die 
Borfchriften der $:$.415.416.506. u. f. 1. c. unterm 4. Juli 
1817; eine Verfügung erlaffen,: nach welcher es bei Abwe⸗ 
fenheiten, wodurch Fein Sonntag verfäumt wird, nur der 
Anzeige an den Superintendenten über die Reiſe felbft und 
über die ‚Stellvertretung twährend derfelben bedarf. 

Da indeß der $.507. 1. c. feftfegt, daß Geiftliche, wel 
de ohne zu verreifen, gendthigt find, fich vertreten zu laffen, 
den betreffenden Superintendenten ſchon Anzeige davon zu 
machen haben, fobald die Vertretung auf länger ald drei Tage 
erforderlich ift, fo wird hierdurch nach dem Ermeſſen des Königl. 
Konfiftorii Hiefelbft und im Einverfländniffe mit demfelben 
beftimmt: 

daß es bei Keifen der Geiftlichen auf höchftens drei Tage 

und zwei Nächte nur einer Anzeige an den Superintenden- 

ten unter Angabe der wegen der Stellvertretung gettoffes 

nen VBeranftaltungen, auf längere Zeit aber deffen Erlaub- 

niß bedarf, es fei dann, daß mehr ald ein Sonntag 

verfäumt wird, in welchem Falle zuvor die Genehmis 
gung der Negierung einzuholen bleibt. 

Em. ꝛc. haben biefe Anordnung künftig, bei den jegt 

häufig zu unferer Kenntnig kommenden Abweſenheiten der 
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Geiftlihen, um fo mehr genau zu beachten, auch zur puͤnktli⸗ 
chen Befolgung derſelben die Ihnen untergeordneten Geiſtlichen 
gemeſſenſt anzuweiſen, und den Empfang dieſer Verfuͤgung, ſo⸗ 
wie das darauf Veranlaßte, in 14 Tagen uns men. 
Königsberg, den 23. Dftober 1833. 
Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für die ale und das Söifhefe. 
Reu fd. 


nV 


f 





47. 

Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, 
an ſaͤmmtliche Superintendenten, den Beitritt der Geiſt⸗ 
lichen zur allgemeinen Witrwen⸗Verpflegungsanſtalt 

betreffend. 





Damit wit uns vergewiſſern: ob auch diejenigen Herren 
Geiſtlichen, welche aus andern Regierungsbezirken und Pro- 
vinzen in eine zu umferer Verwaltung gehörige Pfarre vers 
fegt werden follten, der allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗ 
anftalt ‚beigefreten find, oder event. zu dem. nachträglichen 
Beitritt nach den beftehenden Vorfchriften verpflichtet und: 
zu veranlaffen fein würden; fo weifen wir Sie hiermit an, 

Sich bei einer jeden Introduktion eines folchen Heren: 
Geiftlichen von demfelben in einem befonderd auf- 
zunehmenden Protokolle nachweifen zu laſſen: ob er 
feine Ehefrau fhon mit der ald minimum beftimm- 
ten Summe (conf.. Verordnung vom 7. Februar 
1825., Amtöblatt vom Jahre 1825. Seite 41) bei 
der allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanftalt einge: 
kauft hat? und wenn dies etwa nicht der Fall wäre, 
mit Bezug auf die beftehenden Borfchriften zu eroͤr⸗ 
tern, ob derfelbe zu jenem Beitritt überhaupt, und 
insbefondere noch jegt verbunden fein würde, wobei 
befonderd dad Alter beider Ehegatten mit Bemers 
kung des Jahres und Tages der Geburt, der 
Tag der Kopulation und der Umftand, ob der Herr 
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Geiftliche zur Zeit ber Verheirathung fchon in einem _ 
amtlichen Berhältniffe und in welchen, ſich befand, 
zu ermitteln if. 
In jedem dergleichen Fälle. haben Sie fofort, unter 
Beifügung ded aufgenommenen Separat:Protofolls, von der 
Lage der Sache Anzeige zu machen. 
Potsdam, den 17. November 1833. 
Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulwefen. 
Meyer. 


48. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums der Geiftli« 
chen, Unterrichts» und Medizinals Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Anfertigung der an 
das erftere einzureichenden Finals Abfchlüffe der 
Regierungs:Hauptfaffen betreffend. 





Bei Bergleihung der Rechnungen über die Geiftliche und 
Schulverwaltung und über die Medizinalverwaltung, mit den 
bein unterzeichneten Minifterio freu, nach den eingereichten 
Final: Abfchläffen der Negierungd:Hauptkaffen, von diefen Vers 
waltungen, zufammengeftellten FahressUeberfichten, findet die 
Königl, Ober⸗Rechnungskammer viele Differenzen, welche ihren 
Grund darin haben, daß die Regierungs-Hauptkaffen in den 
BerwaltungsAbfchläffen andere Refultate darftellen, als in 
den Haupt: Abfchlüffen und in den Rechnungen. Um folchen 
für die Kolge zu begegnen, macht dad unterzeichnete Diniftes 
rium, im Einverftändniffe mit der Königl. Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer, die Königl. Regierung ausdrädli und ganz be 
fonders darauf aufmerkfam : 

dag, da nach Lage der Haupt: Etatd der Regierungs⸗ 

Hauptkaſſen, die Buchhaltereien für die Geiftliche und Un⸗ 

terrichtöverwaltung und für die Medizinal- und Sanitaͤts⸗ 

Berwaltung nicht abgefondert für fich beftehen, vielmehr 

nur einen integrirenden Theil der Hauptkaffen bilden, die 
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erwaltung pro 1830. 
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Bemerkungen. 
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Bemerkungen. 
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Aa. Balance 
'n Anfehung der Refiverwaltung pro 1829. 


» Die Einnabme, befichend in dem Reſtguthaben 
de 1829. der Geiftlichen- und Unterrichts Verwaltung an 
die RegierungssHauptfaffe beträgt 549 Rtl. 28 fgr. 1 Pf. 

die Ausgabe beträgt . . . .„_549 = 28 - 4 


ze 


balancirt R 


B. Balance 


in Anſehung der laufenden Verwaltung 
pro 1830. 


, Einnahme: 
am etatsmäßigem Zuſchuß aus der Regierungs = Haupte 
.. 24,855 Rt 


fe > 0 L 2fgr. 8pf. 
an fonfiigen Einnahmen . » » 2914 = 183= 4A= 





Summa der Einnahme 27,769 Rtl. 21 fgr.— = 


) Yusgabe: 


an wirklichen Ausgaben, Behufs 
ver Beiftlichen- und Unterrichts-Ner« 
valtung. . 26,744 Rt. 21ſ9. 2pf. 


am Abgängen 

der Erjparnif- 

en, welche mit 

en Ueberſchuͤſ⸗ 

en der Regie⸗ 

ungs⸗Haupt⸗ 

aſſe an die Ge⸗ 

eral⸗Staats⸗ 

aſſe abgefuͤhrt 
yorden find . 890 «18 = Ale 


Summa der Ausgabe 27,635 RI. 1019. 1 vf- 
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in den Verwaltungs sAbfchlüffen nachzumeifenden Eins 
nahmen außer dem Etat und die efatömäßigen und außer, 
etatömäßigen Soll: und Iſt-Ausgaben und Reſte, durchs 
gehends auch mit den nemlichen Summen in den Haupt⸗ 
Abfchlüffen unter den Abfchnitten für die Geiftliche, Uns . 
terrichtd- und Medizinal-Berwaltung — und folglich ganz 
übereinftimmend demnähft au in der Haupts und 
tefp. in der BuchhaltereisNechnung erfcheinen muͤſſen. 
Serner: 

daß, wie die etatömäßigen und außeretatsmäßigen Sol; 
und Ft» Einnahmen und Ausgaben und Reſte in den 
Haupt Abfchlüffen und in der Haupt: und den Buchhaltes 
reis:Rechnungen erfcheinen, auch eben fo in den, dem unters 
zeichneten Minifterio einzureichenden Auszügen aus den 
Haupt Abfchläffen, oder in den fpeziellen Verwaltungs, 
Abfchlüffen erfcheinen mäffen. 

Um die dem Minifterio einzureichenden Verwaltungs: 
Abfchlüffe in eine gleichmäßige und den Hauptkaſſen und Buch» 
haltereisRechnungen entfprechende Form zu bringen, mwird der 
Königl. Regierung hierneben ein Schema zu denfelben zuge- 
fertigt, (Anl. a.) und derfelben hierdurch aufgegeben, darauf 
zu halten, dag daffelbe von ihrer Hauptfaffe, für die, dem 
unterzeichneten Dinifterio einzureichenden Abfchlüffe von der 
Geiftlichen, und Schul und von der Medizinals und Sanis 
tätö-VBerwaltung, zur Anwendung gebracht werde. 

Da auch mehrere der gedachten Differenzen, zwiſchen den. 
Rechnungen und der beim Minifterio aufgeftellten Jahres⸗Ue⸗ 
berfichten, ihren Grund darin haben, daß die Zuſchuͤſſe, welcher 
die Geiftliche, und Unterrichtds und die Medizinal: und Sanis 
taͤts⸗Verwaltung etatömäßig bedürfen, in den Abfchlüffen ſehr 
verfchieden dargeftellt werden; fo beſtimmt das unterzeichnete 
Minifterium, ebenfalls im Einverftändniffe mit der Königl. 
Dber-Rechnungdfammer: | 

daß, wenn gleich die Verfügung vom 2. September d. J., 
nad) welcher künftig diegufchüffe aus den Etats der Geifk, 
lichen, und Unterrichtd- und der Medizinal: und Sanitaͤts⸗ 
Berwaltung weggelaffen, und in denfelben nur die etwas 
nigen eigenthümlichen Einnahmen dargeftellt werden fols 
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len, beiden jeßt noch als gültiglaufenden derartigen Etats 
noch nicht hat in Ausführung gebracht werden fönnen, Doch 
ſchon bei den Abfchläffen pro 1833. und bis zur Etatöbe- 
richtigung fo verfahren werden fol, ald enthielten diefe 
Etats den Zuſchuß nicht, daß alfo in den Abfchlüffen diefer 
Zuſchuß weder in Soll: noch Jft-Einnahme dargeftellt, und 
in Ausgabe nicht die des ganzen etatömäßigen Zufchuffes, 
fondern nur die wirklich aus demfelben vertwendeten 
Summen übernommen werden. 

Das Minifterium fordert die Königl. Regierung hier⸗ 
durch auf, ihre Hauptkaſſe hiernach zu inftruiren, und darüber 
zu wachen, daß diefelbe auch in vorgefchriebener Art verfahre. 

Berlin, den 16. Dezember 1833, 
Dinifterium der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


49. 
CirfularsReffripe des Koͤnigl. Minifteriums der Geiftlis 
chen, Unterrichts: und Mebdizinal» Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, Provinzial Schulfol« 
legien und außerordentliche Regierungs-Bevollmächtig« 
ten bei den Univerfitäten, die Ausführung der Kirchen« 
und SchulbausProjefte betreffend. 





Es ift der Fall vorgefommen, daß ein von der Königl. 
Dber-Baudeputation entworfener Plan zum Neubau einer 
Kirche bei der Ausführung verändert und eingefchränft wor: 
den, ohne daß zuvor darüber mit der gedachten technifchen 
Dberbehdrde fommunizirt worden. Ein ſolches willkührli- 
ches Verfahren, das leicht zu Mißgriffen führt, kann nicht 
gebilligt werden, und dürfen die den Bau leitenden Behör- 
den, Veränderungen und Befchränkungen folder Bau Pros 
jefte, die von der Königl. Ober-Baudeputation bereits feft- 
gefegt find, nur nad) vorgängigem Benehmen mit der letz⸗ 
tern ſich geſtatten. 
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Hiernach hat die Königl. Regierung, (das Königl. Pro: 
vinzials Schulfollegium, haben Em. ꝛc.) in folchen Fällen 
vor der Ausführung des betreffenden Baues das Erforder⸗ 
liche zu verfügen. 
Berlin, den 18. Dezember 1833. 


Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medirlnal⸗ 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


60. 


Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Gumbin⸗ 
nen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Landraths-⸗Aemter und In⸗ 
tendantur⸗Beamte, die Vertheilung der Abgaben an Kirche, 
Geiſtlichkeit, Schulen ıc., bei Dismembrationen 
von Örundftüden betreffend. 





Nachdem durch die Eirkular-Verfügung vom 19. Okto⸗ 
ber angeordnet worden ift, daß bei vorfommenden Dismem⸗ 
brationen die Vertheilung der Staatd-Abgaben ſowie der 
Abgaben an Kirche, Geiftlichkeit, Schulen zc., befonders bes 
handelt werden foll, fegen wir nunmehr über das bei Ver: 
theilung der Geiftlichen zc. Abgaben zu beobachtende Ber; 
fahren feft: 

4) daß es einer förmlichen Beftätigung der Vertheilungs- 
Berechnung Geitend der unterzeichneten Abtheilung 
nicht bedarf, und 

2) daß eben fo wenig eine Mittheilung det Vertheilungs- 
Berechnungen an die Gerichte erforderlich ift. 

Das für die Zukunft in diefer Beziehung zu beobach⸗ 
tende Verfahren ift vielmehr folgendes. 

Nachdem das Königl. Landraths⸗Amt die überhaupt zu 
entrichtenden Abgaben den beftehenden Vorfchriften gemäß 
vertheilt hat, wird die Vertheilungs-Berechnung den inter, 
effenten zur Erklärung vorgelegt. Diefe Erklärung kann durch 
die Gerichte gleichzeitig mit der Anerkennung über Vertheilung 
der Staats⸗Abgaben erfordert werden, in fofern biedurch Fein 
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Aufenthalt entfteht, fonft, und in der Regel, ift es Sache 
des Königl. Landraths⸗Amts die nothmwendige Erklärung ad 
protocollum zu nehmen, wir haben jedoch nichts dagegen 
zu erinnern, wenn die Kicchenfollegien mit Erforderung der 
Erklärung beauftragt werden. 

Haben die Autereffenten gegen die Abgaben BVertheis- 
lungs⸗Berechnung nichts zu erinnern, fo wird diefelbe dem 
Kicchenkollegio zur Achtung mitgerheilt, und dann ift die 
Sache beendet. — Bringen die Intereſſenten jedoch Einwen⸗ 
dungen vor, fo wird die Wahrheit berfelben ermittelt, und 
erwarten wir demnächft die fämmtlichen Verhandlungen zur 
Entſcheidung der Differenz. In keinem Falle ift ed nöthig, 
dag in Rücficht auf die Vertheilung der Geiftlichen ıc. Abs 
gaben die Dismembrationd + Angelegenheiten in der Haupt⸗ 
ſache aufgehalten, fondern folche können, fobald nur die 
Bertheilung der Staats: Abgaben, und insbefondere der 
Domainen-Gefälle regulirt ift, vorbehaltlich deffen, was 
nachträglich wegen der Geiftlichen ꝛc. Abgaben zu entfcheis« 
bleibt, durchgeführt werden. 

Um jedoch die Ueberzeugung zu gewinnen, daß in allen 
zur Kenntniß des Königl. Landrath- Amts kommenden Fils 
len die Vertheilung der Geiftlichen ꝛc. Abgaben auch wirk— 
lich bewirkt worden, ift und quartaliter eine Nachweifung 
der angemeldeten Dismembrationen einzureichen, in welcher 
der Name ded Haupt: und Zweigbefigers, die Größe des 
abgetrennten Grundftücs, und dad Datum des Kontrafts 
bemerkt, außerdem aber angegeben if, ob und unter wel 
chem dato die Vertheilungs-Berechnung der Geiftlichen ıc. 
Abgaben angefertigt, wenn derfelbe den Intereſſenten vor: 
gelegt, ob und welche Einwendungen dagegen vorgebracht 
find ? 

Hat das Alles im Laufe des Quartals, in welchem 
die Dismembration angemeldet ift, nicht bemerkftelligt wer, 
den können, fo muß die Sache dennoch in die Quartal⸗Nach⸗ 
weifung übernommen, und die Lage der Sache angegeben 
werden; alle diefe Sachen müffen natürlich in die nächfte 
Quartal⸗Nachweiſung wieder und überhaupt fo lange auf: 
genommen werden, bis fie beendet find, 
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Die Borlegung der erften Quartal Rachmweifung erwars _ 
ten wir zum 1. April £. J. 
Gumbinnen, den. 11. Dezember 1833. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 





di. 
Cirkular⸗Verfugung der Königl. Regierung zu Potsdam, 
an fämmeliche Superintendenten, die zeitige Anmeldung 
der Forderungen geiftlicher Inſtitute bei Subhaftationen 
von Gütern und Grundſtuͤcken betreffend, 





Um den MWeiterungen und Machtheilen vorzubeugen, 
welche in einzelnen Fällen dadurch entftanden find, daß bei 
Subhaftationen von Gütern und andern Grundftücen die 
Anmeldung der Forderungen geiftlicher Inſtitute nicht zur 
gehörigen Zeit gefchehen if, werden Sie hierdurch aufge 
fordert, die Herren Geiftlihen und fonftigen Verwalter 
geiftlicher Inſtitute Ihrer Didzefe anzumeifen, und refp. zu 
veranlaffen, daß fie bei Subhaftationen von Grundſtuͤcken, 
an welche geiftliche Inſtitute Anforderungen zu machen has 
ben, folcye recht zeitig bei den betreffenden Gerichtöbehörden 
gehörig anmelden, widrigenfals diefelben für alle, aus der 
unterlaffenen oder verfpäteten Anmeldung entftehenden Nach» 
theile perfdulich verantwortlich bleiben. 

Potsdam, den 11. Dftober 1833, 

Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulmefen. 
. Meyer. 
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52. | 
Cirfular-Berfügung ber Königl. Regierung zu Potsdam, 
an fämmeliche Superintendenten und an die reformirten 
franzöfifhen Kirchen» Presbyterien, die Stempelfreiheie 

Firchlicher Atteſte zur Vervollſtaͤndigung anderer 

Kirchenbuͤcher betreffend. 

Im Berfolg der. EirkularBerfügung vom 11. Januar 
pr., die Stempelpflichtigfeit kirchlicher Attefte betreffend, 
machen wir Sie darauf aufmerkfam, daß die Attefte, wel 
che Pfarrer auf Grund des Kirchenbuchs über den Tod von 
Perfonen zur Notiz bei dem Kicchenbuche, worin die Ges 
burt des Verſtorbenen eingetragen ift, oder ähnliche Attefte 
zur Vervollftändigung eines andern Kirchenbuchs ausſtellen, 
wenn diefe Attefte zu denjenigen gehören, welche der Tarif 
zum Stempelgefeße vom 7. März 1822. sub pos. Xttefte 
im vierten Abfag dem Attefiftempel unterwirft, nur dann 
für ftempelfrei zu erachten find, wenn aus dem Attefte 
felbft die angegebene Beftimmung zu entnehmen ift, da- 
durch alfo Fonftatirt wird, daß das Atteft nicht in Pri- 
vatſachen ausgeftellt ift, und fo zugleich dem Mißbrauch, 
der davon gemacht werden könnte, vorgebeugt wird. 

Um die getroffene Einrichtung zur Vervollftändigung 
der Kirchenbücher zu erfüllen, bedarf e& aber auch der Nuss 
ſtellung amtlicher Atteſte überhaupt nicht, fondern es genügt 
die bloße Benachrichtigung desjenigen Geiftlichen, deffen 
Kirchenbuch vervollftändigt werden fol. Eine ſolche Be 
nachrichtigung ift, wie alle amtliche Korrefpondenz, ftempels 
frei; und haben Sie die Herren Geiftlihen Ihres Super- 
intendentur-Bezirkö unverzüglich anzumeifen, hiernach von 
jegt an allgemein zu verfahren. 

Potsdam, den 8. Oktober 1833. 

König. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulwefen. 
Meyer. 
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53. 


Cirfulars Verfügung. der Königl Regierung zu Adhen; 
an ſaͤmmtliche Landräthe, betreffend die. Vorfehrungen 
in ben Kirchen zur Berbefferung der Luft in denſelben. 





Es hat fi ald fat allgemeine Wahrnehmung feftge- 
geftelt, daß die mehrften Kirchen immer ganz verfchloffen 
find, und die Zenfter derfelben ſich entweder gar nicht Öffnen 
laffen, oder doch felten gedffnet werden, wodurch in denfels 
ben eine feuchte, kalte und der Gefundheit äußerft nachthei- 
lige Luft enffteht, was ſich in vielen Kirchen an den naffen, 
fhimmelichten Wänden leicht erkennen läßt. 

Zur Abhülfe dieſes Uebelftandes, der auch auf die Ge 
fundheit den nachtheiligften Einfluß hat, müffen geeignete 
Maßregeln ergriffen werden, und es find diefe zunächft darin 
zu fuchen, daß kleinere Theile (Quadrate) jedes Fenfters 
mit. geeigneten, leicht verfchließbaren Deffnungen verfehen, 
und zwar die unterften Glasfcheiben dazu verwendet wers 
den, da die fchädlichen Gasarten ſchwerer ald die atmos 
fphärifche Luft find, und fi) nach dem Boden zu ſenken. 

Sie wollen die Kirchenvorftände Ihres Kreifes auf 
dieſe wahrgenommene Schädlichkeit mit dem Auftrage auf- 
merkfam machen, zur Abhülfe die vorbemerkte Einrichtung 
der Kitchenfenfter fogleich zu bewirken, und durch diefe Oeff⸗ 
nungen dann jedesmal nad) jedem Gottesdienſte bis zum 
Abend der Luft den freien Durchzug durch das Gebäude zu 
geftatten. n 

Gleichzeitig mit diefen Benfteröffnungen müffen aber’ 
nach jebem Gotteödienfte auch bie Kirchenthären einige 
Stunden geöffnet bleiben, da ohne dieſes die fcyädlichen 
Luftarten, die, wie gefagt, ſchwerer als die atmofphärifcye 
Luft find, nicht durch die Fenfter entweichen würden. 

Achen, den 30. Dftober 1833. 

Koͤnigl. Negierung. Abtheilung des Innern. 
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54. 
Cirkular⸗Verfůgung des Königl. Konſiſtoriums der Pro- 
vinz Brandenburg an fämmtlihe Superintendenten, den 
Nachweis der Großjährigfeit Seitens der Ausländer bes 
hufs ihrer Proflamation und Trauung im 
Inlande betreffend. 





Da Geiftlihe der Provinz über ihr Verhalten zweifels 
haft gemwefen find, wenn Ausländer vor vollendetem 24ften 
Jahre mit der Behauptung, daß fie in ihrem Vaterlande 
die Volljährigkeit erreicht haben, fi im Inlande zur Pros 
Hamation und Trauung melden ; fo finden wir und zu der 
Bemerkung veranlaßt, daß Ausländer, und folche Perfonen, 
die früher im Auslande ihr Domizil hatten, daffelbe aber 
in das Inland verlegten, nachdem fie bereit3 im Auslande 
großjährig geweſen waren, fo lange fie das 24fte Lebens: 
jahr nicht zurückgelegt haben, gehalten find, ihre nach aus- 
ländifchen Geſetzen angeblich früher erlangte Großjährigkeit 
durch gerichtliche Attefte nachzumeifen, wenn fie behufs ihrer 
Proklamation und Trauung im Inlande fuͤr großjährig 
gelten wollen. 

Wir veranlaffen Sie, hiervon die Geiftlichen Ihrer 
Didzes in Kenntniß zu fegen. 

Berlin, den 25. Dezember 1833. 
Könige. Konfiftorium der Provinz Brandenburg. 


55. . 
Eirfulan Verfügung der Königl. Regierung zu Gumbins 
nen, an fämmtliche Landräche, die Erhaltung und Ver⸗ 
fhönerung der Begräbnißpläge betreffend. 





Seitdem die in der Nähe der Kirchen belegenen allge 
meinen Kirchfpield- Begräbnißpläge eingegangen, und von 
den meiften Kommunen eigene Kirchhöfe eingerichtet find, 
werden diefelben im allgemeinen fehr vernachläffigt, indem 
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die meiften unbewährt und zugänglich für das Vieh find, 
fo, daß man nicht felten umwuͤhlte Grabhügel findet. Ues 
berhaupt getwährt das Aeußere eines folchen Kirchhofes eis 
nen böchft mwiderwärtigen Anblick, und beauftragen wir Sie 
deshalb, durch die Geiftlichen und Drtsvorftände dahin zu 
wirken, daß die in Ihrem Verwaltungsbezirke befegenen 
Kirchhoͤfe ein wuͤrdiges Anſehen erhalten, daß diefelben mit 
einer Bewährung, welche allenfalls in einem Graben nebft 
Wall beftehen kann, verfehen, und daß die einzelnen Grab, 
hügel nad) einer beftimmten Ordnung angelegt werden. 

Eine gleiche Aufmerkfamkeit verdienen die in der Nähe 
der Kirchen befindlichen, jeßt eingegangenen Begräbnißpläge, 
indem bei Vielen die Ningmauern, womit fie ehemals eins 
gefaßt waren, verfallen, und die Grobhügel zum Theil zer 
‚ftört und eingefunfen find. 

Es kann nicht fchmwierig fein, dieſen eingegangenen 
Kirchhöfen ein freundlicheres Anſehen zu geben, fohald die 
Ringmauern reparirt, oder, was in den meiften Fällen an- 
gemeffener fein wird, zum Beften des Eigenthümers des 
Kirchhofes, gänzlich abgebrochen, die Pläße demnächft pla⸗ 
niet und mit Bäumen bepflanzt werden, befonders aber 
wird die Anlage von Baumfchulen nuͤtzlich und zweckmaͤ⸗ 
fig fein. 

Da alle dergleichen Anlagen nur einem fehr geringen 
Koſtenaufwand verurfachen, fo wird ed nicht ſchwierig fein, 
diefelben in's Leben zu rufen, fobald nur der erfte Anſtoß 
gegeben wird. Diefer muß aber hauptfächlich von den Geift- 
lichen und Drtövorftänden ausgehen, und meifen wir Sie 
deshalb hiermit an, dahin zu wirken, daß die verlaffenen 
Begräbnißpläge in der oben bemerkten Art mwürdiger aus- 
gefhmückt werden. Bon Zeit zu Zeit werden wir und bei 
Gelegenheit der Reifen unferer Kommiffarien davon über 
zeugen, was zu dem angegebenen Zwecke gefchehen ift. 

Gumbinnen, den 2. Oktober 1833. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung ded Innern. 
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Deffentlicher Unterricht. 


56. 


Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums ber Geiſt⸗ 

lichen, Unterrichts und Mebizinal-Angelegenheiten, an 

ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, bie Anftellung und 

Beftätigung der aus dem Auslande berufenen Lehrer 
und Schulamts-Randidaten betreffend. 





Bon der Anfrage der Königl. Regierung in dem Be 
richte vom 16 v. M., die Anftellung tefp. Beftätigung der 
aus dem Auslande berufenen Lehrer und Schulamts⸗Kan⸗ 
didaten betreffend, nimmt dad Minifterium Veranlaffung, 
Ihr im der abfchriftlichen Anlage (lit. a.) die an die Pros 
vinzial- Schulkollegien gerichtete Verfügung vom 15. Juli 
pr. zu fommuniziren, nach welcher ausländifche Schulamts⸗ 
Bewerber zu den bieffeitigen Schulftellen nur dann zuzu⸗ 
faffen find, wenn fie vor einer inländifhen Pruͤfungs⸗Kom⸗ 
miffion die Pruͤfung mit Auszeichnung beftanden haben. 

Berlin, den 3. Dezember 1833. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
Unterrichts⸗Abtheilung. 
Nicolovius. 
An 
die Königl. Regierung 
zu Magdeburg. 

Abſchrift vorftehender Verfügung den fämmtlichen übri- 
gen Königl. Regierungen zur Nachricht und Nachachtung. 

Berlin, den 3. Dezember 18393. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichtd- und Medizinals- 
Angelegenheiten. 
Unterrichts - Abtheilung. 
Nicolovius: 





957 
ä 


Dem Königl. Provinzial-Schulfollegio wird nachricht 
lich hierdurch befannt gemacht, daß des Königs Majeftär 
nad dem Borfhlage des Minifteriums, mitteljt Allerhoͤch⸗ 
ſter Kabinets-Ordre vom 30. v. M. den Provinzial und 
— — zwar geſtatten wollen, daß ſie auslaͤndiſche 
junge Schulamts-Kandidaten, vorausgeſetzt, daß fie ſich 
über die Bildung, welche fie erhalten, und über ihre fittliche 
Würdigkeit durch vorfchriftsmäßige Zeugniſſe ausmeifen' 
können, zu den Kandidaten⸗Pruͤfungen zulaffen, ihnen a 
das Wahl und Anftellungs-Fähigkeitö-Atteft nur unter der 
Bedingung ertheilen dürfen, wenn ihnen das Zeugniß der: 
unbedingtenTüchtigkeit, vorzüglich oder fehr gut, 
beftanden zu haben, gegeben werden kann, von welcher 
Beftimmung die Königl. Provinzial-Schulkollegien die ſich 
Meldenden ſchon vor der Prüfung in Kenntniß fegen müffen. 

Hiernach find die wiſſenſchaftlichen Pruͤfungs⸗Kommiſ⸗ 
fionen zu inftruiren. 

Berlin, den 15. Juli 1832. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 

v. Altenſtein. 


An 
ämmtliche Königl. Provinzial: 
— — 


57. 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung in Gumbin⸗ 
nen, an ſaͤmmtliche Superintendenten und Superinten⸗ 
dentur⸗Verweſer, die Lehrer⸗Pruͤfungen betreffend. 





Eine genauere Betrachtung des zur Zeit vorhandenen 
Lehrer⸗Perſonals fuͤhrt den Beweis, daß die in Hinſicht auf 
die Lehrer⸗Pruͤfungen theils allgemein beſtehenden Geſetze, 
theils ſpeziell geſtellten Bedingungen auf eine unverantworts 
lihe Weife verabfäumt und unbeachtet geblieben find. Ger 
ſetzlich müffen alle Seminar-Zöglinge, welche bei der Ent: 
laffungs-Prüfung Nr. IH. erhalten haben, ſich unbedingt zu 
einee zweiten Prüfung ftellen, bevor fie definitiv beftätige 
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werden dürfen; gleichwohl hat Fein Einziger der im biefe 
Kategorie Gehoͤrenden fich bis jegt zur zweiten Prüfung ges 
meldet, obgleich Mehrere: derfelben ſchon vor längerer Zeit 
ausd.dem Semmar entlaffen worden find. Nach einer ſchon 
ſeit dem Jahre 1827. beftehenden allgemeinen Beftimmung 
darf fein Lehrer definitiv angeftellt werden, bevor er nicht 
vor. der dazu beftimmten Kommiffton in einem Seminare 
die gefegliche Prüfung beflanden hat. Gleihwohl ift eine 
überrafchend große Zahl proviforifch (interimiftifh) anges 
ſtellter Lehrer, welche Feine Anftalt getroffen haben, fi auf 
dieſem Wege zur definitiven Anſtellung geſchickt zu ermweifen, 
und dazu auch von ihren nächften Borgefeßten entweder gar 
nicht, oder wenigſtens, wie ed die Erfahrung lehrt, nicht 
mit Erfolg angehalten find. Dielen ift bei verfuchten Ser 
minac-Prüfungen, welche noch nicht zur Zufriedenheit auds 
fielen — aridern bei und mit der ertheilten Exrlaubniß, in 
einem Lehramte proviforifch zu fungiren, ein ausdruͤcklich 
beſtimmter Termin zur gefeßlihen Pruͤfung vorgefchrieben 
worden; — fie haben aber diefen Termin nicht beachtet, und 
find dennoch ſtillſchweigend in ihrer Stellung belaffen worden. 

Eine folde Nachlaͤſſigkeit ift jedoch offenbar nicht nur 
für das Schulweſen felbft von den allerverderblichften Wir, 
kungen, indem fie demfelben eine fortdauernde Laft untaugs 
licher Subjekte aufbürdet, fondern fie ift zugleich für die 
dabei Betheiligten felbft von fehr unangenehmen Kolgen, in⸗ 
dem fie die Lage derfelben in einem ſchwankenden Zuftande er: 
hält, und fie jederzeit befürchten läßt, aus ihrer Stellung 
entferut und daher (nicht felten mit Familie) erwerblos zu 
werden. 

Sowie wir alfo von der einen Seite allen denjenigen, 
welche ſchon früher gegen diefen verderblihen Mißbrauch 
hätten wirken follen, unfer Mißfallen nicht verhalten koͤnnen 
und für die Zukunft eine weit größere Achtfamkeit in diefer 
Hinfiht von ihrer Seite erwarten, fo find wir nicht ge 
meint, die bereitd vorhandenen Folgen jener Vernachlaͤſſi⸗ 
gung ferner zu dulden. 

Wir haben daher für die nächften Fahre in den beiden 
Seminarien Karalene und Angerburg eine Reihe von Pruͤ⸗ 
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fungen angeordnet, zu welchen wir diejenigen Lehrer, welche 
zur definitiven Anftellung fich noch nicht geeignet erwieſen 
haben, nach und nach vorladen werden. An welchen Tagen 
diefe Prüfungen finttfinden werden, können wir noch nicht 
mit Genauigkeit beftimmen, und wir werden dieferhalb je: 
desmal die beftimmtere Bekanntmachung durch das Amts, 
blatt verfügen. Um jedoch fchon jegt die einzelnen Lehrer 
voiffen zu laffen, welche Zeit ihnen zur Vorbereitung ver- 
ftattet ift, fügen wir Ihnen die vorläufige Vertheilung, for 
weit fie Ihre Infpektion berührt, in der Anlage bei, und 
bemerfen, daß wir mit dem Ausdrude: „Winter” die Mo: 
nate Januar, Februar, März, mit „Brühling” April, Mai, 
uni, mit „Sommer” Juli, Auguft, September, und mit 
„Herbſt“ Dktober, November, Dezember haben bezeichnen 
wollen. 

Wir haben bei diefen Borladungen diejenigen provifos 
rifchen. Lehrer, welche ihrem Alter nach über die Zeit der 
Bildungsfähigkeit hinaus fein dürften, ganz audgefchloffen, 
und mit fehe wenigen, wohl motivirten Ausnahmen, nur 
diejenigen aufgenommen, von denen fich ein geeigneter Er⸗ 
folg ald möglich vorausfegen läßt, daher wir denn auch bei 
diefen die Zeit der verftatteten Vorbereitung möglichft nach 
dem Grade ihrer zur Zeit vorhandenen Ausbildung. abge 
meffen, und denjenigen die entfernteften Termine zugerviefen 
haben, von denen wir annehmen mußten, daß fie noch einer 
längeren Zeit bedürfen würden, um ihre Kenntniffe und Lehr- 
gefchicklichkeit bis zu der Stufe des Genügenden zu ergänzen. 

Jene andern, uͤber dad Alter der Bildungsfähigkeit 
Hinausgefchrittenen, koͤnnen und werden wir zwar nicht des 
finitio anftellen, und fönnen fie daher auch aus der unans 
genehmen Lage eines nicht gemwiffen Verhältniffes nicht hers 
auöverfegen, twir erwarten aber mit fo größerer Zuverficht, 
daß fie ſich mit Anftrengung aller ihrer Kräfte Mühe geben 
werden, Alles zu leiften, was fie im Stande find, und durch 
Pünktlichkeit und Treue zu erfegen, was ihnen an andern 
Erforderniffen abgeht, auch fich in diefen noch mangelhaften 
Erforderniffen möglichft zu vervollfommnen bemüht fein 
werben. Gefchieht dieſes nicht, und — es ſich, daß fie 
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auch in demjenigen zurhckbleiben, mas von Jedem gefor- 
dert: werden muß, in Gemwiffenhaftigkeit, Anftrengung und 
Treue, fo hat: unfere. hier Fund gegebene Beruͤckſichtigung 
ibred Alters ihre Grenze erreicht, und wir werden uns ges 
nöthigt fehen, fie aus der ihnen auf Hoffnung belaffenen 
Stellung zu. entfernen. Daß übrigens auch den bier Bes 
zeichneten ganz und gar. unbenommen bleibt, fich freimillig 
zu. der gefeglichen Prüfung zu melden, und fich fo zur de 
finiven Auftellung würdig zu zeigen, ja, daß wir diefes nur 
um fo lieber fehen. können, verfteht fich dabei von felbft. 

Sie werden diefe Verfügung nunmehr unter Ihren 
Didzefanen- cirfuliren Saffen, und diefelben anmeifen, ſowohl 
zu ihren Schul-Aften Abſchrift davon zu nehmen, ald auch 
die Lehrer ihrer Parochie mit dem Inhalte derfelben voll 
ftändig befannt zu machen. Demnächft aber werden Sie 
die Herren Geiftlichen dringend und angelegentlich ermun- 
teen, inöbefondere denjenigen Lehrern, welchen hiernacy die 
Pruͤfung bevorfteht, mit Rath und That väterlich beizuftehen, 
ihnen die Mittel zu ihrer Fortbildung zu. fuppeditiren und 
theils felbft, theils durch die Kirchfchullehrer (Präcentoren, 
Rektoren) in den wöchentlichen Konferenzen ihnen gründs 
liche und förderliche Anleitung zu geben. Das künftige Wohl 
diefer Lehrer wird hiemit vorzugsweife in diefer ihrer nächften 
Borgefegten Hände gelegt, und wir werden ed eben fo wenig 
verfenuen Fönnen, als unbemerkt laffen, aus welchen Kreis 
fen oder Kirchfpielen wir bei den bevorftehenden Prüfungen 
die am beften ausgebildeten Lehrer erhalten. 

Sollte Behufs diefer vorbereitenden Hülfe bei einer 
oder der andern Kirchfchule das vorhandene Inventarium 
nicht als zureichend erfcheinen, follte z. B. eine gute deut 
ſche Sprachlehre (als welche wir unter andern Göginger, 
Kraufe nennen), ein gutes Rechenbuch (z. B. Kamerau), 
eine Form⸗ und Größenlehre (3.3. Türk), follten die noth⸗ 
mwendigften Hülfsmittel für das Unentbehrlichſte aus Ges 
fhichte, Geographie. und Naturkunde (Heinel, Bredom, 
Weiß, Hellmuch oder. Nicolas Hoffmann) noch nicht vorhans 
den fein; follten Vorſchriften oder die nothtwendigften Char 
ten feblen, fo wird für die Beifchaffung derfelben bald mög: 
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lichſt Sorge zu tragen fein, und wir werden jeden Antrag 
diefer Art gern berückfichtigen. 

In Betreff der Unterrichts: Methode wird es zweckmä⸗ 
Big fein, die Lehrer öfters ohne Beeinträchtigung ihrer eiges 
nen Schulen dem Unterrichte derjenigen Lehrer," welche in 
der Fatechetifchen und entwickelnden Behandlung bie ‚weiße 
Gewandtheit befigen, beimohnen zu laffen. 
“ Wir hoffen, durch diefe Anordnungen dem Wunſche 
aller derer, denen es um fortſchreitende Volksbildung wahr⸗ 
haft zu thun iſt, entgegengekommen zu ſein, und verſehen 
uns daher einer regen und bereitwilligen Unterſtuͤtzung, wel⸗ 
che ihre guten Früchte zu fragen nicht verfehlen wird. 

In 8 Wochen mwünfchen wir den Bericht über das in 
diefer Hinficht Veranlaßte entgegen zu nehmen. 

Gumbinnen, den 26. Juni 1833. 


Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Schirmeiſter. 


58. 


Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Magde⸗ 
burg, an ſaͤmmtliche Superintendenten, die Entlaſſung 
der in den Prüfungen nicht beſtandenen Schul⸗ 
amts⸗Kandidaten betreffend. 





Das Koͤnigl. Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal-Angelegenheiten, hat unterm 31. Auguſt c. 
binfichtlich der proviforifchen Anftellung der Schullehrer bes 
fiimmt, daß, wenn ein vorläufig oder proviforifch angeftells 
ter Schulamts-Kandidat nach den Zeugniffen der Schulvors 
fände, der Schul-Inſpektoren, refp. des Schulraths des 
Regierungs-Kollegii, in praktifcher Tüchtigkeit nicht fortges 
ſchritten ift, auch demfelben, nach dem Refultat der zweiten 
Prüfung nicht mehr, wie in der erften, dad Zeugniß der 
Wahlfähigkeit ertheilt werden kann, ed keinem Bedenken uns 
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terliegt, ihn ohne Weitered zu entlaffen, falls nicht Umftände 
dafür fprechen, ihm einen neuen Prüfungstermin zu ftellen. 
Indem wir Em, Hochehrwärden hiervon zur eigenen Bes 
meflung bei der Einweifung der Schulamtd-Kandidaten in 
das ihmen proviſoriſch übertragene Amt benachrichtigen, 
tragen wir Ihnen auf, hiervon fämmtliche Prediger ihrer 
Didzes und die im derfelben vorhandenen, proviforifch ans 
geftellten Lehrer in Kenntniß zu fegen, und fich auf geeignete 
Weiſe davon zu überzeugen, daß legten diefe Verfügung ges 
börig befannt gemacht worden iſt; zu welchem Behufe wir 
Ihnen mehrere Exemplare derfelben hierbei mitzufenden. 
Magdeburg, den 17. Dftober 1833. 
Königl. Regierung. Abtheilung für die Kirchenverwaltung 
und Schulmefen. 


59. 
Girfular- Verfügung des Königl. Provinzial- Schulfok 
legiums zu Magdeburg, an fämmtliche Direftoren der 
Gpmnafien, die Anordnung der Öffentlichen Redeuͤbun⸗ 
gen oder Schulaftus und die feierliche Entlaffung 
ber Abiturienten betreffend. 





In der, den Direktoren der Gymnaſien unterm 1. Des 
gember 1827. gegebenen Inſtruktion und dafelbft $. 16. ift 
verordnet, daß die Öffentlichen Redeuͤbungen oder Schulaftus 
nicht mit den Schulprüfungen verbunden, fondern, wenn fie 
Statt haben, befonderd veranftaltee werden. Wir finden 
und veranlaßt, diefe Verordnung auch auf die feierliche 
Entlaffung der Abiturienten auszudehnen, und zu be 
ſtimmen, mit derfelben jenen Schulaftus gleichfalls nicht zu 
verbinden, fondern diefelbe für ſich allein zu vollziehen. Der 
Zweck folcher feierlichen, für Abiturienten und die Bleiben, 
den gleich wichtigen Handlung erfordert es, fie im Sinne 
und im Charakter einer religidfen Schulfeierlichkeit zu 
begehen, um den legten Worten, welche Theilnahme und 
Liebe an die aus dem traulichen Kreife der Schule Schei⸗ 
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denden richten, einen um fo wohlthaͤtigern Eingang tn das 
Gemuͤth zu Öffnen; namentlich würde‘ die Einladung: eines 
größern : Publikums zu einer. folchen Feierlichkeit nit an 
ihrem Platze fein. 

Wenn zu anderer Zeit Redeibungen oder Schulaktus 
veranftaltet werden, fo müflen diefe ‘der Würde einer gelehrs 
sen Unterrichtd- und Bildungsauftalt zufagen, und es muß 
Alles, road einer theatralifchen wohl gar. mit Aenderung 
des gewöhnlichen Anzuges verbundenen Unterhaltung ähnlich 
wäre, davon gänzlich ausgefchloffen bleiben ;- worauf fchon 
der oben angeführte $. hinmweifet. Dagegen mögen ‚gute 
dialogifirte Stücke, die dem richtig aufgefaßten Zwecke eines 
Schulaktus förderlich find, allerdings ausgewählt und für 
die Darſtellung auf zweckmaͤßige Weife eingelibt werden: 

Magdeburg, den 15. Oktober 1833. 

Königl, Provinzial-Schulfollegium. 


60. 
Reſkript der Königl. Minifterien ber Geiftlichen, Unter 
richte und Mebizinal-Angelegenheiten und des Innern 
und der Polizei, an die König: Regierung zu N. N. die 
Qualififation zum VBorfige in der Schulfommiffion der 
Fleinen Städte betreffend. 





Aus dem Berichte der Königl. Regierung vom 24. Juni 
d. J. haben die unterzeichneten Minifterien keine genuͤgende 
Beranlaffung erfehen können, ben Rathmann N. zu N. von 
der Zulaffung als vorfigendes Mitglied der dortigen ftäd- 
tifhen Schulfommiffion auszufchließen. : - 

Es würde viel zu weit gehen, eine foldhe Abweichung 
von den durch die Städteordnung vorgefchriebenen, Regeln 
aus dem von der Königl. Regierung gegen den ıc. N. aus 
geregten bloßen Mangel an einer vollftändigen Shulbil, 
dung und an der Geuͤbtheit in fchriftlichen Vorträgen mıos 
‚ tiviven zu wollen, worin ihm bei den Gefchäften der Kom⸗ 
miffion leicht durch deren technifches Mitglied die nötbige 
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Beihuͤlfe geleitet werden kann, und im Allgemeinen auf 
Eigenſchaften diefer- Art bei dem der Kommiſſion vorfigen- 
den Magiftratö-Deputirten, zumal für die meiftens nur eins 
fachen Schul⸗Angelegenheiten ſolcher kleinen Stadt, ein weit 
minderes Gewicht, als auf die Haupterforderniſſe einer gus 
ten Meinung mit der Sache verſtaͤndigen Charakters, eini⸗ 
ger Erfahrung in der Behandlung von KommunalAngeles 
geniheiten überhaupt, und eines gefunden praftifchen Urtheis 
les zu legen if. Daß ed dem ıc. N. an der Qualififation 
in dieſen wefentlicheren Punkten mangele, ift aus den vor- 
liegenden: Akten nirgends erfichtlich, und muß fonach bis 
dahin, daß etwa ein erheblicher wirklicher Mißftand aus 
feiher Gefcyäfts-Direktion ſich in praktifcher Erfahrung an 
den Tag legt, die Vorfchrift der Städteordnung ohne Mo: 
dififation und Einſchraͤnkung befolgt werden, welchemgemaͤß 
die Königl. Regierung das Erforderliche, unter Ruͤckferti⸗ 
gung der beifolgenden Akten, an den Magiftrat zu veran- 
laffen bat. 
Betlin, den 9. Dftober 1833. 


Minifterium 
der Geiftlichen, Unterrichtös und des Innern und der 
„ MedizinapAngslegenheiten. Polizei. 
v. Altenſtein. v. Brenn. 
61. 


Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Könige 
berg, in Pr., an fämmtliche Superintendenten ıc., die 
in den Kitchfhielen abwechfelnd angeordneten 
Schulprüfungen betreffend. 





Nur verfuchsweife hatten wir bisher die Einrichtung 
getcoffen, daß monatli in je einer Schule einiger Kirchs 
fpiele Prüfungen, oder abwechfelnd Lektionen gehalten wur- 
den, an denen fämmtliche, ober bei fehr auögedehnten Pas 
rochien einige Lehrer des Kirchfpiels, theils felbft prüfend 
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oder lehrend, fheild nur zuhdtend, unter Leitung und Aufs 
fiht des Pfarrers, Antheil nehmen. 

Etwa vier Gegenftände aus dem Gebiete des Elemens 
tarsUnterrichts Famen jedesmal zur Sprache. Die Dauer 
der Pruͤfung befchränkte fich auf einen Vormittag. In der 
nächftfolgenden Konferenz wurde dann den Lehrern die nd» 
thigen Ermunterungen, Winke oder Zurechtweifungen in 
Bezug auf den Inhalt und die Korm jener Prüfungen oder 
Lektionen von dem Schulinſpektor ertheilt. 

Yuf.diefem Wege wurde nicht nur ein rühmlicher Wett 
eifer unter, den Lehrern angeregt, fondern es bot fi) auch 
jedem unter ihnen eine Gelegenheit dar, die Lehrmweife eini- 
ger ihrer Amtögenoffen, die Art, wie fie die Schüler ber 
handeln, die Lehrbücher und Lehrmittel, welche fie benußen, 
fennen zu lernen. Den Schülern aber erwuchs der Bors 
theil, auch einmal einen andern Lehrer zu hören, und in 
feine Art zu fragen und ſich zu aͤußern, eingehen zu müffen. 
Der Rugen diefer Einrichtung hat fi) da, wo fie mit wahr: 
haft gutem Willen und mit einfichtsooller Beräcfichtigung 
der Perfönlichkeiten der Lehrer und der Umftände ausges 
führt wurde, fo klar hervorgeftellt, daß der monatliche Vers 
luft eines halben Schultages für einige Schulen dabei nicht 
weſentlich in Betracht kommen darf. 

Deshalb ordnen wir folche Prüfungen und Leftionen 
für alle Volksſchulen unferes Verwaltungsbezirks in den 
Städten ſowohl ald auf dem Lande hiermit an, und tra⸗ 
gen Ew. ꝛc. demnach auf, die Kirchfpield-Schulinfpektoren 
und die Stadt-Schuldeputationen Ihres Auffichtökreifes von 
diefer Anordnung in Kenntniß zu feßen, und. mit näherer 
Anmeifung ‚zu verfehen, wo folche nöthig fein follte. 

Bei den aus mehreren Klaffen beftehenden ftädtifchen 
Schulen wird ed z. B. angemeffen fein, denfelben Unters 
richtö-Gegenftand in fämmtlichen Klaffen behandeln zu 
laffen, und mit den Gegenftänden nur monatlich zu wech 
feln, um auf diefe Weife zugleich ein deutlicheres Bild des 
Sortfchreitend ded Unterricht auf den verfchiedenen Bil 
dungsſtufen zu erhalten. - 
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folg diefer Maßregel. 
Königsberg, den 19. November 1833. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 
Reuſch. 


62. 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, wegen des den Schul- 
Ichrern behufs des Anbaues von Maulbeerbäumen zu 
überlaffenden Stüdfes Gemeinde⸗Landes. 





Aus dem Berichte des Regierungs⸗-Raths v. Türk zu 
KleinsStlienicke bei Potsdam hat das Minifterium erfehen, 
wie der Geidenbau in ben verfchiedenften Provinzen des 
Staats glücliche Fortfchritte gemacht hat, und hauptfäch- 
lich von einzelnen Schullehrern mit Erfolg betrieben wird. 
Da die Beförderung diefed Induſtrie-3weiges aber wefent- 
lih von der Vermehrung der Maulbeerpflanzungen abhängt, 
indem alle VBerfuche, die Nahrung der Seidenwürmer duch 
Surrogate zu erfegen, fi) ald unzulänglich erwieſen haben, 
fo nimmt dad Minifterium VBeranlaffung, der Königl. Re 
gierung zu empfehlen, in fofern ſich Schullehrer für den 
Betrieb des Seidenbaues befonders interefliren, fie nad) 
Möglichkeit in Stand zu fegen, Maulbeerbäume anzupflan: 
zen, und zu dem Behuf zu vermitteln, dag, wo bie Lokalis 
tät es geftattet, ihnen in der Nähe des Schulhaufes 14 bis 
2 Morgen Gemeinde⸗Landes entweder umfonft oder gegen 
angemeflene Pacht überlaffen werden. 

Berlin, den 29. Oktober 1833. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 
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Sommunalwefen. 


63. 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Trier, die Ent 
fhädigung der Kommunal-Beamten für Austellung 
von Legitimationsfcheinen bei Waaren-Verfendungen 
betreffend. 





Auf den Bericht der Königl. Regierung vom 28. März 
d. %., die Entfchädigung der Kommunal:Beamten für Auss 
ftelung der Legitimationdfcheine bei Waaren-Verfendungen 
betreffend, hat der Herr Finangminifter ſich dahin erklärt, 
daß aus ber Staatöfaffe dafür nichts bewilligt, jedoch an 
Deten, wo es für befonders dringend geachtet werde, von 
Seiten der Steuerbehörde eine eigene Legitimationsfchein« 
Erpedition errichtet werden ſolle, wozu wegen der Bürgers 
meiftereien Dasburg, Daleiden, Arzfeld und Olmsſcheid der 
Provinzial Steuer:Direktor bereitd angewieſen fei. 

In Drten, wo eine ſolche Expedition nicht ift, bleibt 
der Bürgermeifter zur unentgeldlichen Ausftellung der Scheine 
verpflichtet. Derfelbe erhält Büreaufoften, ift dafür ein 
immer zugängliched Büreau zu halten verpflichtet, und muß 
dann Alles dasjenige, was dad Gemeinewohl und die öfr 
fentlihe Verwaltung beirifft, unentgeldlich beforgen. 

Hierzu gehört auch die Yusftellung der Legitimationd- 
feine, für welche fo wenig, wie für andere Offizial⸗Ge⸗ 
fchäfte, von den Bürgermeiftern befondere Sporteln erho⸗ 
ben werden dürfen. 

Wollen dagegen die Intereffenten ihrer Bequemlichkeit 
wegen, fih nicht an den vielleicht in einem anderen Orte 
wohnenden Bürgermeifter, fondern an den unbefoldeten und 
mit feinen Büreaufoften verfehenen Ortsvorſtand menden, 
welcher zu dergleichen Büreauarbeiten nicht für verpflichret 
erachtet werden kann, fo mag dem leßteren, wenn es vers 
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langt und nicht von der Gemeinde eine gewiſſe Vergütung 
für diefes Gefchäft auf die Gemeindekaffe übernommen wird, 
nachgelaffen bleiben, bis zu meiterer Beftimmung für die 
YAusftelung jedes Legitimationsfcheind drei Pfennige von 
den Intereſſenten zu erheben. 

Hiernach möge die Königl. Regierung, wenn es nach 
der im Eingange gedachten Einrichtung noch nothmwendig ift, 
in den einzelnen Reklamations-Faͤllen entfcheiden. 

Berlin, den 5. November 1833. 

Der Minifter des Junern und der Polizei. 
v. Brenn. 


64. 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Pen- 
fionsverhäleniffe der Beamten bei den Provinzial: 

SandarmensAnftalten betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 8, 
Mai c., die Penfionsverhältniffe der Beamten bei der Land» 
armensAnftalt zu Ueckermuͤnde betreffend, hierdurch eröffnet, 
daß diefe Offizianten zu den Staatöbeamten nicht zu zaͤh— 
len find. Auſpruͤche folder Beamten an den Staats⸗Penſions⸗ 
fonds find daher nur dann vorhanden, wenn frühere Dis 
litair- oder Eivildienftverhältniffe ftattgefunden haben, aus 
welchen eine Penfionsberechtigung zu begründen. 

Es Fann demnach nicht davon die Rede fein, für 
fämmtlihe Beamte jener Anftalt eine Einziehung von 
Penfionsbeiträgen zur Staatskaſſe zu verfügen, oder gar 
deren Penfionirung aus derfelben zuzuſichern. Eben fo we 
nig kann geftattet werden, daß rückfichtlich der beiden nam- 
haft gemachten Beamten nach dem befondern Antrage der 
Königl. Regierung verfahren werde; vielmehr bleibt hier 
die Entfcheidung, ob bei etwa eintretender Penfionirung ir⸗ 
gend ein Beitrag zur Penfion Seitens des Staats zu leis 
fen; weiterer ſpezieller Erörterung vorbehalten, wobei es 
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dann zugleich darauf ankommen wird, ob diefe Beamten 
auf ihren eigenen Antrag den Staatödienft verlaffen haben 


ober nicht. 
Berlin, den 11. November 1833. 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


65. 
Schreiben des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei, an den Königl. Geheimen Staatsminifker ıc., 
Herrn v. Klewitz, Excellenz, zu Magdeburg, die uns. 
gehinderte Zurüdtretung von freiwillig übernommenen, 
unbefoldeten Stabtämtern betreffend. 





Da die revidirte Städtordnung über den Fall, wenn 
Perſonen, welche nach $. 130. des Gefeßes zur Uebernahme 
unbefoldeter Stadtämter nicht gendthigt werden Eönnen, ſich 
aber dennoch zur Annahme eines folchen Amtes verftanden 
haben, demnächft ihre Entlaffung aus anderen, ald den im 
$. 129. dafelbft gedachten Gründen vor Ablauf der gefeglis- 
chen Dienftzeit fordern, feine Dispofition enthält; fo ift, 
ie ih Em. ꝛc. auf Dero gefälliges Schreiben vom 12. d. 
M. bei NRückfendung der Beilagen beffelben zu erwiedern 
mich beehre, dafür anzunehmen, daß derjenige, der von der 
Annahme eines ftädtifchen Amtes gänzlich befreit ift, ein 
ſolches jeboch freiwillig übernimmt, davon auch nach Bes 
lieben wieder zurücktreten könne. 

Hiernach wird auch um fo mehr zu verfahren fein, da 
die Beibehaltung eines folchen Freimilligen durch Zwang 
der Stadt ficherlich von feinem Nugen fein würde. 

Berlin, den 22. Dftober 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 
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Reſkript des Könige. Minifteriums bes Innern und ber 
Polizei, an das Königl. Dberpräfidvium zu Coblenz, die 
Entlaffung der auf Kündigung angeftellten Kom⸗ 
munakUnterbeamten betreffend. 





Em. ıc. erwiedere ih auf die Anfrage vom 2. d. M., 
daß, da des Königs Majeftät überhaupt die dortigen Be 
amten ohne Unterfchied nach denjenigen Grundfägen behan⸗ 
delt wiſſen wollen, welche in den übrigen Provinzen beob: 
achtet werden, ed Feinem Bedenken unterliegt, daß auch die 
Kommunal-Unterbeamten, welche auf Kündigung angeftellt 
morden, nur unter den Formen entlaffen werden können, 
welche die Dienftanmeifung für die Negierung vorfchreibt, 
und die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom 25. Mai 1828, 
(Gefesfammlung für dad Jahr 1829. S. 41) ausdrädlich 
auf Kommunal-Unterbeamte für anwendbar erklärt. 

Die AUbficht, in melcher diefe Formen vorgefchrieben 
worden, ift eben nur die, auch diefe Klaffe von Beamten fo 
viel ald möglich gegen Wilfführ und Privat-Leidenfchaft zu 
fihern, keinesweges aber die, fie in Beziehung auf die Vol: 
ftändigfeit der Inſtruktion den auf Lebenszeit Angeftellten 
gleich zu ftellen. 

Hierhber find im einer unterm 30. Auguft d. J. an 
die Regierung zu Stettin erlaffenen Verfügung Beflimmun- 
gen enthalten, und theile ich daher Em. ıc. diefe Verfügung 
hierbei in Abfchrift mit, um darnach dort das Erforderliche 
zu verfügen. (Anl. a.) 

Berlin, den 13. Dftober 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


Um die in dem Bericht der Königl. Regierung vom 
4. d. M 


betreffend die Form, in welcher auf Kündigung ans 
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geftellte Unterbeamte im Falle ihrer Unbrauchbarkeit 
unfreiwillig zu entlaffen find, 


vorgefragenen Zweifel und Bedenken zu Iöfen, kommt es im 
Allgemeinen eigentlich bloß auf eine Beftimmung darüber 
an, mas unter der „Förmlihen Inſtruktion“ zu verfies 
ben ift, welche der Beſchlußnahme im Pleno der Regieruns 
gen hber Fälle der bezeichneten Art nach Vorfchrift der Ge- 
ſchaͤftsanweiſung vom 31. Dezember 1825. vorhergehen muß. 


In der befonderen Natur eben diefer Fälle, wobei es 
fidy nicht von einer Amtsentfegung, fondern bloß von der 
Verwirklichung der ausdrädlid vorbehaltenen Kündigung 
eines nicht definitiven Amtöverhältniffes handelt, ift es bes 
gründet, daß unter der berührten förmlichen Inſtruktion, 
nach Analogie des für unfreiwillige Penfionirungen duch 
die Allerhöchfte Kabinetd:Drdre vom 16. Yuguft 1826. vor- 
gefchriebenen Verfahrens, bloß die WVernehmung des auf 
Kündigung angeftellten Beamten über die ihm vollftändig 
befannt zu machenden Veranlaffungen der Kündigung zu 
verftehen ift, oder mit anderen Worten, daß er (in welcher 
Form ſolches auch übrigens gejchehe) vollftändig gehört 
werde, damit die Negierung bei dem in pleno zu faffenden 
Befchluffe darüber, ob Kündigung flattfinden fol, oder nicht, 
auc dasjenige berückfichtigen Fann, was der Betheiligte in 
feinem Sintereffe zuc Sache anzuführen hat. Im Uebrigen 
baben die Regierungen ihre Befchlüffe in dergleichen Käls 
fen auf ihre moralifche Weberzeugung zu begründen. In 
welcher Form diefe leßtere erlangt ift, darauf kann es nicht 
ankommen, und von Beobachtung der äußeren Formen des 
KriminalProzeffes, forwie von Anwendung der im gerichtlis 
chen Berfahren hergebrachten Bemweid-Prinzipien überall nicht 
die Rede fein. Auch ift nicht zu überfehen, daß es Fälle 
giebt, wo von dem Vorbehalte der Kündigung aus folchen 
Gründen Gebrauch gemacht werden muß, morauf die pers 
fönlihen Eigenſchaften und die Amtöführung des Betheiligs 
ten gar feinen Einfluß äußern fönnen, 5. B. wenn die Funk 
tion, welche auf Kündigung übertragen ift, aufhört, oder 
die Uebertragung an einen beftimmten Zeitabfchnitt gebune 
den ift. Daß in folhen Fallen gar Feine eigentliche Ins 
ftruftion, fondern nur die rechtzeitige Benachrichtigung des 
Beteiligten von dem Eintritt der Kündigung erforderlich 
ift, und daß der Befchluß der Kollegien ſich nur allein mit 
der Beurtheilung zu befchäftigen hat, ob der Kal, welcher 
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die Kündigung nothwendig macht, wirklich vorhanden: ift, 
hierüber Fann Fein Zweifel beftehen. 
Berlin, den 30. Auguſt 1833. 
Minifterium des Innern für Handel Kinanzminifterium. 
und Gewerbe. Maaßen. 
v. Schuckmann. 
Miniſterium des Junern und der Polizei. 
v. Brenn. 
An 
die Königl. Regierung 
zu Stettin. 


67. 


Cirkular⸗Reſkript der Königl. Regierung zu Trier, an 
fämmtliche Landrärhe, die Anmweifung der Gemeinde 
Ausgaben betreffend. 





Es ift und zur Kenntniß gefommen, daß in verfchiedes 
nen Kreifen des Regierungsbezirks die Anordnung befteht, 
dag die von den Bürgermeiftern auf die Gemeindefaffen 
ausgeftelten Anmweifungen vor der Auszahlung den Herren 
Landräthen zur Genehmigung eingereicht werden müffen. 

Diefe Maßregel ift aber gefeglich nicht begründet, fie 
ift mit Koften verknüpft wegen des Ueberfendens der Ans 
mweifungen, und vermehrt auf unnüge Weife die Schreiberei. 
Um diefem Mißbrauche zu begegnen, finden wir und veran- 
laßt, den Kreis und KommunalBeamten die beftehenden 
Beftimmungen über die Befugniß, Zahlungs-Anweiſungen 
auf die Gemeindekaffen zu ertheilen, nachftehend in Erinnes 
rung zu bringen. 

4) Sowie es der $. 1. unferer Inftrukftion von 1. Dezem⸗ 
ber v. J. zu dem jüngft gegebenen Gemeinde⸗Rechnungs⸗ 
Kormular befagt, können mit der alleinigen Ausnahme 
der Hebegebühren des Einnehmers alle Gemeinde-Auss 
gaben nur auf fchriftliche Anmweifung des Bürgermeis 
fterd ausbezahlt werden. 

2) Der Bürgermeifter kann in den Grenzen des Budgets 
alle gewöhnliche Ausgaben, die als ftändig und firirt 
bezeichnet werden können, mie z. B. Gehälter, Grund» 

. feuer 
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fteuer von Gemeinde-Öhtern, Miethe der Schul» und 
Pfarchäufer, Lohn des Kreisboten ıc. ohne weitere Yu- 
torifation anmeifen. 

3) Es kommen jedoch unter diefen im Budget als ges 
wöhnliche Ausgaben bezeichneten Poſten folche vor, 
welche nicht ftändig find, und jedesmal erft durch eine 
feftzufegende Liquidation firirt werden, wie 5. B. alle 
Bauten und Kulturen, Anfchaffung von Büchern ıc. 
für arme Kinder, Schullehrer, Bibliothef, Schulprä- 
mien, fodann auch mehrere Poſten, welche unter der 
Rubrik: „Ertraordinair” ftehen, diefe Finnen nun ebens 
falls vom Bürgermeifter, ohne weitere Yutorifation ans 
gewieſen werden, in fofern der Betrag 10 Kehle. nicht 
überfteigt, wogegen dergleichen vom Bürgermeifter aus⸗ 
geftellte Anmweifungen, welche 10 Rthlr. überfteigen, 
jedesmal der Genehmigung ded Königl. Landraths bes 
dürfen, welche von denfelben auf die Anweiſung felbft 
ertheilt wird. Diefe Förmlichkeit ift auch bei allen 
Anmeifungen ohne Unterfchied erforderlich, welche die 
im Budget freditirten außerorbentlichen Yusgaben zum 
Gegenftande haben. 

4) Segen vorftehende Beftimmungen, fönnen nur diejenis 
gen Ausnahmen flattfinden, welche wir bei Feftfegung 
des Budgets in der Kolonne der Bemerkungen verfügt 
haben. 

5) Ausgaben, welche im Budget nicht Erebitirt find, und 
vorſchußweiſe follen berichtigt werden, können nur vom 
Bürgermeifter, nach der von und deshalb eingeholten 
Genehmigung angemiefen werben, und müffen die Bes 
träge im nächftjährigen Budget nachträglich kreditirt 
werben. 

Trier, den 9. Auguſt 1855. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Annalen. Heft IV. 1833. Krr 
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Cirfular-Reffript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an die Königl. Regierungen zu Mer 
feburg, Erfurt, Potsdam, Zranffurt und Liegnig, den 
Beſitz von Lehngütern Seitens der Stadtgemeinden 
betreffend. 

Des Königs Majeftät haben durch eine unferm 25. 
v. M. an die Minifterien des Innern und der Juſtiz er- 
laſſene Allerhoͤchſte DOrdre (Anl. a.) zu beftimmen geruhf, 
daß die Vorſchrift des Saͤchſiſchen Lehns-Mandats, nad) 
welcher Stadtgemeinden, welche Lehngüter befigen, die Lehen 
durch Lehnsträger zu fuchen verpflichtet find, bei inländis 
ſchen Stadtgemeinden fernerhin nicht in Anwendung ges 
bracht werben, mithin die Beftellung von Lehnstraͤgern für 
folhe Gemeinden nicht weiter erforderlich fein fol. Zu 
gleich ift der Herr Juſtizminiſter Mühler von Allerhoͤchſt⸗ 
denfelben autorifirt worden, bei den Hypothekenbuͤchern 
über folche Lehngüter die Anordnung zu treffen, daß die 
Stadtgemeinde, nicht aber der Magiftrat, als Befiger be 
zeichnet werde. 

Demgemäß find von dem Herrn Juftigminifter die Ober 
landesgerichte der ehemals Saͤchſiſchen Diftrifte inftruirt 
toorden. 

Die Königl. Regierung wird von der Allerhöchften Be 
ſtimmung und der vom Heren Juftigminifter getroffenen Ber: 
fügung benachrichtigt, um die betheiligten Stadtgemeinden 
danach mit Anmeifung zu verfehen. 

Berlin, den 14. November 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


a. 
Nah Fhren, des Juſtizminiſters, Anträgen genehmige 
Ich, daß die Vorfchrift des Sächfiichen Lehns-Mandats, 
nach welcher Stadtgemeinden, welche Lehngüter befigen, die 
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Lehen durch Lehnsträger zu fuchen verpflichfet find, bei in- 
ländifchen Stadtgemeinden fernerhin nicht in Anwendung 
gebracht werden, mithin die Beftellung von Lehnsträgern 
für ſolche Gemeinden nicht meiter erforderlich fein fol. Zus 
gleich autorifire Ich Sie, den Juftigminifter, bei den Hypo» 
thefenbüchern über ſolche Lehngüter die Anordnung zu iref⸗ 
fen, daß die Stadtgemeinde, nicht aber der Magiftrat, als 
Befiger bezeichnet werde. 
Berlin, den 23. Dftober 1833. 

Ri Friedrich Wilhelm. 
die Stantsminifer, Freiherrn v. Brenn 

und Muͤhler. 


69. 


Dienftanweifung für die Woyt⸗Aemter in der Provinz 
Pofen, in Gefolge der Allerhöchften Verordnung 
vom 9. März d. 5. 


$. 1. 

Der Woyt hat im Allgemeinen fein ganzes Beftreben 
dahin zu richten, daß in dem ihm anverfrauten Bezirk die 
Sefinnungen der Treue und Ehrfurcht gegen den Landes: 
beren und die Achtung vor dem Gefeß belebt und erhalten 
werde. Bon ihm wird deshalb erwartet, daß er mit eiges 
nem rühmlichen Beifpiele vorangehen, und duch Wort und 
That bewähren werde, daß er des in ihn gefeßten Vertrauens 
würdig fei. 





6.2. 

Der Wohyt iſt durch fein Amt verpflichtet, darauf zu 
halten, daß die Landeögefege und Anordnungen der Staats: 
behörden freu und pünktlich erfüllt, daß insbefondere die 
polizeilichen VBorfchriften, welche die Sicherheit der Perfonen 
und des Eigenthums, die Erhaltung der Gefundheit, den 
Bau, die Unterhaltung und Bepflanzung der Wege und alle 
andere, das Intereſſe des Staats und des Gemeinwohls 
betreffenden Angelegenheiten zum Gegenftande haben, bes 
folgt werden, 

Rrr2 
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$. 3. 
Er foll deshalb: 

a. fic) felbft mit den Landesgefegen, Verordnungen und 
befondern Vorſchriften der ihm vorgeordneten Behoͤr⸗ 
den befannt machen, und zu diefem Zweck nicht bloß 
die Gefeßfanmlung und die Amtsblätter des betreffens 
den Regierungsbezirks auf eigene Koften halten, fon: 
dern fih auch um die Kenntniß der älteren Verord— 
nungen befümmern; 

b. fi) die Publikation der ihm von den vorgefegten Be- 
hörden zugehenden Gefege und Verordnungen, in ſei— 
nem Bezirk angelegen fein laffen. 

§. 4 


Die Publikation erfolgt, je nachdem es befohlen wird, 
entweder durch Aushang in dem Dienſtlokal des Woyts, 
oder durch Rundſchreiben an die zum Bezirk gehörigen Rit— 
tergutöbefiger, Drtögemeinde-Vorfteher und abgefonderte 
Grundbefiger, zu deren fchleunigen Weiterbeförderung jeder 
derfelben auf eigene Koften verpflichtet ift, in fofern die 
Bezirks⸗Gemeinde fich nicht zur Befoldung eines eigenen 
Amtsdieners entfchliegen follte. 

$.5 


Es wird dem Woyt zur befondern Pflicht gemachk, fich 
von dem Zuftande feines Bezirks fo oft als möglich, pers 
fönlich zu überzeugen, und feine Amtöpflichten, foweit es 
die eigenthümlichen Werhältniffe des Gefchäfts geftatten, 
mehr durch perfdnliches Einfchreiten und Handeln ald durch 
Schreibereien in Ausuͤbung zu bringen. Der Wopt ift des- 
halb auch verpflichtet, fi auf eigene Koften ein Reitpferd 
oder ein Fuhrwerk zu halten, um fich häufig in feinem Be: 
zirke bewegen zu können. Dagegen wird bderfelbe während 
feiner Anmwefenheit in feinem Wohnorte ſich den größeren 
Theil des Tages in dem Amtslofal aufhalten, und dafelbft 
Jedermann und zu allen Seiten anzuhören und zu befcheis 
den angemiefen. 

g. 6. 

Im Fall einer Krankheit oder Abweſenheit des Woyts, 

zu welcher legtern er fich jedesmal vom Landrath ded Kreis 
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ſes Urlaub zu erbitten hat, übernimmt der Landrath felbft 
die Verwaltung des Woytamts. Dem Woht iſt jedoch ges 
ftattet, als feinen beftändigen Stellvertreter dem Landrathe 
ein dazu qualifizirtes, zuverläffiges und zur unentgeldlichen 
Beforgung des Gefchäfts bereitwilliges Mitglied der Wohts⸗ 
gemeine zu präfentiren, welches, wenn ed von der Regie 
rung beftätigt worden, bei allen Behinderungen des Woyts 
deffen Gefchäfte ohne befonderen Auftrag zu beforgen hat. 
7 


Die mächfte vorgefeßte Behörde des Woyts ift der 
Landrath, und er hat deffen Anordnungen und Aufträgen 
puͤnktlich Folge zu leiften, und fo oft ed der Landrath ver 
langt, ſich in der Kreisftadt einzufinden, feinen Wohnort 
aber in Privat-Angelegenheiten nicht ohne deffen Urlaub 
auf länger ald 24 Stunden zu verlaffen. Außerdem ift der 
Woyt aber aucd) verpflichtet, nicht bloß die Aufträge und 
Anmeifungen der Negierung und des Oberpräfidenten, ſon⸗ 
dern auch die Aufträge des Königl. Ober⸗Appellationsge⸗ 
richts und der Landgerichte, ſowie die Requifitionen aller 
übrigen Königl. Gerichts und Verwaltungsbehoͤrden anzus 
nehmen und auszuführen. 

Wenn der Woyt wegen Beforgung folcher Aufträge 
die ihm nicht von dem Landrathe ertheilt worden find, ſich 
auf länger ald 24 Stunden von feinem Wohnort entfernen 
muß, fo hat er dem Landrath darüber Anzeige zu erflatten. 

8 


$. 8. 
Die Amtspflichten des Woyts betreffen: 

I. Die Leitung und Kontrolle der Drtöpoligei. 
Die unmittelbare Ausübung derfelben verbleibt: 

a. in den Städten den bisherigen Behörden — Dane 
meifter — 

b. in den Dorfgemeinden, den Schulzen; 

c. auf den Vormerken, den Rittergutsbeſi igern oder den 
Domainenpädhtern ; 

d. auf den einzeln belegenen, zu Feiner Gemeinde gehdris 
gen Grundftücden, dafern fie nicht durch befondern Auf— 
trag den Schulzen der nächften Gemeinde untergeben 
‚werden Finnen, den Befigern derfelben. 
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Der Woht iſt jedoch für die Erhaltung der gefeßlichen 
Drdnung und Sicherheit, ſowie für genaue Befolgung der 
polizeilichen VBorfchriften von Seiten der Gemeine-Vorfteher 
und Befiger von Ritters und andern abgefonderten Gütern, 
verantwortlich, weshalb ed ihm zur Pflicht gemacht wird, 
ſich um die Handhabung der Ortspolizei forgfältig zu be 
kuͤmmern und darauf zu halten, daß die Verwalter derfel, 
ben überall den gefeßlichen Vorfchriften genügen, und daß 
insbefondere die Bürgermeifter und Schulen, die ihnen 
durch. eine befondere Dienft-Fnftruftion ertheilten Vorſchrif⸗ 
ten befolgen. Die Gutöherren, Domainen-Pächter und abs 
gefonderte Grundbefiger uͤben die Polizei Hinfichtlich ihrer 
Dienftboten mit den Rechten, welche die Gefinde-Ordnung 
vom 8. November 1810. den Dienftherrfchaften beilegt, bins 
ſichts der übrigen auf den Vormerken befindlichen Perſonen, 
namentlich der Arbeits-Familien, aber in derfelben Art aus, 
in welcher ein Hausvater über die Mitglieder feiner Haus: 
genoffenfchaft zu wachen, und für deren Handlungen ver, 
antwortlich zu fein, gefeglich verbunden ift. 

Die Woyts haben darauf zu halten, daß in allen, ihr 
Amt betreffenden Angelegenheiten ihren Anforderungen von 
Seiten der Gutöherren und einzelnen Befiger genügt werde. 

Snöbefondere wird dem Woyt dabei zur Pflicht ges 
macht, von dem Zuftande und der Befchaffenheit der Feuers 
Löfchgeräthfchaften, der üffentlihen Gebäude, Straßen, 
Wege, Wegmweifer, DOrtötafeln, Wafferleitungen, Brunnen, 
fowie von der Beobachtung der baupolizeilichen Vorfchrif- 
ten, beftändig genaue Kenntniß zu nehmen, und den vorge 
fundenen Mängeln fofort abhelfen zu laffen, die fäumigen 
Drtsbehörden aber dem Landrath zur Beftrafung anzuzeigen. 
Bon anfteckenden Krankheiten unter Menfchen und Vieh ift 
dem Landrat) ohne Verzug Anzeige zu machen, unterdeffen 
aber die gefeßlich vorgefchriebenen oder durch die Umftände 
gebotenen Maßregeln zur Verhütung einer weiteren Vers 
breitung des Uebels fofort zu freffen. 

Eine gleihe Aufmerkfamkeit hat der Woyt auf die 
genaue Beobachtung der Paßpolizei, foweit ihm diefelbe nicht 
zur eigenen Verwaltung überwiefen wird ($. 9. Nr. 6.) zu 
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richten, und jede Verlegung derfelben firenge zu rügen, und 
refp. zur Kenntniß des Landraths zu bringen. 

Die im Amtöbezirfe des Woyts vorfommenden Polizeis 
Kontraventionen hat berfelbe zu feiner Kognition zu ziehen, 

“in fehleunigen und dringenden Fällen auch die Arretirung 
des Kontravenienten zu veranlaffen, denfelben aber fofort 
dem Landrathe des Kreifed zur weitern Verfügung‘ zu übers 
weifen. Die von ihm abzufaffenden Straf-Refolute hat er 
jedoch jedesmal dem Landrathe zur Beftätigung einzurei- 
hen, und feine Autorifation zur Bouſtredung der Strafe 
einzuholen. 

Bei ſich ereignenden ————— ———— iſt der Woyt 
für die erſte Feſtſtellung des Thatbeſtandes und für die Ar⸗ 
retirung des Verbrechers zu ſorgen, und denſelben, nebſt 
den Verhandlungen und etwanigen Inſtrumenten, dem be⸗ 
treffenden Friedensgericht ſofort zu uͤberweiſen verpflichtet. 

U. Die Kontrolle der Orts⸗Gemeinde-Verwaltung. 

Es liegt ihm in diefer Beziehung ob, darauf zu halten, 
daß die Behörden, welche die Gemeinde⸗Verwaltung führen 
— in den Städten der Bürgermeifter mit feinen Beifigern 
(Lawniks) und dem Gemeinderath, auf dem Lande der 
Schulze mit den GemeindesXelteften — bei der Ausſchrei—⸗ 
bung, Erhebung und Berwaltung der Kommunalbeiträge, 
mit Treue, Ordnung und Gefegmäßigfeit verfahren und 
Buch und Rechnung führen, weshalb er verpflichtet und be: 
fugt ift, Öfterd Nevifionen vorzunehmen, und über das Ers 
gebniß an den Landrath zu berichten. 

III. Die Verwaltung der Bezirks: Gemeinde- Angelegen- 
heifen. 

Die Allerhöchfte Kabinets-Drdre vom 9. März c. ber 
zeichnet $. 3. Litt. c. die felbftftändigen Mitglieder der Ber 
zirks-Gemeinde; mit diefen ift der Woyt verpflichtet, über 
die Angelegenheiten ded gemeinfamen Intereſſes zu bera- 
then und zu verhandeln, und fie deshalb, wenn er es für 
nöthig hält, mit Genehmigung des Landraths zu konvoziren. 
Diefe Berufung ift nothwendig bei. der Veranlagung folcher 
Ausgaben, welche der Bezirks-Gemeinde obliegen, nament- 
li Behufs der Unterhaltung des Dienſt⸗Lokals für den 
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Woyt, ferner Behufs der Erfüllung folder Verbindlichkeis 
ten, welche nach der bisherigen Verfaffung dem ganzen 
Woyt⸗Bezirke obliegen, oder ihm durch neue Gefeße übers 
tragen werden bürften, weshalb auf die der Allerhöchften 
Kabinet3-Drdre beigefügte Inftruftion zu $. 9. Bezug ge 
nommen tird. 

Die Repartition der Geldbeiträge nebft dem Gemeinde- 
Kaffen-Erat wird von dem Woyte dem Landrathe überger 
ben, welcher nach vorheriger Prüfung und Genehmigung 
deren Einziehung und Verwaltung der Kreiskaffe überträgt, 
Diefe übergiebt am Schluffe des Jahres dem Woyt die 
Rechnung nebft Belägen, um fie der nächften Berfammlung 
der Bezirks⸗Repraͤſentanten zur Kenntnißnahme vorzulegen, 
Der KreiskaffenRendant erhält ald Remuneration für die 
Einziehung der Geldbeiträge der Bezirks-⸗Gemeine eine Tan: 
‚ tieme von 2 Prozent der eingegangenen Gelber. 

Beichlüffe der Bezirks-Gemeine-Verſammlung wegen 
neuer Geldberilligungen zu gemeinnüglichen Zwecken (z. 3. 
Anfhaffung von Feuerlöfchgeräthfhaften für den ganzen 
Bezirk, Abwäfferungs-Anftalten, Straßen-Anlagen ıc.) ber 
dürfen der Genehmigung der Regierung, welche durch den 
Landrath einzuholen ift. 

$. 9. 

Außer den vorher bezeichneten Amts⸗Funktionen des 
Woyts im engern Sinne, ift derfelbe, ald beftändiger Kom⸗ 
niffarius und Organ des Landrathö, verpflichtet: . 

1) fein befonderes Augenmerf auf die Beförderung des 
Schulweſens in feinem Bezirk zu richten, und zu dem 
Ende ſich von dem Zuftande der Ortsſchuͤlen durch 
haͤufigen Beſuch derſelben zu unterrichten, den Sinn 
für das oͤffentliche Schulweſen zu erwecken und zu bes 
leben, Beſchwerden des Lehrers über die Gemeinde und 
den Schulvorftand, ſowie umgekehrt, zu unterfuchen, 
und ihnen durch feinen perfönlichen Einfluß abzuhelfen, 
den Lehrer in der Ausübung feines Amtes, ſowie in 
der Einziehung feiner Einkünfte zu unterftügen, auf den 
fleigigen Befuch der Schule und auf ein freundliches 
Einverftändniß zwifchen dem Lehrer und der Gemeinde 
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einzumirken, eben fo aber auch, fobald ihm Thatfachen 
befannt werben, in welchen er Nadpläffigkeiten und 
Dergehungen der Lehrer zu erkennen glaubt, folche dem 
Schul⸗Inſpektor zur weitern Veranlaffung anzuzeigen. 

2) Die Befchaffenheit der in feinem Bezirke vorhandenen 
Kirchen und Pfarrgebäude zu beobachten, und die von 
ihm twahrgenommenen Mängel dem Landrathe zur weis 
tern Verfügung anzuzeigen, 

3) Die Volksbuͤcher für den ganzen Bezirk nach einer 
deshalb von der Kegierung zu ertheilenden Anweiſung 
und die KommunalStammtrolle, fo lange deren Fort: 
dauer noch erfordert wird, zu führen. 

4) Die den Bezirk treffende Militair⸗Einquartierung auf 
die einzelnen Drtfchaften deffelben gehörig zu verthei- 
len, darauf zu fehen, daß die DOrtöbehörden wiederum 
die fpegielle Vertheilung nad) richtigen Grundfägen be: 
wirken, daß die Truppen die ihnen zulommenden Ger 
bührniffe erhalten, und daß die Vergütigungd-Summen 
gehdrig liquidirt werden, und zur Yuszahlung gelangen; 

5) ift der Woyt verpflichtet, den Landrath in dem Milis 
tair⸗Erſatzgeſchaͤft nach deffen Anleitung zu unterftägen. 

6) Die Handhabung der Paßpolizei, die Beauffichtigung 
fremder und nicht legitimirter Perfonen, die Theilnah- 
me an der Abhaltung der Landes-Bifitationen und die 
Leitung der Transporte von DBagabonden und Ber 
brechern durch feinen Bezirk, wird dem Woyt nach 
den ihm deshalb befonders zu ertheilenden Anmeifun- 

ty als Drgan des Landraths, befonderd zur Pflicht 

—* Er hat deshalb das Paßviſa und Transport⸗ 
—** und die Steckbriefs⸗Kontrolle nach den ange⸗ 
ſchloſſenen Schematen BR der größten PünktlichFeit zu 
führen. 

7) Als Stellvertreter de⸗ Landraths, leitet der Woyt die 
Wahlen der Schulzen in den bereits regulirten Dorf— 
gemeinden. Er hat zu dieſem Behuf ſaͤmmtliche zur 
Gemeinde gehoͤrigen Grundbeſitzer und ſelbſtſtaͤndige 
Gewerbetreibende zu einer Wahlverſammlung zuſam⸗ 
men zu berufen, ihnen den Zweck derſelben deutlich zu 
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machen, und ihnen aus der Zahl der angefeffenen Wirs 

the einige nach feiner Weberzeugung geeignete Subjekte 

vorzufchlagen. Die Anmwefenden wählen, ohne an den 

Borfchlag des Woyts unbedingt gebunden zu fein, aus 

der Zahl der angefeffenen Wirthe nach der Stimmen- 

mehrheit einen Schulzen und Behufs der Verwaltung 
der Gemeinde-Kaffe noch zwei Welteften auf den Zeit 
raum von fechd Jahren. Die Wahl ift dem Landrath 
unter Einreihung der fehriftlihen Verhandlung zur 

Beftätigung anzuzeigen. Bei der Präfentation der Wahl: 

Kandidaten hat der Woyt vorzugsmweife auf Treue und 

Zuverläffigkeit derfelben zu achten, und demnaͤchſt fo 

viel ald möglich darauf zu ruͤckſichtigen, daß fie des 

Lefend und Schteibens fundig find. In den Dorfges 

meinden, in welchen die Verwaltung des Schulgen- 

Amtes mit dem Befiß eines Grundftücds verbunden ift, 

hat der Woyt bei einem vorfommenden Wechfel den 

noch auf die vorher bemerkten Eigenfchaften zu fehen, 
und wenn der Nachfolger diefe nicht befißen follte, dem 

Landrathe davon zur weitern VBeranlaffung Anzeige zu 

machen. 

$. 10. 

Die Erhebung der landesherrlihen Steuern bleibt 
zwar in den Händen der dazu beftellten Beamten, doc ift 
der Woyt verpflichtet, im Auftrage ded Landraths oder der 
Kegierung fowohl bei der Veranlagung der Klaffenfleuer, 
als bei der Kontrolle der Drts-Erheber, fo wie endlich bei 
Einziehung der Grundfteuer Beiftand zu leiften. Wenn der 
Woyt bei den Gemeinden und Gutsbeſitzern feines Bezirks 
unter befonderer Genehmigung der Regierung zum Bezirkös 
Erheber der Klaffenfteuer erwählt wird, fo hat er die ihm 
zu diefem Behufe befonders zu ertheilende Fnftruftion genau 
zu befolgen. 

$. 11. 

Das Dienft- Journal und die Negiftratur, ſowie die 
Ueberficht von dem Zuftande der Kaffen in feinem Bezirk 
hat der Woyt nach dem beiliegenden Schema zu führen, 
und am Schluffe jedes DVierteljahres dem Landrathe einen 


& 
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Bericht über die im Laufe des Jahres vorgefommenen mwichs 
tigen Gegenftände feiner Verwaltung zu erftatten, und zu 
dem Ende ein Tagebuch über diefelben zu führen. 
Poſen, den 18. Dftober 1853. 
Der Oberpräfident der Provinz Pofen. 
Slottwell. 





70. 
Dienftanweifung für die Schulzen in der Provinz Pofen. 





1. Der Schulze ift der VBorfteher feiner Gemeinde. Er 
fol ihre deshalb in allen Dingen mit gutem Beifpiele vors 
angehen, fie zur Ehrfurcht, Treue und zum Gehorfam ges 
gen Se. Majeftät den König und die Landesbehörden, fo- 
wie zur gründlichen Erfüllung der ihrem Gutöheren fchul- 
digen Pflichten ermahnen und anhalten, und dabei jederzeit 
äuerft das Geinige thun. 

Jedes Mitglied der Gemeine, welches zum Schulzen 
gewählt wird, ift verpflichtet, dad Amt zu übernehinen, ſo⸗ 
fern ihm nicht die Entfchuldigungsgründe zur Seite ftehen, 
welche gefeglich zur Ablehnung einer Bormundfchaft berech- 
tigen. Der Schulze wird auf ſechs Jahre gewählt, nach 
Ablauf der erſten drei Jahre ift der Gewählte jedoch be 
rechtigt, dad Amt niederzulegen. 

Wenn der Schulze es verlangt, fo ift die Ortögemeine 
verpflichtet, ihm nicht nur für nothwendige baare Auslagen 
Erfag, fondern auch für feine Mühmaltung eine angemeffene 
Memuneration zu gewähren, welche nöthigenfalld die Re: 
gierung zu beftimmen hat. 

Er ift zunächft dem Bezirks-Woyt und nach diefem dem 
Landrath untergeordnet. Er wird vom Landrath in Eid 
und Pflicht genommen, und demnaͤchſt beftätigt. 

Dem Schulzen werden, Behufd der Gemeinde-Bermwal- 
tung, noch zwei Aelteſten beigeordnet; ihm kommt es zu, 
die Gemeinde zu Berathungen zufammen zu berufen, mit 
den Aelteſten die Verſammlung zu leiten und den Befchluß 
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nach der Mehrheit der Stimmen abzufaffen. Er hat der 
Gemeinde die Iandesherrlichen und obrigkeitlihen DVerfüs 
gungen befannt zu machen. 

Er leitet mit dem Beiftanide der Xelteften die Gemein- 
dearbeiten (Wegebauten, : Bepflanzungen, Yufraumung der 
gemeinfchaftlihen Wafferleitungen u. f. w.), vertheilt mit 
ihree Zuziehung die baaren Geldbeiträge und Leiflungen, 
Militair-Einquartierung ꝛc., beforgt mit ihnen gemeinfchaft- 
lich die Verwaltung der Gemeinde-Kaffen und Rechnungs⸗ 
legung, und wacht auf die Erhaltung der Gerechtfame feis 
ner Gemeinde. 

11. Als Polizeibehörde ded Orts hat der Schulze auf 
Alles Acht zu geben, was die äffentliche Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung, die Verhütung von Verbrechen und Unglücd- 
fällen und die Entdeckung begangener Verbrechen betrifft. 

In allen folchen Fällen hat er, wenn Gefahr im Ber 
zuge ift, felbft auf der Stelle das Nöthige vorzufehren, dem 
Woyt aber auch zugleich Anzeige von dem Vorgange zu er: 
ftatten, und fich deffen weitere Anmeifung zu erbitten, oder, 
wenn keine Gefahr im Verzuge ift, nur die Anzeige zu erz 
flatten, und die Anweiſung zu erwarten. 

Snfonderheit hat er 

4) auf genaue Befolgung der Dorf und Landes-Polizei- 
ordnung zu halten. 

2) Befonders muß er bei ausbrechenden anſteckenden 
Krankheiten oder DViehfeuchen dem Woyt fogleich Ans 
zeige machen. 

3) Unbekannte, verdächtige, nicht Tegitimirte Perfonen darf 
er im Dorfe nicht dulden, fondern foll diefelben ſofort 
verhaften und dem Bezirks-Woyt. uͤberliefern. 

4) Bei vorkommendem Zanf und Schlägerei foll der 
Schulze fich fogleich in's Mittel Iegen, und allen Ge: 
waltthätigkeiten vorbeugen. Bei Viſitationen, die im 
Dorfe auf Verlangen ded Woyts oder anderer dazu 
legitimirten Perfonen angeftellt werden follen, foll er 
den erforderlichen Beiftand unweigerlich Teiften. 

5) Er fol ferner dafür forgen, daß weder fremdes Ge- 
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finde noch andere Leute von den Dorfeinwohnern ohne 
Anzeige aufgenommen werden. 

6) Feld» und Gartendiebftähle, ſowie alle übrigen zu ſei⸗ 
ner Wiffenfchaft gelangenden Webertretungen der Por 
ligeis und Kriminalgefeße, hat der Schulze dem Woyt 
ohne Zeitverluft anzuzeigen. 

7) Der Schulze ift für die Inftandhaltung der Wege, 
Straßen und Brücden auf dem Territorio feiner Ges 
meinde verantwortlich. - 

8) Er hat ferner auf die Befchaffenheit und Sicherheit 
der Schornfteine und deren gehörige Reinigung zu hals 
ten, er hat überhaupt die Aufficht auf Feuer und Licht 
in feinem Dorfe zu führen, und für die Anfchaffung 
und gehörige Unterhaltung der Feuerlöfchgeräthfchafs 
ten zu forgen, und Vernachläffigungen in diefer Bezies 
bung fogleih dem Woyt anzuzeigen. 

9) Er foll ferner für die in feinem Wohnorte befindliche 
Schule als ein guter Hausvater forgen, auf den regel 
mäßigen Schulbefuch wirken, und die zu feiner Kennt 
nig gelangenden Mängel und Vernadpläffigungen dem 
MWoyt gehörig anzeigen. 

10) Die in feinem Wohnorte vorhandenen wahn- und 
blödfinnigen Perfonen, ſowie die vermaifeten Kinder, 
bat er dem Woyt namhaft zu machen, damit für des 
ten Bevormundung und Unterbringung geforgt werbe. 

41) Am Aften jeden Monats, und außerdem fo oft er 

dazu aufgefordert wird, fol der Schulze fih auf dem 

Woytamt einfinden, und dem Woyt über alle Gegen- 

ftände feines Amts Rede und Auskunft geben, und 

deffen Anmeifungen pünktlich befolgen. 
Pofen, den 18. Oktober 1833. 
Der Oberpräfident der Provinz Pofen. 
Slottwell. 


986 
21. 
Girfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Pofen, 


an fämmtliche Landräthe, die Werforgung der Schulzen 
mit Dienftfiegeln betreffend. 





Es ift nothwendig, daß die Schulzen überall mit Dienft- 
fiegeln verfehen find, um fich derfelben bei Ausferfigungen 
2c., die fie in ihrer Eigenfchaft als Polizeibehörde des Orts 
vorzunehmen haben, bedienen zu können. Die Siegel mer 
den den Preußifchen Adler mit der Unterfchrift: „Schulzen- 
Amt zu N. N.” enthalten, und auf Koften der Ortsge⸗ 
meine angefertigt werben. Um für die gleichmäßige und ans 
gemeffene Fertigung der Siegel forgen zu können, haben 
wir befchloffen, fie von hieraus beftellen zu laffen, und den 
Gemeinen gegen Einziehung der Koften zu überliefern. 

Um den Bedarf zu überfehen, fordern wir Sie daher 
auf, und binnen 14 Tagen anzuzeigen, melde Schulzen- 
Aemter fih ſchon jet im Beſitze von Dienfifiegeln befin- 
den, welche der obigen Befchreibung entfprechen, und ihnen 
zum fernern Gebrauche belaffen werden fönnen. Dagegen 
werden Sie uns ein Verzeichniß aller Schulzen-Aemter ein- 
reichen, denen ein vorfchriftSmäßiges Siegel bis jetzt mans 
gelt, und für die ein folches daher zu befchaffen bleibt. 

Poſen, den 26. November 1833. 


Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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VII. 
Pyorlıiız ern 
A. 

Sm Allgemeinen. 
12. 


Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 

die Bewilligung von zwei Epauletten zur Uniform der 
Polizei⸗Inſpektoren und Kommiffarien betreffend. 





Des Königs Majeftät haben auf den Antrag des Mi- 
nifterit des Innern und der Polizei den zur Tragung der 
PolizeisUniform berechtigten PolizeisInfpektoren und Koms 
miffarien ausnahmsmweife zwei Epauletten von einer neuen 
Form und Befchaffenheit zu bemilligen geruhet. 

Die Königl. Regierung wird beauftragt, die betreffen⸗ 
den Beamten, ſoweit dergleichen in ihrem Bezirke vorhan- 
den find, hievon mit dem Bemerken in Kenntniß zu feßen, 
dag nunmehr die bisher migbräuchlich hin und wieder noch 
getragenen Epauletten nach der alten Form nicht länger im 
Gebrauch bleiben dürfen, und daß eine geftempelte Probe 
der neuen Epauletten in der Gold: und SilberwaarenMa- 
nufaftur von Collani und Müller bier, in der neuen Kom: 
mandanten-Straße Nr. 37. in Augenfchein genommen wer⸗ 
den kann, woſelbſt auch dergleichen Epauletten auf Beſtel⸗ 
lung, das Paar zu 9% Rthlr., fowie in einer nach der Güte 
der Vergoldung geringeren Sorte zu 8 Rthlr., und die dazu 
gehörigen Epaulettenhalter zu 44 Sgr. zu haben find. 

Berlin, den 17. Dezember 1853. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 
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73. 

Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Breslau, die 
Tragung einer Uniform von Seiten der Dorfr 
ſchulzen betreffend. 





Der Königl. Regierung kann ich die in dem Berichte 
vom 7. d. M. nachgeſuchte Ermächtigung, 
dem Gerichtöfhulen T. zu M. ſowie überhaupt den 
Schulzen anfehnliher Dörfer bei Amtöverrichtungen 
dad Anlegen der Polizei-Uniform zu geftatten, 
nicht ertheilen, da in der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 
12. November 1831., wegen der Uniformen der Eivilbeam: 
ten, welcher zufolge alle frühere Beftimmungen über diefen 
Gegenftand, foweit fie nicht ausdrüdlic aufgenommen oder 
beftätigt worden, für aufgehoben zu erachten find, ſowie in 
dem Nang-Reglement vom 7. Februar 1817., worauf darin 
Bezug genommen wird, von ben Dorfſchulzen nicht die 
Rede ift. 
Berlin, den 25. Dftober 1833. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


74. 

Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Breslau, die Ans 
ftellung der Polizei» Sergenten auf Kündigung 
betreffend. 





Da nach der Regierungd-Anftruftion vom 23. Oktober 
1817. $. 12. zu 2. nur foldye Beamte, deren Dienft Feine 
Ausbildung erfordert, fondern größtentheild nur mechaniſch 
ift, auf Kündigung angeftellt werden follen, der Dienft der 
PolizeirSergenten aber, wenn biefelben das, was gegen 

wärtig 
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waͤrtig von ihnen verlangt wird, leiften, Feinestveges ein 
bloß mechanifcher if, und es eben fo wuͤnſchenswerth als 
angemeffen erfcheint, die PolizeisKommiffarien vorzugsweiſe 
aus tuͤchtigen Polizei:Sergenten zu entnehmen, dies jedoch nur 
dann möglich bleibt, wenn legtere für den erefutiven Polizei⸗ 
dienſt gehoͤrig ausgebildet werden; ſo kann die Cirkular⸗Verfuͤ⸗ 
gung vom 16. Juni 1820., wie der Königl. Regierung auf 
den Bericht vom 19. v. M. bemerklich gemacht wird, auf 
Poligeis-Sergenten Feine Anwendung finden. 

Dies ift auch ſchon in den Mefkripten vom 12, Juli 
1826. an das hieſige Polizeipraͤſidium, und vom 24. Ja⸗ 
nuar 1827. an die Regierung zu Magdeburg (v. Kam ptz 
Annalen der innern Staatsverwaltung von 1826. S. 1086 
und von 1827. S. 152) ausgeſprochen worden, ſchließt 
aber nicht aus, die Polizei-Sergenten zunaͤchſt nur auf 
Probe anzuftelen, was allerdings zweckmäßig erfcheint, um 
die Entlaffung unbrauchbarer oder unzuverfäffiger Subjefte 
zu erleichtern. 

Berlin, den 6. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Brenn. 


75. 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifkeriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die 
Mittheilung der Gendarmeries Dienft- Journale an bie 
Civil⸗Dienſtbehoͤrden betreffend. 





Durch eine von dem Heren Chef der Gendarmerie am 
12. Auguſt 1830. erlaffene EirfularsVerfügung ift angeord- 


‚net, daß die Wachtmeifter und Offiziere der Gendarmerie 


ihre Bemerkungen zu den Dienft-Journalen der Gendarmen 
zu machen haben, bevor foldhe an die Eivil-Dienftbehörden 
gelangen, und zwar haupffächlich deswegen, um die Civil: 
Borgefegten der Gendarmen auch von den Urtheilen der 
militairifchen Vorgeſetzten derfelben in Kenntniß zu fegen, 

Ann v. 1833. Sss 
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und Unfchicklichkeiten zu verhäten, welche früher zuweilen 
vorgefommen waren, indem einzelne Offiziere und Wacht: 
meifter, denen die Dienftbücher fpäter vorgelegt worden, fich 
auch über die bereitd darin befindlichen Bemerkungen der 
Eivilbehörden ausgelaffen hatten. Da indeg von Seiten 
mehrerer Eivilbehörden die Meinung geäußert wird, daß 
durch diefes Verfahren dad von der Eivil»Dienftbehörde 
nach $. 29. der Dienſt-Inſtruktion abzugebende Urtheil feine 
Freiheit verliere, auch verzögert werde, und der Wunfch 
vorgetragen worden, daß die in dieſer Hinfiht bis zum 
Jahre 1825. beftandene Einrichtung, nach welcher die Dienft- 
Journale der Gendarmen zuerft der Eivil-Dienfibe 
börde derfelben vorgelegt wurden, wieder hergeftellt werde; 
fo hat der Herr General-kieutenant v. Tippelskirch auf 
meinen Wunfch fämmtliche Brigadiers der Gindarmerie ans 
gewieſen, für den Fall, daß foldhes von Seiten der be 
freffenden Regierungen gervünfcht werde, die Einrichtung zu 
£reffen, daß die Dienfibücher der Gendarmen wiederum, wie 
früher, zuerft den Eivils» Dienftbehörden vorgelegt 
werden. 

Indem ich die Königl. Negierung hiervon benachridy- 
tige, überlaffe ih Derfelben, für den Fall, dag Sie auch 
Ihrerſeits die Wiederherftellung der früheren Einrichtung in 
Betreff der Vorlegung der Dienft-Fournale der Gendarmen 
wuͤnſchen follte, Sich darüber gegen den Herrn Brigadier 
zu erflären, beauftrage Diefelbe aber zugleich alddann, Ih— 
ren Unterbehörden, dem Wunfch des Heren Chefs der Gen- 
darmerie gemäß, die baldige Ruͤckgabe der ihnen vorge: 
legten Dienft-Fournale zur Pflicht zu machen, 

Berlin, den 21. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 
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76. 
Reſkript des Königl, Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Arnsberg, in 
wiefern in Stelle unbeibringlicher Polizei» Geldftrafen, 
Leibesftrafen in Anwendung fommen fünnen? 





Der Königl. Regierung wird auf die in dem Berichte 

vom 9. v. M. vorgetragene Anfrage: 
Db auf den Grund des Allgem. Landrechts Thl. II. 
Tit. 20. $. 85. die Kreisbehörden befugt find, die 
gegen Perfonen der niedern Volksklaſſe erkannten 
unbeibringlichen Polizei» Geldftrafen, in ſoweit das 
Gefeg die Art der Strafe nicht fhon anders genau 
beftimmt hat, durch verhältnigmäßige Strafarbeit 
abbüßen zu laffen? 
biermit zu erkennen gegeben, daß zwar die Kreisbehörden, 
wenn fie mit Vollftrefung einer Strafe beauftragt find, die 
Gattung der Strafe nicht ändern dürfen, fondern fich genau 
nach der Beftimmung des Urtheild oder Strafrefoluts zu 
achten haben. Es ift aber vorausgufegen, daß bei Geld: 
firafen der Verfaſſer des Nefoluts ſchon eventuell die für 
den Fall der Uneinziehbarfeit derfelben zu fubftituirende Leis 
besſtrafe beftimmt haben wird; follte dies unterblieben fein, 
fo muͤſſen, fobald die Unbeibringlichkeit der Geldftrafe feft- 
fiehet, die Akten dem Urtheilöfaffer zur Ergänzung der 
Strafbeftimmung wieder vorgelegt werden. 

Uebrigens koͤnnen, mie der Königl. Regierung fchließ- 
lich noch bemerklich gemacht wird, dem erfennenden Richter 
durch ein bloßes Minifterial-Refkript Feine Vorfchriften ge: 
geben werden. Derfelbe hat ſich vielmehr nur das fpezielle 
Strafgefeß zur Norm dienen zu laffen, und wird, wenn 
legteres nicht ausdräcdlich der Strafarbeit erwähnt, auf 
diefe nicht, am menigftens aber auf dffentlihe Strafar- 
beit erkennen koͤnnen. 

Berlin, den 9. November 1833. 

Minifterium ded Innern und der Polizei. 
Köhler. 


Sss 2 


B. 
Cenfurwefen. 


77. 
Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien an fammtliche 
Königl. Oberpräfidien, und abfchriftlich an das König. 
Ober⸗Cenſurkollegium, die Ertheilung von Konzeffionen 
zue Herausgabe periodifcher Schriften betreffend. 





Bei dem in neuerer Zeit fo fehr vermehrten Andrange 
von Gefuhen um Erlaubniß zur Herausgabe periodifcher 
Schriften, haben wir die Frage in reifliche Erwägung neh- 
men zu müffen geglaubt: in welcher Weife den Uebelftän- 
den und Nachtheilen begegnet werden Eönne, die bisher viel 
fältig daraus entftanden find, daß dergleichen Konzeflionen 
Männern ertheilt wurden, die weder hinreichende Fähigkeis 
ten zu ſolchen Unternehmungen, noch den redlichen Willen 
befigen, ihren freiwillig übernommenen Beruf gewiffenhaft 
zu erfüllen. 

Die Eenfur, in welcher man bisher dad Mittel zu er: 
kennen gewohnt gemwefen ift, allen aus foldhen Konzeffions- 
Ertheilungen entfpringenden Nachtheilen zu begegnen, vers, 
mag zwar allerdings offenbaren Berlegungen der Religion 
und Sittlichfeit, Angriffen auf die gefegliche Ordnung und 
direkter Höhnung einzelner Individuen in der Regel vorzus 
beugen; fie ift aber, wie die tägliche Erfahrung zur Genüge 
gelehrt hat, keinesweges im Stande, die unverftändige oder 
verfteckte böfe Tendenz ununterrichteter oder bösmilliger Res 
daftoren und Heraudgeber von Zeitblättern zu befeitigen. 

Diefen Uebelftänden zu begegnen, fcheint es vielmehr 
nur ein Mittel zu geben, das nämlich: bei der Ertheilung 
von Konzeflionen zur Herausgabe periodifcher Schriften mit 
der größten Vorſicht zu verfahren, und dergleichen nur fol: 
hen Perfonen zu gewähren, welche einmal zu einem Un- 
ternehmen diefer Art entweder notorifch qualifiziert, d. h. 
mit der nöthigen gründlichen twiffenfchaftlichen Vorbildung 
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zur angemeffenen Unterhaltung und Belehrung des Publi⸗ 
kums verfehen find, oder über deren Qualififation die Koͤ— 
nigl. Oberpräfidien fonft auf irgend eine Weife befriedigende 
Auskunft einzuziehen Gelegenheit gehabt haben; zum ans 
dern aber durch amtliche Zeugniffe der betreffenden Poli⸗ 
zeibehörde darzuthun vermögen, daß auf ihrem fittlichen 
Rufe fein Makel haftet. 

Die Anwendung diefed Mitteld fcheint und eben fo 
unbedenklich, als durch die Umftände dringend geboten, und 
erfuchen wir daher Em. ıc., bei allen Ihnen zugehenden 
Geſuchen um Ertheilung von Konzeffionen zur Herausgabe 
periodifher Schriften die obigen Andeutungen ald Norm 
für das hinfichtlich derfelben von Ihnen zu Veranlaffende 
gefällig betrachten zu mwollen. 

Berlin, den 18. Dezember 1833. 

Die Minifter 
der Geiftlichen, Unterrichtd- des Innern der audmärtigen 
und Medizinal⸗Angele⸗ und Angelegen- 
genheiten. der Polizei. heiten. 
v. Altenfiein. v. Brenn Ancillon. 


78. 


Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an das Königl. Polizeipräfivinm hiefelbft, das 
Berfahren gegen Sammler von Subffribenten auf 
literarifche Werfe betreffend. 





Die Befchwerde des hiefigen Schriftftellerd N. N. über 
das polizeiliche Verbot der Einfammlung von Unterzeich- 
nungen auf eine von ihm herauszugebende Gefhichte des 
Preußiſchen Staates, fcheint nach dem diesfälligen Berichte 
des Königl. Polizeipräfidiums vom 22. v. M. nicht unbe 
gründet zu fein. 

Das Haufir-Regulativ vom 28. April 1824. enthält 
nicht einmal eine Andeutung, aus welcher gefolgert werden 
kann, daß die Bejtimmungen deffelben auf diejenigen Uns 
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wendung finden, welche ihre Geiftesprodufe im Wege der 
Subffription herausgeben wollen. Eben fo unzweifelhaft 
ift ed aber auch, dag der Begriff von Kolporteurs ($. 131. 
des Gewerbe: Polizeiediftd vom 7. September 1811.) auf 
Schriftfteller nicht auszudehnen if. 

Bon diefem Gefihtöpunfte aus laͤßt fi alfo die 
Verfügung des Königl. Polizeipräfidiums, welche dem ꝛc. 
N. bei Strafe unterfagt, Unterfchriften zu fammeln, nicht 
rechtfertigen. 

Dagegen mögen allerdings hin und wieder Fälle vor 
fommen, two dergleichen Sammlungen entweder den Chas 
rakter einer Bettelei annehmen, oder, wo die Herausgabe 
eined Werkes nur benugt wird, um die etwanigen Vorauss 
bezahler zu prellen. 

In dem einen wie in dem andern Falle ift die Polizei 
eben fo berechtigt als verpflichfet, angemeffen einzufchreiten. 

Sollte ein folcher bei dem ꝛc. N. nicht eintreten, fo 
bat das Königl. Polizeipräfidium dad in Mede ftehende 
Verbot unvorzuͤglich wieder aufzuheben, fonft aber demfels 
ben den feiner Subſkriptions-Sammlung entgegenftchenden 
befondern Grund nachträglich zu eröffnen, und von dem 
Berfügten mir Anzeige zu machen. 

Berlin, den 7. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


& 
Polizei der erften Lebensbedürfniffe. 


79. 

Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigs⸗ 

berg, in Pr., an ſaͤmmtliche Landraͤthe und Magiſtraͤte, 
die Feſtſtellung der Marktpreiſe betreffend. 





Es iſt bei einigen Landraths-⸗Aemter bemerkt worden, 
daß zwiſchen den monatlich eingereichten MarktpreissTa 
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beifen, und den, den Gendarmerie-Fourage; kiquidationen 
beigefügten Marktpreis⸗Atteſten, in Ruͤckſicht der Fraktionen 
ein Unterfchied ftattgefunden. 

Da ed nun in der Natur der Sache liegt, daß der 
Durchſchnitt der Preife in den Marktpreis:Tabellen mit den, 
den gedachten Fourage- Liquidationen beigefügten Durch: 
fohnittd Marktpreis: Atteften übereinftimmend fein muß, fo 
beauftragen wir das Königl. Landraths-⸗Amt, aud auf die 
fen Segenftand ein befonderes Augenmerk zu richten, die 
von den Magifträten gefertigten Marftpreis-Attefte gehörig 
mit den Marktpreis: Tabellen zu vergleichen, und dann, wenn 
dabei feine Unrichtigkeit fich ergeben, folhe auf Grund die 
fer NRevifion zu attefticen, andernfalls aber die betreffenden 
Magifträte zur Auslaffung aufzufordern. 

Wir merden von unferer Seite hierbei mit befonderer 
YAufmerkfamkeit verfahren, und jede fich etwa ergebende Un- 
richtigfeit ſtrenge rügen. 

Ueberhaupt ift ed nothwendig, daß den Angaben der 
Stadtbehörden über die Marktpreife mehr Aufmerkſamkeit 
als bisher gewidmet werde, indem ed den Anfchein gewinnt, 
ald wenn an mehreren Drten hierbei mit großer Unzuvers 
läffigkeit zu Werke gegangen werde. Die Magifträte haben 
ſich daher unverzüglich gegen das ihnen vorgefegte Königl. 
Landraths⸗Amt darüber auszumeifen, auf welche Weife von 
ihnen die Marktpreife ermittelt werden, und die Herren 
Landräthe haben die Magifträte darin fortgefegt zu Eontrols 
liren, daß ihrem diesfälligen Verfahren, Sorgfalt, Wahr: 
beit und Glaubmürdigfeit niemals abgehe. Die Herren 
Landräthe haben ung binnen 8 Wochen anzuzeigen, welche 
Refultate die diesfällige Recherche gehabt, und wie in jeder 
Stadt ihred Kreifes die Feftftellung des Marktpreiſes bes 
wirft wird. 

Königsberg, den 24. Dftober 1833. 

Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Ewald, 
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Drdnungsd;- Polizei. 


80. 


Auszug aus dem Reffripte des Könige. Minifteriums 

des Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung 

zu Magdeburg, die Stellung der öffentlichen Uhren 
nach der mittleren Zeit betreffend. 





Uebrigend leidet ed, wenn der dorfige Megulafor bie 
mittlere Zeit ſtets ganz richtig angiebt, Fein Bedenken, daß 
die ftädtifchen Uhren nur nad) diefem geftellt werden, da in 
der Verfügung vom 18. Februar d. J. die Stellung der 
Öffentlichen nad den Poft-Uhren nur ald das einfachfte 
Mittel zum Zwecke angeordnet ift, diefes aber da nicht 
nothmwendig erfcheint, wo die Richtung der Öffentlichen Uh— 
ren nach mittlerer Zeit auf einem andern Wege noch ficherer 
erreicht werden Fann. 

Berlin, den 11. Dezember 1835. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


81. 
Reffripte des Könige. Minifteriums des Innern und 
ber Polizei, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 
GebührensTaren für Gefindemäfler und die flrafbare 
Uebertretung derfelben betreffend. 





Bei Ueberfendung des urfchriftlich beifolgenden Be 
richts des Magiſtrats zu N. vom 13. d. M., das Bers 
fahren gegen den Gefindemäkler N. dafelbft wegen Ue 
berfohreitung der ihm bemilligten Gebührenfäge betreffend, 
findet das Minifterium des Innern und der Polizei fih 
veranlagt, der Königl. Regierung Kolgendes zu eröffnen. 
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Nach der Verfügung vom 19. Juni d. J. (fol. 18. der 
beiliegenden Verhandlungen) hat die Königl. Regierung das 
Kefolut des Magiſtrats vom 20. Dezember v. J., welches 
den ıc. N. wegen eigenmächtiger Erhöhung der ihm beim 
Gefindevermiethen bewilligten Gebühren mit einer Ordnungs⸗ 
firafe von Einem Thaler belegt, um deswillen nicht beſtaͤ⸗ 
tigt, weil in der Gefindeordnung nur vorgefchrieben wor⸗ 
den, daß die Polizeibehörden den Mäklerlohn nach den oͤrt⸗ 
lichen Berhältniffen feftfegen follen, jedoch für die Webers 
ſchreitung der Säge Feine Strafe beftimmt ift. 

Die Königl. Regierung ſcheint hierbei überfehen zu has 
ben, daß es einer ſolchen Strafbeftimmung nicht bedurfte, 
da folche bereits in den $.$. 1286. und 1287. Tit. 20. Thl. 
1I.*) des Allgem. Landrechts enthalten ift, welche ganz allge 
mein lauten, mithin auf Gefindemäfler nicht minder, als 
auf jeden andern Mäfler, der eine ihn vorgefchriebene Tare 
überfchreitet, Anwendung finden. 

Dem Minifterio ded Innern und der Polizei ift zwar 
nicht unbekannt, daß die Anwendung diefes Strafgefeßes, 
wegen des Widerfpruches, in welchem daffelbe mit dem $. 
1384. Tit. 8. Thl. II. **) des Allg. Landrechtd fteht, bei den 
Gerichten viele Zweifel erregt, jeden Falles ift jedoch die 
Anwendung der milderen, in dem $. 1384. Tit. 8. Thl. II. 
feftgefegten Strafe unbedenklich, und diefe ſtimmt, da hier 
der erfte Fall vorhanden, mit der dem ıc. N. bei-feiner An⸗ 
nahme ald Gefinde-Vermiether angedroheten und jegt gegen 
ihn verhängten Geldbuße überein. 

Hiernach kann das Minifterium ded Innern und der 
Polizei die obengedachte Verfügung der Königl. Regierung 
nicht billigen, muß Diefelbe vielmehr veranlaffen, die Sache 
nochmals in Erwaͤgung zu nehmen, und daruͤber zu berichten. 

9. 1286. 1. c. Wer bei einem Darlehne, oder anderem Geſchaͤfte, 
ſich mehr als die geſetzmaͤßigen Maͤklergebuͤhren ver— 
ſprechen oder bezahlen läßt, hat eine Strafe von 50 
bis 500 Rthlr. vermwirft. 

5.1287. FE er als Öffentlicher Maͤkler angeftellt und verpflich- 

ae tet: fo wird er noch außerdem feines Amtes entfeht. 
) $. 1384. 1. c. Mer an Mäklerlohn mehr, als die erlaubten Süße, 
fordert oder annimmt, fol yum eritenmale um den dop⸗ 


pelten Betrag der rechtmäßigen Gebühren beftraft, und 
im Wiederholungsfalle feines Dienftes entfegt werden. 
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Sofern fih Diefelbe von der Unrichtigkeit Ihrer frühern 
Anficht überzeugt, kann, da der Magiftrat die früheren Ver: 
fügungen noch nicht publizirt hat, dad Reſolut deffelben 
nachträglich beftätigt und derfelbe unter Rückfendung der 
Alten von der Königl. Regierung unmittelbar befchieden 
werden. 

Berlin, den 21. September 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


An 
die Königl. Regierung 
zu Magdeburg. 


b. 

Was die Königl. Regierung in Fhrem Berichte vom 
51.90. M. über das wider den Gefindemäfler N, zu N., 
wegen Weberfchreitung der Gebührentare, beobachtete Ver— 
fahren anführt, kann eine Abänderung der diesfälligen Mi- 
nifterial-Berfügung vom 21. September d. 3. nicht be 
gründen. 

So wahr ed an fih ift, daß Jeder einem Gefindemäk 
ler freinillig mehr als die demfelben zuftehenden Gebühren 
geben kann, fo wird doch der Mäkler allerdings ftrafbar, 
wenn er feinerfeitd mehr fordert, ohne daß fein Vergeben 
deshalb als ein eigentlicher Betrug anzufehen iſt. Daffelbe 
ift vielmehr nur ein verbotener Eigennug, und daher der 
Bezug auf die $.$. 1286. und 1287. Tit. 20. Thl. IL. des 
Allgem. Landrechts um fo unzweifelhafter, ald der betref— 
fende Abfchnitt die Haupt-Rubrik: „Strafbarer Eigennug,” 
bat, die Vorausfegung der Königl. Regierung aber, daß 
jene Gefegftelle nur auf befondere Arten von Mäklern fic 
beziehe, aus dem Geſetze fich nicht ergiebt. 

Daß der in dem Erlaffe vom 21. September gleich 
falls angeführte $. 1354. Tit. 8. Thl. I. des Allgem. Land: 
rechts nur kaufmaͤnniſche Maͤller betrifft, ift zwar allerdings 
richtig. Derfelbe ift aber auch nur um deswillen angezogen 
worden, weil die darin beftimmte Strafe der Faufmännis 
ſchen Mäkler geringer if, als die der Mäkler überhaupt 
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nad) $. 1286. ıc. des Tit. 20., und weil eben deswegen die 
Gerichte ed bedenklich gefunden haben, diefe höhere Strafe 
gegen nicht» Faufmännifche Mäkler zu erkennen. Wenn aber 
auch) hiernach die Direkte Anwendung des $. 1384. Tit. 8. 
Thl. II. auf Gefindemäkler nicht zuläffig ift, fo erſcheint 
eö Boch, da die Weberfchreitung einer Mäklertare nach $. 
1286. ꝛc. Tit. 20. Thl. II. des Allgem. Landrechts jeden 
Falls firafbar ift, ganz angemeffen, dag für den erften Fall 
eine willführliche, nach dem mehr gedachten $. 1384. zu nor, 
mirende Strafe, wie in dem vorliegenden Falle von dem 
Magiftrate zu N. und nach dem Schreiben des Dberbürgers 
meifterd N. N. zeither auch dort gefchehen ift, verhängt 
werde. Selbſt die im $. 1384. für den Wiederholungs- 
fall angedrohete Dienfienfegung paßt auch recht wohl auf 
Gefindemäkler, indem diefe nach $. 13. der Gefindeord- 
nung von der Drtöobrigfeit beftellt und verpflichtet wers 
den follen. 

Es muß daher bei der Verfügung vom 21. September 
d. J. verbleiben, und die Königl. Regierung, unter Rück 
fendung fämmtlicher Beilagen, aufgefordert werden, darnach 
das Weitere zu verfügen. 

Was den am Schluffe Ihres Berichtd gemachten Bors 
fchlag betrifft, fo mag die Königl. Regierung die von Ihr 
beabfichtigte Bekanntmachung erlaffen, und dadurd) die Orts, 
Polizeibehörden anmeifen, daß fie nicht allein die den Ges 
findemäflern vorgefchriebenen Taren zur Kenntniß des Pur 
blitums bringen, fondern auch für den erften Uebetretungs- 
fal mit Bezug auf die mehrgedachten Vorfchriften des 
Algen. Landrechts, entweder die Strafe des doppelten Bes 
trages der rechtmäßigen Gebühren oder eine willführliche 
Geldbuße, für den zweiten Fall aber Zuruͤcknahme der Kon: 
geffion androhen. 

Berlin, den 18. November 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Brenn 


An 
die Königl. Regierung 
zu Magdeburg. 


1000 
82. 

Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an den Bürgermeifter N. zu N., die Beſtra⸗ 
fung des Gefindes Seitens der Polizei und der 
Dienftherrfchaften betreffend, 





Das unterzeichnete Minifterium kann fich, wie Ihnen 
auf Ihre Anzeige vom 20. v. M., die polizeiliche Beftra- 
fung des Gefindes betreffend, eröffnet wird, mit der von 
der Königl. Regierung zu Pofen in der an den Königl. 
Landrath des Birnbaumer Kreifes unterm ‚29. Auguſt d. 
J. erlaffenen Verfügung (Anl. a.) ausgeſprochenen Anficht, 
woraus die Beantwortung der von Ihnen gemachten Ans 
frage fih von felbft ergiebt, nur einverſtanden erflären, 
muß Ihnen jedoch noch bemerklich machen, daß den Dienft- 
berrfchaften ein Straf⸗-Recht gegen das Gefinde überall 
nicht zufteht, und durch die Eirfular-Verfügung vom 17. 
April 1812, *) in den materiellen Beftimmungen der Ges 
findeordnung nichts geändert, vielmehr nur das Reſſort in 
Geſinde⸗Sachen näher beftimmt ift. 

Berlin, den 7. November 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


Wir ermwiedern auf Fhren Bericht vom 20. Auguſt c., 
daß die Zumiderhandlungen des Gefindes gegen die Ge 
findeordnung vom 8. November 1810. nur nad) den Straf 
beftimmungen abgeurtheilt werden dürfen, welche in diefem 
Geſetze felbft vorgefhrieben find, und daß wir feine Bes 
fugniß haben, diefe Strafbeftiimmungen entweder zu vers 
fhärfen oder duch Polizei-Strafen erfegen zu laffen. 

Pofen, den 29. Auguft 1859. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
den Heren Landrath des Birnbaumer 
Kreifes, zu Zirfe. 


*) Jahrg. 1821. 1ſtes Heft, S. 104. 
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83. 
Cirfulars Verfügung der Koͤnigl. Regierung zu Königs: 
berg, in Pr. an fämmeliche Landräthe, Domainen⸗Rent⸗ 
Ämter und Magifträre, fowie an das dortige SPolizeis 
präfivium, die Zulaffung und Kontrolle der von außer 
halb nach Berlin fi) wendenden Dienftboren 
betreffend. 





Bon ded Herren Oberpräfidenten Ercellenz, ift uns die 
abfchriftlich anliegende, vom Königl. Polizeipräfidio zu Ber: 
lin unterm 28, Dftober c. erlaffene Bekanntmachung (Arl. 
a.), betreffend die Zulaffung und Kontrolle der von außer: 
halb nach der dortigen Reſidenz fih wendenden Dienftbo: 
ten, zugefommen. Wir fertigen felbige den untengenannten 
Behörden zur Kenntnißnahme und mit dem Auftrage zu: 
hiernach die Individuen, welche nach Berlin reifen, und 
dort einen Dienft fuchen wollen, zu belehren. Daß dies 
geſchehen, wird in den von folchen Perſonen nachgefuchten 
Reifepäffen gleichzeitig zu vermerken fein. 

Königsberg, den 27. November 1833. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Ewald. 


2 
Befanntmahung. 





In Bezug auf das hiefige Gefindemwefen, ift unter dem 
27. September d. $. *) von dem Königl. Minifterio des 
Innern und der Polizei Folgendes beftimmt worden: 

4) den zum Gefindedienft von außerhalb hier eintreffenden 
Individuen foll ein Aufenthalt hierfelbft nur dann ge: 
ftattet werden, wenn fie fich genügend über ihre Per: 
fönlichkeit, fowie daruͤber, dag nach den Vorfcriften 
der Gefindeordnung vom 8. November 1810. $.5. und 


*) Im 3ten Hefte, S. 729 f. 
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folgende, ihrer Vermiethung nichtd entgegen fteht, aus: 
gewiefen, und ihre gufe Führung in den drei legten 
Fahren außer Zweifel gefegt haben; diejenigen unter 
ihnen, tweldye diefen Forderungen nicht genügen, follen 
zur fofortigen Wiederabreife angehalten, nöthigenfalls 
aufgehoben und fortgefhafft werden, und ein gleiches 
Berfahren foll gegen die zur Vermiethung zugelaffenen 
a eintreten, in fofern fie nicht innerhalb acht 

— ein wirkliches Dienſt-Unterkommen erlangt 
haben. 

2) Die dem hieſigen Orte nicht angehoͤrenden, aber be 
reitö in hiefigen Dienften geftandenen Dienftboten, wel: 
che länger ald vierzehn Tage dienjtlos bleiben, 
follen zur fofortigen Entfernung von bier angehalten 
werden, fofern nicht Krankheit died verhindert, oder fie 
auf eine zuläffige Weife bier einen eigenen Wohnfig 
gründen. Hiernach bedarf ed nun zwar ferner nicht 
mehr der ausdrücdlichen Hierherberufung durch eine 
Dienftherrfhaft und es mird in diefer Beziehung 
dad Publifandum vom 6. September 1831., hier 
durch aufgehoben, ed ift dagegen aber um fo uner 
läßlicher, daß diejenigen Individuen, welche bier in 
Dienfle zu treten beabfichtigen, die obigen Beftinmun 
gen forgfältig erwägen, um fich nicht der Zurückweis 
fung, Aufhebung oder Kortfhaffung auszufegen. Ins— 
befondere wird darauf aufmerkffam gemacht, daß als 
gehörige LegitimationssDofumente nur ſolche Gefinde 
Entlaffungs: Seine gelten können, in welchen die gufe 
Führung der Inhaber unzweifelhaft bezeugt wird, und 
denen die obrigfeitliche Beglaubigung nicht abgeht, fo: 
wie in Bezug auf diejenigen Perfonen, die noch nicht 
gedient haben, oder einige Zeit dienſtlos geweſen find, 
nur ſolche, ihre gute Führung befcheinigende Zeugniffe 
eine vollftändige Gültigkeit haben können, die obrigfeits 
lich ausgefertigt oder beglaubigt find. Es ſteht zu er 
warten, daß Seitens des hiefigen Publitums die jegt 
angeordneten mit dem 1. Januar k. J. in volle Wirk 
famfeit tretenden Maßregeln die bereitwilligfte Unter 
flügung finden, und daß namentlic) diejenigen Einwoh— 
ner, welche ſich Dienftboten von außerhalb hierher kom⸗ 
men laffen, oder welche auswärtige Verwandte bei ſich 
aufnehmen, um ihnen ein Dienftunterfommen bierfelbit 
zu ermitteln, dafuͤr forgen werden, daß folche Perfonen 
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fchon bei ihrem Eintreffen mit den erforderlichen Aus⸗ 
weifen vollftändig verſehen find, 
Berlin, den 28. Dftober 1833. 
Königl. — 
Gerlach. 


84. 

Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu N., die Abhäns 
gigfeit öffentlicher Tanzluſtbarkeiten von der poli: 
zeilichen Genehmigung betreffend. 





Aus einer Anfrage ded Magiftratd zu N., wegen der 
Nothmwendigfeit der polizeilichen Erlaubniß zu öffentlichen 
Tanzlufibarfeiten, und den derfelben in Ubfchrift beiliegen- 
den Befcheiden der Königl. Regierung vom 9. Juli und 31. 
Auguſt d. J. ift erfehen worden, daß die Anficht der Kb: 
nigl. Regierung von dem gedachten Gegenftande nicht die 
richtige ift. 

Wenn au nicht im $.186. Tit.20. Thl. II. des Allgem. 
Landrechts ausdrücklich beftimmt wäre, daß öffentliche Luft: 
barfeiten überhaupt ohne befondere Erlaubniß der Polizeis 
behörde nicht veranftaltet werden follen; fo folgt doch die 
Befugniß der Polizeibehörde, jedes Öffentliche Tangvergnüs 
gen von ihrer Genehmigung abhängig zu machen, ſchon 
aus der Vorfchrift des $. 440. Tit. 8. Thl. II. des Allgem. 
Landrechts, wonach Gaſtwirthe fich alle zur Erhaltung der 
Öffentlichen Ordnung und Sicherheit nöthig gefundenen Anz 
ordnungen ohne Widerrede gefallen laffen müffen. Diefer 
Zweck kann aber nicht füglich anders erreicht werden, als 
wenn Öffentliche Vergnügungen aller Art von einer befon- 
dern Genehmigung der Drtö-Polizeibehörde, welche dadurch 
zugleich verpflichtet, und in den Stand gefeßt wird, die 
nah den Umftänden erforderlichen VBorfichtsmaßregeln zu 
ergreifen, abhängig find. 

Daher finde ic) ed nicht nur angemeffen, daß die Kds 
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firat zu N. zurücdnehme, fondern ich veranlaffe Diefelbe 
auch, durch eine allgemeine Verfügung, mobei die gan 
zwecmäßige Anordnung der Regierung zu Bromberg vom 
13. Dezember v. J. (Anl. a.) zum Mufter genommen mers 
den kann, die Tanzvergnügungen an öffentlichen Orten in 
Ihrem ganzen Bezirke von der ortöpolizeichen Genehmigung 
abhängig zu machen. 

Berlin, den 8. November 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


a 


Wir finden uns veranlafßt, in Betreff des Haltens der 
Tanzmufifen Folgendes zur genauen Beachtung befonders 
Seitens der betreffenden Behörden und der hierbei haupt 
fachlich intereffirenden Gaſt- und Schanfwirthe befannt zu 
machen: 

1) die Gaſt- und Schankwirthe find durch die Berechtis 
gungen zu Gaſt⸗ und Schanfwirthfchaften noch nicht 
befugt, ohme obrigfeitlihe Erlaubniß Tanzluftbarkeiten 
zu veranftalten, vielmehr müffen fie 

2) jedesmal, wenn fie Tanzmuſik halten wollen, befons 
derd um die Erlaubniß dazu bei der Ortsbehoͤrde nach⸗ 
fuchen, und dürfen, ohne diefelben fchriftlich erhalten 
zu haben, feine Tanzmufif halten; 

3) die Erlaubnißfcheine beftimmen die Stunde, mit web 
cher die Tanzmufif aufhören fol, und foll ald Polizei: 
ftunde in der Regel 10 Uhr Abends angenommen werden; 

4) die Erlaubniß über diefe Stunde hinaus Tanzmufif 
zu halten, darf den Gaſt- und Schanfwirthen nur bei 
befondern Beranlaffungen zugeftanden, und eben fo 

5) darf die Erlaubniß zur Tanzmuſik überhaupt, auf feis 
nen Fall für die Tage ertheilt werden, mo die Gefeße 
dergleichen Öffentliche Vergnuͤgungen gänzlich unterfagen; 

6) es fchließt dies indeg noch keinesweges die Befugnif 
der Poligeibehörden aus, auch an den Sonn: und Feb 
tagen, fowie an den übrigen Tagen der Woche, wo 
dieſes Verbot nicht Statt hat, das Halten der zu 

muſi 
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mufif zu unfetfagen, wenn gegruͤndete Bedenken dage- 
gen vorhanden find, als: früher dabei vorgefallene Schlaͤ⸗ 
N Störung der Öffentlichen Ruhe und Bednung 
u.f. w. J en * 

7) Beſchwerden uͤber verweigerte Erlaubniß ſind bei den 
Kreisbehoͤrden, und uͤber die Entſcheidungen dieſer, wenn 
man ſich dabei nicht beruhigen zu dürfen meint, bei 
und anzubringen; 

8) diejenigen Gaſt- und Schankwirthe, welche, ohne bei 
der betreffenden Polizeibehörder die Erlaubniß nachge⸗ 
fucht und erhalten zu haben, dennoch Tanzmufik. halten, 
oder über. die ihnen von. der Polizeibehörde beftimmte 
Stunde hinaus das Tanzen geftatten, find zur polizeis 
lihen Unterfuchung und Beftrafung zu ziehen, jedoch 
ift ihnen der Refurs gegen das abgefaßte Refolut, binnen 
10 Tagen vom Tage der Publifation an, uns vorzubes 
halten. Die Höhe der Strafe im Kontraventionsfalle, 
ift auf 1-5 Thaler beftimmt; : — 

- 9) geſchloſſenen Geſellſchaften, das heißt Geſellſchaften, 
welche ſich zu ihren geſelligen Vergnuͤgungen ein bes 
ſondetes Lokal gemiethet haben, und, durch beſondere 
Statuten vereinigt. find, kann das Veranſtalten von 
Bällen von der ie at nur unterfagt werden, wenn 
folhe an Tagen Statt finden follen, wo die Gefege 
dergleichen Öffentliche Vergnügungen verbieten; - 

40) darüber, ob die Gaft- und Schankwirthe für das 
Halten von Tanzmuſik eine Abgabe zur Ortsarmen⸗ 
Kaſſe zahlen follen, und wie hoch folche Feftzufegen, 
find die landräthlichen Behörden von uns mit befonde- 
rer Anmeifung verfehben worden. 

Bromberg, den 13. Dezember 1832. 
‚ Königl. Regierung, 
Abtheilung des Innern. 


Annalen. Heft IV. 1833. Ttt 
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Keffript des Könige, Minifteriums des Innern und ber 

Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, und ab 

ſchriftlich an das Königl. Polizeipräfidium hiefelbft, die 

Abftellung des Unfugs der fogenannten Polterabende 
betreffend. 


In Folge einer an mich ergangenen Allerhöchften Ka 
binets⸗Ordre, wodurch des Königs Majeftät Ihr Mißfal⸗ 
len uͤber den an einigen Orten noch fortdauernden Unfug 
der ſogenannten Polterabende zu erkennen zu geben und zu 
befehlen geruhet hat, daß die deshalb ergangenen Verbote 
in Erinnerung gebracht und die Polizeibehoͤrden angewieſen 
werden ſollen, auf die Aufrechthaltung derſelben mit Strenge 
zu wachen, fordere ich die Koͤnigl. Regierung auf, das 
Publikum auf die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, nach 
welchen in Ermangelung beſonderer Polizei⸗Verordnungen 
ein ſolcher Unfug zu beſtrafen iſt, namentlich 

die $.$. 181. bis 183. Tit. 20, Thl. IL des Allgem. 
Landrechts, 

(an die Koͤnigl. Regierungen zu Eoblenz, Coͤln, Trier und 

Achen, namentlich: 
auf den Art. 475. ded Code penal zu Nr. 8. 

an die Königl. Regierung zu Düffelvorf, namentlid: 
100 dad Allgem. Landrecht eingeführt ift, auf bie $. 
8.181.183. Tit. 20. des Ilten Theils deffelben, und 
wo die franzdfifhe Gefeßgebung gilt, auf den Art. 
475. des Code penal zu Nr. 8.) 

Anl. a. und b.) 
aufmerkfam zu machen, und die Polizeibehoͤrden anzuwei⸗ 
ſen, daß ſie auf Befolgung der Verbote mit Strenge hab 
ten, und die Uebertreter unnachſichtlich beftrafen. 

Berlin, den 10. November 1830. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 
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wi 
Auszug 
aus dem Allgemeinen Landrechte, 
Thl. U. Tit. o. 





$. 181. 

Allem Zufammenlaufe des Volks an ungewöhnlichen 
Zeiten und Drten, befonderd aber nächtlihen Schwärmes. 
reien, und Beuntuhigungen der Einwohner eines Orts, ſoll 
von der Obrigkeit durch sflihe Mittel geſteuer⸗ werden. 


Die Anſtifter derſelben, ſowie die Theilnehmer, welche 
ſich nicht weiſen laſſen, ſind mit Arreſt in dem oͤffentlichen 
Gefaͤngniſſe auf acht Tage bis ſechs Wochen, oder verhält, 
nißmaͤßiger Geld» oder — — zu belegen 


Muthwillige Buben, welche auf den Straßen, oder 
fonft, Unrühe erregen, oder grobe Unfittlicykeiten verüben, 
föllen mit verhältnigmäßigem Gefängniffe, Förperlicher Zůch⸗ 
tigung, oder Zuchthausftrafe belegt werden. — 





b. 
Auszug 
aus dem Code pönal. 





Art. 475. Seront punis d’amende depuis six franes: jus- 
qu’a dix francs inclusivement; BR 

8. Ceux qui auraient jet& des pierres ou 
d’autres corps durs ou des immondices. 
contre les maisons, élifices ou clötures 
d’autrui, ou dans les jardins ou enclos; 
et ceux aussi qui auraient volontairement 
jete. des corps durs ou immondices sur 
quelqu’un. 

Ueberfegung : nt 
Art. 475. Mit einer Geldbuße von ſechs bis zehn Frauken 
einſchließlich werden beſtraft: 

8. Diejenigen, welche die Haͤuſer, Gebaͤude 
oder Befriedigungen eines Andern mit Steis. 
nen oder andern harten re oder. mit 

kt 
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Unrath bewerfen, oder dergleichen in die 
Gärten und Gehäge werfen; fowie dicjes 
nigen, welche aus freien Stücken harte 
Körper oder Unrath auf einen Menfchen 
werfen.: - 


mr, ; 
Reffript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
„Polizei, an die Königl. Regierung zu Merfeburg, 
in berfelben Angelegenheit. 





Wenn die Könige. Regierung in Ihrer Anfrage vom 
11. d. M. wegen des Verfahrens zur Verhitung des Uns 
fugs bei Polterabenden die Anficht ausfpricht, dag der Bes 
geiff der Poligei:Vergehen durch das im $. 62. Tit. 17. 
Thl. II. ded Allgem. Landrechts angegebene Strafmaß bes 
dingt werde, fo kann dies nicht ald ganz richtig angenoms 
men werden, indem diefer $. 62. eigentlich nur die Grenzen 
der Kompetenz der bürgerlichen Gerichte in Straffachen für 
den Fall, daß Fein Polizeigericht vorhanden ift, feftfegt. 

Daß die Kompetenz der Polizeibehörden felbft durch 
das Strafmaß des: $. 62. nicht befchränkt werde, ift ſchon 
in dem Reſkripte vom 1. Auguſt 1796. (Stengels Beiträge, 
3». III. S. 305. 307.) ausgefprochen, geht aber außerdem 
auch aus dem $. 247. des Anhanges zur Allgem. Gerichtö- 
ordnung unmiderleglich hervor, da hier daffelbe Strafmaß 
als ein folches angegeben worden, bis zu welchem die Po- 
lizeibehörden erkennen fönnen, ohne daß eine Provokation 
auf rochtliched Gehör zuläffig ift. 

Der Ausführung der Verfügung vom 10. v. M. dürfte 
daher ein begründetes Bedenken um fo meniger entgegen 
ftehen, als die $.$. 181—183. Tit. 20. Thl. II. des Allgem. 
Landrechts allerdings als eine Polizei-Vorſchrift anzufehen 
find; das Minifterium des Innern und der Polizei ift je 
doch damit einverftanden, daß die Königl. Regierung zur 
Befeitigung alfer Zweifel der Poligeibehörden über ihre Konts 
petenz, nach Ihrem Vorſchlage, auf den Grund diefer Ges 
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feßeöftelle und des $. 11. der Regierungs⸗Inſtruktion durch 
das Amtöblatt ein Verbot alles Unfugs bei Polterabenden, 
unter Androhung. einer angenreffenen Polizeiftrafe von ein 
bis vierzehntägiger Haft oder verhältnigmäßiger Geldbuße, 
oder nach Umfiänden koͤrperlicher Züchtigung, erlaffe, und 
überläßt der Königl. Regierung, dieferhalb dad Weitere 5 
‚verfügen, 
Berlin, den 25. Dezember 1833. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


BIS 2 
KReffript des Königl. Miniſteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Stettin, die Aus: 
ſchmuͤckung von Wachsfiguren mit wirflichen Orden 
und Ehrenzeichen betreffend. 





Die Königl. Regierung benachrichtige ich auf den Bes 
richt vom 3. d. M., daß ich mit der von Derfelben geaͤu— 
Berten Anficht vollkommen einverftanden bin (Anl. a.), und 
hiernach die eingereichten Ehrenzeichen der Königl. Generals 
Drdenss Kommiffion überfandt, dem M. aber nachgelaffen 
habe, die Dekorationen für feine-Wachsfiguren sin Wachs 
oder audern Stoffen nachbilden zu laffen. 

Berlin, den 28. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


a. a j 

Es ift nicht zuläffig — wie wir der Koͤnigl. Polizeibe- 
böcde auf ihren Bericht vom 20. v. M. erwiedern — den 
Beſitzer eined Wachsfiguren-Kabinets M. polizeilich zu bes 
firafen, weil er bei der dortigen Schauftellung feines Kabi— 
nets die Figur eines Dragonerd mit dem eifernen Kreuze 
und der Kriegesdenkmuͤnze gefhmüct hat; da fein polizeilis 
ches Verbot exiſtirt, welches eine ſolche Strafe begründen 
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fömte, und das Gefek vom 19. Kebruar 1816, Geſetz⸗ 
Sammlung S. 103.) nur auf Menfchen, ‚nicht aber auf 
Figuren Anwendung finde. Indeß ſcheint ed allerdings 
unangemeffen, Ehrenzeichen, welche‘ von des Königs Maje 
ſtaͤt für ausgezeichnete Verdienfte um das Vaterland ertheilt 
find, Wachöfiguren anzuhängen, und fönnte ed dem M. nur 
überlaffen bleiben, fo gut er die Perfonen nachbildet, auch 
ihre Deforationen nachzubilden, nicht aber die wirklichen 
Ehrenzeihen zu benugen. Wir habem deshalb das einges 
fandte eiferne Kreuz und die Kriegesdenkmünze dem Herrn 
Minifter des Innern und der Polizei zur weitern Verfuͤ— 
gung und eventuellen Einhändigung gedachter Dekorationen 
an die Königl. General-Ordens-Kommiſſion eingereicht, auch 
hiervon den M. unmittelbar in Kenntniß gefegt. 
Stettin, den 3. Dezember 1833. 
‚KRönigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


; An 
die Königl. Polizeibehoͤrde 
ju N. N. ae 


88. 


Auszug aus dem Refkripte des Könige. Minifkeriums 
des Innern und der Polizei, an das Königl. Polizei⸗ 
praͤſidium in Berlin, und abfchriftlih an die Königl. 
Regierung zu Königsberg in Pr,, die DBefcheinigung 
bes Lebensakters der aufzunehmenden Lohnhuren 
betreffend. 





— ꝛc. In allen Fällen ift aber darauf zu Halten, daß 
das Alter der Lohnhuren, bevor fie ald folcye eingefchrieben 
werden, durch glaubrsärdige Taufzeugniffe beſcheinigt werde. 

Berlin, den 29. Dezember 1833, 

Der Minifter ded Innern und der Polizei. 
dv. Brenn. 
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Paß⸗ und Fremden⸗Polizei. 
: 89. — 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigsberg, in 
Pr., die Maßregeln gegen das Einſchleichen polniſcher 
Juden betreffend. ——— | 





Auf den Bericht vom 19. v. M. die Mafregeln gegen 
das Einfchleihen polniſcher Juden in die dortige Provinz 
betreffend, wird der Königl. Regierung zuvoͤrderſt bemerks 
lich gemacht, daß die Nothmwendigfeit, dem Inhaber eines 
Kaiferlih-Ruffifhen Gouvernements-Paffes der Eingang in 
die dieffeitigen Staaten zu geftatten, keinesweges unbedingt 
zugegeben merden Fann, der Einlaß vielmehr nur dann 
durch den Befig eines folhen Paſſes begründet wird, wenn 
bei Ertheilung deffelben Alles beobachtet ift, was dieffeits 
erfordert wird. 

Der $.44. der General-Paß-Inſtruktion vom 12. Juli 1817. 
befagt ausdrücklich, daß Perfonen, die keine Neifepäffe hätten 
erhalten follen, auch wenn fie damit verfehen find, nicht in 
das Land gelaffen, und refp. im Innern geduldet werden 
follen, und verweiſet dabei auf $. 16., nach welchem Pers 
fonen, die fich über einen erlaubten Reiſezweck nicht gehoͤ⸗ 
rig ausweiſen koͤnnen, oder von denen uͤberhaupt zu beſor⸗ 
gen iſt, daß ſie dem Publiko laͤſtig werden moͤchten, keine 
Paͤſſe zu ertheilen ſind. Auch nach $. 7. der gedachten In⸗ 
firuftion ift der Ausweis über den Reiſezweck erforderlich, 
und daß ein Ausweis über die Keifemittel, wenn deren 
Befig zweifelhaft erfcheint, verlangt werden kann, folgt aus 
dem $. 16. Ob diefer Fall vorhanden, kann nur durch 
nähere Prüfung von Seiten der erften bieffeitigen Behörde 
ermittelt werden, und ſchon dies begründet die nach allge 
meinen Gtundfäten uͤberhaupt gar nicht zu bezmeifelnde 
Befugniß und Verpflichtung der Grenz⸗Polizeibehoͤrden zu 
"einer bieöfälligen Prüfung. 
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Hinfichtlich der fremden. Juden aber ift diefe Verpflich⸗ 
. tung der Polizeibehörden noch durch die Eirkular-Verfüs 
gung vom 24. März 18253. *) befonderd audgefprochen, und 
ed macht dabei feinen Unterfchied, ob die Juden mit Päffen 
bereits verfehen find, oder dergleichen erft verlangen. Aus 
ßerdem aber wird den polnifchen Juden, welche ihrer in; 
dividunlität. nach zu den eine befondere polizeiliche Kon— 
trolfe..'erfordernden ‚Individuen: gehören, nach $. 6. der 
Paß-Zuftruftion in der Regel eine beftimmte Reiſeroute 
vorzufchreiben, auch überhaupt auf Ausführung der wegen 
Ertheilung der. Paͤſſe an polnifche Juden in der Eirfulars 
Verfügung vom ‚24. März 1823. gegebenen Vorſchriften, 
und auf Befolgung des Cirkulars vom 15. Oktober 1824. **) 
zur Verhütung des Einfchleichens fremder Juden firenge 
zu halten fein, zu welchem Behufe der Koͤnigl. Regierung 
auf Fhre,befondere Anfragen wegen des bei dem Eingange 
polnifcher Zuden zu beobachtenden Verfahrens mit Hinweis 
fung auf das oben im Allgemeinen, Angeführte, noch Folgen 
des eröffnet wird. 

Den mit Päffen des Fürften Statthalterd oder des 
Kaiferlich- Ruffifhen Kriegs: Gouvernementd zu Warfchau 
verfebenen polnifchen Juden ift zwar, in fofern den Päffen 
eine beglaubigte deutſche Ueberfegung, welche alles Erfors 
derliche enthält, beigefügt if, (denn ohne eine folche find 
die Püffe, fowie bei dem Mangel der nöthigen Angaben 
überhaupt nicht zu berückfichtigen), der Eingang in die dies— 
feitigen Staaten nicht zu verweigern. Die, erfte Polizeibes 
hörde an .der Grenze hat jedoch zuvoͤrderſt 

1) die Legitimation des Pafinhabers ſowohl als 

2) feinen Reiſezweck und 

3) den, Befig der nöthigen Reifemittel, 
nad) Maßgabe der Eirkular-Verfügung vom 24. März 1823,, 
des Paßedikts und der Paß-Inſtruktion genau zu prüfen, und 
erſt nach erfannter Bollftändigfeit und Richtigkeit den Eingang 
wirklich. zu geftatten, bei Bifirung jedes Paſſes aber zugleich 
nicht allein die Zeit, binnen welcher der Inhaber auf den 


*) Jahrg. 1823. 1fleg Heft, ©. 116. 
**) = 1524 Ates = G.1i38. 
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Grund des Paſſes im Lande eilt darf, fondern auch die 
Meiferoute näher zu: beftimmen, indem die Grenz⸗Polizeibe⸗ 
Hörde allerdings ermächtigt: ift, die Gültigkeit des Paffes, 
auc wenn er auf länger als vier Wochen ausgejtellt wor⸗ 
den, auf dieſe oder nad) dem Umftänden. eine achtwoͤchentli⸗ 
che Dauer: zu befchränfen. Der Ertheilung befonderer Päffe 
für die Reife im Lande: bedarf es in der Regel nicht; audy 
ift von dem Verlangen des Bifa’s der Paͤſſe durch den 
Königl. General:Konful in Warfchau Fein großer Nugen 
gu erwarten, da der Mangel deffelben nach der diesfälligen 
Eirkular-Berfügung. vom 8. Mai 1831. *) auch wenn folche 
auf die aus Polen Eommenden Reifenden ausgedehnt würde, 
nicht unbedingt die Zuruͤckweiſung des Reifenden, fondern 
nur eine beſondere polizeiliche Aufmerkfamkeit auf .denfelben 
nach fich ziehen würde, diefe aber bei allen ausländifchen, 
namentlich den polnifhen Juden, jedenfalls nöthig if, ihre 
Paͤſſe moͤgen viſirt ſein oder nicht. 

Die Koͤnigl. Regierung hat hiernach die betrefenten 
Behoͤrden mit gemeſſener Anweiſung zu verſehen, auf deren 
Befolgung ſtrenge zu halten, und Nachlaͤſſigkeiten in dieſer 
Beziehung nachdruͤcklich zu ahnden. 

In ähnlicher Art iſt an die Regierungen zu Gumbin— 
nen, Marienwerder, Bromberg, Pofen und Oppeln verfügt 
worden. 

Berlin, den 22. November 1833. s 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


FE 90. 
Cirfular-Refkripe des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an die Königl. Regierungen zu Gums 
binnen, Marienwerder, Bromberg, Pofen und Oppeln 
in derfelben Angelegenheit. 





Auf die Anzeige der Regierung zu Königsberg, daß 
die von ihr zur Verhütung des Einfchleichend fremder, be 
) Jahrg. 1831. 2tes Heft, ©. 361. 
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fonderd pofnifcher Juden, den Behörden wiederholt ertheik; 
ten Anmeifungen zum Theil deshalb. erfolglos bleiben, weil 
viele folder Juden mit Päffen des Kürften Statthalters 
oder des Krieged-Gouvernementd zu Warfchau, in welchen 
-in der Regel Königsberg als das Ziel der Reife angegeben 
iſt, durdy andere, an Polen grenzende Regierungdbezirke in’s 
Land. kommen, habe. icy mic) veranlaßt gefunden, auf den 
Grund ber beftchenden gefeglichen WVorfchriften und Ber 
ordnungen Folgendes feftzufegen : 

Den mit PBäffen des ıc., wie in dem vorſtehen⸗ 

den Reffripte an bie Regierung zu Königsberg 

bis: 

vifirt fein oder nicht. 

Mit Bezug auf die Eirkular:Verfügung vom 15. ODE 
tober 1824. wird die Königl. Regierung aufgefordert, bier 
nad) die betreffenden Behörden mit gemeffener Anmeifung 
zu verfehen, auf deren. Befolgung ftrenge zu halten, und 
Nachläffigkeiten in diefer Beziehung nachdruͤcklich zu ahnden. 
Berlin, den .22. November 1833. 

- Der. Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Brenn. 


F. 
Sicherheits» Polizei. 
DE.) Pas 
Reſkript des König. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Potsdam, die 
Anordnung von Bürgerwachen für die öffentliche 
Sicherheit betreffend. 





Da, wie der Königl. Regierung auf den Bericht vom 
23. v. M., die Bürger-Nachtwachen in N. betreffend, eröff- 
‚net wird, aus den Aeußerungen des Landraths N. zu Juͤter— 
bog hervorgeht, daß die vorhandenen Nachtwächter allers 


* 


x 
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Dinge, zumal ohne eine.befonders forgfältige Kontrolle, hin⸗ 
längliche Sicherheit gegen nächtlichen Diebftahl und gegen 
Beuerögefahr wicht. gewähren, der Magiſtrat mit den Stadt 
verordneten aber darüber einig ift, daß der Zweck mögliche 
ſter Sicherftellung gegen Gefahren diefer Art durch, die dort 
eingeführte Einrichtung am vollſtaͤndigſten erreicht wird, Fein 
Sefeß diefelbe verbietet, und im Allgemeinen. fiy nicht in 
Abrede fielen Täßt, daß Patrouillen von’ Bürgern in der 
Kegel; aufmerkfamer find, wie bloße Lohnmächter, auch bei 
einer nächtlichen Feueröbrunft es fehr weſentlich nuͤtzen 
fann, ‚wenn gleich eine größere Zahl Eräftiger Männer zu 
Hülfe zu eilen im Stande ift, die anſcheinende Beläftigung 
der Bürgerfchaft aber hier nicht in Betracht zu ziehen ift, 
weil ihre gefeglichen Nepräfentanten nicht bloß in diefelbe 
gemwilligt haben, fondern ausdrücklich felbft auf die Beibe— 
haltung. der Einrichtung ‚anfragen; fo kann das Miniftes 
zium die Verfügung vom 26. März c. foweit fie auf die 
gänzlihe Aufhebung. der Bürgerwachen gerichtet ift, nicht 
beftätigen: dagegen aber ift die Beftimmung wegen perfän- 
licher Leiftungen der Dienfte von Seiten der Staatsbeams 
ten ganz in der Drdnung ($. 39. der revidirten Städtes 
Drdnung). 

Yuf Ablegung der Waffen — deren ſich die Träger 
ohnehin nur im Fall der Nothwehr bedienen dürfen — zu 
dringen, ift für jeßt Fein Grund vorhanden, . 

Hiernach mag die Königl. Regierung den Magiftrat zu 
N. auf feine hier eingereichte Reklamation vom 1. Juli d. 
J. befcheiden. 

Berlin, den 11. Dezember 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


92. 


Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Gum: 
Binnen, an fämmtliche Landräthe, die Verhütung von 
Diebftählen betreffend. 


In mehreren Kreifen hat die Zahl der Diebſtaͤhl⸗ auf 
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eine fo beünruhigende Weife zugenommen, daR Se. Excel⸗ 

lenz der Herr DOberpräfident, welcher aus unferm Zeitungs 
bericht hievon Kenntniß erhalten, fi zu einer dringenden 
Yufforderung an und bewogen gefunden hat, "dem Uebel 
Fräftig entgegen zu wirken. 

Das Mittel zur Verminderung der Diebftähle —* 
wir nur finden: 

4) in einer moͤglichſt ſtrengen Beaufſichtigung und Konz 
trolle der verdächtigen und folcher Individuen, die kei— 
nen beftimmten, fihern und notorifch ausreichenden Er— 
werbszweig ergriffen haben, und diefen mit fichtbaren 
Fleiß und Erfolg verfolgen, und 

2) in Anordnung von nächtlichen Patrouillen, ausreichen: 
den Nachtwachen und befonders einer firengen Konz 
rolle der Nachtwaͤchter. Wo eine hinlängliche Zahl 
Nachtwaͤchter angeftellt if, und mo diefe ihre Schuk- 
digkeit thun, da werden naͤchtliche Einbrüche, wenn 
auch nicht gänzlidy-verhindert, fo doch fehr erſchwert. 

Eine häufig wiederholte Reviſion der Nachtwaͤchter 
durch zuverläffige Patrouillen würde anfcheinend das wirk— 
famfte Gegenmittel fein, befonderd wenn mehrere nah bes 
legene Drtfchaften fich zu einem Patrouillen-⸗Verbande vers 
einigen, und die Einrichtung treffen, daß nächtlich eine Pa- 
trouille aus einem Orte ded Berbandes ausgeht, und bei 
Konteolirung fämmtlicher Nachtwaͤchter zugleich felbft für 
die Sicherheit wacht. 

In den Kreifen, in welchen die Diebftähle fehr Häufig 
vorkommen, dürfte ed den Herren Landräthen- nicht ſchwie— 
tig fein, dergleichen Patrouillen-Verbaͤnde zu fliften, indem 
die Aberhand nehmende Gefahr ein Entgegenkommen Geis 
tens der bedrohten Einwohner erwarten läßt. 

Wir fordern Sie daher auf, Ihre Aufmerkfamkeit und 
Thätigkeit diefem Zweige der Öffentlichen Sicherheit befons 
ders zu widmen, und und binnen 4 Wochen anzuzeigen, 
was Sie veranlafßt haben. Auch haben Sie fih von den 
Drtsbehörden die sub 1. bezeichneten Individuen nachwei— 
fen zu laffen, und über diefe nicht allein eine zweckmaͤßige 
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Kontrolle anzuordnen, ſondern ſich auch: durch eigene gele⸗ 
gentlihe Nachfrage, und durch Nevifion Seitens der Gem 
Darmen von Zeit zu Zeit zu vergemiffern, ‚ob dieſe Indivi⸗ 
Duen bei. Nacht zu Haufe getroffen werden. Werden fie abs 
wefend gefunden, und mird: in diefem Fal ihr Verbleib 
firenge und mit Umficht verfolgt, fo dürfte vielen Werbres 
chen auf die Epur gefommen, und noch mehreren durch die 
eingeflößte Furcht vorgebeugt werden koͤnnen. 
“ : Gumbinnen, den 18. Dezember.1833. 

Königl. Regierung. Abtheilung. des. Innern, 





93. , 
Girfular: Verfügung der König. Regierung zu Magde⸗ 
burg, an ſaͤmmtliche Landräthe, Causfchließlich desjenigen 
zu Magdeburg,) die Anftellung von Kreis-Polizei-Sers 
genten zur Steuerung der Bettelei und des Va⸗ 
gabondirens betreffend. 





Um dem im Kreife Zeig in neuerer Zeit fo bedeutend 
um fich gegriffenen Unmefen der Bettelei und des Vaga⸗ 
bondirens der arbeitöfcheuen Bewohner zu hindern, ‚find, da 
die gewöhnlichen Mittel nicht. ausreichten, nach dem Anz 
trage der Kreiöftände und unter Genehmigung der Königl. 
Regierung zu Merfeburg auf Koften des Kreifes vier 
Kreis-PolizeisSergenten angeftellt worden. Das Inſtitut der 
Kreid:PolizeisSergenten hat fich bisher im Kreife Zeig ſehr 
bewährt. 

Die Befoldungen und Bekleidungskoften derfelben wers 
den nach einem genehmigten Befchluffe der Kreis-VBerfamms 
lung auf die Hufen im Kreife vertheilt, und von jeder Ger 
meinde nach dem entral-Steuerfuße aufgebracht. 

Indem wir Em. ıc. von diefer Einrichtung Nachricht 
geben, fordern wir Sie hiermit auf, wegen etwaiger Nach: 
bildung derfelben für ihren Kreis, mit den Kreisftänden in 
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Kommunikation zu treten, und die Erflärungen biermächft 
anzuzeigen. 
Magdeburg, den 2. Dezember 1833: 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Gruͤel. 





94. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums bes Innern und ber 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die 
Verheißung von Belohnungen fuͤr die Entdeckung 
vorſaͤtzlicher Brandſtifter betreffend. 


Wenn gleich auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung 
vom 11. d. M. genehmigt wird, daß auf Entdeckung des 
etwaigen vorſaͤtzlichen Anſtifters des letzten Brandes in dem 
Dorfe N. eine Belohnung von funfzig Thalern oͤffentlich 
verheißen werde, fo kann dad Meinifterium des Innern und 
der Polizei doch eine allgemeine Bekanntmachung in der 
beabfichtigten Art, welche nur zu ähnlichen Anträgen von 
Seiten anderer Regierungen Veranlaffung geben würde, um 
fo weniger billigen, ald nad) der Faffung au Kriminals 
richter sc. würden auf Belohnungen Anſpruch machen füns 
nen, welches zu vermeiden ift, 

Dagegen wird die Königl. Negierung ermächtigt, in 
einzelnen Fällen, two, wie in dem vorliegenden, eine abſicht⸗ 
liche Brandftiftung mwahrfcheinlich ift, und ‚die fogleich vers 
anlaßte amtliche Ermittelung ohne Erfolg bleibt, eine Bes 
lohnung von funfjig bis Ein hundert Thalern aber nicht 
darüber für die Entdeckung ohne weitere Anfrage auszufegen. 

Die diesfälligen Bekanntmachungen find jedoch dergeftalt 
zu faffen, daß daraus nicht auch für Beamte, die nur ihre 
Pflicht erfüllen, ein beftimmter Anfpruch erwächlt, indem es 
vorbehalten bleibt, in Fällen diefer Art bei befonderer Vers 
dienftlichkeit nachträglich Belohnungen zu bemilligen. 

Berlin, den 28. Dezember 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 
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Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Königsberg, in 

Pr., die Verpflegung ber Gefangenen in ben Polizeis 
gefängniffen nach geringern Sägen betreffend. 





Auf den Bericht vom 6. Sepzember c., die Verpfle⸗ 
gung der Gefangenen in den Polizeigefängniffen betreffend, 
wird der Königl. Megierung hierbei die Speife-Drdnung 
für die Kreiögefängniffe und Heinen Gefangenanftalten im 
Regierungsbezirke Minden zugefertigt, welche von mir ges 
nehmigt worden ift, da fie für dergleichen Anſtalten zweck⸗ 
mäßig erfcheint. Die Königl. Regierung wird daher anges 
tiefen, diefe Speife-Drdnung auch bei den Polizeigefäng- 
niffen Ihres Departements einzuführen, und kann es feis 
nem Bedenken unterliegen, daß auch denjenigen Individuen, 
welche nicht der Strafe wegen, fondern hur in Veran: 
laffung eines Verdachts oder wegen fehlender Legitis 
mation zur Haft gebracht worden, fals fie Feine Mittel 
zu ihrer Selbftverpflegung befigen, diefelbe Koft verabreicht 
werden fand, da fie nahrhaft und zur Unterhaltung eines 
Menfchen, welcher nicht arbeitet, ausreichend: erfcheint, 

Berlin, den 20. Dezember 1833. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn 
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Speife-Ordnung 


für die Kreisgefängniffe und Heinen Gefangenanftalten. im 
Negierungsbezirke Minden, 
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96. 


Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums bes Innern 
und der Polizei, an fämmeliche Königl. Regierungen, 
die Austheilung und Verzehrung der Mittagsfoft und 
die Benugung ber Freiſtunden Seitens der Sträfs 
linge betreffend. 





Nachdem bei Gelegenheit einer dem Heren Geheimen 
Ober⸗Regierungsrath Jacobi von mir übertragenen Revifion 
der Straf: und Befferungsanftalt zu Spandau die in dem 
auszugsweiſe (Lit. a.) anliegenden Berichte deffelben ange: 
deuteten Webelftände hinfichtlich der Art und Weife des Aus» 
theilens und Verzehrens der Mittagdkoft, fo wie der Be 
nugung der Freiftunden durch die Sträflinge bemerkbar ges 
tworden, habe ich mich veranlaßt gefunden, die Regierung 
zu Potsdam durch die gleichfalls im Auszuge beifolgende 
Verfügung vom 13. d. M. (Anl. b.) wegen Einführung eis 
ner andermweiten zweckmaͤßigeren Einrichtung mit Anweiſung 
zu verfehen. Da es erforderlich iſt, daß ein gleiches oder 
wenigftend ähnliches Verfahren auch in den übrigen Straf 
und Korrektiond-Anftalten, vefp. Arreſthaͤuſern, wo ſolches 
bisher noch nicht Statt gefunden haben möchte, eingeführt 
werde; fo fordere ich die Königl. Regierung auf: die ihr 
untergeordneten Inſtitute diefer Art danach zu infiruiren, 
und auf die Befolgung der ertheilten Vorſchrift zu halten. 

Berlin, den 23. November 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


a 
Auszug 
aus den Bemerkungen über den Zuſtand der Straf— 
anftalt zu Spandau, bei der am 4. November 1833. 


durch den Untergeichneten abgehaltenen Re 
vifion derfelben. 





1c. 28. 
7) Ein großer Uebelftand, den ich in der Anflalt zu Span 
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dau wahrgenommen habe, befteht in ber Art und Weife, 
wie die Mittagskoft vertheilt und verzehrt wird. Ich bes 
fand mich gerade an einem nach dem Hofe des Männers 
Reviers führenden Fenfter, ald mit einem Male fänmtlis 
che männliche Sträflinge, mit Ausnahme der Kranken und 
der in den Sfolier-Gefangniffen figenden Individuen, die 
Arbeitöfäle verließen, und fich unter lautem Getöfe der 
Privar-Unterhaltung, ohne ale Ordnung durch einander 
laufend, auf dem Hofe verfammelten, mo einem Jeden 
in einem Napf, den er in der Hand hatte, bad Mittags: 
effen aus einem dort ftehenden Kübel, nebft der Brot: 
Portion, zugetheilt wurde. 

Die Sträflinge begaben fi) fodann in gedrängfen 
Maffen in die beiden Speifefäle, wo es fo laut herging, 
daß man fein eigened Wort nicht hören Eonnte. Die 
Sträflinge, welche in den Saͤlen feinen Platz fanden, 
lee ihr Mittagseffen auf dem Hofe, theils ftehend, 
theils fißend. 

Das Nachtheilige diefer ganzen Einrichtung, befons 
ders in einer fo bevölferten Anftalt, wie die Spandauer 
ift, tritt zu deutlich hervor, als daß es eines näheren 
Nachweiſes der Nothmwendigfeit einer diesfälligen Abän- 
derung bedarf. 

Die männlihen Sträflinge werden in gehbriger 
Drdnung und unter Auffiht in Abtheilungen nad 
Maßgabe des Raums in den Speifefälen, zum Mittags- 
effen zu führen, und die Unterhaltung unter den Gefans 
genen wird frenge zu unterfagen, eine ähnliche Ordnung 
auch für die Kreiftunden, während deren die Gefangenen 
auf dem Hofe fich befinden, vorzufcpreiben fein. Es darf 
nicht geflattet werden, daß die Gefangenen nach ihrem 
Belieben fi auf dem Hofe herumtummeln, und fogar, 
sie ich felbft gefehen habe, fich balgen, fondern die Sträf- 
linge werden Paarweiſe in angemeffenen Abtheilungen, 
in geregelte Ordnung durch Auffeher auf- und abgeführt 
werden müffen. 

Sobald die eine Abtheilung in die Arbeits-Lokalien 
zurückkehrt, wird die nächfte Abtheilung in den Hof ges 
nn und fo nach und nad mit der Abldfung fortges 
ahren. 

An den Sonns und Feiertagen müffen die Sträfs 
linge außer der Kitchzeit, fowie der ihnen geflatteten Ers 
holungszeit auf dem Hofe, in ihren AUrbeitsfälen auf ih⸗ 
ren gewöhnlichen Pläßen Fonfignirt —— = ift Jedem 

un 
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frei zu ftellen, ob er arbeiten, und dadurch feinen Neben: 
rt vermehren, oder ob er ein religiöfes Buch le 
en will. 
j Eine Konverfation unter den Gefangenen darf aber 
nicht geduldet werden. 

Was Hinfihts der Männer von mir vorgefchlagen 
worden, wird auch in Betreff der Weiber Anwendung 
finden. Fuͤr diefe fehlt es zudem, wie ich ſchon ad 2, 
bemerkt habe, noch an einem Speifefale. 

3: 
Berlin, den 8. November 1833. 
Sacobi. 


b. 
Auszug. 


Der Herr Geheime Dber-Regierungsrath Jacobi, welcher 
von mir mit einer Kevifion der Straf: und Befferungsan: 
ftalt zu Spandau beauftragt worden ift, hat mir über den 
bei diefer Revifion vorgefundenen Zuftand der Anftalt die 
abfepriftlich anliegenden Bemerkungen vorgelegt. Einvers 
ftanden mit den darin gemachten Vorſchlaͤgen, finde ich mich 
zu nachftehenden Beftimmungen veraulaßt: 
zu 7) IE die Urt und Weife, wie nad ber Anzeige des 

Kommiffarii die Mittagskoft in der Anftalt vertheilt 
und verzehrt wird, bei den daraus unverkennbar her 
vorgebenden Uebelftänden nicht zu billigen; vielmehr 
muß in dieſer Beziehung eine ähnliche Einrichtung 
getroffen werden: als in anderen gleichattigen Ynftis 
tuten befteht. Die Königl. Regierung hat demzufolge 
die Verwaltungsbehdrde der Strafanftalt dahin zu 
infteuiren, daß die männlichen Sträflinge von jegt 
ab in gehöriger Ordnung und unter Aufficht in nicht 
größeren Abtheilungen, als fie der Raum in den Speis 
fefälen geftattet, dorthin zum Dittagseffen geführt, 
und daß die Unterhaltungen unter den Gefangenen 
während der Speifegeit firenge unterfagt werden. Eine 
ähnliche Ordnung ift auch für die Freiftunden, waͤh⸗ 
rend deren die Gefangenen auf dem Hofe fich befin- 
den, vorzufchreiben. E& darf von der Aufſichtsbehoͤrde 
nicht geftattet werden, daß die Gefangenen während 
der Freiſtunden nach ihrem Belieben auf dem Hofe 
fi) herumtummeln, fondern diefelben find in angemefs 
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fenen Abtheilungen Paarweiſe und in geregelter Ord⸗ 
nung durch Auffeher auf- und abzuführen. Sobald 
die eine Abtheilung in die Arbeits-Lokalien zuruͤckkehrt, 
iſt die naͤchſte Abtheilung in den Hof zu fuͤhren, und 
auf dieſe Weiſe nach und nach mit der Abloͤſung der 
einzelnen Abtheilungen fortzufahren. 

An den Sonn: und Feiertagen muͤſſen die Sträfs 
linge außer der Kicchzeit und der ihnen zur Erholung 
auf dem Hofe geftatteten Zeit, in den Arbeitsfälen 
auf ihren gewöhnlichen Plägen verfammelt bleiben. 
Dabei ift Jedem jedoch zu überlaffen, ob er arbeiten 
und dadurch feinen Nebenverdienft vermehren, oder 
zu feiner Erbauung in einem religiöfen Buche leſen 
will. Eine Unterhaltung unter den Sträflingen darf 
aber auch bei diefer Gelegenheit nicht geduldet werden. 

Uebrigend find diefe Einrichtungen, gleichwie für 
die Männer, fo auch für die Weiber in Anwendung 
zu bringen. 

ꝛc. ꝛc. 

Berlin, den 13. November 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


An 
die Königl. Regierung 
zu Potsdam. 


97. 
Reffripe des Könige, Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an das Königl. Oberpräfidium in Coblenz, die 
Kontrolle des Brieffchreibens der Gefangenen in den 
Straf und Befferungs-Anftalten betreffend. 





Der Here Juftigminifter v. Kamp hat in Folge eines 
Berichts des DberProfurators zu Cöln und der damit abs 
fopriftlich eingereichten Verfügung, welche Em. ıc. unterm 
26. Juli d. 3. an die Regierung zu Trier erlaffen haben, 
und wonach Sie der Meinung find, daß durch die Aller: 
höchfte Kabinets:Drdre vom 20. Juni d. J. die Vorſchrift 
des $. 76. der Hausordnung für die Arreſt- und Korrek 
tionshäufeer und des $. 85. der Hausordnung für die 
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Strafanftalt zu Werden hinfichtlich des Brieffchreibens der 
Gefangenen ald aufgehoben anzufehen fei, dasjenige Schrei- 
ben vom 16. d. M. an mic) gerichtet, von welchem ich Ih— 
nen anbei eine Abfchrift Anl. a.) mit dem Bemerken mit: 
theile, daß ich der darin aufgeftellten Anficht beisuftimmen um 
fo weniger Bedenken finde, ald foldye dem Intereſſe der 
Verwaltung in Beziehung auf die Handhabung der Diszi⸗ 
plin und Ordnung in den Anftalten ganz entfpricht. 

Ew. ꝛc. haben alfo hiernach die Regierungen näher 
anzumeifen. 

Berlin, den 23. November 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


Em. Excellenz wollen aus dem abfchriftlich beigefügten 
Berichte des Ober⸗Prokurators zu Edln vom 6. d. M. und 
aus dem ebenfalls abfchriftlicy beigefügten Erlaffe des Herrn 
Dberpräfidenten der Rheinprovinz an die Königl. Regierung 
zu Trier vom 26, Juli d. J. gefälligft erfehen, daß der Letz⸗ 
tere im Widerfpruche mit dem Erfteren der Meinung iſt, 
ald ob durch die bei Gelegenheit eines Begnadigungsgefus 
ches deö Ackerers N. N. aud N. unterm 20. Juni d. J 
an mich ergangene, Em. Ercellenz; von mir am 21. Juni 
d. %. ergebenft mitgetheilte Allerhöchfte Kabinets-Ordre, die 
Borfchriften des $. 76. der Hausordnung für die Arreft- 
und Korreftionshäufer und des $. 85. der Hausordnung für 
die Strafanftalt zu Werden, wonach das Brieffchreiben der 
Hrreftaten ohne vorherige Erlaubnig verpönt wird, als auf 
gehoben anzufehen fei. Diefe Anficht ift aber offenbar nicht 
richtig. Denn die erwähnte Allerhoͤchſte Ordre beftimmt 
nur, daß das Anrufen der Königl. Gnade den Gefangenen 
nicht verwehrt, geſchweige denn beftraft werden folle. Hier 
duch find aber keinesweges die Worfchriften der beregten 
Hausordnungen aufgehoben, indem überall nicht von des 
Königs Majeftät ausgefprochen, auch mit der Öffentlichen 
Sicherheit unvereinbar it daß nicht nach wie vor die Ga 
fangenen bei Vermeidung von DisziplinarsStrafen verpflich- 
tet fein follen, den Vorſtehern der Strafanftalt davon Ans 
zeige zu machen, wenn fie Begnadigungsgefuche angefertigt 








% 
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haben, und diefe ohne Vorwiſſen jener nicht abgehen laſſen 
dürfen, wenn auch freilich deren Anfertigung und Abfendung 
überhaupt ihnen nicht verwehrt werden darf, noch ed den, 
Vorſtehern zufteht, diefelben ihrer Eins und Durchſicht zu 
untermwerfen. 

Deshalb habe ich den Ober⸗Prokurator zu Edln auf 
feine Anfrage heute mit dem in Abfchrift ganz ergebenft 
mitgetheilten Beſcheide verfehen, und erfuche Em. Excellenz 
ganz ‚ergebenft, hiernach auch Ihrerſeits die Regierungen 
gefälligft inftruiren und das Verfuͤgte mir geneigteft mit, 
sheilen zu wollen. 

Berlin, den 16. November 1833. 

v. Rampe. 


An 
des Königl. wirklichen Geheimen Staats 
minifers, Heren Freihrn. v. Brenn, 
Excellenz. 


98. on 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu Merfeburg, die 
polizeiliche Beſtrafung der aus den Strafanftalten 
entwichenen Verbrecher betreffend. 





Wenn die Dberlandesgerichte zu Naumburg und Mag- 
deburg auf die von der Königl. Regierung an bdiefelben 
gerichtete Anfrage ſich dahin ausgeſprochen haben, daß die 
Enttveihung folder Verbrecher, welche nicht wegen Dieb- 
ſtahls oder Raubes zur Unterfuhung und reſp. Beftrafung 
gezogen worden, aus dem Gefängniffe, nicht einmal mit 
einer Disziplinar-Strafe geahndet werden dürfe; fo kann 
diefe Anficht, wie der Königl. Regierung auf Ihren Bericht 
vom 13: v. M. eröffnet wird, nur für die Juſtizbehoͤrden 
maßgebend fein. Denn die Disziplin in den Strafanftal: 
ten ift Sache der Verwaltungsbehoͤrden, und ed hat Fein 
Bedenken, daß Seitens der Ießteren jede Entweichung aus 
der Strafanftalt, welche Feine Kriminalfirafe zur Folge bat, 
duch Disziplinar- Strafe, infonderheit Körperliche Zuͤchti⸗ 
gung, geahndet werde. 
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Der Königl. Regierung wird daher überlaffen, hiernach 
die Direktion der Strafanftalt zu Lichtenburg mit Anmweis 
fung zu verfehen. 

Gegen den Borfchlag, daß die Strafe für dergleichen 
Enttweichungen, in fofern fie 15 Peitfchen- oder Ruthenhiebe 
überfteigen folle, nicht von der Anftalts-Direktion, fondern 
von der Königl. Regierung, auf den Grund der gepflogenen 
Verhandlungen, fefizufegen ift, finde ich nichts zu erinnern, 
und Diefelbe mag daher demgemäß verfahren laffen. 

Berlin, den 24. Dezember 1833, 

Der Minifter ded Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


99. 

Cirfular-Reffript des Könige. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an fämmtliche Königl. Oberpräfidien, 

die Förperliche Züchtigung der Weibsperfonen in den 
Strafs und Befferungs-Anftalten betreffend. 





In Folge der früheren Verhandlungen, wegen körper 
licher Züchtigung der Weibsperfonen in den Strafs und 
Befferungs-Anftalten, theile ich dem Königl. Oberpräfidvium 
anbei die unterm 21. d. M. ergangene Allerhöchfte Kabis 
net8-Drdre (Anl. a.) duch welche des Königs Majeftät auf 
meinen Vortrag genehmigt haben, daß die körperliche Zuͤch⸗ 
tigung ermwachfener Weibsperfonen, ald Disziplinar- und 
Korrektionsmittel, in den Straf: und Befferungs-Anftalten 
beibehalten, jedoch ohne Berlegung der Schamhaftigkeit 
vollzogen werde, in beglaubter Abfchrift mit, indem ich zus 
gleih in Gemäßheit deffen über die Art und Weife, wie 
die Züchfigung zu vollſtrecken, Nachſtehendes zur gleihmäs 
Bigen Beachtung in allen Anftalten bejtimme. 

Sobald eine mweiblihe Gefangene gezüchtigt werden 
ſoll, muß fie zuvörderft von dem Chirurgus der Anftalt un- 
erfucht werden, ob fie zuͤchtigungsfaͤhig fei. 

Wenn der Ehirurgus dies zuläffig findet, bei der Uns 
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terfuchung aber wahrnimmt, daß die Perfon im Begriff 
ſteht, zu menftruiren, oder fhon im Menftruiren begriffen 
ift, fo bat derfelbe dies mit zu den Akten anzuzeigen, und 
die Züchfigung wird dann auf acht Tage ausgeſetzt. 

Nach dem Ablaufe diefer Zeit und refp. Wechfel der 
Leibmäfche mwird die zu beftrafende Perfon von der Kran⸗ 
Fenmärterinn dahin unterfucht, ob der vorgedachte Naturs 
prozeß gänzlich vorüber if. Sobald ſich dies beftätigt, 
wird der zu züchfigenden Perfon, im Beifein einer verfraus 
sten Auffeherinn, Wärterinn oder weiblichen Gefangenen, in 
einem befondern Zimmer, two beide allein find, ein Paar 
lange Beinkleider von gewöhnlicher Hemdenleinmwand, mel: 
he, ftatt bei den Männerhofen mit Latz und Knöpfen, uns 
ter der Bruft mit einem Zugbande verfchloffen und befeftigt 
werden, angezogen, und dann die Züchtigung felbft, mit 
birfenen Ruthen oder mit. einer dünnen Peitfche auf dem 
Hintern, in einem befonderen Lokale, um die zu Züchti- 
gende den Augen neugieriger Perfonen zu entziehen, nur in 
Gegenwart derjenigen Perfonen wirkſam vollzogen, welche 
bei diefem Amte durchaus gegenwärtig fein müffen, 

Das Königl. Dberpräfidium wolle hiernach wegen zu⸗ 
ſaͤtzlicher Berichtigung der Reglements für die verfchiedenen 
Anftalten in Seinem Bezirke, ſoweit ſchon befondere Regles 
ments vorhanden, ſowie wegen fpezieller Inſtruirung der 
Anſtalts⸗Direktionen, welche zugleich zur Anfchaffung eini: 
ger Paar leinenen Beinkleider zu autorificen find, das Er: 
forderliche veranlaffen. 

Berlin, den 26. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn 


Auf Ihren Bericht vom 3. d. M. genehmige Ich, daß 
die Förperliche Zuͤchtigung erwachſener Weibsperfonen als 
Disziplinars und Korreftionsmitsel in den Straf- und Befs 
ferungs-Anftalten beibehalten, jedoch ohne Verlegung der 
Schamhaftigkeit vollzogen werde, woruͤber Sie die betref- 
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fenden Behoͤrden unter zufäßlicher Berichtigung der Megles 
ments der verfchiedenen Anftalten mit Anweiſung zu vers 
ſehen haben. 

Berlin, den 21. Dezember 1833, 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminifter, Freiherrn v. Brenn. 


100. 


Reſkript des Königl. Minifteriums bes Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Trier, daß bie 

Uebernahme ausländifcher Verbrecher in dieffeitige Straf 

anftalten zur Abbüßung ber ihnen zuerfannten Strafe 
nicht ſtattfinden koͤnne. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
18. v. M. bei Ruͤckſendung des damit eingereichten Schrei- 
bens der Großherzogl. Dldenburgifhen Regierung zu Bir 
fenfeld vom 7. v. M, ermiedert, daß auf die Uebernahme 
ausländifcher Verbrecher in dieffeitige Strafanftalten zur 
Abbuͤßung der ihnen zuerfannten Strafen nicht eingegans 
gen werden kann. 

Diefelbe hat daher den deöfallfigen Antrag der gedach⸗ 
ten Großherzoglichen Regierung um fo mehr ablehnend zu 
beantworten, ald das unterzeichnete Minifterium noc) kürze 
lich die Aufnahme von Feflungs-Baugefangenen aus Coͤln 
in eine Eivil-Strafanftalt wegen Mangeld an Raum zur 
Unterbringung derfelben abgelehnt hat. 

Berlin, den 2. November 1833. 

Minifterium ded Innern und der Polizei. 
Köhler. 
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Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 


101. 


Eirfular-Berfügung der Königl. Regierung zu Trier, an 

ſaͤmmtliche Landräthe, die Konftatirung von plöglichen 

Zodesfällen und die Aufnahme der Sterbeafte bei den- 
felben in der Rheinprovinz, betreffend. 





Es ift der Ball vorgefommen, daß ein in der Bürgers 
meifterei A. wohnender Holzhauer in einem Walde, der 
nach der Katafter-Vermeffung zu dem Umtöbezirfe der Bür- 
germeifterei B. gehörte, während er dafelbft mit Holzhauen 
befchäftigt war, eines plöglichen Todes verftorben ift, und 
ed hat ſich eine Diskuffion zwifchen den beiden Bürgermeis 
ſtern darüber erhoben: welcher von ihnen den Todesfall zu 
Fonftatiren und den Sterbeakt zu errichten verpflichtet feie? 
— Bon Seiten ded Bürgermeifters B. wutde für die Weis 
gerung, fich mit diefer Sache zu befaffen, angeführt, daß der 
Wald, in welchem der Todesfall ſich ereignet, zu einem 
Forſtrevier gehöre, deffen Hauptort in der Bürgermeifterei 
C. auch dem Amtöfige diefed legteren Bürgermeifters näher 
gelegen feie, ald dem feinigen. 

Nah Art. 82. des CivilsCoder hat der Eivilftandss 
beamte des Orts, wo die Perfon verftorben ift, den Sterbe: 
aft zu errichten; muß aber eine Ausfertigung deffelben dem 
Eivilftandsbeamten ded Wohnorts des Verftorbenen zufenden. 

Nach Art. 2. des Geſetzes vom 15. Januar, 4. März, 
1790. begreift aber eine Gemeine den ganzen Umfang, alle 
Meiler, und einzeln gelegene Häufer, deren Einwohner in 
den Grundfteuerrollen des Hauptorts diefer Gemeine bes 
feuert find. 

Das zu einer Gemeine gehdrige Grundgebiet mird 
durch die Bann, Grenzen eingeſchloſſen; diefe aber find 
duch die Katafters Vermeffungen beftimmt worden. — Zur 
Vermeidung folcher Diskuffionen beflimmen wir demnach, 
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dag in Ähnlichen Fällen der Bürgermeifter des Orts, inner 
halb deffen durch die Katafter- Verhandlungen beftimmten 
Grenze der Todesfall fich ereignet hat, alfo im vorbemelde- 
ten Falle der Bürgermeifter der Bürgermeifterei B. ver 
pflichtet fein fol, den Sterbeaft zu errichten, und für bie 
Beerdigung der Leiche Sorge zu tragen. Eine Ausfertis 
gung ded Sterbeakts muß von ihm dem Bürgermeifter des 
Wohnorts des Werftorbenen zugefandt werden. 

Eie werden darauf fehen, daß vorfommenden Falles 
überall hiernach verfahren werde, und erhalten zu dem Ende 
die nöthigen Ausfertigungen diefer Verfügung zur Vertheis 
lung an die Bürgermeifter. 

Trier, den 8. Yuguft 1833. 

Königl. Regierung. 


102. 

Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Achen, 
an ſaͤmmtliche andräthe, die Verhütung von Ungluͤcks— 
fällen durch den Einfturz baufälliger Häufer 
betreffend. 


In dem Dorfe Hambach ift, nach und vorliegender 
amtlicher Anzeige, vor einiger Zeit ein altes baufälliges 
Haus eingeftürzt, und hat ein Kind unter dem Sturze bes 
graben, das indeß munderbarer Weife unbefchädigt mieder 
bervorgegogen wurde. 

Der Beigeordnete N. will den Befiger diefed Hau 
ſes vorher mehrmals, jedoch vergeblich, auf die den Einftur 
drohende Baufälligkeit diefes Haufes aufmerkffam gemacht 
haben. 

Wir nehmen hieraus Veranlaffung, Sie zu beauftras 
gen, die Kreis-Eingefeffenen — da bei der ohnlängft in uns 
ferm Auftrage abgehaltenen Lofal-Revifion des dortigen 
Kreifed häufig dergleichen baufällige Gebäude wahrgenom; 
men worden — im Allgemeinen darauf aufmerffam zu ma 


— — 
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chen, wie die Eigenthämer Cinfturz drohender Gebäude den 
an fie ergebenden Aufforderungen, folche auszubeffern oder 
niederzureißen, in Gemäßheit des Art. 471. Nr. 5, des 
Strafgefegbuch8 bei einer Geldbuße von 1—5 Franks, nach. 
zufommen haben, und wie folche überdies nach Art. 1386." 
Des bürgerlihen Gefeßbuches für allen aus dem Einfturz 
entftehenden Schaden verantwortlich bleiben. 

Hiernach find zugleich die Bürgermeifter mit der ers 
forderlichen Anmeifung zu verfehen. 
Achen, den 14. Dftober 1833. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
den Heren — v. Bülom, 
zu dJuͤlich. 
Abſchrift zur Nachricht und gleichmaͤßigen Beachtung 
an ſaͤmmtliche uͤbrige Herren Landraͤthe. 
Achen, den 14. Oktober 1838. 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


103. 


Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Duͤſſeldorf, 
betreffend die Warnung vor dem Erſticken in Brunnen 
beim offenen Holzkohlenfeuer innerhalb derſelben, 
Behufs des Gluͤhens der Bolzen. 


Das Koͤnigl. Rheiniſche Medizinal-Kollegium zu Eos 
blenz hat über die Erſtickungsfaͤlle, die ſich unlaͤngſt zu Er: 
kelenz, im Regierungsbezirfe Achen bei 4 Arbeitern in einem 
Brunnen ereignet haben, nachftehendes Gutachten abgegeben. 

„Wenn man die Erfeinungen bei diefem Falle bes 
trachtet, wie fie der Reihe nach erfolgt und in dem Berichte 
aufgezählt find, fo erkennt man bald, daß weder Stickgas, 
noch fohlenfaures Gas in dem Brunnenfhacht enthalten 
waren, fondern das einzig durch das, von ben Arbeitern 
unterhaltene offene Holzkohlenfeuer, Kohlenorydgas und koh⸗ 
lenſaures Gas erzeugt und verbreitet worden, welches die 
Arbeiter zuerft ducch Uebelfein und Schwindel empfanden, 
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und worauf dur Betäubung Scheintod und Erſtickungstod 
eintrat. Exhalationen oder Moufetten von reinem Sticfgafe 
fommen in der Natur nicht vor, wohl aber und immer des 
ren von fohlenfaurem Gas. Es war deffen aber Feines 
früherhin in der Tiefe des Brunnens enthalten, weil die 
Arbeiter, wie es in dem Berichte heißt, bis auf den Waſ⸗ 
ferfpiegel von 80 Fuß Tiefe herabgeftiegen waren, ohne bie 
mindefte Unbehaglichfeit zu empfinden. Erft nachdem fie 
bereit3 eine halbe Stunde in dem Brunnen gearbeitet hats 
ten, begann der jüngfte Gefelle, welcher die glühenden Bol- 
zen zu dem Meifter herab und den Falten zu den zwei ans 
dern Gefellen in das Feuer heraufbrachte, über Uebelfein 
zu Hagen. Der Meifter ſchob denfelben zu den andern Ges 
fellen hinauf, welche am Herde des Fohlenfauren Gafes 
und mitten in deffen Atmofphäre befchäftigt waren, wo er 
ſich niederfeßte, und wo fein Uebelfein nicht nur fortdauern, 
fondern zunehmen mußte. Bald Flagte auch der zweite Ges 
felle über Schwindel, und als der Meifter, der um Effig zu 
holen, herausgeftiegen war, zuruͤckkam, lag auch der dritte 
Gefelle in demfelben Zuftande. Der Meifter befprengte fie 
alle drei mit Effig, fcheint aber nun auch von derfelben Bes 
täubung befallen worden, und in die Tiefe herabgeſtuͤrzt zu 
fein, wo er den Tod im Waffer fand. 

Nach diefen Tharfachen und Umftänden war alfo die 
Brunnenluft vor der Arbeit nicht verdorben, und fie ward 
ed auch nicht durch die Anwendung des Kolophoniums beim 
Löthen. Es dient diefed befanntlich bei diefer Arbeit nicht 
als Bindungsmittel, fondern fchügt nur die rothglühende 
Dberfläche des Lörhkolbens gegen Oxydation durch die Luft, 
weil dann der Löthfolben nicht mehr löthet. Es kann von 
den Arbeitern nicht entbehrt werden, und es wird deſſen 
nur fehr wenig gebraucht. Dagegen liegt die ganze Urfache 
des Unglüds offenbar nur in dem offenen Holztohlenfeuer, 
weldyed die Gefellen in der mittleren Etage des Brunnens 
zum Glühen der Bolzen unterhielten. Reines Stickgas wirkt 
toͤdtend auf die Lungen, aber nur aus Mangel an Sauer⸗ 
ſtoffgas; es macht bekanntlich $ Raumtheile gegen + Sauers 
ſtoffgas unferer Ytmofphäre aus, und hat im jener großen 
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Menge feinen fchädlichen Einfluß. _ Dagegen wirkt das 
Eohlenfaure und das Kohlenorydgas erſtickend auf unfere 
Mefpirationd-Drgane, wenn ed auch mit Sauerfloffgas ges 
mengt und fogar wenn legtered über die Hälfte der Mir 
fung, ja noch mehr beträgt. Das Kohlenorydgas (halbe 
Eoplenfaured Gas) wird jedesmal beim Anbrennen von 
Holzkohlen erzeugt, fo lange diefelben noch nicht vollfom; 
men im Brennen find, oder der Luftzug unvollftändig ift. 
Es verbreitet fid damit der fogenannte Kohlendunſt (brenz⸗ 
liche Holzeffigdämpfe) und giebt ſich durch den Geruch zu 
erkennen, welcher beim Einathmen ſchon Iäftig wird. Wenn 
aber die Kohlen einmal im Brennen find, fo verbreiten fie 
durch die Verbindung ihres Kohlenftoffs mit dem Sauer: 
fioffgad der. Atmofphäre Fohlenfaures Gas, fo lange fie 
brennen, und bis fie gänzlich in Aſche verwandelt find, Es 
war alfo im vorliegenden Falle Urfache genug vorhanden, 
Durch dad offene Kohlenfeuer in dem engen Brunnen (da 
Brunnen felten über 4 Fuß Durchmeffer haben) worin ein 
Luftzug flatt hatte, und worin das Gas wegen feiner grös 
Bern fpezififhen Schwere nicht in die Höhe fleigen, viel 
mehr nach unten finken mußte, die die Arbeiter umgebende 
ganze Atmofphäre damit zu erfüllen, und diefe Zufälle zu 
veranlaffen. 

Was nun die Schugmittel zur Verhütung dergleichen 
Ungluͤcksfaͤlle betrifft, fo erheifcht die Vorficht, dag die Ars 
beiter, ehe fie in die Tiefe folder Brunnen herabfteigen, 
vorerft ein brennendes Licht herablaffen und fo erforfchen, 
ob daffelbe fortbrennt, oder ob es in gemwiffen Diftanzen 
erlöfcht. Beim Fortbrennen des Lichtes ift feine Gefahr 
vorhanden; beim Erlöfchen muß die Luft zuerft gereinigt 
werden. Chemiſch dient dazu Kalkmilch und mechanifch das 
abwechfelnde Auf» und Ablaffen eines großen Buͤndels 
Stroh, den man in der Kalkmilch getränkt hat, und im 
Herablaffen durch Umdrehen des Seiled in eine quirlende 
Bewegung fegt, damit die Kalkmilch wie Regen in Tropfen 
herabfällt, und damit der Baufchen eine große Oberfläche 
dem Gaſe darbietet. Die Kalkmilch abforbirt das kohlen⸗ 
faure Gas, und durch den Strohbündel wird die Luft zus 
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gleich mechanifcy mit einer neuen Atmofphäre in Beruͤh⸗ 
tung gebracht. 

Im Fahre 1831. hat fih bier ein ähnlicher Fall er, 
eignet, wo drei Leute in einem Brunnen der hiefigen Fortis 
fifation durch kohlenſaures Gas erftickt wurden, und wo 
fpäterhin der ganze Brunnenfchaft auf diefe Art gereinigt 
wurde. Das Schießen mit Feuergewehre in die Brunnen 
bat auch feine andere Wirkung ald die mechanifche Zer: 
ftreuung der fehädlichen Luftarten. 

Da aber die Pumpenmacher nicht felten in den Fall 
fommen, in der Tiefe loͤthen zu müffen, und das Feuer dazu 
in der Nähe gehalten werden muß, fo ift die Einrichtung 
eines tragbaren Ofens von Eifenblecy nothwendig, deffen 
Roͤhre durch Auffegen von verſchiedenen Stücken bis zur 
Mündung des Schachtes verlängert werden kann. Dadurch 
werden die fhädlihen Gasarten abgeleitet, wie man deren 
in allen Werkftätten der Klempner fieht. Ohne ſolche Bors 
richtung und bei offenem Kohlenfeuer ift die Gefahr immer 
um fo größer, je enger der Raum und je tiefer der Schacht 
if, worin das Feuer brennt.” 

Indem wir diefe Belehrung zur Warnung vor foldhen 
Unglücsfällen hiemit Öffentlich befannt zu machen, uns für 
verpflichtet halten, meifen wir zugleich die Polizeibehörden 
an, bei den in Rede fiehenden Arbeiten in den Brunnen 
angelegentlichft Sorge zu tragen, daß die angegebenen Vor: 
fihtsmaßregeln, ald fehr zweckmaͤßig und nothwendig, zur 
Verhütung weiterer Unglücsfälle, gehörig angeordnet wer⸗ 
den und in Ausführung kommen. 

Düffeldorf, den 1. November 1833. 


Königl. Regierung. 
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Feuer: Polizei. 


104. 


Reſkript des Königl. Minifteriums bes Innern und der 
Polizei, an das Königl. Oberpräfidvium hiefelbft, die 
Ausführung der über die Handhabung der euer: und 
baupolizeilihen WBorfchriften angeordneten Revis 
fionen betreffend. 





Auf den anderweiten Bericht vom 21. d. M., die Aus, 
führung der Verordnung vom 20, Januar v. J. *) wegen 
Handhabung der Feuers und baupolizeilichen Borfchriften 
in den zu einem Verfiherungs-Verbande vereinigten Städ- 
ten der Kurs und Neumark betreffend, ertwiedere ich Em. 
Ercellenz, daß ed zur Erreichung des Zweckes ded mir vor: 
gelegten Befchluffes der Kommunal» Landtagsverfammlung 
vom 4. d. M., wegen der in den Städten abzuhaltenden 
Reviſionen, nicht genügen dürfte, die Landräthe nur darauf 
aufmerkffam machen zu laffen, daß es ein großer Uebelftand 
fein würde, 

wenn in Städten, wo dad mit der Polizeiverwaltung 
beauftragte Mitglied des Magiftratd zugleich einer 
der Reviſions-Kommiſſarien ift, durch diefes felbft 
die Reviſion bewirkt wird. 

Es erfcheint vielmehr, da nach Lage der Sache die Um- 
fände allerdings wohl eine diesfällige Verfügung erfordern, 
nothmwendig, unbedingt zu verbieten, 

daß die Kevifion durch das mit der Polizeiverwal⸗ 
tung beauftragte Mitglied des Magiftratd, welches 
zur Reviſions-⸗Kommiſſion gehört, abgehalten werde. 

Ew. Excellenz ftelle id) deshalb anheim, die Regierungen 
zu der dieferhalb erforderlichen Anweiſung der Landräthe zu 

”) Jahrg. 1832. 1iſtes Heft, ©. 203. 
Annalen. Heft AV. 1833. Rxx 
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veranlaffen, und der Kommunal-Landtagöverfammlung von 
dem Verfuͤgten Nachricht zu geben. 
Berlin, den 27. Dezember 18353. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


105. 


Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Breslau, 
an fämmeliche Magiſtraͤte, die prompte und gehörige 
Einziehung der ausgefchriebenen Feuer⸗Sozietaͤtsgelder 
betreffend. 





Schon mehrmals haben wir den Magifträten die pünkts 
liche Einziehung der auögefchriebenen Feuer-Sozietätögelder 
zur Pflicht gemacht. 

Die Erfahrung hat indeſſen gelehrt, daß den desfallſi⸗ 
gen Vorſchriften nicht von allen Magiſtraͤten genuͤgt wor⸗ 
den, daß vielmehr einige Magiſtraͤte in Einziehung und Ab⸗ 
ſendung dieſer Gelder eine große Nachlaͤſſigkeit bewieſen, 
welche in einigen Orten zur Folge gehabt, daß die zur Uns 
gebühr angefchtwollenen Reſte zulegt nur mit großer Mühe 
und Strenge haben beigetrieben werden Eönnen, in andern 
fogar duch die Unordnung Kaffendefekte veranlagt worden 
find. Jeden Falles ift dadurch eine raſche Unterftügung der 
Hälfebedärftigen unverantwortlic verzögert worden. 

Zur Verhütung dergleichen Uebelftände, und um ben 
Abgebrannten, dem Zwecke der Feuer⸗Sozietaͤt gemäß, bald 
die Mittel zu deren Ketabliffement zu gewähren, fegen wir 
hierdurch Folgendes zur genaueften Befolgung feſt: 

4) Sobald eine Ausfchreibung von Feuer⸗Sozietaͤtsgel⸗ 
dern durch das Amtsblatt oder durch befondere Bers 
fügung erfolgt, hat der Magiftrat fofort die Subres 
partition zu entwerfen, und einem jeden Beitragspflich⸗ 
tigen den von ihm zu enfrichtenden Betrag bekannt zu 
machen. Died muß binnen 8 Tagen erfolgt fein, und 
daß dies gefchehen, der Regierung ausdruͤcklich anges 
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zeigt werden. Der Magiftrat und infonderheit der 
Herr Bürgermeifter, deffen Pflicht es ift, den gefamms 
ten Gefhäftsgang des Magiftvatd zu leiten und zu 
kontroliren, ift für die Befolgung diefer Vorſchrift, 
welche zeither oft zur größten Ungebühr verzögert wor: 
den, perfönlich verantwortlich. Unterbleibt die Bericht: 
erftattung über 14 Tage, fo wird der Herr Bürgermei- 
ſter in 3 Rthlr. Strafe genommen, welche noͤthigenfalls 
von 14 zu 14 Tagen verdoppelt wird. 

2) Die Einziehung der Feuer⸗Sozietaͤtsbeitraͤge ſelbſt er⸗ 
folgt puͤnktlich in den von der Regierung beſtimmten, 
den Beitragspflichtigen bekannt zu machenden Termi— 
nen. Im Falle der Nichtinnehaltung dieſer Termine 
erfolgt eine Erinnerung, und hat dieſe binnen 8 Tagen 
nicht die Zahlung zur Folge, die wirkliche Seifsctung 
der Erefution. 

Mehrere Magifträte haben ed in Fällen nicht: gelei⸗ 
ſteter Zahlung bei der bloßen Androhung der Exeku—⸗ 
tion bewenden laffen, ohne letztere wirklich zu voll 
fireden. Died Verfahren ift unzuläffig. . Der Zweck 
der Feuers Sozietät if, den Verungluͤckten bald die 
Mittel zu dem Wiederaufbau : der abgebrannten: Ges 
bäude zu gewähren. Diefer Zweck kann nur durch pünkts 
liche Einziehung der ausgefchriebenen Feuer⸗Sozietaͤts⸗ 
gelder erreicht werden. Sobald ein Brand fich ereig- 
net, verlangen die Damnififaten ihre Befriedigung. Es 
muß einleuchten, daß diefe Befriedigung unmöglich ift, 
wenn die Mitglieder der Gefellfchaft ihren Verpflich⸗ 
tungen nicht pünktlich nachfommen. Es ſteht einem Je⸗ 
den frei, mit Zuftimmung feiner efwanigen Hypotheken⸗ 
Gläubiger feine Gebäude nur mit zwei Drittel der 
Tare in der Sozietät verfichern zu laffen. Zur Auf 
techthaltung des Kreditd läßt aber der ‚bei weitem 
größte Theil der Hausbefiger feine Gebäude mit. dem 
vollen Tarwerthe verfichern; fie find daher, wenn fie 
die Vortheile diefer höhern DVerficherung genießen wol« 
len, auch verbunden, die mit legterer verbundenen hoͤ⸗ 
bern Beiträge ohne Widerrede zu fragen. Die Magis 
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firäte müffen aber, eben ſowie die fchuldigen Gewerbe: 
und Klaffenfteuern und ServisAbgaben nöthigenfalls 
im Wege der Erekution beigetrieben werden, auch diefe 
eben fo nörhigen Feuer-Sozietaͤtsbeitraͤge erekutivifch 
einziehen, fobald die gütlihe Erinnerung fruchtlos ge 
blieben. 

Das Unterlaffen der wirklichen Exekutions-Vollſtrek⸗ 
‘tung hat zeither den Nachtheil gehabt, daß gutmillige 
Armere Hauöbefiger Zahlung geleifte, minder Arme 
aber felbige unterlaffen, und Reſte anfchwellen laffen, 
die zulegt unbeitreibungsfähig geworden, welches be 
. gründete Befhwerden nach fich gezogen. Die Behdr- 
den müffen auch den Schein der Partheilichkeit vermeis 
den, und dürfen die Einziehung einer Schuld nicht von 
‚dem guten Willen de8 Schuldners abhängig machen. 

3) Bei der Vollfirefung der Erekution muß zwar alle 
ungefegliche Härte vermieden, aber auch dafür geforgt 
werden, daß felbige nach Vorſchrift der Gefege mit 
Ernft und nicht bloß zum Schein erfolge. Es wird 

hierbei bemerkt, daß die Feuer⸗Sozietaͤtsgelder jeder 
Zinfenforderung der Hppothefen,Gläubiger vorgeben, 
‚worüber fich Ießtere auch nicht zu befchmweren Urfache 
haben. Denn die Errichtung der Feuer» Sozietät ger 
währt den Dppothefen-Gläubigern, für den Fall der 

‚möglichen Brandfchäden, die Sicherung ihrer Kapita- 
lien. Diefe Sicherung kann aber felbftredend nur bes 
fiehen, wenn die Feuer-Sozietätsbeiträge auch wirklich 
entrichtet werden. Diefe Entrichtung ift die Bedingung 
und Grundlage ihrer Sicherftellung, und die ftrenge 
Beitreibung bderfelben gereicht daher im Allgemeinen 
zur Koufervation der Sicherheit der Hypotheken⸗Glaͤu⸗ 
biger der ftädtifchen Gebäude, auf welche Sicherheit 
fie bei Bewilligung der Darlehne gerechnet haben, fich 
mithin auch, wenn fie den Zweck gewollt, den Mitteln, 
durch melde der Zweck allein zu erreichen ift, untere 
werfen müffen. 

4) Die Erekution wird gegen den jedesmaligen Befiger 
des Hauſes vollſtreckt, ohne Ruͤckſicht auf die Entfte 
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hungszeit des Brandes, da es nach ben Gefegen bei 
Beurtheilung der Fälligkeit von Feuer⸗Sozietaͤtsbeitraͤ⸗ 
gen, bloß auf die Zeit der Ausfchreibung ankommt, und 
jeder, welcher ein ftädtifches Haus erwirbt, wenn ec 
fih gegen Nachzahlungen fügen will, ſich darnach er 
Fundigen muß, ob von dem zu ermwerbenden Gebäude 
noch Feuer-Öozietätögelder im Ruͤckſtande find. 

5) Wenn über ein Haus Subhaftationds oder Konkurs 
oder Liquidationsprozeß ſchwebt, fo muß der Magiftrat 
fofort dem betreffenden Gerichte die erfolgte Ausfchreis 
bung von Feuer-Sozietätögeldern befannt machen, und 
daffelbe erfuchen, diefe Beiträge aus den erft eingehen, 
den Einkünften des Grundſtuͤcks zu berichtigen. Die 
Magifträte werden auf die $.$. 270. und 271. Tit. 50. 
Thl. 1. Gerichtsordnung, aufmerffam gemacht, wonach 
die Beiträge zu den Feuer-Sozietätskaffen, von der 
Einlaffung in den Konkurs befreit, aus den Einkünften 
des betreffenden Grundſtuͤckes befteitten werden müffen, 
wenn diefe nicht hinreichen, der Kurator den Vorſchuß 
aus der bereiteften übrigen Maffe leiften, und menn 
eine dergleichen Maſſe nicht vorhanden, fogar verpflich- 
tet iſt, zu dieſem Behufe ein Darlehn aufzunehmen, 
welches nach erfolgtem Verkaufe des Grundſtuͤcks dem 
Darleiher nebft Zinfen aus dem Kaufgelde noch vor 
der Bertheilung an die Real-Gläubiger vorweg erftat- 
tet werden muß. Die Magifträte werden ferner auf 
den $. 369. des Anhangs zur Gerichtsordnung ver: 
wiefen, weldyer beftimmt, daß auch felbft die innerhalb 
der Iegten zwei Jahre vor Eröffnung des Konkurfes 
auögefchriebenen Feuer-Spzierätögelder aus den laufen: 
den Einkünften des Grundftücks bezahlt werden muͤſſen, 
und haben nach dieſen Geſetzen die erforderlichen An⸗ 
träge bei den Gerichten zu machen, duich deren Befol⸗ 
gung Ausfaͤlle vermieden werden. 

6) Die Verwaltung der Feuer-⸗Sozietaͤtskaſſen muß mit 
der flrengfien Ordnung geführt und Eontrolirt werden. 
Ale Monate find diefe Kaffen gleichzeitig mit allen 
übrigen flädtifhen Kaffen durch eine Kaffenrevifions- 
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:  Kommiffion, welcher gewöhnlich der Herr Bürgermeifter 
zu präfidiren hat, zu revidiren, und iſt diefe Revifion 
nicht. bloß auf die Nichtigkeit der angegebenen baaren 
Beftände, fondarn auch auf die Richtigkeit und Zweckmaͤ⸗ 
ßigkeit der Kaffenbücher zu richten, welche legtere fo 
‚geführt werden müffen, daß aus deren monatlich vor 
der Kaffen:Revifion zu bewirkendem Abſchluß fich for 
gleich überfehen Täßt, was auf eine jede Ausfchreibung 
von Feuer-Sozietätögeldern eingegangen, was am bie 
Haupt: Inftitutenkaffe abgeführt, mas noch im Beftande, 
und welche Hausbefißer und mit welchen Beiträgen 
noch im Kefte find. Die Einziehung diefer Nefte muß 
dann die Kaffenrevifions-Kommiffion bei dem Magiftrate 

in Anregung bringen. 

Es verfteht ſich von felbft, daß zur Aufrechthaltung 
der Ordnung und Ueberficht das Kaſſen⸗Manual fo 
eingerichtet fein muß, daß eine jede Ausſchreibung von 
Feuer-Sosietätögeldern ein befonderes Soll erhalte, und 
mehrere Yusfchreibungen in der Buchführung durchaus 
nicht miteinander vermifcht werden dürfen. Sollte ein 
Magiftrat ein Schema zu der desfallfigen Buchfühs 
rung twünfchen, fo werden wir ihm ein dergleichen mits 
theilen. 

Eben fo müffen die Magifträte über. die einzelnen 
Yusfchreibungen verfchiedene befondere Akten anlegen, 
und auch nicht mehr, wie zeither oft gefchehen, über 
mehrere Ausfchreibungen betreffende Gegenftände uns 
in einem und demfelben Berichte Anzeige machen, fon- 
dern über jede Ausfchreibung befonders berichten. Kafs 
fenbeftände dürfen in der Megel die ftädtifhen Feuers 
Sozietaͤtskaſſen gar nicht halten, fondern menn die 
Einnahmen irgend bedeutend, die Beträge pofttäglich, 
fonft aber wöchentlich, an die Haupt-Inftitutenfaffe abs 
führen, und wie dies gefchehen, jedesmal uns gleich 
jeitig berichten. 

Bei den monatlichen Kaffen-Revifionen ift infonders 
beit auch die Befolgung diefer Vorſchrift gehörig zu 
Eontroliren. 
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7) Es wird den Magifträten anempfohlen, eine Einrich⸗ 
fung zu treffen, daß jeder Hausbefiger ein Quittungs⸗ 
buch führe, in welchem dad Soll jeder Ausfchreibung 
der Feuers Sozietätögelder, und von dem Nendanten 
eine jede auf felbige geleiftete Abfchlagszahlung bes 
merkt werde. Werden dergleichen Abrechnungsbücher 
ordentlich geführt, fo Fann jeder Erwerber eines Haus 
ſes ſich bald überzeugen, ob und welche Feuer-Sozies 
tätögelder von dem zu erwerbenden Haufe noch etwa 
im Ruͤckſtande find; und der zeither von manchen Haus⸗ 
befigern geführte, obwohl vechtlih unerheblibe Eins 
wand, daß ihm bei Ermwerbung eines Haufes unbe, 
kannt geblieben: dag von felbigem noch dergleichen Abs 
gaben rücftändig geweſen, wird hierdurch) auch faktifch 
feine Erledigung finden. 

Wir erwarten, daß ſaͤmmtliche Dagifträte fi) bemühen 
werden, nach vorftehenden Anleitungen, in die Bearbeitung 
Diefes Zweiges ihrer Gefchäftsführung alle die Ordnung, 
Megelmäßigfeit und Befdrderung zu bringen, welche die 
Wichtigkeit des Gegenftandes, für die Aufrechthaltung des 
MWohlftandes und den Kredit der Städte, erfordert. 

Breslau, den 26. September 1833. 
Königl. Regierung. Abtheilung ded Innern. 


L. 
Gewerbe, Polizei. 


106. 


Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
für Handel und Gewerbe, an fämmtliche Königl. Regie 
rungen, die Prüfung im Lefen, Schreiben und Rechnen 
zur felbfiffändigen Ausübung gemiffer Gewerbe 
betreffend. 





Da nach dem jeßigen Zuftande der allgemeinen Bil: 
dung, Fertigkeit im Lefen und Schreiben, fowie Keuntniß 
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der erften Elemente der Mechenkunft, bei jedem Individuo, 
welches ein Gewerbe felbfiftändig betreiben will, vorausge⸗ 
fegt werden kann, fo beſtimmt das Minifterium ded Innern 
für Handel und Gewerbe, daß in allen Fällen, mo die Ges 
feße eine Prüfung ald Bedingung der felbfiftändigen Aus⸗ 
übung eines. Gewerbes anordnen, diefe auf Fertigkeit im 
Lefen und Schreiben, ſowie auf Kenntniß der erftien Ele- 
mente der Rechenkunſt gerichtet, und das Zeugniß vermeis 
gert werde, wenn der Kandidat diefe nicht befigt. 

Die Königl. Regierung hat die Prüfungsbehörden hier- 
nach mit Inſtruktion zu verfehen. 

Berlin, den i5. November 1833. 

Minifterium des Innern für Handel und Gewerbes 
Angelegenheiten. 
v. Shudmanın. 


107. 

Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Danzig, die 
Strafbarfeit des Gemwerbebetriebes, ohne Gewinnung 
des Bürgerrechte, 





Die Cirkular-Verfuͤgung vom 6. Auguſt 1827. *), wels 
he aus der ehemaligen Abtheilung des Minifteriumd des 
Innern für Handel und Gewerbe erlaffen worden ift, uns 
terfcheidet fi, wie der Königl. Regierung auf den Bericht 
vom 5. v. M., das Berfahren gegen Perfonen betreffend, 
welche einen dad Bürgerrecht erfordernden Gemerböbetrieb 
ohne Gewinnung deffelben anfangen, eröffnet wird, von der 
aus dem Minifterium des Innern und der Polizei unterm 
27. April d. 3. **) erlaffenen, dadurch: daß die erftere 
‚ zwar eine allgemeine Strafandrohung für alle diejenigen 
Gewerbtreibenden, welche ihr Gewerbe vor Gewinnung des 
Buͤrgerrechts anfangen, nachläßt, dabei aber den Gewerbes 


*) Jahrg. 1527. 8tes Heft, &. 740. 
*) x 1833. 2tes Heft, ©, 492. 
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Steuerbehdrden die Pflicht auflegt, diejenigen, welche ein 
Gewerbe anfangen, und deshalb die Steuer erlegen, noch 
befonders an die Gewinnung des Bürgerrecht3 und die 
auf die Unterlaffung derfelben gefegte Strafe zu erinnern, 
fo daß die legtere doch immer von dieſer Erinnerung ab: 
haͤngig wird; mährend die leßtere eine Geldſtrafe oder 
auch die Siftirung des Gewerbes nur vermöge der Execu- 
tionis ad faciendum auf vorherige befondere Androhung 
zuläßt. 

Da nun aber in Betrachtung kommt, daß jene allge 
meine Strafandrohung, welche vielleicht vor vielen Jahren 
im Amtöblatte erſchienen if, wohl den Inlaͤndern felbft, 
noch mehr aber den Ausländern unbekannt geblieben fein, 
und die befondere Erinnerung von Seiten der Gewerbes 
Steuerbehdrde unterblieben fein kann, und da es in ſolchem 
Balle, wenn die legtere Behörde die Steuer ohne Erinne— 
zung angenommen, unzuläffig und jedenfalls unbillig er, 
ſcheint, denjenigen, der feine Schuldigfeit erfüllt zu haben 
glaubt, in eine Strafe zu nehmen, welche nicht durch ein 
Geſetz, fondern durch eine vor längerer Zeit erfchienene ad⸗ 
miniftcative Verordnung angebroht worden ift; fo findet 
das Minifterium ded Innern und der Polizei ſich bewogen, 
es lediglich bei der Vorſchrift der Verfügung vom 27. April 
1833. bewenden zu laffen, nach welcher derjenige, welcher 
ein Gewerbe ohne die gefegliche Verpflichtung wegen Ge; 
winnung des Buͤrgerrechts zu erfüllen, anfängt, vermittelft 
der vorgefchriebenen Executionis ad faciendum zu diefer 
Erfüllung angehalten werden fol. 

Bei der im Allgemeinen den Gewerbe-Steuerbehörden 
ertheilten Anmeifung, diejenigen, welche die Gemwerbefteuer 
für ein erft angefangenes Gewerbe entrichten, an die Er: 
fülung der Verbindlichkeit zur Gewinnung des Bürgerrechte 
zu erinnern, kann es deffen ungeachtet bewenden. 

Berlin, den 4. Oktober 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 
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Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Minifterien der Geiftlichen, 
Unterrichtss und MedizinalAngelegenheiten und des In⸗ 
nern, an fämmtliche Königl. Regierungen, und abfchriftlich 
an das Königl. Polizeipräfidium hiefelbft, die polizeiliche 
Genehmigung zu dem Betriebe des Gewerbes als Bud 

oder Kunſthaͤndler, Leihbibliothefar, Antiquar, Buch» 

: drucker oder Lithograph, betreffend. 





Mit Bezugnahme auf die unterm 23. v. Mid. an die 
unterzeichneten Minifter ergangene, in der Geſetzſammlung 
erfcheinende Allerhöchfte Königl. Kabinets:Drdre (Anl. a.), 
welche im ganzen Umfange der Monarchie den Betrieb des 
Gewerbes ald Buch- oder Kunftyändler, Leihbibliothefar, 
Antiquar, Buchdrucker oder Lithograph von der vorgäns 
gigen ausdräclichen Genehmigung der betreffenden Provin- 
zial-Regierung abhängig macht, eröffnen wir der Königl. 
Regierung in Anfehung der Bedingungen, unter welchen 
mit Berhcffichtigung der Verhältniffe in jedem einzelnen 
Kalle, und mit. Vorbehalt des Rekurſes der Intereſſenten 
an die Minifterien, die Genehmigung zu ertheilen ift, daß 
jedenfalld dazu: 

4) völlige Unbefcholtenheit und Unverdächtigkeit, auf deren 
Nachweis mit befonderer Strenge und Sorgfalt gehal 
ten werden muß; und 

2) der zum Betriebe ded Gewerbes unerläßlich nöthige, 
und mindeftens ein ſolcher Grad von allgemeiner Bil- 
dung erfordert wird, beffen Jemand bedarf, um fich 
mit den, die vorgedachten Gewerbe betreffenden gefeßs 
lichen Vorfchriften volftändig vertraut machen zu koͤn⸗ 
nen. Darüber, dag der Impetrant auch leßtere Eigen: 
ſchaft befigt, hat ſich die Königl. Regierung auf dem 
Ihr in jedem einzelnen Falle geeignet fcheinenden Wege 
vollftändige Ueberzeugung zu verfchaffen, und bleibt es 
es namentlich Ihrem pflichtmäßigen Ermeffen überlaf: 
fen, wiefern Sie die beizubringenden Zeugniffe der Uns 
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terrichtöanftalten, welche der die Konzeflion Nachfus 

chende befucht, des felbftftändigen Gemerbtreibenden, 

bei welchem er dad Gewerbe erlernt oder als Gehülfe 
betrieben hat ıc., ald genügend erachtet, oder eine bes 
fondere Prüfung für nöthig hält. 

Was den bei den Buchhändlern insbefondere durch 
die Allerhöchfte KabinetsOrdre vom 19. September 1801. *) 
vorgefchriebenen Nachweis eined eigenen Vermögens (von 
5000 Rthlr. für Berlin, und 2000 Rthlr. in allen anderen 
Orten) betrifft; fo behält ed, wo derfelbe bisher gefordert 
worden, dabei einftweilen bis zur Emanirung des künftigen 
Gewerbe⸗Polizeigeſetzes, jedoch mit der ſchon jeßt beobachte 
ten Maßgabe fein Beenden, daß in Fällen, wo eine be- 
fondere mwiffenfchaftlihe Bildung oder die Verbindung mit 
berühmten Gelehrten und dergleichen mehr eine Ausnahme 
zuläffig erfcheinen Läßt, folhe duch die Minifterien des 
Innern ertheilt werden kann. 

Hiernach hat die Königl. Regierung in allen vorkom⸗ 
menden Fällen zu verfahren, und die betreffenden Behörden - 
mit Anmeifung zu verfehen. 

Berlin, den 7. November 1833. 

Der Minifter der Geiftlichen, Unterrichts, und Medisinals 
Angelegenheiten. 
v. Ultenftein 
Der Minifter des Innern für Der Minifter des Innern 

Handel und Gewerbe. _ und der Polizei. 

v. Shudmann. v. Brenn. 


Da nach Fhrem gemeinfchaftlihen Berichte vom 17. v. 
M. Zweifel über die bisher angenommene allgemeine Ans 
mwendbarfeit der den Verkehr mit Büchern, Kupferftichen 
und ähnlichen Gegenftänden betreffenden, in den $.$.126, 
bis 128. des Gewerbe» Polizeiediftd vom 7. September 
4811. enthaltenen Vorfchriften entftanden find, fo beftimme 
Ich hierdurch, daß im ganzen Umfange Deiner Staaten 


*) Jahrg. 1818. Ates Heft, ©. 1139. 
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Niemand fih ohne borgängige ausdrückliche Genehmigung 
der betreffenden Provinzial-Regierung als Buchs oder Kunft- 
händler, Bibliothekar, Antiquar, Buchdrucker oder Lithos 
graph etabliren, und folches Gewerbe felbfiftändig betreiben 
darf. Uebertretungen diefes Verbots find ald Gemwerbe-Pos 
figeisKontraventionen mit einer nachdrüdlichen, jedoch Funf- 
ig Thaler Geld» oder ſechswoͤchentliches Gefängnig nicht 
überfteigenden Strafe zu ahnden. Die Bedingungen, unter 
melden die Genehmigung zu ertheilen ift, haben die Negies 
rungen, nach Ihrer Anmeifung, mit Berüdfichtigung der 
Berhältniffe in jedem einzelnen Falle, und unter Vorbehalt 
des Rekurſes der Intereffenten an Ihre Entfcheidung, zu 
ermeffen. Diefen Meinen Befehl haben Sie durch die Ge 
feg-Sammlung zur Öffentlihen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 23. Oktober 1833. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die "Staatsminifter, Srhrn. v. Altenftein, 
v. Shudmann und Sehen. v. Brenn. 


109. 
Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung in Gum: 
binnen, an fämmtliche Landräthe, die polizeiliche Erlaub- 
niß zum Betriebe des Schanfgewerbes betreffend. 





Durch den Sprachgebrauch hat fih im hiefigen Re— 
gierungsbezirfe ziemlich allgemein eine Bezeichnung gebildet, 
welche das Gefeß nicht Eennt, und die Veranlaffung zu 
Mißbraͤuchen und Umgehungen des Gefeßes gegeben hat; 
es ift diefed der gebräuchlich gewordene Ausdruf: „an 
figende Säfte” womit im Gegenfag vom Getränfeverfauf 
der Getraͤnkeausſchank bezeichnet wird. 

Das Gefeß benennt den Getränfeausfchant, im Ges 
fag zum Getränfeverfauf — Handel über die Straße, — 
den Getraͤnkeverkauf zum Genuß auf der Stelle. 

Wir mweifen dad Königl. Landraths⸗Amt an, ſich Fünf: 
tig in allen amtlichen Verhandlungen und Ausfertigungen, 
in welchen es auf die nähere Bezeichnung des Getraͤuke— 
ausfchanfs anfommt, nur der im Gejeg gebrauchten Bes 
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zeichnung: „zum Genuß auf der Stelle” zu bedienen, und 
fih des Ausdrucks: „an fißende Gäfte” gänzlich zu ent 
halten. 

Obwohl dem Königl. Landraths⸗Amte der Unterfchied 
zwiſchen dem Getränfeverfauf über die Straße, und den 
Getränfeverfauf zum Genuß auf der Stelle hinlänglich bes 
kannt fein dürfte, ‘fo bemerken wir doch zur Hebung aller 
Zweifel, daß 

1) zum Gefränfeverfauf über die Straße uneingefchräntt 
und ohne Erlegung einer befondern Steuer, nur die 
Getraͤnke⸗Fabrikanten berechtigt find. 

Wenn auch den Daterialienhändlern die Befugnif 
zum oben bezeichneten Getränfeverfauf nachgelaffen ift, 
fo bedürfen doch die Krämer auf dem Lande noch dazu 
einer befondern poligeilihen Erlaubnig, welche nach 
dem Ermeflen der Behörde verfagt werden fann. 

2) Zum Verkaufe von Getränke zum Genuß auf der Stelle 
bedarf es dagegen unbedingt einer Konzeflion, und ift 
jeder KRonzeffionirte zur Zahlung der Steuer vom Schank 
gewerbe verpflichtet. Nur allein denjenigen, welche als 
Kaufleute fteuern und nur mit Getränfe oder Speifen 
handeln, kann ausnahmsmeife die Zahlung der Steuer 
vom Schanfgewerbe erlaffen werden, wenn von ihnen 
die Schanfwirthfchaft in fo geringem Umfange betrie- 
ben wird, daß auf fie nicht der Mittelfag der Klaſſe C. 
repartirt werden Eünnte. 

Aber auch diefe Kaufleute beduͤrfen einer beſondern 
Konzeſſion zum Schankgewerbe, und muͤſſen unbedingt 
im erſten Jahre, wenn ſie das Gewerbe anmelden, auch 
neben der Steuer vom Handel die Steuer vom Schank— 
gemwerbe zahlen, welche erft im nächften Jahre, und 
wenn fi) der oben bezeichnete geringe Umfang des 
Schankgewerbes herausgeftellt hat, erlaffen werden darf. 

Gumbinnen, den 8. November 1833. 
Königl. Preuß. Regierung. 
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Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, mit Ausfchluß der 
Rheinifchen, die Wiederherftellung zerftöreer Waſſer⸗ 
ober Windmühlen betreffend. 





Zur Wiederherftellung einer durch höhere Gewalt, z 
DB. durch Waffer, Feuer, Sturm ꝛc. zerftdrten, Iandespolis 
zeilich Eonzeffionirten Waffers oder Windmühle fol, mie 
der Königl. Regierung auf Ihre diesfällige Anfrage vom 
28. v. M. eröffnet wird, dem Befiger derfelben zwar gleich- 
falls, der Eirkulars Verfügung vom 26. Zuli d. 3. *) ges 
mäß, eine Frift in der Regel von einem Jahre beftimmt 
werden. 

Die Königl. Regierung hat aber auf den Ball der 
Berfäumung diefer Frift den Verluſt der Konzeffion nicht 
fofort auszufprechen, fondern nach gefchehener Erörterung 
des Sachverhältniffes darüber an die unterzeichneten Deinis 
ferien zur jedesmaligen Entfcheidung zu berichten. 

Berlin, den 30. November 1833. 

Minifterium ded Innern für Minifterium des Innern 

Handel und Gewerbe. und der Polizei. 

v. I Ran v. Brenn. 


die sun Besierung 
Anjig. 


— vorſtehender Berfügung zur Nachricht und 
Achtung an fämmtliche übrige Königl. Regierungen, auss 
ſchließlich der Rheinifchen. 

Berlin, den 30. November 1833. 

Miniſterium des Innern fuͤr Miniſterium des Innern 

Handel und Gewerbe. und der Polizei. 

v. Schuckmann. v. Brenn. 


”) Im ten Hefte, ©. 778. 
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111. 

Refkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Münfter, die Ans 
legung von Seifenfiebereien in ben Städten 
betreffend. 





Das unterzeichnete Minifterium remittirt der Königl. 
Regierung in den Anlagen das mit dem Berichte vom 2. 
d. M. zurücdgefandte urfchriftlihe Geſuch des Färberd B. 
dafelbft und Genoffen vom 26. Yuguft d. J., um Aufhe⸗ 
bung der Seifenfiederei in dem Haufe des L. dafelbft, mit 
dem Auftrage, die Bittfteller, welche zur Zeit noch gar feine 
Beranlaffung zu Beſchwerden haben, zu befcheiden, und dem 
Bemerfen, wie ed fein Bedenken leidet, das Cirkular⸗Re—⸗ 
ffeipt des General-Direftorii vom 5. April 1796. (Anl. a. 
— e.) auch auf Seifenfiedereien anzuwenden, da in denfel- 
ben thierifche Materialien verarbeitet werden, welche bös- 
artige Ausdünftungen erzeugen. - 

Berlin, den 25. Dftober 1833. 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


Friedeih Wilhelm sc. ıc. Unfernse. Da Wir wahrs 
genommen haben, daß die Gerbereien und mehrere andere 
Profeffionen, welche animalifhe Materialien verarbeiten, 
und daher bei ihrem Betriebe bösartige, der Gefundheit 
fhädlihe Ausdünftungen erzeugen, zum Theil noch mitten 
in den Städten, in der bewohnteſten und angebauteften Ges 
gend, und wohl gar nicht einmal am fließenden Waffer bes 
legen find, hieraus aber nicht allein für die Anwohnenden 
die läftigfte Unbequemlichkeit, fondern auch Verunreinigung 
der Luft, mithin die nachtheiligfte Folge für die Gefundpeit 
der Einwohner überhaupt entfteht; fo find Wir veranlagt 
toorden, hierunfer einige allgemeine Vorſchriften zu ertheis 
len, wie Ihr folches aus dem in Abfchrift hierbei Eommens 
den Refkripte an das hiefige Polizei» Direktorium vom heus 
tigen Dato (Anl. b.) umftändlich erfehen werdet, und Wir 
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befehlen Euch dabei, die darin enthaltene Verorbnung in 
den Städten Eures Departements gleichfalls zu Federmanns 
Wiffenfchaft zu bringen, und auf deren genaue Beobachtung 
pflihtmäßig zu halten. Sind ıc. 
Berlin, den 5. April 1796. 
Auf Spezial: Befehl. 


An 
fämmtlihe Kammern und Kammer: 
Deputationen. 





b 


Da nach der fachverftändigen Ausführung des Ober 
Kollegii Sanitatis, nicht nur aus phyfifchen Gründen, fons 
dern aud aus bewährten Erfahrungen die bösartige Auss 
dünftung von den animalifchen Materien, welche verfchies 
dene Profeffioniften, ald Weißs und Lohgerber, Korduans 
macher, Leimfocher, Darmſaiten-Fabrikanten und mehrere 
dergleichen, verarbeiten, den Anwohnenden nicht nur höchit 
unbequem, fondern auch ihrer Gefundheit Außerft nachtheis 
lig ift, hinfolglich die Mortalität dadurch vermehrt wird, 
wenn dergleichen Profeffionen nicht am fließenden Waffer 
und an folchen Orten der Stadt, die weniger dicht bebaut 
und bewohnt find, betrieben werden; fo werden Ge. Koͤ⸗ 
nigl. Majeftät von Preußen, Unfer Allergnädigfter Herr, aus 
diefen Gründen veranlaßt, hierdurch ausdrücklich feftzufegen ; 

1. Daß Niemanden die Anlegung und Betreibung einer 

Gerberei, ded Korduanmachens, Leimkochens, Darmfais 
tenmachens, und überhaupt einer ſolchen Profeffion, die 
mit bösartiger Ausduͤnſtung von thierifhen Materialien 
verknüpft ift, künftig anders als am fließenden Waffer, 
und zwar an deffen Abflug auch nur im einer Gegend, 
wo der freie Zug der Luft nicht dur enge Bebauung 
gehindert ift, verjtattet, und zu dem Ende bei jeder fols 
chen. neuen Anlage, der Drt derfelben dem PolizeisDir 
reftorio, zu deffen Befichtigung und Genehmigung ans 
gezeigt werden fol. 

11. Was die fchon fubfiftirenden Anlagen diefer Art betrifft, 
welchen die zu I. gedachten Erforderniffe mangeln, fo fol 
len zwar die Eigenthümer folder Anlagen und ihre 
Gläubiger durch deren Aufhebung und Translofation 
nicht beeinträchtigt werden; ed muß aber darauf gefehen 
und gehalten werden: y 


1053 


4) daß dergleichen Profeffioniften und Eigenthuͤmer, 
bei einer Polizeiſtrafe von 5 Rthlr. für die erfte 
Kontravention, und bei Verdoppelung diefer Strafe 
in Wiederholungsfällen, wenn aber diefed die Kon— 
travenienten nicht beffern follte, bei Inhibirung des 
fernen Betriebes ihrer Profeſſion an folchem Orte, 
die zu verarbeitenden animalifhen Materialien, fo 
lange diefelben noch einen böfen Fadavereufen Ge⸗ 
ruch verbreiten, nicht von ihren Wafchbanfen, oder 
von ihren Höfen auf freie Straßen und Pläge 
bringen, und dafelbft aushangen; 

2) daß Diejenigen unter ihnen, deren Anlagen und 
Werkftätte nicht am fließenden Waffer belegen find, 
in ihren Wohnungen tiefe Senkgruben zur Aufnah— 
me und PVerfchließung der Unreinigfeiten ‚anlegen, 
und, bei 20 Rthlr. Strafe, tweder die Abgänge noch 
die Jauche nach der Straße zu abführen, 

1. Sollten aber in der Kolge Häufer, in welchen Eigen 
thuͤmer oder Miether die erwähnten Arten von Profeffio- 
nen jeßt betreiben, und die nicht nach den Erforderniffen 
zu I. befchaffen find, zum Verkauf fommen, und von 
dem Käufer felbft oder mittelft Vermiethung, nicht weis 
ter zur Fortfegung einer folhen Profeffion, fondern mits 
telft Aenderung der dazu gehörigen Anlagen, oder durch 
einen drei Fahre nach einander fortgefeßten Gebrauch 
eines folchen Haufes zu bloßen Wohnungen, oder ans 
dern mit feiner fchädlichen Ausdünftung verknüpften und 
erlaubten Gemwerben, genugt worden fein; fo fol die 
Wiederherftellung eined folchen Haufes und Zubehdrs 
zu einem Metier von der zu I. benannten Art nicht meis 
ter nachgegeben werden. 

Das hieſige Polizei-Direktorium hat fich diefe Anords 
nung zugleich zum Befcheide auf deffen in diefer Sache uns 
term 28. November v. J. erftatteten Bericht gereichen zu 
laffen, übrigens aber felbige, mit Beziehung auf das gegen, 
roärtige Refkript, in Anfehung der hiefigen Nefidenzien, durch 
ein Publifandum in den Sntelligenzblättern und Zeitungen 
zu Jedermanns Nachricht Öffentlich befannt zu machen. 

Sign. Berlin, den 5. April 1796. 

Yuf Sr. Könige. Majeftät allergnädigften Spezial» Befehl. 

v. Blumenthal. v. Heinitz. v. Werder. 


An 
das Polizei-Direftorium biefelbft. 
Annalen. Heft IV. 1833. Dyy 
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Sriedrih Wilhelm ꝛc. 

Unfern sc. Mit Bezug auf das Reſkript vom 5. April 
4796,, wodurch Euch das, für die hiefigen Mefidenzien erlaf- 
fene Regulativ vom gleichen Datum, wegen Entfernung der 
Berbereien, Darmfaiten-Fabrifen und ähnlicher mit bösars 
tigen Ausdänftungen verbundenen Gemerbe aus den bewohn- 
ten Gegenden der Stadt, mitgetheilt worden ift, laffen Wir 
Euch das in diefer Angelegenheit dato an das hiefige Po- 
lizei Direktorium ergangene Deklarationd-Neffript (Anl. d.), 
wodurch die Beftimmung jened Negulativs zu IIL, in Ans 
Kies der Fortfegung eines dergleichen Gewerbes im Ver: 

ußerungsfalle des dazu benußten Haufes, auf das Erbrecht 

eingefchränft worden ift, hierneben in Abfchrift zuferti- 
gen, um folches ebenfalls in den Städten Eures Departes 
ments zur allgemeinen Wiffenfchaft zu bringen, und danach 
zu verfahren. Sind ıc. 

Berlin, den 21. Auguft 1798. 

Auf Sr. König. Majeftät allergnädigften Spezial⸗Befehl. 
v. Werder. v. Voß. v. Goldbeck. v. Thulemeier. 
v. Schrötter. v. Arnim. 


n 
fämmtliche Kammern und Rammer-Depntationen, 
excl. der Suͤd⸗ und Neu. Oftpreußifchen, der 
Sränfifchen und Schlefifchen. 


d. 


Se. Königl. Majeftät von Preußen ıc. Unfer Aller: 
guädigfter Herr, haben zwar bereitd durch das Kegulativs 
Refkript vom 5. April 1796. zu vererdnen gerubet, wie im 
Anfehung der in den Städten zwifchen den Wohnhäufern 
befindlichen Gerbereien, Darmfaiten-Fabrifen, Leimkochereien, 
und ähnlicher mit bösartigen Ausdünftungen verknüpften 
— — in Veraͤußerungsfaͤllen der dazu gewidmeten 

aͤuſer verfahren werden fol; da inzwiſchen dadurch der 
dabei beabfichtigte Zweck, dergleichen für die Gefundheit 
nachtheilige Anlagen aus den bemohnteften Gegenden der 
Städte zu entfernen, nur fehr langfam erreicht werden würde; 
fo haben Höchfidiefelben Sich bewogen gefunden, die Beftim- 
mung obgebachten Regulativs zu III., 

wonach Häufer, in welchen Eigenthuͤmer oder Miether die 

erwähnten Arbeiten von Gemwerben jegt betreiben, und die 

nicht nach den Erforderniffen zu I. befchaffen find, wenn 
foldye in der Folge zum Verkauf kommen, und von 
dem Käufer felbft oder mittelft Vermiethung drei Fahre 
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nach einander zu einem andern Behuf benußt tworden, 

zu dergleichen Gewerben nicht wieder eingerichtet und 

gebraucht werden follen, 

dahin zu erweitern und zu deflariren: 
daß die mit den Erforderniffen zu I. nicht verfehenen 
Häufer, worin bereitd Gerbereien, Darmfaiten:Fabris 
ken und ähnliche mit fchädlihen Ausduͤnſtungen vers 
knuͤpfte Gewerbe vorhanden find, wenn ſolche zum Ber: 
kauf fommen, nicht weiter an dergleichen Gewerbe treir 
bende Bürger veräußert, fondern diefe von dem Kaufe 
zu folchem Behuf, es fei durch eigene Benugung oder 
durch Vermiethung, auögefchloffen werden follen, in 
fofern nämlich die Veräußerung an jeden beliebigen 
Käufer gefchieht, und nicht etiva ein heres necessärius 
entweder dad Grundftüd in der Erbtheilung annimmt, 
oder ed fonft zu Betreibung diefed Gewerbes feines 
Erblafferd noch nöthig gebraucht. 

Die Einfhränfung der Fortdauer der in Rede ſte— 
benden Anlagen auf das Erbrecht Fann nur in dem einzigen 
Falle eine Beeinträchtigung der Gerechtfame ded Eigenthüs 
mers und feiner Erben oder hypothefarifchen Gläubiger her 
vorbringen, wenn das Grundftück entweder gar nicht mehr 
zu einem andern Gewerbe umgefchaffen werden kann, oder 
wenn nachgewieſen wird, daß ed durch die Giftirung ded 
Gewerbes von dergleichen Art in feinem Werthe verringert 
wuͤrde, und alfo mwohlfeiler als fonft verkauft werden muß. 

Die deshalb nöthige Unterfuchung fol in Anfehung 
der biefigen Refidenzien in jedem vorkommenden einzelnen 
Falle von dem hiefigen Polizei-Direftorium veranlaßt, und 
von demfelben nach Befinden der Umftände die Erlaubnig 
zur Fortſetzung eines dergleichen Gewerbes entweder ertheilt 
oder verweigert werden. 

Das hieſige Polizei:Direftorium hat alfo nunmehr 
dieſe Deklaration zur allgemeinen Wiffenfhaft des Publis 
kums zu bringen, und danach zu verfahren. 

Signatum Berlin, den 21. YAuguft 1798. 

Auf Sr. Königl. Majeftät allergnädigften Spezial-Befehl. 
v. Werder. v. Voß. v. Goldbed. v.Thulemeier. 
v. Schrötter. v. Arnim. 


An 
dag Polizei - Direktorium biefelbft. 


e. 
Friedrich Wilhelm ıc. Unfern ꝛc. In dem Deziſiv-Re⸗ 
9 2 
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fripte vom 5. April 1796. die mögliche Entfernung der 
mit bösartiger Ausduͤnſtung von animalifchen Stoffen ver- 
bundenen Gewerbe, namentli der Weiß: und Lobgerbes 
teien, aus der Mitte der Städte betreffend, ift zu I. vor- 
gefchrieben worden: 
„daß Niemanden die Anlegung einer Gerberei fünfs 
tig-anders ald an fliegendem Waffer, und zwar an 
deffen Abflug verftattet werden fol.” 

Die Erfahrung hat inzwifchen gelehrt, daß die buchftäbs 
liche Anwendung diefer Borfchrift der Erweiterung der für das 
Land aͤußerſt wichtigen Leder-Fabrifation nachtheilig iſt; daher 
Wir für gut gefunden haben, jeue VBorfchrift in Verfolg des 
Deklarationd:Reftripts vom 21. Auguft 1798. dahin zu modifi⸗ 
ziren und zu beftimmen: „daß die Unlegung neuer Gerbe 
reien auf Stellen, die nicht gerade am Abfluffe des flie- 
Benden Waffers liegen, um desmwillen nicht ferner fimpliciter 
verboten fein, fondern nur in jedem einzelnen Kalle die Ap- 
probation der vorgefegten Kammer, nach vorhergegangener 
Unterfuchung der Lofalumftände, dazu nachgefucht werden 
fol,” indem öfters Kalle eintreten können, wo die Lage einer 
neuen Gerberei auf einer folchen Etelle, die nicht am Abfluffe 
des Waffers liegt, höchfiens nur den Nachbarn einen uns 
angenehmen Geruch verurfachen, auf ihre Gefundheit aber 
keinen nachtheiligen Einfluß haben wird, mithin in folcyen 
Fällen durch ein zu firenges allgemeines Verbot die Leder 
Fabrikation ohne Noth eingefchränft werden würde. *) 

Hiernach habt Ihr Euch alſo nicht nur allein felbjt zu 
achten, fonvern au in Eurem Kammer:Departement das 
Weitere zu verfügen, und behält es im Uebrigen bei dem 
Inhalte der Regulative vom 5. April 1796. und 21. Aus 
guft 1798. fein Bewenden. Sind ıc. 

Berlin, den 21. Januar 1800. 

Auf Sr. Königl. Majeftät allergnädigften Spezial⸗Befehl. 
v. Heinig. v. Voß. v. Hardenberg. v. Struenſee. 
v. Schrötter. 


An 
fämmtlidie Kammern und Kammer - Deputatio- 
nen, excl. Schleſien, Süd- und Neuofivreußen, 
desgleihen, mut. mutand., an das bicjige 
Polizei» Direktorium. 


*) Zufag an die Rurmärkfche Kammer: in Abficht der hiefigen Refie 
denzien verfieht es ſich jedoch von felbft, Daß die obgedachte Unterſu⸗ 
hung und Approbation nicht bei Euch, fondern veidem hiefigen Po: 
lizei⸗ Direktorium, der Berfaffung gemäß, ertrabirt werden muß, in 
melcher Abſicht an letzteres heute ebenfalg das Roͤthige ergangen if. 
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112. 
Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Ports 
dam, an fämmtliche Landräthe, die Ertheilung von. Ge 
werbefcheinen zum emerbebetriebe im Umherziehen an 
Perfonen unter 30 Fahren betreffend. 





Seitdem wir duch das MinifterialRefkript vom 17. 
Mai 1832., welches unfere Eirkfular- Verfügung vom 3. DE 
tober v. J. veranlaßte,. angemwiefen tvorden, für jede Aus- 
nahme von der im $. 11. ad 5. des Regulativs vom 28. 
April 1824. vorgefchriebenen Altersbefchränfung die höhere 
Genehmigung nachzufuchen, — find nur wenig Fälle ‚vor: 
gekommen, wo unfer Antrag diefe erhalten hat, und faſt 
immer nur dann, wenn das betreffende. Individuum. fchon 
in frühen Fahren im Befiß eines Gemwerbefcheins gemwefen 
war. 

Wir haben demnach unfererfeitö befchloffen, auf An— 
träge für Ertheilung derfelben. an Perfonen unter dem Als 
ter von SO Jahren nur dann einzugehen, wenn 
1) eine Verleihung des Gemwerbefcheins bereits ſchon für 
das betreffende Individuum flattgefunden hat, oder 
2) wenn die Ausnahme von der Negel durch eine drin- 
gende Nothwendigkeit motivirt wird. Zu einer folchen 

Dringlichkeit Fann jedoch nur gerechnet werden, wenn 

a. die Erhaltung einer ganzen Familie von der Ber 
willigung des Gemwerbefcheines abhängt; 

b. ein Gewerbe von oͤrtlichem Nugen in einem Orte 
oder Kreife bisher nicht in dem für die Bevölfe- 
tung erforderlichen Umfange betrieben worden ift, 
der Mangel an Gemwerbetreibenden der Art fich fühl: 
bar gemacht, und ein anderes qualifizirtes Subjekt 
ſich nicht gemeldet hat, und 

c. wenn ein Individuum wegen Eörperlicher Unfähig- 
feit feinen Unterhalt auf andere Weife zu erwerben 
durchaus nicht im Stande ift. 

Wir weiſen Sie demnach hierdurch an, ſich auch Ihrer 
Seits hiernach zu achten, und Gefuche um Gemwerbefcheine 
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von Perfonen unter dem gefeßlichen Alter, in fofern fie 
nicht duch obige Beftimmungen begründet werden können, 
zuc Vermeidung unnüger Gchreibereien, ſofort zuruͤckzu⸗ 
reifen. 

Potsdam, den 14. November 1833. 

Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung der direkten Steuern, 
Domainen und Forften. 
Stelger. 


113. 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Marienwerder, 
das Verfahren gegen mwandernde Handwerfsgefellen 

betreffend. 





Der Königl. Regierung eröffne ich auf den Bericht vom 
3. d. M., dad Verfahren gegen wandernde Handwerksge—⸗ 
fellen betreffend, daß ich mich durch dasjenige, was die 
Königl. Regierung wegen der in der Verordnung vom 24. 
April d. J. vorgefchriebenen Zuruͤckweiſung des Wanderns 
den an den Drt der Ausftellung feines Wanderpaffes oder 
in feine Heimath angeführt hat, zu einer Abänderung jener 
Verordnung, und namentlich dazu nicht bewogen finden fann, 
nach Ihrem Vorfchlage die Ortsbehdrden, oder auch die Pros 
vinziab Regierungen, zu Ertheilung von Wanderpäffen in fol 
chen Fällen, in welchen diefelbe nicht durch jene Vorfchrift 
angeordnet oder nachgelaffen ift, zu ermächtigen, oder bie 
Zuruͤckweiſung an den Drt der Ausftellung des Wander: 
paſſes an die Bedingung zu knuͤpfen, daß dafelbft fuͤr den 
Wandernden Gelegenheit zu feinem Unterfommen vorhanden 
fein muͤſſe. 

Abgefehen davon, daß auf diefe Weife der Zweck der 
in Rede ftehenden Vorſchrift faft ganz vereitelt’ werden 
würde, fo leuchtet mir auch die Nothwendigkeit der ange 
tragenen Abänderungen nicht ein, 


1059 


Die für die Behörde, welche den Wanderpaß audges 
ftellt hat, aus der Zurückweifung feines Inhabers möglicher 
Weife entftehende DBerlegenheit kann jene Nothivendigfeit 
nicht begründen. Die Behörden follen fih hüten, Wanders 
päffe an ſolche Subjekte zu ertheilen, welche nachher zuruͤck⸗ 
gewieſen werden müffen. Tritt aber diefer Fall ein, fo has 
ben fie nach den Beftimmungen des $. 11. des Megulativs 
vom 24. April d. J. zu verfahren, wobei ed aber befonders 
nöthig iſt, dem Paß-Reglement gemäß, vor der Ertheilung 
eines andermweiten gewöhnlichen Neifepaffes nach einem bes 
ftimmten Orte, die Angaben binfichtlicy des Reiſezweckes 
näher zu prüfen, und namentlich, wenn folcher darin befteht, 
an dem Beflimmungsort in Arbeit zu treten, ſich der Er- 
teichung diefed Zweckes zu vergemiffern. 

Daß ein zuruͤckgewieſener Gefell, wenn derfelbe an dem 
Drte, wohin er gerwiefen worden, Feine Arbeit findet, darum 
ſogleich der Öffentlichen Armenpflege zur Laft fallen, oder 
Tagelöhner werden müffe, folgt durchaus nicht. Es bleibt 
vielmehr der Ausmeg, für denfelben in einem andern Drte, 
wo fein Gewerbe betrieben wird, ein Unterfommen zu ets 
mitteln, und ihn alddann mit einem befchränkten Pafle da⸗ 
bin zu verfehen. Hat er aber im Drte der Auöftellung des 
Wanderpaffes Feine Heimathörechte, fo ift er nöthigenfalls 
in feine Heimath zurücdzumeifen. 

Auch ift ed im Allgemeinen immer beffer, wenn ein 
Handwerksgeſell fich durch Tagelöhnerarbeit ernährt; als 
wenn. derfelbe fich dem Müffiggange ergiebt, im Lande, ums 
herſchweift, und dad ganze Publifum, befonders aber feine 
Gewerbögenoffen beläftigt, vielleicht fogar die öffentliche 
Sicherheit gefährdet. 

In Beziehung auf den VBorfchlag, 

den Polizeibehörden des Beflimmungsortes eines Ges 
- fellen zue Pflicht zu machen, demfelben nicht ohne 
die dringendſte Veranlaffung einen weitern Wan 

derpaß zu ertheilen, 
mache ich der Königl. Regierung bemerklich, daß wohl in 
jedem Falle, wenn es darauf ankäme, fich eines läftigen 
Subjektes zu entledigen, von der Ortsbehoͤrde dad Vorhan⸗ 


r 


1060 


denfein einer folcyen dringenden Veranlaſſung behauptet 
werden würde, 

Endlih kann ich der Königl. Negierung, was die am 
Schluſſe Ihres Berichtes gedachten Spezialfälle betrifft, 
nur überlaffen, die Behörden in Gemäßheit des Obenge⸗ 
fagten anzumeifen, daß fie für die ihnen zugemiefenen, und 
dort ohne Arbeit bleibenden Gefellen, an einem andern Orte 
ein Unterfommen ermitteln, nicht aber diefelben auf das 
Gerathewohl wieder abreifen, und von Neuen das Publi- 
kun beläftigen laffen. 

Berlin, den 25. November 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


114. 

Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Scharfriter N, und N. N. zu Pot 
dam, das Verbot des Wanderns der fogenannten 
Freiknechte betreffend. 





Die Ertheilung von Wanderpäffen, in welchen kein bes 
flimmted KReifeziel angegeben, findet überhaupt und zwar 
immer unter gewiffen Bedingungen nur bei foldyen Perfos 
nen ſtatt melche eine Kunft oder ein Handwerk erlernt has 
ben, und fich darin nur vervollflommnen Eönnen, wenn fie 
andere Drte befuchen, wo ihr Gewerbe befonders ſchwung⸗ 
haft betrieben wird, 

Da dies bei den fogenannten Freifnechten eben fo wes 
nig anzunehmen ift, ald bei andern SPerfonen, melde nach 
der Cirkular- Verfügung vom 23. September 1831. feine 
Wanderpäffe erhalten follen; fo kann dem Geſuche ber 
Scharfrichter N. und N. N. um fernere Geftattung des 
Wanderns der Freifnechte und der Ertheilung von Wanders 
derpäffen an diefelben um fo weniger gemwillfahrt «werden, 
als das Wandern der Freifnechte früher zu mannichfachen 
Beläftigungen des Publifumd und Beſchwerden Beranlafs 
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fung gegeben, ja felbft die öffentliche Sicherheit gefähr- 
det hat. 

Auf welchem Wege die Bittftellee Sich Ihre Knechte 
verfhaffen wollen, muß ihnen felbft überlaffen bleiben. Die 
Schwierigkeiten, welche dies in einzelnen Fällen finden kann, 
find indeffen nicht geeignet, eine Abänderung der allgemei: 
nen Befiimmungen zu begründen, zumal auch andere Ge- 
werbe, bei welchen das Wandern der Gehülfen nicht geftat- 
tet wird, ähnlichen Schwierigfeiten unterliegen dürften. 

Berlin, den 30. November 1833. 

Minifterium ded Innern und der Polizei. 
Köhler. 


115. 


Refkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an das Königl. Polizeipräfivium hieſelbſt, die 
Anfertigung von nftrumenten für Thieraͤrzte, und das 
Minifterial-Reffort in dergleichen Angelegenheiten 
betreffend. 





Das Minifterium ded Innern und der Polizei hat 
aus den, auf Beranlaffung eines demfelben von dem thier- 
ärztlichen Inſtrumentenmacher W. eingereichten Befchleunis 
gungs-Gefuchd, br. manu eingeforderten, hierbei zurück 
erfolgenden Akten des Königl. Polizeipräfidiumd erfehen, 
daß daffelbe die von Ihm für nöthig gehaltene Anfrage . 
darüber: ob die in dem GemwerbesWolizeiedikte enthaltene 
Beflimmung wegen der Berfertigung chirurgifcher Inſtru⸗ 
nienfe auch auf die Verfertiger thierärztliher Inſtrumente 
anmendbar fei? an das Könige. Minifterium der Geiftlis 
hen, Unterrichtd» und Medizinal⸗Angelegenheiten gerichtet 
hat. 

Da von Seiten bed. gedachten Minifterit bereitd eine, 
dem dieffeitigen Anfichten vollfommen entfprechende Befcheis 
dung (Anl. a.) ergangen iſt; fo mag ed zwar für diefen 
Soll dabei fein Bewenden haben: .indeg muß dem Königl. 
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Poligeipräfidio fuͤr künftige Fälle bemerklich gemacht wer⸗ 
den, daß gemwerbepolizeiliche Angelegenheiten der in Rebe, 
ſtehenden Art eben fo wie veterinair polizeiliche von den Mir 
nifterien des Innern veffortiren. } 
Berlin, den 25. Dezember 18353. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


a 
Das Minifterium eröffnet dem Königl. Polizeipraͤſidium 
auf den Bericht vom 20 September c., daß die Prinzipien, 
welche der Verordnung zum Grunde liegen, nad) der, der 
Betrieb des Gemwerbed der Verfertigung von Inſtrumenten 
zur Verrichtung chirurgifcher Operationen an Menfchen, an 
einen zu diefem Behuf beizubringenden Qualififations-Nacdhs 
weis geknüpft ift, auf die Anfertigung von Fnftrumenten 
für Thierärzte Feine Anmendung finden, ed daher für die 
BVerfertiger der letztgenannten Inftrumente einer befondern 
Prüfung nicht bedarf. 
Berlin, den 25. November 1833. 
Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts: und Medizinals 
Angelegenheiten. 
v. Yltenfteim 


An 
dag Konigl. Polizeipräffdium 
biefelo. 


116. 
« Reffript der Königl. Minifterien der Geiftlichen, Unter; 
rihtss und Medizinals Angelegenheiten und des Innern 
an die Königl. Regierung zu Oppeln, die Verlegung der 
Sahrmärfte von Sonntagen auf andere Wochen: 
tage betreffend. 





Auf die Anfrage der Königl. Regierung vom 7. Mai 
d. J. wird derfelben eröffnet, daß, wo die Jahrmärktesfeit 
1818. von Sonntagen auf andere Wochentage verlegt wors 
den, ed dabei auch ferner verbleiben muß. 
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Nur wenn in einzelnen Fällen diefe Verlegung als vor, 
nebmfte Urfache des Sinkens oder. gänzlichen Verloͤſchens 
eines übrigens nüglichen Jahrmarktes zu betrachten ift, kann 
die Königl. Regierung mit der von Ihr bevormworteten Bes 
fhränfung in Anfehung der Zeit ded Gottesdienftes, die 
MWiederherftellung des vormaligen Sonntags» Jahrmarktes 
geitatten. 

Berlin, den 19. Oktober 1833. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichtds und Medizinals 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 
Minifterium des Innern für Meinifterium des Innern 
Handel und Gewerbe. und der Polizei. 
v. Shudmann. v. Brenn 


118. 


Befanntmahung der Königl. Regierung zu Mariens 
werder, die Verlegung der Jahrmaͤrkte betreffend. 





Es iſt zu unferer Kenntniß gekommen, daß einzelne 
Drtövorftände und Dominien ed fich erlauben, die durch 
die Kalender zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten Jahr⸗ 
märkte ohne unfere Genehmigung auf andere, ald die von 
uns fefigefegten Tage eigenmächtig zu verlegen. Diefed Vers 
fahren ift unzuläßig, da es die über den Jahrmarkts-Ver⸗ 
kehr vorfchriftsmäßig zu führende polizeiliche Aufſicht vereis 
telt, und eine Ungewißheit über die Zeit der flattfindenden . 
Sahrmärkte herbeiführt, welche dem Intereſſe des Publis 
kums und befonders des Handeltreibenden Theiles deffelben 
widerftreitet. 

Es wird daher die eigenmächtige Verlegung der durdy 
den Kalender bekannt gemachten Jahrmärkte hieducch uns 
terfagt, mit dem Beifhgen, daß jeder Ortsvorſtand, ſowie 
jedes Dominium, für die Weberfchreitung diefes Verbots, 
nicht minder für die Zulaffung einer folchen Ueberfchreitung 
zum erftenmale mit einer Polizeiftrafe von Fünf TIhalern, 
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melche in jedem Wiederholungsfalle um diefen Betrag er: 
hoͤht werden fol, belegt werden wird. 

Wenn daher Gründe eintreten, welche die Verlegung 
eined Jahrmarktes nothwendig und wuͤnſchenswerth machen, 
fo ift und davon in Zeiten und fpäteftens 4 Wochen vorber 
Anzeige zu machen, und wird alddann, fofern es fonft zu- 
läffig ift, die gewünfchte Verlegung nach dem Antrage ge: 
nehmigt, und durch die Amtsblätter jur allgemeinen Kennt: 
niß gebracht werden. 

Schließlich werden die Waaren-Verkaͤufer ernſtlich ger 
warnt, irgend einen Jahrmarkt, der nicht durch den Kalen— 
der oder die Amtsblätter genehmigt und angeſetzt ift, zu bes 
ziehen, da fie andernfalld ald Kontravenienten gegen das 
Haufirgefeg angefehen werden müffen, und außer der Kon: 
fisfation ihrer Waaren-Borräthe, die gegen den unbefugten 
Betrieb eines Gewerbes im Umherziehen angeordneten Stra⸗ 
fen zu gewaͤrtigen haben. 

Die Landraths⸗Aemter und Polijeibehdrden unſers Ver⸗ 
waltungsbezirks werden hiedurch angewieſen, ſich nach dem 
Inhalte dieſer Bekanntmachung genau zu achten, und gegen 
die Kontravenienten demgemaͤß zu verfahren. 

Marienwerder, den 10. Dezember 1833, 
Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 





118. 
Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien des Innern für 
Handel und Gewerbe, fowie der Finanzen, an ſaͤmmt⸗ 
liche Königl. Regierungen, die Ertheilung von Gemwers 
befcheinen an Landwirthe auf rohe Landesprodufte 
betreffend. 





In Verfolg der Verfügung vom 26. April d. J. *) 
ermächtigen die unterzeichneten Minifterien die Königl. Re 
gierung in gleicher Art wie Schiffern, fo auch Landwirthen 

*, Im 2ten Hefte, ©. 500 f. 
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des Inlandes, den Gewerbſchein ohne Nückficht auf das: 
Alter ohne Minifterial»Genehmigung zu ertheilen, wenn derz. 
felbe nachgefucht wird, um rohe Landesprodufte, wie Koh⸗ 
fen, Torf, Holz, Stroh, Getreide, Obft ıc. zu verfahren, und 
vom Wagen aus zu verkaufen. Es muß jedoch in jedem 
folhen Falle dargethan fein, daß der Handel nicht das 
Hauptgefhäft ded Impetranten, fondern diefes die Lands 
wirtbfchaft ift. 
Berlin, den 28. Dezember 1835. 
Minifterium des Innern für Handel Finanzminifterium. 
und Gemwerbe-Ungelegenheiten. 


v. Schuckmann. Manfen. 
K. 
Polizei der Landftraßen. 
119. 


Reffript der Königl. Minifterien des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu, Erfurt, das Reffore in Chauſſee⸗ 
PolizeisKontraventions:Sachen betreffend, 





An dem Chauffeegeld:Tarif vom 28. April 1828. ift 
zwar dad Forum der Chauffee-PolizeisKontraventionen nicht 
beftimmt; indeß ift bisher und mit Recht immer angenom⸗ 
men worden, daß diefelben nicht zum Reſſort der Lofal 
Polizeibehörden gehoͤren; denn Vergehen diefer Art dürfen 
im Allgemeinen nur als folche betrachtet werden, wodurch 
zwar ein Landes;Polizeigefeg verlegt ift, welche aber nicht 
zugleich der LokalsPolizei entgegen, und welche eben deöwes 
gen nach den in der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 8. 
März 1830. und dem Reſkripte vom 23. Mai ejusd. a. ent⸗ 
baltenen Beſtimmungen der Kognition der Lofal-Polizeibes 
hörden entzogen find. 

Hieraus folgt aber von felbfi, daß die Strafen für 
Chauffees Polizei» Kontraventionen nicht den Inhabern der 
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Lofal-Polizei-Gerichtöbarkeit zufallen, fondern nach wie vor 
zur Regierungs⸗Hauptkaſſe fließen. 

Eine Ausnahme hiervon koͤnnte auch nur dann Statt 
finden, wenn duch das Chauſſee⸗Polizeivergehen zugleich 
eine lokalpolizeiliche Vorſchrift verlegt worden, 5.3. wenn 
in dem Falle, welchen die Königl. Regierung in Ihrem Bes 
richte vom 31. v. M. angeführt hat, für die Vorftadt von 
Muͤhlhauſen eine lofalpolizeiliche Verordnung beftände, durch 
welche ed bei Strafe verboten worden wäre, Wagen auf 
der Straße ſtehen zu laffen. Iſt eine folhe Verordnung 
aber nicht erlaffen, wie fhon um desmwillen anzunehmen ift, 
weil fonft der Magiftrat zu Mühlhaufen gewiß darauf Bes 
zug genommen, und das Vergehen des Fuhrmanns N. aus 
N., wegen Berfperrung der Ehauffee durch feinen fiehen ger 
bliebenen Wagen gar nicht in die Kategorie der bloßen 
Ehauffee-PolizeisKontraventionen gerechnet haben würde, fo 
war der Magiftrat zur Feftfegung der Strafe eben fo we— 
nig kompetent, ald zu deren Einziehung für das ftädtifche 
Aerarium befugt. 

Die unterzeichneten Minifterien fordern die Königl. Ne: 
gierung auf, demgemäß an den Magiftrat und an die land» 
räthlihe Behörde zu verfügen, in künftigen Fällen aber 
nach den obigen Andeutungen zu verfahren. 

Berlin, den 26. November 1833. 

Minifterium des Innern für Hans Minifterium ded Innern 
dels- und Gemwerbe-AUngeles . und der Polizei 
genheiten. v. Brenn. 
vShufmann. 


120, 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Königl. Regierung zu Achen, an 
ſaͤmmtliche Sandräche, die Entfernung der Bienenſtoͤcke 
von den Öffentlichen Landftraßen betreffend. 





Hinfichtlich des Aufftellens von Bienenftöcen ift unfes 
terfeitö eine Beftimmung deren Entfernung von Öffentlichen 
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Straßen, Wegen ıc. nicht erfolgt, weil eine folche lediglich 
von den Lofal-Verhältniffen abhängig bleibt, und diefen 
gemäß mehr oder ‚minder befchränft werden muß, mithin 
nicht generalifict werden kann, wie dies auch nad) Ihrem 
Berichte vom 23. v. M. in der Bürgermeifterei Elmpt der 
Fall zu fein fcheint. 

Es haben daher die Bürgermeifter, in deren Gemein: 
den dergleichen Bienenftellen an Wegen ftattfindet, diefer- 
halb einen Befchluß zu faffen, durch welchen die Orte, wo 
ſolches gefchehen darf, angegeben, und die Entfernungen 
von den verfchiedenen Wegen, nah Maßgabe der Lofalität, 
feftgefegt werden, und in welchem zugleich auszudräden ift, 
daß die Beſtrafung der Uebertretung deffelben, nach Ana: 
logie der Strafbeftimmung des Art. 475. ded Strafgefeß- 
buches, erfolgen wird. 

Diefer Beſchluß ift gehörig zu publisiren, und dem bes 
treffenden PolizeisGerichte mitzutheilen, auch find die Ges 
meindes, Feld» und Waldhüter demgemäß mit gehdriger Ans 
weiſung zu verfehen. 

Hiernach haben Sie das weiter Erforderliche zu ver- 
anlaffen. 

Achen, den 19. November 1833. 

en Regierung. Abtheilung des Innern. 


den Heren sand Beermann, 
u Erkelenz. 
— zur Nachricht und Nachachtung an ſaͤmmtli⸗ 
che uͤbrige Herren Landraͤthe. 
Achen, den 19. November 1833. 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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L. 
Strom 30. Polizei-Sachen. 


121. 
Reffript der Könige. Minifterien des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merfeburg, die Erefutions Boll 
firefungen gegen einzelne Gemeindeglieber bei 
Uferbauten betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf Fhren Bericht vom 
‚29. Juni v. J. hinfichtlich, der aus dem Spezialfalle wer 
gen Verurtheilung des Hufners N. zu N. zu einer dreitätis 
gen Gefängnißftcafe hergeleiteten Anfrage über die Statt: 
haftigkeit von Polizeiftrafen bei Säumniffen einzelner Ge: 
meindeglieder in der von den Gemeinen vertragsmäßig übers 
nommenen Anfuhr von Baumaterialien zum Uferbau eröffs 
net, daß bei Vollftrefung der Erekutionen beim Uferbau 
lediglich nach den Vorfchriften der allgemeinen Gerichtss 
ordnung, Thl. I. Tit. 24. $. 48. seqq. verfahren werden muß, 

In wiefern dabei auf Geld: und Gefängnißftrafen zus 
ruͤckgegangen werden Fann, ergeben die $.$. 51. und 52. I.c. 
welche Vorfchriften durch einzelne MinifterialEntfcheiduns 
gen weder ergänzt noch abgeändert werden koͤnnen. 

Die Königl. Regierung hat Sich hiernach in künftigen 
Fällen zu achten. 

Berlin, den 15. November 1833. 

Minifterium des Innern für Minifterium des Innern 

Handel und Gewerbe. und der Polizei. 

o. Shudmann. v. Brenn. 


122. 
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Eirfulars Verfügung ber Königl. Regierung zu Pofen, 
an ſaͤmmtliche Landräche, ſowie abſchriftlich an das 
dortige PolizeisDireftorium, die polizeiliche Einſchreitung 
bei unterlaffenen Grabenrdumungen betreffend. 





Da nad) dem Berichte des Tandräthlichen Amtes vom 
21. September c. Seitens des Dominiums N, die demfelben 
angefonnene Verpflichtung zur Räumung des bei der Wolf, 
muͤhle belegenen Grabens in Abrede geftellt ift, fo muß dem 
Befiger diefer Muͤhle allerdings überlaffen werden, wenn 
er das gedachte Dominium hierzu verpflichtet hält, feine 
diesfälligen Anfprüce im Wege Rechtens auszuführen. 

Ob inzwifchen ein genügender Anlaß vorhanden iſt, 
von Polizeimegen nach Analogie ded $. 6. des Vorfluth— 
Edikts ein Interimiſtikum zu reguliren, wird zunächft davon 
abhängen, ob aus der Unterlaffung der in Antrag gebrach- 
ten Räumung ein erheblicher Nachtheil zu befürchten ift — 
worüber dad landräthliche Amt fich leicht felbft genügende 
Ueberzeugung wird verfchaffen fünnen, event. bei etwani⸗ 
gem Zweifel darüber einen Dekonomie- oder Gewerbs⸗Ver⸗ 
ftändigen — je nachdem das ntereffe der Boden-Kultur 
oder eineds Müllers oder Gewerbtreibenden in Betracht 
koͤmmt — hören mag. ft ein folcher erheblicher Nachtheil 
anzunehmen, fo hat das landräthliche Amt unter Entwices 
lung feiner Gründe auf Zeftftellung eines Interimiſtikums 
bei und anzufragen, wobei es im Bericht zugleich nach vor— 
heriger Erörterung anzuzeigen hat, aus melden Gründen 
der die Räumung vermweigernde Grundbefiger Seitens der 
Polizeibehdrde in Anfprucy genommen, wer bisher die Näu- 
mung vorgenommen, oder wenn folches nicht Eonftirt, auf 
weſſen Gebiet ſich der Graben oder Wafferabzug befindet, 
indem dies einen Anhalt zur Beurtheilung der Verpflichtung 
($.$. 100. 101. Tit. 8. Thl. 1. Allgem. Landrecht) geben wird. 
Wir werden alddann entfcheiden, ob die Räumung interi- 
miftifh von Polizeimegen erfolgen, und wer dazu angehals 

Annalen. Heft IV. 1833. 335 
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ten werden fol. Insbeſondere wird zu einem foldhen ns 
terimiftifum alsdann Anlaß fein, wenn mehrere Grundbe- 
figer bei der Räumung intereffirt find, indem in biefem 
Falle felbft ein an fich nicht fehr bedeutender Schaden ſchon 
Erheblichkeit gewinnt. 

Nach diefer Entfheidung ift alddann wie in gewöhn- 
lichen Fällen zu verfahren, und daher der Sachverftändige 
zuc Abgabe feines Gutachtens, wie die Räumung erfolgen 
muß, um den Zweck deö $. 10. des Vorfluth⸗Edikts auf die 
angegebene Weife zu erreichen, zu veranlaffen, 

Hiernach ift der vorliegende Fall zu beurtheilen, und 
in andern Fällen künftig gleihmäßig zu verfahren. 

Iſt übrigens Gefahr im Verzuge, dergeftalt, daß bei 
Ausſetzung der interimiftifchen Maßregeln bis zur Extrahi⸗ 
rung unſerer Entſcheidung der Eintritt des erheblichen Nach⸗ 
theils zu befuͤrchten ſteht, wie im vorliegenden Falle behaup⸗ 
tet iſt, ſo wird das landraͤthliche Amt ermaͤchtigt, nach den 
angedeuteten Geſichtspunkten ſelbſt interimiſtiſch eine Ent- 
ſcheidung zu treffen und auszufuͤhren, uns aber gleichzeitig 
hiervon und den Gruͤnden Anzeige zu machen. 

Poſen, den 3. Oktober 1833. 

Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
das Landraͤthliche Amt Samterſchen Kreiſes, 
zu Samter. 


Abſchrift zur gleichmaͤßigen Beachtung an ſaͤmmtliche 
übrige Landraths⸗Aemter und an das Polizei-Direftorium 
hiefelbft. 

Poſen, den 3. Dftober 1833. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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123. 


Eirfular: Verfügung der Königl. Regierung zu Magbe: 
burg, an fämmtliche Landrärhe, daß die Retabliſſements— 
Pläne nur einfach anzufertigen und einzureichen 
feien. 


Bau⸗ 





Bei dem Retabliſſement einzelner abgebrannten Ort 
ſchaften ift fhon öfter der Fall vorgefommen, daß die Re— 
tabliffements- Pläne von dem betreffenden Feldmeffer oder 
Baubedienten in duplo angefertigt worden find. Da kein 
ausreichender Grund zu diefer doppelten Ausfertigung der 
Pläne vorhanden ift, fo beftimmen wir hierdurch, daß die 
Yale fünftig nur einfach angefertigt werden ſollen, und 

emerfen zugleich, daß wir, wo dennoch doppelte Anferti⸗ 
gungen vorkommen ſollten, die fuͤr die zweite Anfertigung 
liquidirten Gebuͤhren ſtreichen werden. 

Em. Hochwohlgeboren wollen kuͤnftig hiernach ver— 
fahren. 

Magdeburg, den 15. Juli 1833. 

Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Gruͤel. 





124. 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Magde⸗ 
burg, die polizeiliche Erlaubniß zu Domainen⸗ 
Bauten betreffend. 





Dem Magiſtrat wird auf die im Berichte vom 17. Sep⸗ 
tember v. J. gemachte Anfrage: 
„ob zu den Neubauten und Hauptreparaturen, wel⸗ 
he auf dem dortigen Domainen-Amte vorgenoms 
352 
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men werden, ebenfall3 die polizeiliche Erlaubnig nd- 
thig fei, oder nicht?” 
hiermit erdffnets daß Seiner polizeilichen Auffiht und Kon— 
trolle fammtliche zum Polizeibezirk gehörige Perfonen und 
Ftabliffementd unterworfen find, weshalb denn auch auf 
der dortigen Domaine Neubauten und Haupfreparaturen 
ohne fein Vormwiffen nicht unternommen werden dürfen. 

Da jedoch für Domainen-Baue die Baupläne von den 
BausInfpektoren, denen die baupolizeilichen Vorſchriften 
bekannt find, entworfen, und diefelben auch hier geprüft 
werden, fo bedarf ed rücfichtlih derfelben zur Erreichung 
der Zwecke, von denen die Verordnung vom 22. Juni 1830, 
fpricht, des im derfelben wegen Ertheilung der Bau⸗Kon⸗ 
fenfe vorgefhriebenen Verfahrens nicht. — Es genügt viel⸗ 
mehr vollflommen, wenn die Baupläne Seitens des Baus 
Inſpektors dem Magiftrat vor dem definitiven Abfchluffe zur 
Einficht mitgetheilt werden, damit derfelbe Gelegenheit er- 
halte, ſich über die Sicherung der Örtlihen ntereffen und 
über die Erfüllung der örtlichen Feuer: Ordnung zu äußern. 

Magdeburg, den 27. Februar 1833. 

Koͤnigl. Realerung: Abtheilung des Innern. 
Gruͤel. 


den magzůt zu Calbe. 


Abſchrift vorſtehender Verfuͤgung zur Kenntnißnahme 
an ſaͤmmtliche Herren Landraͤthe, dieſſeits der Elbe. 
Magdeburg, den 27. Februar 1833. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
ruͤel. 


125. 
Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Trier, an 
ſaͤmmtliche Landräche, die Niederreißung verbormwidrig 


angelegter Strohdächer ohne polizeigerichtliche Eins 
mifchung betreffend. 





Durch eine Entfheidung des Königl. Reviſions⸗ und 
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Kaffationshofes zu Berlin vom 13. Juli c. ift dad von 
dem Öffentlichen Minifterium vorgebrachte Kaffationsgefuch 
gegen das Urtheil des Königl. Friedens- und Polizeigerichts 
zuBittburg, wodurch die Katharina Hentges, Wittwe Diedrich, 
welche ein neues Defonomie-Gebäude nrit Stroh gedeckt hatte, 
ohne hierzu die nöthige Erlaubniß nachgefucht und erhaften zu 
haben, nach dem Antrage des Öffentlichen Minifteriums zwar 
in eine Geldfirafe von einem Thaler verfällt; jedoch daffelbe 
mit feinem ferneren Antrage auf Niederreißung des Stroh⸗ 
daches abgewieſen wurde, verworfen, und unter den Erwaͤ⸗ 
gungs⸗Gruͤnden angeführt worden, daß die in dem polizei⸗ 
gerichtlichen Urtheile ausgefprochene Abweifung des legtern 
Antrages in Feiner Dinfiht als eine richterliche Entfcheis 
dung entgegenftche, wenn die Bermaltungsbehdrde die Nie—⸗ 
derreißung des Strohdaches durch die ihr Kraft eigener 
Gewalt zuftehenden Mittel zu bemerkftelligen, beabfichtige; 
daß ed vielmehr der. Berwaltungsbehdrde immerfort, unbes 
nonmen bleibe, wegen diefer Niederreigung in Beziehung 
auf eine von ihr erforderlich erachtete Sicherheitsmaßregel 
nad) ihrem Ermeffen zu verfahren; daß es hierzu auch feis 
ner gerichtlichen Verfügung bedürfe. 

Diefen Grundfägen zufolge, welche übrigens auch gang 
mit den Beſtimmungen unſerer Eirkular:Verfügung vom 
25. September 1832. im Einflange ftehen, mweifen wir Sie 
— auf Antrag des Königl. Oberprokurators hiefelbft vom 
8. d. M. — hierdurch an, die Bürgermeifter dahin zu ins 
firuiren, daß Künftig die Polizeigerichte mit Anträgen we 
gen Niederreißung der verbotwidrig angelegten Strohdaͤcher 
nicht befaßt werden. 

Trier, den 13. Auguſt 1833. 

Königl; Regierupg. 
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Armens»Polizei. 


126. 

Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 
und ber Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
‚die Aufbringung der Kur und Verpflegungsfoften 
für Heimathlofe betreffend. 





Die Armenpfleger des Bobbinfchen Kirchſpiels find bei 
des Königs Majeftät gegen die Verfügung des Miniſterii 
des Innern und der Polizei vom 22. September v. J., wo⸗ 
ducch dem gedachten Kirchfpiel die Verpflegung und Kurs 
Eoften der heimathlofen Johanna Sophia Rothbart auferlegt 
worden, beſchwerend eingefommen; Se. Majeftät haben aber 
auf den deshalb erforderten Bericht ded Minifterii jene Ber: 
fügung mittelſt Alechöchfter Kabinets-Ordre vom 10. d. M. 
zu beftätigen geruht. 

Der Koͤnigl. Regierung wird hierneben eine Abfchrift 
des an die Befchmwerdeführer ergangenen AUllechöchften Bes 
fheides zur Nachricht und Achtung zugefertigt. (Anl. a.) 

Berlin, den 16. November 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler, 
An 
die Königl. Regierung 

zu Stralfund. 

Abfchrift des obigen Reſkripts uud der Beilage zur 
Nachricht an ſaͤmmtliche übrige Königl. Regierungen. 

Berlin, den 16. November 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


a. 


Nachdem Ich die Befchwerde der Armenpfleger zu Bobs 
bin über die dem Kirchfpiele zur Laft gelegte Verpflichtung, 
die Koften der Pflege und Kur der Joh. Soph. Rothbart 
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zu fragen, unterfuchen laſſen, eröffne Jh Ihnen, daß unter 
den vorkommenden Umftänden dad Kirchfpiel von diefer - 
Berpflichtung nicht entbunden, und demfelben nur überlafs 
fen werden kann, den Erfag von derjenigen Korporation 
oder denjenigen Perfonen, welche die Armenpfleger hierzu 
verbindlich halten, im Wege des Rechts wieder zu fordern. 
Es war ein zufälliges Ereigniß, daß die für heimathslos ju 
achtende Rothbart fih im Bobbinfchen Kirchfpiel aufhielt, 
als fie erfranfte; einen ſolchen Zufall hat der zu fragen, 
den er trifft, und Ich kann hiernach den zurhcerfolgenden 
Beſcheid ded Minifters des Innern und der Polizei nur bes 
fätigen. (Anl. b.) 
Berlin, den 10. November 1833. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
bie Urmenpfleger zu Bobbin, 
Regierungsbezirks Stralfund. 


b 


» Bei Nädgabe ber Anlagen Ihrer Worftellung vom 6. 
d. M. wird ihnen eröffnet, dag Ihr Antrag, dem Kirch- 
fpiele Bergen die Verpflichtung zuc Ernährung und Heilung 
der Joh. Soph. Rothbart aufjulegen, nicht begründet ift. 
Denn die re. Rothbart hat dort fo wenig ein Domizil als 
in Ihrem Kirchfpiel Bobbinz fie ift vielmehr eine Heimath- 
lofe. Hiernach Fann ed auf das allegirte Patent vom 14. 
Mai 1811., welches bei der AUrmenpflege auf den Wohnfig 
verweift, nicht anfommen. Vielmehr kann nur der Ort zur 
Tragung der Verpflegungskoften der sc. Rothbart für vers 
pflichtet erachtet werden, mo das Bebürfnig der Armenpflege 
eingetreten, welches in diefem Falle Bobbin if. Glauben 
Sie indeffen Sich hiervon nicht überzeugen zu fönnen, fo 
bleibt Ihnen der Rechtsweg gegen das Kicchfpiel Bergen 
unbenommen. Einftweilen muß jedoch die Verfügung der 
Königl. Regierung zu Etralfund zur Ausführung kommen. 
Berlin, den 22. September 1832. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


An 
die Armenpfleger des Bobbinfchen 
Kirchfpiels. 
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Abfchrift der Königl. Regierung zu Stralfund zur 
Nachricht. 
Berlin, den 22. September 1832. 


Minifterium ded Innern und der Polizei, 
Köhler. 


— 127. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Koͤnigl. Oberpraͤſidium zu Breslau, in 
derſelben Angelegenheit. 





Em. ꝛc. erwiedere ich auf den Bericht vom 16. d. M. 
daß die Allerhöchfte Kabinet3:Ordre vom 10. v. M., mo: 
durch die Urmenpfleger des Bobbinfchen Kirchfpield in Neus 
vorpommern mit ihren Proteftationen gegen die Uebernah; 
me der Kur⸗ und VBerpflegungskoften der heimathlofen Joh. 
Soph. Rothbart zurücdgemwiefen worden, feine neue Beftims 
mung enthält, fondern nur den im $. 15. Tit. 19. Thl. IL 
des Allgem. Landrechtö*) angenommenen Grundfaß beftätigt 
und auf Neuvorpommern anwendet, mo nämlicy übrigens 
das Allgem. Landrecht zur Zeit noch nicht eingeführt iſt. 
Sonft verfteht es fich von felbft, daß Provinzial-Gefege das 
durch nicht abgeändert werden, indem dieſe ald folche dem 
allgemeinen Rechte immer derogiren, und die insbefondere 
in Schlefien durch das Prinzip des laͤngſten Aufenthalts in 
den legten zehn Jahren für alle Fälle vorgefehen haben. 

Ich finde daher Feine Veranlaffung, für jegt auf eine 
weitere gefegliche Deklaration ded vorgedachten $. anzutra 
gen, zumal nun bald die Entfcheidung über dad entworfene 
allgemeine Armengefeß erfolgen dürfte. 

Berlin, den 24. Dezember 1859. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 
*) $.15. 1. c. Allen Armen und Unvermdgenden, denen ihr _Un- 
terhalt auf andere Art nicht verfchafft werden Faun, muß die 


Poltzei-Obrigkeit eines jeden Ortes, ohne Unterſchied des Ran—⸗ 
ges und fonfligen Gerichtsftandes derfelben, fich annehmen. 
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128. 
Heffripe des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Köslin, in 
derfelben Angelegenheit. 





Der Königl. Regierung wird zur Befcheidung auf Ihre 
Anfrage in dent Bericht vom 15. d. M. eröffnet, daß die in 
Abſchrift Ihr mitgetheilte, an die Armenpfleger zu Bobbin 
auf der Inſel Rügen erlaffene Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 
vom 10. November c. keinesweges das Provinzial-Gefeß 
vom 8. September 1804. (Anl. a.), welches dem gemeinen 
Rechte derogirt, aufhebt, mithin nach mie vor die Beftims 
mungen der $.$. 13. und 14. deffelben in Anwendung zu 
bringen find. 

Berlin, den 24. Dezember 1833, 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


a 
Patent 


wegen näherer Beftimmung der Grundfäße über 
die Verpflichtung zur Verpflegung der Orts⸗Ar— 
men in der Kurmark, Neumark und Pommern. 





Wir Friedrich Wilhelm, von Gotted Gnaden König 
von Preußen ꝛc. ıc. ıc. 

haben bisher mit Wohlgefallen wahrgenommen, daß die 
bereitd in mehreren Unferer Provinzen zu Stande gefoms 
mene Einrichtung der Land» Armenanftalten außer andern 
wohlthätigen Wirkungen, auch den heilfamen Erfolg gehabt 
hat, dag Dbrigfeiten und Kommunen mehr, wie vormals, 
auf die Verpflegung ihrer einheimifchen Armen, welche fonft 
ald vagabondirende Bettler dem ganzen Lande zur Laft 
fielen, Bedacht nehmen. Dagegen aber hat auch die biß- 
berige Erfahrung gelehrt, daß die gegenwärtig beftehenden 
gefeglihen Worjchriften, wegen Verpflegung der Orts⸗Ar⸗ 
men, theild mangelhaft find, theils aber, aus Mißdeutung 
derſelben, zu mancherlei Mißbraͤuchen Anlaß gegeben haben, 
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” deshalb eine Ergänzung und nähere Beſtimmung er: 
ordern. 

Diefe wollen Wir daher durch gegenwaͤrtiges Patent 
für die Provinzen Kurmark, Neumark.und Pommern dahin 
ertheilen: daß 

1 


63; 
ald ein zur Verpflegung geeigneter Armer diejenige Perfon 
angefehen werden foll, welche weder hinreichende!’ Vermoͤ— 
gen noch Kräfte befißt, fi und den nicht arbeitsfähigen 
Shrigen den zum Unterhalt durchaus nöthigen Bedarf an 
Nahrung, Kleidung, Obdach und Feuerung vollftändig felbit 
zu verſchaffen; jedoch ift A 


Jedermann, welcher hinreichende Kräfte befißt, fih und den 
Seinigen den nöthigen Unterhalt zu verfchaffen, verpflichter, 
ſich felbft nad) erlaubten Mitteln und Gelegenheit hierzu 
umzufehen, indem er nur in dem Falle, wenn er überzeugend 
nachzumweifen im Stande ift, daß er ed an feinen Bemühun- 
gen, dergleichen Mittel und Gelegenheit zu finden, nicht 
per fehlen laffen, deren Anweiſung von andern verlangen 
ann, 


$. 3. 
In dieſem Falle ift der Arme fchuldig, die ihm anges 
twiefene fchicklihe und feinen Kräften angemeffene Arbeit 
unweigerlich zu verrichten. _ 


Wer fih deffen ohne rechtlichen Grund beharrlich wei⸗ 
gert, wird ald ein muthwilliger Bettler betrachtet, und nach 
den Geſetzen behandelt. 


. 5. 
Liegt, nach den beſtehenden beſonderen gen, gewiſ⸗ 
ſen Privatperſonen die Verpflichtung ob, die Verpflegung 
eines ſolchen Armen ganz, oder zur Ergaͤnzung des ihm feh— 
lenden Bedarfs zu uͤbernehmen, ſo ſind dergleichen Perſo— 
nen, wenn ſie des Vermoͤgens ſind, ihrer Obliegenheit ein 
Genuͤge zu leiſten, hierzu ——— 


Sind aber dergleichen zur Armen-Verpflegung vorzugs- 
weiſe verpflichtete Privatperfonen nicht vorhanden, oder find 
fie nicht vermögend, ihrer Verpflichtung zu genügen, fo ift 
zu unferfuchen, ob der Arme ein Mitglied einer privilegir- 
ten, mit eigenen AUrmenanftalten verfehenen Korporation ifk, 
in welchem Falle diefer die Verpflegung des Armen obliegt. 
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Iſt aber der Arme fein Mitglied einer folchen Korpo⸗ 
ration, oder reichen die Mittel diefer Korporation nicht 
mehr zu, fo ift er ein Drtd-Acmer, und der Kommune, zu 
welcher er gehört, liegt die Verpflichtung ob, feine Verpfles 
gung zu übernehmen. 


g. 8. 

Für Orts⸗Arme find aber nur die wirklichen Einwoh⸗ 

ner jedes Orts und deren hülfsbedärftige Kinder zu ach⸗ 
ten, und 


$.9. 
als ein Einwohner ded Orts ift jede felbftftändige Perfon 
zu betrachten, welche dafelbft ihren feften Wohnfig im rechts 
lichen Sinne genommen — 


Auf die Frage: ſeit welcher Zeit eine ſolche Perſon da⸗ 
ſelbſt ihren feſten Wohnſitz genommen hat? ſoll es hierbei 
gar nicht weiter ankommen, ſondern mit dem Augenblick, 
in welchem jemand an einem Orte ſeinen letzten Wohnſitz 
nimmt, entſteht die Verpflichtung der Kommune zur Armens 
Berpflegung, indem Wir die biöherige gefeßliche Beſtim⸗ 
— des dreijährigen Aufenthalts hiermit gänzlich aufs 

eben. 
$. 11. 


Sollte aber eine Kommune nachzuweiſen vermögen, daß 
ein folcher Orts⸗Armer fchon zuvor an dem Drte feines fruͤ⸗ 
heren Aufenthalts verarmt geweſen ſei, fo ift fie berechtigt, 
ihn dorthin zuc Verpflegung zurück zu mweifen: Bis dahin 
aber, daß die Zuruͤcknahme gefchieht, muß der Arme von 
der Kommune, in welcher er fich befindet, mit Vorbehalt 
ihres Rechts, geduldet, Mn — Falls verpflegt werden, 


Dieſer Beweis der fruͤheren Verarmung ſoll jedoch nur 
binnen Jahresfriſt, von dem Zeitpunkt angerechnet, in wel⸗ 
chem der Arme ſeinen letzten Wohnſitz genommen hat, offen 
ſtehen und zulaͤſſig ſein. 


$. 13 

Bloße Entfernung von dem Drte des biöherigen Wohn- 
figes, ohne wirkliche Veränderung deffelben, hebt in der 
Hegel die Eigenfchaft eines Orts-Einwohners ($. 6.) nicht 
auf, jedoch fol derjenige, welcher feinen legten Wohnfig 
freiwillig verlaffen hat, von demfelben länger ald drei Jahre 
abweſend ift, und feinen andern Wohnfig im Inlande ge 
nommen hat, wenn er verarmt, nicht ald ein Einwohner 
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feines legten Wohnorts und als ein Ortö-Armer beffelben 
betrachtet werden, fondern die Land: Urmenanftalten derjeni- 
geu Provinz, in weldyer der Drt feines legten Wohnfiges 
belegen ift, müffen für deffen ———— ſorgen. 


Eine gleiche Verpflichtung liegt den Land-Armenanſtal⸗ 
ten ob, wenn ein Armer noch nie einen eignen Wohnſitz ge- 
habt hat, feine Eltern verftorben find, und der Arme län: 
ger ald drei Jahre von dem Drte des letzten Wohnfiges 
der Eltern abmefend gemefen A 

5 


Jedermann bleibt nad) wie vor uneingefchränkt befugt, 
den bei ihm ſich aufhaltenden Einwohnern, Arbeitern und 
Sefinde, mit Beobachtung der. gefeglich beftimmten Kriften, 
zu fündigen, und ein folder Einwohner, Arbeiter und Dienft- 
bote ift fchuldig, fich fein andermweites Unterfommen zu fu: 
hen. Kann aber 516 


eine Perſon, welche nach der Beftimmung des $. 9. zu den 
wirklichen Einwohnern des Orts gehört, aller angewandten 
Bemühungen ungeachtet, weder: im Drte ihres bisherigen 
Aufenthalts, noch fonft an einem andern Drte, Gelegenheit 
zum Unterfommen und Unterhalt finden, fo find, wenn diefe 
Bemühungen gehörig nachgetviefen werden, die Obrigkeiten 
ſchuldig, einer ſolchen Perfon dergleichen "Gelegenheit zu 
verfchaffen. 
$. 17. 


Jemehr die Dbrigfeiten hierzu verpflichtet find, deſto 
weniger find fie berechtigt, einem Drts-Einwohner, welcher 
nicht nach $. 1. zur Klaffe der Armen gehört, und in der 
Kommune Wohnung und Unterhalt finden kann, deffen Auf: 
führung auch feinen rechtlichen Grund zu feiner Entfernung 
an die Hand giebt, die Fortdauer feines bisherigen Wohn: 
fies zu verweigern. s.18 


Einer folhen Perfon muß auch in jedem andern Orte, 
toofelbft fie Wohnung und Unterhalt finden fand, die Auf— 
nahme dafelbit als Orts⸗-⸗Einwohner von jeder Obrigkeit ge- 
fattet werden. Dagegen foll ae auch 


jeder nicht angefeffene zu der Klaffe der Armen nicht gehoͤ— 
tige Einwohner ($. 9.), welchen feine bisherige Mierhs- 
wohnung gefündigt worden ift, und welcher fich nicht bes 
müht, im Orte felbft oder anderswo wieder fein Unterkom⸗ 
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men zu finden, fondern von feinem Wermiether, oder auch 
von der Kommune die Fortdauer feines. bisherigen Aufent- 
halts ertrogen will, nach vorgängiger Anzeige ded Haus: 
eigenthümers oder der Kommune, von dem Land» und Steuer; 
rathe zur Unterfuhung gezogen, und von der Krieges: und 
Domainen-Kammer der Provinz, im Einverftändniffe mit der 
Land-Armendireftion, beftimmt werden, in welcher Art gegen 
ihn verfahren, und ob er zur Strafe und Befferung in eine 
Land-Armenanftalt gebracht werben foll. 

An Anfehung aller übrigen, durch gegenwärtiges Pas 
tent nicht abgeänderten Borfchriften, beftätigen Wir von 
neuem die ältern gefeßlichen Dispofitionen des Edikts vom 
28. April 1748. des Allgem. Landrechts, Thl. UI. Tit. 19., 
imgleichen der Land-Armen-Reglements jeder Provinz, derges 
ftalt, daß bierauf von allen befreffenden Behörden pflichts 
mäßig gehalten werden fol. . 

Unfern Krieges: und Domainensfammern, Regieruns 
gen, Land»Steuerräthen, DObrigfeiten, Gemeine-Borftehern 
und Kommunen in den Provinzen Kurmark, Neumark und 
Pommern, befehlen Wir hierdurch fo gnädig ald ernſtlich, 
ſich nad) den Vorfchriften des gegenwärtigen Patents, wel: 
ches durch den Druck Öffentlich befannt gemacht werden foll, 
ſchuldigſt zu achten. j 

Urkundlih haben Wir. diefed Patent eigenhändig uns 
terfchrieben, und mit Unferm Königl. Inſiegel bedruden 
laffen. So gefchehen 

Berlin, den 8. September 1804. 


Friedrich Wilhelm. 
RS 
v. Goldbeck. v. Schrötter. 


129, 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Marienmwerber, 
die Aufbringung der Kurz und Verpflegungsfoften für 
die auf dem Lande erfranften Handwerfsgefellen 
betreffend. 


Die Meinung, welche die Königl. Negierung in dem 
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Berichte vom 26. v. M. Über die Beſchwerde des dortigen 
Magiftvats, wegen der ihm zur Laft gelegten Kur- und Ber: 
pflegungskoften für den Buchbindergefellen N., dahin aus: 
gefprochen hat, daß die Obrigkeit eines Dorfes befugt fei, 
einen durchreifenden Franken Handmwerkögefellen der nächften 
Stadt zuzufchieben, und Ichterer die Laft der vorläufigen 
Verpflegung deffelben aufzubürden, Fann nicht gebilligt wer⸗ 
den, vielmehr liegt die vorläufige Sorge jeder Ortsobrig⸗ 
feit ob, ohne Nücficht darauf, ob der Ort eine Stadt oder 
ein Dorf ift. Denn der $. 15. Tit. 19. Thl. II. des Allg. 
Landrechts redet nicht, wie die Koͤnigl. Regierung allegirt, 
von den „Armen jedes Orts“ fondern von „allen Aw 
men und Unvermögenden,” und legt der Polizei- 
Dbrigkeit eines jeden Orts, folglich auch der des plat- 
ten Landes, die Pflicht auf, fich ihrer anzunehmen. Unter 
allen Armen und Unvermögenden find aber’auch die Hand- 
werkögefellen begriffen. 

Die von der Königl. Regierung allegirte, in einem 
Spezialfalle ergangene Allerhöchfte Kabinets:Drdre vom 9. 
Juli d. J., betrifft nicht die vorläufige Sorge, fondern 
die Frage wegen definitiver Koftentragung, und entfcheidet 
bloß, daß den Dörfern unbenommen fei, von den eigentlis 
chen Berpflichteten Erfaß zu fordern. 

Berlin, den 17. Dezember 1833. 

Miniftertum ded Innern und der Polizei. 


‚ Köhler. / 
IX. 
Medizinalwefen, 
130. 


Girfular-Reffript des König. Minifteriums der Geiftli« 
chen, Unterrichts und Medizinals Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Anftellung der 
Medizinalperfonen betreffend. 


Damit Seitens ded Minifterii eine zweckmaͤßigere Vers 
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theilung des ärztlichen Perfonals im Staate bewirkt, und 
jungen Aerzten und Wundärzten, wenn fie.eben die Appro- 
bation erhalten haben, ein Niederlaffungsort mit mehr 
Grund und Sicherheit empfohlen werden Fann, als dies 
bisher gefchehen Fonnte, fordert das Minifterium die Königl. 
Regierung hierdurch auf, die nöthigen Veranftaltungen zu 
treffen, daß ihrer Seitd nicht allein, wie es bisher bereits 
angeordnet gemwefen, der Abgang eined ald Medizinalbeam⸗ 
ter angeftellten Arztes oder Wundarzted innerhalb ihres 
Departements fogleich, oder die Städte und Fleden, in 
welchen die Niederlaffung eines folchen wuͤnſchenswerth er 
ſcheint, in den diesfallfigen jährlich einzureichenden Nach- 
weifungen, dem Minifterio angezeigt werden, fondern, daß 
auch der Abgang einer jeden Medizinalperfon, (mit Aus⸗ 
nahme der Hebammen) binnen möglichft fürzefter Frift durch 
die Königl. Regierung zur Kenntniß des Minifteriums ges 
langen kann. An diefe nur ganz kurz zu faffenden Anzeigen 
von Todeöfällen, Wohnfigveränderungen ıc. fowohl ange 
fielter, als nicht angeftellter Medizinalperfonen, find dann 
auch Anzeigen von Befdrderungen, Auszeichnungen, Beloh⸗ 
nungen und Anftellungen der Medizinalperfonen, in ſofern 
fie nicht Seitens. des unterzeichneten Miniſterii felbft, fons 
dern Seitens eined anderen Königl. Minifterii, Seitens der 
Kommunen oder anderer Behörden und Inſtitute, veranlaßt 
tworden find, ‚einzureichen, damit dad Minifterium fo eine 
volfommene Ueberficht der Befchäftigungen und Verhaͤlt⸗ 
niffe der Medizinalperfonen im Staate nach und nach er: 
halte, und ſowohl durch Öffentliche Bekanntmachungen den 
Eifer derfelben zu außerordentlichen Leiftungen anfpornen, 
ald die Niederlaffung von Medizinalperfonen an den Or⸗ 
ten, wo Abgänge fattfinden, begüänftigen uud ermitteln kann. 
Berlin, den 2. Dezember 1833. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts und Medisinal- 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


1084 


131. 
CirfularsReffript des Königl. Minifteriums ber Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts: und Medizinal- Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die Zulaffung der Wund⸗ 
ärzte 2ter Klaffe zur Prüfung als Geburtshelfer 
betreffend. 





Da allen eingegogenen Erfundigungen zufolge ſowohl 
die Städte ald das platte Land hinreichend mit Geburts- 
helfern verfehen find, die Erfahrung fogar nachgemiefen hat, 
daß die Subfiftenz der Hebammen durch erjtere an vielen 
Orten gefährdet wird, indem die Geburtöhelfer ficy nicht 
darauf befchränfen, bei ſchweren und unregelmäßigen Ges 
burten die geforderte Hülfe zu leiften, fondern audy die Lei— 
tung der einfachften und natürlichften Geburten ſtatt der 
Hebammen übernehmen, andererfeitd auch nicht in Abrede 
geftellt werden Fann, daß die Wundaͤrzte 2ter Klaffe nur 
in den feltenen Fällen denjenigen Grad operafiver Fertigs 
feit und ärztlicher Ausbildung erlangt haben, welcher erfor 
derlich ift, um in fchwierigen und verwickelten Fällen die 
nöthige Hülfe mit eben fo viel Sachkenntniß ald Umficht 
zu leiften, und diefe Wundärzfe endlich auch zur Arztlichen 
Behandlung der Krankheiten der Kindbetterinnen und Wöch- 
nerinnen feine Befugniß befißen; fo fest das Miniſterium 
bierdurdy als Regel feft, dag von nun an die Wundärzte 
2ter Klaffe auch) zur Prüfung ald Geburtöhelfer nicht mehr 
admittirt werden dürfen, mie fie bereitd nad) dem Prüfungs: 
Reglement vom 1. Dezember 1825. von der Zulaffung zur 
Prüfung als forenfifhe Wundärzte ausgefchloffen find. Nur 
in einzelnen Fällen foll die Admiffion diefer Medizinalpers 
fonen zur geburtshälflihen Prüfung auch künftig noch Statt 
finden, und zwar, wo eine durch die beftandene Prüfung 
als Wundarzt 2ter Klaffe nachgemwiefene höhere ärztliche 
Ausbildung, als fie in der Regel von Wundärzten 2ter Klaffe 
gefordert werden Fann, und ein efwa durch Lofalverhältniffe 
bedingte Bedürfniß eines Geburtöhelfers an einem Orte, 
oder in einer Gegend, eine ſolche Ausnahme —— 
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Es bleibt demnach nur dem Minifterio vorbehalten, die Ad⸗ 
miffion der bereitd approbirten Wundärzte 2ter Klaffe zur 
geburtöpülflichen. Prüfung von den reſpektiven Medizinal⸗ 
Kollegien entweder direkt oder auf dem motivirten Antrag 
der betreffenden Regierung ausnahmsweiſe zu veranlaſſen, 
während Seitens der Regierungen die diedfallfigen Admiſ⸗ 
ſionsgeſuche der Wundaͤrzte 2ter Klaffe ohne Weiteres un; 
ter Berufung auf die gegenwärtige Verfügung zuruͤckzuwei⸗ 
fen find, fals fie ſich nicht veranlaßt finden follten, bevor, 
wortend für die Bittfteller an das Minifterium zu berichten. 
Indem das Minifterium die Koͤnigl. Regierung aufforderf; 
hiernach von nun an zu verfahren, bemerkt es nur. noch; 
daß es, wie fich von felbft verftcht,. hinſichtlich der Admifs 
fion der Aerzte und Wundärzte After Klaffe zur geburtshuͤlf⸗ 
lichen Pruͤfung, eben ſo ſein verfaſſungsmaͤßiges Bewenden 
behält, wie den bereits als Geburtshelfer approbirten Wunds 
aͤrzten 2ter Klaſſe die ihnen bisher zugeſtandenen Gerecht⸗ 

ſame, als ſolchen, ungeſchmaͤlert verbleiben. 

Berlin, den 30. November 1833. 
— der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinals 
Angelegenheiten. i 
v. Ultenfteim. 


132. 

Verfügung des Königl, DOberpräfidiums der Rheins 
provinz, an die Königl. Regierung zu Achen, die Ber: 
hältniffe der Kreis: Thierärgte als Staatsbeamte 
betreffend. 





Die Anfrage Einer Königl. Regierung hat zu der Ent: 
fheidung des Königl. Minifteriums der Geiftlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal:AUngelegenheiten Veranlaffung gegeben, 
daß die Kreis-Thierärzte, ald Beamte ded Staats, nad) den 
allgemeinen Verordnungen über die Eidesleiftung vom 26. 
Oktober 1799. und 17. Dezember ej. a. zu vereidigen find. 

Annalen. Heft IV. 1833. Hana 
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Ruͤckſichts der ‚nicht im. Staatsdienſte fiehenden Thierärzte 
bedarf es keiner Vereidigung. 
Eine Koͤnigl. Regierung ſetze ich davon zur eventuel⸗ 
len Beachtung: hierdurch in Kenntnif. 
Koblenz, den 24. November 1835. 
Der Oberpräfident der Rheinprovinz. 
v. Peftel. 





, * 133. 
Auszug aus dem Reſktipte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an das Koͤnigl. Polizeis 
präftbium hiefelbft, betreffend die Miniſterial⸗Rekurs⸗ 

Inſtanz in Medizinal+ Polizei» Rontraventiong- 

Sachen. 

Zugleih wird dem Königl. Polizeipräftdio bemerklicy 
gemacht, dag Kontraventionen gegen die Medizinal-Polizei, 
welche nicht von Medizinalperfonen begangen werden, — zu 
welchen aber ein bloßer Barbiergehülfe nicht zu rechnen ift 
— zum Reſſort des unterzeichneten Minifteriums des Fur 
nern und der Polizei gehören. 

Berlin, den 26. Oktober 1833. 

— des Innern und der Polizei. 
u. 


* 12434. 
Reffript der Koͤnigl. Miniſterien der Geiſtlichen, Unters 
richts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten, ſowie des Innern 
und der Polizei, an die Königl. Regierung in Poſen, die 
Öffentliche Bekanntmachung ber wider arztliche Pfufcher 
. erfannten Strafen betreffend. 





Die Königl.. Regierung erhält in Ermieerung auf den 
Bericht vom 29. Mai d. J. 
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betreffend die öffentliche Bekanntmachung ber, wider 

aͤrztliche Pfuſcher erkannten Strafen, 
nachdem uͤber dieſen Gegenſtand mit dem Koͤnigl. Juſti⸗ 
miniſterio kommunizirt worden, den in Abſchrift beiliegenz 
den Erlaß deffelben an das Koͤnigl. ee 
richt zu Pofen zur Nachricht. (Anl. a.) 

Berlin, den 9. Dezember 1833. 

Minifterium der Geiftlichen, Unter: Miniſterium des Innern 


tichtd und Medizinal- Angeler ., und 
genheiten. „der, Polizei. 
v. Altenſtein. ! v. Brenn. 
a. 


Aus der abfchriftlich beiliegenden Mittheilung der Kö- 
nigl. Deinifterien der Geiftlihen, Unterrichts, und Mebdizi- 
nal-Angelegenheiten und des Innern und der Polizei vom 
2. d. M. hat der Juſtizminiſter erfehen, welche Bedenken 
das Königl. Ober-Apellationsgericht den Anträgen der Ad: 
nigl. Regierung auf Bekanntmachung der’ wider. Ärztliche 
Pfuſcher vollſtreckten Strafen in Form einer Warnungs⸗ 
Anzeige entgegengeſtellt hat. 

Diefe Bedenken können im Allgemeinen nicht fuͤr be⸗ 
gründet erachtet werben. 

Der $. 574. der KriminalsOrdnung ſchreibt vor, daß 
das Publifkum in einzelnen Fällen mit der Vollſtreckung 
einer Leibes⸗ oder Ehrenftrafe zur Warnung befannt gemacht 
werden fol, und es ift offenbar genuͤgende Veranlaſſung 
hierzu vorhanden, wenn 

4) gegen einen ärztlichen Pfufcher auf eine Leibes⸗ ober 

Ehrenſtrafe erkannt, und 

2) ein wirklich durch jene Pfuſcherei angerichteter Schade, 
alfo die Gefährlichkeit des Kontravenienten für das 

Publikum ermittelt if. 

Aus der Betrachtung, daß duch eine folhe Ber 
kanntmachung die Strafe erfchmwert werde, kann ein Beden- 
fen nicht erhoben merden, weil $. 574. l..c, die. Bekannt 
machung nicht ald Strafe, worauf erkannt werben müßte, 
fondern als ein zweckmaͤßiges Mittel, daß die Beftrafung 
von Erfolg fei, und fernere a oe verhindere, 

aaa 
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quläßt; die namentliche Bezeichnung des DVerurtheilten aber 
iſt nothwendig, weil fonft die Warnungsanzeige unverftänd- 
fih und unnüß fein würde. Das Neffript vom 9. April 
1821. fchließt die Befanntmachung nur aus, wenn dagegen 
ein -befonderes- Bedenfen eintritt, welches nur aus der 
Perfönlichkeit des Kontravenienten und den Umfländen des 
vorliegenden fpeziellen Falles, nicht. aber aus jenem allge: 
meinen Grunde, entnommen werden kann. 

Hiernah hat fi) daher dad Königl. Ober, Appella- 
tionsgericht zu achten, und die Unferfuchungsbehörden feines 
Departements mit Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den’ 22. November 1833. 

— — 


uͤhler. 
An 
das Konigl. Ober⸗Appellationsgericht 
zu Poſen. 


135. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt— 
lichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, ſowie an das Koͤ— 
nigl. Polizeipraͤſidium hieſelbſt, die Nachweiſung der 
von den Menſchenblattern ergriffenen Perſonen 
betreffend. 

Die Koͤnigl. Regierung (das Koͤnigl. Polizei-Praͤſidium 
hieſelbſt) wird hierdurch angewieſen, kuͤnftig in die Gene— 
ral⸗Nachweiſung, welche Dieſelbe (Daſſelbe) uͤber die 
Reſultate der Impfung eines jeden Jahres einzureichen 
hat, auch eine beſondere Rubrik der von den Menſchen— 
blattern Ergriffenen aufzunehmen, und der Zahl nach aus— 
zufüllen. 

Berlin, den 27. September 1833. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinal: 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 
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Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 

chen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, ſowie an das Koͤnigl. 

Polizeipraͤſidium hieſelbſt, die Nichtanwendung des Zinks 
zu Pump⸗ oder Saugbrunnen betreffend. 





Auf den Bericht der. Koͤnigl. Regierung vom 14. Yu: 
guſt d. J., hat das Minifterium über die Anwendbarkeit 
des Zinks zu Pumpbrunnen, zunächft dad Gutachten -der 
soiffenfchaftlichen Deputation für das Medizinalmefen ers 
fordert. Diefelbe erklärt fich in ihrem nunmehr eingegans 
genen Berichte mit der Königl. Negierung dahin einvers 
fianden, daß das Zink nit nur eben fo leicht, fondern 
noch leichter orydirbar ift, ald das Blei, wenn ed mit 
Waſſer und Luft in Berührung kommt. Da nun das 
Brunnenmwaffer niemals ein reines Waffer ift, fondern ſtets 
freie Kohlenfäure, fowie verfchiedene Salze, nämlich: 
Ehlornatrium und EChlormagnefium enthält, fo ift 
eine Lösbarfeit des gebildeten Zinkoxyds, und fein Uebergehen 
in dad Waffer unvermeidlih. Wenn, ferner die Zinkfalze 
auch weit weniger giftig find, alö die Bleifalze, fo mirken 
fie doch Erbrechen erregend, wie ſolches früher der Gebrauch 
der aus Zinfblech gearbeiteten Küchengeräthe in den Mili- 
tairanftalten in Belgien gelehrt hat, von welchem man fehr 
bald hat abftehen müffen. 

Unter diefen Umftänden kann der Gebraudy des Zinks 
bei der Anlegung von Saugbrunnen in medizinifchspolizeiliz 
cher Hinficht auf keine Weife für zuläffig erachtet werden. 

Berlin, den 29. Dftober 1839. 

Miniſterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗ 
Aungelegenheiten. 
v. Altenfein. 


bie Abnige geuns 
zu Düffeldorf. 


Abſchrift vorſteheuder Verfügung zur Kenutnißnahme 
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und Beachtung an fämmtliche übrige Königl. Regierungen, 
fowie an das Koͤnigl. Polizeipräfidium biefelbft. 
© Berlin, den 29.Oktober 1833 ©. ©..:.. 
Minifterium der Geiſtlichen, Unterrichts s und Medizinals 
hun! - + Angelegenheiten. 

dm Altenſtein. 





137. 

Befanntmachung ber Königl. Regierung“ in Potsdam, 
das Verfahren bei anſteckenden Kinderfranfheiten 
u: betreffend. | 

Da beim Ausbruche anſteckender Kinderkrankheiten in 
den Familien der Schullehrer, leicht ein Uebergang dieſer 
Krankheiten auf die Schulkinder Start finden fan, und 
der Fall vorgefommen ift, daß weder der Schulvorſtand, 
noch die Orts-⸗Polizeibehoͤrde, noch auch die Eltern der 
Schulkinder, von dem Eintritte einer ſolchen anſteckenden 
Krankheit im Schulhauſe zeitig genug in Kenntniß geſetzt 
ſind, um die erforderlichen ſichernden Maßregeln zu treffen, 
ſo wird es hierdurch den im Schulhauſe wohnenden Leh⸗ 
tern zur Pflicht gemacht, von dem Ausbruche anſteckender 
Krankheiten (inſonderheit der Blattern, Varioloiden, der 
Maſern, Roͤtheln und des Scharlachfiebers) in ihren Fa⸗ 
milien, ohne allen Aufſchub der Schulkommiſſion oder dem 
Schulvorſtande Anzeige zu. machen, welche dann unter Mit 
wirkung der Orts⸗Polizeibehoͤrde fogleich zu beftimmen ba 
ben, ob der Lehrer den Unterricht im Schulhauſe fortſetzen 
duͤrfe, oder nicht. 

Die Orts-Polizeibehoͤrden haben auf die Befolgung 
diefer Vorſchrift mit Nachdruck zu halten. 

Potsdam, den 26. Dftober 1833, j 

Koͤnigl. Regierung, Abtheilung des Innern. 

Abtheiluug fuͤr die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 
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138. 
Reffripe der Königl. Minifterien. ber Geiſtlichen, Unters, 
richte» und Medizinal-Angelegenheiten, fowie des Innern, 
und der Polizei, an die Königl. Regierung zu Magde⸗ 
burg, den Handel und Verkehr mit Giftwaaren 
betreffend. 





Dad mitunterzeichnete Miniſterium der Medizinal⸗Au⸗ 
gelegenheiten hat bereits mehrfache Veranlaſſung gehabt, 
ſich zu überzeugen, daß die gegenwärtig beſtehenden Vor⸗ 
Schriften über die Aufbewahrung und den Verkauf der Gifte 
einer Reform bedürfen, und hat daher auch fihon vor eini- 
ger Zeit die Ausarbeitung eines Entwurfes zu einem neuen 
Diesfallfigen Reglement angeordnet. Da indeß ‚bis zur oͤf⸗ 
fentlihen Bekanntmachung deffelben noch. einige Zeit verge⸗ 
hen duͤrfte, und die von der Koͤnigl. Regierung mittelſt 
Berichts vom 23. März c. im Entwurf eingereichte Ber: 
ordnung über die fichere Aufbewahrung und den: Debit der 
Gifte für Kaufleute und Gemerbtreibende ihres Departe- 
ments im Wefentlichen Feine Abweichung von den beftehen- 
den gefeglichen Vorfchriften enthält; fo nehmen die unters 
zeichneten Minifterien feinen Anftand, diefe. ‚Verordnung 
einftweilen zu genehmigen, und die Königl. Regierung zu 
deren Publikation durch dad Amtsblatt zu auforifiren. (Ant. 
a.) Gleichzeitig wird die Königl. Regierung beauftragt, 
über die in Beziehung hierauf gefroffenen ſpeziellen Anord- 
nungen, ſowie über die bei der Ausführung erlangten Res 
fultate, zu feiner Zeit ausführlichen Bericht zu erſtatten. 

Berlin, den 19. September 1833. 

Minifterium der Geiftlichen, Unters Minifterium des Aunern 
richts und Medizinal: Angels ⸗ und 
genheiten. der Polizei. 
v.Altenftein. "4 Brenn. 
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Verordnung, 


nah welcher Droguiften und andere Kaufleute, 
ingleihen Gewerbetreibende, beim Handel und 
Verkehr mit Giftwaaren fich zu richten haben. 


Der Handel mit Giftwaaren ift bisher nicht durchge: 
hends mit derjenigen Vorſicht betrieben worden, welche die 
Sicherftelung des Publifums gegen ein fo lebensgefährlis 
ches Material gebietet. Im Betreff der forgfältigen Auf- 
bemahrung und vorfichtigen Verabfolgung der Giftwaaren, 
infönderheit der Arfenikalien und der aͤtzenden Quedfilbers 
präparate, werden deshalb, mit Genehmigung der Königl. 
Minifterien der Geiftlihen, Unterrichtd- und Medizinal⸗Au—⸗ 
gelegenheiten und des Innern und der Polizei, für Kauf: 
leute und Gemerbetreibende, folgende nähere Beflimmun- 
gen vorgefchrieben: 

$, 1. Zu denjenigen chemifchen Fabrikaten, welche we⸗ 
gen ihrer im hohen Grade giftigen Eigenfchaften, eine be- 
fonders forgfältige Beauffichtigung erfordern, gehören: 

4) der gediegene Arſenik oder uneigentlich fogenannte 
Kobalt, weldyer auch unter dem Namen Scerbenfos 
balt, Sliegenftein, Schwabengift vorkommt; 

2) der weiße Arſenik, (arfenige Säure, Biftmehl, 
Rattenpulver, Hüttenrauch) ; 

5) der rothe Schwefelarfenik, (au Kealgar, Ar: 
fenifrubin, rothes Arſenikglas, Rauſchroth, rothes 
Rauſchgelb genannt); 

4) der gelbe Schwefelarſenik, (Auripigmentum, 

+ Dperment, Raufchgelb, gelbes Arfenifglas); 

5) das arfeniffaure Kali; 

6) Arfenigfaures Kupferoryd, weldes in feinen 
verfchiedenen Nuͤancen mancherlei Arten von grünen 
Malerfarben bildet, namentlih Scheelfhes Grün, Mi⸗ 
neralgrün, Schweinfurters, Mitis⸗, Wieners oder Kirch⸗ 

» ‚bergergrün, Kaifergrün, Neugrün, Berggrün u. a. m.; 

7) der ägende Quedfilberfublimat, (Mercurius 
sublimatus corrosivus, Hydrargyrum muriaticum 
corrosivum); 

8) der rothe Quedfilberpräzipitat, (Mercurius 
PERS Be ruber, Hydrargyrum oxydatum ru- 

rum); 


9) der weiße Quedfilberpräzipitat, (Mercurius 
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praecipitatus albus, Hydrargyrum ammoniato-mu- 
riaticum). 
$. 2. Der Handel mit biefen giftigen chemifchen Fa⸗ 

brifaten, welche auch nit dem Namen direkte Gifte be: 
zeichnet werden, foll außer den Apothekern nicht allen Kauf: 
leuten und Droguiften ohne Ausnahme, fondern nur denen, 
welche dazu eine befondere Erlaubniß von uns erhalten has 
ben, geftattet, den übrigen aber bei 20 Thlr. Strafe für 
jeden Kontraventionsfall verboten fein. Diefe Erlaubnif 
kann nur folchen Perfonen, deren Zuverläffigkeit volllbommen 
außer Zweifel geftellt wird, auf den Grund darüber hins 
länglich fprechender Zeugniffe der Polizeibehoͤrde des Ortes, 
ertheilt werden, und haben diejenigen, tweldye zu dem frags 
lichen Giftdebit autorifict zu werden wuͤnſchen, ihe Gefuch 
duch den betreffenden Landrath, welcher fich darüber gut: 
achtlich aͤußern wird, an uns gelangen zu laffen. 

$. 3. Die folchergeftalt zum Handel mit den gedach— 
ten Artikeln berechtigten Droguiften und andere Kaufleute 
dürfen diefelben niemals, bei unerläßlichem Berlufte diefer 
Berechtigung, in geringeren Quantitäten ald zu vier Unzen 
(acht Loth) und an Niemanden anders, als an Kaufleute, 
Apotheker und an Fabrikanten, Künftler und Handwerker, 
die folder Waaren zu ihrem Gemerbe bedürfen, und ihnen’ 
in dieſer NRückficht entweder vollkommen befannt find, oder 
fih durch Zeugniffe der Drts,Polizeiobrigkeit legitimiren, 
verkaufen. 

$. 4. In ihrer Behaufung dürfen die Kaufleute und 
Droguiften nie mehr als einen halben Zentuer von jeder 
Sorte der Arfenikalien und dem Sublimat vorräthig halten. 
Ruͤckſichtlich der Aufbewahrung und des Verkaufes dieſer 
und der übrigen Giftwaaren aus dem Hauſe, find fie der: 
felben Polizei» Aufficht und denfelben Vorfchriften, wie die 
Apotheker, unterworfen. 

$. 5. Sie haben demgemäß die oben ($. 1.) aufges 
führten direkten metallifchen Gifte, in einem abgefonderten, 
verfchloffenen, gehörig geräumigen und dem Tageslichte zus 
ganglihen Gemache zu verwahren, und in demfelben Die 
Arfenifalien von den Merkurial-Präparaten wiederum durch 
einen Verſchlag zu trennen. Sn jedem diefer Verfchläge 
find fie das darin enthaltene Gift beftinunte, befondere 
Wageſchalen und Löffel zu verwahren. Die Behälniffe, in- 
welchen diefe Gifte aufbewahrt werden, müffen ihrem Inhalte 
angemeffen, deutlich und leſerlich mit Delfarbe bezeichnet, 
und mit wohlſchließenden Deckeln verfehen fein. 
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$.6. Die Verpadung und angemeffene Bezeichnung 
diefer direkten Bifte zum Behufe des DVerfaufes muß in 
dem gedachten Giftgemache felbft geſchehen. Diefelben dürs 
fen nicht in bloßen Papierhuͤllen verabreicht werden; leßtere 
müffen vielmehr noch in mit Papier ausgeklebten Behält: 
niffen von dichtem Hole, am beften in gedrechfelten, Holz⸗ 
büchfen mit mwohlfchließendem Deckel verpackt werden. Als: 
dann find diefe Behältniffe feſt zu umfchnären, zu verfies 
geln und mit dem Worte: „Gift,” ingleichen mit drei in 
die Augen fallenden ſchwarzen Kreuzen zu figniren. 

Die $. 1. ad 6. aufgeführten arfenikhaltigen Färbes 
twaaren, bei, denen die Gefahr einer fhädlichen Verwechſe— 
lung wegen ihrer hervorſtechenden Farbe geringer ift, Eön- 
nen beim Debit am Orte in doppelten, ſtarken Papierhäls 
len verabfolgt, müffen aber ebenfalls feft umfchnürt, verfies 
gelt: und mit dem Worte: „Gift” und drei Kreuzen be— 
zeichnet werden. Werden diefe Färbematerialien indeß ver- 
fandt, fo unterliegen fie in Hinficht der Verpackung denfel- 
ben Beftimmungen, wie die übrigen Xrfenifalien. - 

$. 7. Das Gift darf nur gegen einen Schein dem Em- 
pfänger oder einem ficheren in dem Scheine benannten Bos 
ten ausgebändigt werden. Ein folder Empfangfchein muß 
vor dem Empfänger unterfchrieben, und darin die Art des 
Giftes, die Quantität und beabfichtigte Verwendung deffel- 
ben angegeben fein. ft der Empfänger dem Droguiften 
nicht ——— und als zuverlaͤſſig befannt, fo muß der 
Schein von der Drtöbehörde beglaubigte fein. 

Die Droguiften haben diefe Giftfcheine zu numeriren, 
forgfältig aufzubewahren, und. in ein befonderes Buch ein- 
zutragen. Diefes Bud) enthält in fehs Kolumnen: 1) die 
Nummer des Giftfyeins, 2) das Datum deffelben, 3) den 
Namen ded Empfängers, 4) den Namen des Abholenden, 
5) die Art und das Quantum des Giftes, 6) wozu das 
Gift gebraucht werden fol. 

$. 8. Arfenikalifhe Mittel zur Vertilgung der Ratten 
und Mäufe dürfen von Kaufleuten und Droguiften nicht 
verkauft werden. 

$. 9. Arſenikalien und Sublimat in größeren Vorrä- 
then als von einem halben Zentner, fie mögen zum eigenen 
Handel oder zum Tranfite beftimmt fein, werden in einer 
eigends dazu beftimmten, verfchloffenen Niederlage, wie dies 
bereitö im Betreff des Schießpulvers angeordnet ift, unter 
polizeilicher Kontrolle verwahrt. Iſt ein Padhof vorhan- 
den, fo kann derfelbe zur Einrichtung einer verfchloffenen 
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Giftniederlage benugt, und der Packhofs⸗Inſpektion die Kon, 
trole und nöthige Kontoführung übergeben ‚werden. * 
Beabſichtigt der Eigenthuͤmer, Quantitaͤten von dieſen 
Giftwaaren zu verſenden, ſo hat er daruͤber eine ſchriftliche 
Deklaration, welche den Beſtimmungsort und event. den 
Fracht⸗ oder Schiffsfuͤhrer bezeichnet, abzugeben. 

‚$. 10. Bei Verpackung und Verfendung der Arſenika⸗ 
lien und des Sublimates in größeren Quantitaͤten, find 
folgende Sicherheitömaßregeln zu beobachten: Die Fäffer, 
in welchen diefe Gifte verfendet werden follen, müffen von 
gutem, gehörig ſtarken, vollkommen audgetrodneten und 
von Aftgallen reinen Holze gefertigt, befonders in den Fur 
gen gut gearbeitet und ſcharf zufammen gebunden fein. Sie 
dürfen nur wenig Bauch haben, und jedes derfelben, wenn 
ed nicht über zwei Zentner faßt, muß mit vierzehn hölgers 
nen Reifen, die größeren aber mit noch mehr Reifen bes 
legt, Boden und Dedel aber mit Einlegereifen. belegt wers 
den. Inwendig müffen die Fäffer mit Starker Leinewand 
durch einen aus Schwarzmehl und Tifchlerleim gekochten 
Kleifter ausgeflebt fein. Die Fäffer für die $. 1. ad 6, 
aufgeführten arfenifalifchen Farbenmaterialien müffen eben- 
falls. hinlänglicy feft und dicht gebunden, und mit Papier 
ausgeklebt fein, um alles Streuen zu verhuͤten. Hierauf ift 
der Name des Giftes, mit Beifügung des Wortes: „Gift“ 
mit dauerhafter Farbe auf die Fäffer zu fchreiben, und ebens 
falld in dem Frachtbriefe zu bemerfen. 

Bei der Berladung müffen die Giftfäffer nochmals 
genau und forgfältig revidirt, den dabei etwa vorgefundenen 
Mängeln abgeholfen und darauf gehalten werden, daß die 
den Transport beforgenden Fuhrleute und Schifföführer die 
gehörig gute Beſchaffenheit der übernommenen Gebinde mit 
telft eined Scheines befunden. 

$. 411. Bei den am Packhofe lagernden und zum Durch» 
gange beftimmten Giftwaaren muß ebenfalld darauf gehal⸗ 
ten werden, daß. diefelben nach den obigen Beftimmungen 
($. 10.) feft und ficher verpackt find, und im Kal fih Mans 
gel vorfinden, denfelben vor der Abfendung — werde. 
— Auch muͤſſen die Gebinde vorſchriftsmaͤßig bezeichnet 
werden. 
$. 12. Proben koͤnnen von dem in der Öffentlichen Nie⸗ 
derlage befindlichen direkten Giften nur gegen einen, in der 
oben vorgefchriebenen Form ausgeftellten Giftfchein entnoms 
men werden. 

$. 13. Die genaue Befolgung der ad 9. 10. 11. und 
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12. gegebenen Borfchriften kontrolirt die Polizei, event. bie 
Yuffichtöbehörde des Packhofs. 

$. 14. Der Borrath, welchen Kauflcute und Drogui- 
ſten von den übrigen Giftwaaren auf eigenem Lager balten 
wollen, bleibt wie bisher unbefchränft, jedoch haben fie die 
felben, wenigftend durdy einen Lattenverſchlag von den übri- 
gen Artikeln, welche fie führen, zu trennen, und überdies 
noch die zum Arzeneigebrauche dienenden, feparat aufzu- 


elfen. 
f $. 15. Die Fäffer, Kiften und andere Gefäße, in wel 
hen diefe zum Arzeneigebraudy dienenden Giftwaaren auf 
bewahrt werden, müffen mit Delfarbe leſerlich bezeichnet, 
und mit mwohlfchließenden Deckeln verfehen fein. 

$. 16. Diejenigen Künftler und Handmerfer, welche 
Gifte zu ihren Gemwerben bedürfen, müffen die Vorraͤthe 
derfelben in einem unter fiherm Berfchluffe zu haltenden 
Gemache aufbewahren. Die Gefäße, in melden Giftwaa— 
ten enthalten find, müffen ihrem Inhalte entfprechend und 
zugfeih mit dem Worte: „Gift” durch Delfacbe leſerlich 
fignirt fein. 

$. 17. Insbeſondere muß auch das unter dem Namen 
Freß- oder Weißpapp befaunfe giftige Farbemarerial 
Carfenikfaures Kali) ftets in Steinfrufen, melde, daß fie 
Gift enthalten, äußerlich bezeichnet ‚find, aufbewahrt, und 
von den Kouleurmachern oder Koloriften in forgfältiger 
Berwahrung. gehalten, und nur eigenhändig angewandt 
werden. 

$. 18. Sämmtliche Bolizeibehörden werden angemiefen, 
auf die Befolgung diefer Borfchriften genau und firenge 
zu achten, deshalb auch die Giftwaarenlager der Drogui- 
ften und anderer Kaufleute, und die Vorräthe derjenigen 
Künftler und Handwerker, welche derfelben zu ihren * 
ben beduͤrfen, event. mit Zuziehung des betreffenden Kreis— 
phyſikus, oft und unvermuthet zu viſitiren, und die vorge— 
fundenen Kontraventionen und Vernachlaͤſſigungen zur ge: 
feglichen Beftrafung zu zieben. 

Magdeburg, den 23. Dftober 1833. 


Königl, Regierung. Abtheilung des Junern. 
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Militair » Sachen, 


139. 


Bekanntmachung bes Königl. Oberpräfidiums von Weſt⸗ 
phalen, den Eintritt junger Leute bei der Artillerie und 
dem Ingenieur⸗Korps betreffend. 





Der von des Könige Majeftät Allerhoͤchſt genehmigte 
neue Verfaſſungs-Plan der vereinigten Artilleries und ns 
genieur-Schule geftattet, 

nur folche junge Leute, die durch ihre frühere Er: 
ziehung, ihre Worfenntniffe oder ihre vorzüglichen 
Anlagen ſich zum Offizier eigenen, mit dem Auſpruch, 
auf weitere Beförderung zu dienen, anzunehmen, und 
zum Befuche der Militair, Unterrichtsanftalten: nur 
diejenigen zuzulaffen, deren Vorkenntniffe, Fähigkei- 
ten und Bildung von ihrer Theilnahme nüßlichen 
Erfolg erwarten läßt. 

Da jedoch mehrere junge Leute irrig vermeinen, durch 
den Beſuch der Brigadefchulen Gelegenheit zu erhalten, dies 
jenigen Kenntniffe fich zu erwerben, welche für den ange 
henden Artillerie Offizier erforderlich find, alfo wenig vor, 
bereitet, zum Eintritt auf höhere Beförderung bei der Bris 
gade ſich melden; fo werden die Erforderniffe, unter mel- 
chen bei der Artillerie und dem ngenieur:Korps nur allein 
junge Leute mit Ausſicht auf hoͤhere Befoͤrderung eintreten koͤn⸗ 
nen, nachfolgend zur allgemeinen Kenntniß gebracht. (Anl. a.) 

Münfter, den 6. Dezember 1833. 

Königl. Dberpräfident der Provinz Weftphalen. 
v. Binde. 


2 
Erforderniffe zum Eintritt junger Leute bei ber 
Artillerie und dem IngenieursKorps. 





41) Der Eintretende muß: 
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2) 


3 


— 


4) 


5) 


a. dad 17Tte Lebensjahr erreicht, das A9te nicht bereits 
vollendet haben; 

b. von gefunder und fefter Körperbefchaffenheit fein, und 
en Anmeldung durch einen Arzt dies unterfuchen 
aſſen; 

.natuͤrliche Anlagen und Geiſtesfaͤhigkeiten beſitzen; 

. Zeugniffe darüber beibringen, daß er eine gute Erzies 

bung genoffen; ne 

e. die allgemeine Schulbildung befigen, welche im 17ten 
Jahre jeder junge Menfch der gebildeten Stände be- 
figen fann und muß. 

Er muß vollgültige. Zeugniffe darüber beibringen, daß 
er in einem Gymnaſium, oder einer demfelben gleich zu 
achtenden Schule, die dritte Klaffe wirklich abfolvirt, 
und zum WUebertritt in Sefunda reif erfannt ift. 

Hat er Feine Öffentlihe Schule befucht, fo muß er 
von dem Direktor eines Gymnaſiums, nach vorgängiger 
— dad Zeugniß feiner Reife für Sekunda vor—⸗ 
egen. —— 

Er muß nachweiſen, daß ſobald er zum Beſuch der ver: 
einigten Artilleries und Ingenieur⸗-Schule in Berlin ges 
langt, wenigſtens fo lange, bis er zum Genuß des Ger 
balts ald Porteepee-Fähnrich gelangt, er monatlich eine 

Zulage von mindeftend 6 Thalern habe, um die Ausga— 

gaben für Tiſch, Wäfche, Bücher ıc. zu verbürgen, 

Diefe Zulage muß quartalmweife pränumerando an 
dad Kommando der Artillerie-Brigade baar eingezahlt 
werden, bei welcher er eintritt. Dierüber ift eine fchriftz 
lihe Erklaͤrung der Eltern oder des Vormundes beizus 
bringen, welche gerichtlich dahin befcheinigt fein muß, 
daß der Ausſteller auch wirklid die Mittel befige, um 

“der angegebenen Verpflichtung nachzufommen. 

Yunge Leute, welche obigen Bedingungen genügen und 


[En 


bei der Artillerie in Weftphalen einzutreten wuͤnſchen, 


melden fich fchriftlich im März oder September beim 

Kommando der Tten Artilleriedrigade in Münfter, und 

fügen die vorftehend näher angegebenen Zeugniffe bei. 

Sie werden dann befchieden, wenn fie fich perfönlich 

ftellen follen, um in Hinfiht aller obigen Eigenfchaften 

und in ihren erworbenen Schulfenntniffen geprüft zu 

werden. 

Hierbei werden folgende Kenntniſſe gefordert: 

1. Deutfhe Sprache. Die Grundregeln der Spras 
che und namentlich die Wortbeugung und die einfach- 


5. 
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ſten ſyntaktiſchen Regeln, ſich fprachrichtig mit Sicher 
heit und Beſtimmtheit ausdrüden, und ein Diftat 
ohne Fehler gegen die Rechtſchreibung und gegen bie 
fyutaktifchen Regeln liefern zu können; Kenntniß der 
gangbarften technifchen und aus fremden Sprachen 
entlehnten Wörter. 

——— Sprache. Einen leichten franzoͤſi⸗ 
ſchen Schriftſteller ohne Huͤlfe des Woͤrterbuches ver⸗ 
ſtehen, und einen kurzen Brief oder Aufſatz aus dem 
Deutſchen in's Franzoͤſiſche und umgekehrt, ohne grobe 
Verſtoͤße gegen die Grammatik, uͤberſetzen zu koͤnnen. 


.Geographie. Bekanntſchaft mit den Globen, Grund: 


begriffe der mathematiſchen Geographie, allgemeine 
Eintheilung der Erdoberflaͤche; in der politiſchen 
Geographie eine allgemeine Kenntniß der Lage und 
Grenzen der Länder, befonders von Europa, ihre na- 
türliche Befchaffenheit, Kulturzuftand, Regierungsver⸗ 
faffung, die wichtigften Gebirge, Seen, Flüffe, Stroͤ⸗ 
me und Kanäle, die Haupt: und anderen merfwürdi- 
gen Städte; in der vaterländifhen Geogra- 
phie wird eine fpezielle Kenntniß gefordert. 


. Geſchichte. Das Feld derfelben in den größten 


Umriffen der Zeit nach zu befchreiben, die univerfal- 
biftorifchen Völker und Staaten mit den Epoche ma, 
henden Männern fireng chronologifch anzugeben, die 
Gefchichte der Griechen und Römer, allgemeine Kennt: 
niß des Mittelalterd und der neuern Gefchichte, fpe- 


zielle Kenntniß aber von der vaterländifchen Gefchichte 


bis auf die neueſte Zeit. 
Mathematik. 

a. Eintheilung diefer Wiffenfchaft und. fpezielle Unter: 

abtheilungen der reinen Mathematif. 

b. Aus der Arithmetik: die Buchftabenrechnung, 
die Dezimalbrüche, die Theorie der Proportionen, die 
Potenz und Wurzellehre, praktifches Nechnen mit 
benannten Zahlen. 

ec. Aus der Geometrie; die Grundbegriffe und Eins 
theilung devfelben; die Kongruenz der Dreiecke, die 
Lehre von den Paralellogrammen, die Aehnlichkeit 
der Dreiecde, die Lehre vom Kreife, Berechnung des 
Flaͤchenraums deffelben und aller ebenen geradlinig: 
ten Figuren. 

Ueber andere Zweige des Wiffens findet eine Prüs 
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fung nicht Statt, wohl aber ift ed nüßlich und wän- 
ſcheuswerth, daß der zu Prüfende überhaupt eine mög: 
lichft gründliche und ausgebreitete Schulbildung be: 
währe. - 

Yuf Grund der Prüfung wird dann jedem bekannt 
gemacht, ob er mit Ausficht auf Beförderung zum 
Dffizier eingeftellt werden koͤnne. Er tritt in ſolchem 
Falle als Gemeiner ein, und wird als folcher gelöhnt, 
verpflegt und befeidet, und geht eine gerichtliche 
Verpflichtung über eine mehr ald dreijährige Dienft- 
zeit ein. 


. Er muß jedocdy mwenigftend I Monate wirklich gedient 


haben, bevor er zum Befuch der vereinigten Artillerie 
und Ingenieur⸗Schule in Berlin gelangen kann. Er 
wirbt. er fih während diefer Imonatlihen Dienftzeit 
die nöthigen praktifchen und artilleriftifchen Kennt: 
niffe: fo fteht auch feiner Beförderung zum Bombar: 
dier und Unteroffizier nichtd entgegen, bevor er zum 
Befuhe der Schule. gelangt. 

Die Abfendung zur Schule findet immer im Sep⸗ 
tember Statt, daher wird es fich für den Eintreten: 
den. am günftigften ftelen, wenn er fih im Septem⸗ 
ber meldet. 

Die Brigadefchule ift beftimmt, gute. Unteroffiziere 
und Feuerwerker zu bilden; ed wird daher über die 
vorftehend (5) näher angegebenen Gegenftände des 
Wiffens Fein Unterricht ertheil. Mithin kann auch 
Niemand durch den Befuch der Brigadefchule die 
Kenntniffe erft erwerben, melche derjenige bereit be- 
figen fol, welcher feine Laufbahn in der Artillerie wei⸗ 


‚ter verfolgen will; was mohl zu beachten ift. Die 


Schule, wo höhere artilleriftifche und andere wiffens 
ſchaftliche Kenntniffe auf Koften der Staatskaſſe zu 
erlangen find, befindet ſich in Berlin, und um viefe 
mit Nugen befuchen zu Eönnen, muß jeder wenigjtens 
bereits wiffen, was vor angegeben ift. (5.) 


” 


140. 
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140. ut 

Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an bie Königl. Oberpräfidien zu Münfter und 

Eoblenz, die Berhältniffe der Militair-Zreimilligen. auf 
einjäprige Dienftzeit betreffend. 





Seitens des Koͤnigl. Kriegsminiſterii iſt mir eine Au⸗ 
zeige des Koͤnigl. Geueral-⸗Kommando's des 7ten Armee⸗ 
Korps uͤber die Reſultate des Schriftwechſels mitgetheilt 
worden, welchen das letztere mit Ew. Excellenz und dem 
Koͤnigl. Oberpraͤſidio der Rheinprovinz, (mit Ew. Hochwohl⸗ 
geboren und dem Koͤnigl. Oberpraͤſidio von Weſtphalen) 
hinſichtlich der Behandlung ſolcher einjaͤhrigen Freiwilli⸗ 
gen, die 

1) vor Ablauf ihrer einjaͤhrigen Dienſtzeit fuͤr die ge⸗ 
waͤhlte Waffe unbrauchbar werden, aber noch fuͤr eine 
andere Waffengattung tauglich bleiben, zu welcher ſie 
auszubilden jedoch die noch uͤbrige Zeit nicht ausreicht; 

oder: 

2) nach beendigter Ausbildung fpäterhin zu einer andern 

Waffe überzutreten wünfchen, 
geführt, und wonach Em. Ercellenz überall, der Herr Obei⸗ 
praͤſident v. Peſtel aber nur ad 2. (wonach das Koͤnigl. 
Oberpraͤſidium von Weſtphalen uͤberall, Ew. Hochwohlgeboren 
aber nur ad 2.) mit der von dem General⸗Kommando vor: 
gefchlagenen Behandlung der fraglichen Freiwilligen fi ich 
einverſtanden erklaͤrt hatte. 

Da ich die von dem Herrn Oberpraͤſidenten v. Peſtel, 
(von Ew. Hochwohlgeboren) in Beziehung auf den Punkt 
zu 1. aufgeſtellten Bedenken nicht zu theilen vermag, ſo habe 
ich gegen das Koͤnigl. Kriegsminiſterium meine Beſtimmung 
zu den Anſichten des Koͤnigl. General-Kommando's des 7ten 
Armee⸗Korps hinſichtlich beider Punkte ausgeſprochen; und 
es iſt demzufolge von Erſterem unterm 29. v. M. diejenige 
Verfuͤgung an das gedachte General-Kommando erlaſſen 
worden, welche ih Em. Excellenz, (Ew. Hochwohlgeboren) 
zur Kenntnißnahme und um demgemaͤß in Ihrem Ober 

Annalen. Heft IV. 1333. Bbbb 
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Praͤſidialbezirke verfahren zu laſſen, beigehend in Abfchrift 
mittheile. (Anl. a.) 

(Zufab ‚an das Königl. Oberpräfidium der Rheinprovinz:) 

Zugleich bemerfe ih, daß das Königl. Kriegsminiftes 

tium auch das Königl. General: Kommando des Sten Armee: 
Korps von diefer Beftimmung in Kenntniß gefegt hat, da: 
mit in dem ganzen dortigen Dber-Präfidialbezirfe von den 
Militairbehörden nach gleicher Anficht verfahren werde. 

Berlin, den 3. November 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn 





Ein Königl. ıc. General: Kommando hat in dem gefälli- 
en Schreiben vom 21. September 1833. hinfichtlich der 
Behandlung ſolcher einjährigen Freimilligen, 
welche vor Ablauf ihrer einjährigen Dienftzeit für 
die von ihnen gewählte Waffe unbrauchbar werden, 
aber noch für eine andere Waffe tauglich bleiben, 
zu welcher fie auszubilden indeß die ihnen noch ob- 
liegende. Dienſtzeit nicht ausreicht, 
in UWebereinftimmung mit dem Königl. Oberpräfidium der 
Provinz Weftphalen vorgefchlagen, 
fie nad) vorhergegangener Superrevifion aus dem 
Dienftftande ohne Weiteres ausfcheiden, und zur Ar⸗ 
mee⸗Reſerve defigniren zu laffen, 
in Anfehung folcher Freiwilligen aber, welche nach beendig- 
ter Ausbildung fpäterhin zu einer andern Waffe überzutre 
ten wünfchen, dafür fentirt, 
fie zu verpflichten, daß fie fich folchenfalld auch der 
Bi legtern nothwendigen Ausbildung zu unterziehen 
aben. 

Da das Königl. Dberpräfidium der Rheinprovinz, defs 
fen gefälligft mitgetheiltes Schreiben an Ein Königl. ıc. Ger 
neral- Kommando. in dieſer Angelegenheit bierneben zurüd 
folgt, fid nur mit dem Vorſchlage binfichtlich der ad 2. 
bemerkten Freiwilligen einverftanden erklärt, hinſichtlich der 
Sreimilligen ad 1. aber auf die Entfcheidung der Minifte- 
rien angefragen hat, fo ift das Kriegsminifterium darüber 
mit dem Königl, Minifterium des Junern in Ruͤckſprache 
getreten. 
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Beide Minifterien ſtimmen ſowohl zu 1. mie zu 2. der 
Anſicht Eines Königl. ꝛc. General-KRommando’s bei, und es 
ift von dem Königl. Minifterium des Innern zu dem Punkte 
4. noch befonderd bemerkt worden, wie hiebei auch zu bes 
ruͤckſichtigen ſei, daß die Verfegung einjähriger Freiwilligen 
von einer Waffe zur andern nicht bloß wegen der ander: 
weiten mit Koften verbundenen Ausruͤſtung des Freimillis 
gen, fondern in allen denjenigen Fällen, wo eine folche Ver: 
fegung, was nicht vorkommen dürfte, einen Garnifonmwechfel 
bedingt, auch noch wegen des Lebensunterhalts der einjähr 
rigen Kreimilligen manche Berlegenheiten, immer aber eine 
bedeutende Vermehrung der Koften, herbeiführen würde. 

Yuf die vom Königl. Oberpräfidium der Rheinprovinz 
in Beziehung auf den Punkt zu 1. gemachten Vorfchlag, daß 
diefen Freiwilligen, in ſoweit fie für den Dienft einer ans 
dern Waffe auszubilden find, auf Erfordern die nöthigen 
Montirungsftücde aus Königl. Beftänden Üüberwiefen, und 
fie, wenn fie von der Infanterie zur Kavallerie übertreten, 
auch mit einem Dienftpferde verfehen werden, läßt fich nicht 
eingehen, da einerfeitd hierbei das dienftliche Intereſſe lei- 
den würde, andererfeitd der einjährige Freiwillige für die 
ihm a pp Selbftausräuftung und Gelbftverpflegung 
{bon den Vortheil genießt, die dreijährige Dienftpflicht bei 
den Kahnen des fiehenden Heeres mit einem Jahre ableis 
ſten 8 koͤnnen. 

as dagegen die Beſorgniß letztgedachten Koͤnigl. Ober⸗ 
praͤſidii betrifft, dag von den zum einjährigen freiwilligen 
Dienft berechtigten jungen Leuten gerade diejenige Waffe 
gewählt werden möchte, zu welcher fie Eörperlich am menig- 
fien geeignet find, und bei der fie hoffen, nach einiger Zeit 
für völlig untauglicy erklärt zu werden, fo wird das des⸗ 
falls aufgeftellte Bedenken um fo weniger von den Minifte- 
rien getheilt, ald der Eintritt eines Freiwilligen bei der von 
ihm gemählten Waffe doch niemals eher gefchieht, ald bis 
der. betreffende Truppen-Rommandeur, dem hiebei das Urs 
theil eines oberen Militair- Arztes zuc Seite fteht, ihn für 
den Dienft feiner Waffe hinlänglich brauchbar finder. 

Sollte indeß wirklich einmal ein Kal vorfommen, in 
welchem ed wahrfcheinlich wäre, daß der zur AUbleiftung fei- 
ner Militairdienftpflicht eingetretene, und erft einige Zeit 
nachher für dienftunbrauchbar erklärte einjährige Freiwillige, 
abfichtlic diejenige Waffe gewählt hätte, für melche koͤrper⸗ 
lih am mwenigften geeignet zu fein, er —— geweſen: 
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fo werden denn auch die betreffenden oberen Militair- und 
Eivil-Provinzialbehörden ſich darüber zu — haben, ob 
es nach den obwaltenden Umſtaͤnden in der That anzuneh—⸗ 
men fei, daß diefer Kal ſtatt finde, und fi) über die weis 
tere Behandlung deffelben ebenfalld mit einander vereinbas 
ren, oder gemeinfchaftlih darüber zur mweitern Veranlaſſung 
an die Minifterien berichten Eönnen. 

Einem Königl. ꝛc. GeneralsKommando ftelle ih nun ers 
gebenft anheim, hiernach in vorkommenden Fällen verfahren 
ju laffen, indem ich, was den fpgziellen Fall mit dem ein 
jährigen Freiwilligen N. N. betrifft, welcher nach 10monat⸗ 
liher Dienftzeit für den Infanteriedienft, in ſoweit er mit 
dem Gewehr abgeleiftet wird, unbrauchbar geworden ift, 
Wohldeffen Meinung dahin beitrete, daß diefer Freiwillige 
in den 2 Monaten, die er noch bei den Fahnen zu dienen 
hätte, nicht für eine andere Waffe binreicyend ausgebildet 
werden Fönnte, ihm überdied auch nicht zuzumutbhen fein 
dürfte, fich zum zweitenmale auszuräften, und derfelbe übris 
gend im Kriegsreferver und Landwehr Berhältnig bei der 
Jufanterie zu behalten und abzuwarten ift, ob er ſich etwa 
mit der Zeit zur Befdrderung zum Landwehr-Dffizier, wozu 
er fich Eörperlich eignet, auch anderweit eignen dürfte. 

Berlin, den 29. Dftober 1833. 

Für den Kriegsminifter. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage. 
v. Wigleben. 


An 
Ein Köntgl. Hochidbliches General-Konmandg 
des Tien Armee⸗Korps, zu Münfter. 


141. 
Cirfular» Verfügung des Königl. Oberpräfiviums zu 
Koblenz an die Königl. Rheinifchen Regierungen, 
in derfelben Angelegenheit. 





Das Königl. Hohe Kriegsminifterium hat mittelft Ber 
fügung vom 29. Oktober d. 3. beſtimmt: 

1) daß einjährige Freiwillige, welche vor Ablauf ihrer 
einjährigen Dienftzeit für die von ihnen gewählte Waffe 
unbrauchbar werden, aber noch für eine andere Waffe 
tauglich bleiben, zu welcher fie auszubilden, die ih 
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nen noch obliegende Dienflzeit nicht ausreicht, nach 

- vorhergegangener Superrevifion aus dem Dienftftande 
ohne Weiteres ausfcheiden, und zur Armee⸗Reſerve des 
fignirt werden follen; 

2) daß foldye einjährige Breimillige, welche nach beendigs 
ter, Ausbildung zu einer andern Waffe überzutreten 
wuͤnſchen, fich folchen Falls auch der für letztere noth⸗ 
twendigen Ausbildung zu unterziehen verpflichtet find, 

Eine Königl. Regierung feße ich von diefen Beftims 
mungen, wonach die Truppen-Befenlshaber im Bereiche des 
Sten UrmeesKorps bereits inftruict find, ergebenft in Kenntniß. 

Koblenz, den 2. Dezember 1833. 


Der Dberpräfident der Rheinprovinz. 
Aus Auftrag. 
Fritſche. 


142. 


Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Polizei, ſowie des Krieges, an das Koͤnigl. Oberpraͤſi⸗ 
dium zu Coblenz, die Ableiſtung des einjährigen Milie 
tairdienſtes Seitens der evangelifchen Seminariften 
betreffend. 





Auf Em. Hochwohlgeboren Bericht vom 5.5, M., worin 
Sie den Antrag des Rheinifchen Konfiftorit vom 26. v. M., 
dag in gleicher Art, wie hinfichtlich der gegenmwärs 
tig ſchon in den Fatholifchen Priefte-Seminarien bes 
findlichen jungen Leute durch unfere Verfügung vom 
15. Zuli d. J. nachgegeben worden ift, ihrer bereits 
fattgefundenen früheren Meldung zum einjährigen 
Dienfte ungeachtet, noch bei der jährlichen Erfag- 
Aushebung zurüditellen zu laffen, auch bei den evan- 
gelifchen Theologen diefer Kategorie verfahren wers 
den möge, 
unterflügen, ermwiedern mir Ihneu hierdurch, daß zu einer 
folchen allgemeinen Anordnung feine Veranlaffung. vorhans 
den iſt. 
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Die den fraglichen, jeßt in den Seminarien ſich bes 
findenden fatholifchen Theologen zugeftandene Begünftigung 
ift auf die beftimmte Erklärung der geiftlichen Behörde er- 
folgt, daß in die Fatholifchen Priefter » Seminarien jährlich 
nicht mehr junge Leute aufgenommen würden, als der jährs 
liche Abgang der Eatholifchen Geiftlichen jedes bifchöflichen 
Sprengelö betrage, und fomit Fein Ueberſchuß an Geiftlis 
chen beftehe. 

Ein folches Verhältniß findet aber bei den dem evangelis 
ſchen geiftlichen Stande ſich widmenden jungen Leuten nicht 
Statt, und es ift alfo auch fein Grund vorhanden, diejenis 
gen unter denfelben, welche fich früher zum einjährigen freis 
willigen Militairdienfte gemeldet, und deffen Ableiſtung 
übernommen haben, allgemein wieder davon zu entbinden, 
wenn nicht etwa ein fpezielled kirchliches Bedürfnig dazu 
vorhanden ift, d. h. offene Pfarrftellen, zu deren Beſetzung 
ed bei dem Mangel anderer Kandidaten durchaus nöthig 
wird, dergleichen junge Leute, ihrer Meldung zum einjäh- 
tigen freiwilligen Militairdienfte ungeachtet, von der Ab⸗ 
leiftung deffelben zu entbinden. 

Sollten indeß jegt dergleichen Vakanzen flattfinden, 
welche nicht wieder befegt werden können, ohne jungen Theos 
Iogen den Eintritt in den Militairdienft, zu welchem fie 
ſich bereits freiwillig gemeldet haben, zu erlaffen, fo haben 
Em. Hochmohlgeboren darüber zur weiteren Veranlaffung 
zu berichten, und die in Bezug fommenden, eine nacdhträg- 
liche Berüdfichtigung erfordernden einzelnen Fälle nachzus 
weiſen. 

Berlin, den 31. Oktober 1833. 

Der Miniſter des Innern Fuͤr den Kriegsminiſter. 
und der Polizei. Im Allerhoͤchſten Auftrage. 
v. Brenn v. Witzleben. 
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143. 


Reffript des Königl, Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Oberpräfidien zu Münfter und 
„Koblenz, den. Eintritt ber Militair- Freiwilligen en 

drei Jahre betreffend. 





Das Königl. General: Konimando ded Teen Armee 
Korps hat fich veranlagt gefunden, bei dem Königl. Krieges 
miniſterium den nachtheiligen Einfluß zur Sprache zu brin- 
gen, welchen der Eintritt dreijähriger Freiwilliger in felbft 
gewählte Truppentheile bei dem Umftande, dag fi aus 
mehreren Bezirken viele, aus andern dagegen nur wenige 
melden, verfchiedentlich auf die Stärfe und Zufammenfegung 
der Landwehr im Tten Korpsbezirt äußere, und zur mög- 
Tichften Befeitigung deffelben vorgefchlagen : 

„die Departements, Erfag-Kommiffionen bei Verthei— 
lung der von den Kreifen für die verfchiedenen Waf- 
fen jährlich auszuhebenden und zu geftellenden Erz 
fagfontingente darauf rückfichtigen zu laffen, wie 
viele dreijährige Freiwillige aus jedem Bezirke feit 
der leßten- Erfaßgeftelung ſchon eingetreten feien, 
und bei welchen Waffen, damit diefe von dem Konz 

tingente der anderen Waffen, die in der Landwehr 
ihren Etat nicht erreicht hätten, oder doch minder 
zahlreich wären, zugetheilt würden.” 

Die Minifterien des Krieges und des Innern und der 
Polizei, haben gegen diefen Votſchlag nichts zu erinnern 
gefunden. Em. ıc. ftelle ich daher anheim, danach in Ues 
bereinfunft mit dem Königl. General-Kommando des Tten 
Armee⸗Korps, welchem von Seiten des Königl. Kriegsmis 
niſteriums darüber Mittheilung zugegangen ift, bei den Des 
partements⸗Erſatz-⸗Kommiſſionen, in Ausführung der Beſtim⸗ 
mungen des $. 42. der Inſtruktion vom 15. April 1825. 
verfahren zu laffen. 

Berlin, den 3. Oktober 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


1108 


144, 
Reffript der Königl. Minifterien des Innern und der 
Polizei, fowie der auswärtigen Angelegenheiten, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, das Verfahren gegen 
Militairpflichtige in Beziehung auf den Bundes 
Kartel betreffend. 





Der Königl. Regierung erwiedern wir auf den Be 
richt vom 27. Auguſt c. 
die Anmendung der Amneftie-Beflimmungen des all 
gemeinen Bundess Karteld und deffen Deklaration 
auf diejenigen Individuen, welche, ohne ihrer Mili— 
fairpflicht genügt zu haben, fi) außer MilitairsBer 
bältniffen in fremden Bundesſtaaten befinden, be 
treffend, 
hierdurch, daß ſich die in Bundes-Kartel feſtgeſetzte, und 
in der Deklaration deffelben vom 15. Juni v. J. bis zum 
5. Dftober pr. verlängert gemefene Frift, zur Anmeldung 
der Amneſtie allerdings auf ſaͤmmtliche in dritte Buns 
beöftaaten entwichene Deferteurd und ausgetretene Militaiv 
pflichtige dergeftalt bezieht, daß alle dergleichen Indivi⸗ 
duen, gleichviel, ob diefelben in demjenigen Bundesftaate, 
wohin fie ausgetreten, Militairdienfte genommen ba 
ben, oder ohne dafelbft eine Militairverpflichtung eingegan 
gen zu fein, fih nur dort aufhalten, überall Feinen Ans 
fpruh auf Amneftie haben, wenn fie fich zu dieſem Behufe 
nicht innerhalb der vorgedachten Friſt, und zwar die erftere 
bei der ihnen vorgefegten Militairbehoͤrde, die letztern bei 
der Behörde ihres Aufenthaltsortes, gemeldet haben. 

In Anfehung derjenigen Individuen der im Art. 18. 
des Bundes, Karteld bezeichneten Kategorie welche, ohne 
fremde Militairdienfte übernommen zu haben, überhaupt 
nur und etwa zu anderen Zwecken in ein dritted Bundes 
gebiet übergetreten find, enthält zwar weder died Kartel, 
noch auch deffen Deklaration eine ausdrädliche Beſtim⸗ 
mung bierunter; da fämmtlichen gedachten Individuen je 
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doch die Befugniß zufteht, unter Benugung der Amneftie 
entweder in den. fremdherrlichen Militairdienften,. fowie in 
dem fremden Bundesſtaate überhaupt, zu verbleiben, oder 
aber aus diefen Dienften oder aus dem Gebiete dieſes 
Staates feraflos in die Heimath zuräckufehren, fo hören 
diefelben auch, nach Maßgabe ihres dieferhalb genommenen 
Entfchluffes, entweder auf, Angehörige desjenigen Staats 
zu fein, aus welchem ſie früher ausgetreten, und gehen in 
den Unterthans⸗Verband des dritten Staates, in welchen 
fie fih nach ihrem Austritte begeben haben, über, oder fie 
fegen- auch ferner, dad Unterthand-Verhältniß zu demjenigen 
Staate fort, welchem fie vor ihrem Austritte angehört has 
ben. In beiden Faͤllen würde ed aber ohne die ausdruͤck⸗ 
lic) abgegebene Erklärung derfelben über die Benugung dee 
Amneftie an ber nöthigen Erkennbarfeit ihrer diedfälligen 
Willensäußerung ermangeln, und mithin ohne eine folche 
Erklärung, Ungewißheit darüber obmwalten: ob fie ferner 
als Unterthanen desjenigen Staates, aus welchem fie aus⸗ 
getreten find, zu behandeln feien, und demzufolge die ihnen 
in Gemäßheit des 18. Artikels des Karteld dort noch obs 
liegende gefegliche Deilitairpflicht zu erfüllen haben, oder 
ob fie, als aus dem Unterthand:Verbande diefes Staates 
ausgefchieden, zu erachten feien. 

Die Gewährung der Amneftie an die vor Abjchlug 
des Bundes: Karteld in dritte Bundesftaaten entwichenen Des 
ferteurs findet daher zur Zeit und nach längft erfolgtem Ablaufe 
der zur Anmeldung derfelben feftgefegt gewefenen Friſt, der 
Regel nach, nicht mehr Statt. Ruͤckſichtlich der in das 
Koͤnigreich Sachfen ausgetretenen dieffeitigen Unterthanen 
bleibt es jedoch auch ferner bei unferer diesfällig erganges 
nen befonderen Verfügung vom 7. Juni d. 9. 

Berlin, den 3. November 1833. 

Die Minifterien 
des Innern und ber Polizei. der auswärtigen Angelegens 
v. Brenn. heiten. 
Ancillon. 
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J 145. 
Firfular-Reffript des König. Minifteriums des Innern 
und der. Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
‚ bie Zeitbeſtimmung für die Benußung der ertheilten 
Auswanderungs:Konfenfe betreffend. 





Es ift der Fall vorgefommen, daß ein Landiwehrmann, 
welchem der erbetene Konfens zur Auswanderung’ ertheilt 
toorden, nicht ausgewandert, fondern- in feinem früheren 
Verhältniffe geblieben war, dadurdy aber den Verdacht auf 
fih gezogen hatte, daß er fih nur dadurch den ihm im 
dieffeitigen Staate obliegenden Verpflichtungen habe eine 
Zeitlang entziehen wollen. 

Um aͤhnliche Mißbräuche zu verhüten, wird die Königl. 
Regierung hiermit angewieſen, in die Fünftig zu ertheilens 
den Auswanderungs-flonfenfe den ausdrücklichen Vorbehalt 
aufzunehmen, daß folche ald erlofchen anzufehen, wenn nicht 
binnen einer nach den Umftänden auf vier Wochen bis drei 
Monate zu beftimmenden Frift die Auswanderung bemirkt 
werde. . 

Berlin, den 28. Dezember 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


146. 


Girfular-Reffripe des König. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Oberpräfidien, 
das Verfahren mit den aus dem ftehenden Heere zur 
Kriegs: Referve und fpäter zur Landwehr übertre 
tenden Individuen betreffend. 





Mit Bezug auf die durch die Gefeßfammlung publizirte 
Königl. Kabinets:Drdre vom 3. November 1833., erläuternde 
Beflimmungen in Betreff der Fünftigen Ergänzungsmeife der 
Truppen enthaltend, benachrichtige ich das Königl. Ober; 
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praͤſidium, daß nach einer unterm 23. ejusdem ergangenen 
Allerhoͤchſten Ordre, die von der Linie zu entlaſſenden Leute, 
da fie nicht gleich zur Kriegs-Reſerve übergehen, nur Urs 
laubspäffe erhalten, und diefe erft gegen Landwehrpäffe vers 
taufchen follen. 

Das Königl. Kriegsminifterium hat diefe Allechöchfte 
Beftimmung der Armee mit dem Eröffnen befannt gemacht, 
daß die mit bloßen Urlaubspäffen, anftatt der bisherigen 
Kriegö-Refervepäffe, von den Fahnen des flehenden Heeres 
zu entlaffenden Leute in den Rapporten ald Kriegö-Referves 
Mannfhaften zu führen feien, nachdem der Erfag bei den 
Truppen eingetroffen wäre; daß fie alddann zugleich in alle 
BVerhältniffe der. Kriegs: Meferve-Mannfchaften Abergehen, 
und unter Aufficht und Kontrolle der Landwehrbehörden 
treten, auch, mie bisher die Kriegs-Reſerve, nicht ohne hör 
here Autorifation zu den Linientruppen wieder einberufen 
werben, aber überall zu den Landwehr⸗Uebungen kommen 
mürben; 

Ein mir vom Königl. Kriegsminifterium mitgetheiltes 
Schema, nach welchem diefe auf unbeflimmte Zeit zu ers 
theilenden Urlaubspäffe ausgefertigt werden, füge ich nach⸗ 
richtlich bei, indem ich zugleich in Beziehung auf die ers 
mwähnte frühere Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 3. Nor 
vember 1833. noch Folgendes bemerfe. 

Durch die in felbiger enthaltenen Beftimmung, daß bie 
Dienftpflichtigen, welche erft nach vollendetem 20ften Les 
bensjahre zum Militairdienft eintreten, auch um fo viele 
Jahre fpäter, als died gefchieht, aus dem erſten Aufgebot 
der Landwehr ausfcheidenfollen, und der Anfang der Dienſt⸗ 
zeit erft von dem wirklichen Eintritt zum aktiven Militair⸗ 
dienfte bei den Fahnen zu berechnen ift, wird fich die Kom⸗ 
pleterhaltung der Landwehr für die Zukunft weſentlich er» 
leichtern.. Um aber diefen Zweck noch mehr zu fichern, 
wuͤnſcht das Königl. Kriegsminifterium eine Ermeiterung 
der Kontrollmaßregeln in Bezug auf die zu heimathlichen 
Berhältniffen übergegangenen, ihren Aufenthalt häufig wech, 
felnden Mannfchaften der Kriegs-Reſerve und Landwehr, ' 
einfchließlich der von jegt ab aus dem Dienfifiande der 
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Truppen mit Urlaubspäffen. auf unbeftimmte Zeit nach dem 
anliegenden Schema ausfcheidenden Leute. 

Durch den Eirfulars Erlag vom 9. September 1819, 
ift bereitd feftgefeßt worden, daß die Ortöbehörden, damit 
die, bei Aufenthaltd-Veränderungen und Reiſen der zur 
Kriegs⸗Reſerve und Landwehr gehörigen Leute, erforderliche 
Meldung derfelben bei den Bezirkd-Feldwebeln auch wirk— 
licy gefchehe, Feinem diefer Leute die Niederlaffung an an- 
deren Drten geftatten follen, der ficy nicht durch die Bes 
foyeinigung der Landwehrbezirks⸗Feldwebel daruͤber auss 
weife, daß die ihm bei jeder Aufenthalts:Veränderung ob: 
liegenden Meldungen feinerfeitd wirklich fattgefunden ha— 
ben, welches auf dem Militairpaffe bemerkt werden muß. 

Um nun diefer Beftimmung die erforderliche Wirkfam: 
feit zu geben, ift es nöthig, daß die Drtöbehörden nicht 
ungewiß bleiben, ob die in dem Bereich ihrer Wirkſamkeit 
neu anziehenden Leute zur Kriegs-Reſerve und Landwehr 
gehören, oder nicht. Denn die Militairpäffe von Krieges 
Keferves und Landwehr-Mannfchaften koͤnnen ihren Inhas 
bern durch allerhand Zufälle abhänden gekommen, oder fonft 
verloren gegangen, auch wohl von denen, welche fich der 
Militair- Verpflichtung zu entziehen die Abficht haben, vors 
fäglich vernichtet worden fein. " 

Der Mangel eined folchen Paſſes entfcheidet alfo bei 
neu anziehenden Leuten noch nichts über das bei ihnen ob- 
waltende Militairverhältnig. Vielmehr bedürfen die Orts⸗ 
behdrden noch anderweiter Merkmale, vermittelft welcher fie 
die noch der Kriegs-Reſerve und Landwehr angehörigen Leute 
von denen, die nicht mehr militairpflichtig find, zu unters 
ſcheiden und zu erkennen vermögen. 

Dazu giebt die duch die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 
vom 21. März 1825. getroffene Einrichtung der Looſungs⸗ 
ſcheine das ficherfte Mittel. Denn jeder zum erſten Male 
ſich vor die Erſatz-Kommiſſionen geftelende Militaicpflichs 
tige erhält feinen Loofungsfchein mit Bemerkung der ihn 
beim Loofen zugefallenen Nummer, fowie deffen, was hin 
fichtlich feiner, wenn er nicht fofort zum wirklichen Militairs 
dienfte auögehoben wurde, Seitens der Erfagbehdrde vers 
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fügt worden iſt, wovon nur diejenigen eine Ausnahme mas 
chen, welche wegen augenfcheinliher Dienſtuntauglich⸗ 
keit nach Beftimmung vom 7. Auguſt 1826. ad $.$. 10. 
und 21. der Snftruftion vom 13. April 1825, ſchon vor 
der Loofung ausgemuſtert werden dürfen. Es ift fomit je- 
der nicht ſchon augenfcheinli ganz militairdienft-untaug- 
liche junge Mann, vom 20ften Lebensjahre ab, entweder 
mit einem Lonfungsfcheine der Erfagbehörde, auf welchem 
etwanige Zuräcftelungen bemerkt find, oder mit einem Ans 
nahmefcheine zum einjährigen freiwilligen Dienfte, oder mit 
einem Entlaffungsfcheine der Erfagbehdrden, oder mit einem 
Entlaffungsfchein des in Bezug kommenden Truppentheils, 
oder endlich mit einem Militairpaffe (Beurlaubung, Kriegs: 
Referve, Landwehr erften und zweiten Aufgebots) verfehen, 
muß fi alfo auch damit bei jeder Drtöbehörde ausmweifen 
können, und wird daher, falld er etwa bei vorfommendem 
Yufenthaltsmechfel an dem von ihm gewählten neuen Wohn: 
orte vorgeben follte, keinen diefer Päffe oder Scheine ers 
halten zu haben, fyon allein aus diefer Angabe ohne Schwie— 
tigkeit ald ein Dienftpflichtiger zu erkennen fein, der dem 
Derdachte unterliegt, fi der Militairdienftpflicht abfichtlich 
entziehen zu wollen, und dem die Drtöbehdrden daher weder 
den bleibenden Aufenthalt noch die Niederlaffung eher ger 
ſtatten dürfen, bis er fich über fein Militair-Verhaͤltniß aus⸗ 
gewiefen hat. 

Dies muß namentlich auch auf alles männliche Dienfts 
perfonal und fämmtliche Knechte auf dem Lande audges 
dehnt werden, die Polizeibehörde jedes Drtd mithin darauf 
halten, daß die neu anziehenden männlichen Dienftboten 
und Knechte von demjenigen, der fie gemiethet hat, beim 
Antritt des Dienftes dem Ortsvorſteher angezeigt werden, 
und feinem derfelben der bleibende Aufenthalt im Drte eher 
geftattet werde, als bis er fi) über das bei ihm obwal- 
tende Militair⸗Verhaͤltniß gehörig ausgemiefen. 

Nur auf diefe Art wird es möglich fein, dem bisher 
fo vielfach vorgefommenen Berlufte an Kriegs⸗Reſerve⸗ und 
Landwehr-Mannfchaften beim Verziehen derfelben aus einem 
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Kreife in den andern, und aus einer Provinz in die andere 
für die Folge mehr vorzubeugen. 

Seitend des Kriegsminifteriums wird übrigens, mie 
bisher, darauf gehalten werden, daß, fobald die Landwehr: 
behörden von einem Falle Kenntnig bekommen, wo Kriegs 
Neferve- und Landwehr, Mannfchaften der Aufenthalt an 
irgend einem Orte ohne vorher flattgehabte Meldung der 
felben beim Bezirks⸗Feldwebel geftattet worden, der vorge 
fommene fpezielle Sal immer zum Gegenftande einer befons 
deren Unterfuchung unter den in Bezug fommenden Behoͤr⸗ 
den gemacht ‚werde, damit flaktgefundenen Verſtoͤßen auf 
dem Fürzeften Wege fogleich abgebolfen werden koͤnne. 

Das Königl. Oberpräfidium hat hiernach die Regieruns 
gen zu inſtruiren, und das Erforderliche durch die Amtes 
blätter befannt machen zu laffen. 

Berlin, den 24. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


147. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an die Königl. Oberpräfidien zu Koͤ⸗ 
nigsberg, Breslau und Pofen, das Verfahren gegen 
die aus der Heimath ohne Urlaub fich entfernenden 
Kriegs:Referviften und Landwehrmänner betreffend. 





Nah einem Schreiben des Königl. Kriegsminifterii 
vom 14. d. M. find feit einiger Zeit mehrere entlaffene Uns 
teroffiziere und Soldaten aus den alten Provinzen nament: 
lih aus Dftpreußen, Schlefien und Pofen, nur mit ihren 
Entlaffungsfcheinen refp. zur Kriegs-Reſerve oder Landwehr 
und fonft mit feinem weiteren Ausweiſe verfehen, auch ohne 
fi bei ihrem Abgange aus dem Heimathöorte bei den bes 
treffenden Behdrden gemeldet zu haben, nach der Bundes: 
Seftung Luremburg gekommen, um bei den dort fiehenden 
Truppen die Einfiellung zum Dienfte nachzufuchen. 
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‚Es: hat indeffen der größte Theil diefer Leute. aus vers 
fehiedenen Gründen feine Annahme gefunden, und find fol 
che, wie das Militair »Gouvernement der Bundes: Feftung 
Luremburg vermuthet, aus Mangel an den. erforderlichen 
Subfiftenzmitteln zur Ruͤckkehr in ihre Heimath, weiter 
nach Frankreich oder Belgien gegangen, um fi) in Diefen 
Ländern zum Militairdienfte für Algier oder Portugal ans 
werben zu laffen. 

Ich bin mit dem- Königl. Kriegsminifterio einverſtan⸗ 

den, daß dieſem Webelftande auf jede mögliche Weife ent- 

gegengewirkt werde, und erſuche deshalb Ew. ıc. 
die Polizeibehoͤrden Ihres Ober⸗Praͤſidialbezirks durch 
die Koͤnigl. Regierungen anweiſen zu laſſen, hierauf 
ihr beſonderes Augenmerk zu richten, und in vors 
Eommenden Fällen dergleichen zur Kriegs⸗Reſerve 
oder Landwehr entlaffenen Individuen zu belehren, 
dag fie, in fofern fie in den meftlichen Provinzen 
nicht wirklich ihre Heimath haben, oder fich darüber 
ausweifen können, daß fie dort ein ficheres Unter 
kommen finden, oder vorher die Gemwißheit haben, 
bei den dort fiehenden Truppen Annahme und Eins 
ftellung zu finden, auf's Gerathewohl den Marſch 
nicht unternehmen, auch ihnen event. den Paß nach 
Luremburg und von da weiter in’d Ausland zu vers 
fagen, mit dem Bedeuten, daß, wenn fie ohne fels 
bigen dennoch dorthin abgehen follten, fie es fich 
felbft beisumeffen haben mürden, wenn fie an der 
dieffeitigen Grenze erforderlichen Falles in ihre Heis 
math zurücgewiefen würden. 

Das Königl. Kriegsminifterium hat die Königl. Ges 
neral-Kommando’s mit ber erforderlichen Inſtruktion eben, 
falls verfehen. 

Berlin, den 26. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


Abfchrift an die Königl. Oberpräfidien zu Breslau 
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und Pofen zur gefälligen Kenntnißnahme, und um ein Glei⸗ 
ches für die dortigen Ober-Präfidialbegirke anzuordnen. 
Berlin, den 26. Dezember 1833. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


148. 
Kefkript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an das Königl. Dberpräfivium zu Coblenz, 
in derſelben Angelegenheit. 





Nah einem Schreiben des Königl. Kriegsminifterii 
vom 14. d. M., werden Em. ꝛc. bereitd durch das Königl. 
General: Kommando des Bten Armee» Korps benachrichtigt 
worden fein, daß feit einiger Zeit mehrere entlaffene Unterz 
offiziere und Soldaten u. f. m. bis zu den Worten in dem 
vorangegangenen Reſkripte: 

„Luremburg gefommen” 
find, um bei den dort fichenden Truppen die Einftellung 
zum Dienfte nachzufuchen. 

Es hat indeffen u. f. w. bis zu den Worten: 

„anmwerben zu laffen.” 

Ich bin mit dem Königl. Kriegsminifterio einverftans 
den, daß diefem Uebelftande auf jede mögliche Weife ent 
gegen gemwirft werde, und habe deshalb die Königl. Ober 
Praͤſidialbehoͤrden zu Königsberg in Pr, Breölau und Por 
fen mit der erforderlichen Anweiſung zur Verhütung diefes 
Uebelftandes verfehen. 

Em. ıc. erfuche ich aber: 

die betreffenden Grenz» Polizeibehörden Ihres Ober: 
Praͤſidialbezirks durch die betreffenden Königl. Ne 
gierungen anmeifen zu laffen, dergleichen entlaffene 
Militairs, wenn fie nicht mit den erforderlichen Päfs 
fen verfehen find, nicht über die Grenze zu laffen, 
und fie, wenn fie fonft dieffeitd ihre Unterfommen 
nicht finden, in ihre Heimath zurüczumeifen. 

Auch 
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Auch wollen Em. ꝛc. ſich wegen fonfliger etwa noch 
zu treffender Vorkehrungen mit dem Koͤnigl. General-⸗Kom⸗ 
mando des Sten Armee⸗Korps, welches vom Kriegsminiſte⸗ 
rio deshalb Anweiſung erhalten hat, vernehmen, um auf 
diefe Weife die Anordnungen des Königl. Kriegsminifterit 
zu unterftügen. 

Berlin, den 26. Dezember 1833. 

Der Minifter ded Innern und der Polizei, 
v. Brenn. 


149. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, bie 
Zurüdftellungen beim Erfag für das ſtehende Heer 

betreffend. 
Der Bericht der Königl. Negierung vom 13. v. M., 
worin Diefelbe darüber anfrägt: 

4) ob diejenigen Individuen, welche wegen zeitiger Uns 
brauchbarfeit mehrmals beim Erfaß für das flehende 
Heer zurhckgeftellt worden find, und nur noch zur Ein- 
ftellung als Kriegsreferve-Nefruten, für den Fall, daß 
fie fpäterhin dienfibrauchbar werden möchten, gelangen 
folen, bei der bevorfiehenden Aushebung, da fie in 
diefem Jahre für die Kriegsreferve nicht ausgehoben 
werden fönnfen, ganz zu übergehen, oder gleihmohl 
zum Dienfte bei den Fahnen auszuheben? 

und 

2) ob die von der Königl. Regierung näher bezeichneten 
Schulamtö-Kandidaten, da die Kriegsreferve im lau: 
fenden Jahre feine Rekruten erhalte, bei der kommen; 
den Aushebung ebenfalls zu übergehen, oder dennoch 
auszuheben, und den Truppen zur außerordentlichen 
Ausbildung zu übermweifen feien? 

ift zunaͤchſt dem Königl. Kriegsminifterium zur Aeußerung 
vorgelegt worden. 

Annalen, Heft IV. 1833. Ecce 
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In der Anlage Ca.) wird der Königl. Regierung eine 
Abfchrift diefer Aeußerung mit dem Bemerken zugefer- 
tigt, daß das Minifterium des Innern und der Polizei 
damit einverftanden ift, und Ihr anheimftellt, danach Ihrer⸗ 
feitö verfahren zu Jaffen. 

Berlin, den 15. November 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


a. 


Bei Zuruͤckreichung ded anliegenden Berichts der Koͤ— 
nigl. Regierung zu Magdeburg ermangelt das Kriegsminis 
fterium nicht, die von Einem Königl. Hochloͤblichen Miniſte⸗ 
rium in dem verehrlichen Voto vom 23. Dftober c. darüber 
verlangte dieffeitige Aeußerung in Folgendem abzugeben. 

1) Was diejenigen Individuen betrifft, die wegen zeitiger 
Unbrauchbarkeit mehrmals beim Erſatz für’s ftehende 
Heer zurücgeftellt worden find, und nur noch zur Ein- 
ftelung ald Kriegsreſerve-Rekruten für den Kal, daß 
fie fpäterhin dienftbrauchbar werden möchten, gelaugen 
ſollen: fo ift vermittelt der inzwifchen erfolgten Aller: 
höchften Kabinets-Drdre vom 3. November 1833. der 
Termin, bis zu welchem diefe nachträgliche Einziehung 
ftattfindet, durch das vollendete 25fte Lebensjahr be 

raͤnzt. Eine fpätere Einziehung, um ald Kriegsreferves 

Rekruten die für leßtere jetzt feftftehende Gmonatliche 

Ausbildung zu erhalten, wird mithin nicht gefchehen 

können, das Weitere binfichtlicy diefer Leute alfo das 

von abhängen, ob der Bezirk in dem betreffenden Fahre 

Kriegsreferve- Nekruten auszuheben und den Truppen 

zu geftellen hat, oder nicht. 

2) In Betreff der Schulamts-Kandidaten, welche in Se 
minarien auögebildet worden find, wird nach dieffeiti: 
gem Erachten fortdauernd nach den Beſtimmungen der 
Alerhöchften KabinetsOrdre vom 29. Dftober 1827. 
verfahren werden müffen. Sie treten daher, je nach: 
dem fie ald Kriegsreſerve-Rekruten zu einer ſechswoͤ—⸗ 
&hentlichen, oder als Landmwehr-Nekruten zu einer viers 
wöchentlichen Ausbildung fommen, dazu bei den Trups 
pen des ftehenden Heeres ein, wo ihre Verpflegung, da 
Feine dergleichen fechömdchentliche und vierwöchentliche 
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Berpflegungen mehr etatsmäßig find, künftig überall 
ertraordinair über den Etat nöthig wird, wie ſchon 
bisher binfichtlich derjenigen dieſer Leute gefchah, die 
als Landwehr⸗Rekruten bei einem ihrer Heimath nahe 
ftehenden Truppentheile der Linie ererzirt wurden. 
Berlin, den 10. November 1833. 
Kriegsminifterium. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage. 
v. Witzleben. 


150. 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
das Verfahren ruͤckſichtlich der bei den Feſtungs⸗Artil⸗ 
lerie⸗ und Pionier⸗Reſerve⸗Kompagnien vorkommenden 
Reklamationen betreffend. 





Auf Veranlaſſung einer Anfrage uͤber den Erſatz fuͤr 
einen zur Formation der Feſtungs-Artillerie-Reſerve-Kom⸗ 
pagnien am Rhein abgegebenen Artilferiften, welcher reflas 
mirt, und darauf entlaffen morden tft, find die Miniſte— 
rien ded Innern und des Krieges, zum Behuf eined gleich- 
mäßigen Berfahrens in ſolchen Fällen, dem bdesfallfigen 
Vorſchlage der Königl. General:Infpektion der Artillerie da- 
hin beigetreten: 

1) daß die Regierungen ſich in den, die Mannfchaften der 
Feſtungs⸗Artillerie-Reſerve-Kompagnien betreffenden Re 
klamations⸗Faͤllen immer an das König. General-Koms 
mando des Sten Armee⸗Korps zu menden haben, wel⸗ 
ches die Entlaffung des Reklamirten nah Maßyabe 
der obmwaltenden Umftände und Bedürfniffe des Dien- 
ſtes verfügt, auch zugleich veranlaßt, daß der Erfag 
dafür, in Gemäßheit der allgemeinen Beſtimmungen 
über die Ergänzung der gedachten Kompagnien, von 
der Artillerie Brigade, zu welcher der Neklamirte vor 
feiner Abgabe an die Feſtungs⸗-Artillerie-Reſerve-Kom⸗ 

Ecec 2 
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pagnien gehörte, geleiftet wird, diefe Brigade aber dem 
Erſatz aus den eingeftellten Mannfchaften derjenigen 
Altersklaſſe leiftet, die bereits ihre erfte Ausbildung 
vollendet hat; 

2) daß jedoch diejenige Regierung, welche einen Artilles 
riften der Feſtungs-Artillerie-Reſerve-Kompagnie bei 
dem Königl. General: Kommando des Sten Armee⸗Korps 
zur Entlaffung reklamirt, damit hierbei die heimathli- 
chen Militair - Ergänzungsbehörden nicht uͤbergangen 
werden, den Entlaffungs» Antrag jedesmal zuvor dem 
in Bezug kommenden Landwehr: Brigades Kommando 
mitzutheilen hat, damit leßtered bemerfe, ob etwas da- 
bei zu erinnern nöthig fei oder nicht; 

3) daß in derfelben Art von den Regierungen auch hins 
ſichtlich der Reklamationen bei den Feſtungs-Reſerve— 
PioniersKompagnien verfahren werde. 

Die Königl. Regierung fege ich von diefer Uebereins 
kunft in Kenntnig, um demgemäß in vorkommenden Fällen 
zu verfahren. 

Die Militairbehörden find hiernach von Seiten des 
Königl. Kriegsminifteriums gleichmäßig inftruict worden. 

Berlin, den 16. Dftober 1833. 
Der Minifter ded Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 





151. 

Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
die Verhäleniffe des für einen Ausgetretenen ges 
ftelten Erfagmannes betreffend. 





Auf Anlaß einer Anfrage: 
tie lange der für einen Ausgetretenen nach der Al 
lerhöchften Kabinets-Ordre vom 22. Oktober 1821. 
aus der nämlichen Kommune und fubfidiarifch aus 
dem nächften heimathlichen Verbande geftellte Erfag 
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mann zu dienen habe, wenn der Deferteur fich fpä- 
ter wieder einftelle ? 
wird der Königl. Regierung, im Einverftändniß des Königl. 
Kriegsminifteriums, deffen Aeußerung hierüber erbeten. wor⸗ 
den, Nachſtehendes eröffnet. 

Wenn in Ausführung der Allerhöchften Kabinets⸗Or⸗ 
dre vom 22. Dftober 1821. beim Erfage für einen Entwis 
chenen, binfichtlich deffen zunächft die Kommune, und in 
fofern diefe nicht mehr im Stande ift, den Erfaß dafür 
aufzubringen, das Kirchfpiel, die Bürgermeifterei, jedenfalls 
aber der betreffende Kreis, hinzuzutreten und den Ausfall 
zu deden verpflichtet ift, ein Dienftpflichtiger zur Einftelung 
in die Truppen kommt, der im Wege ber gewöhnlichen Ers 
fagleiftungen nach feiner Loosnummer nicht von der Auss 
hebung betroffen fein würde, und der bloß deshalb, aus: 
gehoben mird, meil die Kommune, oder fubfidiarifch der 
fonftige nähere heimathliche Verband des Entwichenen, zur 
Deckung des Ausfalles auffommen muß, fo hat in ſolchem 
Falle der für den Entwichenen geftellte Erfaßmann auch 
nur diejenige Pflicht zu erfüllen, der ſich der Entwichene 
oder Ausgebliebene entzögen. 

Der Erfagmann hat alfo, falls. der Entwichene fchon 
einen Theil der ihm obliegenden Dienftpflicht felbft abgeleis 
ftet, nur noch den verbleibenden Neft abzuleiften, kann mit 
bin auch die Entlaffung von den Fahnen des fiehenden Hees 
red fordern, fobald der Entwichene oder Ausgebliebene nach 
feiner Rückkehr wieder zum Dienfte eintritt. 

Hatte aber der von den Fahnen entwichene Dienftpflich- 
tige nur noch eine fo kurze Zeit zu dienen, daß der für ihn 
geftellte Erfagmann nicht einmal vollftändig für feine Waffe 
ausgebildet werden könnte, fo bleibt in ſolchem Falle diefe 
Ausbildung immer als 'grundfägliche Bedingung fichen, 
und es ift dafür eine Zeit von fehs Monaten ald Minis 
mum anzunehmen, fo daß alfo der für einen Ausgetretenen 
von feiner Kommune ꝛc. zu geftellende Erfagmann, damit 
er eine möglichft volftändige Ausbildung für feine Waffe 
erhalte, immer mwenigftend 6 Monate zum Dienfte bei den 
Bahnen zu behalten, und erft dann zur Kriegsreſerve zu 
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entlaffen ift. Auch findet diefe fechömonatliche Ausbildung 
in dem Falle Statt, wo der zurückehrende Entwichene früs 
ber ald mit 6 Monaten wieder zum Dienft eintritt. 

In diefer Weife läßt fich die der Beſtimmung des $. 
90. der Inſtruktion vom 30. Juni 1817. und der Allerhöch- 
fien Kabinet3:Ordre vom 22. Oftober 1821. zum Grunde 
liegende Abficht, die Entweichungen durch die davon auf 
die Kommune und fubfidiarifch auf den ſonſtigen näheren 
heimathlichen Verband des Ausgetretenen zurüdfallenden 
Folgen zu vermindern, am leichteften mit der Rückficht ver⸗ 
einigen, auf welche der von der Einftellung Betroffene, der 
fonft nicht zum Dienft herangezogen worden wäre, Ans 
fpruch hat. 

Die Königl. Regierung hat von diefen Grundfägen die 
Eivilmitglieder der Erfagbehörden in Kenntniß zu fegen. 

Die oberen Provinzial: Militairbehörden werden Seitens 
des Königl. Kriegsminiſteriums hiernach ebenfalls inftruirt 
werden. 

Berlin, den 15. Oftober 1833. 

Der Minifter des Innern und der Poligel, 
v. Brenn. 


152. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an das Königl. Oberpräfidium der Rheinpros 
vinz, den Erfag eines im Wege der Aushebung irgend 
einem Truppentheile zugetheilt gewefenen Deferteurs 
betreffend. 


In Folge Em. Ercellenz geehrten einverftändlichen Aeuße⸗ 
rung vom 29. Oftbr. 1833. ift dem Königl. General:Kommando 
des ten Armee⸗Korps auf feine desfallfige Anfrage eröff- 
net worden, daß, fobald der Deferteur auf dem Wege der 
Yushebung irgend einem Truppentheile zum Erfag zugetheilt 
worden, derfelbe, mag er aus dem Korpsbezirke gebürtig 
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fein oder nicht, der den Erfag für Entrichene und Ausge⸗ 
tretene beftimmenden Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 22. 
Dktober 1821. zu Folge, jeden Falles aus der Kommune, 
Bürgermeifterei ıc., die ihm geftellt hat, und fomit fubfidias 
riſch aus dem betreffenden Kreife zu erfegen iſt. 

Em. Ercellenz ermangele ich nicht, hiervon unter dem ganz 
ergebenften Anheimftellen Mittheilung zu machen, dem Koͤ⸗ 
nigl. Oberpraͤſidium der Rheinprovinz gleichfalls das Er, 
forderliche daruͤber gefaͤlligſt zugehen laſſen zu wollen, da⸗ 
mit etwanigen Differenzen in dieſem Verfahren begegnet 
werde. 

Berlin, den 14. November 1833. 

Fuͤr den Kriegsminiſter. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage. 
v. Witzleben. 
den Koͤnigl. wirklichen Geheimen Staats- 
minifter des Innern und der Polizei, 
Heren Freiherrn v. Brenn, 
Excellenz. 

Abſchrift vorſtehenden Schreibens an das Koͤnigl. Ober⸗ 
praͤſidium zu Coblenz zur gefaͤlligen Nachricht. 

Berlin, den 16. November 1833. 

Der Minifter des Junern und der Polizei. 
v. Brenn. 





153. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
die Mittheilung der gegen die zu den Arbeiter» Abthei- 
kungen eingejogenen Militair-Dienftpflichfigen früher 
ergangenen Straferfenntniffe betreffend. 





In Abſicht auf das Kehabilitations-Verfahren folder 
_ Militair-Dienftpflichtigen, die, nachdem fie in ihren bürger: 
lichen Berhältniffen die Nationalkotarde verloren, ald mo: 
raliſch unwuͤrdig, zur Einftelung in die Arbeiter Abtheiluns 
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gen gefommen find, hat das Königl. Kriegdminifterium die 
General: Kommando’d neuerdings mit Inſtruktion verfehen, 
und zugleich zum Zwecke des gedachten Verfahrens bei mir 
darauf angetragen, daß bei Ueberweifung folcyer moralifch 
unmärdiger Dienftpflichtigen an die Arbeiter-Abtheilungen, 
Behufs der Erfüllung ihrer Militaicpflicht, den betreffenden 
Kommandanturen zugleih Abfchriften der civilgerichtlichen 
Erkenntniffe, welche über die gedachten Yndividuen vor ih: 
rer Aushebung wegen begangener Verbrechen gefällt wor⸗ 
den find, und den Landräthen in Kolge der von dem Königl. 
Yuftigminifterio unterm 17. September 1819. an fämmtliche 
Gerichtöbehörden erlaffenen und im laufenden Fahre in Erz 
innerung gebrachten Verfügung zugeben, mitgetheilt werden, 
damit die Kommandanturen Gelegenheit haben, mit diefen 
Subjekten und dem Grade ihrer moralifchen Unwuͤrdigkeit 
näher befannt zu merden. 

In Gemäßpeit diefes Antrages veranlaffe ich die Kb» 
nigl. Regierung, die Landräthe Ihres Departements anzu: 
meifen, die in Rede ftehenden Erfenntniffe bei der Aushe⸗ 
bung jener Individuen, den Departements - Erfags Kommif- 
fionen zur weiteren Veranlaffung vorzulegen. 

Berlin, den 27. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


154. 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl, Oberpräfidien, 
den Fortfall der monatlichen eintägigen Uebungen für 
die Kriegs⸗Reſerve⸗ und Landwehr-Artilleri-Manns 
fchaften betreffend. 





Des Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchfter Dr 
dre vom 6. d. M. zu beflimmen geruht, daß die monatlichen 
eintägigen Uebungen für die Kriegs-⸗Reſerve⸗ und Landwehr 
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Artillerie⸗ Mannſchaften künftig wegfallen follen, letztere aber 
‚ bei den Kontcol-Berfammlungen nicht fehlen dürfen. 

Das Königl. Oberpräfidium fege ich ven diefer Aller 
hoͤchſten Beftimmung nachrichtlic in Kenntniß, um darnach 
Das Erforderliche an die Regierungen zu erlaffen. 

Berlin, den 14. Dezember 1833. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Brenn. 


155. 
Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern und 
der Polizei, an die Königl. Regierung zu Potsdam, daß 
für entbehrte Nutzung der bei den LandmwehrsUebungen 
erfranften Pferden den Eigenthümern verfelben Feine 
Entſchaͤdigung aus Staatsfaffen zu gewähren fei. 





Der Königl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
16. v. M. ermwiedert, daß die AUnficht der Juͤterbog⸗Lucken⸗ 
walder Kreisftände, 
der Staat habe in Fällen, wo zu den Landwehr⸗Ue⸗ 
bungen geftellte Pferde bei der Uebung erkranken, die 
Entfhädigung der Eigenthümer diefer Pferde für 
entbehrte Nußung während der Dauer der Kur eben 
ſowohl zu übernehmen, als er die Koften für die 
Kur und Fütterung trägt, 
nicht begründet ift. Die unentgeldliche Geftellung der Pferde 
zu den Landmwehrsllebungen ift eine den Kreifen gefeglich ob⸗ 
. liegende Verpflichtung. Die Kreife haben alfo nach dem 
befannten Rechts-Grundſatze, daß der Eigenthuͤmer den Zu: 
fall zu fragen hat, für diejenigen Pferde, welche während 
der Uebung fallen oder erkranken, feinen Entſchaͤdigungs⸗ 
Anfpruh an den Staat. Wenn nun gleichwohl das Koͤ— 
nigl. Kriegsminifterium eine Entfchädigung für die gefalle- 
nen Pferde gewährt, und die erkrankten Pferde auf Koften 
des Militaic-Fonds heilen läßt; fo kann doch daraus Fein 
Anfpruch hergeleitet werden, daß der Militair⸗Fonds nun 
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auch noch fogar für die Dauer der Kur Entfchädigungss 
Gelder wegen der entbehrten Nußung der Pferde übernehme. 

Das Koͤnigl. Kriegsminifterium hat eine ſolche Ent- 
ſchaͤdigung ohmedies ſchon ausdrücklich abgelehnt, und das 
unterzeichnete Minifterium ift bei den flattfindenden Vers 
hältniffen außer Stande, Anträgen Folge zu geben, welche 
auf die Bewilligung derfelben aus dem Militair⸗Fonds ges 
richtet werden. Die Staatöbehörde hat es in Betreff jener 
Pferde⸗Geſtellung lediglich mit den Kreifen zu thun. 

Welche Entfchädigungen diefe etwa den Pferde-Eigen- 
thümern gewähren wollen, muß auch lediglich den Kreis- 
Berfammlungen überlaffen bleiben, und es koͤnnen daher 
die Gefteller der Pferde ſich wegen ihrer Entfhädigung nur 
allein an die Kreife halten, wohin fie alfo auch eventuell zu 
verweifen find. 

Berlin, den 20. Dezember 1833. 

Minifterium ded Innern und der Polizei, 
“ Köhler. 


156. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmeliche Königl. Regierungen, 
die Einfendung der Marfchrouten einzelner Truppentheile 
an das Königl. Kriegsminifterium betreffend. 





Da die Berhältniffe, welche die Eirkular-Beftimmung 
des unterzeichneten Minifterii vom 18. November 1830. ver- 
anlaßten, 
wonach die Königl. Regierungen von allen, durch 
fie für Teuppen bis zu einem Jufanterie-Bataillon 
und Kavallerie Regiment hinab, fowie für ErfagDe 
tachementd auögefertigten Marfchrouten fofort eine 
Abſchrift an das Königl, Kriegsminifterium einzu 
fenden haben, 

gegenwärtig nicht mehr frattfinden; fo bedarf ed nach der 

Yeußerung des gedachten Minifterii einer fo ausgedehnten 
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Mittheilung der ertheilten Marfchrouten nicht mehr. Es 
genügt vielmehr, wenn die Königl. Regierung demfelben fort: 
an nur diejenigen Marfchrouten in Abfchrift einſendet, wel, 
che Truppentheilen ertheilt werden, die entweder in entfernte 
Gegenden des Staates marfchiren, oder auf ihrem Wege 
Berlin oder Potsdam felbft, oder in deren Nähe paffiren. 

Die Königl. Regierung hat daher hiernach für die Folge 
zu verfahren. 

Berlin, den 19. Oktober 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


157. 

Cirfular-Reffript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
die Verabreichung der Marfchbeföftigungsgelver an 
die Quartiergeber betreffend. 





Es ift der Fall vorgelommen, daß auf dem Marfche 
befindliche Militairperfonen verfucht haben, ihre Quartierz 
geber zu einem Erlaß an den, denfelben zu zahlenden Ber 
koͤſtig ungsgeldern zu bewegen; auch haben öfter einzeln mars 
fhirende Soldaten, namentlich entlaffene Kriegsreſerve⸗ 
Mannfchaften, die Marfchbeköftigungs-Vergütung für über: 
fhlagene Marſch⸗ und Ruhetage fich zur Ungebühr von den 
Drtöbehörden auszahlen laffen. 

Da es fowohl für die Truppen ald für die Quartier 
geber nur von Nachtheil fein kann, wenn die Soldaten an 
den Verpflegungdgeldern Theil nehmen, die leteren auch 
nur für die wirklih auf dem Marfche zugebrachte Zeit zu 
gewähren find; fo findet das unterzeichnete Minifterium fich 
veranlaßt, im Einverftändniffe mit dem Königl. Kriegsmis 
nifterio, hierdurch zu beftimmen, daß die Marfchbeköftigungs- 
gelder von jegt ab nur an die Quartiergeber, niemals und 
unter feinem Vorwande aber an die marfchirenden Milis 
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tairs des Gemeinen: und Unteroffizierflandes, fie feien eins 
quartiert oder nicht, ausgezahlt werden dürfen. 

Die Königl. Regierung hat hienach das Weitere zu 
veranlaffen. 

Berlin, den 1. Dftober 1833. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


158. 


Cirfular-Reffript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
die Befchleunigung der Liquidationen über die Naturak 
Berabreichungen der Unterthanen an das Militair 
betreffend. 





Auf den Antrag des Königl. Kriegsminifterii wird die 
Königl. Regierung hiermit angewieſen, den landräthlichen 
Behörden Ihres Departements eine möglichft fehnelle Auf- 
ftellung der Liquidation über die Natural:Verabreichungen 
der Unterthanen an dad Militair, und Einreichung derſel⸗ 
ben bei der Intendantur des in Bezug fommenden Armee 
Korps, zur Pflicht zu machen, damit den fhon öfters laut 
gewordenen, und meift auf Rechnung der Militaicbehörden 
gebrachten Beſchwerden der Unterthanen über verzögerte 
Befriedigung für die Verabreichungen an das Militair vors 
gebeugt, und die durch ſolche Verfpätungen entftehende Vers 
wicelung ded Nechnungsmwefens vermieden werde, 

Berlin, den 9. November 1833. 

Minifterium ded Innern und der Polizei. 
Köhler. 
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159. 

GirfularsBerfügung der Königl. Regierung zu Pofen, 
an fämmtliche Landrärhe, die Borfpanngeftellung für 
die auf dem Marfche erfranften Militairperfonen 
und MilitairArreftaten betreffend. 





Es ift häufig der Fall eingetreten, dag Militair-Ars 
reftaten, welche ihren Marfch wegen mwundgelaufener Fuͤße 
oder dergleichen anderer unbedeutender Krankheiten nicht 
fortfegen konnten, von den Kommunen mittelft Borfpann 
bis zu ihrem Beftimmungsort gebracht worden find, mos 
duch dem Militair-Fonds bedeutende Koften erwachfen. 

Nach den allgemeinen Beftimmungen follen alle auf 
dem Marfch erkrankte Militairperfonen, wenn an dem Orte 
ihrer Erkrankung fein Militair-Lazareth fich befindet, bis 
in das nächfte mittelft Vorſpann gebracht werden; in ders 
gleichen Fällen aber, wo die Marfchunfähigkeit durch einige 
Tage Ruhe zu heben iſt, müffen dergleichen Leute in Er; 
mangelung eined Lazareths in dem Arreſt-Lokal oder in eis 
nem Bürgerhaufe bis zu ihrer Wiederherftellung unterges 
bracht werden. 

Diefe Beftimmungen werden jedoch nach dem bereits 
Erwähnten von vielen Kommunen nicht beachtet. 

Wir geben Ihnen demnach hierdurch auf, die Kommu- 
nen Ihres Kreifes wiederholt darauf aufmerffam zu ma- 
chen, da andern Falld die Königl, Intendantur des Sten 
Armee⸗Korps fich gendthigt fehen würde, die durch die Nicht: 
* befolgung entftehenden Vorfpanntoften zurüchzumeifen, wel⸗ 
che dann den Kommunen zur Laft fallen dürften. 

ofen, den 12. Dezember 1833. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Junern. 
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160. 
Schreiben der Königl. General: Intendantur des Sten 
Armee⸗Korps zu Coblenz an die Königl. Regierung das 
felbft, betreffend die Ausftellung der Atteſte für marfch- 
unfähige Soldaten behufs der Borfpanngeftellung 
für viefelben. 





Einer Königl. ꝛc. Regierung erwiedern wir auf dad ges 
fällige Schreiben vom 27. v. M. ergebenft, daß Feine Bes 
flimmung vorhanden if, wonach die Ärztlichen Attefte für 
marfchunfähige Soldaten, welchen Borfpann verabfolgt wird, 
von Etappe zu Etappe durchaus nur von Xerzten erneuert 
werden müßten. Kommen dergleichen Leute, über deren kdr- 
perlichen Zuftand bereits ein Arztliches Atteft auögeftellt wor; 
den, auf einer Etappe an, to fein Arzt befindlich ift, fo 
können die einmal gegebenen Transportmittel auf Grund 
des erften ärztlichen Atteftes unbedenklich weiter geftellt, und 
die Koften dafür zur Liquidation gebracht werden, wenn der 
Bürgermeifter oder Etappenvorftand die Nothwendigkeit mes 
gen fortdauernder Marfchunfähigkeit des betreffenden Indi⸗ 
vidui darunter befcheinigt. Selbft, wenn auf einer Etappe, 
wo fein Arzt if, Marfch-Mannfchaften ohne Lebensgefährs 
lichkeit erkranken, und alfo weiter gefchafft werden können, 
ift es hinreichend, wenn von dem Bürgermeifter oder Etap- 
pen⸗Vorſtand die eingetretene Marfchunfähigkeit nach vor- 
handenen dußern Merkmalen Eonftatirt, und darüber von 
then, rückfichtlich zu deflarirender Abweſenheit eines Arztes, 
ein amtliches Atteſt ausgeftellt wird, mie folches auch bei 
kranken Eivil-Arreftaten gefchieht. 

Aehnliche Fälle find hin und wieder fehon vorgefom- 
men, two der Bürgermeifter oder Etappen: Vorftand der 
gleichen Attefte ausgeftellt hatten, und es ift dieferhalb we 
der etwas von und monict worden, noch Seitens der obern 
Kevifionsbehörde eine Einmwendung dagegen erfolgt. 

Einer Königl.ıc. Regierung ftellen wir hiernach ergebenft 


* 
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anheim, das weiter Nöthige in dee Sache gefälligft verfüs 
gen zu mollen. 
Coblenz, den 3. April 1832. 
Königl. Intendantur des 8ten Armee⸗Korps. 
v. Ribbentrop. Karſch. 


161. 
Cirfulars Schreiben des Königl. General: Poftamts an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Inſertionskoſten 
für die öffentlichen Vorladungen ausgetretener Kantor 
niften und anderer Unterthanen betreffend. 





Die Bekanntmachungen wegen Borladung ausgetrete⸗ 
ner Kantoniften und anderer Unterthanen werden den In—⸗ 
telligenzblättern ftets unentgeldlich inſerirt. In allen Faͤl— 
len aber, wo in Folge des eingetretenen Rechtsverfahrens 
dem landesherrlichen Fiskus ein wirklich vorhandenes Vers 
mögen zufällt, oder die Koften des Verfahrens einem An- 
deren ald dem Fisfus zur Laft fallen, muß hiernächft auf 
die Berichtigung der Intelligenz-Inſertions-Gebuͤhren Rück 
fiht genommen werden, weil legtere die Eigenfchaft baarer 
Auslagen haben. Die Intelligenz.Komtoirs find früher in 
jener Beziehung mit der nöthigen Weifung verfehen worden. 
Die Zahl der Vorladungen, welche den Jutelligenz⸗Komtoirs 
zur Aufnahme in die Intelligenzblätter zugehen, ift fehr be- 
deutend. Der ntelligenzs Verwaltung erwachfen ducch die 
Aufnahme folcher Bekanntmachungen beträchtliche Koften. 
Auffallend ift es, daß nur felten Fälle zur Sprache gebracht 
werden, wo eine nachträgliche Berichtigung der Intelligenz⸗ 
Inſertions-Gebuͤhren zu erlangen ſteht. Diefer Umftand 
macht ed wahrfcheinlich, daß jene grundfägliche Beftimmung 
den betreffenden Behörden nicht befannt ift, oder aber diefe 
nicht das Intereſſe der Intelligenzkaffe gehörig wahrnehmen. 
Leßteres ift aber um fo nothmwendiger, ald die Intelligenz: 
Revenuen befanntlich einer milden Anftalt, dem Potsdam- 
fhen Wilitair s Waifenhaufe, zufliegen. Ich finde mich da- 
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her veranlaßt, den Gegenftand zur Kenntniß Einer Königl. 
Hochlöblihen Regierung zu bringen, mit dem ganz erges 
benften Erfuchen, die landräthlichen Behörden, von denen 
dergleihen Vorladungen ebenfalls häufig vorkommen, auf 
die beftehenden grundfäglichen Beftimmungen hinfichtlich der 
nachträglich zu bemirkenden Einziehung und Berichtigung 
der Intelligenz. Fnfertions-Gebühren wiederholt aufmerkfam 
machen zu laffen, ihnen die Befolgung jener Beftimmungen 
anzuempfehlen, und von dem Verfügten mic) gefälligft zu 
benachrichtigen. 
Frankfurt a. M., den 26. Juli 1833. 
Der General; Poftmeifter. 
v. Nagler. 


162. 
Allerhoͤchſte Kabinets-Drdre, die Uniform der aus dem 
Dienfte gefchiedenen Offiziere betreffend. 


Im Verfolg Meiner DOrdre vom 15. März 1830., wor 
in den aus dem Dienjt gefchiedenen Offizieren, welche die 
Erlaubnig haben, Uniform zu tragen, Abzeichen mit Be 
zeichnung der Grade bewilligt wurden, will Ich nachträglich 
Folgendes beftimmen: Alle vorbenannte Offiziere, auch die 
Generale mit eingefchloffen, können die aktiven Dienftzeichen 
mit der Maßgabe tragen, daß der Epaulethalter aus einer 
ſchwarz und filbernen Treffe nach beiliegendem Mufter bes 
ſtehen fol. Ich trage dem Kriegsminifterium auf, Ddiefe 
Beftimmung bekannt zu machen. 

Berlin, den 3. November 1833. 


Friedrich Wilhelm. 





an 
dag Kriegsminiferium. 


163. 
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163. 
Alerhöchfte Kabinets⸗Ordre, die Militair- Uniform für 
ehemalige Unteroffiziere und Gemeine außer dem * 
Dienfte im Civil betreffend. 


In Beziehung auf Meine Drdre vom 10. Yuguft 1818,, 
wonach Unteroffiziere und Gemeine, die lange und gut ges 
dient haben, und als Invalide ehrenvoll verabfchiedet find, 
bei ihrer erfolgten Anftelung im Civil außer dem Dienft 
ihre ehemalige Militair» Uniform nebft Seitengewehr fort 
fragen fönnen, wenn fie fich beides felbft anfchaffen, will 
Ich jegt Folgendes beftimmen: 

1) Jedem Unteroffizier und Gemeinen, der die Dienſtauszeich⸗ 
nung erfter Klaffe erworben, gut gedient hat, und ald Inva⸗ 
lide ehrenvoll verabfchiedet worden ifl, fann die Forttra⸗ 
gung der Uniform und des Seitengewehrs betwilligt werden. 

2) Der Regimentd:-Kommandeur und die in diefer Kater 
gorie ftehenden Vorgefegten find autorifict, diefe Er- 
laubniß zu ertheilen, und es mwird diefelbe in dem Ab⸗ 
fcbiede befonders bemerft. 

3) Zur Unterfheidung von den aktiven Truppen fragen die 
oben erwähnten Unteroffiziere und Soldaten am untern 
Rande der Schulterklappen, die Ulanen ftatt des farbigen 
Epaulethalters, eine Borte von ſchwarzem und weißen 
Zwirn nach dem Mufter der für die verabſchiedeten Offiziere 
beftimmten ſchwarz und filbernen Epaulethalter-Treffe und 
das Gehenk des Seitengewehrs unter der Uniform. 

4) Wer fidy eines unwuͤrdigen Betragens zu Schulden foms 
men läßt, verliert die Erlaubniß zu Tragung der Uniform. 
Die Bataillons- Kommandeure der Landwehr, in deren 
Bezirk fich die verabſchiedeten Unteroffiziere und Sol: 
daten aufhalten, berichten deshalb an den fommandi- 
renden General, welcher die in Rede ftehende Erlaub- 
niß fodann zuruͤcknimmt. 

5) Verabſchiedete Gendarmen tragen die Uniform des Trup⸗ 
pentheils, bei welchem fie zuletzt geſtanden haben, und er⸗ 
halten diefe Erlaubniß durch die betreffenden Brigadiers. 

Ich beauftrage das Kriegsminifterium, died zur Kennt 
niß der Armee zu bringen. 
Berlin, den 13. November 1833. 
Friedrich Wilhelm. 





An 
das Kriegsminifterium. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Auswärtige 


Geſetzgebung. 


— N — J t⸗ 


1 


Großherzoglich Badenſchens Geſetz, betreffend das Ver⸗ 
bot von Vereinen, welche die Sicherheit des Staates 
oder das allgemeine Wohl gefaͤhrden. 





Pin von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 
Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir bes 
fhloffen, und verordnen, a. folgt: 
et. 1, 

Die Staatd:Regierung kann jederzeit einen Verein, der 
die Sicherheit ded Staatd oder das allgemeine Wohl ge 
fährdet, auflöfen, und deffen Fortbeftehen verbieten. 

Die Theilnahme an folhben Vereinen, die von der 
Staatd-Regierung duch ein Öffentlich verfündetes Verbot 
ausdrücklich unterfagt — And, ift ftrafbar. 

tt. 2. 


Die Teilnehmer an foldhen verbotenen Vereinen wer 
den mit bürgerlichem Gefängniß bis zu vier Wochen, oder 
mit Geldſtrafe bis zu fünf und zwanzig Gulden beftraft, 
vorbehaltlicy der höhern Strafe, wenn der Verein nad) den 
Gefegen als ein befonderes Vergehen oder Verbrechen ers 
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fcheint. Die Mitwirkung zu verbotenen Vereinen durch Ans 
Fündigung in Öffentlihen Blättern unterliegt den nämlichen 
Strafbeftimmungen. Die Berufung gegen die Straferkennts 
niffe geht an die PSIBID: A 

t 


. . 

Die Staatd-Regierung kann auch die Theilnahme an 
austärtigen, die Sicherheit des Staats, oder das allges 
Be Wohl gefährdenden Vereinen unter gleichen Strafen 
verbieten. 


Art. 4. 

Alles öffentliche Tragen oder Aufftecken von Abzeichen 
verbotener Vereine, fie mögen in farbigen Bändern oder 
worin immer beftehen, ift unterfagt. Wer diefen Verboten 
zumiderhandelt, verfällt, fo oft er überwiefen wird, in eine 
polizeiliche. Strafe von fünf Gulden. 

Gegeben zu Carlsruhe, in Unferm großherzoglichen 
Staatöminifterium, den 26. Dftober 1833. 


(gez.) Leopold. 
Auf hoͤchſten Befehl Sr. Koͤnigl. Hoheit 
des Großherzogs. 
Buͤchler. 


2 


Großherzoglich Mecklenburg» Schwerinfhe Deklaration 
der Verordnung vom 29. April 1831. *) wegen gefeß 
wibriger Verbindungen unter den Studirenden 
in Roſtock. 





Wir Friedrih Franz von Gottes Gnaden Großherzog 
von Medlenburg, Fürft zu Wenden, Schwerin und 
Rageburg, auch Graf zu Schwerin, der Lande Roſtock 
und Stargard, Herr ıc. ıc. 

Fügen hiemit, infonderheit allen Studirenden auf Un- 
ferer Landes -Univerfität in Roſtock, zu wiffen: daß unter 
den durch Unfere Verordnung vom 29. April 1831. bezeich⸗ 
neten geheimen Verbindungen der Studirenden jede Ver— 
bindung, die nit ausdrüclich auforifirt worden if, — 
fie möge Namen haben, welchen fie wolle, — alfo aud) eine 
fogenannte „Allgemeinheit,” verftanden fein fol. 


*) Sabre. 1831. 3te$ Heft, ©. 681. 
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Urkundlih unter Unferm Handzeichen und l. 
Gegeben durch Unſere Regierung. er ER 
Schwerin, am 23. Juli 1833. 
Friedrih Franz. 
(LS) 9.6. v. Brandenftein. 


3 


Kurfürftlich Heffifches Gefeg über die Aufhebung der 
Waarenſchau auf Meffen und Fahrmärften. 


Bon Gottes Gnaden Wir Kriedrih Wilhelm, Kurprinz 
und: Mitregent von Heſſen ꝛc. ıc. 

erlaffen, nach Anhörung Unfered Gefammt; Staatsminiftes 

riums und mit Zuftimmung der getreuen Landftände, fol: 

gendes Gefeß: si 


- Die auf Meffen und Jahrmärkten noch Statt findende 
Schau von Handmerfswaaren ift aufgehoben; es 
bleibt jedoch der betreffenden Verwaltungsbehoͤrde vorbes 
halten, nach Befinden die Fortdauer jener Schau hinficht- 
lich der Waaren aus folchen Ländern, in denen die Markt: 
befucher aus Kurheffen der Schau noch unterworfen mwers 
den, zu verfügen. 





. 2. 
Auf die Anordnungen zur Handhabung gefundheit3po- 
lizeilicher Aufficht findet die vorſtehende Beſtimmung Feine 
Anwendung. - 


Die Behörden, ſowie fonft Alle, die ed angeht, haben 
fi danach gebührend zu achten. 

Urkundlich Unferer höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
des beigedruͤckten Staatöfiegels. 

Gegeben zu Caſſel, den 14. September 1833. 

Friedrich Wilhelm, 
Kurprinz — Mitregent. 
(S 


Ve Haffenpflug. 








Berlin, gedrudt bei Johann Sriedrid Starcke. 


— — — — 


Regiſter 


zu den 


Annalen 


der 


Preuß iſch en 
innern Staats-Verwaltung, 


- für 


den Jahrgang 1833. 





Berlin, 1833. 


In der Expedition der Annalen, beim Hofratb Schmidt, 
im Königl. Minifterium des Innern und der Polizei, 


(Preis 5 Sgr.) 


| J. ST 
Chronologiſches Regiſter. 





A. 
Sir bie ; inländif Ge. a 







Bebbrde 
Datum. |von welcher bie Ver⸗ 
fuͤgung erlaſſen 


nbalt. 
XVII, Sebtsing 1833, 
worden. ft. Seite · 







1796. 
5. April. General-Direltorlum. Entfernung der mit bösartigen 
Ausdünflungen verbundenen 
Gewerbe aus den bewohnten 
Gegenden der Städte. IV. 


; 1051—1053. 
21. Yuguf. Daffelbe. . Diefelpe Angel. IV. 1054; 
21. genvar. Daſſelbe. Dieſelbe Angel. IV. 1056. 
8. Septhr. I Datent . . » eg er rin mg 
pflegung der Orts-Urmen in 


der Kermar | Neumark und 
Pommern. IV. 1077. 
1810, 


4. Seytbr. | Miniferien. olizelliche Unterſuchungen 
— ano —— u Yes. 


1811. 
26. ® Win! erium des Zn: Zuſammenſetzung der Schul⸗ 
Juni se |® dr ng den Städ- 
N ten. III. 661. 
1815. 
7. Gebruar. Juſtizminiſterium. Biel — — 
1819. u 
21. Auguſt. | Kabinets-Ordre. Verhaͤltniſſe ber Dermaliktuk: 
bebörden zur Juſtiz In Bes 
stehung auf Bigenlne der 


—— Staats-Poltzei. I. 139. 
12. Septbr. Juſtizminiſterium. Dieſelbe Angelegenheit. 1.139. 


Bebbrde, 
von welcher die Ver⸗ 
fügung erlaffen 
worden. 







Datum. 






1821. .. 
24. April. 4 | Minifteriumdesgnnern 
5. Zuni. und ‚der Polizei 
1822. 
5. März. | Minifterien. 
6. Desbr. Kabinets⸗Ordre. 
1823. — 
26. Auguſt. Reg. zu Koͤnigsberg. 
27. Novbr. | Minifterien. 
15. Dezbr. | Minifterien. 
1824. i 
7. Februar. | Reg. zu Königsberg. 
1825, lern 
49. Zebriar. Miniſt. der Geiftl. und 
| unterr.a ac Angel. 
22. Dftober. | Rabinets-Ordre, 
1826. — 
15. Januar. | Minifterien. 
8. März Reg . zu Merſeburg. 
———— Kabinets⸗Ordre. — 
16. Auguſt. Kabinets⸗Ordre. | 
1828. : z 
Mir. | Minikerium des In—⸗ 


25. 
. nern. 


r 


Inbalt. 
xvn. Fahrgang. 1833. 
Beft. Saite. 






Beſtrafung des unbefugten 
—— die Feſtůngs⸗ 
werke. I. 733. 734. 


Rangordnung der Subalter- 
nen-Beamten nach deren 
‚Dienttalter. II. 257. 

Ermäßigung des efeplichen 
Zeitungs-Stempels. IH. 455. 


Stempelfreihelt ärztlicher At- 
tefte. I. 218. | 0-0 


1 Berwaltung der Schul-Ange- 


Teganeiten in den Städten. 
118. 659 


Verwaltung der kirchlichen An⸗ 


gelegenheiten und des Kir⸗ 
chenvermoͤgens in den Staͤd⸗ 
ten. 1. 33544. 


Unterfuchun der euersbrüfts 
ae 5 


Einfendung und Mittheilung 
der Schulprogramme, der 
Schuf- und akademiſchen 
Schriften. II. 402. ° 


Verfahren bei der Dispoſition 


über die etatsmaͤßigen Be⸗ 
foldungen. II. 256. 


Diefelbe Ungelegenheit. 11.255. 

Verhütung von Ungluͤcksfaͤllen 
durch den Ein ſturz von Lehm⸗ 
‚und Sandgruben. II. 480. 

Umzugs- und Reiſekoſten für 
Stantsbeamte bei Verſet⸗ 
jungen. III. 582. 


| Berfahren . bei unfreiwiiger 


Entlaffung ‘der Beamten. 
1l. 588. 


Kur: und Futterkoſten für die 
Pferde zu den Landwehr: Her 
bungen. I. 237. 


5 


Behörde, 


i alt, 
Datum. , [von welcher die Ver-| yyı 3 AR al 
; gang. 1833. 
—— fen Heft. ‚Seite. 





1828. 
19. April. Kompetenz der General⸗Kom⸗ 
‘ miffionen bei Ablöfung, der 
Geldrenten durch Kapitals 
Zahlungen. U. 355: * 
Beſeßung der Kreis⸗Sekretair⸗ 
Stellen im Großherzogthum 
Poſen. I. 35. 
Berfahren bei Kompetenz Kon⸗ 
fliften der Rheinifchen Re— 
gierungen mit den Juſtizbe⸗ 
börden. III, 578. 


Minifterium des In— 
nern. 


14. Zunt. !Minifterium des In— 
. nern. 


416. Zult. Minift. der Geiftl,, Un 
|. teren. Mediz⸗Angel. 
» Septbe. | Minift. der Geifil. umd 

| 


1 BWechfelfeitige Mittheilung der 
Unterr.=2c. Angel. Shuvragranme II. 403. 
0 
1829. | ; 
5. Februar. | General-Direktgr der | Mißbrauch des MWaarenver- 
Steuern. fehrs auf Beftelungen zum 
a ar 
20. 
29. Zuni. Miniſt. der Geifil. und | Grundfäße bei Parochial-Tren; 
1» Unterr.= sc. Angel. nungen. Il: 369. 
a1. Rovbr. 7 Minift. der Geiftl. und | Einfendung der jährlichen 
— Unterrichts Angel. Schulprogramme. II. 404. 
27. Sanuar. | General: Rommiffion zu | Berüdfichtigung der Kommu- 


Königsberg in Pr. nifationswege bei. Separa⸗ 


tionen. IL, 515. 


Beeihnung: Domainen- 
Kentämter, Domainen- 
Rentmeiſter und Amtsdie⸗ 
ner. II. 298. + 
Attefte für marfchunfähigeSol: 
daten behufs der Vorſpann⸗ 
geftellung. IV. 1130. 
Geftellungen für die Land- 
wehr-Bataillone. I. 228. 
Berückfichrigung der KRommus 
nikationswege bei Separa— 
tionen. IL 516. 
Waiſen⸗ a 
in der ProvinzBrandenburg, 
zu Klein-Glienice. 11. 406. 
Befchräntung der Schanfanla- 
gen. 1. 182. 


1832 


2. April. | Meg. zu Danzig. 


Beneral- Sntendantur 
des gzten Armee Korps, 
in Goblenz. 

Kriegsminifterium. 


General-Rommiflion zu 
Königsberg in Pr. 


95. — Kabinets-Drdre. 


16. Stantsminifterium- 


Datum. 





1832. 


18. April. 
25. — 
28. — 
28. m 
29. — 
1. Mai. 
1. — 
5. — 
7. — 
23. — 
28. ag) 
9. uni 
26. — 
26. — 
28. — 
3. Juli. 
3. — 
415. be and 


— — — — — — — — — — — — — — — J — — 


Beboͤrde, 
von welcher die Wer: 
fügung erlaffen 
worden.; 


Kabinets⸗Ordre. 


Kabinets⸗Ordre. 

Reg. zu Marienwerder. 
Reg. zu Frankfurt aD. 
Reg. zu Liegnitz. 


Miniflerium desinnern 
und Er —4 


Daſſelb 
ee 8 zu Ko⸗ 
Reg zu Zonigsberg. 


Reg. zu Trier. 
— Konſiſto⸗ 
rium in Goblenz. 
Reg. zu Breslau. 
General⸗Direktor der 


Steuern. 
Minifterium der Beiflli- 
chen zc. Angel. 


Reg. zu Trier. 

Minifterkim des Innern 
und der Polizei. 

Reg: zu Königäberg. 


Miniſt. der Geiſtl. und 
Unterr.⸗iac. Yngel. 


RA balt. 
XVII. Sabrgang. 1833, 
Heft. ‚Saike. 


— 


KNInftrruktionen für die Vröfen. 


gen der Bauhandwerker. I. 


— Verhaͤltniſſe der 
—55 $uden. II. 445. 
oo efteuew Berechnung für 
Waſſermuͤhlenwerke. II. 333. 
— des Kantortitels. 


———— — Tauf⸗ 
ſcheinen. II. 3 

Buͤrgerliche ieiſe der 
Danziger Juden. II, 445. 

Diefelbe Angelegenheit. II. 446. 

Beſchraͤnkung der Schanfan= 
lagen. I. 183. 

Verlegung oder Aufhebung von 
Wegen, Brüden und fonfis 
en Kommunifationg- Aft« 
Halten bei Separationen. IL 


Verpflegung des zum Forſt⸗ 
{huge joamandisten Mills 
tairs. II. 

Berrichtun =) er Handluns 
= sam * nirte Geiſt⸗ 


— ——— für Siebma. 

er 

— ber Gewerbefleuer 

ollen. II. 

YAufgebote und — der 
Militairperfonen in der 
Rheinprovinz. I. 93. 

Königliches Dathengefchent für 
dürftige Eltern von 7 Soͤh⸗ 
nen. IL 277. 

Auskellung der Loofungs- und 
Geftellungs- Attefte für Mi— 
litaivpflichtige. III. 824. 

Stempelfreiheit und Stemvel- 
pflichtigteit aͤrztlicherAtteſte. 


. 217 

Zulaffung ausländifcher Schuls 
— — zu den 
Prüfungen. IV. 957. 


j 7 













Bebbrde, 
don welcher die Wer- 
fügung erlaffen 


nbalt... 
xVvI, Jebronne '1833. 
worden. 


eft. Geite. 






419. Zuli. Reg. zu Frankfurt. Sicherung geifilicher Abgaben 
bei Dismembrationen baͤuer⸗ 


licher Grundftüde. I. 87. 


22. — Kriegsminiſterium. Unspebungen für die Artißerie. 
21. — Miniſterium des Innern | Yushebungen für die Artillerie. 
und der Boll, I + — 


Stempel zu den Kontrakten 
uͤber Koblholz⸗Verabreichnn⸗ 
en am Huͤttenwerks⸗ und 
abrifbefiger. IL. 313. 
Yufftelung der Gewerbeſteuer⸗, 
du- und Abgangsliften. II. 


14. Auguſt. | Reg. zu Trier. 


1. Septbr. | Reg. zu Magdeburg. 


325. 
2. — | Kabinetd-Ordre. Anfiedelungen der Militair- 
Invaliden und Gnadenbe⸗ 
— für diefelben.IL. 
de. — Reg. zu Breslau. Beftenerung des Handwerksbe⸗ 
— neben dem Handel. 
. 331. - 
13. — Miniſt. der Beiftl., Un- | Einfendung und Mittbeilung 
ter... Medig. Angel. der Schulprogramme, det 
Schul- und atademifchen 
Schriften. II. 405. 
14. — Reg. zu Königsberg. | Neubau:Remiffionen bei Dis— 


membrationen, II 353. 
Befugniß der Kreis- Chirurgen 
zur Tragung der uniform 
der Sten Klaffe. I. 221. 
Aufbringung der Kur: und Vers 
“ . pflegungstoften für Heimath⸗ 
lofe. IV 1073. 
Gewerbeſchein Nachmeifungen 
in Beziehung auf Gewerbe 
treibende im Umberziehen 
unter 30 Fahren. III. 803. 


15. — WMiniſt. der Geiſtl. ꝛc. 
und Mediz-Angel. 


22. — Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


2. Ditober. | Reg. zu Breslau. 


5. — MRheiniſches Konfiflo- 


Eriaubniß zu Aufgebsten und 
rium zu Coblen;. Trauungen der Militairper- 
PO, fonen. I. 93. 
8. m Miniſt. der Geiſtl, Un: | EinfendungderSchulprograftts 
tere. MedizsAngel.| me. IL. 406. — 
20. — Finanzminiſterium. Stempelfreiheit gewiſſer Ver⸗ 


handlungen in Gemeinheits⸗ 
theilungg- und Abldſungsſa⸗ 
chen. IV. 915. 


| 





Datum. | von ar —* Ver anbeatt. 
) pen, "| XVII. Fabhrgang. 1833, 

füguns elafen Set. Exite 

1832. 
23. Ditober. | Reg. zu Breslan. Zeugen: Gebühren in Gewerbe; 
feuer » KRontraventiong- Sa 
chen. I. 330. 

30. — Staatsminifterium. Vollſtreckung der auf Inter 
lafjungen gerichteten Erefu= 


tionen. I. 48. 
18. Novbr. | Rheinifches Konfifio- . | Stelvertretung der Pfarrer 
rium zu Coblenz. durch Schullehrer. Il. 379. 
20. — Finanzminiſterium Verpflichtungen des Domai⸗ 
nen⸗Fiskus zur Unterhaltung 
Nr von Brüden, Wegen ıc. 1.49. 
20. — Minifteriumdesgnnern Anfertigung ſchriftlicher Be— 


und der Polizei. ſchwerden für Andere. 1. 177. 
23. — Minifterium desgnnern | An= und Ybmeldung der Kriegs: 
und der Polizei. referviften und Landwehr- 


ns männer. I. 229. 
2. Dezbr. | Minifterium desinnern | Abfperrung der in Straf- und 
und der Polizei. Beſſerungs-Anſtalten ſich bes 
findenden Haͤuslinge derzweb 
ten Klaffe.. L 165. 
5. — Reg. zu Arnsberg. Einleitung und Führung poli⸗ 
geilicher Iinterfuchungen. LIL, 


701. 
9. — Miniſterien. Verfahren bei Verſendungen 
von Schiefpulver. I. 170. 
12. — Neg. zu Breslau. Auforingung der Beiträge zur 


Unterbaltung katholiſcher 
Schulleprer. II. 397. - 
13. — Meg. zn Bromberg. Polizeiliche Befimmungen in 
Betreff des Haltens von 
Tangmufifen. IV. 1004. 
30. — Kabinets-Drdre, Gültigkeit der Editte, wegen 
geheimer Verbindungen, in 
der Rheinprovinz. I, 140. 


1833. 
2. Januar. Minifteriumdes’innern Beſetzung der Kreis-Sekre— 
und der Polizei. tairfiellen. I. 33. 
2. — Reg. zu Frankfurt a.D, | Einziehung der Holggelder:c. 
buch die Königl. Forſtkaſſen. 
. — Dieſelbe. Fuͤhrung der Verſteigerungs⸗ 
* olle ꝛe. bei Holjver= 
äufen. 1. 60. 
8 — Dieſelbe. Erſtattung von Obduktions- 


berichten. I. 219. 


40. 


41. 


11. 


11. 


Behörde, 


von welcher die Ver⸗ 


fügung erlaffen 
worden. 





3. Januar. | Reg. zu Frankfurt a. DO. | Stempelzuden Introduktions⸗ 


Minifterien, 


Res. zu Frankfurt a. D. 
Minifterien. 


Reg. zu Potsdam. 


Minifterium ae 
und der Polizei. 
Minifterien. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 
Kabinets⸗Ordre. 
Kriegsminiſterium. 


Reg. zu Erfurt. 


nhal 
XVII. 1833. 
Heft. Seite. 





BSR NED der Geiſtli⸗ 
Anlegung von Kommandit: 
Buchhandlungen und Zu= 
ruͤcknahme der Konjefionen 
zum Buchhandel. I. 179. 
geimien für Spriken ꝛc. bei 
Bränden von Königl, Fr 
dienfiaebäuden. I, 176. 


Umfang ber Quchhändler-Kon- 


zeſſionen. 

Beſuch des — Königl. 
Schullehrer⸗Seminars Sei⸗ 
sms — Landſchullehrer. 


—— rd pe Magi⸗ 
ſtratualen. L 

Stempelfreie — über 
die — der Buͤr⸗ 
germeifter. I. 11 

Kontrolle der Paß⸗ Sf Feungen 
an der Grenze. I. 15 

Wanderpäfle für —— 
Handwerksgeſellen in den 
Deferreihlihen Staaten. I, 


152. 
Diten. oder Marfegnlage für 
die Gendarmen. 
Belohnungen für die Ermit- 
telung der Thäter von Kir⸗ 
chendiebfiählen. I. 163. 
et der Be⸗ 
bufs der Aufnahme von Ge= 
bäuden in die Feuer⸗Sozietaͤt 
anzufertigendenTagen.l.175. 
Zurüdgabe der Kriegs: Dent- 
münze mit der Wiederverlci- 
pung der National⸗Kokarde. 


Steihfellung der Neferve- 
Landwehr - Bataillone mit 
den übrigen Landwehr-Ba= 
taillonen. I. 234. 

— —— fuͤr We⸗ 

| 


10 


Behörde, 


Datum. |vor welcher die Ver— n balt. 
fügung erlafen XVil, F — 1833 
1833. worden. x 





Aufnahme und Niderl ung 
von Fremden in Braftlien, 


Aufziehung brauchbarer Foh⸗ 
len. 1. 81. 

Zulafjung des Gewerbebetrie⸗ 
bes im Grenzbezirke. 1, 195. 

Anlegung von Brandgiebeln 
und Giebelwaͤnden. 1. 209. 


Verfchonung der Begraͤbniß⸗ 
pläße be Priaung von 





12. Januar. Minikerium des Innern 
und der Polizei. 


12. — Reg. zu Coblenz. 
12. — Miniſterien. 


12. — Miniſterium des Innern 
und der. Polizei. 

13. — Miniſterium des Innern 
fuͤr Handel und Ge— 
werbe. . 214. 

14. — Miniſterien. Inſertionskoſten fuͤr Bekannt⸗ 


sd 
14. — Finanzminiſterium. Botrung der Domainen⸗ 
Gefälle. 54  - 
ih Dber-Baudeputation in | Ausarbeitung der Anfchläge 
Berlin. zum Bau netter Chauflee- 
ORT A, Straßen. 1.210. — 9 
15. .— Miniftertum desgnnern | Anwendung der Vorſchriften 
und der Polizei. des proviforifchen Bundes: 
———— — 
phirte riften. I. 143, 
16. — Miniſt. der Geiſtl. und | Erläuterung der in den Etats 
Unterrichts-Angel. entwürfen ſiattſindenden 
Veränderungen. I. 83. 
16. mr Miniſterium des Innern | Lebenslängliche  Beftätig 
und dev. Polizei. einer Magiftratöperfonaußer 
der Wabhlzeit. I. 111. 
17. — Daſſelbe. Diaten und Reiſekoſten für 
Kommunalbeamte, ais Hlfs⸗ 
| beamte der gerichtlichen Po⸗ 
ligei. I. 127. 
17. — Daſſelbe. Gleichſtellung der Referer 


Sandwebr-Bataillone mit 
den übrigen Landwehr⸗Ba⸗ 
taillonen. I. 234. 
18... Dafielbe. Nich tannabme von Kreis.Koms 
munal cbeneſheftene 
tens der Kreis⸗Sekretarien. 


. 36. 
is. — Miniſterien. Amtt-Rautignen der Kommu⸗ 
nal-Empfänger- I. 46. 


Behörde, 
Datum. | von melder die Ver— 
uͤgung erlaffen 
1833. worden. 





49. Januar. 
9 


Reg. zu Merfeburg. 


21. — Minifterium des Innern 
und ber Polizei. 

21. — Minifterien. 

22. — Minifterium des In⸗ 
23. — Minifterlum des In⸗ 
nern. 

25. — Minifterinm des Innern 
und der Polizei. 

25. — Rheiniſches Provinzial⸗ 
Schul: Kollegium in 
Coblenz. 

256. — Miniſterium des Innern 
und der Poliſei. 

26. — Miniſterium des Innern 
und der Poliſei. 

26. — Minifterium des Innern 
und der Polizei und 
der Zufliz- 

27. — Minifterium des Innern 
für Handel und Ge- 
werbe. 

23. — | Miniferiumdesinnern 
und der Polizei, 

29. — Reg zu Potsdam. 

31, — Minifterlum des Innern 


und der Polizei. 





Oberpraͤſidium in Poſen. 


14 


Inbalt. 
XVII. Jabrgang. 1833. 
Heft. Seite. 









Berekhnung Polnifcher Orts⸗ 

namen. 1. 2. 

Führung der Unterfuchungen 
in Bewerbe-Steuer-Kontra= 
ventiondg- Sachen. J. 67. 

Abführung der Ausgabe-Er- 
fparniffe_ und der Beſol⸗ 
et bei pers 
fönlichen Zulagen. J. 43. 

Annahme von Holzbloͤcken vor 
den Schneidemüblen. 1. 62. 

Revifionen der Regiſtraturen 
der Beuer-Spzietäts- Direk⸗ 
tionen durch die Stempel- 
Sisfäle. I. 174. 

Rekursverfahren in Pollzeis 
Kontraventiong- und Strafe 
Saden. I. 134. 

Miederbefebung erledigter 
Landrathöftelen ze. I. 9. 

Beauffichtigung der Schüler 

von auswärtigen Orten. 1.99, 


Vorſchriften für das Zuſam⸗ 
mentreffen der Poftfuhrwerfe 
mit Artillerie-Rolonnen. I. 


169. 
Juden⸗Reviere in der Provinz 
Hofen. I. 126. 
Verhältniffe der Berwaltungss 
behörden zur Juſtiz in Bes 
ziehung auf Gegenſtaͤnde der 
Staatspolizei. I. 136. 
Nivellitiſche und geodätifche 
Borarbeiten beidenStraßens 
bau:-Beranfchlagungen.1.213. 
Ausführung der Amtsentfet- 
zung, gegen die dazu rechtd- 
kräftig verurtheilten Beam⸗ 
ten. 1. 7. 
Arbeiten zur Inſtandbaltung 
der Chauffeen. II. 509. 
Zuruͤckgabe der Kriegs⸗Denk⸗ 
muͤnze mit der Wiederverlei⸗ 
bung der National⸗Kokarde. 


— —— — — — — — — — — — — — — — ee —— — 


Bebbrde, 
von welcher die Ver⸗ 
fuͤgung erlaſſen 
worden. 


IN 


an 
Eu 3 


alt. 
8 : ng. 1833, 
t. ‚Seite. 


XVII. 


EN 


c 





Minifterien. 


31. Januar. 


Minif. der Geifl., Un— 


31. — 
teren. Mediz⸗Angel. 
1. Februar. Minifterlum des Innern 
und der Polizei. 
1. — Minifterien. 
2. — Kabinets⸗Ordre. 
2. — Miniſterien. 
5. — Miniſterium dez Innern 
und der Poliſei. 
5. — Finanzminiſterium. 
6. — Miniſterien. 
6. — Finanzminiſterium. 
7. — Provinzial⸗ Steuer⸗ Di⸗ 
rektion zu Coln. 
7. — Miniſterien. 
8. — | — — zu 
Breslau. 
10. — General⸗Poſtamt. 
10. — Reg. zu Frankfurt a. O. 
12. — Reg. zu Breslau. 


Verpachtung der Berechtigung 
zur Fabrikation und zum Aus 
Taante des Branntweing.i. 


Auffedung von Etats für bie 
den Geitlichen und Schul- 
lehrern zu erflattenden Witt- 
wen-Raffenbeiträge. II. 384. 

Polizellihe Erlaubnig zur An: 
fertigung ſchriftlicher Auf ! 
ſaͤtze für Andere. 1. 178. 

Haufirhandel mit Bettfedern 
SeitensderAusländer. 1.204. 

Landrathswahlen Rn der Pro⸗ 
vinz Dofen. I. 

Verbat der — zur Aus⸗ 
wanderung von Fabrikarbei⸗ 
tern, der — von —— 
brik⸗ Maſchinen ꝛc 
Rheinprovinz. I 

— — in je Pro: 
ving Pofen. I. 32. 

Boufiredung der auf Unterlaf- 
fungen get gerichteten Exekutig- 


Daß Bolitifne Verbrecher ohne 
Minifterial: Genehmigung 
nicht auszuliefern feien. I. 38. 

Empfehlung einer Kiefer Kuls 
gr für Königl. For⸗ 

en 

Transport tranffienerpflichti- 

ger Begenftände durch das 
Sroßperjogtbumsefen, 1.39. 

Anftelung der — — 
der Magiſtraͤte. J. 112. 

Inſtruktion für die Schieds— 
maͤnner im Departement des 
—— —1— zu Bres⸗ 
lau. 282. 

Pofworfariten und Anord⸗ 
nungen. I. 68. 

—8 von Mißbraͤuchen 
bei Abtretung des Vermd— 
gens unter Ebegatten. II.67. 

Berichtigung in *— Grund 
ſteuer⸗Kataſtern. I. 65. 





Br 5 
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Behörde, It 

Datum. von welcher die Ber | xy Sm alt. 
fügung erlaffen Av, I 3% 1833. 

1833. worden. ‘ 


— — — — — — —— — — — — — 


42. Februar. | Reg: zu Breslau. Verfahren bei Anftellung jü= 
difcher Lehrer. 1. 105. 
12. — Minifterium desinnern | Dispofition über den Heber- 
und der Polizei: verdient entlaffener Züchte 
linge. III. 754 
Schul-⸗Kollegium der 


Einrichtung des Berliniſchen 
Provinz Brandenburg | Seminars für Stadtſchulen. 
in. Berlin: 1.102. 


Miniſterium des Innern | Ausarveitung der Anfchläge 
für Handel und Ge- | zum Bau neuer Chauffee- 
werbe. Straßen. I. 210. 

Reg: zu Merfeburg. Annahme und Bereidigung der 
Kreis-Tagatoren. 1. 75. 
Minifterien. Gewerbeicheine für Viebfaftri= 
rer, Kammerjäger und Garn: 

fammler. 1. 203. 
a a in Ber- —— bei Landrathswah⸗ 
110 . 


in. en. 1. 17 
Minifrerium des Innern Verfahren gegen Bagabonden 
und Ausgewiefene aus dem 
KurfuͤrſtenthumeHeſſen. I.0. 
Anwendung undFeſtſetzung vor 
BE — 
1 


und der Polizet. 
Minifterien. 


Berwendung der auffommens 
den Pafgebühren. I. 149. 

Erxtrapofi-Bergütigung fürte- 
ferendarien bei kommiſſari— 
{chen Aufträgen. I. 8. 

Spätere Prüfungen der Kon⸗ 
firmirten. I. 88. 


Gleichmaͤßige Stellung der df⸗ 
fentlihen Uhren. 1. 144. 
Verbot des freien Umberlaus 
fens der Hunde. I. 172. 
Beichränfung des fieuerfreien 
Einganges mah!fteuerpflich« 
tiger Gegenftände aus einer 
fteuerpflichtigen Stadt in die 
andere. 1. 65. 

Etatsmäßige Verwendung des 

onds zur Verbeflerung der 

„äußeren Lage der Geiftlichen 
und Schullebrer. I. 84. 

Derfauf von Grundftüden Fa= 
tholifcher Kirchen. I. 92. 


Miniſterium des Innern 
und der. Polizei. 
Minifterien- 


Konſiſtorium der Pro- 
vinz Brandenburg zu 


Berlin. 
Minitterium des Innern 
und der Polizei. 
Neg- zu Potsdam. 


Minifierien. 


19% nm Minifierinm der Geift- 


ii lichen sc. Angel. 
19° — 1 Ni. zu chen. 


14° 


Behörde, 
von welcher die Wer: 
fügung erlaſſen 
worden. 


Datum... 


1833. 





20. Februar. | Kabinets-Drdre. 


28. — Miniſterium de Innern 
und der Polizei. 
28. — Daſſelbe. 
25. — Daſſelbe. 
25. — Miniſterien. 
25. — Miniſterium des J Irern 
und der Polijei. 
25. — Miniſt. der Geiſtl., Utt- 
terr.n. Medij. Angel. 
27. — Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
27. — Reg. zu Magdeburg. 
28. — Miniſterium — 
und der Polizei, 
41. März Dperlandesgericht zu 
Naumburg. 
1. — Miniſterien. 
1. — Miniſterium des J — 
und der Polijei. 
2. — Reg ˖ zu Poſen. 
2. = Neg- 1 Königsberg. 
2, — Neg- zu Stettin. 
4. — Kabinets⸗Ordre. 


Erbſchafts⸗Stempel bei Fort⸗ 
RL Ber. Gütergemein- 


Feſtſetzung * Buͤrgerrechts⸗ 
gelder in den Städten. I. 115. 


—— von Gemeinde⸗ 

Jagden 117. 

Bärteben gegen die Ruſſiſcher 

ts über die Grenze trans- 
end Individuen. I. At, 

Glaubwürdigkeit der Königl. 
Forfifchugbeamten. I. 57. 

— der Direktoren und 

uͤbrigen Beamten bei den 
Straf. * — 
ſtalten. J. 164. 

Grundgeſetz der Waiſen-Ver⸗ 
ſorgungs Anſtalt in der Pro⸗ 
vin Brandenburg. — * * 

Verfahren win — 
er 

Poligeiliche PS ju Des 
mainen-Bauten. IV. 1071. 

Kur= und Futterkoſten für die 

ferde zu den Landwehr 
bungen. 1. 236, 

Annabme und —— der 
Kreis⸗Taxatoren. 75. 
Bewilligung von Begleitern 
zum Waaren-Transport und 
m rg des Gefpanns. 


————— Feuers⸗ 

ruͤnſten dur btretung 
oder er von Grund 
ſtuͤcken. 1. 207. 

Anbauder Waffer-Rübet. 1.77. 

Berichtserftattungen über die 
intern — — des 
Schulweſens 

Hrlanbeb wine * fuͤr die 
* Magiſtrats genten. II 


Gehaltsbewilli 
se feind indlichen Br 
"gefangenfänf. 1. zü2. 
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Behörde, 
Datum. von welcher die Ber- 
fuͤgung erlaffen 


Inhbalt. 
XVI, Jabraang 1833. 
worden. ( n & 


Het. Seit 








5. März. | Minifterin. Hebertragung der Redaktion 


enehmigter Zeitfchriften an 

ndere. I. 142. 
— Miniſterien. Betrieb des Buchhandels durch 
Frauen. 1.:180. — 


— Miniſterium des Innern Gewerbebetrieb der Architekten 
für Handel und Ge: Per vorheriger Prüfung. I. 


] werbe. 
7. — Reg. zu Potsdam. Kautionsbeſtellung Seitens der 
Domainen- und Rentei- 
Amtsdiener. 1. 54. 
12 I Reg- zu Sranffurt a. D. | Veranfchlagung von Bewäh- 
zuggtn bei, Forſtbauplaͤnen. 


Te Im Diefelbe. Beranfchlagung des aus Kö- 
nigl. Sorten zu verabfol- 
genden Bauholzes. I. 61. 


1. — Reg. zu Breslau. Beichaffung der erforderlichen 
Schulbücher. I. 98. 
7. — IReg. zu Königsberg. | Dbliegenbeiten und Gefchäfts- 
eg * Kreis⸗Sekretarien. 
268 
7. — Kammergericht zu Ber⸗ Oeffentlicher Verkauf der in 
lin. Privat⸗Bibliotheken vorge⸗ 


fundenen Buͤcher-Nach⸗ 
drücke. II. 456. 


8. — Miniſterium des Innern | Abhaltung der Lohnhuren von 
und der Polijei. dem Beſuche der oͤffentlichen 
Schaufpiele. I. 147. 
. — Minifterien. — von Militair⸗ Zu⸗ 
ruͤckſtellungs⸗Atteſten fuͤr 


4 Theologie-Studirende.l.238, 
gg — Kabinets-Drdre. Einrichtung der Woytämter in 
der Provinz Pofen. I. 119. 
— Miniſt. der Geiſtl. ꝛc. Daß — Kerite ih⸗ 
und Medizinal-Ungel.| re Arzeneien nicht ſelbſt dis⸗ 
penfiren dürfen. I. 215. 


— Miniſterium des Innern Vertretung der Standesfuͤrſten 
und der — — — ——— 
en. I. 108. 
44.6 Daffelbe. Beftreitung der Botenlohn- 
Bun = * Ausgaben in Militgir⸗Ange⸗ 
g legenheiten. I. 224. 
Id... — Mini. der Geiſtl. sc. | Rabatt- Bewilligung Seitens 
und MedisinalsYngel. | - der Apotheker. I. 221. 
12 9 Daffelve. Abnahme der Kitchenrechnun- 
gen. IL 377. 


13. 


13. 


19. 





13. März. 







Behörde, 


fügung erlaffen 


un gi pe | an. BEE no 
eft. Sehe. 


Staatsminifierium. 


— — — — — — — — — — — — — —— — — — — 


worden. 







Reg. zu Frankfurt a. D. | Remunerarionen der Superin- 


temdenten für die Auflicht 
über die Führung der Kir⸗ 
henrechnungen. 1. 86. 
Iniiruktion wegen Einrichtun 
der Polizei- und Kommun 
Verwaltung in den Landge 
meinden und den Eleinen 
— der Provinz Poſen. 


I. 122, 
Betrieb des Konditorei -Ge- 
werbes mit polizeilicher Er⸗ 
Pt : Dredigt über die 
17 
Wichtigkeit des Eides 1.0. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Rheiniſches Konſiſto⸗ 
rium in Coblenz. 


Miniſterien. Ertheilung der Militair- Zus 
ruͤckſtellungs⸗Atteſte fuͤr The⸗ 
ologie-Studirende. I. 239. 
Staatsminifterium. Dispenfation von der Kaſſen⸗ 
Kautions⸗Leiſtung. I. 291. 
Reg. zu Frankfurt a. O. Impfung der Schupblattern. 
. 528. 
Minifterium des Innern 





auniehnnn von Rechnungsver- 


und der Polizei. ändigen bei Revifion tädtls 


fer Kaͤmmerel⸗ Rechnun⸗ 

gen. I. 112. > 
Daſſelbe. Ableitung von grafigtehe 

nach den Straßen. 1. 148. 
Daſſelbe. Konturren der Magiſtrate und 


Stadtverordneten bei 
map neuer Anfiedeler. 
4 


114. 

Reg. zu Stettin. Aufbringung der den Magifirk 

* * 9* — Ordnumgi⸗ 
firafen. U. 432. 
Miniſterien. Kommunalſteuerpflichtigkeit 


derKicchengrundfiüde..116. 

Miniſterium des Innern | Mittheilungen über Drtsver- 

und der Polizei. änderungen sc. am die Gene 
ral-Kommando’s. I. 1. 

Daſſelbe. Einftellung aurüctgeblichene? 

einjähriger Militatt » Dre 

williger bei den Arbeiter ddr 

Daffelb geboren; ir een 8 

aſſelbe. andern und Um 
fogenaunten Sreifnechte: I 


20. Mit. 





27. 


27. 









Vebdrde, 


von welcher die Ver— 


fügung erlaffen 
worden. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 
Daffelbe. 


Minifterien. 


Minifterien. 


Finanzminifterium. 
Minifterien. 


Staatsminifterlum. 

Minift. der Geifl., und 
Untere.» 2c.Ungel. 

Minifterien. 

Kabinets:-Drdre. 

Reg. zu Achen. 


Reg. zu Marienwerder. 


Minifterinm des Innern 


und der Polizei. 
Daſſelbe. 






Dienſtverhaͤltniſſe der Landraͤ⸗ 
* zu den Magiſtraͤten. J. 


109. 
Merkerſche Mittheilungen zur 
— — —— ts⸗ 


33. 
ae Aline ı B ti 
* — —7* * 


—* der Auslaͤnder zum 
Gewerbebetriebe in Bejie— 
ums a auf Zolvereine- Ber: 

Erth en von Gewerbeſchei⸗ 
nen an auslaͤndiſche Hand» 
lungs-Reifende. I. 202. 

Behandlung des Kautionswe- 
fens der Beamten. II. 292, 

Einziehung und Verrechnung 
der Geldfirafen aus ſtandes⸗ 
herrlichen Gebieten. 1. 4. 

Einrichtung der ZBoytäniter i in 
der Provinz Pofen. 1. 118. 

Eheliche Verbindungen provis 
forii angefiellter Lehrer. 


Verbreitung — Erbau⸗ 
ungsſchriften durch umher⸗ 
stehende Boten I. 91. 

pilitale- Dienfipfliht der 
Blannfhaften auf Seeſchif⸗ 


— 5 — des Privatun⸗ 
a ſchulfaͤhiger Kinder. 


Ausfehliefung der Koͤnigl. Forſt⸗ 
beamten bei Verpachtungen 
von Gorhländercien, Fiſche⸗ 
reien ꝛc. J. 5 

Errichtung * Holsfchneide- 
reien inden Straf- und Bef- 
ferungs:Anftalten. I. 166. 

Einberufung der ehemaligen 
einjährigen Sreimiligen und 
der — Kriegsreſer⸗ 
viſten. I 


B 


18 


Datum. 
1833. 

23. März. 
29. — 
29. — 
29. — 
29. — 
29. — 
29. — 
29. — 
30. — 
30. — 
31. — 
31. — 
31. — 

3. April. 


Behoͤrde, Inbalt 
von welcher die Bere) xvn. Jabrzange 1833 
fügung erlaſſen . gang. R 

9 norben. Heft. Seite. 
Miniſterien. Denunzianten⸗Antheile der 


— — — — — — — — 


Zolle und Steuerbeamten für 
enideckte Chauffee = Polizeis 
vergeben. 1. 214. 
Kabinets-Drdre. Eortfall förperlicherZüchtigung 
gegen Verfonen weiblichen 
Geſchlechts, über zehn Jahr. 


I, 133. 
Minifterium des Innern | Koften für die voltgeiliche Un- 
und der Polizei. terfuchung käuflicher Lebens⸗ 
mittel. I. 141. 
Dafielbe. Viſirung der Reifepäffe. I. 150. 
Daſſelbe. Raͤchtliche Beleuchtung der auf 


den Straßen aufgeftellten 
. Begenftände sc. I. 171. 

Minifterien. Bewilligung von Reifes Diäten 
und Fuhrkoſten, neben figir- 

ten Diäten. II 258. 
Minift. der Geiſtl, Un | Abhaltung einer sährlichen got⸗ 
terr.su. Medi; Angel. tesdienftlichen Feier Seitens 
der Miffiond- Vereine und 
Geſellſchaften zur Befchrung 

der Heiden. 11. 388. 
Kabinets⸗Ordre. Die Richtanwendung Fbrver- 
licher Züdhtigung gegen Per- 
fonen weiblichen Geichlechts 
über zehn Jahr, bei Polizei 

. Strafällen. 11. 474. 
Juſtizminiſterium. Kautionen der Civilbeamten. 


. 45. 
‚ egnitz. Polizeiliche Beaufſichtigun 
nn entlafjener Sträflinge und 
ee 167. eüe 
eg. zu Frankfurt. rlaubsbewilligungen 
— —— 1. 05. 
Kabinetd-Drdre. Verfahren gegen die zur Be 
fehrung der Juden ausgefen- 
deten Miffionarten. 11. 387. 
Minifterkum des Innern | Maßregeln bei dem Ausbruche 


und der Polizei. anfteckender Krankheiten. un⸗ 

—— Dienfipferden. 

eg. oſen. Belchafun der Fourage fuͤr die 
Res. au Po Briefrelälg —*;* 

und durchmarſchirende Trup⸗ 


pentheile. IL. 558. 
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Behbrde, 
Datum. |vom welcher die Vers 
fügung erlaſſen 


1833. worden. 


Inbalt. 
XxVII. Fabrgang. 1833. 
Heft. Seite. 






3. April. Minifterlum des Innern 


Verhuͤtung von Mißbraͤuchen 
und der Polizei. 


bei — des Vermd⸗ 


gens unter Ehegatten. III. 
4. — | DOberpräfidium gu Sb | Refultat der Wirkſamkeit des 


nigsberg. Sciedsemanns- Infituts im 


— — — 


Sabre 1832. I. 281. 
0 Meg. su Magdeburg. | Verhütung der Rüdfehr und 
Anfiedelung der des Landes 
dverwiefenen Verbrecher und 
Vagabunden. Il. 478. 


— Miniſterien. Anzeigen uͤber den erneuerten 

Ausbruch derCbolera 11.531, 

— Miniſterium des Innern | Qualifikation gem Landraths⸗ 
und der Polizei, amte. II. 265. 


6 — Daffelbe. - Befchwerden uͤber die Landraͤ⸗ 
the Seitens der Kreisbewob⸗ 
ner. II. 267. 

Werth der Altentheils⸗Nutzun⸗ 
aen bei Feſtſtelung von Lau⸗ 
demien. II, 306. 

Wahl der Depurirten Seitens 
der zu einem ftändiichen Kol⸗ 
Vektiv« Wahlverbande verei= 
nigten Etädte. II. 424. 

Anwendung auferordentlicher 
Strafen in vollyeilichen Uns 
terfuchungen. 11. 449. 

Aggravations-Befuche in fie⸗ 
falifhen Unterfuchungen we- 

en Widerfeglichkeiten gegen 
eamte. II. 262, 

Verpachtung von Gemeinde- 
Jagden aus freier Hand. II. 
31 


7. — Finanzminiſterium. 


9. — Staatsminiſterium. 


9. — Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


10. — Kabinets-Drdre. 


10. — Minifterium des Innern 
und der Polijei. 

10. — eg. zu Magdeburg. Aufftelun der Gewerbeſteuer⸗ 

ei e a a. fi Abgangsliften. IL 


327. 

Oeffentlicher Verkauf der in 
Privat-Bibliochefen vorge⸗ 
fundenen Bücher-Nachdrüfs 
fe. II. 455. 


Nichterhebung von Gebühren 
für die Prüfungen zu lands 
räthlichen Stellen. II. 263. 


10. — Miniftertum des Innern 
und der Polizei. 


12. — Daffelbe. 


32 
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Datum. 
1833. 


12. April. 


— a nn, a ———— ————— — —— — — 


Beboͤrde, 
von welcher die Ver— 
fügung erlaffen 
worden. 


Miniſterium des Innern | Daß die Provinzen Preußen 


und der Polis. 


Reg. zu Königsberg. 
Minifterien. 

Reg. zu Trier. 
Sinangminifterium. 


Meg. und Oberlandes- 
Beet in Srantfurt 
a f 


Minifterien. 
General- Direltor der 
Steuern. 


Provinztal-Steuer-Di- 
rektion in Danzig. 


Reg. zu Achen. 


Reg. zu Königsberg. 
Minifterien. 


Minifterien. 


Schul - Kollegium der 
Provinz Brandenburg 
in Berlin. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


und Pofen zu dem im Art. 
X1. des Sentut-Gefehes vom 
18. Dftbr. 1819. gedachten 
Auslande nicht zu rechnen 
feien. IL. 453. 

Poligeiliche Unterfuchungen 
über Feuersbrünfte. II. 483, 

Verfahren bet Entlafung der 
Schiedgmänner. L 37. 

Ausführung der Hengfi-Köhr- 
orditung. I. 355. 

Prüfung der Regierungs- und 
Forfi-Referendarien. II. 307. 

Be und Beftrafung 
des Holgdiebfiahls. II. 315. 


Anfiedelungen der Militair⸗In⸗ 
validen und Gnadenbewilli⸗ 
gungen für diefelben. IL. 299. 

Verſteuerung der nicht über 
eine Mühle gegangenen 
Stärfe. II. 339. 

Anfertigung von Auszügen aus 
* Stempelſtrafliſten. II. 


321. 
Anfertigung von Repertorien 
Mr die Kirchen-Archive. IIL 


Ein- und Ausklariren der 
Schifsladungen. III. 794. 
Verminderung der Gehälter 
unter die bereits befichenden 
Normalfäge. II. 255. 

Remunerationen der Friedens⸗ 
richter für Aburtelung der 
Holzdiebftahls- und Forfifte- 
vel-Sachen. II. 318, 

Beauffichtigung der Zöglinge 
böherer Lebranftalten, außer 
ei elterlihen Haufe. I. 
4 


Berbältniffe der Juden in Be- 
ziebung auf Kultus, BE 
niffe und a des 


gereides, II. 


Datum. 


1833. 


21 


Behörde, Anhalt 

von welcher die Ber: xvu. J A 

fügung erlaffen abrgang. 1 
rn eft. Seite. 





20. 


22. 


22. 


22; 


22. 


23. 


23: 


23. 


April. 


Minifterium des Innern — pon Gnaden⸗ 
und der Polizei, Monats⸗Betraͤgen an die 
interbliebenen der Unter- 
küungs = Empfänger aug 
dem Milttair-Armen=Unter- 
s f ftuͤtzungs⸗Fonds. II. 520. 
Minifterium desgnnern | Zulafiang der Kataftergehülfen 
für Handels- und Ge- |: zumBeldmefler-Eramen. U. 
werbe-Angel. 276. 
Miniferium desgnnern | Roftenfreie Berfendung der mit 
und der Polizei. Polen kartelmaͤßig beftchen- 
I REINER BAngCHNGR. 


Minift. der Geiſtl, un- | Verfahren gegen die zur Bekeh⸗ 
terr.en.Mediz-Angel. | rung der Juden ausgefende= 
007 r ten Mifiongrien. II. 387. 
Minifterium desgnnern | Ausfchliefung der zu Magi: 
und der Polizei. firats5- Stellen dejignirten 
Stadtverordnneten von dem 
Wahlakte. IL 437. } 
Anmeldung des im ftenerfreien 
Umfange betriebenen Sracht= 
fuhrgewerbes. II. 338. 
Anwendung der Art. 196. 197- 
258. und 259. des rheinifchen 
orte efehbucheg auf den 
geiſtlichen Stand, und auf 
eifiliche Funktionen und 
mtskleidungen. IL. 379. . 
Reg. zu Merfeburg. Kompetenz Berbältniffe der 
: Landraͤthe in ftädtifchen Ge⸗ 
meine- und andern Verwal⸗ 
* tungsſachen. II. 429. 
Minikerium des Innern Regulativ in Betreff des Wanz 
und der Polizei. derns der Gewerbsgehülfen. 


Der 1. 185. 
Reg. zu Breslau. 


Reg- zw Erfurt. 


Kabinet3-Drdre. 


Beftenerung des Handwerfebe- 

teieles neben dem Handel. 
. 332. 

Miniferium des Innern Maßregeln bei dem Ausbruche 

und der Polizei. anfteclender Krankbeiten un⸗ 

ie Kinigl.. Dienftpferden. 

IE 53 te 


Superrevifion undBeftätigung 
derdrittenZurücftellung mis 
ee Individuen. 

. 541. 


" Dafielbe. 


22 


Behörde, 


Datum. |von welcher die DVer- nbalt. 
fügung erlaffen xvu. jahre r : 1833, 
1833. worden. . 





25. April. Miniſt. der Geiſtl, Un- | Disvenfation von der Kaffen- 
terr⸗u. Mediz.Angel.| Kautions-Leiftung. II. 290. 
25. — Miniſterium des Innern | Verbot des Schlachteng zu jun⸗ 


und der Polizei. ger Kälber. II. 452. 
26. — Diehl idium In Stet- — beine den Landrathi- 
wablen 
26. — General- Direktion der | Penfions- Zahlungen in den 


Königl. allgem. Witt- | Provinzen. II. 280. 
wen⸗Verpflegungsan⸗ 
ſtalt zu Berlin. 
26. — Reg. zu Trier. Verhältniffe der Agenten aus⸗ 
ländifcher Feuerverſiche⸗ 
BEYE rungs-Anflalten. II. 487. 
26. — | Minifierien. Ertheilung von Gewerbefchei⸗ 
nen an Schiffer auf robe 
| Landeg-Produfte. II. 500. 
26. — | Minifierien. Einjähriger:Militairdienft Sei⸗ 
tensder Schuͤler des Progym⸗ 
naſiums zu Roͤßel II, 550. 
27. — Miniſterium des Innern | Verhütung der NRüdtehr und 
und der Polizei. Anfiedelung der des Landes 
vermwiefenen Verbrecher umd 
; DBagabunden. II, 478. 
27. — Daſſelbe. Strafbarteit des Gewerbebe⸗ 
triebs ohne Gewinnung des 
Bürgerrechtg. IL 492. 
23. — | Minifierien. Berechnung der Meilenzabl bei 
Dienftreifen. IL 259. 
29, — General- Direktor der | Gewerbefieuer vom Schiffer⸗ 
Zu Steuern. Gewerbe. II. 337. 
30. — Minifterien: Loosihe Schrift: die Kunſt, 
* ge Nanes zu erkennen. 


30. — Miniſterium des Innern — Erbebung eines Ar⸗ 


und der Polizei. men-Beitrages bei rg 
nung des Bürgerrechts. IL. 
2 0 
30: — . affelbe. Anwendung fhrperlicher Zuͤch⸗ 
Def tigung gegen‘ Polizei⸗ Gefan⸗ 
gene. 


30. — EStaatsminiſterium. arlengneier Santäätn 


41. Mai. Minifterium des Innern | Verfahren , bei late pe über 
für Handels- und Ge- | Eingriffe in bemilligte 
werbe⸗ Angel. tente oder uͤber —* de 

tigungen derfelben. II. 493. 


23 


Behbrde, It 


Datum. von welcher die Ver—⸗ xnba 
XVII Jabrgang. 1833. 
— Heft. Sche. 





Minifterium des In: | Militairdienfizeit der nachdem 


nern. mittelländifchen Meere fah⸗ 
renden Schiffer. I. 241. 
3. — General⸗Poſtamt. Poſtvorſchriften und Anord⸗ 


+ nungen. II. 340. 

Minifterium desginnern | Entrichtung des Zeitungsfiem- 

und der Polizei. pels. II, isı. 

Reg. zu Trier. Verbot des Betriebes der Gaſt⸗ 
und Schankwirtbfchaft Sei⸗ 
tens der Bürgermeifter, de= 
ren Ehefrauen und Dienfibgs 


; ten. III. 790. 
Miniſterium des Innern | Daß Juden zu Schulgen-Aems 
und der Polizei. tern nicht — werden 
koͤnnen. II, 442. 
Daffelbe. Befugniß der Regierungen zur 
Befreiung von der Hundes 


e r fieuer. II. 482. 
Minifterien. Heranziehung der aus dem 
Straf- und Beflerungs- An⸗ 
falten entlaſſenen Militaits 
pflichtigen zum Militairdiens 
, fte. 11. 555. 
Reg. zu Liegnitz. Berwendung und Verrechnung 
der Konfiskate in Gewerbes 
fteuer-Strafiachen. 11, 328. 
Minifterium des In- | Qualififation zum Betriebe des 
nern. Trödlergemerbeg. II. 499. 
General⸗Kommando des | Wiederverleihung der Natio- 
3ten Armee Korps in | nal Kokarde an moralifch uns 


Berlin. — Militairpflichtige. 

Miniſterium des Innern Veriehung der für die Land⸗ 

und der Polizei. ratbswahlen gegebenen Vor⸗ 
fchriften. 11. 266. 

Daffelbe. Eraminationg- Gebühren für 


die Prüfung der Landraths⸗ 
amts-Kandidaten. II. 264. 


Reg. zu Erfurt. Ausleihung der Kirchen-Kapi= 
i talien. 1IL. 644. 
Reg. zu Coͤslin. Einlieferung von Bettlern und 


Vagabonden in das Landar= 
— zu Neuſtettin. III. 


60. 
Miniſterium des Innern Frelexemplare des Amtsblattes 
und der —** fe die Regierungs.Büreaus. 


3. 


5 ERS a an $ B> » nu 
j IA l 11 | I | 
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Datum. 


1833. 


Behoͤrde, 
von welcher die Ver— 


fuͤgung erlaſſen 
worden. 





Finanzminiſterium. 
Reg. zu Achen. 


Minlſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 


Daſſelbe. 


Kriegsminifterlum. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei 


Minift. der Geiftlichen, 
Untert.= ıc. Angel. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Finanzminiſterium. 


Miniſterlum des Innern 
und der Voltzet. 
Daffelve. 


Meg. zu Pofen. 


Oberpraͤſidium in Mün- 
fer. 


Inhalt. 
XVII. Sabesang 1833. 
eft. Seite. 


Beweisfraftder Angaben inter 
imiftifch angeftellter Königl. 
Sorfifhusbeamten. II. 308, 

Bollftändige Aufnahme der 
Sahrmarkts-Verzeichniffe in 
die Kalender. II. 458. 

Nichtanwendung körperlicher 
Züchtigung gegen Perfonen 
—— Be * u 

ehn Fahr, bei Polize raf⸗ 
fällen, 1. ii 

Regulirung eines Interimifii- 
fums in. fireitiger Armen⸗ 
pflege. II. 518. 

Mafregeln gegen die Verbrei- 
tung anſteckender Kranfhei- 
ten durch die Abhaltung von 
Jahrmaͤrkten. IL. 530. 

Wiederverleihung derItationak 
Kokarde an moralifch unwürs 
digeMilitairpflichtige. 11.553, 

Koften für die an Garde-Res 
fruten verabreichten Män- 

Behtitt der © iſtlichen und 
eitritt der Ge en 
Lehrer zur allgemeinen Witt: 
wenfafje. II. 383. 

Berfahren bei Prüfungen der 
— daten. 

. 11. u. 12% 

Sicherung der Gewerbefteuer 
bei Veränderungen in dem 
Betriebe des Schiffergemers 
bes. II. 334, 

Gebührender Mandatarien des 
Sisfug, IL. 434. 

Daß Bürgermeifter zur Tra- 
gung von Uniformen weder 
verpflichtet noch berechtigt 
feien. IL, 448. 

Verfahren bei Dismembratigs 
— Grundſtuͤcke. 

Gegenſeitige Verrichtung von 
Handlungen durch 
Geiſtliche beider Religions: 
parteien. IL. 378. 
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Datum. 
1833. 






Behörde, . halt 
von welcher die Ver-| xyı Ja 1 
. 9. 1833. 

Trans en Heft: Seite. 






Mintftertum des Innern 


RL Anweiſung von Kurkoſten auf 
und der Polizei. 


den Armen = Unterflügungsd= 
onds bei den Regierungss 
auptfaffen. Il. 519. 
Vertheilung der Kirchen und 
Scyulabgaben bei Dismem= 
Arationenvon Grundſtuͤcken. 
Reg. zu Breslau. Verhuͤtung von tinglädsfällen 
— Waſſer⸗Fahrzeugen. II. 


Miniſterium des In⸗Daß in gewerbepolizeilicher 
nern. 







Miniſterien. 






21. — 


2. — 
Hinſicht unter Speiſehaͤu⸗ 
fern, Schaͤnken, Gaſthoͤfen 
und — kein geſetzlicher 
Unterſchled beſtehe. IL. 499. 

Wiederverleihung der Natio⸗ 
nal⸗Kokarde an moraliſch uns 
—55 Militairpflichtige. 


Ausſtellung ärztlicher Gutach · 
ten uͤber die Lethalitaͤt der 
Wunden behufs der Ausſpruͤ⸗ 

| che der —— 111,815, 


S 


Mintfterium des Innern 
und der Polijei. 


22. — 
Dber-Präfdium zu Cor 
blenz. 


Miniſterlum desInnern | Stempelfreiheit der landraͤthli⸗ 


und der Polizei. ” Arüfungs= Protofolle. 
Reg. zu Oppeln. Mnetelung bei Holdiebſtaͤhlen. 


Miniſterien. Verfahren gegen ausgetretene, 
demnäche aber zu Tgetebe- 
te Militatepflichtige. 11. 544. 
Verrechnung der Strafen für 
unterlaffene Gewerbebe⸗ 
triebs-Meldungen. 11.329. 

a Blanidation der Berpflegungs= 
often für einzelne von den 
Truppen entlaffene Manns 
fchaften. II. 557. 

i Aggravations-Gefuche in fiska⸗ 
liſchen Unterfuchungen we⸗ 
nen Widerſetzlichkeiten gegen 
Beamte. II. 262, 

Heilung und Verpflegung der 
vom Auslande einwandern- 
den Frägfranfen Handwerks⸗ 
gefellen. II. 532. 


Minifterien. 


6. — Kriegsminifterium 


21. — Sinanzminiferium 


2. — Miniferien. 






nbalt. 
XVII. er 1833. 


‚worden, Heft: Seite. 


28. Mat. 





Reg. zu Magdeburg. —— DE IICHRARTE: 


29. — Miniſt. der Geiſtl. und | Verhütung von Ungluͤcksfaͤllen 
Unterrichts= 20. Angel. | beim Läuten der Kirchen 

— durch Knaben. II. 

29. — Kabinets⸗Ordre. Kirchliches Aufgebot und Trau⸗ 
ung der Berg⸗, Huͤtten⸗ oder 

Salinen-Arbeiter. II. 392. 

29. — Reg. zu Düffeldorf. Yufbringung der Unterhals 


tungsfoften für unvermögent- 
de Poltzeigefangene. II, 475. 

Anftelung von Steuer» Em= 
pfaͤngern. II. 320. 

Liquidation der Verpflegungs« 
Eoften für einzelne von den 
Truppen entlafene- Mann 
fchaften. II. 556. 

Zeitige Meldungen r erften 


Reg. zu Münfter. 


Minikerium des Innern 
und der Polizei. 


— — — — — — 


Miniſt. der Geiſtl. und 


2 8.88 
be Ale, 30 


Unterrichts-Angel. tbeologifchen Prüfung. II. 
650.4. 651. 
Minifterien. AverfionalsVergütigungen für 
Fuhrkoſten, Schreib» und Zei- 
" chen-Materialienzc. 11.261. 
31. — Miniftertum des Innern | Prüfungs-Zeugniffe für Land» 


und der Polizei. 
Reg. zu Trier. 


rathsamts=- Kandidaten. 1. 
265. : 


Verpackung und Gemwichtsbe- 
zeichnung der Geldpakete. IL 
2 


Miniſterium bes In— 


nern. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


295. 
Bewaffnung der Bufchwärter. 
11. 311. 


Einftellung der zeither einge 
reichten VBergeichniffe von den 
ftädtifchen Polizeibeamten. 
II, 447. 


affelbe. Verfahren mit den auch aufdie 
— Ruͤckreiſe lautenden Paßfor⸗ 
mularen. II. 463. 
3. — Minifterien. Dienftreifen der Kreis-Medizt- 
nalbeamten. 11. 522. 
1. Zuni. | Miniferiumdesgnnern | Stimmenzahl bei flädtifchen 


und der Poltzei. 
Meg. zu Pofen. 


Magiftratswahlen. II. 435. 

Kevifion und Verifisirung der 
Make und Gewichte bei den 
anal. Steuerämtern. II, 
774. 


1... — 


— — — — — — — — nn 


6 
* 
. 
— — — — —— — 
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Behörde, 


i l t. 
Datum. |von_ welcher die Wer- | xyıı, nba 
fügung erlaffen V I aus. 1838. 
1833. morden. 








Nichtannahme von Nebendm- 
tern Seitens der Kendante 
Königl. Kaffen. II. 296. - 

Superrevifionund Beftätigun 

derdritten Zuruͤckſtellung m 

Iitatepfllchtiger Individuen. 


Kompetenz der General⸗Kom⸗ 
miffionen bei Abldſungen von 
Geldrenten. II. 354. . 

Wahlfaͤhigkeit ehemaliger Guts 
beſitzer jp ſtaͤn diſchen Depu⸗ 
tirten. II. 423. 


Anfertigung der jährlichen Mi⸗ 
litair · Aushebungs⸗Nach wei⸗ 
ſungen. II. 539, 

Behandlung der moralifch un⸗ 
würdigen Militairpflichtigen 
in den Arbeiter-Abtheilun« 

en. II. 552. 

Nichtbersilligung von Frei⸗ 
eremplaren des Amtsblattes 
an die Gymnafien ıc. II.254. 

Verbot des Austaufches und der 
Verwechſelung von Kaſſen⸗ 
geldern. II. 294. 

Temporelle Benukung von Pris 
vatgrundſtuͤcken zu den Trup⸗ 
venuͤbungen. II. 559. 

Aufftelung von Drtd-Statuten 
für die Städte. II. 427. 

Atteſte der Phyſiker in Angeles: 
genheiten der Poſtverwal⸗ 
er 11. 524, 

Verbältniffe der Medizinalper⸗ 
fonen in der Rheinprovinz. 
1I. 525. 

Diaͤten und Reifefoften bei@in- 
füheung eines Landrathes. IL. 
260 


Verfahren bei Dienſtentlaſſun⸗ 
gen der Feld- und Mitwald- 
hüter. TIL. 688. 

Berhältniffe der aus den an- 
grenzenden Staaten heruͤber⸗ 
gejogenen Mennoniten. IE. 


Reg. zu Königsberg. 


Minifterium des Innern 
und der Polijei. 


General= Kommifion 
* Schlefien in Bres⸗ 
au. 
Miniſterium des Innern 
und der Polijei. 
4 — Doffelbe. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 
Reg. zu Trier. 
Miniſterlum des Innern 
und der Polizei. 


Daſſelbe. 


Miniſterium der Medi⸗ 
zinal⸗ ꝛtc. Angel. 


Juſtizminiſterium. 
Miniſterium des Innern 

und der Polijei. 
Reg. zu Trier. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


— — — — — — — — — — — — — — — — — — — 
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Behbrde, Inbalt 
Datum. |von welcher die Ber hi 
4 fügung erlaffen XxVIIl. zus Er 1833, 
1833. worden. 
8. Juni. Minifterium des ne | Gewerbebetrieb während des 
3 nern. 2 Bottesdienftes. II. 488. 
8. — Miniſterinm des Innern — — des den entlaſſe⸗ 
und der Polijei. nen Straͤflingen zu gewaͤh⸗ 
. renden Reiſegeldes. II. 521. 
9. — Miniſterien. Aufnahme der Signalements 
der Gewerbetreibenden und 
deren Begleiter in die Hauſir⸗ 
Gewerbeſcheine. II. 501. 
10. — Reg. zu Potsdam. Nichttheilnahme der Forſtbe⸗ 
amtenanden Entreprifen der 
£ olzanfuhr ꝛc. II. 309. 
1. — Miniferium desgnnern | Neberweifung vergogener Mi 
‚und der Polizei. .Ktairpflichtigen. I. 543. 
13. — Sinanzminifieeium. Belfügung der Miniſterial Ge⸗ 
nehmigung zu den Domai= 
nen-Verdußerungs-Verträs 
. gen. II. 304. 
13. — General Poflamt. Legitimation der mit der Poſt 
i ; reifenden Inlaͤnder. II. 349, 
13. — Kriegsminiſterium. Bebandlung der moraliſch un⸗ 
wuͤrdigen Militairvflichtigen 
in den Arbeiter⸗Abtheilun⸗ 
5 — — Kurkoſten fü 
15. — Miniſterien. ufbringung der Kurloſten für 
f Sriminal» Gefangene u. 
15. — Miniſterium des Innern Nichtertheilung von Gewerbe⸗ 
ge Polizei. fcheinen zur Scauftelung 
‚und Umberführung minder- 
jähriger Kinder.11.502.u.503. 
15. — Oberpraͤſidium in Muͤn⸗ GrriatungbanBeiihenpufern. 
er. . 533. 
18. — Minifterium des In-⸗ | Gewerbebetrieb der Kommiſſi⸗ 
tern. onaire. II. 493. , 
18... — Minifterium des Innern Fruͤhere Entlafung der einidh- 
und der Polizei. rigen RUN reiwilligen. 
18. — Daſſelbe. Bebandlung der moraliſch un⸗ 
1 würdigen Militatroflichtigen 
in den Arbeiter-Abtheilun- 
gen. 11. 551. . 
1. — Reg. zu Magdeburg. Verbot des ih ed 


den Gewäflern der K 
Forfien. II. 538. 


nigl. 





20. Zunt. 


20. — 
21. — 


21. — 
21. — 


21, Er 


21. — 


24. — 


25. — 


Behörde, 
von welcher die Ver⸗ 
fügung erlaffen 
worden. 


Minift. der Geiftl. und 
Unterr.- 0. Angel. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Reg. zu Königsberg. 


Minifterien. 
Suftiminifterium. 


Daffelbe. 


Daffelbe. 


Minift. der Geil. und 
Unterr.= 2c. Angel. 
Rabinets-Drdre. 


Minifterien. 


Minifterien. 
Kriegsminifterium. 


Minifterien. 


Minifterien. 





29, 


It. 
xvi. En ang. 1833. 


Heft. Seite. 






Beftimmung der Konfeffion un⸗ 
ehelich geborner Kinderdurch 
deren Mütter. IL, 339, 

Prämien-Zahlung für vergif- 
tete Wölfe. I. 482. 

Juſtiſizirte Quittungen über 

eleiftete Zahlungen für Lie- 
erungen. IL. 297. 

Qualifitation ey Gewerbebe- 
triebe. II. 490, 

Auszüge aus den Civilſtands⸗ 
Regiſtern für ausgetretene 
—— 2 und 
Deferteurgsc. II. 546. 

Beifügung der Miniſterial⸗Ge⸗ 
nehmigung zu den Domal- 
nen⸗ Veraͤußerungs⸗ Vertraͤ⸗ 
gen. II. 303. 

Auszüge aus den Geburts⸗ Re⸗ 
giftern für ausgetretene Mi- 
litairpflichtige und Defer- 
teurs und Aufgebot derfel- 
ben. III. 834. u. 835, 

Reifeerlaubnißfcheine der Stu⸗ 
direnden. U. 466. 

Abſchließung von Eben in den 
zum ehemaligen Großherjog- 
thum Berg gebbrigen all= 
destheilen. IT. 391. 

Ertheilung von Militair-Zu- 
rücftelungs- Attefien an 
Apeologle-Gtndirende. 1. 


Ausfpielen von Waaren auf 
Sahrmärften. I1, 459. 

Verhältnife der nach dem Am⸗ 
neftie-Patente zuruͤckgekehr⸗ 
—F Militairpflichtigen. III. 


Befugniß der Auslaͤnder zum 
Gewerbebetriebe im Umher⸗ 
sieben in Beziehung auf Zoll⸗ 
vereing-DBerträge. II. 504. 

Vene mit Bettfedern. 

. 505. 


ee —— 


Behörde, 
von welcher die Wer- 
fügung erlaffen 
worden. 


j Inhalt. 
XVII. NEAR . 1833, 
Heft. Seite. 





25. Zunt. 


26. 


30. 


30. 


Mintfierien. 


Reg. zu Marienmwerder. 


Neg. zu Gumbinnen. 
Reg ˖ zu Potsdam. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Miniſterium des Innern 
für Handel und Ge⸗ 
werbe. 

Rheiniſches Konſiſto⸗ 
rium zu Coblenz. 

Finanzminiſterium. 

Miniſterium des Innern 


und der Polizei. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 


Miniſterium der Medi⸗ 
zinal⸗ꝛc. Angel. 
Miniſterien. 


Reg. zu Achen. 


Kabinets:Ordre. 


Zulaſſung inländifcher Juden 
zum Waarenverkaufe im Um⸗ 
herziehen im Herzogthum 
Sachſen. II. 507. 

Verkauf des für Juden einge⸗ 
ſchlachteten Fleiſches. III.795. 

Lehrer⸗Pruͤfungen. IV. 957. 


Aufbringung des Reifegeldes 
der aus den Strafanfialten 
entiafenen Züchtlinge. IL 


Polizetliche Einfchreitung ge= 
gen das uneheliche Zufam= 
menleben. 11. 460. 

Waſſerſtauen bei Mühlen und 
m von Borfluth. 

. 51 


Beerdigung der Leichen ver- 
fchiedener®lanbenggenoffen. 
III. 653, 

Rekursverfahren in Stempel⸗ 
firaf-Sachen. II. 320. 

Yufflelung von Orts-Statuten 
für die Städte. II. 425. 

Kontrollirung des ſtaͤdtiſchen 
Etats-, Raffen- und Rech- 
nungswefeng. IL 431. 

Nichtigkeit der mit einemnicht 
verforgungsberechtigten Sin= 
dividuum erfolgten Befehung 
einer ftädtifchen Unterbeam« 
tenfielle. II. 437. 

Führung der Impfliſten und 
—— der Impfatteſte. 


Betrieb des Zinn⸗ und Loͤffel⸗ 
gießer- Gewerbes im Umher⸗ 
sieben. IL. 506. 

Aufftellung von Perſonal⸗Liſten 
überdie in die ürbeits⸗Anſtalt 
zu®raumeilerabjuliefernden 
Individuen. III. 764. 

Veranlagung und Erhebung 
der Rauchfangsfteuer in der 
Provinz Dofen. IV. 913. 











Bebdrde, 


‚ Lt 

Datum. |von welcher die Ver⸗ xvu A a 
R gang. 1833. 

fügıng erlefen I Seite 


2. Zuli. Reg. zu Gumbinnen. | Einreihung von Nachweiſun— 
en über neu entftandene 
tabliffements, Unlagen sc. 

ul. 597. 
2. — Miniſterien. KonkurrengderStabtverordne= 
ten bei Ausübung des ftädti« 
ned, {hen Patronats. III. 678, 
2. — Miniſterium des Innern | Empfehlung des Werks: „Ame⸗ 

; und der Polizei. rika's —— — und 
deſſen Anwendung auf Eus 
ropa”:c. II. 748. 


2. — Daſſelbe. Immediat-Begnadigungs⸗Ge⸗ 
ſuche der Sträflinge. 111.755. 
2. — Daſſelbe. Abloſſung der Militairdienſt— 


pflicht Seitens der in Semi⸗ 
narien ausgebildeten Schul⸗ 
amts⸗Kandidaten. III. 823. 
Verhaͤltniſſe der nach dem Am⸗ 
neſtie⸗Patente zuruͤckgekehr⸗ 
= Militairpflichtigen. UL 


Auszüge aus den Geburts⸗Re⸗ 
giſtern für ausgetretene Mi⸗ 
litairpflichtige und Defere 
teurs_ und Aufgebot derfel- 
ben. 111. 833. 

Rehenäfte der Studirenden. IL, 


Ausfertigung der Reiſepaͤſſe 
nach Italien. II. 468. 

ar herr tee 
ben an Kirche und Geiſtlich⸗ 
feit. III, 635. 

Daß der Gendarmerte für Ver- 
richtungen innerhalb ihrer 
Stationsbezirke keine Verguͤ⸗ 
tigung an Diäten sc. zuſtehe. 
ı1l. 700 


Wechſel der Viebbaͤndler mit 
ihren Begleitern. I. 193. 
Regulativ für die Prüfungen 
der Feldmeſſer. IL. 269. 


Kontrolle der Klaffenfteuer- 
Ab: und Zugänge. IL. 616. 


2. — Doffelbe. 


2. — Miniſterien. 


3. — Miniſterium des Innern 
und der Polizei, 
5. — Daſſelbe. 


5. — Juſtizminiſterium. 


71. — Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


8. — Miniſterien. 


8. — Miniſterium des Innern 
fuͤr Handel, Gewerbe 
und Bauweſen. 

8. — Reg. zu Breslau. 


— — — — — —— — — — — — — 


Behdrde, 
von welcher die Ver⸗ 
fügung. erlaffen 
morden. 


xvn ARE 1833 
e, abrgang. . 
Heft. See. 





Datum. 
1833. 
9. Zuli 
9. — 
10. — 
10. — 
10. — 
10. — 
11. — 
11. — 
12. — 
12. — 
12. — 
13. — 
13. ige 
13. — 


Reg. zu Potsdam. 
Kabinetd-Drdre. 
Minifierium des Innern 
und der Polizei. 
General= Direktor der 


Steuern. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 

Reg. zu Gumbinnen. 

Reg. zu Königsberg. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Minift. der Geiftl. und | P 


Unterr.- 2c. Angel. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Daſſelbe. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 


Miniſterien. 


Nichtausſtellung von Heimaths · 
ſcheinen zu Reiſen in das Aus⸗ 
land. II. 288. 

Erfparungs- Maßregeln beiden 
BIORICFUNDERNGEN. IL, 


Verwendung der beiden Regie 
rungen unmittelbar aufkom⸗ 
menden Paßgebühren. II.461. 

Berechnung, der von Bädern 
und Schlaͤchtern zu entrich⸗ 
tenden Gewerbeftener. U 


17. 
Wirkſamkeit der Dberpräftden- 
ten binfichtlich der Einfüh- 
rung der revidirten Städtes 
N III. 675. 
Befinde- Dienft = Entlaffungs- 
Scheine. 11. 727. 
Beſtimmung des fhulpflichtis 
gen Alters. III. 672. 
MWiederentlaffung der zum Er⸗ 
fatze entwichener Militair- 
pflichtigen eingegogenen Iu⸗ 
dividuen nad) der Rüdtehr 
des Deferteurg. III. 832. 
röfungen zu Lebrfiellen an 
En hen Bürgerfchulen. UI. 


Anordnungen in den Katferl. 
Defterreichfchen Staaten we⸗ 
fe des Einwanderng frem= 

erHandmwerkögefellen.11.468. 

Verfahren bei den Landraths⸗ 
wablen. III. 591. 

Nichtertbeilung von Heimaths⸗ 
fcheinen nad) dem Auslande. 


III. 599. 

Berbältniffe der Dominien zu 
den Gemeinden in Beyiehun 
aufKommunallaften. III.694, 

Aufbringung der Koften bei 
Menfchenblattern = Epide- 
mien. und bei Zwangs- ms 
vfungen der Schußblattern. 
IU, 817. 


14. Juli. 
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Dat von Pt Be | Inbalt. 
* any "I XVIL Fahrgang. 1833. 
A Heft. Sehe. 


14. Zuli. Minifterium des Innern Tragung von Polijzei⸗ Unifor⸗ 
und der Polijei. men. II. 699. 

15, — Daffelbe. Wahl und Beftätigung der Ma, 

iftratsperfonen in Bezie- 

ben auf die Dauer der 

Dienfizeit. II. 438. 


15. — Sinanzminifterium. Lieferung und Vergütung der 
Druckſachen für die Kreis⸗ 

vie Steuer-) Kaſſen. 

15. — Minifterium des Innern Beftreitung der Koften für die 


und der Polizei. zur Auslieferung aufgegriffe- 
nen en Deferz 
teurs. 111. 837. 

Anfertigung und Einreichung 
der Ketapliffements= Pläne, 
IV. 1071 


Gewinnung des ftädtifchen Buͤr⸗ 
gerrechts Seitens auswaͤrti⸗ 
ger Grundbefißer. III. 692. 

Genfurgebühren fuͤr ungedruckt 
erg Manuftripte, III. 


8. 
Verbot des Betriebes der Gaft-, 
Schank⸗ und Krugwirthſchaft 
an der Dorffchulen.- 


Befreiung des Militairvor- 
fvannes vom Chauffeegelde. 
II, 842... 5.07 


Nichtanrechnung der Rapitu- 
lanten auf das von den Krei= 
fen zu geftellende Militair- 
Erfah- Kontingent. III. 826. 

Erfparungs-Mafregeln beiden 
PDionier- Abtheilungen. LI, 

8 


838. 
eranziehung ländlich. Grunds 
— zur Beſoldung ſtaͤdti⸗ 
ſcher Feldhuͤter III. 637. 
Befreiung der heruͤberwandern⸗ 
den Philipponen der grie— 
ae schriftlichen Kirche vom 
Kriegsdienfte. III. 831. 
Verhütung von Unglücdsfällen 
durch den Einfturgvon Lehm⸗ 
und > II, 479. 


15. — Reg. zu Magdeburg. 


16. — Miniſterium des Innern 
und der Polijei. 

1m. — Deore dh zu Ber- 
in. 


18. — Reg. zu Stettin. 


3— Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


19. — Daſſelbe. 


— Daſſelbe 
21. — Daſſelbe. 


2e. — Daſſelbe. 


3 — Daffelbe. 


u u a nn nn — — 
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Datum. 


183 be — 


23. Juli. 
23. — 


24. — 
24. — 


26. — 


26. — 


Re. 


27. — 
27. om 


30. — 


3t. — 


31... — 


von w or u Ber nbalt. 
——— Xvu. Fahrgang. 1833 
——6 Heft. Seite. 


und der Polizei. Handmerkögefeen. Il. 508. 
Miniſterium der Medi | Befugniß der Thierärzte zum 
zinal⸗ ıc. Angel. Selbfidispenjiren der zur Hei⸗ 
lung franfer Thiere zu ver— 
wendendenArzeneien.ill.820. 


Minifterien. Beſetzung —— ‚Kid: Se⸗ 
kretair Stellen. III. 594. 

Oberpraͤſidium zu Co⸗Transport von Verhafteten 

blenz. durch fremde Stanten. I, 


Minifterium des Innern —— wandernder 


Miniſterium des = 
nern. 


Beneral-Poftamt. 


Ertheilung von Konzeffionen 
zur Anlage von Wind» und 
Waſſermuͤhlen ꝛc. III. 778. 

Snfertionskoften für diedffent- 
lichen Borladungen ausge 
tretener Kantoniften und ans 
derer Unterthanen. IV.1131. 

Benachrichtigung der Landrä- 
the von den ——— 
—— Grund ſtuͤcke. 


— — 
unter den Juden. IH. 

Sn wiefern — 
rien, approbirte Aerzte umd 
Chirurg en zur Gewinnung 
des s Bügerreh verpflichtet 


Reg. zu Potsdam. 


Minift. der Geiſtl. und 
Unterrichts-Ungel. 
Minifterium des Innern 

und der Polizei. 


ſeien 
Miniſterien. —— der Bolisd,Bitzap 
elder 
Aninigeetau bes Innern ne egen  Susgenifen 
und der Polizei. aus Krakau. 
Dafjelbe. Hol ee Strafe für unter- 
aſſene Befri pignns von Bo⸗ 
ae 111. 
Sinanzminiftierium. 8 der — bei 
ereinzelungen von Doma⸗ 
* —— tsgrundſtuͤcken. 
Miniſterium des Innern Eerbelung, * — 
und der Polizei. 


an auswä 
bende und ee 
„ahmelgnber Bürger in Bes 


h R a j agentur 


EEE DETTE WE CT 












FR Behörde, 
atum. 
fuͤgung erlaſſen 


1833. worden. 


81. Juli. Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
41. Auguſt. Daffelbe. 
— Reg. zu Stettin. 
_ Reg. zu Breslau. 
3. — Mintftertum des Innern 
und der Polizei. 
3. — Daffelbe. 
3. — Daſſelbe. 
7. — Daſſelbe. 
8. — Reg. zu Erfurt. 
8. — Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
8. — Reg. zu Trier. 
9. — Reg. zu Königsberg. 
—— Reg. zu Trier. 
1.0 — GeneralDirektor der 
BR Steuern zu Berlin. 


Reg: zu Trier. 


von welcher die Ver— 
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Inbalt. 
XV. Sahırgang, 1833. 
Heft. Se te. 


ei 

ngsvferde von ein 

Kreifen. III. 840. . 

Behandlung arbeitslos umher- 
wandernder Handwerksgefel⸗ 

Kefort: Berhätinffe in @ 
effort-Ver e in Gefi 

a nr 

eflattung des anfbe= 

triebs Seitens Königl. Be- 
amten oder deren Ehefrauen. 
II. 789. 


Rechte und Verpflichtungen der 
Mediat-Befiker inden Stad⸗ 
ten, in welchen die revidirte 
Städteordnung gilt. III. 676, 

Befoldung der Schulzen oder 
Dorfrichter ze. III. 695. 

Marfchverpflegung für die in 
die Heimath entlaffenen Sol: 
daten. III. 841. 

Zulaffung der von Gymnafien 
abgegangenen jungen Leute 
vun einjährigen freiwilligen 

ilttairdienfte. III. 822. 

Beibringung desAbgan hend: 
niffes von der In bernt t bei 
Prüfung der Kandidaten der 
Pharmazie und Chirurgie. 
II. 814. 

Warnung vor leichtfinniger In: 
ternehmung von Auswande⸗ 
rungen. IV. 882. 

Konftatirung plöglicher Todes; 
fälle und Aufnahme der Ster- 
beafte bei denfelben. IV. 

4 


031. 

Gefinde - Dienft- Entlaffungs- 
Sceine. III 724. 

Anmweifung der Gemeinde-Aus- 
aben. IV. 972. 

Sehfegung der Gewerbeftener 

. für Brauereien. III. 620. 

Bekleidung der Gefangenen auf 
Sransporten. II. 751. 


C 2 


Behoͤrde, 


i Lt. 
Datum. |von welcher die Ver— nba 
fügung erlafen xvu. —* 1833. 
1833. woͤrden. 





Militairpflichtigkeit der aus den 
Bundesſtaaten eingewander⸗ 
ten Individuen. UI. 830. 

Verwendung der PolizelsStraf 
gelder. II. 707. 

Daß die Entfcheibung über 
Kontraventionen gegen 


11. Auguſt. | Minifterium des Innern 
auf und der Yolisel. 


12. — Juſtizminiſterium. 


iz. — Daſſelbe. 
Zwangs⸗ und Bannrechte den 

in Gerichten zuſtehe. II. 777. 
Miniſterium desgnnern | Erfiattung der em 
und der Polizei. für unfichere Militairpflid- 


412.- — 
I tige. III. 836. 
General Poiamt. Pofivorfchriften undAnordnuns 
gen. III. 629. 
Beſtrafung des unbefugten 
Eindrinnens in die Feſtungs⸗ 
werfe. 111, 732. 
Betrieb von Schanf- und 
Speifewirtbichaften. IIL788. 
Niederreifung verbotwidrig 
angelegter Stroßdächer ohne 
olizeigerichtliche Einmi- 
chung. IV. 1072. 
Prüfungen zur Ausübung des 
Steinhauer= ze. Gewe 
mi. 779. u. 780. 
Verpflegung in den Kreis: und 
wellch@cfänguifenn na 
eringeren Saͤtzen IIL 752. 
Dissiplinar = Befugniffe der 
Landratbe über die Dolizel- 
obrigteisen ihrer Kreife. III. 


Stempelfreic Ausfertigung der 
Auswanderungs = Konfenfe 
Lie, den Bundesftaaten. II. 

Wufbeingun der bei Gemein⸗ 
beits-Thetlungen und A 
fungen für nchverttändige 
Beiftände der Kirchen, 
ren and Schulen erfo 
chen Koften. II, 642. 

Bildung von Vereinen gur Bl 
forgeae. fürdie aus&trapund 
Beſſerungs⸗Anſtalten 
kehrenden Subjekt, . 157. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Minifterien. 
Reg. zu Trier. 


Miniſterium des Innern 
für Handel und Ge- 
werbe. 

Miniſterium des Innern 
und der Polijzei. 


Minifterien des Innern 
‚und der Finanzen. 


6. — 
16. — Diefelben. 


16. — Minifterien. 


Reg. zu Breslau. 


3 —⸗ — — — 
= ns 
| | 13,1 
Pe SEE TEE LINE SAH SEE ERENE ER —— 


Datum. 


17. 
18. 


19. 
20. 













1833. 
Auguf. 


nn — — — — — — — — — — — 


Behbrde, 
von welcher die Ver⸗ Indalt. 
fügung erlaſſen XV, Zabramg,, 1833. 


worden. 






Meg. zu Königsberg. Zuruͤckweiſung wandernder 
Handmerkögefellen. 11. 797. 


Minifterien. Ausfertigung der Beftallungen 
Mm — Staatsdiener. 

Miniſterium des Innern | Verbot der offentlichen Vor⸗ 
und der Polizei. zeigung von Rindern, 111.732. 
General⸗Poſtamt. Beförderung der Dienſt-Kor— 


refpondenz der Chauffeegeld= 
Hebeftellen durch die Poſt. II. 





633. 

Daffelbe. Portofreiheit für die erhobene 

— Grundſteuer. III. 634. 
Miniſterium des In⸗ Beſuch der den Jahrmaͤrkten 
tern. leich En achtenden ftädti- 
Shen ärkte Seitens aus- 
— waͤrtiger Verkaͤufer. III. 807. 
Miniſterien. Daß Regierungs-Alfefforen auf 


Umzugs- Entfchädigung kei⸗ 

nen Anfpruch haben. II. 532. 

Minift. der Geiftl. und | Erbverpachtungen von Pfarr-, 
Unterr.= 20. Angel. Küfterei= und Schul: Grund⸗ 
ſtuͤcken und Austhuung der- 

/ felben in Erbzing. III 643. 
Miniferium des Innern | Sportelfaß für die landraͤthli⸗ 
und der Polizei. J—— ak ee 


Rep. zu. Magdeburg. | Geuerverficherung neuer Do- 
manial-Gebäude. III. 605. 
Neg. zu Trier. Stempel zu den Vereidigungs⸗ 
J——— der Schullehrer. 
Reg. zu Königsberg. Verbreitung populärer land⸗ 
se Schriften. 

4. 


Miniſterium des Innern | Verpflichtung zur, Unterſtuͤz⸗ 


und der Polizei. jung armer heimathslofer 
Derjonen. II. 811. 
Daffelbe. Unbefunte Yusftellung vonYlus- 


angspäffen Seitens der Po⸗ 
— igeibehdrden. II. 464. 
Miniferium des = | Anlegung von Zuderficdereten 
nern. innerhalb derStädte. 111.793. 
Reg. zu Achen. Pagvifirung fürdie Uber Frank⸗ 
reich nach Nordamerika aus⸗ 
wandernden Preuß. Unter⸗ 

thanen. II. 747. 





28. Auguſt. 
28. 


28. 
29. 
29. 


29. 
30. 
30. 


30. 


31. 


3. Septbr. 


von welcher. die 
fügung erlaffen 


worden. 





Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 


Reg. zu Achen. 


Reg. zu Trier. 
Minifterten. 


Reg. zu Pofen. 


Minifierien. 
Mintfterien. 


Reg. zu Breslau. 


Minifterien. 
Minifterien. 


Miniſterien. 
Miniſterien. 


Miniſterien. 


l 
Ver⸗xvn. — 1833, 









Berabreich er Amtsblaͤtter 
an eines — —7 und Be⸗ 
amte. Ul. 577, 

gniederlaffumg moſaiſcher Glau⸗ 
—— aus der Provin; 

Dofen. IL 699. 
— de * — 


———— — 


— — fürumgedrudt 
gehieene Dranuffrite, Il, 


Befafung des Befindet. IV, 


Dualifitation zur — 
—— 
erfahren be 44 iger 
Entlafung der auf Kündi- 
gung ang ellten Unterbeam 
Yolhetice Beauffchtigung 
oliz e Beau 
unficherer und verdäctiger 
Perfonen. III. 749. 
ag 
änder. III. 802. 
— bei den auf dem Lars 
de vorfommenden Blattern: 
Kranfheitsfällen. II. 818. 
Entlafung der auf Kündigung 
ven ten Unterbeamten, 


970 
Anftellungsberechti 
ebemalisen een gs 


ger 

Rekurs- orfi- und 

St Sie Een 
nen. 


Miniſterium —— — Streitig feiten 


und der Polizet. 


über die Seroüchtun jut 
Armenverpflegu —F 2 


Miniſt. der Geiſtl. und | Entlaffung nicht 


Unterr.= sc. Angel. 


—— 


Reg. zu Marienwerder. Lufeeöhnumgen umdYhliferut 


- — der Spei 
I. 601. 


| 
| 
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Bebhrde, ve 
von welcher die Ver-| yyıı 34 halt. 
rgang. 1833. 
at" Heft. Seite, 








1833. 
4. Septbr. Juſtizminiſterium. Befreiung der Stadtgemeinen 
: von der Unterhaltung der 
Berichts Lofalien. I. 684. 
5. — Reg zu Oppeln. 





Gewerbebetrieb der Aeltupe 
im Umberziehen. III. 625. ‘ 
Zubrengeftellung für Trang- 
portaten. III. 763. 
Gefinde- Dienft- Entlafungs- 
fcheine. III. 729. 
VorlichtigeBehandlung des am 
Milzbrande gefallenen Vie⸗ 
bes. 111. 821. 
Stempelpflichtigkeit der Atteſte 
der Buͤrgermeiſter für den 
Beitritt zu ausländifchen 
euer-Berficherungs-Gefells 
haften. HI. 624. ’ 
Verbot des Betriebes der Gaſt ⸗ 
und Schanfwirtbfchaft, ſo—⸗ 
wie des Krämergewerbes, 
Seitens der Bürgermeifter. 


111. 791. 

Portofreiheit für die Weberver- 
dienfigelder entlafenerZücht- 
linge und Korrigenden. III. 
753. 

Bi mm Daffelbe. — de — 

ungspferde. III. 839. 
um tr Daſſelbe . Befekung vakanter Kreis⸗Se⸗ 
kretair⸗Stellen. TIL. 593. 
40. — Daſſelbe. Mittheilung von Polizei-Aften 
und einzelnen Verhandlun- 

gen an Privatperfonen, II. 

0 


10. — | Dberpräfidium zu Co- | Borladung der @endarmen vor 
blen;. bie Zuchtpoligei ıc. Gerichte. 
. 703. 
11. — Reg. zu Breslau. Annahme und Verausgabung 
fremder. Goldforten bei der 
allgemeinen Wittwentafle- 


} . 596. 
Br, et Reg. zu Danzig Ausſchank von Meth und Moft 
2 auf Zahrmärften. III. 794. 
m 1 Reg. zu Pofen. Ausfchliefung der auf Kündi- 
gung angeftellten Beamten 
vom Beitritte zur allgemel: 
nen Wittwenkaſſe. I. 596 


Dberpräfidium in Mün- 


er. 

Minifterinm des Innern 
und der Polizei. 

6. — Reg. zu Breslau. 


Ten Reg. zu Trier. 
— em Reg. zu Trier. 


— Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Behörde 
vom welcher die Ber-| zur ADD, 188. 





42. Geptbr. 


13. — 
13. — 
44. == 
15. — 
15. > 
45. — 
15. — 
16. — 
16. — 
17. — 
17. — 
18 — 
19. — 
19. — 


9 
. fügung erlaffen. Heft Seite. 

Miniferien. Erſatz entwichener und ausge⸗ 
Hiebener@iiliteicpfichtigen, 
Minifterium des Innern | Le itimation dee Reiſenden als 

und der Polizei. Snländer. II. 462. 
Daſſelbe. Strafooll ſtreckungen wegen po⸗ 
lizeilicher Vergehen. 11.705. 
Daſſelbe. Verfahren mit verbotenen Buͤ⸗ 


chern. II. 716. 
Reg. zu Potsdam. - | Ausfchliefung der Geiſtlichen 
von der Wahl zu Schieds⸗ 
ie männern. Ill. 652. 
Minifterium des In⸗Ruͤge und Beftrafung von Hin, 
nern. dein und Schlägereien in 
Herbergen und Gewerke: 
ö Berfammlungen. ilL 775. 
Neg. zu Königsberg. | Aufbringung der Kurkoften für 
arme venerifche Krante, IU, 
812. 


Minifterien. Reklamation eingeſtellter Mili⸗ 
tairpflichtigen in Beziehung 
“uf Familienverhaͤltniſſe. IL 


825. 
Neg. zu Breslau. - | Einreichung von Nachmeifun: 
gen über den Zuftand der 
Schulen und das Einfommen 
en BEOIREREATUNRGEN 
« 667 


Minifterium des Innern | Daß auch bei voligeilichen,Ge- 
und der Polizei. fängnißfirafen unters Tagen 
em Zur zu verftchen fe. 

. 706. 

Reg. zu Gumbinnen. Vollziehung amtlicher Ausfer- 
tigungen der Landrätbe 
durch die Kreis-Sefretarien. 
II. 595 


Reg. zu Marlenwerder. Bereiigung der Forſtbeamten. 
. 607. 
Reg. zu Magdeburg. | Dafdie Lymphe aus revaccinit · 


ten Puſteln zum MWeiterim- 
pfen nicht zu verwenden fel, 


111. 819. 
Minifterien. Reffort-Verhältnife in Geſin⸗ 
de-Sachen. IH. 721.  , 
Minifterien. Handel und Verkehr mit Gift 


waaren. IV. 1091. 


20. Septbr. 
21. — 
21. 
21. 


22. 
23. 


23. 


23. 


27. 
27. 


{ Beboͤrde, 
von welcher die Ver⸗ 


fuͤgung erlaſſen 
worden. 


Dberpräfivium zu Co⸗ 
bien 


4. 
Miniſterium des Innern 
und der Polijzei. 


Minifterium des Innern 
für Handel und Ge— 
werbe. 

Minitterium des Innern 
und der Polijei. 

Reg. zu Marienwerder. 

Reg. zu Achen. 


Miniſterium des Innern 
und der Polijei. 


Miniſterien. 


Reg. zu Breslau. 


Konſiſtorium in Königs- 
berg, in Pr. 


Reg. zu Achen. 


Minifierium der Medi- 
zinal⸗ ıc. Ungel. 


Meg. zu Breslau. 


Minikeriumdesinnern 
und der Polizet. 
Daffelbe. 







— — — — — — 
— — 
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nhalt. 
xvii. $abrgang. 1833. 
eft. Seite, 





Drud von Chauffeegetteln. III. 


710. 

Sportelfreiheit der Feuer⸗So⸗ 
zierät der Fleinen Städte in 
Litthauen. III. 774. 

Inſtruktion zur Pruͤfung der 
Steinhauer. III. 787. 


Bebühren-Taren für Geſinde⸗ 
Mäfler und ftrafbare Ueber⸗ 
tretung derfelben. IV. 996. 

Tilgung dergorfiftrafrefledurch 
Arbeit. TU. 613. 

Anftelung der Kommunal⸗ Un⸗ 
terbeamten auf Kündigung. 
1II. 686. 

Verleihung der Verdienſt⸗Denk⸗ 
muͤnze oder der Erinnerungs⸗ 
Medaille für Rettung aus 
Lebensgefahr. III. 768. 

Nichtertheilung von Gewerbes 
fcheinen zum umberziehenden 
Betriebe von Feuer- Aſſeku—⸗ 
rang: Gefchäften. ILL 773. 

Verbeſſerte Einrichtung des 
Haushaltes und des Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſens in den 
Städten. III. 679. 

Abhaltung derkiturgie Seitens 
der Kandidaten des Predigt- 
amte. III. 651. 

Verbütung von Unglüdsfällen 
beiAnlegung von Senkbrun⸗ 
nen. II. 772. 

Einreichung von Beiträgen zu 
den allgemeinen Sanitätöbe= 
richten Seitens der Medizi⸗ 
nalperfonen. III. 813. 

Einziehung der ausgeſchriebe⸗ 
— Feuer⸗Sozietaͤtsgelder. 


. 1038. 
aßverhaͤltniſſe mit dem Könige 
Sn Baiern. II. 467. 
Verfahren gegen fremdes Ge⸗ 
finde in Berlin. IIl. 729. 


42 





r Beboͤrde, — n h It 
‚Daum, . | von welcher die Ver- | xyır, ADERS 1833 
|" fügung erlaffen del. Site 
1833. worden. ‘ 
27. Septbr. | Mini. der Geiftlichen | Nachweiſung dervonden Men- 


und Mediz.-Angel. 

29. — Miniſterium des In⸗ 
nern. 

29. — Finanzminiſterium. 


ſchenblattern ergriffenen Per⸗ 
fonen. IV. 1088. 

Anlegung neuer Schanfflätten. 
111. 497. 


Verrechnung der aus den Holz- 
verfäufen bei den Königl. 
Forſtkaſſen eingehenden Gel⸗ 
der, Aufertigung der Kaſſen⸗ 
Extrakte uͤber dieſelben und 
Abfuͤhrung der Ueberſchuͤſſe 
aus denfelben. IH. 611. 

Ferien auf den Gymnaſien der 

. Provinz Weſtphalen. IIL.658, 

Anftellungsberechtigung Der 
ehemaligen freiwilligen Jaͤ⸗ 
ger. II. 584. 

Gewerbeſteuer vom Handelsbe= 
ER der Frachtſchiffer. III. 


Paßviſirungen für Reiſende aus 
Frankreich, England, Ruß—⸗ 
land und Oeſterreich. III. 742. 

Berabreihung von Unterſtuͤt⸗ 
zungen an wandernde Hands 
werfsgefellen. 1II.800. u. 801. 

Yusftelung von Gewerbeſchei⸗ 
nen für ausländifche Han⸗ 
delsreifende. III. 806. 

Verabreichung der Marfchbe- 
ebfigungögelderan dieQuats 
tiergeber. IV. 1127. 

Interims⸗Quittungen über Ab⸗ 
ldſungs⸗Kapitalien für Do- 
manial-Präftationen.TV.895. 

Verbot der Interverpachtung 
der Fagden. IV. 907. 

Erhaltung und Verfchbnerung 
der Begräbnißpläge. IV. 954. 

Polizeiliche Einfchreitung bei 
unterlaffenen Grabenräu- 
mungen. IV. 1069. . 

Eintritt der Militair- Freiwili- 
1, auf drei Jahre. IV. 
1107. 


29. — Minif. der Geiſtl. und 
j Unterr.= ıc. Angel. 
0. — Minifterien. 


0. — Res. zu Potsdam. 


3. — Minifterium des Innern 
und der Polizet. 


30. — Miniſterium des In⸗ 
nern. 
g0. — Miniſterien. 


1. Dftober. | Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


2. — Finanzminiſterium. 


2. — Reg. zu Achen. 
2. — Reg. zu Gumbinnen. 
3 — Reg. zu Pofen. 


3. — Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


— — — — — — — —— — —— — — — — — — — — — 


Datum. 





4. 


4. 


40. 


410. 


41. 


43. 


44. 
44. 


4. Dftober. 


Bebdrde⸗ 


von welcher die Ver⸗ 


fügung erlaffen 
worden. 


Minifterien. 


General⸗Poſtamt. 
Miniſterium des Innern 
und der Polijei. 
Miniſt. der Geifll., Un= 
terr..u. Medi, Angel. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Sinanzminifterium. 


Reg. zu Potsdam. 

Minift. der Geisl. und 
unterrichts⸗ ꝛtc. Angel. 

Juſtizminiſterium. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


General⸗Poſtamt. 
Reg. zu Potsdam. 


Miniſterium des Innern 
und der Polijei. 
Reg. zu Marienwerder. 


Reg. zu Achen. 


xvu A PA 1833 
. sabraang. . 
Heft. 384. 





Abſchoßverhaͤltniſſe mit den 
Kaiſerl. Defterreichfchen, zum 
deutfchen Bunde gehbrigen 
Staaten. IV. 883. 

Berfahren mit den Fahrpoſt⸗ 
Sendungen nah Rußland. 
IV. 935. 


Strafbarkeit des Gewerbebe⸗ 
triebes, obne Gewinnung des 
Bürgerrechts, IV. 1044. 

Rfen der Studirenden. III. 


Seeiegemplare des Umtsblattes 
für * genlerungeVoreant 


Annahme und Ausgabe der 
HYommerfhen Bankſcheine 
bei den Königl. Kaſſen. IV. 


897. 

Stempeifebeit tiechlicher At⸗ 
tefte für andere Kirchenbuͤ⸗ 
cher. 1V. 952. 

Qualifikation zum Vorſitze in 
der Schultommifion der fleis 
nen Städte. IV. 963. 

Debit der außerhalb der deut⸗ 
fchen Bundesflaaten in deut- 
fher Sprahe gedrudten 
Schriften. IIL 711. 

Warnung vorleichtfinniger Un⸗ 
ternehmung von Auswandes 
rungen. IV. 383. 

gortofreibeit für das Königl. 
Provinzial-Arciv in Bres- 
lau. IV. 928. 

Zeitige Anmeldung der Fordes 
rungen geiftlicher Inſtitute 
bei Subhaftationen. IV.951. 

Entlaffung der auf Kündigung 
angeftellten Kommunal⸗ Un⸗ 
terbeamten. IV. 970. 

Weidevermiethungen inKönigl. 
Forften. IV. 906. 

Berhütung von Unglüdsfällen 
durch den Einſturz baufaͤlliger 
Häufer. IV. 1032. 


Ak 


. Datum. 
1833. 


Behbrde, 


/ ubalt. 
von welcher die Ver-| xyır, ——— 1833. 


fuͤgung erlaſſen 


worden. Heft. Seite. 


— — — — — — — — — — 


und feierliche Entlaſſung der 
Abiturienten. IV. 962. 
Berhältniffe des fuͤr einen Aus⸗ 
getretenen geſtellten Erſatz⸗ 
mannes. IV. 1120. 


gium in Magdeburg. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 


45. Dftober. — 555 Redeuͤbungen ꝛc. 


Reklamationen bei den Fe— 
ſtungs⸗, Artillerie: und Pio⸗ 
nier⸗ Neferve- Kompagnien. 

V. 1119. j 

Feſtſetzung der Poſtillon⸗Trink⸗ 

gelder. IV. 923. 

Entlaffung der in den Prüfun- 
gen nicht beftandenen Schul⸗ 
anıts- Kandidaten. IV. 961. 

Dienftanweifung für die Woyt⸗ 
Aemterinder Provinz Pofen. 


. 975. 
Dienlanweifung für die Schul, 
zen in der Provinz Pofen. IV. 


983. 

Koften für fachverfländige Bei⸗ 
flände der Kirchen, Pfarren 
und Schulen bei Separatio⸗ 
nen und Xbldfungen. 111,642. 

Yortofreiheit bei Berfendungen 
der Grundfteuer. IV. 912. 

Stempelfreiheit gewiſſer Ver⸗ 


General⸗Poſtamt. 

Reg. zu Magdeburg. 

Dberpräfidium inPofen. 
Daffelbe. 


Minift. der Geiftl., Un- 
terru. MedijUngel. 


Sinangminifterlum. 
General⸗Kommiſſion in 


Stendal. bandlungen in Gemeinheits⸗ 
Sachen. IV. 915. 
Minifterien. Verlegung der Jahrmaͤrkte von 


Sonntagen auf andere Wo= 
chentage. IV. 1062. 

Einfendung der Marfchrouten 
einzelner Truppentbeile an 
das Königl. Kriegsminiftes 
rium. IV. 1126. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Daſſelbe. 


Zuruͤcktretung von freiwillig 

uͤbernommenen, unbeſoldeten 

Stadtaͤmtern. IV. 969. 

Miniferien. Daß den Kanzlei-Hülfgarbeis 


tern feine Civil Uniform zu» 
ſtehe. IV. 880. 
— — fuͤr 


Reg. zu Königsberg. 
— — Geiſtliche IV. 944 


sheilungs= und Abldfungs- 


Datum: 


23 Dftober. 
23. 


30. 
31. 


1833. 


en — — — —— — — — — — — 


Bebbrde, 
von welcher die Ver—⸗ 
fügung erlaſſen 
worden. 


Kabinetd-Drdre. 
Kabinets Ordre. 
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Inba 
XVII. Jahrga Be 1833, 
Heft. Seite. 


Belik von Lehngütern Seitens 
der Stadtgemeinden. IV. 974. 
Polizeilihe Genehmigung zu 
dem Betriebe des Gewerbes 
ald Bud: oder Kunſthaͤndler, 
TEO MIO EEotDeim, Antiauarzs. 


Reg zu Königsberg, In Sehtelung "der Marktpreife. 
r. 
Miniſterium des Innern une für Dorfihulgen. IV. 


und der Polizei. 
Doflelbe. 


Sinangminifterium. 


Minifterium des Innern 
‚und der Polizei, 


Meg. zu Potsdam. 


Polizeipräffdium zu 
Berlin. 


Reg. zu Magteburg. 

Minifterium des Innern 
für Handel und Ge- 
werbe. 

Minift. der Geifll. und 
Unterr.= ıc. Angel. 
Minifterium der Medi- 

zinal⸗ ꝛc. Angel. 


Kriegsminiſterium. 
Reg. zu Achen. 


Reg. zu Achen. 


Miniſterien. 


— von Seifenſiedereien 
in den Städten. IV. 1051. 
Gewerbefteuer von Lohn⸗ und 
Srachtfuhrleuten. IV. 916. 

MinifterialeRekurs-Inftanz in 
Medizinal- Kontraventiong- 
Sachen. IV. 1086, 
Schulverfahren bei anſtecken⸗ 
Ben Kinderfrankpeiten. IV. 


1090, 

Zulafjung und Kontrolle der 
von außerhalb nach Berlin 
ſich wendenden Dienftboten. 
IV. 1001. 

Verordnung über den Handel 
und Bertedr mit Giftwaa⸗ 
ren. IV. 1092. 

Diäten der Feldmeſſer bei de= 
ren Ausiehung als Sachver⸗ 
ftändige. IV. 937. 

Anden — Maulbeerbäumen. 


— ng des Zinks zu 
a oder Saugbrunnen. 
Gerbältmife der Miitalesgech 
willigen auf einjährige 
Dienſtzeit. IV. 1102. 

a ihhraU ch des Waarenvertehes 
auf Beftelungen zum verbo= 
tenen Haufirhandel. gi 919. 

— F — in den 
Kirchen. IV. 

Einjähriger Nilktairbienf der 
en Seminariften. 







Bebbrde, 
Datum. |von welcher die Ver-] xyıı ER — t. — 
fuͤgung erlaſſen — 1: 
1833. worden. 


31. Dftober. Miniſterium der Geifll. 
und Unterr.-Angel. 


4. Novbr. | Reg. zu Düffeldorf. 


Ausſchließung von der Prüfung 


R° licentia concionandi. 


Gewährung von Zufchüffen aus 
enfionen und Wartegeldern 


2. — Sinanzminifterium. 
ür —— Civſi⸗ und 
i 


Militair⸗Penſionaire. V. 897. 
2. — Miniſterlum des Innern/ Uebernahmẽe auslaͤndiſcher Ver⸗ 
und der Polizei. brecher in dieſſeitige Straf: 
. anftalten ꝛc. IV. 1030. 
3. — General= Direktor der | Gemwerbeftieuer vom Bretter 
Steuern. bandel. IV. 917. 


3. — Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


3. — Minifterien. 


Verbältniffe der Militair⸗Frei⸗ 
willigen auf einjährige 
Dienftzeit. IV. 1101. 

Verfahren gegen Militair- 
pflichtige in Beziehung auf 

. den Bundes-Kartel. IV.1108. 
3. — Kabinets⸗Ordre. Uniform für ausgeſchiedene Of⸗ 
—— fijiere. IV. 1132, 
. — Minifterium des Innern | Entichädigung der Kommunal⸗ 
und der Polizei. beamten für Ausfielung von 
Legitimationsfcheinen bei 
Waaren-Verfendungen. IV. 


967. 
7. — Miniſterium des In⸗ | Bewaffnung der Buſchwaͤrter. 
nern. 1. 312, 
7. — Miniſterium des Innern Beſtrafung des Geſindes Sei⸗ 


und der Polizei. 
7. — Miniſterien. 


tens der Polizei und der 
Dienſtherrſchaften. IV. 1000. 
Pollzeilihe Genehmigung zu 
dem Betriebe des Gewerbes 
als Buch⸗ oder Kunftbändler, 
. £eihbibliothekar ze. IV. 1046. 
Polijzeilich e Erlaubniß zu dffent» 


8. — Winiſterium des Innern | Pol 
i lichen Tanzlufe eiten. 1V. 


und der Polizei. 


Yolizeilihe Genehmigung zum 
Betriebe des Schankgewer⸗ 
beg. IV. 1048. 

Leibesfirafen in Stelle unbei« 
bringlicher Polizei⸗ Geldſtra⸗ 
fen. IV. 991. 


8. — Reg. zu Gumbinnen. 


9. — Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
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Behörde, * 
von welcher die Ver⸗ Xyn EA alt. 
f f gang. 1833. 
Ai Deft.  Geite, 





10. 


10. 


1% 


11. 


13. 


13. 


14. 


Minifterium des Intern — — der Liquidatio⸗ 


und der Polizei. nen über Ratural-Berabrei- 
Hungen an das Militair. IV. 

1128. 
Daffelbe. Abſtellung des rin der foge- 
—55 Polterabende. IV. 
Kabinets⸗ Ordre. Aufbringung der Rur- und Ver⸗ 


pflegungskoſten fuͤr Heimath⸗ 

lofe. IV. 1074. 
Kriegsminifterium. Zuruͤckſtellungen beim Erſatz für 
dag ſtehende Heer. IV. 1118. 
Miniftertum desinnern | Penfions-Verhältniffe der Be- 


und der Polizei. amten bei den Provinzials 
— sughalten, IV, 
Daſſelbe. Yustheilung und Verzehrung 


der Mittagsfoft und Bee 
nußung der Freiſtunden Gei- 
tens der Sträflinge, IV.1024. 
Kabinets⸗Ordre. Militair⸗ Uniform für ehemali⸗ 
ge Unteroffiziere und Gemei⸗ 
ne außer dem Dienſte im Ci⸗ 
vil. IV. 1133. 
Kricgsminifterium. Erfa der im Wege derAushes 
bung zugetbeilt gewefenen 
Deferteurs. IV. 1122. 
Minifterium des Innern | Einrichtung und Beaufſichti⸗ 
und der Polizei. gung der Polizei Gefäng- 
i DER niffe. II. 470. 
Sinanzminifterium. Ertheilung von Auszuͤgen aus 
—3 den Ratafterbüchern. IV. 912. 
Minifterium des Innern | Befi von Lehngütern Seitens 
und der Polizei, der Stadtgemeinden-IV.974. 
Reg. zu Potsdam. Gewerbefcheine zum Gewerbe- 
betriebe im Umberziehen für 
an unter 30 Fahren. 
IV. 1057 


Suftizminiferium. Belaftung der Bauergüter mit 
EEE Schulden. 
Reg. zu Achen. Bereidung der evangelifchen 
Geitihen IV. ga2- 
Minifteriumdes Innern | Prüfung im Lefen, Schreiben 
für Handel und Ge-| und Rechnen zur felofiftändt- 
werbe. gen Ausübung gemiffer Ge⸗ 
werbe. IV. 1043. 


15. NRovbr. 


15. 


16. 


16. 


16. 


16. 


17. 


18. 


419. 


19. 
19. 


22. 
22. 


' 22. 


22. 


23, 


— — — — — — — — — — — — — — — — — — 


Behörde, 
von welcher die Vers 
fügung erlaffen 
worden. 


Minifterium des In: 
nern. 


Minikerlum des Innern 
und der Polijei. 


Daffelbe. 
Juſtizminiſterium. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 
Reg. zu Potsdam. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


General- Direktor der 
Steuern. 


Reg. zu Koͤnigsb., in Pr. 
Reg. zu Achen. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Konſiſtorium undSchul: 
Kollegium der Provinz 
Brandenb. zu Berlin. 
Miniftertumdes Innern 
und der Polizet. 


Juſtizminiſterium. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 





Lt. 
xVIl RAR . 1833. 
Heft. Seite. 


Exekutions· Vollſtreckungen ges 
gen einzelne Gemeindeglie- 
er bei Uferbauten. IV. 1068. 

Zurücdftelungen beim Erſa 
für * ſtehende Heer. IV. 

Verfahren mit abgelaufenen 

en. III. 738. 

Kontrolle des Briefſchreibens 
der Gefangenen in denStraf 
und ——— 
IV. 1026. 

— der Kur⸗ und Ver⸗ 
flegungskoſten fuͤr Heimath⸗ 
ofe. IV. 1074. 

Erſatz der im Wege der Aushe⸗ 

bung zugetbeilt gemefenen 
Deferteurg. IV. 1122. 

Beitritt der Geiftlichen zur all« 
— Wittwenkaſſe. IV. 


945. 

Bebühren-Taren für Gefindes 
Mätler und firafbare Yeber- 
tretung derfelben. IV. 998. 

Kaflen-Kevifionen fombinirter 
DoR- und Steuer-Stellen. 


91. 
Schulprüfungen. IV. 964. 
Entfernung der Bienenfidde 
von den dffentlihen Land- 
firaßen. IV. 1066. 
Auswanderungen nach Ame— 
rifa. II. 289. 
Prüfungen pro — con- 
1 


cionandi, IV. . 


Mafregeln genen das Einfchlei- 
chen volnifcher Juden. IV. 
1011 u. 1013. 

Deffentliche Bekanntmachung 
der wider ärztliche Pfuſcher 
erkannten Strafen. IV. 1087. 

Austheilung und Verzehrung 
der Mitiagskoſt umd Bes 
nutzung der Sreiffunden Sei⸗ 
tens der Sträflinge. IV.1022, 


24. Novbr. 


a 0 Behörde, u “A 
Datum. | von ‚welcher die Ber- | xyır, —* 
J— 


1833. 


fuͤgung erlaſſen 
worden. 
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Rlta.r 
ang. 1833, 
Seite. 


— — —— — — — — — — — — 
24. Novbr. 


25. 


25. 


27. 


28. 


Oberpräfidium- zu Co⸗ 
blenz. 


Verhaͤltniſſe der Kreis⸗ Thier⸗ 
—* als Staatsbeamte. IV, 
085. 


Reg. zu Magdeburg. wüsgetiung von Papleren wel- 


Miniſterlum des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 
Minifterium der Beifil. 
udMedizinal-Ungel. 
Reg. zu Potsdam. 
ea hd 


Reg. zu Pofen. 


Reg. zu Königsberg. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Minifterien. #1 


Minifterum des Innern 
und der Polijei. 
Daſſelbe. 
Finanzminiſterium. 


Miniſterium des In⸗ 
nein 


minidlerium des Innern 
und der Soli, 


Miniftertum des In— 
nern. 


© eine Zahlungsverpflich- 
tung an jeden Inhaber ent⸗ 
halten. IV. 892. 
Denunzianten = Antheile von 
. Stempelfirafen für Polijei⸗ 
beanite. IV, 914. — 
Verfahren gegen wandernde 
Handwerkögefellen. W. 1058. 
Anfertigung von Inſtrumenten 
fuͤr ——— 1062. 
Ausführung vorn Domainen- 
Bauten. IV. b 
Poitvorfchriften 
nungen. IV. 9 i 
Verſor der Schulzen mit 
Dienffiegeln, IV. 986. 
Reſſort in Shane » Woligei- 
Te Sochen V. 
oses | 


und Angrd- 
921. 


I 3ulaffung und. Kontrolle der 


von außerhalb nach Berlin 
ſich wendenden Dienfiboten. 
IV. 1001. 


Kontrolle des Brieffchreibeng 
der Gefangenen indenStrafs 
und Beilerungs- Anflalten. 
IV, 41025: 13 | 
Benutzung der Schnellpoſten 
auf Dienſtreiſen Königl. Be⸗ 
amten. IV. 880. 
Paßverhaͤltniſſe mit dem Kob⸗ 
nigreiche Baiern. IIL, 743. 
Reiſepaͤſſe nad) Italien. IIL.747. 
Pruͤfung und eg der 
Forſtbeamten; IV. * 
Wiederherſtellung zerſtoͤrter 
Waſſer⸗ oder Windmuͤhlen. 
IV. 1050. 
Verbot des Wanderns der 
Sreifnechte- E 1060. 
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Datum. 
1833. 
30. Novhr. 
2. Dezbr. 
2. — 
2. — 
2. — 
3. — 
4. — 
6. — 
Be 
en 
8. — 
9. — 
9. a 
10. — 
4 on‘ 


.. R R > u R 
A ö— — — — — — — — — — —— — — — 


Behdrde, 
von welcher die Ver- 
fügung erlaffen | 
worden. | 


Jnbalt. 
XVII. Jabrgang. 
Heft. Seite. 


1833. 


Miniſterium der Geiſtl. Die Zulaſſung der Wundärzte- 


und Medizinal⸗Angel. 
Yrovinzial-Stener-Di- 
rektion zu ‚Stettin. 
Reg. zu Magdeburg. 


Miniſt. der Geifll. und 
Medtzinal- ⁊c. Angel. 
Dberpräfidium zu Co⸗ 
blenz- 

Miniſt. der Geiſil. und 
Untere. sc. Angel. 
Miniſterien. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Oberpraͤſtdium zu 
Münfter. 


‚und der Polize 
General⸗Poſtamt. 


Resg . u Trier. 


Miniſterien. 


Reg. zu Marienwerder. 


Reg. zu Gumbinnen. 


Miniſterium des Innern 


2ter Klaffe zur Prüfung als 
Geburtshelfer. IV. 1084. 

Einmauerung der Maifchbot- 
tiche. IV. 918. 

Anftellung von Kreis-Polizet- 
Sergenten jur Steuerung 
der Bettelei und des Vaga⸗ 
bondirens. IV. 1017. 

Anftelung der Medizinalper- 
fonen. IV. 1082. 

Verhaͤltniſſe der Militair-Frei- 
willigen auf einjährige 
Dienfipeit. IV. 1104. 

Anftellung und Befldtigung der 
aus dem Yuslande berufenen 
Lehrer und Schulamts⸗Kan⸗ 
didaten. IV. 956. 

Termin s Berle * in. Pro⸗ 
een gegen den Fiskus. IV. 


Anſtellung der Polizei⸗Sergen⸗ 
ten auf Probe, nicht auf 
Kündigung. IV. 988. 

Eintritt junger Leute bei der 
Artillerie und dem Inge⸗ 
nieur-Korps. IV. 1097. 

Verfahren gegen Sammler von 
Supffripenten auf literari- 
fhe Werfe, IV. 993. 

Befdrderung des Reifegepädes 
der Schnelpofl-Reifenden. 
IV. 929. 


Aufrechnung der von den Kreig- 
und Steuer= 20. Kaſſen gelci- 
fteten Zahlungen. IV. 893. 


Deffentliche Bekanntmachung 


der wider ärztliche Dfufcher 
erfannten Strafen. IV. 1086. 
Berk ang der Jahrmaͤrkte. IV. 


Vertbeilung der Abgaben au 
Kirche, Geiftlichkeit, Schu: 
len sc. bei Dismembrationen 
von Orundfüden. IV. 949. 


Datum. 
1833. 

11. Dezbr. 
1. — 
12. — 
12. — 
13. — 
14. — 
14. ad 
15. — 
15. — 
16. — 
17. — 
17. u 
18. — 
18. — 
18, — 


Behbrde, 


von welcher die Ver⸗ 


fügung erlaffen 
worden. 
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— | 2 re 1833 
« a . “ 
Heft. . Sehe. 


Minifterium des Innern | Stellung der bffentlichen Uh⸗ 


und der Polizet. 
Daſſelbe. 


Miniſterien. | 


Reg. zu Pofen. 
Miniſterlum des In⸗ 
nern. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Daſſelbe. 


Miniſterien. 


Miniſterien. 


tert... Mediz. Angel. 


Minifterium des Innern 


und der Polizei. - 
Daffelbe. 


Daſſelbe. 


Miniſt. der Geiſtl. und 
Unterr.- sc. Angel. 
Minifterien. 


ren nach der mittlern Zeit. 
IV. 996. 


— * Dürgermachen 


für die dffentli i 

IV, 1014. ae 

Ehen der Untertanen des Her- 
Re nen und der 

errfchaft Fever außer 
Landes. IV. 887. gen 

— — r er⸗ 
krankte Militaieperf. u. Mis 
— 1V.1129, 

Diäten und Reifefoften der 
Iondräthlichen Bepbrden.IV. 

Bälle der Studirenden. IM, 
738. u. 739. 

Fortfall der monatlichen ein⸗ 
tägigen Hebungen für die 
Kriegs: Referve- und Lands 
wehr-Artilerie-Mannfchaf- 
ten. IV. 1124. 


Erlegung des Roth und Damm 
wildes auch zur Schongeit, 
IV. 908. 


Wolfsiagd- Prämien. IV. 909. 
Anfertigung der einzureichen- 
-. —— Ag 
er Regierungs⸗Hau 
a ie 


Uniform der Polizei⸗Inſpekto⸗ 

= und Kommiſſarien. IV. 

Kur⸗ und Verpflegungskoften 

r die auf dem Lande erkrank⸗ 

DER DARMISCHUNGELNEN. IV. 
0 


1081. 
Berfahren mit Zwangspaͤſſen 
oder Reiferouten. tt A 
Ausführung der Kirchen- und 
Schulbau-Projekte. IV. 948. 
Ertbeilung von Konzeffionen 
zur Seransgahe veriodifcher 
Darm —T 992. 












Behdrde, 


nbalt. 
2 — | xvn. Ibrs ang. 1833. 
1833. - worden. Heft. Seite. 





F u. | Verhütung von Diebfiählen. 
18 Deibr | Reg. zu Gumbinsen | — ſtaͤh 


. — anzminiflerium. Anwendung militatrifchen 
* ———— Schubes für die durch Holz- 
diebe gefährdeten Forſten. 
IV. 906. 


20. — General-Yofamt- Verhältniffemit den durch Zoll- 
vereine verbundenen Staa⸗ 
ten. IV. 932. 


20. — - | Minifierium des Innern | Verpflegung der Gefangenen 


und der. Polizei. . in. den Poligei-Gefängnifien 
.. geringern Sägen. IV. 
2. — Daffelbe. Entfchädigung für die bei den 


Landwehr⸗Uebungen erkrank⸗ 
ten Pferde. IV. 1125. 
2t. — Daſſelbe. Mittheilung der Gendarmerie⸗ 
Dienft-Fournalean die Civil⸗ 
Dienftvehörden. IV. 989, 
231. — Kabinets⸗Ordre. Körperliche Zuͤchtigung der 
Weibsperfonen in den Strafs 
und Befferungs-Anflalten. 
IV. 1029. 


22. — | General-Poflamt. Portofreie Beforderung der 
dienftlihen Korreſponden; 
\ —— den Preußiſchen und 
en Mecklenburg⸗Schwerin⸗ 

ſchen Behörden. IV. 933, 
3. — Finanzminiſterium. Aufhebung des Blaſenzinſes 
fe die Eilse-Gabrifation. IV, 

17. 


23. — | Minifierium des Innern | Anfertigung von Inſtrumenten 
und der Polizei. für Thierärzte. IV. 1061. 
Minifterien. Vorſchriften für das bei Verſen⸗ 
dungen von Schießpulver zu 
beobachtende Verfahren. 
(im 1ften Hefte des folgen⸗ 
ben Jahrg. 1834.) 
24. — Minifterium des Innern Polijeiliche Beſtrafung der aus 


und der Polizei. den Strafanſtalten entwiche⸗ 

nen Verbrecher. IV. 1027. 

24. — affelde. Aufhringung der Kur- und Ber; 
De pflegun stoften für Heimath⸗ 


lofe. IV. 1076. u. 1077. 
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I; Behörde, 
von welcher die Ver⸗ 






fügung erlaffen . Kabrgang. 1833. 
1833. ‘ worden. Heft Seite. 





24. Dejbr. | Miniferium des Innern 


Verfahren mit den aus dem fte- 
und der Polizei. 


benden Heere zur Kriegs⸗Re⸗ 

ferveund fpäterzur Landwehr 

übertretenden Individuen. 

IV. 1110. 

23. — Konfifiortum der Pro- | Nachweis der Gro apaae 

vinz Brandenburg zu |; Seitens. der Ausländer be» 

Berlin. bufs ihrer Proflamation und 

Trauung im Inlande. IV.954. 

25. — Miniſterium des Innern Abſtellung des Unfugs —— 

und der Polijei. nannten Polterabende. IV. 
1008. 

Koͤrperliche Zuͤchtigung der 
Weibsperſonen in den Straf⸗ 
und Beſſerungs⸗Anſtalten. 
IV. 1028, 

Verfahren gegen die aus der 
Heimath ohne Urlaub fich ent 
fernenden Kriegs⸗Reſerviſten 
und Landwehrmaͤnner. IV. 
1114. u. 1116. 

Anfertiaung und Einfendung 
von Duplifaten aus den Paß⸗ 
und Paß⸗Viſa⸗Journalen. 
1. 735. 

Ausführung der über die Hand 
habung der Feuer: und bau- 
polizeilichen Borfchriften an⸗ 
geordneten Kevifionen. IV. 
1037. 

Mittheilung der gegen bie zu 
den Arbeiter-Abtheilungen 
einge zogenen Militair Dien ſi⸗ 
pflichtigen früher ergange- 
nen Straferfenntniffe. IV. 
1123. 

Anwendung der Bunded-Kar- 

teleKonvention auf das Kb- 

nigreich der Niederlande. 

IV. s91. 


26. — Daſſelbe. 


26. — Daſſelbe. 


27. — Daſſelbe. 


27. — Daſſelbe. 


27. — Daſſelbe. 


28. — Miniſterien. 


— — —— — — — — — — — 


28. — Miniſterium des Innern Ausſchmuͤckung von Wachs- 
und der Polijei. figuren mit wirklichen Or— 
— Ehrenzeichen. IV. 

1009. 






Behörde, 
von welcher die Ver 
fügung erlaffen 


Inbalt. 
XVII, Be 1833, 
worden. eft. Geite. 





28. Dezbr. | Miniferinm des Innern Verbeißung von Belohnungen 


und der Polizei. ür die Entdedung- von 
randfliftern. IV. 1018. 
23. — Minifterien. Bewerbefcheine für Landwir- 


the auf rohe Landesprodutte. 
IV. 1064. 
28. — Miniſterium des Innern Zeitbeſtimmung für die Be⸗ 
und der Polijei. nutzung der ertheilten Aus⸗ 
dnderangs· Konfenfe, IV. 


29. — Mintfterium desinnern | Befcheinigung des Lebensal- 


und der Polizei. ters der — 
Lohnhuren. IV. 1010. 
1834. 
8. Januar. Miniſterium deg Innern Legitimationen für Lobnfuhr⸗ 
und der Polijei. leute zu Reifen in und durch 
Baiern. II. 745. 
17. Mal, | Kabinets-Orbre. Nachfragen ruͤckſichtlich der 


früheren Theilnahme an ver- 
brecherifchen Verbindungen 
Sctens der Beiftlichen und 
Öffentlichen Lehrer. IV. 939. 
14. Juli. | Zuftigminifierium. Befimmung und Befugniſſe 
be Riten Remmi ion. 





D 


23. 


31. 


14. 


206. 


B. 
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Fuͤr die ausländifche Geſetzgebung. 


Datum. 


1820. 
. März. 


1833. 


. März. 


. April. 
. Mai. 
. Mai. 


. Mai. 


. uni. 


Juli. 


Auguſt. 


Sept. 









Behbrde, 
von welcher die Ders 
ordnung ꝛc. erlaffen 
worden. 


Raiferl. Oeſterreichſche 
Verordnung. 


Großherzoglich Olden⸗ 
burgſche Verordnung. 

Der Statthalter im Ko⸗ 
nigreich Polen. 


Großherzoglich Baden⸗ 
ſche Verordnung. 


Großherzoglich Heſſiſche 
Verordnung. 


Großherzoglich Heſſiſche 
Bergrdnung. 


Großherzoglich Mecklen⸗ 
burg⸗ Schwerinſche 
Deklaration der Ver— 
ordnung vom 29. April 


1831. 
Koͤnigl. Wuͤrtembergi⸗ 
ſche Verordnung. 


Kurfuͤrſtlich i 
RN h Heſſiſches 


Oktober. Großherzoglich Baden⸗ 


ſches Geſetz. 


In Lt. 
xvi. 1833. 
Heft. Seite. 


Abſchoßverhaͤltniſſe mit den 
zum deutfchen Bunde gebb- 


rigen Staaten. IV. 884. 


Ehen der Untertbanen außer 
halb Landes. IV. 888. 

Einwanderungen und Anſie⸗ 
er von Ausländern. 


I. 246. 

Bildung von Synagogenraͤ⸗ 
tben in den iſraelitiſchen 
Gemeinden. I. 250. 

Ehen vou Ausländern mit In⸗ 
länderinnen in der Provinz 
Rheinheſſen. IT. 567. 

Berficherung von Mobilien in 
ausländifchen Fenerverfiche- 
rungs-Anfialten. Il. 561. 

Gefegwidrige Verbindungen 
unter den Studirenden in 
Roſtock. IV. 1135. 


Schauftelungen und andere 
finnliche Darfiellungen von 
umberziebenden Perjonen. 
I, 848. 

Aufhebung der Waarenſchau 
auf Meifen und Jahrmaͤrk⸗ 
ten. IV. 1136. 

Verbot von Vereinen, welche 
die Sicherbeit des Staats 
oder dag allgemeine Wohl 
gefährden. IV. 1134. 


II. 


Sach⸗Regiſter. 





Bemerkung: Die erſte roͤmiſche Zahl bezeichnet das Heft, 
die zweite deutſche und folgende bie Seiten. 


A. 


Assauten, ſiehe Auseinanderbau. 

Abgaben, Öffentliche, deren Vertheilung und Sicherung bei Dis⸗ 
membrationen ländlicher Grundſtuͤcke. II. 350-353. — 
deren Regulirung bei Vereinzelungen von Domanial-Erb- 
pachttz⸗ oder Erbjinsgrundftücen. III. 604. — ruͤckſtaͤndige, 
an Kirche und Geiftlichkeit, in wiefern deren egekutivifche 
Beitreibung den Verwaltungsbebdrden zuſteht. III. 635— 
641. — am Kirche, Beifilichfeit, Schulen, Vertheilung der- 
felnen bei — von Grundſtuͤcken. I. 87. — 

— feierliche Entlaſſung derſelben von den Gymnaſien. 


Abloͤſungen, Stempelfreiheit gewiſſer Verhandlungen in denſelben. 
IV. 915. — der bereits feſtgeſtellten Reluitions Renten 
mittelft Rapitals-Zahlungen, gebbren zur Kompetenz der 
Beneral-Kommiiltonen. Il. 354. — von Domantal-Präfta- 
tionen, Austellung und Yustaufch der Interims⸗Quittun⸗ 
gen über die dazu befiimmten Kapitalien. IV. 895. — Auf: 
bringung der bei denfelben für fachverfiändige Beiſtaͤnde 
a Kichen, Pfarren und Schulen erforderlichen Koften. 


Abſchoß, Verhältniffe ruͤckſichtlich deſſelben mit den Kaiferl. Defters 

——3 — zum deutſchen Bunde gehbrigen Staaten. IV. 
— 8 — 

Absolutio ab instantia, ſiehe Freiſprechung, vorläufige. 

Aggravations-Geſuche, in ſiskaliſchen Unterfuchungen wegen 
Widerſetzlichkeiten gegen Beamte, deren Anbringung nach 
ſF 98. Tit. 35. der Prozeß⸗Ordnung. II. 262. 

Alademifhe Schriften, Einfendung zweier Eremplare von den⸗ 
felben an die Könige. Bibliothek in Berlin, Il. 405. 
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Altten-Befellfhaften, dürfen ohne Allerhoͤchſte Genehmigung 
ihre Schuldpapiere nicht auf jeden Inhaber lautend aus— 
fiellen. IV. 893. 

Mitensp eilt: Annunden, Yusmittelung des Wertbs derfelben 
bei Feſtſtellung des ns eines Laudemiums. II. 306. 
Alter, gewiſſes, zum Gewerbebetrieb im Umherziehen erforderlich, 

fiebe Gewerbebetrieb. 
Amerika, Nachweis einer gewiſſen Geldfumme in Frankreich zu 
Auswanderungen dahin. II. 289. — f. auch Nordamerifa. 
Amerikas Befferungsfnftem und defien Anwendung auf Eu- 
—— — dem Franzoͤſiſchen von Julius, wird empfoh⸗ 


en. III. 748. 

Amtsblätter, DVerabreihung von Sreiegempf. derfelben an bie 
Regierungs-Büreau’s. IL. 253. — deren Verabreihung an 
die Regierungs-Bürenug nach dem wirklichen dienftlichen 
Bedürfniffe derfelden; Eirk.-Reffr. vom 7. Dftbr. 1833. 
— IV. 877. — von denfelben müflen die Landräthe, neben 
dem Fretegempl. für ihre Regifiraturen, noch 1 Erempf. 
für ihre Perfon gegen Bezahlung nehmen. II. 577. — die 
Magıfträte muͤſſen ihr Exempl. bezahlen. iII. 578. — felbfi- 
fländige Salzfaftoreien erhalten folche unentgeldlich. III. 
578. — von denfelben Finnen die Gymnaſtien und die Gar— 
tendireftion in Düffeldorf keine ——“ mehr erhal⸗ 
ten. 11. 254 — Portofreiheit für die Verfendungen der 
Sachregiſter zu denfelben. II. 342. — erſtrect fich jedoch 
auf. die Prokura-Gebühren der dafür geleiteten Poſtvor⸗ 
fhüffe nicht; ebendaf. — Infertionstoften für die Bekannt⸗ 
machungen in denfelben über die Berpachtungen von Grund 
ſtuͤcken wegen Abgaven-Rüdftände. I. 3. 

Amtsdiener, bei den Domainen-Rentdmtern und bei den Gene— 
ral⸗Pachtaͤmtern. Il. 298. j 

Amtsentfegung, die dazu rechtskräftig verurtheilten Beamten fol« 
len fofort außer Funktion gefeht, ihre Stellen aber nicht 
ſogleich definitiv andermweit befegt werden. I. 7. 

Amts-Kautionen, in wieweit ſolche bei Kaflenverwaltungen zu 
fordern und zu befielen find; Stantsminifterial-Befchluß 
vom 14. März 1833. — II. 291. — der Civilbeamten, des 
ren Beſtellung bei Gehaltszulagen und Verbeſſerungen. 1. 
45. — deren Leiflung Seitens der Domainen-Egefutoren. 
I. 54. — desgl. Seitens der Domainen- und Rent-Amts= 
diener. I. 54. — follen für die Kommunal: und Inſtitu⸗ 
ten⸗Verwaltung nur nach den dabei zeither üblich gemefe= 
nen Grundfägen verlangt werden. I. 46. — deren £eiftung 
von Rommunal-Empfängern und Verwaltern von Kom— 
umuna Sn Biuten, welche zugleich auch Königl. Einnehmer 
ind. I. 46. 

Amts⸗Kautionsweſen, defien fernere Behandlung nach dem 
Cirkular: Reftripte vom 22. März 1833. — II. 292. 

Amts-Suspenfion, kann gegen Beamte fchon bei Einleitum 
einer Unterfuchung, die ihre Amtsentſetzung wahrſcheinli 
macht, eintreten. I. 7. f. , 

Anhalt- Bernburg, Herzogthum, Ertheilung von Gewerbeſchei⸗ 
er aus demfelben. I. 202. — II. 
04. 507. 
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Anbaltiſche Herzogthümer, Ertheilung von Gewerbeſcheinen 
202. — 11. 504. 507. 


am Unterthanen aus denfelben. I. 
Anlagen, neue, fiche Etabliffements. ; 
Unnalen, der Preugifchen innern Stantsverwaltung, Hauptrech⸗ 
nungen über deren Debit für die Jahrg. 1830. u. 1831. 
Anficdelungen, (ieberlafungen), tn dem Ahnigreich Pol 
nfledelungen iederlaffungen), em Köntgreihe Polen, 
Berhtu des Adminifirationsraths uͤber Deefelben, vom 
Ap 


70. Mai 1833. — I. 246-249. — in den Städten, fiche 


Niederlaffungen. 
Anfellungen, im Givildienfie, zu ſolchen kinnen auch Nichtbe— 
rechtigte gelangen, wenn Feine Unftelungsberechtigte mit 
binlänglicher Qualifikation zu ermitteln find. I. 34. f. 
Antiquare, bedürfen der polizeilichen Genehmigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes. IV. 1046. 
Anziennttät, |. Dienfalter. 
Apotheker, Beibringung von afademifchen Zeugnifien über die 
von ihnen gehörten Vorleſungen. II. 814. — Rabatt-Be- 
willigung bei dem Verkaufe ihrer Argeneien. I. 221. f. — 
desgl. für dffentlihe Kranken Verpflegungs-Anflalten. I. 


3. 

Arbeiten, dffentlihe oder den Gottesdienſt fibrende, müffen w 
vend des letztern aufhören. II. 489. ” f aͤt⸗ 

Archen, ſiehe Domainen-Fiskus. 

Architekten, Gewerbedetrieb derſelben nach vorheriger Pruͤfung. 


Archiv, Provingial⸗, zu Breslau, Portofreiheit für daſſelbe. IV. 925. 

Arme, heimathölofe, muͤſſen, in Ermangelung eines Provinzial-Ar- 
menverbandes, an dem Drte, wo fie betroffen worden, ver- 
pflegt werben. III. 811. — Krane, beimathlofe, deren Kur 
Beryhesmg an dem Drie ihrer Erfrantung. IV, 
1074—1077. 

Armen-Beiträge, deren zwangsweiſe Erhebung bei Gemwi 
des —— iſt unterfagt. II. 440, a ung 

Armenpflege, Verfahren in Streit igteiten über die Verpflichtung 
zu derfelben; Girfular-Reffript vom 31. Yuguft 1833. — 

11. 810. f. — flreitige, Regulirung eines Snterimififumg 
in derfelben. II. 518. — Anwendung der J.s. 10. 11. u. 
15. Tit. 19. Thl. U. des Allg. 2. R. rüdtichtlich derfel- 
— an a a ping a. Ponmern, 

rundſaͤtze uber Die Verpflichtung zu derfelben; Paten 
vom 8. — — nV. tor. 2 u vetent 

Armen-Unterſtuͤtzungs-Fonds, bei den Regierungs-Haupt— 
kaſſen, Anweifung von Kurkoſten auf denſelben. 9 Ft ge 
ſ. auch Militair-Armen-Unterftüungs- Fonds. 

Arreſtaten, Meldung derfelben bei dem Transporte durch fremde 
Staaten in leisten. III. 598. 

Arretirungen, fiche Verhaftungen. 

Artillerie, Bedingungen für den Eintritt junger Leute bei der- 
felben. IV. 1097—1100. — zu Fuß, Einftellung der Wei— 
terbeurlaubung bei berfelben, und Einzichung des Erfabes 
für dieſelbe zum 1. April jeden Jahres. I, 225. — für die 
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Artillerie, Gortſ.) 
reitende und Garde⸗Artillerie erfolgt der * wie zeitber 
im Herbſte jeden Jahres. I. 226. — Feſtungs-Artill erie⸗Re⸗ 
ferve-Kompagnten, Verfahren rücdfichtlich der bei denſel⸗ 
ben vorfommenden Reklamationen. IV. 1119. 

Aretillerie-Rolonnen, Anordnungen für deren ‚Zufammentreffen 
mit Pofifuhrwerten. I. 169. I. 347. 

Arzeneien, Steafbarfeit des Selbfidispenfirens derfelben Seitens 
der Nerzte in der Rbeinprovinz. II. 526. — dürfen homd⸗ 
opatifche Aerzte nicht: felbft dispenfiren. I. 215. — zur 

Schung kranker Thiere, koͤnnen Thierärzte ſelbſt dispenſi⸗ 

ren. I, 820. — Rabatt⸗Bewilligung bei deren Verkauf 
Seitens der Apotheker. I. 221. f. — desgl. für Öffentliche 
Kranfen-Verpflegungs-Anftalten. I. 223. 

Ärzte, anprobirte, find in Beziehung auf Grumdbefig und bürger- 
lichen Gewerbebetrieb zur Gewinnung des Buͤrgerrechts 
verpflichtet. III. 693. — Einreihung von Beiträgen Sei⸗ 
tens derfelben zu den allgemeinen Sanitätsberichten. III. 
813. — deren Verhältniffe im der Rheinprovin, in Bezie⸗ 
bung auf Dienftvergehen. II. 525. — bombopatifche, duͤr⸗ 
fen ihre Arzeneien nicht ſelbſt dispenfiren. I. 215. — f. 
auch Medizinalperfonen. . 

Arztliche Attefte und Gutachten, in wiefern folche ſtempel⸗ 
pflichtig und refp. ſtempelfrei find. I. 217. — deren ges 
büprenfreie Ausftelung Seitens der Phyſiker in Angele- 
ge der — If. 524. — über die Letha⸗ 
tät der Wunden, behufs der Ausfprüche der Gefchwor- 
nen, deren Ausftellung. III. 815. 

AÄrztliche Pfufher, dfientliche Bekanntmachung der wider diefel- 
ben erkannten Strafen. IV. 1086. f. 

Aufgebot, kirchliches, von Ausländern, im Inlande, Nachweis, der 
Großiährigteit behufg derfelben. IV. 954. — dazu müffen 
Berg, Hütten und Salinenarbeiter den Traufchein der 
vorgefebten Bergbebdrde beibringen. II. 392. — der Mili- 
tatrperfonen in der Rheinprovinz. I. 93. — foll für aus⸗ 
geratene Milttairpflichtige und Deferteurs nicht flattfinden. 


. 833. 
Auseinanderbau, (Abbau), deſſen Befoͤrderung nach Feuersbruͤn⸗ 
fien durch Abtretung oder Austauſch von Grundfiücen. 


. 207. 
Ausgabe-Erfvarniffe, folen bei den Jahres-Abſchluͤſſen in 
. Al eftellt und abgeführt werben. I. 43. if 
Ausgangs Päfie, Rüge, wenn folde von dazu nicht befugten 

Moligeibehbrden ausgeftellt werden. II. A64. — deren Aus⸗ 
ftellung für Studirende. II. 465. — ſiehe auch Paͤſſe. 
Ausgetretene, ſiebe Militairpflichtige und Deferteurs. 
Ausgemiefene, aus Kurhefien, Verfahren ruͤckſichtlich derfelben. 
I. 40. — desgl. gegen diejenigen aus Rußland. I. 41. — 
gegenfeitiges Verfahren ruͤckſichtlich derfelben mit der freien 
Stadt Krafau. TI. 600. . 
Ausland, nach demfelben dürfen, mit Ausnahme Frankreichs, Feine 
: Heimathefcheine ausgefertigt werden. TIL 599. — (fiche auch 
Heimatbefcheine) — Die durch daffelbe zu führenden Arre⸗ 
fiaten follen darin gemeldet werden. 111. 598. 
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Ausländer, als Geiftliche und dffentliche Lehrer, deren Berufung. 
1V. 939. 956. — Nachweis der Großiährigkeit derfelben 
behufs ihrer PYroflamation und Trauung im Inlande. IV. 
954. — deren Befugnig zum Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen, in Beziehung auf Zollvereing- Verträge. I. 201. — 
1. 504. 507. — desgl. als Handlungsreifende in gleicher 
Beziehung. I. 202. — 11.504. — Ausfertigung von Ges 
werbeichelnen für letztere mit Berücdfichtiaung der Zeug- 
niffe ihrer vaterländiichen Ortsbehoͤrde. IL. 806. — fün- 
nen auch mit Bettfedern Hauftrhandel treiben. I 204. 
— als Verbrecher, können in dieffeitige Straf-Anftalten 
zur Abbüßung der ihnen guerfannten Strafen nicht auf- 

genommen werden. IV. 1030. 

Ausfpielen, von Waaren, auf Jahrmärkten sc, in wieweit folches 
zu geflatten ift. II. 459. 

Auswanderungen, Warnnng vor leichtfinniger Unternehmung 
derfelben. 1V. 882. 883. — Vermerk in dem Konfenfe ni 
denfelben, daß dadurch dad Recht der Wiederaufnahme 
den Preuß. Staat verloren gehe. IV. 883. — Aufhebung 
der wegen derfelben vom vormaligen General-Gouverne- 
ment. im der beinprobing ergangenen Verordnung vom 
20. September 1814. — 1, 38. fe — nach Amerifa, über 
Frankreich, Paßvifirungen dahin umd Nachweis einer ge 
er Geldfumme in letzterem für diefelben. II. 289. — 


Auswanderungs:Konfenfe, ertheilte, Zeitbeftiimmung für deren 
Benutzung. IV. 1110. — deren fiempelfreie Ausfertigung 
nach den Bundesfiaaten. IH. 598. 

Auswärtige, über deren Niederlaffung in den Städten flieht den 
Stadtverordneten Feine entfcheidende Mitwirkung zu, wohl 
aber können fie darüber mit ihrem Gutachten gehört wer- 
den. 1.114. — Verkäufer, Befuch der Jahrmaͤrkte von den- 
felben. III. 807. 


B. 


Baͤcker, ee von denfelben zu entrichtenden Gewerbe: 
euer. III. 617. 

Baden, Großberzogthum, Verbot von Vereinen, weldhe die Si⸗ 
cherheit des Staats oder das allgemeine Wohl gefährden. 
IV. 1134. — Verordnung über die Bildung von GSyia- 
ge genrathen — iſraelitiſchen Gemeinden, vom 15. Mai 

1833. — I. 250. 
Baiern, Königreich, zu Reiſen nach demfelden bedarf cs nicht 
erade eines dieffeitigen Miniſterial⸗Paſſes, wohl aber der 
afvifa einer Königl. Baierfhen Gefandtfchaft. IL. 467. 
— Waverfahren gegen Ausländer in demfelben, befonders 
rüdfichtlich der gefandtfchaftlichen Viſa. II. 743. ff. — 
Legitimation der dahin verkehrenden Lohnfuhrleute. II. 


744— 746. 
Bankfcheine, der Pommerfchen Ritterſchaft, deren Annahme und 
Ausgabe bei den Koͤnigl. Kaſſen. IV. 897. 
Bannrechte, die Entfcheidung über Kontraventionen gegen biefel- 


ben ficht den Gerichten zu. III. 777. 
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Bauergüter, deren Belaſtung mit bupothefarifchen Schulden. IV 
938. — Sicherung. der geiftlihen Abgaben bei deren Dis- 
- membration. I. 87. — IL. 350. — IV. 949. — ſiehe auch 
Grundſtuͤcke, ländliche. 

Baubandwerfer, die wegen deren Prüfung. ergangenen gefehlie 
hen Beftimmungen und Infruftionen find für die ganze 
Monarchie he und anwendbar. 1. 205. f. 

Bauholz; aus Königl. Borken, deffen gebührenfreie. Veranſchla— 


gung, Sorten der Baubedienten für die dazu Berechtig- 
; ten. I. 61. 


Baumpflanzungen, an dffentlihen Landfiraßen, in der Rheins 
provinz, Verpflichtung zu denfelben. III 809. 

Bau-Polizei-Revifionen, deren Abhaltung durch Mitglieder 
der dafuͤr beſtimmten Mevifiond-Rommiffionen. IV. 1037;: 

Bauräthe, fiehe Regierungs-Bauräthe. 

Bau-Remiffionen, Verfahren rücfichtlich derfelben bei Dis 
membrationen ländlicher Grundfiüce. UI. 353. 

Bauten, an Brüden, Wegen, Kandlen und ähnlichen Anlagen, 
Kontrolle und Nachweis der dabei dem Domainen-Fistus 
obliegenden. Verpflichtungen. I. 49-53. — Unlegung vor 
Giebelwaͤnden bei denfelben, in gewiſſer Entfernung von 
den nebenftebenden Gebäuden. I. 209. — Neubauten, nach 
Seuersbrünften, deren Regulirung durch Abtretung oder 
Austauſch von Grundtüden. I. 207. — fiche auch Do= 
mainen-Bauten und Retabliffements-Pläne. 

Beamte, Anbringung von Aggravations-Gefuchen in fiskaliſchen 
Unterfuchungen wegen Widerſetzlichkeit gegen diefelben. IL. 
262. — vdenfelben und deren Frauen fol fernerhin ‚der 
Betrieb des Schanf- und Gaſtgewerbes nicht gefiattet:wer= 
den. ILL. 789. ff. — fiehe auch Staatsdiener, Amtsentfehung ıc. 

Begleiter der Gewerbetreibenden im Umherziehen, fiche Gewer- 
betreibende. : 

Begleitfcheine, bei Poſtvaͤckereien, fiche diefe. 

Begnadigungs-Gefuche,. Immediat-, deren Anbringung kann 
— nicht verwehrt werden. III. 755. — IV. 1026. 

Begräbniffe, (Beerdigungen), der Leichen. evangelifcher Glaͤu— 
—— iR —— — —— * 
ahren bei denfelben, III. 653. — der Juden, polizeiliche 
Einwirkung ruͤckſichtlich derfelben. IL: uR RER 

Begräbnißpläße, deren Erhaltung und Verfchönerung. IV. 954. 
— folen bei Anlegung neuer Chauffeen verfchont bleiben. 
I. 214. — katholiſche, Beerdigungen der Leichen evange⸗ 
liſcher Glaubensgenoſſen auf denfelben. III 653. 

Befanntmahungen, ficbe Amts- und Intelligenjblätter. 

Bekleidung, der Gefangenen auf Transporten. II. 751. 

Belohnungen, ſiehe Prämien. 

Berg, ehemal. Großherzogthum, Worfchriften für die Abſchließung 
re —— zu demſelben gehbrig geweſenen Landes⸗ 

eilen. II. 
Bergarbeiter, dürfen ohne Trauſchein der Bergbehoͤrde nicht 
u. Aufgeboten und getraut werden: II. 392. 
Berlin Haupt: und Reſidenzſtadt, Verfabren gegen das daſelbſt 
von:außerhalb eintreffende Gefinde. II. 729. — IV. 1001. 
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werawerben, 1 —— Verhuͤtung des —— derſelben 
durch Betrüger und Uebelwollende. I. 177. 17 
Beſold 3 (Be älter), etatd- und normalmäf ale der Königl. 
Staatsdiener, Verfahren bei den Dispofitionen über 
felben. II. 255—257. — Verminderung derfelben unter 
die bereits befichenden Normalſaͤtze. I. 255. 
Befoldungs-Erfparmiffe, bei deren Nachweis ift gu vermer⸗ 
— * — — Theilbetraͤge aus perſoͤnlichen Zulagen 
eſtoſſen find 
Behaltım gen, deren ‚Sucetgung für Königl. Staatsdiener. IN. 
579. Magiftratualen, deren Ausfertigung Seitens 
der Gtadtverordueten- ZU RBENRGIR, un Beflätigung 
Seitens der Regterungen. I. 110 
Bettelet, deren Steuerung durch aAn ſtellung von Kreis-Poligei- 
Sergenten. IV. 1017. 
Bettfedern, Geftattung des — au denfelben. II. 505. 
— auch Seitens der Ausländer. 
Bettler am Einbringung in dag ebenen Landarmenhaus. 
760. f. — f. auch Zwangs⸗Paͤſſe 
Bemähnngen deren eranfhlagung und Ausführung bei Forſt⸗ 


Binliotbet, Königl., in Berlin, an diefelbe ſollen von ſaͤmmtli⸗ 
chen Programmen und Schulfchriften, ſowie von ſaͤmmtli⸗ 
an afademifchen Schriften 2, Exempl. eingefandt werden. 

Bienendbee vn "beven Entfernung von den bffentlichen Landftragen: 


——— Ynfpeum deffelben von der Lifdr-Fabrifation. IV. 917. 

Blattern; (Poden), Nachmeifung der von denfelben ergriffenen 
Herfonen. IV. 1088. — Verfahren bei deren Ausbruche 
auf dem platten Lande. II. 818. — Verhütung derem Ber- 
breitung durch Abhaltung von Jahrmaͤrkten. II, 530. 

Blattern-Epidemie, Anfbringung der Koften für die zur Inter 
drüdung derfelben getroffenen Maßregein. IIL 817. — f. 
auch Scupblattern. 

Blind 9 fonn ‚bne Fuͤhrer nicht zur Poſt angenommen werden. 


Bluteg ir, 1, Ser des Ba Bengens derfelben in den Gewäffern Kb- 

nigl. Forſie 

Bodenluten, — ——— —V Strafe fuͤr unterlaſſene 
Befriedigung derſelben. III. 770 

Bordelle, ſiehe Hurenwirthſchaften. 

——————— der Sanbrathsämter bei Einberufung der 
Kriegs Reſerviſten und anderer — deren Er⸗ 
ſtattüng aus Militair-Fonds. I. 2 

Brände, fiehe Seuersbrünfte. 

Brandenburg,' Provinz, Anweifung für das Verfahren bei den 
Landratbswahlen in derfelben. 1. 17—24. — Waifen-Ver- 
forgungs-AUnfialt in derfelben, ie Klein- „Glienede. IE. 406 
—423. — fiehe auch Kurmarf, Neumark und Pommern. 

Beanbglehel, maffive, Beſtimmungen über deren Anlegung in 

r Provinz Brandenburg. I. 209. 

— Verfahren bei den volizeilichen und gerichtli⸗ 

chen Unterſuchungen uͤber dieſelben. II. 485. 
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Brandflifter, vorfägliche, Bffentliche Verheifung von Belohnun⸗ 

en von 50—100 Er für deren Entdeder. IV. 1018. — 
ür Beamte, welche nur ihre Pflicht erfüllen, können ſol⸗ 
che Belobnungen nicht ftattfinden. IV. 1018. — bei be= 
fonderer Verdienfllichteit der letztern bleibt deren Beloh- 
nung vorbehalten. IV. 1018. 

Branntwein, die Berechtigung zu defien Fabrikation und Aus— 
ſchank fann von Gemeinden nicht verpachtet werden. I. 183. 

Branntweinbrennereien, die Einmauerung, von Maifchbotti- 
chen in denfelben kann nur mit Genehmigung der Steuer—⸗ 
behörde gefchehen. IV. 918. 

Brafilien, Kaiferfinat, Berihriften für die Aufnahme von Frem⸗ 
den in denfelben. I. 42. 

Brautteieh Seftfegung der Gewerbeftener für diefelben. III. 620 


Brauweiler, Provinzial-Arbeits-Anftalt dafelbft, Aufſtellung von 
—— —— über die in dieſelbe abzuliefernden Indivi— 
uen. Il. 764. f. 

Bretterhandel, von demfelben haben Zimmermeifter, neben der 
SHnndwerksfiener, nicht auc noch Gewerbefteuer gu ent⸗ 
richten. IV. 917. j 

Briefe, * Dofanflalten fouvertiet, follen einzeln austagirt wer= 
en. 1. 


Briefrelais-Rommando'g, Militair-, Befchaffung der Fourage 
* — ne — ie den urn — 
rieffchreiben der Gefangenen in den = um erungs⸗ 
Anſtalten, deſſen Kontrolle. IV. 1025. f. — fiche * 


Sträflinge. 

Brücden, Berüdfichtigung deren Verlegung oder Aufhebung bei 
Separationen. U. 515. — fiehe aud) Domainen-Fiöfus. 

Brunnen, Warnung vor Unglüdsfälen bei Arbeiten im denfelben. 
IV. 1033. — (Senkbrunnen) Verhütung von Unglüds- 
fällen bei der Anlage und dem Ausgraben derfelben. UI. 
772. — Pump- und Saugbrunmen, Nichtanwendung des 
Binfs zu denfelben. IV. 1089. na} 

Buchdrucder, bedürfen der verglichen Genehmigung zum Bes 
triebe ihres Gewerbes. IV. 1046. ff. 

Bücher, ſiehe Schriften. 

Bücher-Nahdrüde, fiehe Ichtere. 

Buchhändler, unter welchen Bedingungen denfelben die polizei= 
lihe Genchmigung zum felbfitändigen Betriebe ihres Ge— 
werbes ertheilt werden Fann. IV. 1046. fi. _ 

Buchhandlungen, Fonzefionirte, Finnen nur mit Genehmigung 
der Regierung von einem Drte nach dem andern verlegt 
werden. I. 178. — dagegen iſt die Anlegung von Koms 
manditen unter Beibehaltung der Firma der Haupthand- 
lung gefiattet. I. 178. 179. — Zurücdnahme der für ſolche 
ertheilten Konzeffionen nach Friminellee Beftrafung deren 
Beſitzer. I. 179. — deren Nebernahme von Frauen, unter 
dem Beding der Beſtellung eines Disponenten. I. 180. 

Bundes Kartell, Verfahren egen Deferteurs und ausgetretene 
Militairpflichtige —8 ich. deſſelben. IV. 1108, — ſiehe 
auch Militairpflichtige und Deferteurs. 


* 
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Bundes: Preßgefek, vroviforifches, Anwendung befielben au 

auf. lithographirte Schriften. I. 143. 8 de I) 

Bundesfianten, deutfche; nach Schließung des allgemeinen Kar— 
tels mit denfelben, bedarf «8 der fernern Erneuerung der 
früher beftandenen Spezial-Karteld nicht. IV. 891. — ſtem⸗ 
pelfreie Ausfertigung der Auswanderungs-Ronfenfe dahin. 
11. — Ru —5 — in — Staaten ein⸗ 
wandernden Individuen ſind nur noch als landwe i 

— — — — — 

Bürger, aͤbweſende, deren Stellvertretung in Beziehung auf Kom⸗ 

munal-Berhältniffe. III. 691. : g auf K 

Bürgereid, deſſen Ableiſtung von Juden. 11. 443. 

Bürgermeifter, find, wenn fie auch mit der Polizeiverwaltung 
beauftragt find, nicht unmittelbare Staatsdiener, fordern 
Kommunalbeamte. II. 448. — find zur Zengung ‘von Unis 
formen weder verpflichtet noch berechtigt. 11. 448. 
II, 700. — Urlaubsbewilligungen für dieſelben. II. 439. 
— in ber Nheinproving, fiempelfreie Ausfertigung der 
Quittungen über deren Büreaufoften. I. 113. 

Bürgerrecht, ſadtiſches, bei deifen Gewinnung iſt die gwangs- 
WAR Erhebung eines Armen- Beitrages unterfagt. II. 449. 
— die unterlafiene Gewinnung defjelben kann nicht mit 
einer —— gerügt werden. U. 492. — zu deſſen Ges 
winnung Tann derienige, welcher ein Gewerbe anfängt, 
vermittelt executionis ad faciendum angehalten werden. 
11. 492. — IV. 1044. f. — defien Gewinnung Seitens 
auswärtiger Genndbefißer. UI. 692. — desgl. Seitens der 
Juſtiz⸗ Kommiſſarien, der approbirten Aerzte und Chirurs 

en nur in Beziehung auf Grundbefig und bürgerlichen 
ewerbetrieb. Il. 693. — deſſen Ertheilung an auswaͤr⸗ 
tige Handelstreibende. II. 691. 

Bürgerrechtsgelder, in den Städten, deren Feſtſetzung. I 115. 
— dabei fol zwiſchen Fremden und Einheimifchen kein 
Unterfchied — werden. J. 115. 

Buͤrgerſchulen, ſtaͤdtiſche, — — zu Lehrerſtellen an denſel⸗ 

: ben. I. 393. — Beſetzung der Lehrſtellen an denſelben. 
II. 666. — f. auch Schulen und Scyullehrer. 

Buͤrgerwachen, für die dffentliche Sicherheit, deren Anordnung 
und Bewaffnung. IV. 1014. 

Bufhmwärter, ix Beauffichtigung der Königl. und Kommunal⸗ 
Straucjländereien angefiellt, deren Bewaffnung. IL 311. 


312. 
C. 


(Ca., Cl., Co., Cr., Cu. ſiehe Ka., Kl. m. ſ. w. mit Ausſchluß 
der Eigennamen. 

Tenfurgebähren, deren Berechnung und Entrichtung für unge⸗ 
druckt gebliebene Manuftripte. III. 708. 

Genfur-Berordnung, vom 18. Ditbr. 1819., Anwendung des 

Art. XI. defielben, den Debit deutfher, außerhalb 

der Bundesfinaten erfchienenen Schriften betreffend. II. 

711. — ju dem im Art. XI. defelben gedachten Auslande 

find Ps Provinzen Preußen und Pojen nicht zu rechnen. 


Chauffee 
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Shanffee-Banten, neue, Vorfchriften für die Ausarbeitung d 
Anfchläge zu denfelben. I. 210. — Bewirkung ud 86 

zahlung der geometrifchen, nivelitifhen und geodätifchen 

Vorarbeiten und Aufnahmen bei denfelben, nach den Preig- 

fügen des Beldmefier-Reglements. I. 211. 213. — unge: 

prüfte Feldmeffer dürfen dazu nie gebraucht werden. 1. 213.. 

— f. audı Chauſſeen. 

Ehanffeegeld, Befreiung der Kouriere von demfelben. I. 68. — 
desgl. des Militair⸗Vorſpanns. TIL. 842. 

Chauffeegeld-Hebefiellen, Befbrderung deren Dienft- Kor- 

vejpondenz durch die Poften. III. 633. 

Shauffeen, Anordnungen für die Leitung der Arbeiten zu deren 
Snftandhaltung. II. 509-515. — neue, deren Anlegung 
follen die Dordmter dem General-Pofiamte ohne Verzug 
anzeigen. 11. 348. — neue, bei deren Anlegung follen die 
Begraͤbnißplaͤtze verfchont werden. 1. 214. — fiche auch, 

Ghauffee-PoliseloKontravent! hdren nich 

auſſee-Polizei-Kontraventionen, gehören nicht zur Ko— 
gnition der Lofal-Polizeibehörden. IV. 1065. — di En 
derfelben feſtgeſetzten Gelditrafen fließen daher auch den 
Regierungs:Hauptfaflen zu. IV. 1065. f. 

Chauffee=-Poligeivergeben, für deren Entdeckung fol den 
Zoll⸗ und Steuerbeamten von den Geldfirnfen ein Denun- 
zianten-Antbeil gewährt werden. I 214. 

Chanffeezettel, dürfen ohne Erlaubniß der betreffenden Behoͤrde 
nicht gedruct werden. ILL. 710. 

Chirurgen, f. Wundärjte und Kreischirurgen. 

Ehirurgifhe Inſtrumente, r deren Verfertigung bedarf es 

eines Qualififations-Attefteg. IV. 1061. f. 

Cholera- Krankheit, afiatifche, über deren erneuerten Ausbruch 
follen die öffentlichen Anzeigen wegfallen. IL 531. 
Givil-Supernumerarien, deren Anfelung kann in der Regel 
feine Unziennität begründen. Il. 257. — derf. Anftellum 
als Kreis-Sekretaire, in fofern fie fich dazu eignen. ILL. 594, 


D. 


Dämme, fiche Domainen-Zisfus, 
——— Erlegung deſſelben auch waͤhrend der Schonzeit. IV. 


Dampfſchiff-Reiſende, deren Legitimation als Inlaͤnder. II. 463. 

Danzig, Stadt, buͤrgerliche Verbaͤltniſſe der Juden in und aus 
derſelben. II. 415. — auswaͤrtigen Juden kann daſelbſt 
die Aufnahme verweigert werden. II. 446. — dortige, koͤn⸗ 
nen ſich in andere Provinzen, im welchen das Geſetz vom 
1 — 1812. verbindliche Kraft hat, uͤberſiedeln. IL. 
45 

Darmſaiten-Fabrikanten, in wiefern deren Betrieb innerhalb 
der Städte nachgegeben werden kann. IV. 1051—1056. 

Denunzianten-Antheile von Stempelftrafen, werden allgemein 
bewilligt, fieben alfo auch den Polizeibeamten zu. IV. 914. 
— an den Gelditrafen für Chauffee-Polizeivergehen, deren 
Bewilligung für Zoll- und Steuerbeamte. I. 214. 

Deputirte, ftändifche, fiche letztere. & 
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Deferteur-Bangegelder, mit Polen kartellmaͤßig befichende, 
deren foftenfrete Verfendung. 11.289. 

Deferteurs, Berichtigung der Inte teen Sufertions-Bebübeen für 
deren öffentliche Vorladungen. IV. 1131. — ans 
von Auszügen -aus den Geburts-Negiftern für diefelden und 
Berbot des Aufgebots ‚derfelben. 111. 833 — 336. — im Wege 
der Ausbebung irgend einem Truppentheile zugetheilt gewe⸗ 
fene, deren Erfab aus der Kommune :c., die ihn gefiellt bat. 
111.831. — IV. 1122. — zurüdgefehrte, Dienfizeit und Wie⸗ 
derentlaffung der für diefelnen früher eingegogenen Erfagmän- 
ter. III. 832—836. — IV. 1120. — Verfahren gegen diefelben 
ruͤckſichtlich des Bundes⸗Kartels. IV. 1108. — nad) dem Am= 
neftie-Patente zurücgefehet, deren Behandlung. III. 329. 
— ausländifche, zur Auslieferung aufgegriffene, Kofenan- 
weiſung für diefelben: II 837: 

Defitllirgerätbe, zur Litörbereitung veſtimmt, fieben unter der 
allaemeinen Aufficht der Stemerbebdrde. IV. 918. 
Diäten, (Reife-Diäten) —— derſeiben neben figirten Diaͤ⸗ 

ten. 1. 258. — deren Bewilligung für ein mit der Ein- 
führung, eines Landrathes in fein Amt beauftragtes Regie⸗ 
rungsmitglied, aus dem Diaten-Fonds. II. 260. — Fünnen 

Sandräthe auf Dienftretfen innerhalb ihrer Kreife nicht er- 

balten. IV. 881. — deren Berechnung für die Land-Gen- 

darmerte: 1. 128. f. — fann die Gendarmerie für Verrich⸗ 

tung innerhalb ihrer Stationsbezirke nicht erhalten. III. 

700. — für die Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei in 

der Nheinproving. 1. 127° — deren Anweifung für Kreis 

Phyſiker und Kreis:Chirurgen anf Dienfireifen. 11. 522. 

— für Feldmeſſer. IV. 937. , 

Diebfrähle, bäufige, deren Verhütung durch nächtliche Patronil- 

len 30. IV. 1015. f. 

Dienfialter, (Anziennität) Beſtimmung der Rangorditung der 
Subalternenbeamten nach demfelben. Il, 257. — iſt von 
Am —— der fixen und etatsmaͤßigen Anſtellung ab⸗ 

aͤngig. II. 

Dienftboten, ſiehe Geſinde. 

Dienfieide, Vorhaltung bei deren Ableiftung. III. 609. — Formel 
für diefelben. III. 610.) — deifen Ableitung von den evan⸗ 
gelifchen Geiftlichen. IV. 942. f. 

Dienfientlaffungen, unfreimillige, ohne Penfion, Verfahren 
ruͤckſichtlich derfelben. III. 589. — unfreimwillige, der auf 
Kündigung angeftelten Unterbeamten, Werfahren rüd- 
fichtlidy derſelben. III. 587. — der auf Kündigung anges 
fiellten Kommunal-Unterbeamten. IV. 970. f. — von Beld- 
und Mitwaldhätern in der Nheinproving, Verfahren bei 
denfelben. III 688. — fiehe auch Penfionirumgen. 

Dienfi-Entfehung, ſiehe Amtsentſetzung. 

Dienft-Rauttonen, fiche Amtskautionen. 

Dienftpferde, Koͤnigl. ſiehe Pferde. i 

Dienfiretfem auf denfelben koͤnnen ſich die zur Ertrapoft nicht 
berechtigten Beamten der Schnellpofien bedienen. IV. 380. 

Di rien f kur — Be nr re * 

ienſtſiegel, Verſorgung der Dorfſchulzen in der Prov oſen 
mit denfelben. IV. 986. a do 


®) Vergl. Allerh. Kab.Ordre b. 5. Novbt. 1833. (Gefep-Samml. ©. 291.) 
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Diplomatifche Lanfbahn, Unferterungen vüdfichtlich der Qua⸗ 


lifikation zu derfelben. 1 ; 

Dismembrationen, (Parzellirungen) ländlicher Grundſtuͤcke, Ver⸗ 
fahren bei denfelven, befonders rüdfichtlih der landes⸗ 
herrlichen und fonitigen Abgaben. IL 350. — Sicherung 
und Vertheilung der Abgaben. an Kirche, Geifllichkeie, 
a. x — rn y Here J u IV. 949. 
— Verfahren bei denfelben hinfichtli der Berechtigun 

‚ zu. Neubau-Remiflionen. II. 353. arigung 

Domalnen-umindienet, Kautionsleiſtung Seitens derfelben. 


Domainen-Bauten, deren zeitige Anordnung und Kontrolle. 
— polizeiliche Erlaubniß zu deren Ausführung. 
BORKEN petutoren; deren Annahme gegen Kautionslei⸗ 
ung. 4. 54. 
Domainen-Feuerſchaͤden-Fonds, Einreihung und Annahme 
von ——— oder Nachtrags⸗Kataſtern bei demſelben. 
Domainen-Fiskus, Kontrolle und Nachweis über deſſen Ver- 
pflihtungen zur Unterhaltung von Brüden, Wegen, Dam 
men, Kanaͤlen, Abzugsgräben, Archen und ähnlichen An— 


lagen. I. 49-53. , i 
Doma inene Sr fi lle, Verfahren bei deren exekutiviſchen Beitrei⸗ 


ung. 1. 54. IL 
Donfsinen-Grundfiüde, Benachrichtigung der landraͤthlichen 
‚ Bebdrden von deren Veräußerung. I. 605. 
Domainen-Ländereien, Vorfchriften für die Unfiedelungen 
von Militair-Fnvaliden auf denfelben. II. 299-303. 
Domainen-Rentämter, in Stelle der frübern Bezeichnung: 
Domainen-ntendantur-Aemter. II. 298. 3 
DomaineneRentdeamte, gegen diefelden, als Orts-Polizeiver⸗ 
mn koͤnnen die Landräthe Ordnungsitrafen verhängen. 
Domainen-Rentmeifter, neue Bezeichnung fatt der frühen: 
Sjntendantur-Beamte. II. 298. N 
Domainen-Veräuferungs-VBerträge, Beibringung der Mie 
niferial-Genehmigung zu_deren söichllefung. II. 303. ff. 
Domanial-Erbpachts- oder Erbzinsgrundfiüde, Reguli= 
rung der Abgaben bei Vereinzelungen derfelben. Il. 604. 
Domanial-Gebäude, neue, deren Feuer Verſicherung bei dem 
Domainen-Feuerfchären: Fonds. ILL. 605. f. 
Domanial:-Präftationen, Ausftellung und Anstaufch der In— 
terims-Quittungen Über die zu deren Abldfung beſtimmten 
Kapitalien. IV. 895. 
Dominten, ſiehe Gutsherrfchaften. — 
Dorffchulzen, denſelben kann die Anlegung einer Polijzei⸗ Uni⸗ 
form nicht geſtattet werden. IV. 988. — Ausſchließung 
derfelben vom Betriebe der Gaft-, Schanf- uud Scug= 
wirtbfchaft. iII. 791. — in der Provim Poſen, Dienſtañ⸗ 
weifung für diefelben, vom 18. Oktober 1833. — IV. 983. 
— Berforgung derfelben mit Dienfifiegeln. IV. 986. — 
(Dorfrichter) in den ehemals Königl. weſtpbaͤliſchen Lan⸗ 
destheilen, deren Wahl und Befoldung. — 
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E. 


Ehegatten, Verhütung von migseäugen bei Abtretung des VBer- 
mögens unter denfelben. I 
Ehen, wendete für deren Yorchliehung in den zum chemaligen 
roßherzogthum Berg gehdrig gewefenen Landestheilen. 
ne 391. — Herzogl. Dldenburgifcye Verordnung Uber de- 
ren Schließung außerhalb Landes. IV. 887—891. f. — in 
der Provinz Rheinheſſen zwifchen Ausländern und Inlaͤn— 
derinnen, Großherzogl. Heſſiſche Verordnung darüber. I. 
567. — wilde, fiehe Konfubinate. 
Epremihen wirkliche, damit dürfen Wachsfiguren nicht ausge- 
fhmüdt werden. IV. 1009: 
Eid, — einer jaͤhrlichen Zeroigt über deſſen Wichtigkeit. 1. 
— fiehe auch Dienfleide. 
Eingaben fi ſiehe Geſuche. 
Cinmanderung en, von Ausländern, in das Königreich Polen, 
Beſchluß des Adminiſtrationsraths über diefelben, vom 


28. April 033. — 1. 246-249. 


Eltern, bügftige, von 7 Ehbnen, Beruigung des Königl. Pathen⸗ 
gefchenfs für Diefelben. II. 277. 

Emballäge aus Packpapier, in — ſolche bei Pofipädereien 
ftattfinden kann. IV. 925. 

England, Berfahren gegen —— Fe demfelben, ohne ge= 
fandefchaftliche Paß⸗ En 

Epaulette, ſibe Polizei: Unifo 

Erbauungsſchriften, rich, deren Verbreitung durch um— 
berziehende Boten. I. 91. 

a ih deſſen che findet während der Fort- 
fegung der Gütergemeinfchaft zwiſchen dem —— 

Ehegatten und deſſen Kindern nicht flatt. I 

Ehen hingen, 1 von Pfarr, Küfterei = und — 


— V—— — von face, Schul- und Küfterd-Grund- 
olchen j 

Erinnerungs- Medaille, — Verleihung fuͤr Rettung aus 
—— — Cirkul.⸗Reſtr. vom 23. Septbr. 1833. — 


Erfparniffe, Ausgabe⸗, folen bei den Jahres Znchiagen in Ab⸗ 
gang geſtellt und abgeführt, werden. I 

BeaBEiN! ements, Mittheilungen uͤber deren "Siifiehen und Auf: 

hören an die General:Kommando’s. 1. 41. — neue, deren 

Aufnahme im die ſtatiſtiſch topographiſche Nachweifung und 

Einreichung der Situationd-Zeihnung von denfelben. LIL, 


597. 

Etatsentwürfe, Erläuterung der in denfelben vortommenden 
Veränderungen. I. 83. 

Eraminatiomen, fiche Prüfungen. 

Erefutionen, auf —— gets, deren Bolftredun 
in Gefolge des $.54. Tit. 24. der Progeßordnnung. I. 47. 
— deren Vollſtreckung auf rüdfländige Domainen- Gefälle. 
1. 54. — deren Volftredung gegen einzelne Gemeinde 
glieder bei Mferbauten. IV. 1068. 
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Ererzierpläße, für das Milltair, temporelle Benutzung von Pri- 
vat⸗Grundſtuͤcken zu denfelben. II. 559. 

Ertrapoften, deren Benutzung bei geringen Entfernungen gegen 
ermäßigte Saͤtze. IL. 345 

Ertrapofi-Vergütigung, darauf haben auch Neferendarien bei 
felbfiftändiger Ausführung kommiſſariſcher Aufträge An- 
ſpruch. 1.8. 

F. 


Fabriken, deren Anlegung und Kontrolle auf dem Lande und im 
Grenzbezirke, nad) $. 151. des Gewerbe⸗Polſzei⸗-Edikts vom 
7. Septbr. 1811. und dem $. 17. der Zollordnung vom 
26. Mai 1818. — I. 196. ff. 


Basen } Aufhebung der Verordnung des vor⸗ 


maligen General-Bouv. in der Rheinprovinz wegen derem 
Mittheilung und Exportation. 1, 38. f. 
Tahrpoften, Verbindungen durch diefelven nach Rußland. IV. 935. 
Belbhüter, deren Anftellung auf dreimonatliche Kündigung, IH. 
6sb. — Verfahren bei deren Dienfientlafjung in. der Rhein- 
proving. MI. 688. — ftädtifche, Heranziehung ländlicher 
Grundbefiger zu deren Befoldung. IL 687. : 
Teldmeffer, Regulativ über deren Prüfung vom 8. Juli 1833. 
11. 269—276. — Zulafjung der Kataftergehülfen zu ſolcher 
mn U, 276. — Diäten-Bewilligung für. diefelven. 


Serien, auf dem Univerſitaͤten, außer denfelben dürfen Studirende 
feine Erlaubniß zu Reiſen erhalten. UI. 657. — auf den 
. Gymnafien der Provinz Weftphalen, deren Anordnung . III.658. 
Geftungs-Artillerie- und Pionier-Keferve-Rompagnien, 
f. Artillerie» und Pionier: Rompagnien. . 
Feſtungswerke, Strafbarfeit des unbefugten Eindringens in die— 
felben und des Uebernachtens in ſolchen. IIL. 732—735. 
Geuerlöfhungs- Prämien, deren Bewiligung aus dem Do— 
mainen-Feuerfchäden-Bonds: . 1: 176. —F 
Feuer-Polizei-Reviſtonen, deren Abbaltung durch Mitglie- 
der der dafuͤr beſtimmten Reviſions-Kommiſſionen. IV. 


1037. 
enersbrünfte, Verfahren bei den polizeilichen Unterfuchungen 
5 über defelven. I. Ass-hste - = 
Geuer-Sozietäten, Stemvelpflichtigkeit der behufs der Aufnah- 
me von Gebäuden in -Diefelve anzufertigenden Tagen. I. 
175. — der Keinen Städte in Litthauen, denfelden ſteht 
die -Sportelfreiheit nicht zu. II. 774. . et 
Feuer: Soytetdts-Direftionen, ‚die Reviſion deren Regiſtra— 
a Darf dem Stempel-Fisfal nicht verweigert werden. 
» 174-2... ‚ 
SeuersSozietätsgelder, ausgefchriebene, Anordnungen für de- 
ren gehbrige und prompte Einztehung. IV. 1038. r 
Feuer-Verfiherungs-Anfialten und: Gefellfhaften, in— 
nnd ansländifche, zum umherziehenden Betriche ihrer Ge- 
fchäfte follen deren Agenten Eeine Gewerbefcheine mehr 
erhalten. 1. 773. — ausländifche, deren Agenten müflen \ 
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Feuer Berfiherungs-Anftaltenw. Gefellfchaften, (Eortf.) 
fih vor Annahme von Verſicherungen amtliche Zeugnifie 
über den Werth der Gebäude, Mobilien ıc. vorlegen laffen. 

U. 487. — Stempelpflihtigfeit der amtlihen Attefte zum 
Eintritt in diefelben.. II. 624. — für Mobilten, Großher- 
Nogl. Heſſiſche Verordnung über diefelben. II. 561. 

Filial- Kirchen, deren Anlegung, wo Parochial- Trennungen nicht 
durdyguführen find. II. 373. 

Sifchereien, Königl., bei deren Verpachtung dürfen Horfibeamte 

nicht mitbieten. I. 56. 

Fiskaliſche Strafen, Begriff derfelben. 1. 4.°f. 

Stöfalifhe Unterfuhungen, fiebe lehtere. 

Fiskus, Termin-Provogästion in den gegen denfelben angefirengten 
Prozeſſen IV. 878. i - 

Fleiſch, für Juden eingefchlachtet, darf von diefen ohne Betrieb 

„, des Schlächtergewerbes nicht verkauft werden. IIL 795. 

Slüffigfetten,. deren Ableitung aus den Privatwohnungen im die 

- sffentlichen Rinnſteine. 1. 148, : 

Fohlen, Braudibare, Worfchläge zu deren Aufziehung. I. St. 

Forſtarbeiten, deren: Anwendung als Strafe für Holzdiebſtaͤhle. 
II, 315. — desgl. ber Tilfung von Korfifirafreiten. III. 613. 

Forſthauten, Veranſchlagung und Ausführung der Bewährungen 
bei denſelben. I, 59. | 

Torfibeamte, Anordnungen für deren Prüfung und Anſtellung; 

| Cirkul.⸗Reftr. vom 30. Novbr 1833. — IV. 901: — deren 
Vereidigung. III. 607. — Urlaybsbemilligungen für dic- 
felben. 1. 55. — folen Holjgelder und fonfge Forſtreve⸗ 
hen nicht unmittelbar einziehen, 1.58. — Dürfen an den 
Entreprifem der. Holzanfuhr oder des Ausruͤckens des Hole 
zes aus den Schlägen nicht Theil nehmen. II. 309. — 
: dürfen bei Verpachtungen von Fori-Ländereien, Gras« 

. Nnußungen, Sifchereien zc. nicht mitbieten. I. 56. 

Surfen, Königl.,: Reguifition von Snfanterie-Detachements zum 
Schutze derſelben, Seitens der. Regierungen. IV. 906. — 
Verpflegung dieſer Detadyements. 11. 310. — Beförderung 
der Kiefer-Rulturmethode in denfelben. I. 62—65. — Ber: 

fahren bei Weidevermiethungen in denfelben. IV. 906. 
Forſtgrund ſtuͤcke, Benachrichtigung der landraͤthlichen Behörden 
vun deren Veräußerung. III. 605. — fiche aud) Forfilän- 
ereen. % 1 
Suchkaflen. Königl., nur an dieſe ſollen Holzgelder und fonftige 
orſtrevenuͤen eingezahlt werden. I. 58. — Vorfchriften für 
deren Kaflen- Ertratte und Abführung der Ueberſchuͤffe. 


HI. 611. 
Sorfländereien, Königl., Vorfchriften für die Anfiedelungen 
von Militair-Fnvaliden auf denfelben. 11. 299—303. 
Forſtpolizei-Vergehen, deren Beſtrafung durch die Polizeibe- 
börden und Horfipoligeigerichte. IL 314. — f. auch Horfi- 
Verbrechen. ©: . nr 
Gorfi-Polizei-Rontraventionen, Regierungs-Rekurs-Infanz 
Nin denſelben. Ul. 6185. 
Forſt⸗-Referendarien, Nachweis deren Qualifikation zur höbern 


Prüfung. II.807. Ye 
Sorfifchug, ducch Fommandirtes Militair; fiche Forſten. 
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Sorfifhu uber eamte, Bumpwärdigtc une ‚iDemelsteift deren Ans- 
fagen gegen Holzdiebe. 1. 57. — 
Borfnraft * in Verfahren bei es un * Arbeiten. II. 


Borpneihrcden (Berhteench), | deren Aburtelung durch die_Kb- 
nigl. Sußisämter. II. 314. — Remunerationen va Frie⸗ 
densrichter im der Rheinprovinz in dergl. Angel. U. 318. 

Zourage, deren Beſchaffung für die Briefrelais-Rommande’s und 

durchmarſchirende Truppentheile. I. 558. 

a BAIE, Strafbarfeit der unterlaffenen Anmeldung 

des Heneeierien Betriebes deffelben Seitens: der Landwir- 


the. 

Sractfuhrleute, Zere gnuna und Erhebung. der. Gewerbefiener 
von denfelben. IV. 916 

Frachtſ if ie 2 Gewerbefiener derfelben vom Handelsbetriebe. 


Kissireie, Zligreich, Verfahren ge ‚gegen Sretfanbe aus — 
ohne geſandtſchaftliche Paß-Viſa. I. 742. — zu Reifen in 
daffelbe konnen Handwerkern Hetmathsfchaine ertheilt wer- 
den. III. 599. — Nachweis einer gewiſſen Geldfumme in 

— demfelben zu Auswanderungen nad) ‚Amerifa. II. 289. 
Srauenz — uͤber zehn Jahr, gegen dieſelben ſoll, ſtatt koͤr⸗ 
perlicher Zuͤchtigung/ verhältnigmäßige Freiheitsſtrafe ein⸗ 
treten. J. 133, — findet ‚gegen. Weibsperſonen in den 
Straf- und Befferungs- —— Disziplinar⸗ und 
Korrektionsmittel noch ſtatt. IV. 
Freiholz, ſ. Holz. 
Freitnechte, ſogenannte, koͤnnen feine förmliche —— 
ſondern nur gewöhnliche, auf. ein beſtimmtes Reiſeziel ge= 
- richtete Paͤſſe erhalten. I, 190..— IV. 1060. 

5 ——* g, vorläufige, (absolutio ab instantia) wegen man⸗ 
geinden Beweiſes, iſt bei adminiſtrativen Unterſuchungen 
wegen Steuer⸗ und Poli ipergehen nicht zuläflig. 11. 449. 

Sreiwilliget. Milttair- Freiwillige 

reizügigfeit, fiche Abſchoß. 

uhrkoſten, ——— derſelben nach Meilenzahl und unter ei⸗ 
ner Meile. U. 259. — deren Bewilligung auf Dienſtreiſen 
an Beamte mit firieten Diäten. U. 258. — ‘Zahlung von 
Averfional-Vergätigungen für diefelben an Negierungs- 
mitglieder, als ——— Regierungs⸗Bauraͤthe ꝛc. 
II. 261. — fuͤr ein mit der Einführung eines Landrathes 
in ſein Amt —— Regierungsmitglird aus u 
Fuhrkoſten⸗Fonds. U 


G. 


——— fiebe Ichtere. 
ardesRefruten, für die benfelben auf ihrem Marche nach 
dem Beflimmungsorte verapreichten Mäntel koͤnnen die 
Kommunen keine Erfiattung leiften. II, 547. ; 
Garnf ammler, in Gegenden, wo die Leinweberei ein Haupt-Er- 
werbzweig ii fönnen diefelben auch ohne Erreichung ‚des 
Sojäprigen, Iters —————— sum Umberjieben erhal⸗ 
ten. 
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Barn-Schlichte, Vorfchläge zu deren Verbefferung. II. 362—368. 

Gaſthoͤfe, zroifchen diefen- und. den ee rg findet 
fein gemerbepolizeilicher Unterſchied ftatt. 1 

Gaftwirtbihaften, foll fernerbin Beamten, —— re. 
fo wenig, als deren Frauen und Dienfiboten, geſtattet wer— 
den. II. 789 - 793. — ſiehe auch Schanfwirthfchaften. 

Gebaͤude, — * ————— von Ungluͤcksfaͤllen durch deren 

ur. AV. 1 

Geburtshelfer, in wiefern zur Prüfung als foldhe die Wund- 
ärzte 2ter Klafie nur noch zugelaffen werden können. IV. 1084. 

Geburts⸗Regiſter, aus denſelben follen für Ausgetretene und 
Deferteurs Feine Auszüge gefertigt werden: IT. 833. ff. 

Geburtsfcheine, fiehe Tauffcheine. 

Gefang en=Anftalten, deren Direktoren und Übrige Beamte fol- 
* A der Regel erfi verfuchsweife angenommen werden. 


—— e, Meldung derſelben bei dem Transporte durch fremde 
Staaten in letztern. III. 598. — deren Bekleidung auf 
Transporten. HI. 751. — deren — vom Ungezie⸗ 
fer. II. 471. f. — in Kreis⸗ und Polizeigefdngniſſen, deren 
Verpflegung nad) den geringeren Säben, 1. 752. — fiche 
auch Kriminal- und Polizeigefangene. 

Gefingnignrafen polizeiliche, auch bei dieſen iſt unter 8 Ta⸗ 

n eine en. zu verfichen. III. 706. 

Behälter "che Befoldungen. 

x Geifliche, Ausfchliefung derſelben von Anftelung und Befdrde- 
rung, wegen feüderer Theilnahme an verbrecherifchen Ver— 
bindungen. IV. 939. — Nachfragen uud Ermittelungen 
rücfichtlich derielben unter Konkurrenz der Minifterial- 
Kommiflion. IV. 939. — vom Auslande, deren Berufun 
nur bei anerkannt perfönlihem und literariſchen Rufe, IV. 
939. — evangelifche, Formular zu deren Vereidung. IV. 
942. f. — Stempel-Verwendung zu den Zereidigun so⸗ 
und Introduktions⸗Verhandlungen derfelben. I. 85. — de⸗ 
ren Anftellung Seitens — Magifiräte in Yusäbun ey 
fädtifchen Patronats. III. 678. — noch nicht ord 
Ausfchliefung —— von der Verrichtung gewiſſer —* 
liger Handlungen. J. 88. — Strafbarkeit der unbefugten 
Anmaßun es Amtsfleidungen und Funktionen derfelben 
in der Roeknpronin. 1. 379. — deren Entfchädigung für 
Berlufte bei Parochial-Trennungen. IL. 371. — etatsmäs 
ßige umd überfichtliche Wermwaltung des zur Dechcherung 
der äußern Lage derfelben befiimmten Fonds, L 34. — 
egefutivifche Beitreibung der denfelben fchuldigen —** 
ben ꝛc. II. 635—641. — deren Ausſchließung von 
Mahl als Schiedsmänner. TIL 652. — Urlaubspewwilligune 
gen für diefelben. IV. 944. — Verpflichtung berfelben, der 
allgemeinen Wittwenkaſſe beizutreten. IL. 383. — IV. 945. 
— Erftattung der von denfelben geleiteten Beiträge. II. 384. 

Geiſtliche Be Anmeldung derem —— bei Subha⸗ 

tionen von Guͤtern und Grundſtuͤcken. IV. 951. 

Beianatein Sicherung und Vertheilung der Abgaben an die 

Ibe bei Dismembrationen von Grundflüden. I. 87. — 
h 351. — IV. 949. 
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Beldrenten, fiehe Abldfungen. ’ 

Geldfendungen, mit Privatgelegenheit, inwieweit foldhe dem 
Poſtz wange nicht unterworfen find. IV. 921. 

Geldfirafen, fistalifche, Begriff derfelben. 1, 4. f. — in flandeg- 
herrlichen Gebieten, deren Verwendung und Verrechnung. 

. 1.4 — ſ. aud) Strafen, Polizeiftrafen und Polizeiftrafgelder. 

Gemeinde-Abgaben, von Kirchengrundſtuͤcken, ſiehe diefe. 

Gemeinde-Angelegenheiten, deren Verwaltung in der Pro⸗ 
vinz Pofen. 1. 125. — Verpflichtungen der Woyts rüd- 
fichtlich derfelven. I. 125. 

GemeindeXusgaben, in der Rheinprovinz, Verfahren bei deren 
Anweiſung. IV. 972. 
Gemeinde Ja den, ſiehe le 1 
Gemeinde-Laften, Verhältnifie der Dominien zu ben Gemeinden 

ruͤckſichtlich derſeiben. II. 694. 

Gemeinden, denfelben ſieht die Befugniß nicht Pr das Recht 
zur Fabrikation und zum Ausſchanke des ranntweins zu 
verpachten. I. 183. R 

Gemeindes Rechnungen, fiäbtifche, deren Legung und Erledi- 
gung bis zur Einführung der vevidirten Gtädteordnung. 


. 675. 

Gemeinheitstheilungen, (Separationen) Stempelfreiheit ge⸗ 
wiffer Verhandlungen in denfelben. IV..915. — Verlegung 
oder Aufhebung von Wegen, Bruͤcken oder fonftigen Kom= 

: munifationg-Anftalten bei denfelben. U. 515. — Aufbrin- 
ung der bei denfelben für ſachverſtaͤndige Beiflände der 

2 iecpeN, Pfarren und Schulen erforderlichen Koften. IL 

BGendarmen, deren Vorladung vor die Zuchtpoligei= sc. Gerichte 
in der Rheinprovinz, gegen verbaftete Bettler ze. UI. 703. 

Gendarmerie, (Lande), Berechnung der derfelben — 
Diäten und Marſchzulage. 1. 128. f. — kann für Ver- 
richtungen innerhalb ihrer Stationsbezirke Feine Diäten 
oder fonflige Vergütigung erhalten. IL 700. Rn 

Gendarmerie-Dienftionrmale, deren Mittbeilung an die Ci⸗ 
vil-Dienfibehdrden. IV. 989. 

Gendarmerie-Hourage-Liquidationen, Begleitung derfel- 
ben mit richtigen Marktpreig-Atteften. IV. 995. 

Generale Rommiffionen pt Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhaͤltniſſe e., zu deren Kompetenz ge- 
hört auch die Abldfung der von derfelben bereits feſtge⸗ 
ftelten Geldrenten durch Kapital-Zahlungen. 1l. 354. f. 

Berbereien, in wiefern deren Anlegung innerhalb der Städte 
nachgegeben werden kann. IV. 4051—1050. 

Gerichts: Lofale, ſtaͤdtiſche, zu deren Unterhaltung find die 
Stadtgemeinen nicht verpflichtet. II. 684. f. 

Geſetz-Sammlung, als Organ der Befanntinachung der Ger 
fee, gehört zu den Gentral-Einrichtungen bes Staats, mit 
welchen es auf jede neu erworbene Provinz ſtill ſchweigend 
übergeht, ohne daß es dazu einer beſonderen Publikation bes 


darf. 1. 140. —2 een 
Gefinde, ob ſolches in fireitigen Fällen fein Dienfiverhältnig fort- 

zufeben babe oder nicht, darüber kann die Polizeibehorde 

vorläufig entfcyeiden. IL. 723. — gegen daſſelbe ſteht den 


TA 
Befinde, (Fortf.) AERÄHTZ A je ehr 
! Dei ntefhaften kein Strafrecht zu. IV. 1000. — die 
Strafbeffimmungen der Gefinde- Ordnung fünnen gegen 
daſſelbe nicht verfchärft oder durch Polizeiſtrafen erſetzt wer⸗ 
den: IV. 1000 — deſſen Miethung in Beziehung auf Ge- 
finde Entlaſſungs Scheine. Hi. 724—729. —. es, po⸗ 
ins Sierfaheesn gegen daſſelbe in Berlin. III. 729. — 


Gefindepienf, Eutlaffungsteeine, dürfen er beim Abzuge 

des Gefindes ausgeftellt werden, IU. 729. 

Gefindemätler, Bekanntmachung der. Gebühren- — fuͤr die⸗ 
ſelben und Beſtrafung deren Mebertretung. IV. 996. 

Gefinde- Ordnung, vom 8. Novbr. 1810. Anwendung der $.$. 
9-12: und Ges $. rt. derfelden in Bejichung auf Ges 
finde-Miethbung und. Gefinde-Entlaffungsicheine. IM. 724 
729. — Anwendung der 9. 9. 160—162. derſelben wegen 

i ‚Entlafung und Wiederannahme des Gelindes. II. 717. f- 

Gefinde-Sachen, Keflortverbältniffe der Juſtize uud Polijeibe⸗ 
börden im denfelben. IL: 717— 724. — Streitigkeiten über 
Lohn, Livree und Kofigeld: gehören. zur Entſcheidung der 
Gerichte ; ebendaf. *5 

Gefwche, (Supvliten, Vorſtellungen, Eingaben), ſchriftliche, deren 
gewerbsiweife Anfernigung für Andere umd Verhütung des 
Mißbrauchs durch foiche: 1. 177. — pen en von ſchlech⸗ 

ie Bm: foll dazu die, Erlaubniß n eilt wer⸗ 

en. L. 1 

Get raͤnkeverkauf über die Straße, dazu ſind Getränte-Fa- 
brifanten und Materialhaͤndler Aa jedoch bedürfen 
ee dent Lande dazu der polizeilichen. Exrlaubniß. 

'. 41049. 

Gewerbe, gewiffe, Prüfung im Lefen, Schreiben und Rechnen 
kan lusabung derfelben. IV. — wer ſol⸗ 
che, ohne Gewinnung des Buͤrgerrechts, ‚anfängt, fol zu 
legterer ‚vermittelft executionis ad faciendum angehalten 

werden. EV. 1044. f. — deren Betrieb mit. bösartigen Yus- 
dünftungen verfmüpft iſt, im wiefern ſolche * alb der 
Städte geſtattet werden koͤnnen. IV. 1051—1056, — ſiebe 
auch Gewerbebetrieb und Gewerbeſcheine. 

Gewerbebetrieb, if aud an Gonn- und Feſttagen erlaubt, je— 
doch mit Ausfchluß der dffentlichen ‚oder den Gottesdienſi 
flörenden Arbeiten : während des Ichtern. IL „Nie 
gewöhnlicher, dazu bedarf es keines Volizeiattefes, wohl 
‚aber- noch zum Betrieb gewälter (Hewerbe, IL. 4 — 
Strafbarkeit deſſeilben ohne Gewinnug des Buͤrgerrechts. 
11. 492. — IV. 4044. f: — im Umberzieben, in wel⸗ 
chen Fällen. die Erreichung des 30iährigen- Alters für 
daſſelbe nicht erforderlich iſt. 1. 203, fer— Defuoniß der 
Ausländer zu demfelben im Beziehung auf 
verträge. I. 201. — IL 504 — Anwendung der gefehlir 
hen Befiimmungen über Die Zulaffung defielben im Grenz. 
besirke; Girk.-Meffr. vom 12. Januar 1833. — 1. 195 
—201. — in Grengollbegirken, Seitens Inlaͤnder, 
allgemeine Vorſchriften für denfelben. Il. 625—629. 
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a vom 7. Septbr. 1811... ren 
e e 


r 9.9. 2. 82. ff deffelden, wegen der polbjeilichen Atte 
zum Betriebe gewiſſer Gewerbe. IL. 491. — allgemeine 
Bültigkeit und Anwendbarkeit der 8.8. 94—101. deffelben, 
wegen Prüfung und Gemerbebetriebs der Bauhandwerker 
und Architekten. L 205: f. — Deflararion des. $- 94. def 
felven, in Beziehung auf die Ausübung: des Steinhauer- 
gemwerbes. II. 779. fe — Anwendung der 5.555. u. 131. ff. 
binfichtlich der Anlegung neuer Schantwirthidaften. U. 
495—498. — Anwendbarfeit der $.$. 126-128. defjelben, 
den Berfehr mit- Buͤhern, Kupferfiichen und ähnlichen Ge⸗ 
genftänden betreffend. IV. 1047. — der $. 151. deſſelben, den 
Handel mit Kolonial⸗ und andern hoch impoftirten Waaren 
auf dem Lande betreffend, hat durch die inzwifchen einges 


tretene Steuerreform feine Anwendung verboten: I: 496 


Gewerbes Polizei: Rontraventiong-. und: Straf-Saden, 


Gewerbe Polizeiftrafgelder, daran 


ſtatt der in denfelben ſtattgefundenen dritten Inſtanz tritt 

ebenfalls nur der Meg der Beichwerdeführung bei dem 

Minifterio ein. I. 134. — wenn lehtere glaubhaft nachge- 
mieten if, fol die Vollſtreckung der »Strafe : fuspendirt 

werden. I. 134 - 

finnen die Orts⸗Armen⸗ 
kaſſen keine Anfpräche. machen. II. 451 


Gewerbeſcheine, gegen ordnungs⸗ und ficherheitspoktgeiliche Ver⸗ 


bote ausgefielt, darauf. dürfen andere Regierungen den 
Betrieb nicht geftatten. II. 504. — zum Gewerbebetriebe 
+ tm Umberzieben, deren Ausſtellung fuͤr Inſander auch von 
anderen Regierungen, in deren Bezirken folche nicht wohn- 
haft find. II. 302: — zum. Hauſirhandel, Aufnahme der 
Signalements der "Gewerbetreibenden und ‚deren: Begleiter 


-- in diefelben. I. 492. — U. 501: — follen zur Schauftel- 


fung und Umberführung minderjaͤhriger nicht er⸗ 
theilt werden. 11502. — auch für deren Väter-nicht. IIL 
732. — dürfen Feuer Verficherungs-Agenten zum umber- 


...gebenden Betriebe nicht mehr erhalten. 111..773. — zum 


Gewerbebetriebe im Umberziehen an- Derfonen. unter 30 
Jahren, in wieweit ſolche qusnahmsweiſe zu iertheilen find. 
IV. 1057. — für Perſonen unter 30 Jahren, ‚Einfendung 
jährlicher Nachweifungen vom denfelben. : 111. 803. — . zu 
deren Erneuerung. für Zei unter. 30° Fahren bedarf 
es feiner abermaligen Minifterial: Genehmigung. III. 805. 
— deren Ertheilung an Landwirthe unter 30: Fahren zum 
Verfahren md Verkaufe roher Landesprodutte. IV. 1064. 
— deren Ertheilung an Schiffer, unter 30 Fahren, zum 


ıH Verkaufe roher Landesprodufte vom Schiffe aus. II. 500, 


— für. Siebmacher, können am Perfonen unter 30 Jahren 
nicht ertbeile werden. IIL 809.:— deren: Extheilung für 
Viehkaſtrirer, Kammerjaͤger und Garnfammler, auch Ai 
Erreihung des sojaͤhrigen Alters. I. 203. — für den Be- 
‚trieb und Verkehr im Grenzbezirke. I. 199. F. — für In- 
länder, zum: Gemerbevetriebe im Umberziehen In den Grenz» 
‚gollbezirken. TIL 625—629. — deren Ertheilung am Ausländer 
in Beziehung - Zolvereinsverträge. 1.201. — 1. 504. — 
desgl. an ausländtfche Handlungsreifende, auf Zeugniſſe ihrer 
vaterländifchen Ortöbehörde. I. 202. — IL, 504. — III. 806. 
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Gewerbeſt euer, zwiefache, im wiefern foldhe neben dem Handel 
auch noch für ein im Klaffe B. zu befleuerndes Handwerk 
finttfinden Fann. 11. 331. 332. — deren Berechnung für 
Waſſermuͤhlenwerke. U. 333. — Gicherung derfelven bei 
Veränderungen. in dem Betriebe des Schiffergewerbes. I. 
33%. — vom Handelsbetriebe der Srachtichiffer. II. 623. 
— deren Berechnung und Erhebung von Lohn- und Fracht- 
fuhrleuten. IV. 916. — desgl. von Bädern und Schlaͤch⸗ 
tern. Ul. 617. — desgl. von Brauereien. II. 620—622. 
— iſt vom Bretterhandel Seitens der Zimmermeifter, nes 
ben der Handwerksfteuer, — entrichten. IV. 917. 

Gewerbe-Steuer-Edikt, vom 2. Novbr. 1810., Anwendung 
‚der $.$. 19. u. 21. in Beziehung auf die Zulaffung zum 
Gewerbebetriebe. IL. 490. f. 

Gemwerbe-Steuer-Rontraventionen, Führung der Unterfu- 
ungen über diefelben Seitens der Gemwerbe-Steuer-Auf- 
nahmebehörden ‚ohne befondere NRemuneration. 1. 67. — 
zn von Zengengebühren bei deren Unterfuchung. 


Gemwerbe-Steuers Rollen, neue, Vorfchriften für deren Auf- 
fiellung. II. 322—328. 

Gewerbefieuer- Strafen, Verwendung und Verrechnung der 
Konfisfate bei denfelben. II. 328. — Verrechnung derfel- 
ben für die unterlafiene Anmeldung des Anfanges oder 
ge eines Gewerbes bei der Gewerbe-Stenerbehdrde. 

. 329. 

Gewerbetreibende, im Umberziehen, die Bewilligung von Be— 
leitern für diefelben kann nur durch die Regierungen er= 
olgen. I. 192. — Aufnahme deren Signalements tn die 
Gewerbefcheine. I. 192. — IL. 501. — bei Viehhändlern 
kann der Wechſel ihrer Begleiter von den Ortsbehbrden 
bewilligt werden. I. 193. — fiche ferner Gemwerbefcheine. 

Gewerbögehülfen, allgemeine polizeiliche Anordnungen wegen 
des Wanderns derfelben, znr Verhütung deren zweckloſen 
Umherſchweifens; Regulativ vom 24. April 1833. — L 
185—190. — fiche ferner Handmerfsgefellen. 

Gewerfs-Berfammlungen, polkeiliche Beftrafung der in den- 
ſelben vorfallenden Händel und Schlägereien. II. 775. 

Gewichte, deren Revifion und Verifijirung bei den Königl. Steuer: 
ämtern. 111. 774. 

Giebelwaͤnde, entfernte Unlegung derfelben von den nebenfichen- 
den: Gebäuden. I. 209. . R 

Giftwaaren, allgemeine Worfchriften für den Handel und Der: 
fehr mit denfelben. IV. 1091—1096. -. 

Gnadenmonat, innen die Hinterblicbenen "von Unterſtuͤtzungs⸗ 
Empfängern aus dem Militair-Armen-Unterffiügungs-Fondg 
nicht erhalten. II. 520. 

Gottesdientt,. Einftellung dffentlicher oder. denfelben fibrender Ar- 
beiten während. deifelben. 1. 489. 

Gräben, polizeiliche Einfchreitung bei unterlaffener Räumung der- 
felben. IV. 1069. —. deren Auskraͤutung oder Räumung 
in Beziehung auf Vorfluth. IL. 517. — (Abzugs: ), fiehe 


Domainen⸗Fiskus. 
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Grenzbezirke, (Grennollbezirke), Anwendung der gefehlichen Be= 
Finmungen über die Zulafjung des Gewerbetriebs in den- 
elben; Cirk.-Reſtr. vom 12. Januar 1833. — 1,195— 201. 
— Vorſchriften für den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
im denfelben Seitens der Inlaͤnder. IL 625-629. 

Großjaͤhrigkeit, (Maiorennität), Nachweis derſelben Seitens der 
Ausländer behufs ihrer Proflamation und Trauung im 
Snlande. IV. 954. . 

Grund-Kataſterbuͤcher, Ertheilung von Auszügen aus denfel- 
ben. IV. 912. — fiehe auch Katafiergehülfen. 

Grundſteuer, deren —— aus den Gemeindekaſſen an 
bie ——— ſteht die Portofreiheit zu. III. 634. — 

1 


Grundfieuer-Katafter, deren Berichtigungen und Nachtraͤge 
ſollen durch die Kreiskaſſen puͤnktlich erfolgen. J. 65. 
Grundſtuͤcke, deren Abtretung oder Austauſch zur, Befoͤrderung 
des Auseinanderbaues nach Feuersbrünften. 1.207. — länd- 
liche, Verfabren bei deren Dismemorationen befonders in 
Beziehung auf dffentlichen Abgaben. U. 350—353. — desgl. 
in Beziehung auf die Abgaben an die Geiftlichkeit, an 
Schulen ꝛc. 1. 87. — I. 301. — IV. 949. — desgl. ruͤck⸗ 
ſichtlich der Remiffionen für Neubaue. II. 353. 
Gütergemeinfchaft, Nichterhebung des Erbfchaftsfiempels wäh 
rend derem Fortſetzung. I. 68. 
Gutsbeſitzer, ehemalige, Wahlfähigkeit derfelden zu ſtaͤndiſchen 
Deputirten, nad) wieder erworbenem Beſitzthume. II. 423. 
Gutsherrliche und bäuerlihe Verhaͤltniſſe, Edikt über de- 
ven Regulirung vom 14. Septbr. 1811. — Anwendung des 
$. 29. deſſelben, die Belafiung der Bauergüter mit hypoth. 
Schu den betreffend. IV. 938. , 
Gutsherrſchaften, (Dominien), deren Verhaͤltniſſe mu den Ge= 
meinden in Beziehung auf Kommunal-Laſten. III 694. — 
desgl. in den ehemals Königl. wefiphälifchen Landestpei- 
len. III. 695. 
Gymnaſien, können von den Amtsblättern Feine Sreiegemplare 
erhalten. II. 254. — Unordnung oͤffentlicher Redeubungen 
in denfelben und feierliche Entlafung der Abiturienten 
von denfelben. IV. 962. — der Provinz Weitphalen, Bes 
fimmung der Ferien auf denfelben. III. 658. 
Gymnafiaften, welche nicht im elterlichen Haufe wohnen, deren 
Beaufiichtigung. I. 99. — 11. 400. — melde ſich dem 
Studium der Theologie widmen wollen, fönnen noch 
feine Militair-Zuruͤckſtellungs-Atteſte erhalten. I. 238. 239. 
11. 549. — abgegangene, deren fpätere Zulaflung zum ein= 
jährigen freiwilligen Militairdienfie. III. 822. 


“ Handel, auf dem Lande und in dem Grenzbezirke, mit Kolontal- 
und andern hoch impoflirten Waaren, nad) $. 151. des 
Gewerbe: Polizei-Edikts vom 7. Septbr. 1811. und dem $. 
17. der Zollordnung vom 26. Mat 1818. — I. 196. ff. 

Handlungsreifende, ausländifche, , Ertheilung von Gewerbe- 
fcheinen an diefelven in Beziehung auf Zollvereing- Vers 
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Hanbiumgareifende (Gortſ) 

träge. 1.202. — I. 504. — auf Waarenbeſtellungen, de⸗ 

ren Legitimation durch Zeugniffe ihrer vaterländifchen Orts⸗ 
bebörve. Il. 806. 

Handmwertsgefelfen, allgemeine poligeiliche Anordnungen wegen 

des Wanderns derſelben, zur Verhütung deren zwedcloſen 
umherſchweifens; Regulativ vom 24 April 1833. — I 
41855 —1%0. — Anbängung des letztern an die Wanderpäfie 
oder Wanderbücher. 1. 190. — umter welchen Bedingungen 
an diefelben nur noch Wanderpäffe oder Wanderbücher (mo 
diefe überhaupt hergebracht find) erthellt werden dürfen. 
1. 186. — in welchen Fällen denfelben die Wanderpäfie 
oder Wanderbücher abzunehmen, und fie mit befchränften 
Häfen und Reiferouten an den Drt des ausgefiellten Wan- 
derpaffes oder in die Heimath zurüdzumeifen, oder in eine 
Sandarmen-unftalt unterzubringen: find. 1. 188. ff. — IL 
508. — I. 796—799. — IV. 41058. — in wiefern diefelben 
flatt der verlornen Wanderpäffe neue erhalten koͤnnen 1. 
189. — mwandernde, baben auf die zeitherigen ſtatuten⸗ oder 
obfervanzmäßige Unterfiügungen feine Anfprüche mehr. IL. 
800-802. — Tönnen bis — Strafvollſtreckung wegen Po—⸗ 
lizeivergehen verhaftet bleiben. Il. 706. — auf dem Lande 
erfranfte, deren Kur: und Verpflegungstoften fallen dem 
Orte ihres Aufenthalts zur Laſt. IV. 1031. f. — auslän- 
difche, Verfahren gegen diefelben nach den Befimmungen 
des vorgedachten Negulativs. 1. 186. ff. — kraͤtzkranke, vom 
Auslande, deren Heilung und — u. 532. — 
fremde, Anordnungen rücfichtlich derfelben im den Kaiferl. 
Defterreichifhen Staaten. I. 152. — II. 469, 

Hanfirer, fiehe Gewerbetreibende, im Umherziehen, desgl. Ge⸗ 
mwerbefcheine. 

Haufir-Gemwerbefheine, Aufnahme der Sionalements der Ge 
mwerbetreibenden und deren Begleiter in diefelben. I. 192. 
— II. 501. — ſiehe ferner Gewerbefcheine, 

Hanfirhandel, in den Grengollbeiirfen. I. 195. ff. — desal 
Seitens der Snlduder. HI. 627. f. — mit Bettfedern. 
505. — iR auch den Ausländern mit denfelben geitattet. I. 

- 204. — ſiehe ferner Gewerbebetrieb Im Umherjieben, desgl. 
-  Gewerbefcheine. 

Haufir-Regulativ vom 28. April 1824., Anwendung bes $. 11. 
Ne. 5. und der & $. 18. und 19. deſſelben in Bezichung 
auf die Vorfchrift des 30jährigen Alters. I. 203. — 

Heiden, Miſſions-Vereine und warmen zur Betehrung der» 
felden, Abhaltung einer jährlichen gottesdienfilichen Beier 
für diefelden, mit Ginfammlung freiwilliger Beiträge ver- 
bunden. II. 388 ; 

Heimatbsfcheine, dürfen zu. Reifen in das Ausland nicht aus- 
geftellt werten. 11. 288. — 111. 599. — aucd nicht nach 
der Schweiz. III. 599. — nur für Handwerker zu Reiſen 
nach Frankreich Finnen ſolche von den Regierungen er⸗ 
theilt werden. II. 288. 

HeirathssKonfenfe, deren Ertheilung an Geiſtliche und Lehrer. 
1, 383: — fiche auch Wittwenfaffe, algemeine. 

HengfisKdhrordnung, fiehe letztere. - 
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—— volizelliche Beſtrafung der im denſelben vorfallenden 
n 


del und Schlaͤgereien. III. 775. 

Heffen, Großberzogthum, gegenfeitiger gemerbefreier Verkehr der 
Lopnkurfcher aus und nach demfelben. 1. 69. — Berfah- 
ten bei dem Transporte tranffieuerpflichtiger Waaren durch 
dafelbe. 1. 39. — Verordnung über die Eingehung von 
Ehen in der Provinz Nheinhefien. I. 567. — Verordnung 
über die Berficherung yon Mobtlien in ausländifchen Feuere 
Verjicherungs-Anftalten. Il. 561. 

Heſſen, Kurfürftenehum, Berfahren gegen Vagabunden und Aus— 

* gewieſene aus demfelben. I: 40. — Aufhehung der Waa— 
FE auf Mefien und. Fahrmärkten in demfelven. IV. 
3 


1136. 

Holz, Freiholz, Verpflichtung des Domalnen-Fisfus zu deſſen Ver— 
avreihung bei Bauten und Reparaturen von Brücken, 
Wegen, Kanälen und ähnlichen Anlagen: I. 49-53. — f. 
auch Bauholz. — 

Holzbloͤcke, deren Annahme von Schneidemuͤhlen. I. 62. 

Holzdiebfäble, deren Unterfuhung und Beftrafung durch die 
Königl. Juftisämter. Il. 314. — Remunerativnen der Frie- 
densrichter in der Mheinproving für Aburtelungen in der- 
gleichen Angelegenheiten. 1. 318. — Glaubmürdigfeit und 
Beweisfrafr der Forſtſchutzbeamten in Unterfuchungen wer 

en derfelben. 1. 57. — U. 308. — Abbüßung der dafür 
efigefeten Strafen durch Foritarbeiten. 11. 315. — Vers 
fahren bei Tilgung der Forſiſtrafreſte für dieſelben durch 

Holzſch — in Strafe und Beff 

o neidereien, deren Anlegung in Straf- und Beſſerungs— 
Anſtalten zur Beſchaͤftigung der Gefangenen. I. 166. — 

Holzverkaͤufe, aus Koͤnigl. Forſten/ vollſtaͤndige Fuͤhrung der Ver- 
ſteigerungs⸗Protokolle über dieſelben. 1. 60 — Verfahren 
mit. den daraus eingehenden (Seldern. III. 611. 

Homdopatiſche Aerzte, dürfen ihre Arzencien nicht felbft dis— 
penfiren. 1. 215. j 

Hunde, polizeiliche Anordnungen gegen bag freie und aufſichtsloſe 
Umberlaufen derſelben. I. 172. 

Hundefieuer, Befugniß der Regierungen, von berfelben zu be 
freien. II. 482. — bderfelben find nur die zum Vergnügen 
gehaltenen Hunde unterworfen; ebenvdaf. 

Huren, (Lohnhuren), Befcheiniaumg des Lebensalters derſelben bei 


deren Aufnahme. IV. 1010. — Verhütung des Verhandelng 


derfelben Seitens der Hurenwirthe durch Anrechnung und 
Eimniehung von Vorſchuͤſſen ze. 1. 145.— dürfen dffentliche 
Schaufpiele nicht beſuchen. I. a4. # 
Hurenwirtbfhaften, (Bordelle), deren Betried iſt nur ein um 
ter firenger Auficht der Polizei geduldetes Gewerbe. I. 
146. — auf biefelben finden die fonftigen gewerbepolizeili— 
hen Vorſchriften gar Feine Anwendung. I. 146. — die 
für diefelben ertheilte Erlaubniß kann jederzeit zuruͤckge— 
nommen werden, wenn die Fortſetzung dem Bellen nach⸗ 
theilig fein kann. 1. 147, — befondere Beauffichtigung 
derfelben in Beziehung anf die Verhältniffe der Bordell⸗ 
dirnen zu ihren Wirthen. 1. 145. 


* 
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‚Hüttenarbeiter, dürfen. ohne Trauſchein der Bergbehoͤrde nicht 
N — und — — Rn j en 
ernien=Gelder, ehemal. n. den taͤdten der Pro 
” fen, deren Hortfal. IV. 913. * Er 


Jagden, Vervot der Unterverpachtung berfelben. IV. 907. — Ge 
meinde⸗, in der Rheinprovinz, deren Verpachtung und Be⸗ 
fugniß des Jagdvorſtandes zur Wahl eines jagdberechtig- 
sen Genmphchbers aus einer benachbarten Gemeinde. 1. 

Kagd-PolizeisKontraventionen, Regierungs-Rekurs-Inſtan 
in denfelben III. 613. 

Zagd-Schonzeit, Erlegung des Roth- und Dammwildes wäf- 
rend derfelben. IV. 908. 

Jahrmaͤrkte, dürfen ohne Genehmigung nicht verlegt werden. IV. 
1063. — die durch die Kalender und Umtsblätter micht ge⸗ 
nehmigten und angefegten dürfen auch nicht bejogen wer- 
den. IV. 1064. — deren Verlegung von Gonntagen auf 
andere Wochentage. IV. 1062. — polizeiliche Mafregeln 

egen die Verbreitung anſteckender Krankheiten durch Ab- 
Dattung der erfiern. II. 530. — die denfelben gleich zu 
achtenden Märkte, (Chrifimärkte ꝛc.) können auch von aus 
wärrigen Verkäufern befucht werden. 1. 807. — in wie 
weit das Ausfpielen von Waaren auf denfelben zu gefiat- 
ten ift. I. 459. — Ausſchank von Merh und Moft auf 
— III. uͤftandige & 

Jahrmarkts-Verzeichniſſe, deren vollſtaͤndige Aufnahme in 

Jab die Salener I — za 

ever, Herrichaft, ftebe enburg, Herzogthum. 

mpfärzte, AYufbringung der Reifeiofien für_diefelben, TIL. Sı7. 

&mpfattefie, Impfliſten, Impfungen, ſiehe Schußblattern. 

Sngenieur-Korps, Uusführung der bei demfelben angeordneten 
Erfparniffe. II. 838. — Bedingungen für den Eintritt 
junger Leute in daffelbe. IV. 1097—1100. 

Inlaͤnder, reifende, derem Legitimation als folhe. II. 462. 

Gnnungsfireitigfeiten, Beivebaltung des für diefelben in eini- 
gen Landestheilen noch beftehenden Rekursverfahrens. J 134. 

Snfertions-Koften, für die dffentlichen Vorladungen ausgetre 
tener Kantoniſten und anderer Unterthanen, in den Yn- 
telligenzblättern, deren nachträgliche Einziehung. IV. 1131. 
— für Befanntmachungen in den Amtsblättern, f. leptere. 

Anfirumente, hirurgifche, zu deren Verfertigung bedarf es eines 
Aualififations-Attefies, nicht aber zu thieraͤrztlichen. IV. 


1061. f. 
Invaliden, Militalr-, ehrenvoll verabſchiedet, Befugniß derſelben 
zur Tragung der Militair-Uniform, außer dem Dienſte im 
Givil. IV. 1133 — im Civil angeſtelt, Gewährung von 
Zufchüffen aus deren Militair-Gmadengebalte. IV. 897. — 
Anordnungen für deren Unfiedelung auf Domalnen- und 
Sorfiländereien. II. 299-303. — in wieweit denfelben ihre 
Gnavdengehälter ruͤcſichtlich jener Anſiedelungen zu gemäh- 
ten find. U. 302. f. — 
Italien, 
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—— bedarf * * Rachſuchung eines Mini, 


Suden, erg Verhaͤlt niſſe F —** "anf same Begräbniffe 
und Ableiſtung des Bürgereides. I. — fünnen, ob⸗ 
gleich zu Kommunalämtern ME doc An zu Schul⸗ 

enaͤmtern zugelaſſen werden. II. 442. Verfahren gegen 
bie zur Eoetebrung, Kl ausgefendeten Mifionarien. . 
11: 387. 655. ürfen das von ihnen eingefchlachtete 
ieiſch Betrieh des Schlächtergewerbes, nicht ver- 
aufen. U. 795. — inländifche, deren alaffung zum Waa⸗ 
ren⸗ ——— im Herzogthume Sachfen. I. 507. — in der 
Provinz Pofen, die Susvenfion deren politifchen Rechte 
bezieht ſich nicht 2“ ihre —— und gie 
gr Befugniffe. 1.126. — Finnen fich ihre Wohnungen 
wählen, und nn "Eigenthum außerhalb‘ der Juden See 
viere erwerben. I. 126. — aus der Provin Voſen, in wie⸗ 
* deren Riederlaffung in Berlin fattfinden Fahn!  LIL 
— in und aus der Stadt Danzig, deren bürgerliche 
Berhätinife, U. 445. — polnifche, Baperthei ungen an die 
—* u Verhütung des Einſchleichens der elben. IV. 
1011 
Zuden- Reviere, im der Provinz Poſen, Aufhebung der früper 
3 beſtan denen e derfelben.‘ I. 126. 
Sudenfchaften, ir den neuem umd Bon erworbenen Provinzen, 
deren jehige Verbältniffe. IL, 

Südifche Gemeinden, im Srskberiogihun 2 Baden, Bildung von 
—B—— fuͤr diefelben. T.' 

Füdifhe Ye — rer, Verfahren bei Deren Wahl’ und’ Anfiel- 


——— De ur Unterhaltung der denſelben einge⸗ 
ale find bie Stadtgemeinden nicht verpflichtet. 

oh gen in der Rheinprodinz, Verfahren bei Kom= 
—— der Regierungen mit denfelbeit. - In 

_ 28 in Angelegenheiten der Staatspolizei 13436 ⸗ 


uſti rer arten Gewinn des B ervechts vo n den⸗ 

3 — Ku auf SURER eſitz un üirgerlichen ‚Ges 
werbebetrie 

Sufiz- een ein Vortofreiheit für Diefelbe, 


TR. 


Kälber Wi Schlachten und der Bert des BR 
i Kama bon einem —— — oder Gewi Ka fach 
macht werden. IL, 4 
Raiender —— Aufnahme. ve "Sapemarktsvergelchnife in 


eſe 
Känmersi-Eiaie, Falten und ern. BL deffen 
Kontrolirung Buch ie — 
Kaͤmmerei⸗ —2 ER — — ordnungen für ‚deren beſſere 
Der 1. 679684, — Bent + abgefonderten 
Neben af "sn 5 J At — fiehe auch Kaſen⸗ 
Reviſtonen. ⸗ 
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Kämmerei-Rehnungen, Zuziehung von Rechnungsverfiändigen 
bei deren Revifion. I. 112. — deren Legung und Erledi- 
gung * zur Einführung dee revidirten Staͤdteordnung. 


Kammeriäger, können auch ohne Erreichung des 30jährigen Al- 
ters Gewerbefcheine zum. Umberziehen erhalten, 1. 203. 

Kanäle, fiebe Domainen-Sisfus. | ; 

Kantor- Titel, in wiefern defien Verleihung an Schullehrer nur 
flattfinden kann. I. 381. a Kr 

Kanzlei-Hulfsarbeiter, denfelben ficht die Tragung der Civil- 
Uniform nicht zu. IV. 880, 1 

Kapitalien, der Kirchen, Schulen und milden Stiftungen, deren 
zeitige und fichere Belegung. III, 644. 

Kapitnlanten, können auf das vom den Kreifen zu geftellende 

'  . Militair-Erfab-Kontingent nicht angerechnet werden. IL. 


826. . 
Kaffen, Neben-, fädtifche, mit der Hauptkaſſe nicht im unmittel- 
ar Berbindung fichend, deren Aufhebung und Verbot. 


. 431. > 
Kaffen-Abfhlüffe, Final, der Regierungs-Hauptkafien, für die 
Geiſtliche, Schul- und Medizinal-Verwaltung, derem Ans 
fertigung und Einfendung. IV. 946. ff... ‘ 
Raffen-Formulare, gedrudte und lithographiete, für die Kreis- 
(direkten Steuer-) Kaflen, deren a III. 615. 
Kaffengelder, Verbot des Austauſches und der Verwechſelung 
derfelben. IL, 294. — deren Verpackung und Gewichts: 
——— —— ——— * ehmi 
nffeneRendanten, Königl., burfen ohne Genehm ‚ keine 
an eh aa Fee we Re: Ph 
affen-Revifionen, kombinirter Poft- und Steuer-Stellen, Ber: 
Rus fahren bei denfelben. IV. 911. — ſtaͤdtiſche, Anordnungen 
für diefelben. IL. 683. f. 3 a Ohr 
fen-Quittungen, Verfahren bei deren Ausſtellung. TIL. 602. 
fen Verwaltung, in den, Städten, verbeifette Einrichtung 
derfelben. 1. 679-684. — Kontrolle derſelben durch die 
Regierungen. U. A314. , D 
Kaſtellane, als Kommunalbeamte, deren. Anſtellung auf dreimo- 
natliche Kündigung. Ul. 666. ‘ 
Kata ſter buͤ ch ex, Ertheilung von Auszuͤgen ‚aus. denſelben. IV. 912, 
Rataftergehülfen, deren Wien zum Seldmefjer-Egamen. II. 
276. — desgl. zum architeftonifchen Examen, unter dem 
Beding der nachzuweiſenden Schulreife- II. 276, 
atbolifhe Schullehrer, fiebe letztere. 4 
Metern X A dur Wersfl “ * en 
jefern, Beförderung deren Kultur dur erpflan - um 
ameilährigen Plänzlinge, ohne Ballen 1. Een. 
Kinder, ſchulpflichtige, Anhaltung derſelben zur Schule, TIE 672. 
— Benauffichtigung deren Privarumterrichts. I. 101. — aus 
gemifchten Eben, deren Taufen und Begraͤbniſſe 378. 
— minderjährige, zu deren Schauffellung und Umberfüb- 
tung follen feine Gewerbefcheine errheilt werden. II. 502. 
— auch deren Bäter ſollen folche nicht erhalten. ILL. 732. 
— umebeliche, derett religidfe Erziehung nach der Wahl 
deren Mutter. IL, 589. ! l 


f 
f 


?2 
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Kinder-Krankheiten, anſteckende, Schulverfahren ruͤckſichtlich 
derſelben. IV. 1090, . 

Kirchen, in deren Verfaſſung iſt durch die Städteordnung nichts 
eändert worden. ‚IL. 375. — Kommune und Kirche blei- 
8 vdllig verſchiedene moralifche Perſonen. U. 375. — 
Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten durd) fiddti- 
ſche Deputationen. II. 374. f. — Verwaltung deren An- 
gelegenbeiten in Städten, wo die revidirte Städteordnun 
gilt. II. 679. — Sicherung der Abgaben am diefelben un 
deren Diener bei Dismembrationen von Grundfiüden. L 
87. — II. 351. — IV, 949. — epekutivifche Beitreibung 
der denfelben fchuldigen Abgaben. III, 635— 641. — Koften 
für deren fachverftändige Beiflände bei Gemeinheits-Thei- 
lungen und Ablöfungen. II. 642. — Vorkehrungen zur 
Verbeſſerung der Luft im denfelben. IV. 953, — katholi⸗ 
ſche, Verfahren bei dem Verkaͤufe der zu dem Vermoͤgen 
derſelhen gebdrenden Grundftüde. I, 92. — ſ. auch Da= 
rochial-Trennungen und Filial-Kirchen. 

Kirhen-Abgaben, deren Vertbeilung und Sicherung. bei Die- 

e — von Grundſtuͤcken. I. 87. — U. 330 355. 


— IV. 919. ‚ 
vhen- Archive, Anfe n r 
Kirch azgrgi De a vtigung von Repertorien für dieſelben 


Kirhen-Bauten, deren Ausführung nach den einmal. fe efe 
i nu ten Bauproiekten. IV. 948. in den Städten, feine 
foraung von dem Patron aus dem Kämmerchvermögen. 


Kirchenbediente, deren Entfchädigung für Verluſte Hei Paro— 
— chial⸗Trennungen. U. 371. — ? auch Geifiliche. , 
Kirchenbuͤch er, Stempelfreiheit der zur Vervollſtaͤndigung derfels 

ben ausgefiellten kirchlichen Atteſte IV. 952. 
Kirhendiebftäble, Ausfegung angemeffener Belohnungen auf 
j die Ermittelung der Thäter derfelben. I, 163, 
Kirchen-Gemeinden, deren Repräfentation in den Städten. IL, 


Kirchengloden, Verhütung von Unglüdsfälen bei deren Läu- 
ten durch Knaben. II. 382. 
Kirhengrundfiüde, in — olche zu den Staats⸗ und Kom⸗ 
munal-Abgaben heranzuziehen find. I. 116. — find von 
diefen befreit, wenn deren Nutzung Predigern und Schul- 
lehrern zu ihrem Einfommen überwiefen if. I. 116. 
Kirchen-Kapitalien, deren ieitige und fihere Belegung. 111.644. 
Kirhen- Rechnungen, von geringem Belange, brauchen auf 
Derlangen der Patrone oder Gemeinden nur ale drei 
Sabre abgenommen zu werden. II. 377. — Privat⸗ Patro⸗ 
nats, für die Yuffcht über deren Fuͤhrung können die 
Superintendenten, ohne vorherige Bewilligung, keine Re= 
munerationen erheben. I. 86. 
Kirhenvermdgen, fiädtifches, deſſen unmittelbare Verwaltung 
fieht_ dem Kirchenvorftänden oder Kirchenvorfichern, unter 
Aufficht des Patrons, zu; Minifl.-Reftr. vom 15. Dejbr. 
— an an fe. — a and ift dabei 
eine direkte Konkurrenz geflattet; ebendaf. 
Klaſſenſteuer, Kontrolle der Abe und Zugänge en DL. 616. 


'84 


Kohlholz, Stempel-Verwendung zu den ‚Kontraften Über deſſen 
Berabreihung an Hüttenwerfs- und Habritbefiger. Il. 313. 
Kbhrordnung, "wegen der bei der Pferdezucht im der Rheinvro⸗ 
Bing, zuläfiigen Hengfte, Inſtruktion zu deren Ausführung. 
Rommandit- Buchhandlungen, ſiehe letztere. 
Kommiffionaire, deren Einſchraͤnkung auf eine befiimmte Anzahl 
darf nicht flattfinden. II. 494. — dagegen jo die Quali- 
Bose zu deren Betrieb in Bertebung auf Bildung, Sitt- 
ichteit und Nedlichfeit, von Seiten der Polizeibehbrden 
fireng geprüft werden. II, 494: f. : 
Rommunal-Abgaben von Kirhengenndfkücfen, fiebe diefe. 
Kommunal-Beamte, als Hülfsbeamte ber gerichtlichen Polizei 
in der Kheinproving, haben auf Diäten und Reiſekoſten⸗ 
Zuſchuͤſſe aus Staatskaſſen feine Anfprüche. I. 127. 
Rommunal-Empfänger, welche sugleich auch Staatsgefälle er⸗ 
heven, Leitung von Amtsfautionen Seitens derfelben. 1,46. 
Kommunal-Laftem, ſiehe Gemeinde-Laflen. 
Kommunal-Unterbeamte, deren Anftellung auf dreimonatliche 
Kündigung. IIL 686. — Verfahren bei deven Entlafung. 


IV. 970. fı . 
Kommunikations-Anſtalten, deren Beruͤckſichtigung bei Se 
RT Ar un — * 
ompetenz-Kon e, der Regierungen m Zuti 
ih den in der Rheinprovinz, Berfabren bei denfelben. 111. 575. 
. 2 —— — auf Gegenflände der Staatspoli- 
zei. L —139. — 
Konditoret-Gewerbe, zu deren Betriebe iſt polizeiliche Erlaub⸗ 
miß erforderlich, wenn fich erfierer-nicht blos auf den Der- 
kauf über die Straße befchränft. 1. 181. 
Konfeffion, derem Wahl für uneheliche Kinder ficht der Mutter 
der letztern zu. II. 389. \ 
Konfirmirte,aus den letzten drei Jahren, deren —— Pruͤfung 
an den zu den Kirchenvifitationen beſtimmten Tagen, I. 59. 
Konkubinate, (wilde Ehen, uncheliches Zufammenleben,) in wie 
weit die Polizei folhe nur verhindern oder aufheben fann. 
11. 460. — vorzüglich foll denfelben durch Lehre und Er- 
mahnung von Seiten der Geiftlichen und Boltslehrer ent- 
gegengewirft- werden. Il. 461. 
Kontrebandiers, ſiehe Schleichhändler. 
Korduanmacer, in wierern deren Betrieb innerhalb der Städte 
nnachgegeben werden kann. IV. 1051— 1056. 
Kouriere, denſelben ſteht allgemein die Chauſſeegeld⸗ Freiheit zu. 1.68. 
Krakau, freie Stadt und Gebiet, Verfahren mit derfelbenr rüd- 
fichtlich der genenfeitig ausgewieſenen Bagabunden. IL. 600. 
Krämergemwerbe, defien Betrieb ſoll fernerhin den Bürgermeis 
fiern nicht gefiattet werden. ILL. 791. 
Kranke, arme und beimathlofe, deren Kur und Verpflegung an 
dem Orte ihrer Erkrankung. IV. 1074-1077. 
Krankheiten, anſteckende, Berbütung derem Verbreitung durch 
Abhaltung von Kahrmärkten. IL. 530. — desgl. durch Kin⸗ 
der in den Schulen. IV. 1090. 1? 
KreigeChirurgen, denfelben ſteht die Uniform der Sten Klaſſe 
zu. 1, 221. — Anordnung deren Dienfiveifen und Anw 
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Kreis:Chirurgen, (Zortf) 
fung der dadurch entfichenden Diäten und Retfefoften. II. 
522. — in wiefern denfelben für die wundärstliche Be— 
—— * Kriminalgefangenen Remunerationen ju⸗ 
ehen. IL. 476. f. 
Kreidfaffen, allmonatliche Aufrechnung der von denfelben für die 
Regierungs-Hauptkaffen geleiflieten Zahlungen. IV. 893, 
— (direfie Steuer.) Kaſſen, Befchaffung der für diefelben 
erforderlichen Formulare III. 615. 
Kreis-Phyfifer, Anordnung deren Dienfireifen und Anweiſung 
der dadurch entfichenden Diäten und Reiſekoſten. II. 522. 
— foftenfreie Ausſtellung ärztlicher Gutachten Seitens der- 
felben in pofidienftlichen Angelegenheiten. II. 348. — in 
wiefern denfelden für die ärztliche Behandlung von Kri- 
minal Gefangenen Remunerationen zufichen. I. 476. f. 
Kreis-Poligei:Sergenten, deren Nufchung zur Steuerung 
: der Bettelei und des Vagabondirens. IV. 1017. 
Kreis-Setretarien, Gefchäftstreis und Obliegenheiten derfelben. 
11. 268. — Bolljiepung amtlicher Ausfertigungen durch 
diefelven. III. 595. — dürfen obne —— keine 
Kreis⸗Kommunal⸗ Nebengeſchaͤfte ͤbernehmen. I. 36. 
Kreiß-Setretair-Stellen, vatante, deren —— erfolgt 
von den Regierungen, unter Beruͤckſichtigung der Vor⸗ 
fchläge der Landrärhe. I. 33. f. — I. 593. — auch land- 
rätbliche Kreisfchreiber und Privatgehülfen, wenn folchen 
ausnahmsweife Anftellungsaniprüche eingeräumt find, fün- 
nen dabei berüdfichtigt werden. III. 593. — besgl. dafür 
eeignete Eivil-Supernumerarien. I. 33. — II. 594. — 
ei denjenigen in der —* iſt die Keuntniß der 
.. „Polnifhen Sprache erforderlich. I. 34. f. HM 
Rreis.Tapateren, Verfahren bei deren Annahme und Vereidi⸗ 
gung. 1. 75. 
Kreise Thierärzte, find als Beamte des Staats zu vereidigen. 
IV. 1085. — denfelben fieht die Uniform der sten Klaſſe 
zu. 1. 221. — f. auch Thierdrjte, , 
Kriegs-Denkmünze, deren Zurücdgabe iſt allemal mit der Wie- 
ß derverleipung der National-Kokarde verknüpft. I 36. f. 
Kriegsgefangenfchaft, feindliche, Bewilligung eines Inalt ivi⸗ 
taͤtsgebalts fuͤr die aus derſelben vorwurfsfrei zuruͤckkeh⸗ 
renden Offistere und Militairbeamten. I. 242. 
Kriegsreferve, Verfahren mit den-aus dem ſtehenden Hecre zu 
derfelben Üübergetretenen Individuen. IV. 1110. — Zortfal 
deren monatlich eintägigen Webungen. IV. 1124. 
Kriegsreferviften, deren Kontrolle, An- und Abmeldung bei 
Verziehungen und Niederlafungen aus einem Orte und 
Bezirke in den andern. I. 229.f. — wegen häuslicher und 
bürgerlicher WBerhältniffe beurlaubt, Verfahren bei deren 
Einziehung zur Kompletirung der Truppen auf die sein 
flärfe, 1. 231. — Verfahren gegen diejenigen, welche fich 
aus der Heimath ohne Urlaub entfernt Haben. IV. 1114-1117. 
Keiminale Gefangene, Aufbringung der Koften für die ärztli- 
che oder wundärztliche Behandlung derfelben. 11. 476. 
Krugwirtbſchaften, Ausfchliefung der Dorfichulien von deren 
Betrieb. 1. 791. — fiche auch Schankwirthichaften. 
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Kunftbändler, bedürfen der poligeilichen Genehmigung zum Bes 
triebe ihres Gewerbes. IV. 1046. fi. 

Kupfermüngen, fremde, daß ſolche nicht als gültige ausgegeben 
werden, darüber haben die Poltzeibehörden zu machen. I. 
44. f. — im Uebrigen tft es Jedem feloft überlaffen, was 
er damit beginnen will. I, 45. 

Kupferſtichhaͤndler, fiebe Kunſthaͤndler. 

Kurkoſten, für Arme, deren Anweiſung auf den Armen-Unter- 
ſtuͤtzungs⸗Fonds bei den Negierungs-Hauptkaffen. II. 519. 
— für arme und heimathlofe Kranke, deren Aufbringung 
an dem Drte deren Erkrankung. IV. 1074—1077. — für 
arme venerifche Kranke, deren Aufbringung nach den Re= 
geln der Armenpflege. III. 813. — für Franke Handwerks« 
gefellen auf dem ‚Lande, deren Mufbringung. IV. 1081. f. 
— deren Bewilligung und Aufbringung für Kriminal-Ge- 
fangene. II. 476. 

Kurmark, Provinz, Verpflichtung zur Armenpflege in derfelben; 
Patent vom 8. Septbr. 1804. — IV. 1077. 

Küfterei-Grundfiüce, deren Erbverpachtung oder Austhuung 
in Erbzing. TU. 643. 


2. 


Landarmen-Anftalten, Provinzlals, deren Beamte Finnen als 
j ſolche aus Staatskaffen keine Penſionen erhalten. IV- 968. 
Landarmenbaus, zu Neufettin, Einbringung von Bettlern und 
Vagabonden in daffelbe. IIL 760. \ 
Landesprodufte, rohe, Gewerbefchein-Ertbeilung an Landwirthe 
unter 30 Fahren, zu deren Verfahren und Verkauf. IV. 


1064. 
Landesv⸗ rwieſene, Verhuͤtung deren Ruͤckkehr und Anſiedelung. 


Landraͤthe, muͤſſen ein Exemplar des Amtsblattes gegen Bezah— 
lung nehmen. III. 577. — haben auch bei ungewöhnlichen 
Dienfigefchäften innerhalb ihrer Kreife auf befondere Did- 
tem und Reifetoften keinen Anſpruch IV. 881. — können 
aber dergleichen Gefchäfte bei ihren —— Dienft- 
reifen mitbeforgen ; ebendaf. — find in Beziehung auf die 
Städte als beftändige Kommiffarten der Kegterungen zu 
betrachten. I: 109. — deren Dienfiverhältniffe zu den Ma= 

iſtraͤten. 1. 109. — Kompetenz Berhältniffe derfelben im 
Aadtifchen Gemeine⸗ und andern —— en en. U, 
429. — denfelben flieht über die Drts-Polizeiobrigfeiten 
ihrer Kreife das Ordnungs-Strafrecht zu. 11. 592. — für 
deren Prüfung find Feine befonderen Gebühren zu erhe⸗ 
ben. II. 263. 264. — die darüber aufgenommenen Proto= 
kolle find fempelfrei. II. 264. — III. 590. — jedoch bleibt 
es nach fpäterer Beftimmung bei dem ordentlichen Wer- 
bandlungs-Sportelfage von 1 Rthle. — III. 590. — An⸗ 
bringung von Befchwerden über diefelben Seitens der 
Kreisbewohner, befonders bei Revifion der landraͤthlichen 
Sefchäftsführung. II. 267. — Reife Diäten- und Fuhrko⸗ 
fen- Bewilligung für die, dieſelben einführenden Regierungs⸗ 
mitglieder. II. 260. 


- 
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Sandrärhliche Verfügungen, deren. Ausfertigung durch die 
Kreis-Sefretaire. III. 595. ih i 

Landratbsamts-Randidaten, allgemeine Anweiſung zu dem 
Verfahren bei deren Prüfung, vom 17. Mai 1833. — I. 
1117. — Befchleunigung ſolcher Prüfungen für erle- 
digte Landrathsſtellen. I. 9. — fönnen duch) abgeleiftete 
Prüfungen im Juſtizfache ihre Duntififation zum Land- 
rathsamte noch nicht darthun. 11. 265. — ob ſolche vom: 
dem Tandräthlichen Examen entbunden merden können, 
bängt von höherer Entfcheidung ab. II. 266. — Ausſtel⸗ 
ung von Prüfungs-Zengniffen für diefelben. II. 265. ! 

Sandratbsftellen, erledigte, deren baldige 28 durch 
befchleunigte Wahl und Prüfung der dafür beſtimmten 

Sand AI "erfap deren Beſchleunigung. I 

andrathbswahlen, Verfahren zu deren Beſchleun .1.9— 
Verfahren bei Venfelben  vhcrfichel der —5 fuͤr 
alle drei Kandidaturen nach der Liſte der fammelichen 
Waͤhlbaren. II, 591. — —— en der ——— der fuͤr 
dieſelben gegebenen DVorf rifien., U. 266. — Anweifung 
für das Verfahren bei denfeiben im der Provinz Branden- 
burg. 1.17—24. — desgl. in der Provinz Pommern. I. 
25—32. — das dabei in der Provinz Bofen den Kreisſtaͤn⸗ 
den zugeflandene Recht wird fuspendirt. I. 32. f- 

Landrecht, allgemeines, Thl. I. Tit. 8. 9. 78. defien Anwendung 

; auf die Verpflichtung zur Anlegung von Straßen⸗Rinn⸗ 
einen. 1. 148. — Anwendung des $. 1384. Tit 5 Tbl. 
I. und der $.$. 1286. u. 1287. Tit. 20. Thl. U, auch auf 

Befindemätler. IV. 996-999. — Thl. 1. Tit. 11. $.S- 
238, 239. u. 240,, deren Anwendung bei Pargchial-Tren- 
nungen. II. 369. — Thl. I. Tit: 11. $ 9. 552. 553. 621. 
f. die Verwaltung der Firchlichen Angel. betreffend. IL. . 
374-377. — Thl. II. Tit. 11. $. 728. wegen Unterhals 
tung new angelegter Filtal-Kirchen. 11.373. — Anwendung 

„des $. 10. Tit. ı7. Tot. U. und der $.$. 692. m. 717. 
it. 20. Thl. IT. deffelben auf volizeiliche Werbote zur Ab» 
mwendüng von Unglüdsfällen. II. 7714. Anwendung des 
$. 62. Tit. 17. Tpl. II. deffelben auf das Strafmaß der 
Polizeibehoͤrden. IV. 1008. — Anwendung der $.$. 10. 11. 
und 15. Tit. 19. TH. U in Bertehung auf Armenpflege. 
11. 518. — Tl. II. Tit. 20. 8. 35. das Map und die An⸗ 
wendung willführlicher Strafen betreffend. -I. 130, ff. — 
Thl. II. Tit. 20. 8.8. 1020.1021. die Verhaͤltniſſe der Lohn⸗ 
buren zu ihren Bordell wirthen betreffend. I. 145. — Uns 
wendung des F. 1294. Thl. IL. Zit. 20. deffelben wegen 
der Bücher-Nachdrücfe. 11. 457: 

Randfirafen, Öffentliche, in der Rheinprovinz, Verpflichtung zur 
Bepflanzung derfelben. II, 809. 

Sandtangs-Angelegenheiten, Vertretung der Standesfuͤrſten 
in denfelben durch Bevollmächtigte. I. 108. 

Sandwehr, Verfahren mit den aus dem flehenden Heere zu der— 
felben übergetretemen Fndividuen. 1V.-1110. — Barde- 
Eandiveht, Mepartition der Geftellungen für dieſelbe aus 
der ProvinzialsLandwehr: 1. 228. 
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Landwehr, A kart Their fi ßontal der monatlich eintägigen Uebun⸗ 
en derfe 
Gentnchnisunnn m — 5— An⸗ und Abmeldung. bei 
Verziehungen und Dieberla fuugen; aus einem Drte und 
Besirke in den andern. J. 229, f. — Berfahren ‚gegen die= 
—— —* he —* —— ohne Urlaub entfernt 
a em. 1 1 —i 
LandwehrsKeferve-Bataillone, werden. in Abſicht der Lei⸗ 
Kar Fu den ‚Ahegen Provinzial-Landwehr-Bataillonen 
eichgefie 4 
Sandwebr-Hebun $= (ende die zu deren Kufbritgun erfor- 
derlichen FR find ag eine Kreis⸗Ko A 
behandeln. III. 840..— deren Beiaffung von den Ge 
fen felbft nach dem Maßſtabe deren Bevölkerung. III. 840. 
— Aufbringung der Kur⸗ und ara Ad für dieſelben. 
1, 236, — Ddesgl. für. die entbehrt —— legtern. 
. 236. f. — erkrankte, für. deren entbehrte ung fann 
u Eigenthümern derfelben aus Srantetafen on Ent 
fchädigung gewährt. werden. IV. 1125. 
kandmickh e, fieuerfreier Betrieb des, Frachtfuhrgewerbes durch 
diefelben, mit der Verpflichtung der Anmeldung deffelben. 
11. 338., — find firafbar, wenn letztere unterbleibt; ebenvdaf. 
— unter 30 Fahren, Gewerbefcheinertheilung an diefelben 
sum, Verfahren und Verkaufe roher Landes Produfte. IV. 


 kandemie, Feſtſtellung derfelben bei _Altentheils-Nubungen. IL 


Lebensalter, geriffes, zum Gewerbebetriebe im Umherziehen er- 
forderlich, fiche Gewerbebetrieb. 
tehensgelape, alles dasjenige, was ſolche ————— kann, ſoll 
durch ernſtliche —— 5 verhuͤtet werden. 
IU. 771. — Verleihung der Verdienſt⸗Denkmuͤnze oder der 
Erinnerungs- Medaille für Rettung ans — Cirkul.⸗ 
Reſkr. vom 23. Septbr. 1833. — IU. 768 
Lebensmittel, käufliche, Nebernahme der durch die vol iliche un⸗ 
kerfahung derfelben entfiehenden Koften auf Staatskaffen. 


Besitimationsfceine bei Baarenverfendungen, deren unent⸗ 
geldliche Ausſtellung. IV. 967. 
Lehm BemDeh, Verhütung von Hngiücefälen durch Diefelben. II. 


Lehngüter, Stadtgemeinden in den chemals_Königl. Sä 8 
ee weiche folche befiken, find > De 

von Lehnsträgern nicht weiter verpflichtet. 

Lehrer, —— Ausſchließung derfelben von —— — Bes 
förderung, wegen früberer Theilnahme an verbrecherifchen 
Verbindungen. IV. 939. — Nachfragen und Ermittelun 
gen ruͤckſichtlich der elben, unter Konkurrenz der Miniſte⸗ 
tial-Rommiffion. IV. 939. — vom Auslande, deren Beru- 
fung nur bi anertannt len und Kterarifchen Rufe. 

939. 956. f. — ſiehe auch Schullehrer. 
geihenbäufeen — „Ynlegung wird von dem. Dr. Hufeland 
dringend empfohlen 533, 
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Leihbibliothekare, bedürfen der ven Genehmigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes. IV. 1046. ff. 

Leimkocher, in wiefern deren Betrieb innerhalb der Städte nach- 
gegeben werden kann. IV. 1051—1056 

Leſen, au felbfifländigen Ausübung gewiſſer Gewerbe erforderlich. 


Leſezirkel, von populairen landwirthſchaftlichen Schriften, deren 
Errichtung für die Bewohner ‚des platten Landes. III, 674. 
Lethalität, der Wunden, Austellung ärztlicher Gutachten über 
dieſelbe behufs der Ausfprüche der Geſchwornen. II. 815. 
Lieferungen an das Militair, Seitens der Unterthanen, Befchleu- 
nigung der Liquidationen über diefelben. IL 556. ff. —IV.1128. 
Likoͤr-Fa Yeitation,. Aufhebung des Blafenzinfes von derfelben. 


. 17. 
Liquidationen über die Natural-Verabreichungen der Untertha- 
nen an das Militaiv, deren Befchleunigung. IL. 556. ff. — 


IV. 4128. 
Lithographen, bedürfen der poliseilihen Genehmigung zum Be— 
bo triebe ihres Gewerbes. ıv 1046. f. dmigung i 
Lithograpbirte Schriften, Anwendung des provifgrifchen Bun⸗ 
desgeſetzes auch auf diefe. I. 143. 
Liturgie, in wieweit Kandidaten des Predigtamts das Halten der- 
felben geſtattet ift. III. 651. j 
EArTelGiehee. Ben the, Nichtbetrieb deffelben im Umberzichen. 


Lohnfunrleute, (Lohnkutfcher), Berechnung und Erhebung der 
Gewerbefteuer von denfelben. IV. 916. — deren Legitima= 
tion als Inlaͤnder. 11. 463. — deren Legitimation zu Reifen 
nach Baſern. III. 744—746. — gegenfeitige Gewerbefreiheit 
für diefelben aus und nach dem Großherz. Heilen. I. 69. 


huren, U fee Huren und Hurenwirthchaften. 


M. 


Magifträte, muͤſſen die AUmtsblätter begahlen. II. 578. — Auf⸗ 
bringung der denfelven auferlegten Drbnungsfirafen. IL. 
432. — Dienft- und Kompetenp erhältniffe der Landraͤ⸗ 
ie zu denfelben. I. 109. — 1. 429. — gegen diefelben 
fönnen Sandeithe Ordnungsſtrafen verhängen. II. 592. — 
denfelben if bei Aufnahme neuer Anſiedler das Sportu⸗ 
liven unterfagt. I. 114. — in denjenigen Mediat- Städten, 
in welcyen die revidirte Städte-Drdnung gilt, deren Ver— 
bältniffe zu den Mediatberren (Grundherren). TIL. 676. f. 
Magtfiratsperfonen, —— — deren Wahl und Be— 
fiätigung in Beziehung auf die Dauer der Dienftzeit. II. 
438. — dabei vorgefallene faktiſche Irrthuͤmer rücktichtlich 
der Iehtern haben auf die Sache feinen Einfluß. II. Ass. 
— deren Beitärigung auf Lebenszeit fönnen nur bewährte 
Tuͤchtigkeit und Nedlichkeit motiviren. I. 111. — in wie- 
fern folche auch außer der Wahlzeit in Antrag gebracht 
werden kann. I. 111. — Ausfertigung der Behallungen für 
dieſelben Seitens der Stadtverordneten = Berfammlungen 
und Beflätigung derfelben Seiteng der Regierungen. I. 110. 
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Magifirats-Unterbedtente, vor Erlaß der Allerh. Kabinets- 
Drdre vom 29. Mat. 1820. angefielt, fünnen nicht nad 
den Beftimmungen der letztern behandelt werden. I. 112. 

Magifiratswahlen, fädtifche, bei denfelben kann die Abgabe 
zweier beifäligen Stimmen eines Wahlberechtigten nicht 
unterfagt werden. II. 435. — Ausfchliefung der zu Ma= 
iſtrais⸗ Stellen befignirten Stadtverordneten von dem 
MWahlafte. II. 437. 

Mahlfienerpflichtige Gegenſſtaͤnde, Beſchraͤnkung des ſteuer⸗ 
iger Einganges derfelben aus einer fieuerpflichtigen Stadt 
n die andere. L 65. 

Maifchbottiche, deren Ginmauerung in den Branntweinbrenne- 
Br Inn — mit Genehmigung der Steuerbehoͤrde ge⸗ 

ehen. IV. 918. 

Majorennitaͤt, ſiehe — 5* 

Mandatarien-Gebühren, in Prozeſſen milder Stiftungen er- 
ftattet, Finnen den Mandatarien nicht nochmals, wie in 
fistalifchen ‚Progeffen, uͤberlaſſen werden. U. 434. 

Mäntel für Garde-Retruten, fiche dieſe. 

Märkte, fädtifche,. den Jahrmaͤrkten gleich zu achtende, deren Be— 
ſuch von auswärtigen Verkäufern. III. 807. 

Marktpreis⸗Tabellen, deren forgfältige Anfertigung und Ue— 
Derinkimmung mit den ausgefertigten Marftpreis-Atteften. 


Marſchbekoͤſtigungsgelder, follen nur an die Quartiergeber, 

j niemals ander an die marfchtrenden Soldaten und Unter- 
offiztere ausgezahlt werden. IV. 1127. 

Marfchrouten, für einzelne Truppentheile, in wieweit folche dem 
Kriegsminikterio von den Regierungen nur noch mitjuthei- 
len find. IV. 1126. , , 

Marfchzulage, deren Berechnung für die Land-Gendarmerie. I. 128.f. 

Mafe, deren Revifion und Verifizierung bei den Koͤnigl. Steuer- 
ämtern. III. 774. 

Manlbeerbäume, deren Anbau durch Schullehrer und Meber- 


kafung eines Stüdes GemeindesLandeg zu ſolchem Behufe. 
IV. 966 


Mellenburg: Schwerin, Großherzogthum, portoftele Befbrde- 
rung der dienfilichen Korrefpondeng zwifchen deſſen und 
* But. Behoͤrden. IV. 933. — Roſtock, Univerfität, 
Roſtock. 

Medintherren, Mediatbeſitzer), in den Städten, in welchen die 
revidirte Städteordnung gilt, deren Rechte und Verpflich- 
tungen. III. 676. — konnen in Polizei-Sachen Feine Re 
kurs⸗Inſtanz bilden. III. 678. j 

Medizinals Beamte, Stempelpflichtigfeit deren aͤrztliche Atteſte. 
1. 217. — Einreihung tabellarifcher Weberfichten der von 

: ihnen beforgten gerichtlich medizinifchen &efchäfte. I. 219. 

Medizinalperfonen, Einfendung volftändiger Nachrichten über 
diefelben at dag Minifterium, behufs deren gelegentlichen 
Anftellung, Befdrderung und Belohnung. IV. 1082. f. — 
Einreihung von Beiträgen zu den allgemeinen Sanitäts- 
berichten Seitens _derfelben. III. 813. — in der Rheinpros 
vinz, Reſſort in DisziplinarsUnterfuchungsfachen gegen die 
felven. UL, 525, ; 
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Medizinal-Poltzei-Rontraventionen, ‚welche nicht von 
Medisinalverfonen begangen worden, gehören = Rekurs⸗ 
Snftang des Minifteriums des Innern und der Polizei. 


IV. 1086. 

Mehl, fiebe Mühlenfabrifate- 

Meilenzabl, deren Berechnung bei Reiſekoſten⸗Verguͤtigungen für 
Königl. Beamte. II. 259. 

Mennoniten, aus den angrenzenden Staaten ug ogene, 
find zur Entrichtung des Aequivalents für die Befreiung 
vom Militatrdienfte verpflichtet. IL. AA. 

Menfchenblattern, f. Blattern und Schutzblattern. 

Merkerfche Mittheilumgem 1c., ſiche Isntene: 

Metb, defien Ausfchanf a Fahrmärkten. Ul. 794. 

Militair, deffen Requifition Seitens der Regierung zum Schuhe 
Königl. Zoriten. IV. 906. — Verpflegun ebendeflelben. 
11. 310. — durchmarfchirendes, Fourage-Beſchaffung für 
daffelbe. II. 558. — Beichleunigung der Liquidationen über 
die von den Unterthanen am daffelbe geleifteten Naturals 
Sieferungen. Il. 556, ff. — IV. 1128. 

Militair-Angelegenbeiten, Aufbringun der Botenlohn · Aus⸗ 
gaben im denfelben bei den Landrat sämtern. I. 224. 

Milttair-Arbeiter-Wbtbeilungen, Mittheilung der fruͤhern 
eivilgerichtlichen Straferfenneniffe gegen die zu denfelben 
eingejogenen Militairdienfivflichtigen. IV. 1123. — f. auch 
Militaiv-Fretroillige und Milttairpflichtige. 

Militair-Armen-Unterfügungs- Fonds, aus denfelben Zins 
nen feine Gnaden- Momarsbeträge an die Hinterbliebenen 
der Unterfiüikungs-Empfänger bewiligt werden. II. 520. 

Militair-Arrefiaten, auf dem Marfche erkrankte, Borfpantt- 
geftellung für diefelven. IV. 1129. f. 

Milttair-Aushebungs-Nachmetfungen, jährliche, deren Aus⸗ 

ülung in Beziebung auf die Rubrit 11. — I. 539. 

Militairdienf, freiwilliger auf ein Zahr, fpätere Zulafung der 
von Gymnaflen abgegangenen jungen Leute zu demfelben. 
111. 822. — auf foldyen werden dem Schiffsmannfchaften 
auch die Sabıten nach dem mitteländifche Meere angerech⸗ 
Be nl * f. — fiebe ferner Militair Freiwillige und Mi- 

airpflichtige. 

Militair-Dienfipferde, Mafregeln bei dem Ausbruche anſtek⸗ 

! ‚Fender Krankheiten unter denfelben. II. 536. ff. 

Militair-Dienfipflicht, Ablöfung derfelben Seitens ber in 

Seminarien ausgebildeten Schulamts-Kandidaten. II. 823. 
IV. 1117. — fiehe auch Militatrpflichtige- 

Militair-Erfab- Kontingent, von den Kreifen zu geftellen, 

ae —— die Kapitulanten nicht angerechnet wer⸗ 
en. ül. 826. 

Militair- Erergierpläße, f. Milttaie-Webungen. 

Militnir-Freimillige, (freiwillige Fäger), ehemalige aus den 
Kriegen von 1843., deren Anftellungsberechtigung. 111.584. 
— hedürfen zu den für Militair + Invaliden refervirten 
Stellen eines Civil Decforgungeih nes. III, 586. 

Militair-Kreimwillige, aufeiniährige Dienfigeit, deren Behandlung 
in Bezlehung auf dem Hebertritt zu andern Waffengattungen. 
IV. 1101—1105, — deren frühere Entlafung kann nicht ſtatt⸗ 
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Militair- Freiwillige, auf einjährige Dienſtzeit, (Bortf.) 
finden. 11. 548. — können, wenn ſich folche ihrer Militairpflicht 
längere. Zeit vorfäglich entziehen, auch bei den Arbeiter: Ab⸗ 
theilungen eingeflellt worden. I. 240. — als ſolche tön- 
nen nur wirklih Studirende der Theologie, nicht bloße 
Gymnaſiaſten, Militair⸗Zuruͤckſtellungs⸗Atteſte erhalten. I. 
238. 239. — 11. 549. — Berbältnifie der dazu beftimmten 
evangelifchen Seminariften und Theologen. IV. 1105. — 
Zulajung der Schüler des Progymnaſtums zu Roͤßel als 
folhe. 1. 550. — zur Kriegsreferve übergegangen, Be— 
flimmungen über deren Einvernfung. 1. 231. f. 

Militair- Freiwillige, auf dreüaͤhrige Dienfjeit, deren Berüd: 
fihtigung bei Vertheilung der Erfah-Kontingente. IV. 1107. 
— ſiehe auch Militairpflichtige. 

Militair-Gmadengehalt, Gewährung von Zuſchuͤſſen aus dem- 
felben für die im Civil angefelten Invaliden. IV. 897. 

Militair-Invaliden, fiche Invaliden. 

Militairperſonen, auf dem Marſche erkrankte, Vorfpanngeftel- 
lung für dieſelben. IV. 1129. — Ausſtellung von Atteſten 
dazu. IV. 1129. — Borfchriften für deren Aufgebote und 
Srauungen in der Rheinprovinz. I. 93. 

Milttairvflichtige, Ausſtellung der Looſungs⸗ und Gehelungs- 
Attefte für diefelnen. II. 824. — welche fhon früher bei 
der Aushebung konkurrirten, Vermerk der früheren Ent» 
fcheidung über diefelben in dem. Loofungsliften. II. 543. — 
zur Zeit unbrauchbar, Superrevifion und Beflätigung der 
dritten Zurücftellung derfelben. 1. 541—543. — mehrmals 
beim Erſatz für das flehende Heer zurüdgeftellt, deren 
nachträgliche Einziehung jur Kriegsreferve bis zum Z5ften 
Lebensjahre. IV. 1117. — *— deren Ueberweiſung. 
N. 543. — eingeſtellte, deren Reklamation in Beziehung 
auf Familienverhaͤltniſſe. II. 825. — moraliſch unwuͤrdige, 
Behandlung derfelben in den Xrbeiter-Abtheilungen. II. 
551—553. — der Beſitz oder der Verluft der National- 
Kofarde fommt dabei in Betracht. IL 551. — Anträge auf 
die MWiederverleibung der National⸗Kokarde für diefelben 
ſollen von den Militairbehörden ausgeben. II.553. — ums 
fichere, Koftenanweifung für deren Transport und Verpfle— 

ung. III. 836. — entmwichene oder ausgebliebene, deren 
rſatz aus der betreffenden Kommune. II. 831. — zu den 
Arbeiter⸗Abtheilungen eingegogene, Mittheilung der gegen 
dieſelben früher ergangenen Straferfenntniffe. IV. 1123, 
— aus den Straf und Beflerungs-Anftalten entlaffene, 
deren Heranztehung zum Militairdienfie. II. 555. — aus⸗ 
getretene, Verfahren gegen diefelben in Beziehung auf den 
Bundes-Kartel. IV. 1108. — nad dem Amneftie-Patente 
urückgelehrt, find nah Maßgabe ihres Alters noch für 
den Militairdienft in Anſpruch zu nehmen. II. 827. fi. — 
ausgetretene, demnaͤchſt aber zurücgekehrte, Verfahren ge 
gen diefelben in Beziehung auf fernere Militairverpflich- 
tung und auf Vermögens Konfisfation. II. 544. — auf de: 
ren foäter erworbenes Vermögen kann Fiskus Feine Ans 
forüche machen. II. 545. f. — Wiederentlafjung der für 
Diefelben eingezogenen Individuen, nach der Ruͤckkehr des 
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1..882. — ausgetretene, Nichtertbeilung von 

—— Fr den Geburts= Regiftern für diefelben und 

Verbot des Aufgebots derfelben. 11, 833. ff. — ausge= 

zen Berichtigung der Intelligenz⸗ Aufertiong-Gebüb- 
n für derem Öffentliche Vorladangen. IV. 1131.  . 

Militatrpflimtigfeit, der aus den deutfchen Bundesſtaaten 
eingewanderten Individuen, bloß zur Landwehr. IM. 830. 
— desgl. der —— Philipponen der grie⸗ 
chiſch⸗ chriſtlichen Kirche. III. 

ARME Hebungen, temporelle — von Privat⸗ Grund⸗ 
ſtuͤcken zu denfelben. 1. 559. — monatlich eintägige, de 
ren Fortfall bei den ‚Kriegs-Referve: und Landwehr-Artil- 
lerie-Mannfchaften. IV. 1124. 

Militair- uniform, für — difgere mit den aktiven 
Dienftzeichen. IV. 1132. — desgl. für chemalige Unterof⸗ 
fisiere und Gemeine außer dem Dienfte im Civil. IV. 1133. 

Militair-VBerpflegung, Beichleunigung der Liquidationen über 
deren Vergütigung an die Unterthanen. IV. 1128. — für 
einzelne - von ‚den Truppen entlafiene Mannfchaften, Ver⸗ 
fahren bet — 5 ber Koſten für dieſelbe. I. 556. ff. 

** Maͤrſchen, fuͤr — Soldaten, deren Aufbrin⸗ 
g und. Quittirung. Ill. 

Militair- —— für marfchirende Soldaten, 
ſollen nicht am diefe, fondern an ihre Quartiergeber aug- 
gezahlt werden. IV. 1127. 

Militair-Vorfpann, fiebe Vorſpann. 

Militair-Zurücdftellungs-Attefte, ma —— an The⸗ 
ologie⸗Studirende. 1. 238. 239. 

arildrenD. I vorfi — Behandlung des ı F — gefallenen 

Miniſterial— — —— in Berlin, Beſtimmung und Befug⸗ 
niffe derfelben. hinfichtlich der wegen verbrecherifcher Ver— 
bindungen und politifcher Umtriebe einzuleitenden Unter⸗ 
fuchungen. IV. 939-941. 

Mifftonen, zur 8* der Juden und Heiden; f. beide letztere. 

Mittheilungen zur Befbrderung der Sicherheitspflege, vom Po⸗ 
Unsirstbe erden, in Berlin, deren Beförderung und Bes 
nußung. 1. 153—163. 

Mobilien, deren Feuer-Verficherung in augländifigen Bußalten, 
Großherzogl. Heflifche Verordnung darüber. I. 

meitalinte Morinfche, Borfchläge zu deren ER I. 


Mof, deſſen Ausſchank auf Jahrmaͤrkten. III. 794. 
Muͤhlen-Anlagen, neue, Zeitbefimmung zur Benutzung der da⸗ 
bei ertheilten Konzeflionen. 111. 778. — über den Verluſt 
er letztern iſt Mini ee erforderlich. IV. 
050. — fiehe auh Waffermü 
Müplen-Babritate, Beichräntun n des fieuerfreien Ginganges 
berielten aus einer fieuerpflichtigen Stadt in die andere. 


Munitionsekransporte, — —— fuͤr deren Zuſammen⸗ 
mit — —“ AR, er — 11. 347. 
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ünzen, falfche, die Kunſt ſolche gu erkennen, S vom Müng 
— A 2008, wird em m n. 298. ki en 
er fremde. 


N. 


Nahdrüde, von Büchern, in vivet- Diblistheien, Geftattung 
deren bfientlihen Verkaufs. 11. 455. f. — dürfen Anti- 
quare vurt Anfauf nicht jum — des Handels 
machen. 11.456. — im Auslande veranflaltet, deren An= 

. Kauf und Beh itz iſt nit ‚unterfagt, wohl aber der Handels- 
betrich mit denfelben. II. 457 

Nachtwachen, für die d — Sicherheit, deren Anordnung 
und —— V. 1014 

Naytmäcter, deren Anftellung au Veeimenstliche Kündigung. 

86. — deren forgfältige Kontrolle. IV. 1014—1016. 

Namen er breiiche, deren Mittheilung am die 
General-Kommando's. I 

National-Kokarde, mit deren — — iſt allemal die 

uruͤckgabe der Kriegedenkmuͤnze verknuͤpft. I. 36. f. — 
eren Beſitz oder Verluſt kommt bei der Behandlung mo- 
raliſch unmürdiger Militairpflichtigen in den Arbeiter: Ab⸗ 
theilungen in Betracht. IL 551. — Unträge auf deren 
Wiederverleihung für ſolche müffen von den Militairbes 
börden ausgehen. 1. 553. 

Natural: Lieferungen ber Unterthanen an das Militair, Bes 
fhleunigung der Riquidationen über diefelben. IV. 1128. — 
fiehe auch Militair-Verpflegung. 

Neumark, Provinz Verpflichtung ve Ne in derfelben; 
Patent vom 8. Septbr. 180 

Neuſtettiner Landarmenbaus, fiche RA 

Neuvorpommern, einfimeilige Beibehaltung ER in der⸗ 
felben beftandenen Gewerbeverfaffung. I 

MIERIUIREDE Königreich, Anwendung der Bundes-Rartel-Kon= 
vention auf daffelbe. IV. 891. 

Rieberlaffungen, von Auswärtigen, in den Städten, dabei ficht 

den Stadtverordnneten Feine —— wohl aber eine 

begutachtende Mitwirkung zu. I. 114. — in dergleichen 
Angelegenheiten iſt den Barden das Sportuliren uns 
terfagt. I. 114. — bei denſelben ſoll rücfichtlich der Buͤr⸗ 
gerrechtsgelder zwifchen — und Einheimiſchen kein 
Unterfchied gemacht werden. I. 115. 

Nordamerika, Dafo ifirung für die über PER dahin aus⸗ 
mwandernden Preuß. Unterthanen. II. 747 

Normal-Gehaͤlter, ſiehe Beſoldungen. 

Nudeln, deren ſieuerfreie Einbringung aus einer feuerpflichtigen 

Stadt im die andere. 


O. 


Obduktionen, uͤber deren Berrihtung follen die Medlzinalbeam⸗ 
ten QDuartalberichte erflatten. I 

‚Duerdärgerkeiken —— wird ibe Betatlungs-Satent von 

r. Majeſtaͤt dem Kbn Wi ertbeilt. 1. 110. — find, wenn 

FA auch mit der Polizeiverwaltung beauftragt find, nicht 
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Dberbürgermeifier, (Bortf.) 
nemitteibare Stantsdiener, fondern Rommunalbeamte. IT. 
4as. — find zur Tragu u gel — weder verpflich- 
tet noch berechtigt. N. 

Dberfbrfen on —— für ——— 1. 55. — Zab⸗ 
lung von Averfional-Vergütigungen an diefelben für Fuhr⸗ 
een —— und Zeichen⸗Materialien und Buͤreau⸗ 

e 

Oben Seren Inne. bei Einführung der revi⸗ 
dirten Städte- Ordnung. 1. 6 

Dehereiii, Kaiſerſtaat, Ubfenofverhältniffe mit deffen zum deut⸗ 

n Bunde gehörigen Staaten. IV. 883—886. — Durch⸗ 
—— von Taback, Salz und Salniter durch 
aſſelbe muͤſſen nebft Deflarationen audy mit einem Paſſe 
begleitet fein. IV. 922. — Verfahren gegen Reifende aus 
demfelben ohne gefandtfchaftl. Paß-Viſa. II. 742. — An« 
ordnungen in —— wegen * Sinwanderns fremder 

Handwerkögefeßen. I. 152. — IL. 4 
Dffisiere, —— derſeiben als Bofreifende, II. 632. — 
m Dienfie ausgefchiedene, Tragung von Militair- 
Uniformen, zero derfelben mit den aktiven Dienflzei- . 
en 

Didenburg, Herzogthum, und Herrfchaft Jever, Verordnung für 
elle — der außerhalb Landes zu ſchließenden Ehen. 

Orden, — duͤrfen Wachsfiguren nicht ausgeſchmuͤckt 
werden 

Preaeeae koͤnnen Landraͤthe gegen die Orts⸗Poltzeiobrig⸗ 

eiten ihrer Kreiſe verhaͤngen. Ul 592. — den Viagiſtraͤ— 
ten auferlegt, dürfen nicht aus dem fädtifchen Bermbgen 
oder Eintommen entnommen werden. 11. 432 

Drtsnamen, in polnifcher und deutfcher ——— deren Ge⸗ 
u in Öffentlichen Verhandlungen und Ausfertigungen. 


Drts:Statuten, ſiehe Städte. 
Ort s⸗ Beränderungen, deren Mittheilung an die General⸗Kom⸗ 
mande’s. 1.1 
P. 


Papiere, auf Zahlumgsverpflichtung an jeden Inhaber Tautend, dag 
Verbot deren Austellung ohne Allerhoͤchſte Genehmigung, 
findet auch auf Kommunen, Aktien-Geſellſchaften, Spar 
kaſſen ꝛe. Anwendung. IV. 892. 

Parochial« Handlungen, Vorſchriften fuͤr deren gegenſeitige 
ERS durch Geiftliche beider Neligionsparteien. IL. 


Yarohiale Trennungen, Vorſchriften fuͤr deren Ausfuͤhrung; 
Miniſt.Reſkr. vom 29. Juni 1829. — 1. 369. — zu den⸗ 
ſelben iſt Miniſterial⸗ Genehmigung erforderlich. II. 370. 

Barzellirungen, von Grundfiüden, ſiehe Dismembrationen. 

Datlagier-@enäd, defien Behandlung bei dem Webergange auf 
andere Kourfe. IV.927. — deſſen Beforderung für Schnell⸗ 
poſt⸗Reiſende. I. 73. — IV. 929 
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affagier- Stuben, in den Konigl. Poftanftalten, Vorſchriften 

daſſas r deren Benutzung. 1. 72. f 8 

Paͤſſe, aterae deren Ausfiellung ‚mit und ohne Rücdreife. IL 

63. — Legitimation ‚der Inlaͤnder, als folcyer, zu Reifen. 

11. 462. — für, Pofireifende und Dffiziere. 11. 462. — Il. 

631. 632. — für Studirende, zu Reiten in’s Ausland, auf 

den Grund afademifher Erlaubnißfcheine. IL 465. — Il. 

738. f. — Me Reifen im Inlande bedürfen fie nur der 

leßtern. II. 465. f. — I. 738. f. — befchräntte, deren Er⸗ 

theilung an wandernde Handwerksgeſellen, bei Abnahme 
der erhaltenen Wanderpäfle oder Wanderbücher. L 188. — 

(fiehe auch Wanderpäffe und Handwerksgeſellen.) — Aus 

angs- Päffe, Rüge, wenn folhe von vajı nicht befugten 

Sholiseibehörden ausgeftellt worden. 11. 464. — abgelaufe 
ne, Vermerk deren Ungültigfeit bei Zuruͤckgabe derfelben. 
11. 738. — ausländifche, deren Prüfung bei unfichern Per 
fonen, ehe fie weiter in’s Land gelaffen werden. IV. 1011. 
— für Polnifche Fuden, deren ſtrenge Kontrode. IV. 1011. 
f. — rufifche und polnifche, Verfahren ruͤckſichtlich der- 
felben. IV. 1011. f. — denfelben ſoll eine beglaubigte deut- 
fche Ueberſetzung beigefügt fein. IV. 1012. — (und fon 
flige Reife-Dofumente) Fönnen im Defterreichfchen auslän- 
diihe Handmerksgefellen, neben den zu Ibfenden Wander⸗ 
büchern, an ſich behalten. 1. 152. — 1.468. — deren Aug 
ſtellung und Bifirung nach Baiern. U. 467. — nad) Sta 
lien, fönnen nur von dem Minifterio ausgefertigt wer 

2 — ul. 747. — ſ. auch Zwangs-⸗Paͤſſe, (Reife 

outen. 

Yapformulare, auch auf die Ruͤckreiſe lautend, Verfahren mit 

— * De igl. Regi ſelbſt aufkommend 
aßge ren, bei der Koͤnigl. Regierung ſe auffommend, 

.n Bewilligung von Gratififationen aut denfelben. für die 
mit den Paßausfertigungen befonders befchäftigten Perſo⸗ 
nen; Cirkul.Verf. vom 10. Juli 1833. — U..A6t. — in 
den Regierungsbezirken auffommend, ‚deren Verwendung 
kommt der Negierung, nicht den Landräthen,: zu. 1. 149. 
— Dagegen folen die Worfchläge . der letztern von erſtern 
nach Möglichkeit berücfichtige werden. I. 150. 

Daß (und Paß-Viſa-) Journale, Anfertigung und Einfendung 

ö von Duplikaten aus denfelben; Cirkul.-Reſkr. vom 27. 
Dejbr. 1833. — I. 735. ff. 

Paß-Vifirungen, auf den Grenz: Stationsorten, oder im den 
nächfivelegenen Städten. I. 150. — Verpflichtungen ber 
Gaſt- und Schanfwirthe rückfichtlich derfelben. I. 151. — 
amtliche Anzeigen über deren Unterlaflung. I. 152. — für 
Boflreifende 1.151. — für Reifende aus Frankreich, Eng 
land, Rußland und Defterreich. II. 742. — für Reiſende 
nach Baiern durch deſſen Geſandtſchaften. III. 748. ff. — 
— fuͤr die uͤber Frankreich nach Nordamerika auswandern⸗ 
den Preuß. Unterthanen. III. 747. 

Patente, auf Erfindungen und Verbeſſerungen, Verfahren bei 
Klagen Über Eingriffe und Beeintraͤchtigungen ruͤckſichtlich 
derjelben. 11. 493. one 

ee Pat hen⸗ 
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vatrou Muri, 35 gr Susäsun Seitens der Magifträte. 
66. — besgl. in ben © — in welchen revi⸗ 
Biete —E gilt.— III. 
—— — nd ir Zuſchuͤſſen aus deren 
nfione 
Penftonen, künnen Beamte bei Provinzial- Band«Sirmen-Ainfalten, 
als folche, aus Staatstaffen nicht erhalten. IV. 96 i 
BERUHT FON, unfreiwillige, der Staatsbeamten, Abe man⸗ 
after Dienſtfuͤhrung und moraliſcher Gebrechen, Ver—⸗ 
hren — — — ; Allerh. Kabinets⸗Ordre, vom 
Augu — I. 
dien Koften für deren fachverftänbige, Beitkube bei Gemein 
beitstbeilungen und Abldfungen. II. 
Pfarrgrundfiücde, deren ah — Zuziehung der 
Gemeine⸗Repraͤſentanten. II. 643. — zur Austhuung der- 
felben in Erbzins bedarf es der legteen nicht; ebendaf. 
Pferde, in Königl. Dienften, Mafregeln bei dem Ausbruche an- 
ſteckender Krankheiten unter denfelben. II. 536.'ff. — für 
‚die Landmwehr- Kavallerie, ſiehe Eanbwebe-ehunns-Dferde. 
Pferdezucht, deren Befdrderung durch Auftiehung brauchbarer 
ohlen. I. 81. — fiehe auch Köhrordnung. 
Pfuſcher, ärztliche, Öffentliche Bekanntmachung der wider diefelben 
erfannten Strafen. IV. 1086. f. 


Pharma * eu tem Beibringung afademifcher Zeugniffe Scitens der⸗ 
elb 


Phili — * — rifilichen Kirche, heruͤberwandernde, 
in wieweit folche vom Kriegsdienfte befreit bleiben. II. 831. 

Phyſiker, gebührenfreie Ausftelung ärztlicher Gutachten und At- 
teſte Seitens derfelben in gg ri der Pofiverwal- 
tung. II. 524. — fiehe ferner Kreisphyſiker. 

Piynier-Abtheilungen, Musführung der bei beufelben angeord⸗ 

neten Erſyarniſſe. 111. 838. — Feſtungs-Pionier-Kom— 
—— Verfabren ruͤckſichtlich der bei denſelben vorkom⸗ 
menden Reklamationen. IV. 1119. 

Pocken, ſiehe Blattern. 

Polen, Königreich, Prüfung der Bär, an demfelben für unfichere 
Perſonen, befonders Juden. 1011. — denſelben muß 
eine beglaubigte deuiſche ee beigefügt fein. IV. 
1011. — foftenfreie Verfendung der mit demfelben kartell⸗ 

. mäßig beftebenden Deferteur-Fangegelder. II. 239. — Bes 
fchluß des Adminifirationsraths deſſelben über Einwande— 
rungen und Anfiedelungen ” — vom 28. April 
(10 Mai) 1833. — I. 246—2 

Politiſche Verbrecher, ſiehe letztere. 

Polizei, * Verwaltung in den Staͤdten unter Aufficht der 
Landräthe. TI. 430. — deren Verwaltung in den Mediat= 
Städten, in weinen die revidirte Städte-Ordnung gilt. 
11. 677. — für die innere und Aufere Sicherheit des 
Staats, deren Handhabung in der arbeinproving, im Konflikt 
der Verwaltungs⸗ und Zuflisbehörden. I — _ 


98 


olizei, (Fortf.) ö 

.. Shirt der Edifte vom 20. Dftober 1798. u. 6. Januat 
1816. auch im gedachter Provinz. I. 140. — gerichtliche, in 
der Rbeinprovinz, Didten- und Reiſekoſten- Zuſchuͤſſe für 
deren Hülfsbeamte. I. 127. 

Holizei-Alten, dürfen an Privarperfonen nicht mitgetbeilt mer- 

N den, wohl aber Abfchriften einzelner Berbandlungen aus 
denfelben. TIL. 704. 

Polizei⸗Atteſte, über Qualifikation oder unbeſcholtenheit zum 
Betriebe genen Gewerbe, find auch ferner noch beiju- 
bringen. Il. 491. 

Polizeiaufſicht, über unſichere und verdaͤchtige Perſonen, deren 
Yusübung. III. 749. 

Polizeidiener, als Kommunalbeamte, deren Anſtellung auf drei⸗ 
monatliche Kündigung. IIL 686. 

Yolizeigefangene, deren Verpflegung mach den geringern Saͤtzen. 
111. 752. — IV. 1019-1021. — deren Reinigung vom 
Yingegiefer. II. Ari. f. — in ‚wieweit gegen dieſelden För- 
perliche Züchtigung als Disziplinarmittel fiattfinden kann 
11. 472. f. — unvermögende, Aufbringung der Unterhal⸗ 
tungstoften für diefelben in der Rheinprovinjz. H. 475. — 
fiehe auch, Gefangene. 

Polizeigerängniffe, — fuͤr deren Einrichtung und 
Blauffichugung; Girkul.-Meftr. vom 14. Novbr. 1833. — 
1. 470. — zur Bollfirefung von Sreibeitsfirafen, deren 
Anlegung in der Provinz Pofen. I. 124. f. 

Holizei-Ge dürafen, deren Verwendung. I. A. ff. — 11.450. — 
1. 707. — unbeibringliche, deren Verwandlung in Lei⸗ 
besſtrafen. IV. 991. — in ftandesherrlichen Gebieten, de 
ren Verwendung und Verrechnung. I. 4. — ſ. auch Pe 
lizei⸗Strafgelder. 

Polizei-Jurisdiktiom, als Inhaber derſelben iſt derjenige zu 
betrachten, welchem die Entſcheidung über Polizei-Kon- 
traventionen in den Gefegen zugemiefen it. II. a5ı. — 
—— — demnächft auch die eingezogenen Geld⸗ 

rafen. II. 451. 
Polizei-Kontraventions- und Straf-Sahen, Rekursver⸗ 
fahren in denfelven. I. 134. — Aufhebung der dritten In⸗ 
ang und flatt deren nur Geftattung einer gewoͤhnlichen 
eſchwerdefuͤhrung bei dem Miniſterio. I. 134. — Sus⸗ 
penfion der Strafvollſtrecung, wenn dieſe Beſchwerde 
führung glaubhaft nachgewieſen iſt I, 434. — die in ci 
tigen Landestheilen noch vortommtenden Zunft-Polizci- Kon- 
traventionen und Innungsſtreitigkeiten bleiben von dieſem 
Berfahren ausgefchloffen. I. 134. — Befugniffe und DBer- 
pflichtungen der Woyts in der Provinz Pofen rüdfihtlih 
‚ derfelben. I. 124. 
Polizei-Koſten, durch Unterfuhung kaͤuflicher Lebensmittel, de- 
ren Mebernahme auf Staatskäſſen, 1. 141. 

Poltzeiobrigkeiten, Drtd-, in den Iandräthlichen ‚Keeifen, über 
—— den Landraͤthen die Disziplinar⸗Befugnij 
gu. III. 592. 

Volizei-Sergenten, follen zwar auf Probe, nicht aber auf Kün- 
digung angefieht werden. IV. 988. 
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Polizei-Strafen, deren Androhung, Anwendung und Feſtſetzung. 
Dali I. 130—133. — deren Feſiſetzung in folchen Fällen, wo 
eine Strafe zwar im Allgemeinen angedroht, dag Maß dere 
elben aber nicht befiimmt ift. II. 776. — in wieweit bei 
enfelben das Strafmaß von den Polizeibehörden beftimmt 
werben fann. IV. 1008. — Finnen nur nach den Beftim- 
mungen des Strafrefoluts vollfiredt werden. IV. 991. — 
auch bei diefen find unter Gefängnißftrafen von 8 Tagen 
eine Woche zu verftehen. III. 706. — dürfen, mit Heber- 
gebung der Relurs-Inftanz, nicht fogleich volfireckt wer- 
en. UI. 705. — Handwerksgefellen fönnen bis dahin ver- 
baftet bleiben. II. 706. — außerordentliche, fönnen im 
poligeilichen Unterfuchungen bei unzulänglicher Beweis⸗ 
führung nicht ftattfinden. 11.449. — für den Gewerbebetrich 
als Buch» oder Kunfibändler, Leihbibliothefar, Antiguar, 
Buchdrucker oder Litbograph, ohne polizeiliche Genehmi- 
gung. IV. 1048. — für Gelindemäfler wegen Mebertretung 
Ihrer Gebühren-Taren. IV. 996—999. — für äffentliche 
Tanzlufibarkeiten ohne polizeiliche Erlaubnig. IV. 1004. 
" — für unterlaffene Befriedigung von Bodenlufen. II. 770. 
— für den Unfug der fogenannten Polterabende, IV. 1006 
1009. — fiebe auch Strafen. . 
Dolizeiftrafgelder, deren Tre gi Cirkul.⸗Reſkr. vom 29. 
Juli 1833. — 1. 450. f. — 11.707. — gebüren den 
Inhabern der Polizei-Furisdiktion. IL. 451. — DOrts-Ar- 
menkaſſen baben darauf. feinen Anfpruch, wenn fie ihnen 
nicht durch das Strafgeſetz ausdrüdlich überwiefen wor: 
den. U. 451. — ſiebe auch Gewerbe-Volizei-Strafgelder. 
Polizei-Uniform, zu deren Tragung find Oberblirgermeifier und 
Bürgermeifter nicht berechtigt. IL. 448. — II. 699, — 
Berilligung von zwei Epauletten zu derjenigen der Po— 
lizei⸗ Inſpektoren und Kommiſſarien. IV. 987. — deren An= 
legung kann den Dorffchulzen nicht geflattet werden. IV. 983, 
Polizei-Unterfuhungen, Verfahren bei deren Einleitung und 
Führung. I. 701. — fiehe auch Polizeivergehen und Une 
‚terfuchungen. ch 
Polizeivergeben, Verfabren bei der Einleitung und Fuͤhrun 
ber desfallſigen Unterfuchungen. II 701. — desgl. be 
Strafvollſtreckungen wegen derfelben. II. 705. — bei ad- 
miniftrativen Unterfuchungen wegen derfelben koͤnnen mes 
der außerordentliche Strafen, noch eine vorläufige 'Sreiz 
ſprechung flattfinden. H. 449. — deren Beſtrafung mit fhre 
perlicher Züchtigung bet Perfonen gemeinen Standes, uns 
ter Vorbehalt des Rekurfeg. U. 473. 
Poligeivorfchriften, deren Nebertretungen Finnen ohne Straf—⸗ 
endrohung auch nicht: mit Strafe belegt werden. III. 776. 
Polnifhe Ortsnamen, deren Beibehaltung in Polnifchen Were 
bandlungen und Ausfertigungen: I. ‚2. 
Polterabende, fogenannte, Aoftellung  deg Unfugs derſelben; 
Cirful.-Reffr. vom 10. Novbr. 1833, — IV. 10061009. ' 
Pommern, Provinz, Anweifung für das Verfahren bei den Lande 
rathswahlen in derfelben. I, 25—32. — Verpflichtung zur 
—— in derſelben; Patent vom 8. Septbr. 1804. 
. 1077. 


— IV 
82 


ee 


100 


Pommerſche Bantfcheine, deren Annahme und Ausgabe beiden 
Königl. Kaffen. IV. 897. 

Porto, bei den Berichtsbehdrden refervirt, Atteſt Ausftellung über 
dafielbe. IV. 923. i 
Dortofreibeit, für die Werfendungen der Grundfleuer aus den 

Gemeinde-Kaſſen an die Staatsfaffen. III. 634. — IV. 
912.. — für die Verfendungen der Sachregifter zu den 
Amtsblättern. II. 342. — für die Juſſiz⸗Offtzianten-Witt⸗ 
wentaffe. 11. 629. — für das Ruratoriun der Kranfen- 
haugsAngelegenbeiten in Berlin. IV. 923. — für dag gi⸗ 
nigl. Provinzlal-Urchiv in Breslau. IV. 928. — für die 
a er entlaftener Strafgefangenen und Korrigen- 
den. 11.631. 753. — für die zum Thuͤringſchen Zolverbamde 
vereinigten Regierungen. IV. 933. — der dienftlichen Korre- 
fpondenz swifchen den Preuß. und den Medlenburg-Schwe: 
rinſchen Behörden. IV. 933. — für den Thuͤringiſch⸗Saͤchſ⸗ 
ſchen Verein der vaterländifchen Alterthbumsfunde. 11.340. — 
für die Waiſenanſtait in Halle. 11. 341. — für die inden Drud 
gegebenen General-Sanitäts: Berichte in Schlefien. II. 341. 
— für. den Verein zur Beförderung. der Landwirthſchaft, 
des Gewerbefleißes ꝛec. in den Eifel-Begenden. H. 341. — 
fiir die Berliner deutfche Gefellfchaft- 1. 342. — für den 
Grafihen althochdeutſchen Sprachſchatz. III. 631. — für 
die Geſellſchaft der Pommerſchen Gefhichts- und Alter: 
thumsfunde. LU. 630. — für die Akademie der Naturfor- 
fcher in Bonn und Breslau. I. 69. — desgl. für den Ayo 
tbeferverein im nördlichen Deutfchland. I. 69. — IV. 923. 
. — desgl. für die Pommerſche Landfchaft. 1. 70. 
Poſen, Provinz, das den Kreisftänden in derſelben zugefiandene 
Recht zu Landrathswahlen wird fuspendirt. 1. 32. f. — 
Verwaltung der Gemeinde-Attgelegenheiten im derfelben. 
I. 125. — Errichtung von Woytämtern im derſelben. 1. 
413—126. — Dienſtanweiſung für die Woyts und Wont- 
Ämter in derfelben. IV. 975-983. — desgl. fuͤr die Dorf: 
; fehulgen, IV. 983. — Berforgung der legtern mit Dieni- 
fiegeln. IV. 956. — Veranlagung und Erhebung der Raudı- 
fangsfeuet im derfelben. IV. 913. — Fortfall der chema- 
ligen Hpbernien: Gelder im derfelben. IV. 913. — iſt ju 
dem im Art. XI. des Genfur-Ebdifts vom 18. Dftbr. 1819. 
gedachten Auslande nicht zu rechnen. IL. 453. j 
Poſtfuhrwerke, Anordnungen für deren Zufammentreffen mit Ats 
tillerie-Kolonnen. I. 169. f. — IL. 347. . 
Poſt guͤt er, deren ſteueramtliche Behandlung in Beziehung anf die 
durch Zollvereine verbundenen Staaten. IV. 932. 
Poftbalter, Preufifche, dürfen mit ihren Leuten und Pferden im 
+ Öroßhergogthume Heflen nicht. haudern. I. 69. 
Pofillon-Trintgelder, deren allgemeine Feftfegung für Fahr⸗ 
und Schnellpoflen: IV: 925 
Poſtkaſſen, deren Revifion mit fombinirten Steuerfaffen. IV. 1. 
Ponpsirereien,-in.wieweit dazu Emballage aus Partpapier fiatt- 
- finden kann. IV. 925: — deren Verfendung mit den 
Schnellpoſten. IV. 931. — fieueramtliche Bebandlung vom 
Inlande durch das Ausland nad) dem Jnlande. 1. 70. — 
vom Auslande, deren Bezeichnung in den Pofifarten. 1.70. 
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Poſtpackerelen, (Fortſ.) Bat 
— Vermerk der Begleitfchelne auf dem zu denfelben achb- 
rigen Hdreffen. I. 71. — deren Beförderung nach Mußland. 
IV. 935. — (Geldpakete ıc.), deren Yrforgumg an die 
Empfänger gegen Zaftage- Gebühren. IL, 346. — f. auch 
Hofigüter und Paſſagier⸗Gepaͤck. 

Pofreifende, (Paflagiere), Verhütung des Zuruͤckbleibens derfel- 
ben und Verluſt des Perfonengeldes Seitens derfelben. U. 
343. — als folche, follen Blinde ohne Führer zur Poſt 
nicht angenommen werden. III. 632. — deren Legitimation 
als Inlaͤnder vor den Pofibehbrden. II. 349. 462. — III. 
631. — auch Sffiziere muͤſſen den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen für Poftreifende genügen. III. 632. — Viſirung 
deren Paͤſſe auf den Grenz-Stationsorten. I. 151. — fiche 
auch Extrapoften und Schnellpoftreifende. 

Poſtſch — Be Hebung und Ausbildung in fchriftlichen Ar⸗ 

eiten 


. 1 73. 
— —— Privat⸗, muͤſſen ebenfalls vereidigt werden. 


Poſtverwaltung, gebuͤhrenfreie Ausfertigung aͤrztlicher Gutach⸗ 
x un —— Angelegenheiten derſelben Seitens der 
vfifer. IL. 524. : ' . 
Poſtvorſchuͤſſ — — bei deren Leiſtung und Wiedereinzie⸗ 
ung. . 923. 

Prämien, (Belohnun en), für die Ermittelung der Thäter von 
Kirchendiebftählen. 1. 163. — deren Verheißung für die 
Entdedung vorfäglicher ne IV. 1018. — für 
Sprigen und Waflerwagen bei Bränden, deren Bewilligung 
aus dem Domainen-Feuerfhäden: Fonds. I. 176. — deren 

, Bahlung an Forſtbeamte für vergiftete Wölfe. II. As2. 

Prediger, (Pfarrer), deren Stellvertretung durch Schullehrer. IL 
379. — fiche ferner Geiftlihe. 

Dredigtamts- Kandidaten, in wieweit denfelben das Halten 
der. Liturgie gefattet if. TIL. 651. ' 

Preußen, Provinz, ift zu.dem im Art. XI. des Senfur-Edikts vom 
18. Oktbr. 1819. gedachten Auslande nicht zu rechnen. II. 
453. — Beſchraͤnkung der Schanfanlagen in derfelben nach 
dem dringenden drtlichen Beduͤrfniſſe. I. 182. 

Privat-Schulen, fichen unter der Aufficht der ſtaͤdtiſchen Schul⸗ 
deputationen. III. 663. h 

„ Brivat- Unterricht, ſchulfaͤhiger Kinder, deſſen Benuffichtigung. 
tl. 


Proklamation, fiche Aufgebot, kirchliche. 

Drozeffe, gegen den Fiskus, Termin-Prorogation in denfelben auf 
Inſtanz der denfelben vertretenden Beboͤrden. IV. 878. 

Prozeß-Drdnung, Zit. 35. $. 98., Auslegung des letztern bei 
Aggravations-Geſuchen in fistalifchen Unterfuchungen mes 
gen Widerfehlichfeiten gegen Beamte. II. 262 f 

Pruͤfungen, höhere, der Regierungs: und Forfi-Referendarien. I. 
307. — zu erledigten Randrathsftellen, deren Befchleuni- 
gung. I. 9. f. — Anweifung zu dem Verfahren bei den- 
felben, vom 17. Mat 1833. — 1. 11—17. — der Landräthe, 
Gebühren und Stempelfreiheit bei_denfelben. II. 263. 264. 
— bleibt bei dem ordentlichen ‚Werhandlungs » Sportcl- 
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Prüfungen, (Fortſ.) 

Tape von 1 Rthlr. — IH. 590. — der Feldmeſſer, Regu- 
lativ vom 8. Juli 1833. — 1I. 269—276. — ausländiiher 
Lehrer und Sculamts= Kandidaten. IV. 956. f. — det 
Schullehrer. IV. 957—961. — zu Lehrſtellen an fädtifchen 
Bürgerfchulen. II. 393. — pro licentia concronandi, dazu 
dürfen Theologie- Studirende mit dem Zeugnife Nr. 3. 
nicht zugelaffen werden. IV. 941. — theologiſche, zeitige 
Meldungen zu denfelben. III. 650. 651. — der nur Pri- 
vatunterricht empfangenden, fchulfähigen Kinder. 1. 101. 
— wiederholte, der Konfirmirten aus den letzten drei Jah⸗ 
ren. 1.39. — (fiehe auch Schul-Prüfungen.) — im Lefen, 
Schreiben und Rechnen zur felbfifändigen Ausübung [1% 
wiſſer Gewerbe. IV. 1043. — der Bauhandwerfer und Ar 
hitelten. I. 205. f. — zum Betriebe des Steinhauer-Ge 
werbes. II. 779—787. 

Prüfungs- (Eraminations-) Protokolle, find fiempelfee, I. 
265. — II. 590. — werden jedoch mit dem ordentlichen 
Verhandlungs-Sportelfage von 1 Rthlr. belegt. IIL 590. 

Prüfungs-Zeug fe deren Ausftellung für Landratpsamts-Kan- 
didaten. II. 265. , 

Puder, deſſen fleuerfreie Einbringung aus einer fiewerpflichtigen 
Stadt in die andere. I. 66. 

Pulver-Transporte, Anordnungen für deren Zuſammentreffen 
mit Poftfuhrwerfen. -I. 169. f. — II. 347. 


Q. 
Querelen, ſiehe Beſchwerden. 

Quittungen, deren Ausſtellung Seitens der Regierungs-Haupt⸗ 
kaſſen an die Spezial-Kaſſen. 111.602. — Über die Buͤreau⸗ 
foften der Bürgermeifter in der Rheinprovinz, deren ſtem⸗ 
pelfreie Ausfertigung. I. 113. — juſtifizirte, über Vergi- 
tigungsgelder, follen von den Empfängern felbft beige 
bracht werden. II. 297. — über —————— an ent⸗ 
laſſene Soldaten, deren Ausſtellung. III. 841.— ſiehe auch 
Militair⸗Verpflegung. 


R. 
a a der Subalternenbeamten, nach. deren Dienfalter. 
Rauchfa ng sft eu er, in der Provinz Pofen, Veranlagung und Er- 


hebung derfelben. IV. 913. , 
—— zur uir andigen Ausübung gewiſſer Gewerbe erforder 


ih. IV. 1043. 
Rennnasmeien, KABINE, verbefferte Einrichtung deſſelben. 
Redehbungen, Sffentliche, auf Gymnafien, deren Wnordnung: 
. 962. 


Regierungen, Abfchliefung der Domainen-Veräußerungs-Berträge 
durch diefelben mit Miniftertal-Genehmigung. 11.303-f- 
— find zugleich die den Städten unmittelbar vorgefegte Be: 
börde. I. 109. — DVerfahren Seitens derfelden binlichtlih 
der Einführung der revidirten Städteordnung nach den An⸗ 
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Regierungen, (Fortſ.) 
ordnungen der Oberpraͤſidenten. II. 675. — beſtaͤtigen die 
für Magiſtratualen ausgefertigten Betallungen. I. 110. — 
Kontrollirung des Nädtifhen Etats-, Kaflen- und Rech⸗ 
nungswefens durch diefelben. II. 431. — dürfen den Ge- 
werbebetrieb auf die gegen ordnungs- und ficherbeitönoli- 
geiliche Verbote in andern Negierungsbezirken ausgeſtell⸗ 
ten Gewerbefcheine, in ihren Bezirfen nicht geftatten. II. 
504. — find befugt, von der Hundefieuer zu befreien. II. 
482. — in der Rheinproving, Verfahren bei deren Koms 
vetenz-Konfliften mit den Juſtizbehoͤrden. IN. 578. — desgl. 
in Angelegenheiten der Staatspolizei, Verhaftungen, Un- 
teerſuchungen ac. I. 136—139. i . 
Kegierungs-Affefforen, find bei den Kollegien nicht bleibend 
angeftellt, fondern nur vorübergebend befchäftigt. 11. 582. 
x — haben auch deshalb feine Anfprüche auf Umzugs⸗ und 
Reifekoſten bei Verfehungen. III. 582. , 
Kegierungs-Bauräthe, Zahlung von Averfional - Vergütigun- 
gen am diefelben für Fuhrkoſten, Schreib- und Zeichen⸗ 
Materialien und Büreau- Hülfe, II. 261. 
Regierungsbeamte, mit der — von Paͤſſen beſonders 
beichäftigt, fünnen ausnahnisweiſe aus den, auflommenden 
Paßgebůhren Gratifikationen erhalten. II. 461. 
Regierungs-Hauptkaſſen, Verfahren derſelben ruͤckſichtlich 
der Aufrechnungen und Ablieferungen Seitens der Spe— 
ial-Kaffen. IN. 601. IV. 893. — Anfertigung und Ein⸗ 
fendung der Finalfaffen-Apfhläffe für die Geiſtliche, Un- 
lerrichts- und Medizinal-Bermaltung. IV. 946. ff- 
Kegierungs-Präfidium, nicht durch diefes, fondern durch das 
Regierungs- Kollegium, foll wegen zweifelhafter oh 
allgemeiner Vorfchriften bei der höhern Behdrde Entſchei⸗ 
dung eingeholt werden. IL. 260. . 
NRegierungs-Referendarien, Nachweis deren Duali kation 
zur höbern Prüfung. 11. 307. — haben bei felbfft ndiger 
Ausführung Fommiflarifcher Aufträge auch auf Extrapofl- 
Bergütigung Anſpruch. I. 8- 
Reinigungsherde, deren Einrichtung in Teansport- Gefängnifien 
zur Reinigung der Gefangenen von Ungeziefer. II. 472. 
Keife-Diäten, deren Bewilligung neben figirten Diäten. II. 258. 
— f. ferner Diäten. ; 
Reife-Erlaubniffcheine, deren Ausftellung für Studirende. 
1. 465—467. — fünsen zu Reifen nach dem Auslande 
nicht als Paſſe dienen. IL. 738. f. — f. auch Studirende. 
een far —— deſſen Aufbringung. 11.521. 
— f. auch Sträflinge. , 
Meiſekoſten, in Dienfi-Ungelegenbeiten Kbnigl. Beamten, bereit 
Berehnung nach Meilenzapl und unter einer Meile. U. 
259. — deren Fiquidation, behufs der Prüfung und Sefl- 
ſtellung Seitens der Poftbehörden. IV. 925. — deren Ber 
willigung für Königl. Staatsdiener bei Verfehungen. IL, 
582. f. — Regierungs-Affeforen baben darauf Feine An⸗ 
ſpruͤche. II. 582. kdnnen Landraͤthe auf Dienftreifen 
innerhalb ihrer Kreife nicht erhalten, IV. 881. — deren 
Anweifung für Kreis-Ppnfifer und Kreis-Chirurgen auf 
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Reiſekoſten, (Eortf.) 
Dienfireifen. U. 522. — deren Aufbringung für Impf⸗ 
ärzte. II. 817. — für die Hülfsbeamten der gerichtlichen 
Polizei in der Rheinprovinz. 1. 127. 
Reifende, deren Legitimation als Inlaͤnder. II. 462. — Allerhoͤch⸗ 
fie und höchfte, deren Aufnahme und Bewirthung bei Durch⸗ 
ER reifen durch die Preuß. Staaten. II. 343, 
Neifepäffe, fiehe Paͤſſe. 
Reife-Routen, (Zwangspäffe), deren Wusfertigung und Verfah— 
ren gegen deren Inhaber, went foldye vom der vorgefchrie- 
> been Meiferoute abweichen ꝛc. IL. 740. — (beichräntte 
Päfe), deren Ertheilung an wandernde Handmwertsgefellen, 
bei Abnahme deren Wanderpäfle oder Wanderbücher. 1. 
188. f. — ſ. auch Handwerksgeſellen. 
Rekruten, unſichere, Koſtenanweiſnng für deren Transport und 
erpflegung. Ill. 836. — f. aud) Militairpflichtige. 
Refursverfahren, Rekurs-Inſtanz, fiche Polizei-Kontraventiong- 
‚und Straf:Sadıen. 
Reluitiong-Renten, fiebe Abldfungen. 
Rentei-Amtsdiener, Kautionsleiftung Seitens derfelben. I. 54. 
Retabliffements:- Pläne, brauchen nur einfach angefertigt und 
eingereicht zu werden. IV. 1071. j 
Rettungs- Medaille, fiehe Erinnerungs- Medaille. s 
Revifiong-KRoften, für die polizeiliche Unterfuchung kaͤuflicher 
Lebensmittel, deren Uebernahme auf Staatskaſſen. I. 141. 
Rheinheffen, ſiehe Hefien, Großberzogtbum. 
Rheinproving, Verfahren bei Kompetenz. Ronflitten der Regie 
rungen mit den Sufligbebörden in derfelben. IIL. 578. — 
desgl. der Verwaltungsbehoͤrden in derfelben, in Beziehung 
auf Gegenflände der Stantspolizei, polizeiliche Verbaftun⸗ 
gen, Unterfuhungen sc. I. 136—139. — die Kommunal- 
beamten, als Hülfsbeamte der geriantihen Polizei in der- 
felben, haben auf Diäten und Reiſekoſten⸗Zuſchuͤſſe aus 
Staatskaſſen Feine Aniprüche. 1 127. — Anwendung der 
Art. 196. 197. 258. und 259. des Rheinifchen Strafgefeh- 
buches auf den geifllihen Stand und auf geiſtliche Funk⸗ 
tionen und Amtskleidungen. II. 379. — Gültigkeit der 
Edikte wegen geheimer Verbindungen ꝛc. vom 20. Dftober 
.1798. und 6. fan. 1816. auch in derfelben. 1. 140.— Guͤl⸗ 
tigkeit der $.5. 94—101. des Gewerbe-Polizel-Gefehes vom 
7. Septbr. 1811. wegen Prüfung und Gewerbebetriebes 
der — und Architelten, in derſelben. J. 206. 
— Aufbringung der Remunerationen der Friedensrichter 
r Aburte ung der Holgdiebflahls- und Forfifrevel-Sachen 
n derfelben. U. 318. — Verpachtung der Gemeinde: Jage 
den im derfelben. I. 117. — 1. 317. — Aufgebot und 
Trauung der Militairperfonen in derfelben. I. 93. 
NRinnfteine, fibe Straßen-Rinnftene. 
Ritterguͤter, find als von den Gemeinden gefchiedene Korpora- 
tionen zu behandeln. II. 694. 
Röfel, Stadt, in Oſipreußen, Zulaffung der Schüler des dortigen 
Progymnaſiums zum einjährigen Militairdienfte. IL. 550. 
Roſſtock, Univerfität, Verbot gefekwidriger Verbindungen unter den 
Studirenden auf derfelben. IV: 1135. 
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Retbwild, Erlegung deffelben auch während der Schonzetit. IV. 


Rotzkrankheit, Verfahren bei deren Ausbruche unter Königl. 
Dienſtpferden 11. 536. ff. 

Ruffifches KRaiferhaus, Aufnahme und Bewirthung der zu 
demfelben gehdrigen allerhoͤchſten und hoͤchſten Perfonen 
bei deren Durchreife durch die Preuß. Staaten. 11. 343. 

Rußland, Kaiferreich, Verfahren gegen Reiſende aus demfelben 
ohne gefandtfchaftliche Paß- Viſa. II. 742. — konvens 
tionsmäßiges Verfahren gegen die über deflen Greene 
transportirten Individuen. I. 41. — Prüfung der Palle 
aus demfelben ruͤckſichtlich unficherer Perfonen. IV. 1011. 
— Verfahren mit den Fahrpoſt-Sendungen nad) demfel= 
ben. IV. 935. — Gefege in _demfelben über angehaltene 
Kontrebande und über das Verfahren gegen Kontrebans 
diers. II. 843. ff. 


©. 


Sachſen, Provinz, (Herzogthum), einfimeilige Beibehaltung der 
zeither im derielben befiandenen Gewerbeverfaflung. 1. 196. 
_ Zulaffung inländifcher Zuden zum Waaren-Verfaufe in 
derfelben. Il. 507. ; . : 
Salinenarbeiter, dürfen ohne Trauſchein der Bergbeboͤrde nicht 
aufgeboten und getraut werden. .II. 392. h 2,; 
Salzfaktoreien, —— erhalten ein Freiexemplar des 
Amtsblattes. III. 578. 
Sandgr ann Verhütung von Unglüdsfällen durch diefelben. 11. 


Sanitätsberichte, allgemeine, Einreichung von Beiträgen zu 
denfelben Seitens der Medizinalperfonen, III. 813. 

Schanfwirtbfchaften, neue, deren — auf dem plat⸗ 
ten Lande. 11.495. — deren Anlegung fowohl auf dem 
Lande, als in den Städten, fol fernerhin nicht allein 
von der perfbnlichen Dualifitation, fondern auch von der 
rn Nüplichkeit folcher Anlagen abhängig fein; 
Lirkul.Reſkr. vom 29. Septbr. 1833. — II. 497. — diefe 
Beſtimmung bezieht fich 9— diejenigen Landestheile, in 
welchen das Gewerbe-Poligeledift vom 7. Septbr. 1811. 
Geſetzeskraft hat. II. 497. — zwifchen foldhen. und den 
Gaſthoͤfen und Speifehäufern ıc. findet Fein gewerbevoli- 
zeilicher Unterfchied fatt. IL. 499. — deren Unterfceidun 
vom Getränteverfaufe über die Straße. IV. 1048. — fo 
fernerhin Beamten, Bürgermeiftern und Dorfſchulzen fo 
wenig, als deren Frauen und Dienflboten,. geflattet wer- 
den. II. 789-793. — deren Beichränfung in der Provinz 
Preußen nach dem dringenden drtlichen Bedürfniffe. 1.182. 
— die Berehtigung zu derfelben kann von Gemeinden 
nicht verpachtet werden. I. 183. 

Dance fenliche⸗ duͤrfen von Lohnhuren nicht beſucht 
werden. J. 147. 

————————— en, Wuͤrtembergiſche Verordnung über dieſelben. 
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Schiedsmänner, gleiches- Verfahren bei deren Entlaffung in den 
Städten, wie auf dem Lande. 1.37. — dazu tönnen Geilt- 
I nicht gewählt werden. II. 652. — im Departement 
des Königl. Dberlandesgerichts zu Breslau, Inſtruktion 
für diefelben vom 3. Februar 1833. — Il. 280—288. 
Schiedsmanns-Infitwt, in der Provinz ln Refultat des 
Wirkens deffelben im fahre 1832. — I 
Schiffer, unter 30 Jahren, Ertheilung von ———— an 
dieſelben zum Verkaufe roher Landesprodukte vom Schiffe 
aus. 11.500. — Frachtſchiffer, Gewerbeſteuer derſelben vom · 
Handelsbetriebe. III. 623. 
Schiffergewerbe, Sicherung der Gewerbefteuer bei Veraͤnderun⸗ 
gen in dem. Betriebe deffelben. II. 334—338. 
Schiffsladungen, deren Ein- und Ausklariren ficht nur den 
angefiellten Sciffsmäflern zu. III. 794. 
Saitte auch deren Fahrten nach dem mittellän- 
difhen Meere follen ihnen auf ihre militairiiche Dienft- 
jeit angerechnet werden. I. 241. 
Schlaͤchter, Berechnung der von denfelben zu entrichtenden Ge⸗ 
mwerbefieuer. III. 617. 
eQteiabhublen (Kontrebandiers), Berfahren gegen diefelben 
n Rußland. IL. 843. ff. 
Schleſi — —— — ee der Kaciträge m Unterhaltung 
Fatholifcher Schullehrer in derfelben. II. 397 
Schl icht e je Weber, Vorfchläge für deren —— II. 362 


——— Annahme der Holzbloͤcke vor denſelben. I. 62. 

Manehipeisn: Vertbeilung der Neifepläke in denfelben. IV. 
926. — deren können ſich die zu Ertrapoft nicht berechtig- 
ten Beamten auf ihren Dienftreifen bedienen. IV. 880. — 
Verfendung von Pädereien mit denfelben. IV. 931. 

Schnellvofi-Reifende, Verfahren mit deren Reifegenäd und 
den darüber erhaltenen Zetteln. I. 73. — Il. 344. — IV 
929. — deren Pafjagier-Billets * auch in —* ſcher 
Sprache vorhanden ſein. II. 345 

Bnreiven, we eiontändigen Ausübung gewiſſer Gewerbe erfor⸗ 


Schreibmaterialien, Zahlung von Averſional-Verguͤtigungen 
— — an Oberforſtmeiſter, Regierungs-Baurärhe 
rꝛe 

Scriften und Bücher auf Subſkriptionen, Verfahren ruͤckſicht⸗ 
lich derfelben. IV. 993. — in deutfcher Sprache außerhalb 
der Bundes ſtaaten erfchienen, dürfen ohne Erlaubniß der 
Dber-Genfurbehdrde in den Preuß. Staaten nicht verfauft 
werden. III. 711. — deutfche, aus den Provinzen Preufen 
und Polen, deren Cenfur und Debit. — II. 453. — po— 
pulaire landmwirthfchaftliche, deren Verbreitung unter die 
Bewohner des platten Landes. III. 674. — verbotene, de= 
ren bloßer Beſitz iſt nicht verpönt. II. 716. — dagegen ifi 
auf den Verkauf und das Ausgeben derfelben die Konfis- 
fation und eine Poligeiftrafe von 10—100 Rthl. gefcgt- 
11. 716. — perigdifche, ſiehe Zeitfchriften. 

Schul: Abgaben, deren DVertheilung und Sicherung bei Dis- 
membrationen von Grundflücen. IL. 350 —353. — IV. 949. 
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Shulamts-KRandidaten, deren Berufung ans dem Auslande. 
IV. 939. 956. f. — in den Prüfungen nicht beftandene, 
deren Entlaffung. IV. 961. — in Seminarien ausgebildet, 
Ablöfung deren Militairpflicht als Kriegsreferve= oder 
Landwehr-Rekruten. II. 823. — IV. 1105. 1117. 

Schul-Angelegenbeiten, deren Verwaltung durch die daflır 
befcbenden Sculdeputarionen in den Städten; Girkul.- _ 
Reftr. vom 26. Juni 1811. und Verf. vom 27. Novbr. 
1823. — III, 659667. 

Schul-Bauten, deren Ausführung nach den einmal fefigefehten 
Bauprojeften. IV. 948. 

Schulbücher, deren Auswahl und Beſchaffung. I. 98. 

Schulden, bupotbefarifche, im wieweit damit Bauergüter belaftet 
werden innen. IV. 938. 

Schul-Deputationen, in den Städten, allgemeine Feſtſetzungen 
und Unordnungen für diefelben. Cirtul.-Reffr. vom 26. 
Juni 1811. und Verf. vom 27. Novbr. 1823. — III. 659 


— 667. 
Schuldpapiere, (Schuldfheine), auf jeden Inhaber Iautend, 
s Bas — Ausſtellung ohne allerhächfle Genehmigung. 
. 892. f. 

Schulen, Verwaltung deren Angelegenheiten in Städten, wo die 
revidirte Staͤdteordnung * 111. 679. — Koſten für de= 
ren fachverfländige Beiſtaͤnde bei Gemeinbeitstheilungen 
und Abldfungen. III. 642. — iüdifche, find den fädtifchen 
Schuldeputationen untergeordnet. III. 663. 

Schüler, von Gymnaften und ähnlichen böhern Lehranfialten, de⸗ 
ren Beauffichtigung, wenn fie nicht im elterlichen Haufe 
wohnen. I. 99. — II, 400. — f. auch Gymnafiaften. 

Shul-Eondt, SE Mail deren Verwaltung in den Städ- 
ten. III. 665. f. 


Schulgelder, deren Einziehung und Verrechnung in den Staͤd⸗ 
ten. III. 666. — rüdftändige, deren erefutivifche Beitrei⸗ 
bung durch die Verwaltungsbehdrden. IH. 641. 

Schulgrundfiüde, deren Erbverpahtung oder Austhuung in 
Erbjing. I. 643. 

Schul-Kapitalien, deren zeitige umd fichere Belegung. III. 644. 

Schultaffen, Hädtifche, deren Verwaltung. II. 660. f. 

ShulsKommiffionen, befondere, in den Städten, deren An—⸗ 
ordnung nach 8. 179. der Altern Städteordnung. III. 659. 
— in den Heinen Städten, Dualifitation zum Vorſitze in 
denfelben. IV. 963. 

Schullebrer, Nachfragen und Ermittelungen wegen etwaiger 
Theilnahme derſelben an verbrecherifchen Verbindungen. 
IV. 939. — vom Auslande, in wiefern deren Berufung 
fiattfinden darf. IV. 939. 956. f. — Verfahren bei deren 
Prüfungen. IV. 957—961. — Stempel von 15 fgr. zu de- 
ren Vereidigungs=- Protofollen. III. 623. — etatsmäfige 
und überfichtliche Verwaltung des zur Verbefferung der 
äußeren Lage derfelben befiimmten Sonde. I. 84. — Stell- 
vertretung der Prediger durch diefelben. II. 379. — Ele- 
mentar-, Nachweiſungen über das Einfommen derfelben. 
U. 667. — deren Anftellung Seitens der Magiſtraͤte in 
Ausübung des Hädtifchen Patronats. IL. 678. — für fläd- 
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PORIEEE (Fortſ.) 
che Buͤrgerſchulen, deren Pruͤfung. II. 393. — deren 
Habt und Anftellung. III. 666. — Weberlafiung eines 
Stüdes Gemeinde-Landes an diefelben zum Anbau von 
Maulbeerbäumen. IV. 966. — Verpflichtung derſelben, 
der allgemeinen Wittwentaffe beizutreten. II. 383. — Er- 
frattung der von denfelben geleifteten Beiträge. II. 384. — 
proviforifch angeſtellte, folen vor ihrer —— sun 
tung Feine eheliche Verbindungen eingeben. I. 94. — ka— 
tholiſche, Aufbringung der — zu deren unterbaltung 
in Schleſien. II. 397. — jüdifche, Verfahren bei deren 
Wahl und Anftellung. I. 105. 
Schullehrer-Seminar, dnigl., in Potsdan, deffen Befuch 
ven jungen Landfchullebreen. II. 394. — er infches, def- 
fen Einrichtung und Beftimmung. I. 1 
Sch —— Alter, Beſtimmungen ri afchtlich deſſelben. 


Shulprogranme, algemeine — fuͤr deren gan 

dung un ittheilung 402—406. — aud) an die 

nigl. Bibliothek zu Berlin. II. 405. “ ” 

Ganlsräfunget * abwechſelnde Anordnung in den Kirch⸗ 
pie 

Schulweſen, allgemeine eg — ne innern Ans 
—— deſſelben. I. 95. — 111 7. f. 

Schulzen, fiehe Dorffchulien. 

Saulsenämfer, dazu koͤnnen Juden nicht zugelafien werden. 


Eisen; Nichtgebrauch der Lymphe aus revaccinirten 
Puſteln zum Weiterimpfen derfelben. 111. 819. — Führung 
N vollftändiger Impfliſten und Ausſtellung der Impfatteſte. 
11. 527. — Aufbringung der Koften bei Zwangs: Impfun⸗ 
gen derfelden. II. 817. — Anordnungen für deren Im— 

> ‚pfung auf dem platten Lande. II. 528. 
Schwein — — duͤrfen keine Heimathsſcheine ertheilt wer⸗ 


EN ig in wieweit deren Suleaung in den Städten 
nachgegeben werden kann. IV. 10 
Seminariden evangelifche, Ableitung Fr einjährigen Militair- 
dienftes Seitens: derfelden. IV. 1105. — fi ehe auch Schul- 

amts- Kandidaten. 

Sepyarationen, fiche Gemeinheits-Tpeilungen. 

— Ofentliche, Anordnung von Buͤrgerwachen für die- 
elbe. 101 

Sicherheitspflege, Merkerſche Mittheilungen, f. letztere. 

Siebmacher, unter 30 Fahren, — keine Gewerbeſcheine zum 
Amberziehen erhalten. III 

Signalements, deren —5 Fra die Saufie ewerdeſeine 
Seitens der Regierungen. J. 192. — 

Soͤhne, ſieben, Bewilligung — Koͤnigl. hmdeie dents fuͤr deren 
duͤrftige Eltern. II. 2 

S — in die Heimath — Verabreichung der Natural⸗ 

Mar —V an dieſelben. III. 841. 

Sparkaffen, dürfen ihre Schuldſcheine nicht ohne allerboͤchſte Ge— 
nehmigung auf jeden Inhaber lautend ausſtellen. IV. 893. 
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Speife-Drbnung, für Kreis: und Poliselgefängniffe. IV. 1019 


Speifemirtbfhaften, zwiſchen diefen und den Schanfwirth- 
3 findet kein gewerbepolizeilicher Unterſchied flatt. 
I. 499. — in oͤffentlichen Lokalen, dazu bedarf cd der 
polizeilichen Genehmigung. III. 788. — auch iſt dabei der 
Ausfchant von Getränfen zu gewähren. II. 788. — fiche 
auch Schankwirthfchaften. 

Sportuliren, der Magifträte, fol bei Aufnahme neuer Unfiedler 
nicht flattfinden. L 114. a 

Spritzen, Prämien- Bewilligung für diefelven bei Bränden, aus 
dem Domainen⸗Feuerſchaͤden⸗Fonds. 1. 176, 

Staatsdiener, Königl., Ausfertigung der Beſtallungen für die- 
felven. IM. 579. — Entſchaͤdigungs-Saͤtze für Umzugs— 
und Reifetoflen bei Verfehungen vderfelben. IL. 582. f. — 
f. auch Beamte, Subalternenbeamte, Befoldungen, Pen⸗ 
fionirungen ꝛc. u . 

Stadtämter, unbefoldete und freiwillig Ubernommene, ungehin- 
derte Zurüctrerung aus benfelben. IV. 969. 

Städte, Aufficllung und Befldtigung der für diefelhen beſtimmten 
Statuten. I. 425—429. — Beauffichtigung deren Etats-, 
Kaſſen- und Rechnungsmefen durch die Regierungen und 
Verbot von Nebenkaffen. II. 431. — verbeflerte Einrich⸗ 
tung des Haushaltes und des Kaffen- und Rechnungswe— 
feng in denfelben. III. 679—684. — zu einem ftändifchen Kols 
lektiv-Wahlverbande vereinigt, Wahl deren Deputirte. IL42A, 

Städteordnung, vom 18. Ntovbr. 1308., Ausführung der 89. 2 
und 189. derfelben in Beziehung auf die Kontrolirum 
des flädtifchen Etats-, Kaffen- und Rechnungsweſens Sei— 
teng der Regterungen. I. 431. — Anwendung des $. 30. 
derſelben auf fchwierige Nevifionen von Kämmerei-Rech- 
nungen. L 113. — Anwendung des $. 37. derfelben in 
Beziehung auf Gewinnung des Bürgerrechts von Yuswär- 
tigen. 111. 692. — Anmendung des $. 81. derfelben, die 
Ausübung der Wahlberechtigung betreffend. II. 691. — 
Anwendung der $.$. 175. 179.a. 183. und 185. die Ver⸗ 
waltung der kirchlichen Angelegenheiten und des Kirchen- 
vermögens betreffend; Miniſt.Reſtr. vom 15. Desbr. 1823. 
— 11. 374—377.— Ausfuͤhrung des $. 179. derſelben hin⸗ 
fichtlich der Drganifation der flädtifhen Schulbehörden. 
Eirful.Verf. vom 26. Juni 1811. und Verf. vom 27. No— 
vember 1823. — III. 659—667. 

Städteordnung, revidirte, vom 17. März 1831. — Wirkfamfeit 
der Dberpräfidenten und Regierungen bei Einführung der- 
felben. III. 675. — Ausführung des $. 13. derfelden we— 
gen der Bürgerrechtsgelder. L 115. — Anwendung des $. 
92. derfelben, wegen der aufergewöhnlichen Magiftratg- 
mwahlen. L 111. — Anwendung des $. 96. derfelben wegen 
Befetzung der ftädtifchen Unterbeamten:Stellen. II. 438. — 
Anmendung des $. 112. derfelben, in Beziehung auf Kits 
chen⸗ und Sculvermaltung. II. 679. — Anwendung der 
$.$. 129. 130  derfelben auf den Zurüdtritt aus unbefol= 
deten und freiwillig übernommenen Stadtämtern. IV. 969. 
— Anwendung der $.$. 136. und 137. die Rechte und 
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Städteordnung, revidirte, vom 17. März 1831. (Fortſ.) 
Verpflichtung der Mediatherren chen. u 676. f. — 
Ausführung des $. 1. der Einführungs- Ordnung zu 
derfelben, das Reſſortverhaͤltniß der Regierungen zu dem 
Dberprälidenten in dergl. Angelegenheiten betreffend. LIE. 
675. — desgl. des $. 20. derfelben in Beziehung auf Er- 
ledigung der legten Gemeine-Rechnungen; ebendaf. 

Stadtgemeinen, find zur Unterhaltung der den Gerichtsbehoͤr⸗ 
den eingeräumten Lokale nicht verpflichtet. III. 684. f. — 
in den ehemals Königl. Sachſiſchen Lanvdestheilen, find 
rücjichtlid des Beſißes von Lehngütern zur Beflellung 
von Lehnsträgern nicht weiter verpflichtet. IV. 974. 

Stadtverordnete, denfelden iſt feine entfdeidende Einwirkung 
auf das Formelle des fiädtifchen Gefchäftswefens beigelegt. 
n1. 431. — zu Magiſtratsſtellen defignirt, deren Ausfchlie= 
fung von dem Wahlakte. II, 437. — deren Konturrenz bei 
Ausübung des flädtifchen Patronats. II. 678. — denfel- 
ben fiebt bei der Verwaltung des fiddtifhen Kirchenver- 
mögens feine unmittelbare Konkurrenz zu; Minifi.-Reftr. 
vom 15. Dezbr. 1823. — 1. 374. ff. — deren Einwirfung 
auf die Verwaltung der Schul:Angelegenpeiten. II. 659. 
ff. — denfelben fieht bei der Aufnahme neuer Anfiedeler 
feine entfcheidende, wohl aber eine berathende Mitwirkung 
zu. 1. 114. 

Standesfürften, deren Vertretung in Landtags-Angelegenheiten 
durch Bevollmächtigte. I. 108. : j 

Standesherren, im wiefern denfelben die von ihren Behoͤrden 
erfannten Geldbußen zufallen. L 4. . 

Ständifhe Deputirte, Wahlfähigfeit chemaliger Gutsbeſitzer 
zu folden, nad) wiedererworbenem Befikthume. 11. 423. 
— Geitens der zum Kollektiv - Wahlverbande vereinigten 
Städte, deren Wahl. 11. 424, g 

Stärke, deren fieuerfreie Einbringung aus einer ſteuerpflichtigen 
Stadt in die andere. 1. 66. — in er e Städte 
von außerhalb eingehend, deren Verſteuerung. 1. 339. 

Statuten, für die einzelnen Städte, deren Auffielung und Bes 

ätigung. 11. 425—429. 

Steckbrie fe, fönnen nur hinter Perfonen erlaffen werden, wel= 
che wegeit eines erheblichen Verbrechens zur Unterfuchung 
gezogen werden follen. III. 740 — Bettler, Bagabunden 
und Perfonen, mit Zwangspäffen verfehen, gehören nicht 
in diefe Kategorie. Ill. 740. 72 

Steindrudereien, zu deren Anlegung bedarf es der polizeilichen 
Genehmigung. IV. 1046. ff. j 

Steinhauer, (Steinmetz⸗, Steinfeher-) Gewerbe, Vorſchriften 
für die zur Ausübung defielden erforderlichen Prüfungen ; 
nfir- vom 14. Auguft 1833. — II. 779—787. 

Steinpflafierer, Su Steinfeger in einiaen Yrovinzen benannt) 
find feiner Prüfung unterworfen. III. 787. 

Stempel, defien Verwendung zu den Vereidigungs- und Intro— 
duftiong- Verhandlungen der Geililichen. I. 85. — von 15 
fgr. zu den Bereidigun 8-Protofollen der Schullehrer. III. 
623. — zu den Kontraften über das den Huͤttenwerks⸗ und 
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Stempel, (Fortf.) j 
. Fabrikbeſitzern jährlich zw überlaffende Kohlholz. II. 313. 

— fiehe auch Zeitungsftempel. , 

Stempelfistäle, find zur Revifion der Negifiraturen der Feuer- 
Sozietaͤts⸗Direktionen befugt. I. 174. 

Stempelfreiheit, der Iandrärhlihen Prüfungs» Protokolle. II. 
264. — 111. 590. — für die Quittungen über Buͤreauko— 
fien der Buͤrgermeiſter in der Rheinprovinz. I, 113. — 
gewiſſer — in Gemeinheitstheilungs⸗ und 
Ablöfungs-Sacyen. IV. 915. — der Auswanderungs-Kon- 
fenfe_ nach den deutfchen Bundesflaaten. II. 598. — für 
Häufer- und Grundſtoͤckstaxen, welche nicht unter Aufjicht 
einer dffentliben Behbrde oder einer Fandfchaftlichen Kre— 
dit-Affoziation aufgenommen werden. I. 176. — firchlicher 
Attefie zur rise anderer Kirchenbücher. IV. 
952. — im wiefern jolche für ärztliche Attefte flattfinder. 


1. 217. 
Stempelvflihtigfeit, der Tagen behufs der Aufnahme von 
Gebäuden in die Feuer-Sozietaͤt 1. 175. — der. Attefte 


für den Beitritt zu ausländischen Fewer-Verficherungs-Ge- 
felifchaften. 11. 624. — der Tauffcheine, 11. 339. — arzt⸗ 
licher Attefte. 1. 217. 

Stempelftrafen, von denfelben werden durchweg Denunzianten- 
Antheile bewilligt, alfo auch den Polizeibeamten. IV. 914, 

Stempel:-Straffahen, Nekursverfahren in denfelben. II. 320. 
7 Anfrenns von Auszügen aus den Stempel-Strafli- 

en. il. 321. 

Sterbeakte, deren Aufnahme bei plößlichen Todesfällen in der 
Rheinprovinz. IV. 1031. . 

Stewerämter, Köntgl., Revifion und Verifizirung der Maße und 
Gewichte bei denfelben. UL. 774. 

Steuerbeamte, erhalten einen Denunzianten-Antheil von den 
Geldfirafen für Chauſſee-Polizeivergehen. I. 214. 
Steuer Defraudationen, durch folche gebt die Erlaubniß zum 
Gewerbebetriebe im Grenzbezirke verloren. I. 198. 
Steuer: Empfänger, für die direften Steuern, follen die zu dem 

Fortſchreirungegeſchafte nothwendigen Kenntniſſe beſitzen. 


Steuerkaſſen, allmonatliche Aufrechnung der von denſelben fuͤr 
die Regierungs-Hauptkaſſen geleiſſeten Zahlungen. Ill. 601. 
nei N — — deren Reviſion mit kombinirten Poſtkaſſen. 

Steuer-Vergeben, bei adminiſtrativen Unterſuchungen wegen 
derſelben koͤnnen weder außerordentliche Strafen noch eine 
vorläufige Freiſprechung flattfinden. IH. 449. 

Stimmrecht, fädrifches, deffen Ausuͤbung durch einen Bevoll- 
mächtigten iſt micht geftatter. III. 691. : 

BEITERU SEN. Re jeitige und fichere Belegung deren Kapitalien: 

. 644 


Stolgebühren, feflgefehte und ruͤckſtaͤndige, deren egefutivifche 
Beitreibung im Wege des Mandats-Prozeffes. III. 641. 

Straf-, (Befferungs: und Gefangen-) Anftalten, deren Direkto— 
ren und übrige Beamte follen in der Regel erft verſuchs⸗ 
weife angenommen werden. I 164 — die Handhabung 
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Straf-, (Beflerungs- und Gefangen) Anfalten, (Fortſ.) 
der Disziplin in denfelben iſt Sache der Verwaltungsbe- 
börden. IV. 1027. — Abſperrung der darin ſich befinden- 
den Hänslinge der 2ten Klaffe. 1. 165. — Errichtung von 
Holzſchneidereien in denſelben zur Beſchaͤftigung der Ge— 
fangenen. 1. 166. — in ſolche koͤnnen ausländifche Ver⸗ 
brecher zur Abbüßung der ihnen zuerfannten Strafen nicht 
‚aufgenommen werden. IV. 1030. — f. auch Sträflinge. 

Strafarbeiten, dffentliche, auf ſolche kann ohne fpezielle Strafe 
gefee nicht erkannt werden. IV. 991. 

Strafen, deren Feſtſetzung in Faͤllen, wo durch das Geſetz ſelbſt 
das Map derfelben nicht beſtimmt if. II. 776. — für 
rechtskraͤftig beffimmte und Übertretene Unterlafjungen, de- 
ren Volfiredung. I. 47. f. — außerordentliche, find bei 
adminiftrativen Unterfuchungen wegen Steuer- und Poli- 
zeivergehen unzulaͤſſig. II. 449. — willtührliche, deren Maß 
und Anwendung. I. 130—133. — fisfalifche, Begriff der= 
felben. 1. 4. f. — für das umbefugte Eindringen in Fe— 
tungsmwerke und das Hebernachten im venfelben. II. 732 
— 735. — wider Ärztliche Pfufcher erkannt, deren dffentli- 
che Bekanntmachung. IV..1086. f. — fiehe auch Polizei- 
und Drdnungsitrafen, desgl. Geldftrafen, Züchtigung ıc. 

Sträflinge, ‚(Züchtlinge), denfelben kann die Anbringung vor 
aypemeDtat-ABeananlaungegchuien nicht verwehrt werden. 
11. 755. — IV. 1026. — das Briefſchreiben derfelben, 
ohne vorherige Erlaubniß, bleibt im Allgemeinen nach wie 
vor verpdnt. IV. 1025. — Vorſchriften für die Austhei— 
lung und Verzehrung der Mittagstoft und für die Be— 
nutzung der Sreiftunden Seitens derfelben. IV. 1022-1025. 
— entlaffene, Verwendung deren Ueberverdienfigelder; Gir- 
tul..Reftr. vom 12. Februar 1833. — IM. 754. — Auf—⸗ 
bringung der Neifegelder für diefelben. II. 521. — III. 755. 
756. — entlaffene, Portofreiheit für deren Verdienfigel- 
der. III. G31. 753. — entlaffene, deren polizeiliche Beauf- 
fihtigung und Anhaltung zur Arbeit. I. 167. — entlaffene, 
Bildung von Vereinen zur Fürforge für diefelden. IL. 757. 
— entlaffene, und noch militairpflichtig, deren Heranzie— 
hung zum Militairdienfie. II. 555. — entwichene und wie⸗ 
Dereingebrachte, deren — im Weye der Disziplin, 
beſonders durch körperliche Züchtigung. IV. 1027. — weib⸗ 
liche, Anwendung idrperlicher Zuͤchtigung genen dieſelben 
als Disziplinar- und Korreftiongmittel. IV. 1028. 

Straßenbau, Bewirkung der nivelitifchen und geodätiichen Bor, 
arbeiten bei demfelben. 1. 213. — f. auch Chauffee-Bauten. 

Straßen-Laternen, derem nächtliche Aufftelung bei Gegenſtaͤn⸗ 
‚den, welche die freie Paſſage hindern, auch während des 
Mondfcheing. I. 171. 

Straßen-Rinnfeine, deren Anlegung Seitens der Kommune. 
1. 148. — verdedte, zu deren Anlegung fönnen Brauerei⸗ 
befiger allein nicht angehalten werden. I. 148. 

Strohdaͤcher, verbotwidrig angelegte, deren Nicderreifung ohne 

polizelgerichtliche Einmiſchung in der Rheinprovinz. IV. 1072. 

Studirende, Anordnungen für deren Reifen. Cirkul. Reffr. vom 

». 7. Dftober 1833. — ill. 657. — deren Matrikel am. 
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udirende, (Kortf.) 
es inc Fade ar gilt — ——— aut Rei⸗ 


dienen. I1. 465. f. — dieſelben muͤſfen j Reifen in’g 
Ausland, ar * gem — Erlaubnißfcheine, 
Paͤſſe nehmen. 11. 465—467. — 738. f. — zu Reifen 


im Inlande — ſie nur Diefer Erlaubnißfcheine. IL 
465. — 11. 738. f. — aufer den Unfverftätg-Betien follen 
diefelben zu Reifen feine Erlaubniß erhalten. II, 657. — 
der Theologie, Ertheilung von Mititair- —ã At⸗ 
teſten für dieſelben. I. 238. 239. — II. 549. — der Yhar- 
mazie und Chirurgte, Beibelngung akademiſcher Zeugniffe 
Seitens derfelben. 11. 8 

Subalternen- Beamte, Kangerbnung derfelben nach deren 

Dienflalter. IL. 257. 

Subhaftationen, von Gütern und Grundſtuͤcken, geitige Unmel- 
bung der Horderungen geiftlicher Inſtitute bei denfelben. 


951. 
Gastteinltreen, auf —— — Verfahren gegen die 
Sammler von ſolchen. IV. 
Suppliken, fiche Gefuche. 
Synago Beate jüidifche, Großherz al Babenfche 2 aordnung 
ber deren Bildung, vom 15. Mai 1833. . 250.- : . 


T. 


Tabacks⸗Fabriken, deren Anlegun und Kontrolle: auf dem 
Tabacks-Spinnereien, Lande und im Grenzbejirke, nach $. 151. 
" des Gewerbe-Polizei-Edikts vom 7. Septbr. 1811. und dem 
$. 17. der Zolordnun vom 26. Mai 1818. — I, 196. ff. 
Tanzlufibarkeiten, dffentliche, bleiben überall von der ortspoli⸗ 
jeilichen Genehmigung abhängig. IV. 1003. — Anordnun= 
gen rücfichtlich derfelben ; ebendaf. 
ale ar Kindern aus gemifchten Ehen, deren Bollzichung. 


Tauffcheine,( Beburtsfcheine), Stempelvfichtigteit. derfelben. 1389; 

Taxatoren, bei Abfchägung der Inventarienſiuͤcte verpachteter 
gandgüter, fi Isbe Kreis-Tafatoren. 

Taren, ih — — und — in wiefern ſolche ſtempel⸗ 

ig ſin 

Termin; Prorogation, in den gegen den Fiskus angefirengten 
Progefien. IV. 878. 

Theologen evangelifche, ——— des einjährigen Militairdien- 
fies. Seitens. derfelben. 1105. —  Fatholifche, in den 
Seminarien, — Derfelben rücfichtlich ihrer Mi- 
litateverpflichtung. 1 5. f. 

TSheolggie-Studirende, = jr Zeugniffe Nr. 3. dürfen zur 

Prüfung pro licentia concionandi nicht zugelaffen wer⸗ 
V. 941. — ſiehe auch Studirende. 
Toeeleno ‚Drüfung en, zeitige Meldungen zu denfelben. TIL, 


Shierä te de "nicht im Staatsdienfte fteben, brauchen nicht: ver= 
eidet zu werden. IV. 1086. — koͤnnen die zur Heilung fran- 
ter <hiere erforderlichen. Arzeneien felbft dispenfi iren. III. 
— — ſiehe auch Kreis⸗Thieraͤrzte. 


114 


ieraͤrztliche Juſtrumente, zu derem Anfertigung beda 

2 feines Dunlififations-Atteftes. IV. I 7 g — 

Sdeiageeesasoen Portofreiheit fuͤr dieſelben. 

Toͤcht erſchulen, deren Beaufſichtigung in den Städten. II. 664. 

Sodesfälle, ploͤtzliche, Verfahren bei deren Konflatirung in der 
Rheinproving. IV. 1031. 

Sransportaten, deren Bekleidung. II. 751. — deren Reinigung 
von Ungestefer. II. 471. f. — durch fremde Staaten ge= 
führt, deren Meldung in letztern. UI. 598. — erkrankte, 
* — — behufs der Fuhrengeſtellung für die= 
elben. III. 703. 

Sransyort-Gefängniffe, deren Einrichtung und B ti⸗ 

ung. II. 471. — f. auch Polizei⸗Gefaͤngniſſe. — 

Beantpektingen De unfichere Militairpflichtige, deren Anmei- 

ung. III. . \ 


Trauungen, von Ausländern, im Inlande, Nachweis der Groß- 
- jährigfeit behufg derfelben. IV. 954: — dazu muͤſſen Berg=, 
Hütten und Salinen-Arbeiter den Traujchein der vorge= 
festen Bergbehörde beibringen. I. 392. — der Militaies 
o  perforten in der Rheinproving. I. 93. 
Draphergiitecher Dualififation zu deſſen Betriebe in Berlin. 
Trommsdorf, Dr., Vorfchläge deffelden zur WVerbefferung der 
Morinfchen Moosichlichte. Il. 363. FH 
Eruppen-Hebungen, ſiehe Militair⸗Uebuügen. 


u, 


Hferbauten, Erekutions-Vollſtreckungen bei benfelben gegen ein- 
zelne Gemeindeglieder. IV. 1068. : 

Uhren, dffentliche, deren Stellung nach. der mittlern Zeit mit Be= 

— mugung sr — oder anderer ſicherer Huͤlfsmittel. 


umtriebe, politiſche, deren Unterſuchung, unter Konkurren; der 
Miniſterial⸗Kommiſſion in Berlin. IV. 940. — Verfahren 
ruͤckſichtlich derſelben in der Rheinprovinz. I. 136—139. 140. 
umzugs⸗Koſſten, deren —— für Koͤnigl Staatsbeamten bei 
DVerfegungen. III. 582. f. — Negierungs-Affefforen haben 
° darauf feinen Anfpruch. IH. 582. 
Ungestef (6 Reinigung der Transport-Gefangenen von demfelben. 
1 


Unglüdsfälle, Befugniß der Polizeibehoͤrden, folche durch ernſt⸗ 
liche Verbote indglichſt zu verhäten. II. 771. — durch die 
ohne nächtliche Beleuchtung auf den Straßen aufgeflellten 
Gegenftände, deren Verhütung. I. 171. — dur Einfurz 
baufäliger Gebäude, Verhütung. derfelben. IV; 1032. — 
desgl. durch Erſticken in Brunnen. IV. 41033. — durch Lehm⸗ 
und Sandgruben, deren Verhütung: U. 479. f. — desgl. 
durch Mafferfahrzeuge. IL. 481. 5 

Uniform, Civil, deren Teagung ſteht dem Kanzlei-Hülfsarbeitern 
nicht zu. IV. 880. — der Sten Klafle, zu deren Tragung find 
die Kreis-Chirurgen, wie die Kreis-Thierärgte, befugt. 1. 221. 
— fiche auch Polizei und. Militeir-Aniform. 
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Univerfitäten, preußiſche, tabelarifche Meberficht von den Leh- 
rern und Studirenden auf denfelben. 1. 244. — Einfen- 
dung zweier Erempl. von ſaͤmmtlichen bei denfelben er⸗ 
fhienenen afademifchen Schriften, an die Königl. Biblio- 
thet in Berlin. IL. 405. — außer deren Ferienzeiten dür- 
fen Studirende Feine Erlaubniß zu Reiſen erhalten. IIL 
657. — fiehe auch Studirende. 

Unterbeamte, auf Kündigung angefielte, Verfahren bei deren 
unfreiwilligen Entlaffung. 11. 587. — Kommunal=, deren 
Anftelung auf dreimonatliche Kündigung. II. 686. — der 
a — vor Erlaß der Allerh. Kabinets-Drdre vom 29. 
Mat 1820. angeftelt, deren Verbältniffe. I. 112. 

Unterbeamten- Stellen, fädtifche, Nichtigkeit der mit einem 
nicht berforgungsberechtigten Individuum erfolgten Befegung 
derfelben. 11. 437. 

Unterlaffungen, Vollſtreckung der darauf gerichteten Erefutio- 
nen, in Gefolge des $. 54. Tit. 24. der Progeßordnung. 


1. 47. f. 
Unterricht, eben, ſchulfaͤhiger Kinder, deſſen Benuffitigumg. 1101. 
Unterfuchungen, adminiftrative, wegen Steuer= und Polizeiver= 
eben, bei denfelben können weder außerordentliche Stra= 
en noch eine vorläufige Sreifprehung fattfinden. II. 449. 
— fisfalifche, wegen Widerfeplichkeit gegen Beamte, An⸗ 
beingung von Aggravations = Gefuchen in denfelben. II. 
262. — polizeiliche, Verfahren bei deren Einleitung und 
Führung. UI. 701. — polizeiliche umd gerichtliche, über 
Seuersbrünfte und Brandfliftungen. II. 433—487. — gegen 
politifche Verbrecher, Verfahren rücfichtlich derfelden. IV. 
939-941. — desgl. in der Rheinprovinz. I. 136—139. 
Unterfiükungs- Fonds, zur Verbeflerung der dußern Lage der 
Geiſtlichen und Schullehrer, deſſen etatsmäßige und über- 
fichtliche Verwaltung. I. 84. \ 
Nelanbe-Dewillipungen für Sorfibeamte. I. 55. — für Geiſt⸗ 
liche, IV. 944. — für Magifirats-Dirigenten. Il. 439. 


V. 


Vagabunden, deren Einbringung in das Neuſtettiner Landarmen⸗ 
haus. III. 760. f. — aus Kurheſſen, Verfahren rüdjichtlich 
Bien: 1.40. — fiche auch Landesverwiefene und Zwangs—⸗ 


Paͤſſe. 
Vagabundiren, deſſen Steuerung durch Anſtellung von Kreis— 
Polizei⸗Sergenten. IV. 1017. 
Veneriſche Kranke, arme, deren Kurkoſten muͤſſen uͤberall nach 
den Regeln der Armenpflege aufgebracht werden. III. 813. 
Berbindungen, geheime und verbrecheriſche, Ausmittelungen ruͤck⸗ 
ſichtlich der etwaigen Theilnahme an denſelben Seitens der 
anzuſtellenden Geiſtlichen und oͤffentlichen Lehrer, unter 
Konkurrenz der Miniſterial-Kommiſſion in Berlin. IV. 939 
—94. — Verfahren ruͤckſichtlich derfelben in der Rhein— 
proving. I. 136—139. — Gültigkeit der Edifte wegen der- 
felben vom 20. Dftbr. 1798. und 6. Januar 1816. auch in ge= 
dachter Provinz. I. 140. — Verbot derfelden auf der Uni⸗ 
verfität zu Roſtock. IV. 1135. Pr 
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Verbrecher, voltifche, Unterfuchumgen gegen diefelpen, unter Ron- 
kurrenz der Minkfterial-Rommifiten. IV: 940.: — Verfabren 
rücfichtlich derfelben in der Rheinprovinz 1.136—139.140. — 
find ohne Minifterial- Genehmigung nicht auszuliefern. 1. 38. 
— vom Auslande, können in diefleitige Strafanftalten zur 
Abbuͤßung der ihnen zuerfannten Strafen nicht aufgenom= 
men werden. IV. 1030. — fiche auch Randesverwicfene. 

Verdächtige (und unfihere) Perfonen, deren polizeiliche Be⸗ 

‚ auflichtigung: III. 749. 

VerdienfisDentmünge, deren Verleihung für Rettung aus Le— 
„bensgefahr ; Cirkul.⸗Reſkt. vom 23. Septbr. 1833. — iñ. 768. 

Vereidigung der Beamten, ſiebe Dienfteive. 

VBereidigungs-Protofolle, der Schullehrer, Stempel ‚von 15 

. ser. R denfelben.. III. 623. 

Vereine, politifche, welche die Sicherheit des Staats oder dag 
allgemeine Wohl gefährden, deren Verbot im Großberz. 
Baden. IV. 1134 . . ; 

Verhaftete, fiche Gefangene. 

Verbaftungen, wegen volitifher oder anderer Umtriche, in der 
Rheinproving, Verhältniffe sen den Verwaltungs- und 
Juſtizbehorden ruͤckſichtlich derfelben. 1 136—139. — fiehe 

auch Unterfuchungen. 

Vermbgens-Abtretung, unter Ehegatten, Verhütung von Mif- 
bräuchen bei derfelben. III. 766. 

Vermbgens-Konfiskation, Verfahren ruͤckſichtlich derfelben 
— demnaͤchſt aber zuruͤckgekehrte Milt- 
tairp ge. II, 545. 

Verpachtungen, von Forftländereien ꝛc., fiebe Forftbeamte. 

Verpflegung für die Truppen, fiche Militatr-Verpflegung. 

Verſetzungen Königl. Stantsdiener, ſiehe letztere. 

Verwaͤltungsbehbrden, ſiehe Regierungen und Rheinprovinz 

Veterinagir polizeiliche — enheiten, reſſortiren von den 
Minifterien des Innern. IV. 1062. 

Bichhändler, denfelben ih der Mechfel ihrer Begleiter. (Treiber) 
mit Genehmigung der Polizeibebörde des Orts, mo der Wech⸗ 
fel vorgenommen wird, geftattet. I. 193. — es können den= 

elben von Ichterer aber mehr Begleiter nicht bewilligt wer- 
en, als der Gemwerbefchein befagt. I. 194. 

Vichlafrirer, koͤnnen auch ohne Erreihung des 3ojährigen Al- 
ters Gewerbefcheine zum Umherziehen erhalten. I. 203. 

Vorfluth, Anwendung der g.8. 6. und 10. des Geſetzes vom 15. 
Novbr. 1811. auf diefelbe. IL 517. *) 

Borladungen, Öffentliche, ausgetretener Kantoniſten und anderer 
Unterthanen, durch die Intelligenzblaͤtter, nachträgliche Ein» 
stehung der Inſertionskoſten für diefelpen. IV. 1131. 

Vorfpann, für das Militair, deffen Befreiung vom Chauffeegelde. III. 
842. — defien Geftelung für die auf dem Marfche erkrankten 
Militairperfonen und Militaiv-Arreftaten. IV. 1129. 1130, 

Borfellungen, ſiehe Geſuche. 


W. 


Waaren, in wieweit ſolche auf Jahrmaͤrkten ꝛc. ausgeſpielt werden 
dürfen. I. . f Iab geſp 


) Die Seite 517 angeführte Verordnung iſt nicht vom Jahre 1828., ſondern 
vom Jahre 1808, 
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Wanren-Anffäufe, Gewerbefcheln- Ertheilung an ausländifche 
Handlungsreifende für folche, im Beziehung auf Zollver= 
eins-Berträge. I. 202. — II, 504. 

Warren: Beftellungen, Verhütung des Mißbrauchs derſelben 
zum verbotenen Haufirhandel. IV. 919—921. — Gewerbes 
fchein-Ertheilung zu deren Auffuchen für ausländifche Hand⸗ 
lungsreifende, in Beziehung auf Zollvereins-Werträge. 1. 
202. — 11.504. — Legitimation der darauf reifenden aus- 
ländifchen Handlungsdiener. III. 806. 

Waarenſchau, deren Aufhebung auf Meflen und Jahrmaͤrkten in 
Kurheffen. IV. 1136. 

Waaren- Transporte, Berilligung von Begleitern zu denfelben 

uͤr Gewerbetreibende im Umherziehen und zur Wartung 
es Geſpannes. I. 191. i 

Waaren-Verſendungen, unentgeldlihe Ausftelung von Legiti— 
mationsfcheinen für diefelven. IV. 967. 

Wachsf iß uren, zur oͤffentlichen Schauſtellung, dürfen nicht mit wirk⸗ 
ichen Orden und Ehrenzeichen ausgeſchmuͤckt werden. IV. 1000. 

Wagen, deren nächtliche Aufſtellung auf den Straßen mit befon= 
derer Erleuchtung. I. 171. 

Wahlverfammlungen, flädtifche, an ſolchen koͤnnen die Stell 
vertreter abmwefender Bürger nicht Theil nehmen. IIL 691. 

ſiehe auch Magiftratswahlen. 

Waifenhäufer, fiddtifche, deren Verwaltung. III. 663. 

Waifen-Verforgungs-Anftalt, in der Provinz Brandenburg, 
zu Biein-Dllenidte, Einrichtung und Brundgefeße derfelben. 


Wald huͤter, Verfahren bei deren Dienfientlaffung in der Rhein—⸗ 
proving. III. 688. 
Waldwärter, deren Anftelung in Köntgl. Sorften. IV. 905. 
Wanderbücher, müllen im Defterreichifchen ausländifche Hand- 
wertsgefellen löfen, finnen aber neben denſelben auch ihre 
Paͤſſe behalten. 1. 152. — Il, 468. 
Wandern, der Handwerksgefellen und Gewerbsgehuͤlfen, unter wel⸗ 
chen Beichränfungen folches nur noch flattfinden kann; Re= 
‚gulativ vom 24. April 1833. — I. 185—190. 
Wanderpäffe, für Handmwerkögefellen, deren Ertheilung, nach dem 
Regulativ vom 24. April 1833.— 1.186. — die Nachtheile, 
weiche aus deren leichtfinntgee Ertheilung für die Kommunen 
entfteben, follen den Unterbehörden bemerkbar gemacht wer= 
den. 11.509. — in welchen Fällen denſelben folche wieder ab⸗ 
zunehmen find. 1.188.f. — dürfen fogenannte Freifnechte nicht 
erhalten. I. 190. — IV. 1060. — verlorne, Verfahren rück: 
ſichtlich derſelben. I. 189. — fiehe auch Handwerfsgefellen. 
Wartegeldsempfänger, befchäftigte, Bewährung von Zufchüffen 
aus deren Wartegeldern. IV. 897. 
Waff — deren ENG oder Räumung in Beziehung 
auf Vorfluth. II. 517. — fiehe auch Vorfluth. 
Waff era braenge, Verhütung von Unglüdsfänen durch diefelben. 
81 


Waffermühlen, neue, Zeitbeftimmung zur Benutzung der für die 
Anlegung derfelden ertheilten Kongefitonen. ILL. 778. — über 
den Berluft der letztern iſt Miniſterial⸗Entſcheidung erforder- 
lich. IV, 1050. — Berechnung der Gewerbefteuer für deren 
Betrieb. II. 333. 


118 
Waffe rähen, aBerihriften für den: verbefierten Anbau derfelben. 


Weber, Vorfchläge zur Werbefierung der von denfelben zu gebrau= 
enden Schlichte. IL. 362—368. 

Wege, in Verbindung mit den Hauptſtraßen, deren Berüdfichtigung 
bei Separationen. 11,515. — fiche auch Domainen-Fisfus. 

Weibliche Perfonen, über zehn Jahr, gegen diefelben foll ſtatt 
förperlicher Züchtigung, verhältnigmäßige Freiheitsſtrafe er- 
kannt werden. I. 133. — deren förperliche Züchtigung fin- 
det noch in Straf- und Beflerungs: Anfalten Statt. IV. 1028 


— 1030, 
Weidennrten, verfchiedene, Vorfchläge zu deren Anpflanzung und 
— Tree U. — 1. Borhen, Werfahren naß 
eidevermietbungen, in Königl. Forſten, ahren cht⸗ 
lich derſelben. IV. 906. 
Weftphälifche Landestheile, ehemals Königl., Verhaͤltniſſe zwi⸗ 
fchen Dominien und Gemeinden in denfelben. II. 695. — 
Wahl und Beſoldung der Dorffchulgen in denfelben. III. 
0% — Berhältniffe der Sudenfchaften in denfelben. II. 


696. 

Windmühlen, neue, Zeitbefiimmung zur Benutzung der für die 
Anlegung derfelben ertheilten Konzefitonen. III. 778. — 
über den Verluſt der letztern if Minikerial-Entfhpeidung 
erforderlich. IV. 1050. j 

Wittwen-Kaſſe, allgemeine, in Berlin, Goldsablungen bei den 
von derfelben zu erbebenden Penſionen. II.280. — Annab- 
me und Verausgabung fremder Goldforten bei derfelben. 
II. 596. — derfelben ibnnen die auf Kündigung angeſtell⸗ 
ten Beamten nicht beitreten. III. 597. — auch nicht die 
Woyts in der Provinz Pofen. III, 597. — Berpflihtung 
der Heiftlichen und Lehrer zum Eintritt in diefelbe. 11.383. 
— IV. 945. — etatsmäßige Aufſtellung der den letztern zu 
——— — 1l. 384. ; 

Wochenmärfte, können als ſolche nur auf eine kurze Dauer bes 
ſchraͤnkt fein. III 808. 

wolfsiegh- Dedmien deren Feftfegung und Bewilligung. IV. 
909. f. — Ueberlaſſung des Balges am denienigen, welcher 
den Wolf getddtet hat; ebendaf. — für vergiftete Wölfe 
kann den Forfibeamten die Zahlung der Prämie nicht ver- 
weigert werden. II. 482. j 

MWoytämter, deren Einrichtung in der Provinz Pofen. I. 118—126, 
— ee at ür diefelben, vom 18. Dftbr. 1833. 
— IV. 975—983. 

Woyts, deren Wahl, Anftelung, Betätigung und Befoldung in der 
Provinz Pofen. I. 118-126. — IV. 975—983, — konnen 
der allgemeinen Wittwenkaſſe nicht beitreten. III. 596. 

Wundärzte, (Chirurgen), fädtifche, find in Beziehung auf Grund- 
beſitz und bürgerlichen Gewerbebetrieb zur Gewinnung des 
Buͤrgerrechts verpflichter. III. 693. — zweiter Klaffe, Bei- 
bringung afademifcher Zeugniffe Seitens derfelden. 1. 
814. — in wiefern folhe zur Prüfung als Geburtshelfer 
nur noch zugelaffen werden fönnen, IV. 1084, . 

Wunden, Ausfiellung ärztlicher Gutachten über die Lethalität ders 
felben, behufs der Ausfprüche der Gefchwornen. III. 815. 
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mörfelf! Bien er ——— 2, in wieweit ſolches gu geſtat⸗ 


———— — Verordnung uͤber Schauſtellungen und 
‚andere finnliche Darftellungen in vemfrien- UI. 848...’ 


ablungen, für geleiftete Lieferungen Beibrin ung juſtiftzirter 
2 Sulingen der berechtigten Empfänger. h. 4 nie 
auch Quittun 


Zaͤune, ſollen ‚erbauten wegfallen, wo diefelben durch halt⸗ 
bare Gräb za Erdwälle oder lebendige Heden erfeht wer⸗ 
den koͤnnen. I. 59, 

geihen-Matertallen, Zahlung von Averfional-WVergätigungen 
— biefelben an Dber-Zorfimeifter, NRegierungs-Bauräthe 


n. 
geitfriften, Abellung von Konzeſſionen zur — der⸗ 
felben ; Cirtul.Reſkr. vom 18. Dezbr. 1833. — IV. 992. 
genehmigte, zur Mebertragung deren Redaktion an An— 
dere ift befondere Genehmigung erforderlich. J. 142. 
Zeitungs — ba 51 Eptrichtung und Ermäßigung für perio⸗ 
er. 
Zeugniffe, ärztliche, in Bee ſolche ſtempelpflichtig und reſp. 
ſtempelfrei find. 1..217. : 
Zink, ———— deſſelben ju Pump⸗ und Saugbrunnen. IV. 
108 


9. 
Sinngtefer- Bemerde, Nichtbetrieb deſſelben im Umherziehen. 


3 Are "hatten einen Denungianten- Suideh von den Geld⸗ 
firafen für Chauffee-Polizeivergehen. I 

3011-Defraudationen, durch folche gebt de Erlaubnif zum 
Gewerbebetriebe im Grenzbezirke verloren. I. 198. 

Zollordnung, vom 26. Mai 1818., Anwendung des $. 17. der⸗ 
felben und des Zufaßes zu demfelden in der Verordnung 
vom 19. Novbr. 1824., wegen des Gewerbebetriebes im 
Grenzbezirke. I. 196. ff. 

Zollvereine, mit fremden Staaten, Befugnif der Ausländer zum 
Gewerbebetriebe im Umberzieben ruͤckſichtlich derfelben. I. 
27 — — der ausländifchen Handlungsreiſenden. I. 202. 


Zollvereins— — ſenerzutlige — der Poſtguͤ⸗ 
ter von und nach denfelben. I 
audtbäuf er, fiehe Strafe und Beferunge, Ynfilten. 
Zuͤchtigung, förperliche, als Polizeiftrafe, ift nur gegen Perfonen 
ange Standes, mit Vorbehalt des Rekurſes, zuläffig. 
473. — er derfelben gegen Polizeigefangene 
als Disziplinarmittel. U. 472. f. — foll gegen nn 
des weiblichen Gefchlechts Sie sehn J "Sahr nicht weiter 
fattfinden. 1. 133. — aud in Polizei-Straffällen nicht. 
. 474. — Unwendbarfeit derfelben bei Meibsperfonen in 
de, Straf- und Befferungs=-Anflalten. IV. 1028 - 1030. 
der — für Entweichungen. IV. 1027. 
Zuͤchtlinge ſiehe Straͤflinge. 
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Buderfabritem deren Anlegung und Betrieb im Grengbejiehe. 


Buderfiedereien,'deren Anlegung Innerhalb der Städte. II. 793. 

Zunft-PolizeisKontraventionen, in einigen Landestbeilen 
noch vorfommend, Beibehaltung des zeitherigen Rekurs⸗ 
verfahrens in denfelben. L 134. 
Zunft mang, für einzelne Gewerbe, voliseilihe Entſcheidung der 
dabei vorfallenden Beeinträchtigungen. I. 777. 
ZwangsPäffe, (Meife-Routen), deren Ausfertigung und Ber- 
fahren gegen deren Inhaber, wenn ſolche von der vorge= 
fchriebenen Reiferoute abweichen zc. III. 740. 

Zwangsrechte, die Entfcheidung über Kontraventionen gegen dies 
felben ſteht den Gerichten zu. IL. 77. 





III. 
Regiſter 


zu den literariſchen Anzeigen. 


Pa⸗ und Fremden-Polizei, Vorſchriften über die Verwal⸗ 
tung derſelben; von — MW. dv. der Heyde. 1. 568. 


oligei-Unterfuhungs- Drdnun eeußifche; bon chen dem» 
— felben. I. 268 g, Preußiſche; 


Preußen und Frankreich, ſtaatswirtbſchaftlich und politifch, un⸗ 
ter vorzüglicher Berihfichtigung der Rheinprovinz, Schrift 
von David Hanfemannz deren Reviſion von Diet e— 
rici. IL. 851—876, 
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